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Biertes Bud). 


Don der Gründung des Kantons St. Gallen bis zur Aufhebung 
der Mediationsakte. (1803 bis 1813.) 





Erfter Abfchnitt. 


Die Mediationdafte; ihre Wefenheit. Die Kantonalfouveränetät wieder her- 
geftellt. Der neue Kanton St. Gallen; feine Zufammenfegung ; feine Ber: 
faffung, ganz undemofratifh. Der Große Rath unvollſtändig. Konfti- 
tuirung der neuen Staatsbehörden. Der Kleine Rath und fein Perfonale; 
Müller-$riedberg fein geiftiged Haupt. Das Bafallenthum gegenüber von 
Franfreih. Gemeindeorganifation. Organifation der bürgerlichen und der 
Straf-Rechtspflege; das Appellationsgericht. DOrganifatorifche Thätigfeit in 
ven übrigen Gebieten der Staatsverwaltung. Kirchliches. (1803.) 


Um die Mitte März des Jahres 1803 begann für bie 
Schweiz ein neues politifches Leben. Der lebendlängliche erfte 
Konful Frankreichs hatte für fie den der weit überwiegenden 
Mehrheit ihrer Bevölferung allein genehmen Föderalismus her- 
geftelt. Die neue Bundesverfafjung, inbegriffen die Verfaffungen 
gejammter Kantone, warb ald „Mediationsafte” bezeichnet; die 
Gentralorganifation, das Kapitel XX der Mebiationsafte bil: 
dend, erhielt die Bezeichnung „Acte federal“ (Bundesafte). 
Der Name „Eidgenoffenihaft“ findet fih im ganzen Inſtrument 
nit; gegentheild® wird die Gefammtheit der Schweiz noch „hels 
vetiſche Republik” genannt; jo in Art. XVI der Bundesafte. Aber 
thatſächlich war die Schweiz ald Bundesftaat organifirt, mit 
Annäherung an die Grundſätze eined bloßen Staatenbundes. 
Die Bundesafte von 1803 fpricht zwar nicht ausdrüdlich von 


der Kantondfouveränetät; aber fie erklärt jeden Kanton als 
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„unabhängig” vom Ausland und von einem. andern SKantonz 
fie fpridt den Kantonen alle Gewalten zu, welde nicht auss 
drüdliih der Bundesbehörde übertragen worden find. Hiermit 
übereinftimmend bezeichnen die Verfaſſungen der einzelnen Kan— 
tone, welde Behörde in jedem verjelben vie fouveräne Gewalt 
auszuüben habe. Grundfäglih und in Wirklichkeit war demnach 
die Fantonale Souveränetät wieder hergeftellt; aber die alljo 
fouverän erklärten Kantone vereinigte ein gemeinfames Band; 
die Bundesakte ftellte in der Taglagung ein mit wichtigen Be— 
fugnifjen ausgeftattetes Zentralorgan auf, und für die Zwifchen- 
zeit, während welcher fie nicht verfammelt war, hatte ein hoch— 
geftellter Magiftrat die Leitung der Gefchäfte in der Hand; 
der Landammann der Schweiz war der Repräfentant nach Außen 
für die Pflege der internationalen Beziehungen. Beſondere 
Bündniffe eines Kantons mit einem andern Kanton oder mit 
dem Ausland wurden unterfagt und die oberfte Kantonalbehörde, 
die einen Tagſatzungsbeſchluß verlegte, Eonnte als Rebell vor 
ein aus den Präftdenten gefammter kantonalen Kriminalgerichte 
beftelltes Bundesgericht geladen werden. Kein Kanton durfte 
mehr als zweihundert Mann ftehender Truppen halten, feiner 
ohne Voranzeige an den Landammann ber Schweiz mehr als 
fünfhundert Mann Millgen aufbieten. Die Tagfagung allein 
fonnte Handelöverträge und Militärfapitulationen mit dem Aus- 
land abfchließen; über andere Gegenftände fonnten die Kantone, 
unter Autorifation der Tagfagung, mit einer auswärtigen Macht 
verhandeln. Der freie Verkehr im Innern mit Lebensmitteln, 
Vieh und Kaufmanndwaaren wurde garantirt; ed wurde dadurch 
die Wiederholung alter Sperr- Verordnungen der einen Kantone 
gegen bie andern mittelbar unterfagt. Den Kantonen wurden 
die Zölle gelaffenz; aber die Tarife unterlagen der Genehmigung 
der Tagfagung. Den fchweizerifhen Münzfuß hatte die Tag- 
fagung, und zwar einheitlich, feftzufegen; ſtillſchweigend aber 
überging die Ausübung des Münzregals, mit erwähnter Be- 
fhränfung, an die Kantone. Der Fortbeftand oder die Wieber- 
herftellung von Unterthanenlanden, eben fo die politifchen Privi- 
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legien, wurden unterſagt. Der Kantone wurden neunzehn, nach 
alphabetiſcher Ordnung, aufgeſtellt: Appenzell, Aargau, Baſel, 
Bern, Freiburg, Glarus, Graubünden, Luzern, St. Gallen, 
Schaffhauſen, Schwyz, Solothurn, Teſſin, Thurgau, Unter⸗ 
walden, Uri, Waadt, Zug, Zürich. Abweichende Kantonal- 
gebilde aus der Zeit der helvetiichen Regierung wurden bejeitiget. 
Das Fridthal wurde dem Kanton Aargau einverleibt. Das 
Veltlin blieb der italienischen Republif, Wallis ein eigener 
Ramensfreiftaat unter franzöfiicher Herrſchaft; Genf und das 
ganze ehemals bifchöflich bafelihe Juragebiet mit Biel bis an 
die Zihl blieben mit Sranfreich vereiniget;z Neuenburg blieb noc 
unter preußifcher Hoheit, aber feine früheren Bundesverhältniffe 
zu einzelnen Kantonen hatten thatlählih und grundfäglich ihr 
Ende erreicht, weil mit der Mediationdafte unverträglid. ine 
Tagfagung, in welde jeder Kanton einen Gejandten (mebft 
einem oder zwei Legationdräthen zu deſſen allfälliger Erſetzung 
in Fällen von Abwejenheit oder Krankheit) abzuorbnen hatte, 
war die oberfte Bundesbehörde. Die neunzehn Kantonsabge— 
orbneten hatten im Ganzen fünfundzwanzig Stimmen, weil den 
ſechs volfreichften Kantonen, Bern, Zürich, Waadt, St. Gallen, 
Aargau und Graubünden, in dieſer Eigenfchaft, zwei Stimmen 
beigelegt waren, während bie übrigen dreizehn Kantone fich mit 
einer Stimme begnügen mußten. Die neunzehn Geſandten 
ftimmten nad Inftruftionen und befchränften Vollmachten; es 
war ihnen unterjagt, gegen die Inftruftionen zu ftimmen. Der 
Landammann der Schweiz war Präfivent der Tagſatzung und 
zugleich Geſandter feines Kantons. Für Kriegserflärungen, 
Friedens⸗ oder Allianzverträge (daherige Befugniß ftand aus: 
Ihließlih der Tagſatzung zu), war die Zuftimmung von drei 
Viertheilen der Kantone erforderlih. Konnten Streitigkeiten 
zwiſchen den einzelnen Kantonen nicht ſchiedsrichterlich ausge- 
tragen werben, jo trat die Tagſatzung nah Beendigung ihrer 
ordentlichen Verhandlungen al8 Syndikat (Bundesgericht) auf; 
dabei hatte jeder Gefandte (Kanton) nur eine Stimme, und es 
durfte ihm für den Fall Feine Inftruftion gegeben werden. Die 
1* 
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Mannſchaftskontingente der Kantone wurden im Ganzen zu 
15,230 Mann feſtgeſetzt, die Geſammtgeldkontingente zuſammen 
zu 490,507 Schweizerfranken. Die Landammannſchaft und der 
Sitz der Tagſatzung wechſelte von Jahr zu Jahr unter den 
Direktorialkantonen Freiburg, Bern, Solothurn, Baſel, Zürich 
und Luzern. Die Unabhängigkeit ver Schweiz geradezu ver- 
legend lautete eine WVorfchrift in Art. XXX ver Bunbesafte: 
daß auf allfälliges Begehren einer beuachbarten Macht, welches 
vom Großen Rath des Direftorialfantons beifällig aufgenommen 
worden, die Tagſatzung außerordentlich einberufen werden müfle; 
ed mußte namentlich für folhen Fall viefer Große Rath, war 
er nicht ſonſt verfammelt, zu außerorbentlicher Seſſton einberufen 
werden. Und wenn tiefer Große Rath vie Einberufung der 
Tagfagung abgeihlagen hätte, was dann?! Dffenbar wollte 
fih Frankreich durch jene Vorfchrift ein zum vorhinein garan- 
tirted Mittel zu nöthig erachteter Maßregelung der Schweizer: 
behörden vorbehalten. Dieje Bundedordnung, mit Hinzuthun 
der Kantonalverfaffungen, war wejentlih das Ergebniß der im 
Briefe Bonaparted vom 10. Dezember 1802 ausgeſprochenen 
Anſichten über die Unerläßlichfeit föderaliſtiſcher Inftitutionen für 
die Schweiz und über die Mittel zur Sicherung des Gleihgewichtes 
zwifchen der fantonaleu und der Bundesgewalt. Dabei ift aber 
im Eingang der Bermittlungsurfunde ausdrüdlih gejagt, daß 
die Intereſſen Frankreichs und der italienischen Republik, deren 
Grenze die Schweiz dede, mit ein Beftimmungsgrund zur Da- 
zwifchenkunft zwijchen die ftreitenden Parteien ver Schweiz ge- 
weſen; erwähnte Urkunde ift al8 Ausflug des jelbftherrlichen 
Willens des erften Konſuls „in feiner Eigenſchaft als Ver— 
mittler“ gegeben, womit jedoch keineswegs die Abſicht gewaltet 
habe, die Unabhängigkeit der Schweiz irgendwie zu benach— 
theiligen. Thatſächlich wurde die Schweiz durch diefe Staats: 
handlung eine Dependenz-von Frankreich; diefes Mißverhältniß 
wurde mehr oder weniger drüdend, je nach dem. progreifiven 
Steigen oder dem Stillftand der Macht des Beherrſchers von 
Sranfreih. Konnte fi die große Mehrheit der Schweizer mit 
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dieſer neuen Bundesordnung allmählig befreunden, ſo fanden 
ſie dazu den doppelten Grund, daß ſie ſich erſtlich von dem 
verhaßten Einheitsjoche befreit ſahen und ſich wieder weſentlich 
ſelbſtſtändig und in friedlicher eigener Bethätigung innert den 
fantonalen Gebäuden regieren konnten, ſodann daß fie mit 
einiger Sicherheit hoffen zu können glaubten, der endloſen Ge— 
waltthätigfeiten und Umwälzungen im Innern von nun an ents 
hoben zu fein. Den Drud von Außen her theilten fie mit noch 
andern Ländern. Die Schweiz war nocd immer mit fran- 
zöfifchen Truppen bejegt; dagegen wurde fie ihrer eigenen ftehen- 
den Truppen entlediget, da Bonaparte den Reft des Fleinen 
helvetiichen Heered laut Mediationsafte in eigenen Dienft nahm, 
nachdem gleichzeitig allen früheren FBahnenflüchtigen wiederholte 
Friften zur Nüdfehr in ihre Corps gegeben worden; dieſe 
Truppen wurden dann theil® nah Frankreich, theild nad 
Italien befehliget. 

Die in Paris verorbneten Verfafjungen der einzelnen Kanz 
tone waren, mit Ausnahme jener für die alten Demofratien, 
auf die Grundlage des Repräſentativſyſtems gegeben, dazu mit 
jehr wenigen unmittelbaren Wahlen. In dieſem Geifte jehen 
wir die erfte Verfaffung des Kantons St. Gallen entworfen. 
Die zu feiner Gründung vereinigten alten Gebiete. Landichaft 
und Stadt St. Gallen, Toggenburg, Rheinthsl, Sar, Werben» 
berg mit amd, Sargand, after mit Weſen, Utznach und 
Rapperſchwyl wurden in act Bezirfe eingetheilt: 1. St. Gallen 
(ausschließlich aus dem Gebiet der ehemaligen fouveränen Stadt 
beftehend); 2. Rorſchach (der Theil der alten Landſchaft öftlich 
von der Stadt gelegen); 3. Goßau (der weftliche Theil ver: 
jelben); 4. Untertoggenburg (das Toggenburg von der Grenze 
der Gemeinden Goßau und Wyl hinweg bis hinauf nad Bütſch— 
wol, diefe Gemeinde inbegriffen) ; 5. Obertoggenburg (ver 
ſüdliche Theil der alten Grafihaft); 6. Rheinthal; 7. Sargans 
(beftehend aus Sar, Werdenberg, Game, der Grafihaft Sar: 
gand mit dem Gebiete von Pfäfers, bis unterhalb Murg an 
die Grenze des Kantons Glarus); 8. Utznach (aus after mit 
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Weſen, Grafihaft Ugnah und dem Gebiete von Rapperſchwyl 
mit den Höfen zufammengefegt). Die Stadt St. Gallen wurde 
ald Hauptort ded Kantons erklärt. Die acht Bezirke zerfielen 
in vierundvierzig Kreife; dieſe wurben je aus einer größern Ge- 
meinde oder auch mehrern Gemeinden zufammen gebildet. Zur 
Ausübung des Aftivbürgerrechtes war insbelondere erforderlich: 
der Wohnfig in dem betreffenden Kreis oder in der Gemeinde 
feit einem Jahr, in der Negel das Alter von 20 Jahren, aus: 
nahmsweiſe (für einen Unverheiratheten) das Alter von 30 
Jahren; der Befig einer Liegenfhaft von 200 Franfen oder 
eines Hypothefartiteld von 300 Fr. Die höchſte Gewalt („le 
pouvoir souverain“) übt ein, auf fünf Jahre oder auch lebend: 
länglih gewählter, Großer Rath) von 150 Abgeordneten aus; 
in denjelben wählt jeder Kreis einen Abgeorbneten in unmittels 
barer Wahl, der Kreis St. Gallen ausnahmsweije deren fünf. 
So erhielt man 48 Abgeordnete. Das Alter von 30 Jahren 
war die alleinige Wählbarfeitsbedingung für diefe Abtheilung 
ded Großen Rathes; der Friedensrichter, Präfivent der Kreis- 
wahlverfammlung, war nicht wählbar in feinem Kreis. Jeder 
Kreis hatte ferner drei Kandidaten aus den Bürgern außerhalb 
jeines Gebietes zu wählen, welche Eigenthümer oder Nutznießer 
einer Liegenschaft von mehr denn 16,000. Fr. an Werth oder 
eines liegenfchaftlihen Pfandtiteld vom gleihen Betrage waren, 
auch das Alter von 25 Jahren erreicht hatten; ferner zwei 
Kandidaten ebenfalls aus der Zahl ver Bürger außerhalb des 
Kreifes, die das Alter von fünfzig Jahren überjchritten hatten 
und fi über einen Vermögensbefig von A000 Fr. in Liegens 
Ichaften oder Hypothefartiteln ausweifen konnten. So ergaben 
fih 220 Kandidaten; aus diefen waren durch das Loos 102 
auszuziehen, welcde vereint mit den 48 unmittelbar Gewählten 
den Großen Rath bilden. Die Großräthe aus der zweiten 
Ernennung waren es lebenslänglih, falls fie im gleichen Jahr 
durch fünfzehn Kreife auf die Kandidatenlifte gewählt worden 
waren; jene von der dritten Serie waren ebenfalld auf lebens 
fang gewählt, falls dreißig Kreiſe im gleihen Jahr fie als 
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Kandidaten bezeichnet hatten. Die unmittelbar Gewählten fonns 
ten von den Kreifen entſchädiget werben; bie übrigen 102 Mit- 
glieder hatten ihre Werrihtungen umentgeltlih zu bejorgen. 
Mitglieder von der zweiten und dritten Serie, welde in ber 
Zwijchenzeit von fünf Jahren abgingen, waren aus ver Kants 
didatenlifte dur das 2008 zu erjegen. Nah Ablauf von fünf 
Jahren hatte eine Integralerneuerung ded Großen Rathes ftatt- 
zufinden, doch mit Ausnahme der lebenslänglih Gewählten. 
Mit Bezug auf Lebtere wurde folgende Borfchrift gegeben: 
wenn dannzumal fich folder Lebenslänglichen mehr ald 49 im 
Großen Rath befinden, jo wird der Ueberſchuß der Anzahl von 
150 Mitgliedern beigezählt, jo daß bei jeder allgemeinen Wahl 
(Integralerneuerung) wenigftens 53 Bürger, die entweder ein 
Grundeigenthum von 16,000 Franken haben oder über 50 Jahre 
alt find, in den Großen Rath treten. Die vollziehende Gewalt 
wurde einem Kleinen Rath von neun Mitgliedern übertragen, 
die aus jenen ded Großen Rathed gewählt werben mußten und 
Mitglieder vefjelben blieben, aber ſtets wieder wählbar waren. 
Ihre Amtsdauer war auf ſechs Jahre feftgefegt; der Austritt 
hatte zu Dritiheilen zu gejchehen, fo daß, abgejehen von Todes» 
füllen und fonftigen Vakaturen, von zwei zu zwei Sahren drei 
Mitglieder des Kleinen Rathes neu zu ernennen waren; zur 
Wählbarkeit war ein Eigentum in Liegenichaften oder Hypo— 
thefen von 9000 Fr. erforderlid. Der Kleine Rat) wählte 
monatlich feinen SPBräftventen ſelbſt. Er ernannte alle „feine 
Beamten“, hatte dem Großen Rath über alle Theile der Ber: 
waltung Rechenſchaft abzulegen und während der Berathung 
beffelben über feine Amtsführung und Rechnungsablage aus der 
Berfammlung ſich zurüdzuziehen. Zur Handhabung ver öffent 
liden Ordnung verfügte der Kleine Rath; über vie bewaffnete 
Macht. Die ordentliche jührlihe Verſammlung des Großen 
Rathed war auf den Mai angefegt und durfte nicht länger als 
einen Monat dauern; der Kleine Rath jedoch hatte das Recht, 
die Seſſion nad) eigenem Ermefjen zu verlängern oder auch den. 
Großen Rath außerordentlich einzuberufen. Den Präſidenten 
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des Großen Rathes mußte diefer aus den Mitgliedern des 
Kleinen Rathes wählen; der Großrathspräfident durfte den 
Berathungen des Kleinen Rathes nicht beimohnen. Die Initiative, 
das Recht zu Einbringung von Vorſchlägen zu Geſetzen und 
Auflagen, ftand dem Kleinen Rath allein zu; der Große Rath 
feinerfeit8 hatte nur das Recht, ſolche Vorſchläge in ihrem 
Ganzen zu genehmigen oder zu werwerfen. Der Große Rath 
hatte im Fernern die Befugnif, den Gehalt der öffentlichen 
Beamteten zu beftimmen und die Veräußerung von Kantonals 
gütern zu bewilligen.. Laut der Bundesverfaflung ftand jedem 
Kanton das Recht zu, die Einberufung einer außerordentlichen 
Tagſatzung zu verlangen, und fie mußte gehalten werden, wenn 
der Behufs dießfallfigen Entjcheides außerordentlih zu ver 
fammelnde Große Rath) des vorörtlihen Kantons dem Begehren 
beipflichtete; eben fo fonuten fünf Kantone die Einberufung ber 
Tagfagung begehren, wenn der Große Rat) des Direftorial- 
fantons ſolches dem einzelnen Kanton abgefchlagen hatte. In 
beiden Fällen war es der Große Rath) des requirirenden Kan— 
tons, dem ſolche Begehren zuſtanden. Folgerecht hatte auch der 
Große Rath von St. Gallen dieſe Befugniß, und zwar, gegen- 
über dem Kleinen Rath, ausſchließlich. Aber weil ver Große 
Rath, falls er nicht fonft verfammelt war, fich nicht ſelbſtſtaͤndig 
verfammeln Fonnte, oder, falls er auch ſich in Seſſion befand, 
feinerlei Vorfchlagsrecht befaß, jo war er aud in Ausübung 
der erwähnten wichtigen Befugniß ganz von tem Vorgehen des 
Kleinen Rathes abhängig; wollte dieſer eine Tagſatzung nicht, 
fo mußte der Große Rath für deren Berufung unthätig bleiben. 
Der Große Rath ernannte die Abgeordneten zu den Tagſatzungen, 
ertheilte ihnen die Inſtruktionen (welche abermald von den Por: 
fchlägen des Kleinen Rathes abhingen). Er, der Große Rath, 
ftimmte im Namen des Kantons. 

An die Stelle der helvetiſchen Munizipalitäten traten Ge— 
meinderäthe von wenigftend neun, höchitend fiebenzgehn Mit- 
gliedern; Amtsdauer jehs Jahre, Erneuerung zum Drittheil; 
Wählbarkeitsbedingungen: das Alter von 30 Sahren und ein 
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liegenſchaftlicher Beſitz von 500 Fr. Ihre Hauptverrichtungen 
waren: örtliche Polizei, Vertheilung und Bezug der Auflagen, 
Armenweſen. Jeder Kreis hatte ſeinen Friedensrichter, der zu— 
gleich Vermittler in bürgerlichen Streitigkeiten und Vorſtand des 
Friedensgerichts war, das über ſolche Streitigkeiten „von ge— 
ringem Werth“ abzuſprechen hatte. Die Friedensrichter waren 
zugleich Vollziehungs- und Aufſichtsbeamte im Kreis; daher 
wählte fie der Kleine Rath; erforderlicher Vermögensbeſitz 
1000 Fr. Für die bürgerlihe und „peinliche” Rechtspflege 
wurden Gerichte erfter Inſtanz aufgeftellt, deren Glieder durch 
die Parteien zu entſchädigen waren, dann ein Appellations- 
gericht von dreizehn Gliedern, welches in letzter Inſtanz abzu— 
ſprechen hatte; „es beruft nöthigenfalls Rechtsgelehrte in feine 
Mitte”. MWählbarfeitsbedingniffe wie für den Kleinen Rath. 
Die Glieder der Bezirfsgerichte waren von dem Kleinen Rath 
aus einem dreifachen Vorfchlag des Appellationsgerihts zu 
wählen; erforderlicher Wermögensbefig: 3000 Fr. Für die Ent- 
Iheidung von Aominiftrativftreitigfeiten wurde ein beſonderes 
Geriht aus einem Mitglied des Kleinen Rates und vier 
Appellationsrichtern aufgeftellt. 

Diefe Berfaffung beftand aus 24 Artikeln, von denen der 
legte allfo lautete: „Die volle und unbejchränfte Freiheit der 
Ausübung des Fatholifchen und proteftantiichen Gottesdienftes 
ift zugefichert („garantie“). Eben fo ift den Zehnt- und Boden 
zinspflichtigen der Losfauf ihrer Beſchwerden, nad dem wahren 
Werth, durch die Konftitution augefichert.” Anzuführen ift, daß, 
unter Mißachtung aller bisherigen Redtsgarantien und Ge— 
bräuche in den gemifchten Landestheilen, Rüdfiht auf nöthige 
oder doch ſehr wünfchbare Einhaltung des Gleichgewichtes zwi— 
ſchen Katholifen und Proteftanten, mittelft der Wahlen, nicht 
getragen wurde; die Verfaffung übergeht diefen Bunft ganz mit 
Stillſchweigen. Der erfte Abdruck diefer St. Galliihen Kans 
tonsverfaffung erfchien im Moniteur in Paris; aus diefem vers 
öffentlichte Die damalige einzige Buchdruderei in der Stadt 
St. Gallen einen Nahdrud in der franzöſiſchen Urjprade. 


Das Volk war durch diefe Verfaffung fehr ftiefmütterlich 
behandelt. Theild durch feine Beftrebungen vor 1798, theils 
im Laufe dieſes nmemlichen Jahres, dann wieder theilwelfe im. 
Sahr 1799, vollends aber durch die Selbftkonftituirung im Laufe 
des Jahres 1802, hatte es, entweder eine vollftäindige demofra- 
tiihe Ordnung und Gelbftftändigfeit, oder doch volftändig uns 
mittelbare Stellvertretung errungen. Im Jahr 1798 raubte 
man ihm durch die Gewalt ter franzöftiihen Waffen, was es 
damals an Rechten der Selbftftändigfeit befaß; das Gleiche ge: 
Ihah wieder im Jahr 1799, vollends aber im Jahr 1802 aber» 
mald durch militäriſche Gewalt, welche die jchweizerifchen Kantone 
und Völkerſchaften, nachdem fie durch die eigene That fich ihre 
Unabhängigfeit wieder erobert, der mit Recht verhaßten franz 
zöſiſchen Frempherrihaft unterwarf. Was den St. Galliichen 
Bölferjchaften die Verfaffung vom 19. Februar 1803 wieber- 
gab, war nur ein Echatten von Selbftftändigfeit und Volksherr- 
haft; die unmittelbaren Berechtigungen des Volkes bejchränften 
fih auf die Wahl der Gemeinvebehörden und faum des dritten 
Zheild der Großrathsmitglieder; für alles Webrige war es dem 
Ermeſſen ver Staatsbehörben überantwortetz; das Fünftlihe Wahls 
ſyſtem garantirte die Fortdauer der zur Zeit der helvetiichen Res 
publif durch ihre Inftitutionen und Staatöftreiche groß gezogenen 
Dligarhie, deren Glieder fich gegenfeitig die höheren Aemter 
und Stellen zugeichoben, die unabhängigen und ächt republi- 
kaniſch gefinnten Karaftere aber, entweder eigenmächtig ausge— 
worfen, oder vollends in die Gefängnifje der Feſtung Aarburg 
geftedt oder nah dem Auslande beportirt hatten. Waren nun 
auch jo jchlimme Auswüchfe nicht mehr zu bejorgen, oder find 
fie überhaupt aus verjchiedenen Gründen von Einführung der 
Mediationsafte an nicht wiedergefehrt, fo blieb doch das Volk 
in voller Abhängigkeit von wenigen geichidten und gewandten 
Geiftern, welde das Talent oder andere günftige Umftände an 
das Staatsruder geftellt hatten. Selbſt „Lebenslängliche” im 
Großen Rathe follte ed geben, in Eleinliher Nahäffung der Frans 
zofen, die fih einen lebenslänglichen Konful hatten geben lafien. 
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Dem Volke war alle erhebliche Bethätigung bei Leitung ber öffent— 
lihen Angelegenheiten entrüdt und es Jah ſich dießfalls auf den, 
wenn auch ehrenhaften, doch gewiß vom republifaniichen Stand- 
punft aus fehr engen Wirfungsfreis für das Gemeindeweſen 
beſchränkt, rückfichtlich deffen ihm eigene Berathung und Echluß- 
faffung überlafjen blieb, während es für alle übrigen Kreije ver 
Öffentlichen Verwaltung bloße Wahlmaſchine, und dieß noch in 
eiferfüchtig beichränkttem Maßftabe, blieb. Es mußte „indirekte“ 
wählen, aber „virefte” unter allerlei Bormen zahlen, und dieß 
nicht wenig. War ein ſolches Ergebniß den Anjtrengungen, 
Aufopferungen, Leiden und Bebrängniffen des Volkes während 
ver eben verflofienen Jahre entiprehend?! Wie dem auch fein 
mochte, — das Bolf unterwarf fih, wählte, bezahlte, ließ fich 
ſtillſchweigend das neue Gewand von helvetijch-franzöfiichem 
Schnitt gefallen, auf fommende günftigere Ereigniſſe lauernd. 
Anhänglichkeit und Liebe zu diefer Verfafjung von 1803 gewann 
es nicht nnd Fonnte es daher auch nicht kundgeben. Beſonders 
dem ſchlichten Bauerdmann erfchien die öffentlihe Ordnung, nad 
wie vor, als Franzojfenherrfchaft, und er hatte wahrlich nicht 
ganz Unredt. 

Die für die Einführung der Kantonsverfaffung in Paris 
beftellte Regierungsfommilfion Fonftituirte fi, obwohl ihr Präs 
fidvent noch abweſend, am 15. März, machte dem Volke hievon 
Meldung durd Proflamation vom gleihen Tag, in der mit Bes 
zug auf die neue Verfaffung die ernfte Mahnung zu lefen: 
„Bergen wollen wir es Euch aber nicht — nur durd die ge 
naue Befolgung diefer Verfaffung, die und der mächtige Konjul 
darbot, fünnen wir unſere Selbftftändigfeit ald Staat und als 
Kanton behaupten. Mit ihrer Verlegung ift der Untergang 
unfered geliebten Vaterlandes unmittelbar verbunden.“ “Die 
Kommilfion verorbnete dann: daß die beftehenden Diftrifts- und 
Gemeindebehörden bis auf Weiteres ihre Verrichtungen fortzus 
jegen haben; daß am Hauptorte eine FünfersKommilfion aus 
ven Verwaltungsfammern der Kantone Sentid und Linth die 
Adminiftrativgegenftände beforge; gleichfalls eine aus den beiden 
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Kantonsgerichten Sentid und Linth zufammengefegte Appellationd- 
behörde in letzter Inſtanz über die hängenden Prozeſſe abipredhe; 
alle beftehenden Gelege und Verordnungen, inbegriffen jene über 
das Steuerweien, Salz, Zölle, einsweilen noch in Nectöfraft 
bleiben, das Tragen der helvetiichen Farben abgeſchafft fei. In 
diefen Tagen war Brigadegeneral Seras Kommandant der franz 
zöfifhen Truppen im Lande; die Negierungsfommilfton machte 
ihm Anzeige von ihrer Konftituirung. Müller-Friedberg traf auf 
feiner Rücreife von. Paris am 11. März in Rapperſchwyl ein, 
ftellte durch ſchriftliche Anzeige an den Negierungsftatthalter von 
Linth die dem neuen Kanton St. Gallen einverleibten Gebiete 
jenes ‚helvetifchen Kantons unter die Verwaltung der St. Gal—⸗ 
fifchen Regierungskommiſſion, begab ſich weiter über Näfeld (dort 
war eben fein Bater geftorben) und Lichtenfteig nach St. Gallen ; 
von nun an leitete er gefammte Geſchäfte. Sofort jchritt die 
Regierungstommilfion zur Eintheiluug des Kantons: in die 44 
Kreile auf Grundlage der durch die Verfaffung bezeichneten acbt 
Bezirke und bezeichnete die Kreisverfammlungsorte für Vornahme 
der Wahlen in den großen Rath. Der Bezirf St. Gallen wurde 
ein Kreis; der Bezirf Rorſchach wurde in acht Kreife ausge» 
ſchieden: Straubenzell, Häggenſchwyl, Tablat, Mörſchwyl, Stein- 
ad, Rorſchach und Untereggen; Goßau in die vier Kreife Wyl, 
Dberbüren, Goßau und Waldkirch; Untertoggenburg in vie ſechs 
Kreife Bütſchwyl, Mosnang, Kirchberg, Oberutzwyl, Flawyl, 
Mogelsberg; Dbertoggenburg ebenfalls in ſechs Kreife: Alt 
Et. Johann, Neßlau, Ebnat, Wattwyl, St. Peterzell, Lichten- 
fteig; Rheinthal in acht Kreife: Thal, Rheine, Berned, Balg- 
ad, Marbach, Altftätten, Oberriet, Rüthi; der Bezirf Sargans 
in fieben Kreife: Sennwald, Grabs, Sevelen, Sargans, Ragatz, 
Mels, Wallenftadt; der Bezirf Utznach endlich in fünf Kreife: 
Schänis, Kaltbrunn, Utznach, Eſchenbach und Rapperſchwyl. 
Die Regierungskommiſſion verordnete das Nöthige für die Er— 
wahrung des Stimmrechtes, machte die Bürger auch mit ben 
MWählbarfeitöbedingungen für die Wahlen in den Großen Rath 
befannt, ſetzte als Wahltag den 3. April feft, beftellte ſelbſt 
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für jede Kreisverſammlung den Präſidenten, da die Friedensrichter 
noch nicht gewählt waren, und erklärte den erſtern ausdrücklich 
gleih jedem andern Bürger wählbar in ven Großen Rath (ben 
Präfiventen nur für die Eröffnung der Verfammlung zu beftellen, 
diefer felbft dann die freie Wahl eines definitiven Vorftandes zu 
überlaffen, wäre in den Augen der Regierungsfommilfton zu 
demofratifch geweſen); ald Tag für die Auslofung der Kandis 
daten bezeichnete fie den 9. April (Verordnung von 22. März). 
Später erließ fie die nöthigen Vorſchriften über die Erwahrung 
ver Wahlfähigkeit für die unmittelbaren Großräthe ſowohl als 
für die Kandidaten und über das bei Ziehung des Looſes ein- 
zuhaltenve Verfahren. Durch Kreisfchreiben an alle Defane und 
Pfarrämter beider Konfelfionen befahl fie auf Sonntag den 
17. April, zu Ehren der bevorftehenden Einfegung der neuen 
Regierung, die Abhaltung eines feierlichen Gottesdienftes, damit 
Obrigkeit und Wolf vereint den Willen Fund geben, die neue 
Ordnung der Dinge mit Gott anzufangen. Die Regierungss 
fommiffion verorbnete im Fernern ald „Farbe des Kantons“ 
weiß und grün, gerade; als Wappen veffelben: „Silberne 
Fasces, mit einem breiten, glatten, grünen Band umwunden, 
in grünem Feld; die Fasces, als Sinnbild der Eintracht und 
der Souveränetät, enthalten acht zufammengebundene Stäbe, nad) 
ber Zahl der acht Diftrifte, mit oben hervorftehendem Beil; das 
Staatsfiegel ſoll oben befchriebenes Wappen enthalten, mit ber 
Sujchrift: Respublica Helvetiorum foederata. Pagus Sangal- 
lensis; in offizieller Ueberſetzung: „Verbündete helvetiihe Re- 
publit; Kanton St. Gallen.” Endlich wurde vorgejchrieben, 
das Wappen des Kantons joll gemalt oder gehauen über ven 
Thoren der Städte angebracht werden (5. April. Der zu Stabt 
und Land als Wappenfigur vielbeliebte Bär, geichichtliche Erin- 
nerung au ven heiligen Gallus, mußte weihen. Die Wahlen 
gingen im Ganzen ordnungsgemäß vor ſichz nur in Altftätten 
trat, mehr aus Leidenichaft des MWahlpräfiventen, ald aus Schuld 
des Volkes, Störung ein und mußte eine zweite Verſammlung 
gehalten werben; ſofort jchritt die Regierungsfommiffton ein durch 
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Abfendung Meßmer als Kommiffär und durch Requiſition 
zweier franzöftfher Truppenpifete gegen die vermeinten Ruhe— 
ftörer; der Kreis wählte gleihwohl hochdemokratiſch, oder antis 
helvetiih. Das erefutorifche Einfchreiten durch Franzoſen fah 
die Regierung als fich von felbft verftehend an. Als gegen den 
Pfarrer von Schänis eingeflagt worden: er vermweigere, die 
Wahl ver Kantonsräthe in dortiger Kirche vornehmen zu laffen, 
fandte die Regierungsfommilfion vier franzöfiihe Jäger als Ere- 
futionsmannfchaft gegen ven Pfarrer ab, mit weiterem Befehl, 
diefen nad St. Gallen abführen zu laffen, falls er fich beigehen 
ließe, fi irgendwie gegen die Wahlverfammlung - auszulaffen, 
oder während derſelben „das Hochwürdige“ aus der Kirche zu 
entfernen. Das Gefammtergebniß der Wahlen war ein Selt- 
famed. Die 48 Unmittelbaren waren glüdlich gewählt. Die 
vorgefchriebene Zahl der Mittelbaren dagegen wurde nicht gefun— 
den. ALS fi die Regierungsfommiifton, unter Zuzug des Ap- 
pellationsgerichtspräftdenten und anderer hoher Urfundsperfonen, 
bei offenen Thüren zur Vornahme der Auslofung verfammelte, 
entnahmen fie den aus den 44 Kreifen eingegangenen Wahl: 
protofollen, daß gefammte fowohl unmittelbare ald mittelbare 
Stimmgebung fih auf 120 Bürger vereiniget habe, von denen 
48 als die Unmittelbaren in Abzug zu bringen waren, fo daß 
für die Bejegung der mittelbaren Stellen nur noch 72 Kandi- 
daten übrig blieben; von Tegteren lehnten 21 ab und 3 hatten 
die verfaffungsmäßige Wahlfähigfeit nicht. So ergab fi, ohne 
nöthige Auslojfung, eine Zahl von bloß 48 Mittelbaren ftatt 
102, und es fand fih der Große Rath in feiner Gefammtheit 
auf 96 Mitglieder befchränft. So hatte die volksſcheue Verfaf- 
fung ſchon bei ihrer erften Anwendung ihre Lächerlichfett an den 
Tag gelegt. Die Machthaber veröffentlichten das Ergebniß ohne 
weitere Bemerkung. Dem Landammann der Schweiz gegenhber 
gingen fie in vorbeugende Rechtfertigung ein; fie meldeten ihm 
das Ergebniß unter Anführung ganz unerhebliher Gründe, um 
deren willen, nad ihrer Meinung, Nachwahlen nicht thunlich 
wären; ohnehin, jo erachteten te, ſeien ſolche durch den Wort» 
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laut der Berfaffung nicht geboten (12. April). Aber diefe fchrieb 

vor, daß der Große Rath aus 150, nicht bloß aus 96 oder 
noch weniger Mitgliedern zu beftehen habe, und die Möglichkeit 
von Nahmwahlen für eine zweite Kandidatenlifte fonnte ernftlich 
nicht beftritten werden; gleichwohl unterblieben jolde und das 
St. Galliſche Volf war von 1803 bis 1808 durch einen im 
offenften Widerſpruch zur Verfaffung unvollftändig gebliebenen 
Großen Rath repräfentirt, welchem mehr als ein voller Dritt- 
theil feiner Mitglieder fehlte und welcher durch verfchiedene Ur— 
jahen im Laufe der Jahre noch mehrere derfelben verlor. Das 
Volk ließ fih auch diefes gefallen. In allen Kreifen von kon— 
feiftonell gemifchter Bevölferung wurde das unmittelbare Mit: 
glied aus jenem Religionstheil genommen, welcher die Mehrheit 
hatte; die Geſammtzahl ftellte fih auf 64 Katholifen und 32 
Proteftanten. Bon den hervorragenden Männern, welche bie 
Revolution in der alten Landſchaft geleitet oder wefentlich bes 
günftiget hatten, erfchienen nur Blum, Egger von Tablat und 
Müller von St. Georgen ald gewählt. Blum mußte aus ber 
Zahl der Mittelbaren zurüdtreten, weil er ben erforberlichen 
Bermögensbefig an Liegenfchaften im Kanton nicht ausmeilen 
fonnte. Künzle, Gallus Schlumpf und andere Häupter wurden 
von den Wählern übergangen, und im Kreile Goßau war es 
nicht Künzle, fondern der gewejene Landammann Schaffhaufer, 
dem das VBolfsvertrauen fich zumendete. 

Im großen Saale der neuen Pfalz eröffnete am 15. April 
der Präfivent der Regierungsfommiffion mit feierlicher Rede den 
Großen Rath, zu welcher Amtshandlung auch die Bürger zuge- 
laffen waren. Müller-Frievberg erinnerte bei diefem Anlaß an 
die Mäglichen Urſachen der Auflöfung der alten Eidgenoſſenſchaft, 
des nachhin „im erften Revolutionstaumel aufgedrungenen“ Ein- 
heitsfyftemes, aller fruchtlofen Verſuche vieler ausgezeichneten 
Männer der Schweiz, eine angemefjene Berfafjungsform einzus 
führen; — an die fodann eingetretene erfolgreiche Dazwiſchen— 
funft des „mächtigen” Verbündeten; er verkündete das Lob bes 
nun gewährten „verbefjerten Föderalismus“ und zeichnete endlich 
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in treffenden Zügen die ſchwierige und weite Aufgabe des neuen 
St. Galliſchen Staates und ſeiner Regierung. Es folgte die 
Eidesleiſtung des Großen Rathes; dieſe noch in öffentlicher 
Sitzung. Dann wurden die Thüren geſchloſſen; der Große 
Rath wählte das Haupt der nun abgetretenen Regierungskom— 
miſſion auch zu ſeinem Präſidenten, dann als Mitglieder des 
Kleinen Rathes: Müller-Friedberg, Zollikofer, Reutti (dieſe drei 
auf 6 Jahre); dann Dominik Gmür, Germann, Jak. Laurenz 
Meßmer (genannte drei auf 4 Jahre); endlich Gſchwend, Her⸗ 
mann Fels und Bolt (als den letzten Dritttheil des Kleinen 
Rathes) auf 2 Jahre. Vier von dieſen neun Mitgliedern waren 
früher fürftlihe Beamtete. Durch Kundmahung vom 18. April 
zeigte der Kleine Rath; dem Volfe die Konftituirung beider ober- 
ften Landesbehörden an, mit dem Verſprechen, das allgemeine 
MWohl- nad) beften Kräften zu fördern, zu welchem Ende fein 
erfted und vorzüglichited Beftreben dahin gerichtet fein werde, 
der Religion ihre Würde und Anfehen, den Dienern des Staates 
und der Kirche die gebührende Achtung, den Gefegen ven ſchul— 
digen Gehorfam und allen ruhigen und rechtichaffenen Bürgern 
Schutz und Sicherheit für ihre Perfonen und Eigenthum zu 
verſchaffen. Der Kleine Rath jchied fih in vier Kommiſſionen 
aus: Juſtiz und Polizei (Reutti und Bolt); Inneres (Gmür, 
Gſchwend und Fels); Finanzen (Zollifofer, Germann, Meßmer); 
Aeußeres und Kriegsweſen (Müller-Frievberg und Meßmer) ; 
der geweſene Dberfchreiber der Regierungsfommilfioen, Johann 
Jakob Zollifofer (von St. Gallen) wurde zum Kanzleidireftor, 
der gewejene Senator Falk zum Rathsſchreiber (Erfagmann des 
Kanzleidireftord und Protofolfführer des Kleinen Rathes) er: 
nannt. Der Kleine Rath beftimmte feine Amtskleidung wie folgt: 
Schwarzer Frack, Beinkleiver und Strümpfe, weiße Wefte, Schuhe 
mit Schnallen; um den Leib eine fchwarzjeidene Schärpe mit 
goldenen Franſen; dreiedigter Hut mit goldener Schnur; Amts- 
kleidung für das Appellationsgericht: ganz Ichwarze Kleidung, 
dreieckiger Hut und Degem Das Haus war vorläufig beftellt. 
Beſehen wir und näher die Hausväter. 
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Karl Franz Aloys Mathias Müller v. Friedberg, Reichs— 
freiherr, geboren in Näfeld am 24. Februar 1755 und Lands 
mann des Kantons Glarus, feit 1798 Bürger von Lichtenfteig, 
ftand noch in der Kraft der Jahre, ald ihn die Vorjehung an 
das Staatdruder des neu gebildeten Kantons St. Gallen ftellte. 
Ihm kam eine umfaflende, am Gymnaſium zu Zuzern, dann an 
den Hochſchulen zu Befangon und Sahjburg erworbene wiffens 
Ihaftlibe Bildung, geftärft dur klaſſiſche Gründlichkeit, daneben 
eine reiche Lebenserfahrung in den verjchiedenften politiichen und 
adminiftrativen WBerhältniffen, zu ftatten. Seiner vielfeitigen 
Amtsthätigfeit ift Schon früher gedacht worden. Wo er ftand 
und wirkte, überragte er Alle durch fein vielfeitiged Wiffen, 
feine Gewandtheit im Umgang und in der Arbeit, mildarifto- 
fratiiche Formen, wie fie der höhern Gejelichaft eigen find, in 
der er auferzogen worden und vorzugsweiſe gern gelebt hatte. 
Er war fein Mann für fleine und engbegrenzte Verhältnifie ; 
daher hatte er, und mit Recht, nicht bloß wegen der getrübten 
Berhältniffe in den Et. Galliſchen Landen, fondern zur Befries 
digung eigenen Thätigfeitötriebes und zur Erringung einer fein 
ganzes Weſen befriedigenden höhern Stellung, eine Wirkfamfeit 
im Ausland gefuht. Er war mit allen für einen Minifter oder 
hochgeftellten Diplomaten einer europäifchen Großmacht erforber- 
lihen Eigenjhaften begabt. Stand er in weniger hoher GStel- 
lung, jo war er ſchon nicht ganz am rechten Orte, felbft in der 
beivetijchen Republif nicht, obwohl er dort, Schon bald nad fei- 
nem erften Auftreten, einen weitreichenden und vielfeitigen Ein- 
fluß fih errang. Und wo er war und lebte, da fuchte er ſich 
die anſprechendſte Wirkſamkeit eines nach Anfehen und Ruhm 
dürftenden Staatsmannes zu öffnen, indem er fih ver Leitung 
aller auswärtigen Verhältniffe widmete, die ihn mit einem mög— 
lift weiten und angejehenen Kreis von Perſonen in Verbin— 
dung zu bringen und zugleih in erwünjchte höhere gejellichaft- 
liche Lebensverhäftnifje zu verfegen geeignet waren. So wurde 
er, nad Gründung der fchweizerifchen Föderation von 1803, 
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Staatdmänner und Diplomaten, wie er zugleih, um ver be: 
zeichneten Eigenſchaften willen, im eigenen Kanton eine andere 
ald die erfte Stelle nicht innehaben konnte. in populärer 
Mann, im gewöhnlichen Sinne des Wortes, war er dabei aller: 
dings nicht. Wie er die Demofratie, alte und neue, anfah, das 
ift Schon aus früheren Bogen dieſer Gefcichte zu entnehmen ; 
Republifaner war er mehr theoretifh als praftiih; er erfüllte 
aber auch in diefer Stellung feine Pfliht. Die diplomatifche 
Korreipondenz der Regierung mit der Bundesbehörbe, gefammten 
Kantonen und den angrenzenden Staaten führte und beforgte er 
jelbft, mit einer Naftlofigfeit, die faft an Uebermaß grenzte. 
Im Innern ded Kantond wirfte er wohl für die Grundlagen 
feiner Drganifation und Entwidlung nah allen Richtungen, 
überließ dann aber die viel jchwierigere Sorge einer nachhal— 
tigen Ausführung dem Eifer und der Sachkunde feiner Kollegen. 
Seine hohe geiftige Bildung trieb ihn, fi vorzugsweiſe in den 
Angelegenheiten der Kirhe umd der Schule zu bethätigen, ſoweit 
ihm ſolches neben der Obſorge für die föderalen und auswär- 
tigen Berhältniffe möglid war. Der Unftern aber feste ihn 
mitten in eine Zeit, welche ſich der Kirhe und ihren religiöfen 
Snftituten feindlich gegenüber ftellte. Sohn der Aufklärung des 
achtzehnten Jahrhunderts wurde er unter biefen Umftänven zu 
einer Thätigfeit getrieben, die ihm die Träger ernfterer« religiöfen 
Anſchauungen abwendig machte ') Sein Karafter entſprach feis 
nen diplomatiſchen Gelüften; in der Auswahl der Mittel zu 
feinem Ziel bewegte er fi mit einer gewiſſen Ungebundenheit. 
Sm Uebrigen blieb feine ſtaatsmänniſche Wirkſamkeit untadel- 
haft; er genoß lebenslang hohe Achtung; Vielen war er, ala 
Gegenfag des Allttäglihen, ein Gegenftand der Bewunderung ; 
den Reformirten galt er als ein Drafel. 

Der Mann des Landes und Volkes war Joachim Panfraz 
Reutti, zwar ohne höhere wifjenfchaftlihe Hülfsmittel, aber 

1) Maurer:Gonftant, der Herausgeber feiner Briefe an Joh. v. Mül⸗ 
ler, fpricht fich hierüber auf S. XV der Einleitung zum fünften Band ber 
Sammlung eingehender aus. 
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durch das Leben gebildet, Advofat, dann fürftliher Beamteter 
in unteren Kreiſen, in letzter Zeit Kantonsgerichtspräfivent, bei 
dem Eintritt in die St. Galliſche Kantonsregierung im Fräftig- 
fen Mannesalter von fehsunddreißig Jahren ftehend, von jchd- 
nem Körperbau, mächtiger Redner, entjchieden und eingreifend ; 
er bewegte ſich im Polizei und im Rechtsfache mit voller Sad 
funde, nahm den thätigften Antheil an der Gefeggebung in allen 
Zweigen der Staatöverwaltung, war hocdangejehen im Großen 
Rath und bevorzugt, da diefer viel häufiger ihn als irgend 
einen andern feiner Kollegen zu feinem Präſidenten wählte. 
Ihm an Thatfraft und Einfluß ftand nahe der Gafterer Do- 
minit Gmür, von Schänis, der ſich an fchweizeriichen Gymna- 
fialanftalten und zu Augsburg trefflide humaniftifche und allge 
meine Bildung erworben, an der Hochſchule zu Landshut in 
längerem Studium mit den Rechtswiſſenſchaften vertraut gemacht 
hatte. Schon von Landes: und helvetiſchen Aemtern her be- 
fannt, war er einer der Bertrauensmänner und Repräjentant 
ber obern Landichaften des neuen Kantons, befreundet mit den 
bedeutfamften übrigen Etellvertretern und Beamteten derfelben 
und gleihjam ihr Haupt, wie Neutti mit Entjchievenheit ein- 
greifend im den Gang der wichtigften Angelegenheiten. Auf 
Seite der proteftantiihen Mitglieder ragte Jakob Laurenz Meß— 
mer, von Rheined, hervor, ein ungweideutiger Freund der neuen 
Zeit. Zum Kaufmann gebildet, hatte er als helvetiicher Se- 
nator DBertrautheit mit den Staatögejchäfter gewonnen; als 
höherer Stabsoffizier und Milizfommandant war er in ber jungen 
Bevölferung des Landes populär geworden. Feurigen Tempe— 
raments rechnete er e8 ſich zu hoher Ehre, ein neues St. Gal- 
liches Kontingent heranzubilden, das Zeughaus zu füllen und 
an der Spige einer” „Region“ zu ftehen, von ber fpäter die Rebe 
jein wird. Straßenbau und Linthforreftion waren im Uebrigen 
feine Hauptarbeiten. Julius Hieronymus Zollifofer, aus ber 
ftädtifchen adeligen Familie der Altenklingen, geb. 28. Dftober 
1766, hatte fih in Erlangen dem Studium der Rechtswiſſen— 
ſchaft gewidmet, nachher die untern Kanzleiftufen der Stadt— 
2° 
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republif durchgemacht, war dann zuverläffiger „Helvetier”, ein 
einfichtiger, treuer und fleißiger Beamteter, geraden Karakters und 
lautern Weſens, aber ohne geiftigen Schwung; ihm fiel bie 
höchſt jchwierige Aufgabe der Finanzverwaltung zu; er genoß 
der allgemeinen Achtung und war ftetd unangefeindet. ine be: 
deutfame Perſönlichkeit im Kreife des Kleinen Rathes war 
PBanfraz Germann, ehemaliger treuer Beamteter des Fürften 
Pancratins, in feiner nächften Umgebung weilend, jenem Kreife 
der Toggenburger Katholifen angehörend, von deren Bethätigung 
ſchon manches in dieſem Geſchichtbuche geiprochen worden; 
klug, redlich, beſonnen. 

Karl Heinrich Gſchwend, geb. am 19. Anguſt 1736, war 
einziger Sohn begüterter Aeltern in Altſtätten und Bürger da— 
ſelbſt; ſie widmeten ihn den Wiſſenſchaften und dem Dienſte 
des Vaterlandes; für beide Zwecke bildete er ſich heran am 
Gymnaſium in St. Luzius zu Chur, von 1753 hinweg in jenem 
ver Jeſuiten in Feldkirch, dann vom J. 1755 an im großen 
Sefuitenfollegium zu Lyon, wo er bie philofophiihen und phyft- 
kaliſchen Fächer ftudirte und nebſtdem eifrig das Lejen der latei- 
nischen Klaffifer fortfegte. Seine ungewöhnlichen Geiftesanlagen 
verwerthete er weiter an der Hochſchule zu Salzburg, wo er 
fih den Rechtswiſſenſchaften widmete, und in Augsburg, wo er 
bei einem ver erften Advofaten in die zivil- und Friminalrechtliche 
Praris fih einübte. Später mit der Tochter des Landvogts im 
Rheinthal, Betſchard von Schwyz, verehelichet, trat er gleich- 
zeitig in. deſſen häuslichen und amtlichen Gejchäftsfreis in Rheineck 
ein, erwarb fib dadurch die nöthige Erfahrung in den Wirrs 
jalen der Rechtsverhältniſſe der tamaligen eidgenöffiihen Vog— 
teien, im Laufe der Zeit auch nahe Beziehungen zu den vor— 
nehmen Herricherfamilien in den demofratifchen Kantonen. Bald 
verjegte ihn eine Wahl des Fürftabted von St. Gallen auf die 
Stelle eines Stadt- und Gerihtsammanns in Altftätten, Die er 
Sahrzehnte lang verwaltete. Als bewährter Kriminalift und 
Snquirent war er der Schreden der gefährlichen Gauner=Zele- 
britäten jener Zeit. Im J. 1794 ernannte ihn der Fürft zum 
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Dbervogt von Blatten, im folgenden Jahre zum Hoffanzler und 
Geheimen Rath. Der franzöfiihen Staatsumwälzung von 1789 
jubelte er anfänglich, wie fo viele andere Hochgebilvete, Beifall 
zu; bald aber erfüllten ihn ihre Verbrechen mit Schreden. Feus 
rigen Gemperamented, war er in feinen Formen auch etwas 
rauh; der Kern ſeines Weſens aber war zur Güte geneigt und 
er gab dafür, im feinen jüngern Jahren, viele Beweije durch 
eifrige DVertheidigung armer Leute im fchwierigen Prozeßſachen. 
In den großen politiſchen Krifen war er eher jhwanfend als 
charakterfeſt; Die Urtheile des legten Fürften und der Stiftsfapi- 
tularen von St. Gallen lauten daher meift ungünftig über ihn. 
Beliebt bei der Geiftlichfeit und ver Fatholiichen Bevölkerung 
war er auch darum nicht, weil er ihre erhaltenden Beftrebungen 
nicht zu würdigen wußte, noch “viel-weniger unterftüßte. Der 
Bildung neuer Zuftände war er nichts weniger als abgeneigt ; 
Beweife von Vorliebe für die helvetiiche Republik hatte er aber 
bob nicht gegeben, obwohl ihm eine der höchften Stellen in 
ihrem Dienft angewiefen worden war. Bolt, der gleich Gfchwend 
ſchwere Zeiten durchgelebt hatte, befand fich mit diefem mehr im 
zweiter Linie, ald in hervorrageuder Stellung. Hermann Fels 
war Glied einer der hochgeftellten und vornehmen Stabtfamilien 
vom. Handelsftand, und befleidete zur Zeit ſtädtiſche Gemeinde: 
ämter. in fcharfes politiihes Gepräge trug er nicht; dagegen 
zeichnete er ſich durch Liebenswürdigfeit des Karakters aus. 
Diefe neue Regierung war im Ganzen fehr regfam, ohne 
politiiche Rüdgedanfen und am wenigften lüftern nach Rückkehr 
einheitlicher Ordnung, aud ihrer Aufgabe völlig gewachien. 
AS hervorragend find unter den unmittelbaren Mitgliedern des 
Großen Rathes zu nennen: der Altbürgermeifter Steinlin, ver 
gewejene Obervogt Zweifel von Rorſchach, der ehemalige alt 
landfchaftlihe Landammann Schaffhaufer, Grob von Gonzen- 
bah und Kuhn von Oberutzwyl, der gewejene Finanzminiſter 
Eufter, der Kantonsrichter Göldy von Sennwald, die drei Ober- 
länder Chiodera von Ragatz, Dberli von Mels und Joſ. Br. 
Bernold von Wallenftadt; Bettiger von Utznach und Ridenmann, 
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der lebte Schultheiß von Rapperfchwyl. Aus der Zahl der 
Mittelbaren: Brägger von Hemberg, Büeler von Rapperſchwyl, 
Rathsherr Bürgi, der Rößliwirth von Lichtenfteig; die Gleiche 
gefinnten Dudli von Schwarzendbah und Altammann Fr. Sof. 
K. Falk von St. Beterzel; Joh. Baptift Gallati von Sargang, 
Zaver Gmür von Schänis, der gewejene Statthalter J. 3. 
Meiner von NRheined. Neben ven ehemaligen helvetiihen Bes 
amteten jah man im Großen Rath auch Häupter der Demo- 
fraten, unter ihnen einige folche, welche ver Schwyzer Taglagung 
von 1802 beigewohnt hatten, fo den ſchon genannten Schaft: 
hauſer und den gemwefenen Landammann des NRheinthals, 3. 
M. Eihmüller. 

Kaum in’d Amt gefegt, fchritt der Kleine Rath zu man 
nigfachen WBorbereitungen für die weitere Organifation der Lanz 
deöverwaltung. Er ſorgte für wünſchbare Deffentlichfeit und 
gründete zu diefem Behuf das „St. Galliihe Kantonsblatt“, 
das ale allgemeine Amtserlaffe mit Beförderung dem Wolfe 
zur Kenntniß brachte. Zur Befeitigung beftehender Mißverhälte 
niſſe regulirte der Kleine Rath den Salzpreis, wonad die Bes 
zirfe, welche das Salz von der Berwaltung in St. Gallen 
bezogen, das Pfund von AO Loth zu 5 Kr., diejenigen, welde 
von Züri aus bedient wurden, zu 6 Kr. zu bezahlen hatteı. 
Er jchaffte dem Volk die läftig geroordenen „Steuerfammler“ 
vom Hals, deren Gewerb in Betrügerei ausgeartet, und bes 
fchränfte das Kollektiren auf dringente Nothfälle mit ober oder 
unterpolizeilicher Bewilligung. Er beftellte eine kaufmänniſche 
Kommiffion zu Vorberathung wichtiger Handelsintereffen, deren 
Behandlung an nächſter Tagfagung bevorftand. Und zu einer 
langen Reihe gefeggeberticher Arbeiten berief er zum zweiten 
Mal den Großen Rath ein. Reutti wurde zu deſſen Präfiventen 
erfiefet. Der Große Rath beſchloß alsbald und einhellig eine 
Dankadreſſe zu erlaffen an Napoleon Bonaparte für die Wohl- 
that der Vermittlung (6. Juni). Sie ging ab mit zwei Schreis 
ben ver Regierung an den erften Konſul und an den Senator 
Doͤmeunier, von denen das letztere befonderd warm die Interefjen 
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des neu geſchaffenen Kantons empfahl (7. Juni). Der große 
Völfer-Regent nahm die Huldigung feiner St. Galliſchen und 
ſchweizeriſchen Vaſallen mit ernftem Wohlgefallen auf und er- 
innerte fie an fein Regierungsariom, daß ohne die Wohlgewo- 
genheit Franfreichd für tie Schweiz Fein Heil erblühen könne; 
ihre Ruhe und Unabhängigkeit von der Einigung beider Länder 
abhängig jei (Antwort aus Gent, 17. Juli). 

Als dieſe erfte Pflicht der Dankbarkeit erfüllt war, jchritt 
der Große Rath zur Durhführung der innern Drganifation, zu 
welher der Kleine Rath ein reiches Material in vollendeten 
Geſetzesvorſchlägen einbrachte. Mehr denn drei Wochen lang 
dauerte die GSeffton; fie ift eine der reichhaltigften und ergies 
bigften aus der Gründungsperiode des Kantond. Der Große 
Rath begann mit dem eigenen Gejchäftsreglement; ſolches fchrieb 
vor, daß gefammte Wahlen, mit einziger Ausnahme jener der 
Stimmenzäbler, durch geheime Stimmenfammlung vorzunehmen 
fein; in Großraths- Kommifftonen wurden in der Regel die 
Mitglieder des Kleinen Rathes nicht gewählt; dagegen hatten 
diefe Kommiffionen das Recht, einzelne Mitglieder des Kleinen 
Raths aus ver betreffenden Rathsabtheilung zur Erlänterung 
der Gefegesvorjchläge einzuberufen. Für einen gültigen Beichluß 
wurde die Anmwefenheit von zwei Drittheilen ver wirklichen Groß- 
rathsmitglieder, alfo von mindeftens deren 64, erforverlich ers 
färt. Diefes Minimum ging aber fpäter noch tiefer herab, 
weil fi almälig Lüden im Großen Rath; ergaben, die Feines» 
wegs durch Erjagwahlen ausgefüllt wurden. Mitglieder, bie 
aus einer Seffion ſich entfernen wollten, waren verpflichtet, zu 
diefem Behuf ausdrüdlih Urlaub zu verlangen. Wurde ein 
Gefegesvorfchlag verworfen, jo ging er an den Kleinen Rath 
jurüd, dem dann anheimgeftellt blieb, ihn verbefjert oder ums 
gearbeitet wieder einzubringen, oder gänzlich zurücdzuziehen; das 
Lebtere mochte der Kleine Rath auch fchon während der Bera- 
{hung des Vorſchlags thun, und es geihah wirklich oft, wenn 
er wahrnahm, daß er in ein Weipenneft gegriffen Hatte, und 
eine Niederlage vorausfah. Eine Amtstracht durfte aud für 
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den Großen Rath nicht fehlen; aber fie mußte weniger glänzen 
al8 jene ver Regierung; alfo: dunfelblauer Frack mit fchwarzen 
Unterfleivern, auch Degen und dreiedigter Amtshut, doch ohne 
die Schärpe helvetiichen Urfprungs. Nach Feftfegung der Grund- 
jäge über die DOrganifation des Appellationsgerichts überging der 
Große Kathy zur Befepung dieſer oberflen Gerichtöbehörde. Wir 
jehen in dieſelbe die Aıgefehenften des Großen Rathes, nur 
wenige Männer außer demſelben berufen; mehrere aus beiden 
Klaſſen, jo Dudli, Zweifel aus Rorſchach, Falk (ver ehemalige 
Senator, dann Rathsfchreiber), Büeler von Rapperfchwyl, dür— 
fen als wifjenfchaftlih und praftiich gebildete Juriſten genannt 
werden; auch alle übrigen waren Männer von hohem Anfehen 
und erprobter Gejchäftöfunte. Den in jeder Beziehung ehrwür- 
digen Johann Karl Dudli (er war jehszig Jahre alt) erwählte 
der Große Rath zum Präſidenten des Gerichtshofes (15. Juni). 
Er berieih die vom Kleinen Rath entworfenen Inſtruktionen für 
die Geſandtſchaft an die bereits ausgejchriebene Tagſatzung. 
Neben den innern Angelegenheiten bezeichnete die Botjchaft als 
Gegenftand vorzüglicher Aufmerffamfeit der Bundesverfammlung 
„die neuerliche Anfnüpfung der wohlmollenden und gegenfeftigen 
nüslichen Bande mit unfern älteften Freunden und Nachbarn“ ; 
das waren bie lieben Franzoſen. Dieſe Inftruftionsertheilung 
wär eine höchft jchwierige Arbeit, da zur Zeit und bevor die 
Kantonsgefandtfchaften, Mann gegen Mann, fich gegenüber ges 
jehen und gemuftert hatten, audy bevor die weitere Haltung der 
franzöfifchen Regierung gegenüber der Schweiz, namentlich in 
Bezug auf das Maß ihrer Selbftftändigfeit, kenntlich vorlag, 
die von Seite des Kantons St. Gallen einzunehmende politische 
Stellung nur in allgemeinen Umriffen gezeichnet werben Fonnte. 
Ueber den Inhalt der Gefandtichaftsinftruftionen wurde von 
Amtswegen Stillſchweigen befohlen. Die Vertretung des Kans 
tons wurde feinem num anerfannt erften Staatsmann, dem Re— 
gierungsraty Müller-Friedberg, übertragen, als Legationsrath 
der gemwejene Finanzminifter 3. L. Eufter ihm beigegeben. Aus— 
jchlieglih den inneren Angelegenheiten des Landes angehörend, 
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it das Gefeß über die Organifation der Gemeinderäthe; es 
beruht auf Der Vorſchrift, daß jede Pfarrei von ungefähr 1000 
Seelen eine politifhe Gemeinde bilde; wo die Bevölferung ges 
ringer, die Zutheilung noch anderer Ortichaften oder Pfarreien 
einzutreten babe. Dieje politiihen Körper waren vor der Re— 
volution nirgends in den St. Galliihen Landen vorhanden; 
Pfarreien und Gemeinden waren bis zu jener Zeit identisch ges 
blieben; erft die helvetiihe Republik führte Munizipalgemeinten 
ein, von denen die nunmehrigen politiichen Gemeinden die Nach— 
folger wurden, doch in weit befjerer Organifation. Die Feſtſetzung 
der politifchen Gemeinden blieb dem Kleinen Rath überlaffen; 
jede derſelben Hatte mindeftens eine jährlihe Generalverfamm- 
lung aller ftimmfähigen Bürger; aus mehreren Pfarreien over 
aus Bürgern beider Konfejfionen zufammengefegte Gemeinten 
mußten ihre Gemeinderäthe in billigem Verhältniß zu viefen 
Faktoren beftellen; Erneuerung der Gemeinveräthe alle zwei 
Jahre zum dritten Theil. Die Gemeindammänner wurden zus 
gleih als Wollziehungsbeamte des Kleinen Rathes erklärt; deren 
Wahl aber blieb ungejchmälert dem Volk. Den Gemeinderäthen 
übergab das Geſetz die Bejorgung des Vormundſchaftsweſens, 
mit Verpflichtung, den Mündeln Vögte von ihrer Religion zu 
geben; auch die Aufnahme von Hypothefarfhagungen. Für die 
übrigen Gemeindeförper (Pfarreien, Heimathögenofjenfchaften, 
welche legteren jpäter die Bezeihnung „Drtögemeinden“ erhiel- 
ten) ift die Aufftelung befonderer Berwaltungsbehörden verord- 
net, die ebenfalls durch vie Gemeindegenoffen zu wählen waren. 
Diefes im Ganzen trefflihe Gemeindegefeg (vom 21. Zuni 1803) 
ift Grundlage und Norm für alle fpäteren Zeiten geblieben. 
Der politischen Gemeinden wurden anfänglich 74 beftimmt; in 
Folge von Einſprachen oder ähnlicher Veranlafjung wurden bie 
jelben bis Auguft 1803 auf 82 vermehrt. Dem Gemeindegeſetz 
folgte, unter gleihem Datum, die Organijation des Gerichts— 
wejens; Hoch wurden durch dieſelbe die Friedensrichter geftellt 
als Wächter über die gefammte Verwaltung der Gemeinden, 
ald die Handhaber der „gerichtlichen Polizei”, als erfte Vor⸗ 
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unterfuchungsbeamte in Fällen von Vergehen oder Verbrechen; 
den Friedensgerihten wurde abjchließliche Kompetenz in Streit- 
fällen bis auf 16 Fr., erftinftanzlih von dieſem Betrag bis 
160 Fr. zuerfannt; ihnen wurde aud die definitive Erkennung 
und Fertigung der Pfandbriefe und die Führung ver Pfand— 
protofolle übertragen (Alles auf Grundlage der gemeinderäthlichen 
Pfandſchatzungen, für welche der Gemeinderath, mit Regreß auf 
die Schäßer, ein Jahr lang zu haften hatte). Von ven acht 
Bezirfögerichten hatten jene ver fieben Landbezirfe ihre Verſamm— 
lungen abwechjelnd an den zwei wichtigften Orten ihres Gerichts— 
gebieted zu halten, als welcde bezeichnet waren: Rorſchach und 
St. Fiden (für den Bezirf Rorſchach), Rheineck und Altftätten 
für das Rheinthal, Sargand und Werdenberg für den Bezirk 
Sargand, Rapperſchwyl und Utznach (für den Bezirk Utznach), 
Lichtenfteig und Neu-St. Johann für Obertoggenburg, Flawyl 
und Mosnang für Untertoggenburg, Wyl und Goßau für den 
Bezirf Goßau. Jedes Bezirksgericht hatte aus neun Mitglie- 
dern zu beftehen; die Wahlart beftimmte die Verfaſſung; den 
Präftdenten wählte aus ben Mitgliedern der Kleine Rathz Aus— 
tritt und Erneuerung drittheilsweiſe, wie bei den übrigen Be: 
hörden; Kompetenz, legtinftanzlih bis 160 Fr., erftinftanzlich 
über die Streitigkeiten höheren Belangs, über Dienftbarfeiten, 
Bevogtigung Großjähriger, Injurienhändel. Den Bezirkögerichten 
ftanden barüberhin weite Straffompetenzen zu. Es wurde ein 
Kriminalgeriht für erftinftanzliche Beurtheilung der Verbrechen 
beftellt, durch den Kleinen Rat aus ver Zahl der Friedens 
richter oder der Bezirförichter nad Belieben zu wählen; deſſen 
Berfammlungen ſollen am Hauptorte gehalten werden. ALS 
zweite Kriminalinftanz wurde das Appellationsgericht bezeichnet. 
Dem Adminiftrationsgeriht wurde der Enticheid über Steuerz, 
Requifitiond- und ingquartierungsftreitigfeiten, über Anftände 
aus Gemeindeverwaltungsfragen und bezüglichen Rechnungen, 
über Benugung des Gemeindegutes und Aehnliches zugewiefen. 
Die Spezialunterfuhungen in Berbrehensfällen wurden einer 
Kriminaltommiffion übergeben, beftehend aus dem Präſidenten 
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und zwei andern Mitgliedern des Appellationsgerichtes. Ein 
anderes Geſetz ordnete die Matrimonialgerichtsbarkeit, beſtellte 
für die Eheſtreitigkeiten der Proteſtanten ein „evangeliſches Ehe— 
gericht“ aus einem Mitglied des Kleinen Rathes als Präſiden— 
ten, nebſt acht, wie dieſer vom Kleinen Rath zu wählenden 
Beiſitzern; fünf weltlichen (aus der Mitte des Großen Rathes) 
und drei geiſtlichen. Der erſte Präſident dieſes evangeliſchen 
Ehegerichtes wurde Regierungsrath Bolt. Das katholiſche Kon— 
ſiſtorialweſen wurde einer Uebereinkunft mit den Biſchöfen von 
Konftanz und Chur vorbehalten. Cheftreitigfeiten zwifchen Ehe: 
leuten ungleicher Religion wurden der Behörde desjenigen Kon— 
feſſionstheils zugeſchieden, bei deſſen Geiftlichfeit vie eheliche 
Einfegnung rechtmäßig vor fih gegangen. Ein fummarifches 
Gefeg über die „Progeßformen“ verordnete im gleichen Geift 
das „ſummariſche“ Verfahren in Givilftreitfahen vor jeder Ge- 
richtsinſtanz und jchloß die Advokaten von den Friedensgerichten 
aus (29. Juni); durch dieſes Geſetz wurde „eine Menge ber 
ungleihartigften Gerichtögebräuche und Ordnungen“, welde bis 
dahin in den verfchietenen Landſchaften des Kantons zur Ans 
wendung gefommen, befeitiget oder ausgeglichen. An vie bereits 
erwähnten Gefege über die Strafrechtspflege ſchloß ſich ein fol- 
des über Ausübung des verfaffungsmäßigen Begnadigungs- 
techtes des Großen Rathes an. Diefen oberften Rath leitete 
biebei die Betrachtung, daß in Anwendung der Begnadigung 
„die gewiffenhaftefte Sparjamfeit zu beobachten ift, wenn nicht 
das Anfehen ver Gerichte herabgewürbigt und das Lafter be- 
günftiget werben fol.” Er verordnete daher: daß das Recht 
der Begnadigung nur Milderung in den Graben und der Natur 
Kr Strafe zum Gegenftande und einzig auf Kriminalurtheile 
Bezug habe; daß Fein Begnabigungsaft die Schwere der Strafe 
bis auf die Hälfte vermindern könne; delegirte übrigens defjen 
Ausübung für die Zeit außer ven Seffionen des Großen Rathes 
an die Regierung, mit Ausnahme jedoch der Fälle erfannter 
Todesjtrafe, worüber der Entfcheid allein dem Großen Rathe 
vorbehalten blieb. in weiteres Gefeg regelte das Armenwejen. 
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Es ſpricht die Pflicht jeder Gemeinde aus, ihre Armen, bie fich 
„wegen Altersihwachheiten over förperlihem Unvermögen außer 
Stande befinden, die nöthige Nahrung und Unterhalt zu ver: 
dienen“, nad Bedarf zu beforgen. Als Quellen der Unter: 
ftügung weiſet e8 an: das Armengut, in Ermangelung defjelben 
Beifteuern aus dem Gemeindegut oder einen monatlichen Bei— 
trag von allen Gemeinde: oder Orts-Einwohnern, endlich, falls 
folhe Beiträge nicht willig von allen Einwohnern fließen joll- 
ten, wirkliche Armenfteuern. Die Unterftügungspflicht bejchränft 
das Gejeg auf die Gemeindebürger und Solche, die nad altem 
Recht aus ihrer Nievderlafjungsgemeinde nicht hätten weggewieſen 
werden dürfen. Das Geſetz war beftimmt, für immer und 
gründlih dem altherfömmlichen „Gaſſenbettel“ zu fteuern. Gegen 
allgemeine Kalamitäten, Brand» und Wafferfhaden, Viehjeuchen 
und Aehnliches wurde eine Kantonshülfsfafle errichtet; Haus— 
folfeften oder Kirchenfteuern follten vderfelben die erforderlichen 
Mittel zuwenden; mit Gründung dieſer Landesanftalt wurde 
nun durch Gefeg „alled anderweitige Steuerfammeln, unter was 
immer für einem Vorwande, gänzlich verboten, außer in ber 
Gemeinde des Beichädigten auf Bewilligung des Gemeinde 
rathes“. Geſetz und Proflama für die erfte Einfammlung, die 
im Herbfte ftattfand, zündeten nicht; der Ertrag fiel jehr fpar- 
ſam aus, in Folge defjen die Regierung bei der öffentlichen 
Rehnungsftellung unummunden ihren „Schmerz über die Hart- 
herzigfeit einzelner Gemeinden“ zu erkennen gab (4. November). 
Für wirffame Handhabung der Sicherheitspolizei wurde ein 
Landjägerforps von 115 Mann errichtet, militärifh organifirt, 
mit „Stuger und Hirfchfänger“ bewaffnet; zu Gunften des Ges 
meinen wurde für jeden wirklichen Dienfttag ein Sold von 
38 Kr. beftimmt. Das Geſetz ſah daher die Landjäger noch 
nicht ald permanent bienftthuend an. Bewaffnung und Kleidung 
übernahm ver Staat; die Kreife hatten den Sold zu bezahlen. 
Die Errihtung dieſes Landjägerforpe war Bedürfniß Auges 
fichts der weiten Grenze gegen das Ausland und in Betracht, 
daß der Kanton „auch im Innern von Nachbarn umgeben ift, 


deren zerſchiedene SPolizeianftalten unfere Lage fehr fchwierig 
machen“. Ein jpäterer Regierungsbefhluß gab dem Landjüger: 
lotps feine militärifche Organifation und beftimmte mit Genauig- 
fit und Sachkunde deſſen polizeiliche Verrichtungen. Dem Korps 
wurden drei Offiziere Can der Spitze ein Hauptmann, dem ein 
Jahresfold von 240 Fr. zugefchieden war) vorgejegt. Im Ber: 
[auf der Zeit wurden die Dffiziersftellen nicht mehr bejeßt, fon- 
dern die Leitung des Korps dem Sefretär der Kantonalpolizeis 
behörde übertragen. Die verſchiedenen Kreiſe erhielten je nad 
Ihrer Größe 2 bis 4 Lantjäger, der Kreis St. Gallen deren 
mol, Das Korps begann feinen Dienft mit dem 10. Dftober. 
Bon diefem Tage an verfhwanden die alterthümlichen „Hat— 
ſchiere“. Für Handhabung der Gefundheitspolizgei wurde ein 
„Sanitätskollegium“ aufgeftelt, das unter der unmittelbaren 
Auficht der Negierung zu wirken berufen war; das bezügliche 
Geſetz erklärte unter Anderm den Krieg den „fremden, herum: 
teiienden Zahn und Augenärzten, Droguiften, Marktfchreiern 
und andern unerfahrenen Leuten, die ein im die Arznei und 
Heilfunde einfchlagendes Gewerbe im Kanton zu treiben ges 
fnnet find,“ und verpflichtete die Sanitätsbehörbe zur Abwehr 
von Epidemien unter den Menſchen und dem Vieh. ine Voll- 
ziehungsverordnung der Regierung beftellte dieſelbe aus fieben- 
sehn Aerzten, von denen wenigftens einer aus jedem Bezirk zu 
iehen war. Das Sanitätsfollegium verfammelte fih alljähr- 
lih einmal zu überfichtlicher Befprehung feines gefammten Wir: 
kungskreiſes; Die tägliche Gefchäftsbeforgung ward einer engern 
Kommilfion von fünf Mitgliedern zugewiefen. Wir fehen die 
Aerzte Adrian Wegelin und Alerander Aepli von St. Gallen 
an der Spitze der Sanitätöbehörde, mand andere Jünger Aes— 
fulaps, Kafpar Tobias Zolifofer, Bernhard Wild (beide von 
Et. Gallen), Johannes Neff von Altftätten, Hager in Ragatz, 
Fuchs in Rapperſchwyl, überhaupt die damaligen beft affrebi- 
tirten Aerzte, im Kreife der Mitgliever dieſes Rathes. Aepli 
und Neff hatten fih vornemlih um Einführung des Impf— 
weſens verdient gemacht. Für pharmaceutifche, chirurgiſche und 
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veterinärifche Fälle waren drei „Aſſeſſoren“ beigegeben; für 
erftere der unter den jchweizeriichen Naturforichern wohlbefannte 
Apotheker Daniel Meyer von St. Gallen. Wie ehemals Stapfer 
in der helvetifchen Republif, jo nahm jegt auch die St. Gallifche 
Kantonsregierung das Erziehungswejen zur Hand. Es verord- 
nete der Große Rath durch Geſetz vom 23. Juni die Aufitel: 
lung eines Erziehungsrathed aus „jachfundigen, achtungs- und 
zutrauenswürbigen Männern gefftlihen und weltlichen Standes“, 
zu wählen aus den Befennern beider Konfeflionen und aus 
allen Bezirken des Kantons. Das Gefeg jchreibt im Weitern 
vor, daß Verfügungen über die Lehrbücher der "Religion und 
den Religionsunterricht „jedem NReligionstheil allein und aus» 
Schließlich des andern überlaffen bleiben, damit er in Bezug auf 
diefen Punkt fo verfahren könne, wie ed das VBerhältniß der 
Kirche mit fi bringt.” Den Gemeinden, ohne Unterſchied ber 
Religion, wurde ihr Schulgut gewährleiftet, mit Empfehlung, 
daffelbe zu Aufnen. Die Gemeinden durften von nun an mur 
ſolche Schullehrer anftellen, die vom Erziehungsrath geprüft und 
als wählbar erklärt worden; die Prüfung in Bezug auf ben 
Religionsunterricht hatte ausſchließlich durch Mitglieder „von 
ver betreffenden Religion” zu geichehen. Abfegungen von Leh— 
rern durften nicht ftattfinden ohne Angabe der Gründe an den 
Erziehungsrath und deſſen Zuftimmung. Ein Regierungsbeſchluß 
vom 7. Oktober ging näher in die Aufgabe ein. Er verordnete, 
daß aus jedem Diſtrikt zwei Mitglieder zu wählen ſeien, je 
eines von jeder Konfeſſton in gemiſchten Bezirken; die Geſammt— 
zahl der Mitglieder wollte man nicht bejchränfen, damit jeberzeit 
ein „tüchtiger Mann“ beigezogen werden könne. Die erfte Wahl 
der Mitglieder eignete fi der Kleine Rath jelbft zu; für bie 
Folge wollte er fich einen für ihn verbindlichen Dreier-VBorichlag 
des Erziehungsrathes gefallen laſſen. Bei Bildung folder Bor: 
Ichlagsliften habe der Erziehungsrath beſonders darauf zu jehen: 
daß Feine Klaffe der Staatsbürger ausgeſchloſſen und auf beide 
Religionsbefenntniffe unparteiifche Rüdficht genommen werde. Prä- 
ſident und Vizepräſident des Erziehungsrathes mußten je aus 
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beiden Konfeffionen genommen werden und unter ſich Zahr um 
Jahr im Amte wechfeln. Für Gegenftände des Religionsunter- 
rihts präſidirte jeder diejer Vorftände die Kommiffion feiner 
Glaubensgenoſſen. Die Regierung wollte übrigens in Sachen 
ſelbſt ſehen und ftellte ven Erziehungsrath gewiffermaßen unter 
Bormundfhaft. Sie behielt fih das Recht vor, für immer oder 
abwechjelnd eines ihrer Mitglieder als ihren Stellvertreter zu 
beftelen, der nach Belieben den Eitungen des Erziehungsrathes 
beimohnen, mit anderen Worten Berhandlungen und Befchlüffe 
nah Ermeffen beeinfluffen fünne. Alle Entwürfe für Berords 
mungen im Sculwejen waren der Genehmigung des Kleinen 
Rathes, alle Bekanntmachungen des Erziehungsraths dem Viſum 
deö jeweiligen Regierungspräfidenten unterftelt. Einzelne Mit— 
glieder des Erziehungsrathes wurden mit der Schulinfpeftion in 
den Diftriften beauftragt. „Die Pfarrer und Schulvögte ver 
Gemeinden“ wurden als ‚ihre „Gehülfen” erklärt. Dem Er: 
zieehungsrath blieb freigeftellt, nicht nur die Pfarrer der Gemein- 
den, ſondern auch jeden Bürger, deſſen Einficht er gerne benugen 
möchte, zur Berathung in die Sigungen zu laden. Die Schul: 
fonds der Gemeinden wurden in diefer Verordnung wiederholt 
ald „ihr unantaftbares Eigenthum“ erklärt, durften aber auch 
Ihrem Zwecke in Feiner Weile entfremdet werden. Die Ges 
meinden wurden zur Erribtung von Schulhäufern verpflichtet, 
wo folhe noch fehlten. Dem Erziehungsrath wurde die Wors 
forge für die Heranbildung „tüchtiger Lehrer” beſonders em— 
vfohlen. Alle Privat-Erziehungsanftalten und jede Art des 
Nebenunterrichtes wurde „der Polizei des Erziehungsrathes“ 
unterftellt, doch jo, daß durch diefelbe Feine bürgerlichen Rechte 
benachtheiliget, „ſondern nur ſchädliche Täufchungen und Miß— 
bräuche verhütet werden“. Die erſte Beſtellung des Erziehungs— 
rathes (8. Oktober) berief 23 Männer geiſtlichen und weltlichen 
Standes in denſelben, als Präſidenten und Vizepräſidenten den 
„Bürger Jakob Laurenz Cuſter“ und den „Bürger Martin 
Greſſer, Pfarrer an der Stiftskirche zu St. Gallen“, einer der 
jüngern Konventualen des Stifts; an die Spitze der übrigen 
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Mitglieder den oft genannten Bernold von Wallenſtadt, neben 
ihm ſechs katholiſche Geiſtliche, unter welchen die beiden Brüder 
J. Anton und B. S. Blattmann aus dem Kanton Zug, von 
denen der erſte Pfarrer zu Bernhardszell, der andere auch „Pfars 
rer" an der Stiftskirche war, und ebenjo viele Proteftanten, 
theilweife dem geiftlichen Stande angehörend und aud Inhaber 
von Pfarrpfründen, unter ihnen den Dekan Böſch in Ebnat, 
Profeſſor Fels in St. Gallen, Kirchenrath und Pfarrer Scherrer 
ebendajelbft; Gregor Grob von Lichtenfteig und G. 2. Hartmann 
von St. Gallen, welchen beiden bald eine befonders umfafjende 
Thätigfeit im Erziehungsrathe zu Theil wurde, ftehen ebenfalls 
auf dem Verzeichniß. ufter Iehnte die Präftventichaft ab; Grob 
trat an feine Stelle. Müller-Friedberg wurte Repräjentant des 
Kleinen Rats bei dem Erziehungsrath und deſſen geiftiger 
Lenfer; begleitet von Regierungsrath Zollifofer fegte er den Ers 
ziehungsrath durch feierliche Rede in das Amt ein (8. Novem- 
ber). Den Bürger Hartmann wählte fih der Erziehungsrath 
zum Aftuar. Der Erziehungsrath nahm feine Verrichtungen 
mit Eifer zur Hand, erließ alsbald Vorfchriften für Prüfung 
ber PBrimarlehrer, dann auch eine umfaſſende Snftruftion für bie 
Schulinſpektoren in den Bezirken (14. Dezember); das konfeſ— 
fionelle Bewußtfein zu fchonen, wurben dieſe Injpeftoren anger 
wiefen, ihr Amt nur über die Schulen ihrer eigenen Konfelfion 
zu üben, übrigens der Wunſch ausgefproden, taß mit freiwilli- 
ger Zuftimmung der Eltern in gemifchten Gemeinden gemein- 
Ihaftlihe Schulfefte für die Kinder beider Kirchen gehalten wer- 
den möchten; gegenüber den Pfarrern waren tie Inſpektoren 
angewiefen, fie nicht etwa als Untergebene, fondern als Ge— 
hülfen und Mitarbeiter für das Wohl der Schulen in Anſpruch 
zu nehmen Sm gleicher Verordnung wurde die Erridtung von 
Sonntagsfchulen, von Repetirſchulen, von Arbeitsichulen, we— 
nigitens für die Mädchen, dann Leibesübungen für die Knaben, 
aud die Gründung von Bürger oder Mittelfchulen in ven Be— 
zirfen empfohlen. 
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Hand in Hand mit den Anordnungen für das Erziehungs- 
wefen gingen jene bezüglich ver Kirche, wefentlich doch nur zur 
Borforge für die Proteftanten. Beherzigend, „daß die religiöfe 
und fittlihe Bildung des Volkes das Glück des Staates be- 
feftnet; daß es daher die heiligfte Pflicht jeder Regierung ift, 
die Verbeſſerung dieſes wohlthätigen Zuftandes mit beftrebendem 
Eifer zu bewirfen; daß die Diener der Religion zu diefem hei- 
ligen Endzweck den eriten und ausgezeichnetften Beruf haben; 
daß ihre Bemühungen erft dann fruchtbar werben, wenn fie 
dad ihnen gebührende Anfehen genießen; daß Verſammlungen 
ver Geiftlichfeit zu gemeinſchaftlichen Berathungen ver religiöjen 
und fittliben Volksbildung den vorzüglichften Vorſchüb leiſten 
finnen; daß aber die Regierung die nöthige Aufficht auch hierbei 
auszuüben und die thätige Mitwirkung zu dem vorgejegten eblen 
Zwede zu reichen pflictig jei”; — ſchlug die Regierung vor 
un ter Große Rath genehmigte ald Gefeß: die Geiftlichkeit 
beiter Religionsbefenntnifie ſei befugt, fich zur Berathung über 
Ihre licchlichen Angelegenheiten in ein Kapitel oder Synode zu 
verrammeln; Die Synoden und Kapitel ftehen unter der Auffiht _ 
des Kleines Rathes und haben demjelben vierzehn Tage vor 
ihrer Berfammlung gehörige Anzeige zu machen. Soweit vers 
fügte das Geſetz für beide Confeſſionen. Dann folgte für vie 
Ratholiten das Bejondere: „Die bisherigen innern Einrich— 
tungen und Befugniſſe der Kapitel Fatholifcher Religion bleiben, 
bis zur endlichen Feſtſetzung von Seite der obern geiftlichen 
Behörden, beibehalten.“ Die übrigen Artikel des Geſetzes ent- 
halten die Organiſation für die proteftantifche Geiftlichfeit. Sie 
wurde in Drei Kapitel getheilt: St. Gallen, Toggenburg, Rhein- 
thal mit Sar und Werbenberg; jedes diefer Kapitel hat feinen 
Dekan, den es jelbft wählt; die drei Kapitel vereinigen ſich zur 
Synode, die ſich alljährlih einmal am Hauptorte des Kantone 
verſammelt; zwei evangeliiche Beifiger aus dem Kleinen, und 
eben fo viele aus dem Großen Rathe, alle vier von erfterm 
gewählt, wohnen den VBerfammlungen bei; es wird ein Kirchen- 
sat) beftelt aus einem Antiftes, zwei Mitgliedern des Kleinen 
- Baumgartner. Kanton St. Gallen. U. 3 
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Rathes und vier Geiſtlichen (dieſe und den Antiſtes wählte die 
Synode); vom Kirchenrath hatten alle Verordnungen über das 
Kirhenwefen auszugehen; der Eynode ftand deren Genehmigung, 
der Regierung die Beftätigung zu (Gefeg vom 29. Juni). Der 
Dekan BP. Stäheli von St. Gallen wurde zum Antifted ges 
wählt; ald Mitglieder des Kirchenrathes gab ihm die Eynode 
bei: die „Bürger“ Dekan Böſch, Pfarrer Echerrer von St. Gallen, 
Pfarrer Beyel in Berned, Pfarrer Valentin in Degersheim. 
Zur Ausführung obigen Geſetzes, joweit es die Proteftanten 
betraf, wurde jpäter von der Eynodalverfammlung, auf Bor: 
ſchlag des Kirchenrathes, die „Berfaffung der evangelifchen 
Kirhe des Kantons Gt. Gallen” erlaffen, enthaltend in drei 
Abjchnitten die Kompetenzen und die Organifation der Synode, 
dann die Kirchenraths-Ordnung und die Kapitular- Statuten 
(19. September 1804). | 

Noch war Obforge für die Finanzen erforderlid. Zur 
Dedung der unvermeidlihen Koften des Staatshaushalts verord⸗ 
nete ein Gefeg die Erhebung einer Vermögensjteuer von 2 vom 
Tauſend und diejenige von Wirthichaftspatenttaren nad Klaffen 
von. 14 bis 150 Franken. Bon der Wermögengfteuer wurde 
einzig das Eigenthum von Kirchen-, Schul- und Armenanftalten 
ausgenommen (23. Juni). Ein Großrathödefret verordnete bie 
Vollendung ver noch rüdjtändigen Katafterarbeiten. Die Re— 
gierung befahl den Bezug rüdjtändiger Zehnten und Grundzins- 
gefälle, fowohl von 1802 als der älteren Reftanzen. Ein Gefeg 
verfügte über den Einzug ded Großzehnten für das Jahr 1803, 
faut helvetiihem Dekret vom 9. Juni 1801, zu Handen ver 
Staatöfaffe; den Staatö-Kleinzehnten erließ es den Pflichtigen; 
den geiftlichen und weltlihen Privatzehntbefigern, auch Korpo- 
rationen, blieb überlaſſen, fih über eine Mitteltare des Groß: 
zehnten mit den Pflihtigen einzuverftehen; wer durch Berlurft 
des Kleinzehnten am infommen verkürzt worben, foll von 
ven Zehntpflichtigen angemefjene Entfhädigung dafür erhalten 
(27. Juni); eine umfihtige Vollziehungsverordnung ded Kleinen 
Rathes forgte für den Rechtsſchutz zu Gunften beider Theile, 
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ver Zehntberechtigten wie der Zehntpflichtigen. Regierung und 
Groper Rath; Huldigten dem Grundfag der Sparfamfeit. Cinem 
Nitglied Des Kleinen Rathed wurden 1800 Fr., dem Präfi- 
tenten des Appellationdgerichted 1440 Fr., deffen Mitgliedern 
nebft Reiſeentſchädigung 800 Fr. Gehalt angewieſen. Für bie 
untern Gerichtöftellen wurden Sporteln feftgefest, mit welchen 
fih Niemand bereichern Fonnte. 

Am 30. Juni ernannte der Kleine Rath die 44 Friedens: 
rihter in ganz freier Wahl, gefammte Diftriftögerichte aus ben 
ihm zugegangenen dreifachen Vorſchlägen des Appellations- 
gerihtes, und die Präfiventen jener Gerichte, Aus den Friedens— 
richtern jedes Diftrifts wählte er fih (laut Geſetz) einen „Boll: 
siehungsbeamten“ als unmittelbarftes Organ zwiſchen Regierung 
und Bezirf, deren es fomit acht an Zahl gab; fümmtlich an 
den Hauptort berufen, wurden fie hier durch den Kleinen Rath 
beeidiget. In der legten Woche des Juli wurden noch die Ge- 
meinderäthe und die Mitglieder der Friedensgerichte gewählt: 
endlich am 1. Auguft alle Bezirfd- und Gemeindebehörden hel- 
vetiihen Urfprungs aufgelöfet und die neuen Fantonalen Nach- 
folger an ihre Stelle eingefegt, mit väterliher Mahnung an 
die Beamteten zur Wirkfamfeit im Geifte der Mäßigung und 
frievevoller Eintracht; an das Volk, zu achtungsvollem und ge- 
horfamem Verhalten gegen diefelben. Bernold wurde Boll 
siehungsbeamter im Diftrift Sargans; als er das gefammte 
Gerihtsperfonale feines Verwaltungsgebieted feierlich beeibigte, 
ſprach er in ausführlicher, geiftreiher Rede: „Die Schweizer 
wurden das erjtemal vor fünf Jahren auf eine gewaltfame 
Weife Fonftituirt, da die revolutionären Franken ven vater 
ländifchen Boden betraten und die Einheit an ber Spite des 
Bajonnets braten. Der alte Föderalismus ftürzte zuſammen; 
Alles gewann eine andere Geftalt; die Schweiz wurde Helvetien; 
aber das Schweizergefühl empörte ſich gegen das Geſchenk der 
Fremden. ine aufgedrungene Berfaffung, und wenn fie auch 
noch fo gut wäre, wird nicht ald Geſchenk angenommen und 
fann weder auf Danf, noch auf Treue der Unterworfenen zählen. 
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Daher jener erfte, ob unberechnete Wivderftand gegen die ein- 
ziehenden Franfen. Daher jene ſtets wiederkehrenden partiellen 
Aufftände wider diejelben und vie helvetiihe Regierung; jchon 
der Name der legteren war dem Ohre vieler Schweizer Miß- 
Hang; noch kam Perfonalhaß dazu, und die Gegenrevolution 
begann.“ Go verurtheilten ſchon in vieler Zeit hochgeftellte 
Bürger, welche wenige Jahre zuvor ergebene Anhänger ver 
helvetiihen Staatsordnung gewejen, die Revolution und ihre 
Werke. Daß die neue Staatsordnung, in Bezug. auf ihren 
Urſprung, nod ein Nahhall ver früheren war, wurde jedoch 
damald weniger tief empfunden. 

Der Kanton war nun dußerlic geordnet; die Maſchine, 
wenn aud etwas langlam, im Gang. Die zahlreichen Beamte 
ten boten fih im Ganzen die Hand; das Volf war in ber 
Regel willig, weil e8 von den neuen Zuftänden eher Befleres 
ald Schlimmered zu erwarten hatte, vie Kriegswehen, die 
Ihweren Militärlaften, das Revolutionsleben und die anardijche 
Ungebundenheit bereits thatfächlib aufgehört hatten, die Bürger 
überhaupt wieder zu Athem fommen fonnten. Uebrigens, ob fie 
wollten oder nicht, ed war fein Ausweg, ald unbedingte Unter: 
werfung. Als in Wyl eine ungejeglihe Gemeindeverfammlung 
gehalten und der Statthalter, unter tumultuariſchem Aufzug vor 
fein Haus, beſchimpft wurde, ſchritt Die Regierung fofort dur 
Adjendung eines Kommiffariatd ein mit Vollmacht, jede weitere 
Berfammlung zu unterfagen und franzöftiiches Kriegsvolk zu 
requiriren; den franzöfiihen Plagfommandanten in Wpl erfuchte 
der Regierungspräfivent um militärischen Beiftand. ") 

Noch hatte ſich aber der Kanton feine Stellung im Bundes» 
Freife zu ſchaffen. Müller-Srievberg war dieſer Aufgabe ganz 
gewachſen. Unter dem würbevollen Vorfig ded Landammanns 
d'Affry verfammelte fih am 4. Juli in Freiburg die erfte Tag— 
jagung der XIX Kantone der Eidgenofjenfchaft. Die Föderaliften 

4) „A pröter main-forte.* Schmeichelnd fchrieb Müller-Frievberg weis 
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waren in großer Mehrheit, unter ihnen jelbft joldhe, wie Aloys 
Ring, Zellweger und Landammann Würſch von Nidwalden, 
welhe, aus Schreden vor ihrem Einfluß auf das Volk, wäh- 
end langen Wintermonaten auf dem Schloß Aarburg durch nie 
gerehtfertigte Gewaltthat feinen Blicken entrüdt worden waren. ') 
Ring war das politiihe Haupt der Demokratie und des 
Föderalismus; die alte, nun fehr gemilderte Städteherrichaft 
vertrat bauptfächlid Reinhard, der Bürgermeifter von Zürich. 
Diefen Männern und ihren zahlreihen Anhängern gegenüber 
fanden wenige Uhnitarier, die es nicht mehr fein durften, da— 
gegen nun als Bertreter und Vertheidiger der neuen Kantone 
vielen und fich ſelbſt thatjächlihe Ebenbürtigfeit neben den alten 
Kantonen und ihren Gejandten zu erfümpfen hatten; dieſelbe 
war bisher nur auf den Blättern der Mediationsafte zu lejen. 
Müller-Friepberg hatte für ſein Beftreben die Gejandten vor- 
Kalt von Waadt, Aargau und Thurgau zur Seite. Wollten 
fie ihr Ziel erreihen, jo mußten fie die Fahne der Kantonal- 
jouveränetät Hoch halten, während umgekehrt die Häupter der 
alten großen Kantone, zurüdgefchredt durch die Erinnerungen an 
bie Folgen der ehemaligen Zerrifjenheit, einer zentraleren Rich 
tung in der Leitung der Bundesangelegenheiten ſich binneigten. 
Die oben bezeichnete Stellung ded Standes St. Gallen und 
feiner Geſandtſchaft an den Tagfagungen blieb von nun an 
Jahre lang. Müller-Friedberg betonte fie indeſſen in feiner Be- 
grüßungsrede nur in den allgemeinften Ausdrüden. Dabei em— 
pfahl er, „jede Ungleichheit aus dem bürgerlichen Kreife zu 
entfernen”. Die Frage der Gleichheit aber machte viel zu 
iprechen, und zwar jchon bei der feierlichen Eröffnung der Tag- 
fagung. Die Mediationsafte hatte für die Rangordnung der 


1) Als es fih im Frühjahr 1803 um Cinführung der Mediationsafte 
handelte, hatte Talleyrand die Abficht, die Aarburger Gefangenen nur unter 
ber Bedingung frei zu laffen, daß fie bis nad Beendigung der neuen Wahr 
len nach Frankreich wandern. Ney bewirkte bei Bonaparte ihre unbedingte 
Freilaſſung; daß fie zu Haufe willfommen waren, zeigte ihre Beförderung 
zu den höchſten Aemtern. 
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Kantone diejenige des A B E gewählt. Das gefiel nicht und 

man 309, für die bloße Uebergangszeit, das Loos vor. So 
wurde der jugenvlihe Kanton St. Gallen, die voranfchreitende 
Gelandtihaft des Direktorialkantons Freiburg nicht gerechnet, 
der dritte im feierlihen Zug zur Kirche, ihm voran Unterwalden 
und Uri; nah St. Gallen folgten Bern, Solothurn, Zürich 
und die Uebrigen. Baſel hatte ven Schluß zu maden. Solches 
nun mochte gehen für ein paar Tage. Bald Fam diefe Ange- 
legenheit zu ernfter Verhandlung; vorerft wurde entjchieven: „es 
ſoll durch die aufzuftelende Rangordnung fein Unterjchied zwi- 
hen ven einzelnen Kantonen eingeführt, noch -den im Rang 
früher aufgeführten Kantonen irgend ein Recht, fih in die Ge- 
jhäfte der jpäter genannten zu miſchen, eingeräumt werben, 
jondern daß überhaupt die vollfommenfte Gleichheit zwiſchen 
allen Kantonen anerfannt jei, die Rangordnung feine andere 
Beftimmung habe, als in die Leitung der Gejchäfte die erforber- 
lie Regelmäßigfeit zu bringen.” Die Sade felbft anlangenbd, 
wurde ein Antrag, die dreizehn alten Kantone voranzuftellen, 
durd den Gegenvorſchlag beftritten: abgejehen von jeder hiftori- 
hen Erinnerung die Kantone entweder im Verhältniß der Bes 
völferung, oder ihrer bundesgemäßen Beiträge an Mannjchaft 
und Geld, oder aber durd das Loos zu reiben. Zu einem 
endlihen Beſchluſſe kam e8 noch nicht; für einsweilen und bis 
zum Jahr 1804 wurde die Rangorbnung für die alten Kantone 
nach der Zeit ihres Beitritted zum Bunde, für die andern aber 
nach der. Zeit ihrer Aufnahme in den fchweizeriihen Staats- 
verein feſtgeſetzt. So wurde St. Gallen, „in Folge des vom 
Abt von St. Gallen 1451 und von der Stadt St. Gallen 
1454 mit der Eidgenoſſenſchaft gejchloffenen Bündniſſes“ als 
der vierzehnte Kanton in die Gefammtreihenfolge gewiefen. Die 
St. Galliſche Gefandtihaft machte Einwendung: fie wollte all- 
gemein die Zeit des Eintrittes in den fchweizeriihen Staats- 
verband al8 Grundlage der Rangordnung anerkannt wiſſen. 
St. Gallen wäre auf foldher Bafis der achte Kanton geworden; 
Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen und Appenzell wären 
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im Range nad ihm zu ftehen gefommen. An der zweiten Tags 
ſazung zu Bern (5. Juni 1804) wurde, nach neuer Inſtruk⸗ 
tiongertheilung jeitend der Kantone und ohne Rüdjiht auf ven 
St. Galliſchen Widerſpruch, der erwähnte Beichluß für bleibend 
beftätiget. 

Bei der Gründung des Kantons blieben vie Kirchlichen 
Beziehungen zu den Bilhöfen von Konftanz und Ehur unver- 
Ändert; für jenen wirfte der „geiftlihe Regierungspräfident und 
Generalvifar” Ignaz Heinrich Freiherr v. Weflenberg. Er erließ 
Vorschriften wegen der Bittgänge oder Prozeſſionen, durch Hir- 
tenbrief vom 17. März 1803, amerfannte darin ben religiöjen 
Nugen der Bittgänge, erinnerte aber aud, daß die Kirche von 
jeher gegen allfällige Mißbräuche verjelben eifrig eingefchritten 
fei; in ihrem Geiſt jei forgfältig Alles zu vermeiden, „was bie 
Flamme” reiner Andacht erftiden, oder wodurd zu finnlicher 
Zerftruung und fittliher Unordnung Anlaß gegeben würde“. 
Ad noch Häufig vorkommende Mißbräuche bezeichnete er, daß bie 
Bittgänge in manden Pfarreien noch zu fehr vervielfültiget und 
an zu entlegene Drte angeftellt werben. Neben ven Prozeffionen 
an mehreren hohen Fefttagen ded Jahres wurden jeder Pfarr» 
firhe jährlich noch zwei Bittgänge erlaubt, doch niemals in 
eine Entfernung von mehr denn zwei Stunden; die Zurüdfunft 
mußte jedenfalls am gleihen Tage und vor Sonnenuntergang 
geſchehen. „Durd die genaue Beobachtung dieſer Vorſchrift“, 
fo lautet wörtlid die Verordnung, „wird ſehr vielen Unorb- 
nungen und Ausichweifungen, melde fih bei den Bittgängen 
bei längerer Dauer derſelben einzufinden pflegen, vorgebeugt 
werden. Das Uebernachten bei Brozeffionen wird aufs ftrengfte 
verboten. Der Seeljorger ſuche durch zweckmäßige Belehrung 
ben irrigen Wahn zu zerftören, als wenn die Entfernung des 
Ortes den Bittgang in den Augen Gotted wohlgefülliger und 
verbienftliher machen könne; er ſuche durch Darftellung der lei- 
digen und fündhaften Folgen zu weiter Bittgänge die Ueber- 
zeugung vom Gegentheil zu bewirken! Würde aber ein Geel- 
forger hierin unvernünftigen und undhriftlichen Berlangen feiner 
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Gemeinde nachgeben, jo hätte er die unnachſichtliche Ahndung 
des Drdinariats zu erwarten.“ Weiter wurde den Seeljorgern 
die Bedachtnahme aufgetragen: „daß bei den Bittgängen Ord— 
nung und fittliher Anftand berriche, daß die Männer und 
Weiber in der gehörigen Abjonderung bleiben, daß diejenigen, 
welche hierin die Ordnung und den Anſtand verlegen, jogleich 
zurecht gewiefen, und daß insbeſondere bei den Bittgängen feine 
Reuterei, Fein Beſuch des Wirthshauſes und Feine Zerftreuung 
des Volkes am MWallfahrtsorte geftattet werde.” In wie weit 
die Klage über erwähnte Mißbräuche ven ſchweizeriſchen Theil 
des Bisthums betreffen mochte, ift nicht gejagt, da ver Hirten- 
brief ein allgemeiner, dem ganzen Bisthum geltender war. 
Immerhin ift aber gewiß, daß das Stillfchweigen, weldes bie 
bifhöflie Behörde von Konftanz gegenüber den fchweren Eins 
griffen der helvetiichen Behörden in die Nechte der Fatholifchen 
Kirche, in ihre Inpitutionen und ihr Eigenthum, fo wie gegen- 
über der dur die Revolution hervorgerufenen und begünftigten 
Srreligiöfttit zu beobachten pflegte, fowie überhaupt ihr rüd- 
ſichtvolles und jeldft beifälliges Verhalten gegenüber dem Re— 
gierungsiyftem, das jo vielen Unjegen groß gezogen hatte, in 
ftarfem Gegenjag zu dem Ernfte ftehen, mit welchem die etwaigen 
Unordnungen, welche durch Prozeſſionen oder Wallfahrten be— 
günftiget worden ſein mochten, von ihr zur Schau getragen 
wurden. Erwähnte Bittgänge waren zu jener Zeit ein ftehenver 
Artikel in den Rathszimmern der politischen Behörden in ven 
St. Galliihen Gebieten. Das helvetiihe Geſetz hatte große 
Mipftimmung im Fatholifhen Volk hervorgerufen; es traten 
daher in ver Bollziehung feitend der Staatsbehörden von Zeit 
zu Zeit Milderungen ein. Obige Berortnung regelte die Ans 
gelegenheit für lange Jahre. Ein fpätered Eircular Weiten- 
berg's an die Pfarrer eiferte gegen die ausjchließlihe Anhörung 
der Frühmefje an Sonn» und Feiertagen und damit verbundene 
Bernachläffigung des Beſuches der Predigten und Ehriftenlehren ; 
den Bebürfniffen des Seelenheils abzuhelfen, verordnete das 
biſchöfliche Ordinariat: „daß der an Sonn- und Feiertagen die 
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Frühmeſſe leſende Priefter jedesmal nach dem erften Evangelium 
dem anmwejenden Wolfe das Evangelium des Tages vorlefen 
und einen viertelftündigen Unterricht über einen Tert beflelben 
vortragen ſolle. Diefe SBaftoralverorbnung erregte Aufjehen 
in den Stift St. Gallifchen Ordinariatslanden, und es trat die 
veränderte Anordnung ein, daß an den Orten, wo die Dienft- 
boten und Andere, die dem pfarrliben Hauptgottespienft nicht 
beimohnen Fonnten, fleißig bei dem nachmittägigen Gottesdienft 
eriheinen, die Pretigt während ver Frühmefje erlaffen jei (März 
1803). Ein anderes Kreisfchreiben Weſſenberg's an gefammte 
Kuratgeiftlichkeit des Bisthums Konftanz empfahl die Erneue: 
rung der Kapiteld- oder Rurals Konferenzen, „beren öftere Ab: 
haltung ſchon in den älteften biſchöflichen Verordnungen nach— 
druckſam empfohlen worden fei”. Die Verordnung machte ums 
Hindfih aufmerffam auf den mannigfachen Segen, der von 
ſolchen Zufammenfünften ausgehen werde. Der Berordnung 
war ein „Regulativ“ für die Abhaltung der Kapitelsfonferenzen 
beigefügt. Der Kleine Rath von St. Gallen ertheilte „das 
Sandesherrliche Placitum“ (10. Auguft). In den zum Bisthum 
Ehur gehörigen Theilen des nunmehrigen Kantond St. Gallen 
übte Biſchof Karl Rudolf v. Buol-Schauenftein feit dem Jahre 
1794 das geiftlihe Hirtenamt aus; die Dalberg-Weſſenberg'ſchen 
Reformideen drangen nicht dorthin. 

Die evangeliihen Kapiteldverfammlungen Tieß der Kleine 
Rath durch weltlibe Kommiffäre überwachen. Als ver Dekan 
Böſch, Pfarrer in Ebnat, eine Verfammlung des Toggenburger 
Kapiteld ausſchrieb und der Regierung vieles Vorhaben zur 
Kenntniß brachte, beauftragte dieſelbe ben Vollziehungsbeamten 
Steger in Lichtenfteig, der Verfammlung im Namen ver Regie 
rung beizumohnen, „zu wachen, daß das Kapitel in den Schranfen 
feiner Kompetenzen bleibe”, auch über die Verhandlungen Bericht 
zu erftatten (25. Auguft). 
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Zweiter Abſchnitt. 


Des Fürſten Pancratius mittelbare und unmittelbare Verwendung bei der 
Regierung von St. Gallen um Wiedereinſetzung des Stiftes in ſeine 
Korporations⸗ und Vermögensrechte, laut Mediationsakte. Die Regierung 
lehnt jedes Gintreten ab und ruft Rranfreichd Intervention gegen dad Bes 
gehren an. Der Landammann der Schweiz günftig für das Stift. Der 
franzöfifche Gefandte erklärt deſſen Wiederherfiellung als unzuläffig und 
mahnt zur Liquidation. Der Tagfagungsbefchluß für die Klöfter. Ein St. 
Galliſcher Beſchluß ebenfalls, doch mit Ausfchluß des Stiftes St. Gallen. 
Der Fürft in Wien und in Ebringen. Seine Verwendung bei dem neuen 
| Nuntius in Luzern. (1803.) 


Der Fürft Pancratius gab feinem Entichluffe, ſich in die 
gebieterifhen Umftände zu fügen und, nachdem bie politiiche 
Herrihaft des Etiftes vernichtet war, doch deſſen Eriftenz als 
flöfterlihe Korporation zu retten, thatlählih Folge. Kaum 
waren die Sachen und die perfönlihen Stellungen in Paris ent> 
ſchieden, fchrieb er, mit einfacher Unterjchrift ald „Abt“, aus 
Edringen an Müllers Friedberg, in einem Gone, der die neue 
politiihe Schöpfung des Kantons St. Gallen und deſſen fou- 
veräne Stellung ohne Rüdhalt anerkennt: „Der Premier Consul 
ließ den großen Talenten Euer Hochwohlgeboren Gerechtigkeit 
widerfahren, da er Ihnen den ehrenvollen Auftrag machte, an 
der Spige der Commiſſion zu ftehen, die den neuen Kanton St. 
Gallen organifiren fol. Die gütige Vorſehung legte dadurch 
in Shre Hände den Gewalt, meinem lieben Stift Vieles zu 
nügen oder zu jchaden. Das Lestere liegt ganz gewiß nicht 
in Ihrem Sinn. Euer Hochmwohlgeboren Denfungsart ift zu 
edel, ald daß einige zugegangene Unannehmlichfeiten auf Selbe 
wirken jollten, bejonders da E. Hochwohlg. überzeugt fein können, 
daß jene ficher Feine Wirfungen eined abgeneigten Gemüthes als 
viel mehr Folgen eines durch die Zeitumftände und leidige Er— 
eigniſſe geibwächten Zutrauens waren. Glüdlih würde ich mic) 
immer gefchäßt haben, wenn die Umftände erlaubt hätten, wäh- 
rend den Revolutionsftürmen Euer Hochwohlg. Kenntniffe und 
unübertreffliche Geiftesgaben zu benügen.“ Zur Hauptiacde über- 
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gehend ſchrieb der Fürſt weiter: „Mit vollem Zutrauen empfehle 
ich nun Ihnen das Wohl meines Stiftes, deſſen Erhaltung und 
feſtzuſetzende Exiſtenz3. Das Wohl meines Stiftes iſt das ein- 
zige Ziel meiner Wünſche. Das meine Perſon betreffende Schick— 
ſal beunruhiget mich nicht (5. März). Drei wichtige Folgerungen 
ergeben fi mit Beftimmtheit aus dieſem Briefe: Pancratius 
anerfennt die neue jouveräne Gewalt, indem er mit deren erftem 
Träger und WRepräfentanten die Verhandlung über die Fünftigen 
Schickſale des Stiftes eröffnet; er verwendet ſich für deſſen Ers 
haltung und Fortbeſtand ohne irgend eine Rüdfehr auf die For: 
deruug eigener Souveränetät; er deutet an, daß ihm die Erhal- 
tung des Stiftes höher gehe, als fein eigenes Schidjal, daß ſo— 
mit jeine eigene perfönlihe Stellung ein Hinderniß ver Berein- 
barung nicht fein werde. P. Aemilian überreichte diefes Schreiben 
dem proviſoriſchen Regierungspräfidenten, auf deſſen Durchreije 
nah St. Gallen, in Lichtenfteig um die Mitte März. Müller: 
Friedberg, voller eigener Rückgedanken, während er ſolche ftets 
dm Fürften vorwarf, empfing ten Abgeordneten uneinläßlich, und 
nedte in feiner Art: „ob wir denn die Säfularijation gar fo 
entfeglich fcheueten?” „Er jprach während ver Unterredung aud 
etwas von einem Bisthum, zu welchem Thurgau und Appenzell 
füglih Könnten geftoßen werben.” Auch P. Heinrih, des Re— 
gierungspräftdenten Bruder, war in Lichtenfteig zur Begrüßung 
erjhienen und erhielt ebenfalls ausweichenden Beicheid: man jei 
bereit „Wege und Mittel zu zeigen, wodurch wir die Flöfterliche 
Eriftenz des Stiftes retten und vieleicht auch die geiftliche Juris— 
diftion beibehalten könnten, wobei wir und vorzüglich dazu ans 
tragen follten, Schulen zu halten u. j. w.* 1) Das Bage und 
Widerfprechende in diefen verjchiedenen Aeußerungen gab zur Ges 
nüge fund, wie wenig ernft von Seite des Regierungspräfidenten 
eine MWiederherftellung der Elöfterlihen Korporation, auch bloß 
als jolcher, gemeint ſei. Derjelbe antwortete aus St. Gallen 
dem Fürften höflih und ausweichend zugleih: „Ich werde fort- 


*) Schreiben des P. Memilian an den Fürften, vom 21. März. 
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fahren den obhabenten Pflichten getreu zu fein, wie fie immer 
der unaufhaltfame Lauf des Schickſals zum Beten meines Vater: 
landes bezeichnen wird, und ich werde mich glücklich fchägen, 
wenn fie fib mit dem Anlaß verbinden, ver fürftl. Stift Bes 
weile meiner perfönlichen Anhänglichfeit zu geben (1 April).“ 
Wie an den Regierungspräfidenten von Et. Gallen, jo wendete 
fi) der Fürft auch an den Landammann ver Schweiz für Er- 
haltung tes Stiftes (Schreiben vom 25. März), und beurfundete 
auh hierdurch die Anerfennung der neuen politiichen Ordnung 
in der Schweiz. 

Im Stifte St. Gallen befanden ſich zur Zeit acht Kapitularen, 
an deren Spitze P. Aemilian Haffner, als der von dem Abt 
beſtellte Superior. Der Regierungspräſident machte dieſem per— 
ſönliche Beſuche und trat mit ihm in Unterredungen über die 
Fragen ein, die ſchon früher in Lichtenſteig beſprochen worden. 
Folge der bei dieſem Anlaß empfangenen Inſinuationen oder 
Käthe war ein von P. Aemilian in feiner Eigenfhaft als Su— 
perior an die Regierungskommiſſion erlaffenes Schreiben, in 
weldem, unter Hinweifung auf das mannigfaltige Elend, dem 
die meiften Mitglieder des Stiftes feit Jahren ausgefegt geweſen, 
ſowie auf den Inhalt ter Vermittlungsafte, um Miedereinfegung 
und zu diefem Ende um Anordnung erfucht wurde, daß „bie 
Kloftergebäiude geräumt und ihrem Endzweck gemäß eingerichtet 
werden“, und daß im Weitern, bis die Zurüdgabe des Stifte: 
eigenthums ſowohl für St. Gallen als für Et. Johann erfolgen 
fönne, den Kapitularen davon foviel zugewieſen werde, daß 
daraus ihr anftändiger Unterhalt beftritten werden möge (2. April). 
Nemilian und feine Mitbrüder thaten ihre Pflicht; große Hoffe 
nung hatte jener nicht; feine Ahnung war vielmehr, die Regie— 
rung werde ernftliche Unterhandlungen nicht wollen, jedenfalls 
ſolche Begehren ftellen, daß dem Fürften ein Eingehen in vie: 
felben nicht möglich fein werve. ) Deffen ungeachtet erfüllte er 


) Schreiben des P. Aemilian an den Fürften vom 7. April. Den 
Brief vom 2. April an die Regierungsfommiffion hatte er auf „Anrathen“ 


eine zweite Pfliht, und legte gegen die Anbringung des neuen 
Staatswappens an die Pfalz, weldes Gebäute er felbitvers 
fändlih noch immer ald Eigenthum des Etiftes anzuſehen be- 
rehtiget war, Verwahrung bei der Regierungsfommijfion ein, 
in der Meinung und Abfiht, daß durch jene Maßnahme ver 
fünftigen Ausgleihung mit dem Stift keineswegs vorgegriffen 
fein jolle. Das Schreiben von P. Aemilian um Rüderftattung 
der Kloftergüter wurde von der Regierungskommiſſion höchſt 
mißfällig aufgenommen. In Erwägung, daß demjelben alle 
rehtlihe Beglaubigung abgehe; daß dermal nicht nur fein Klofter 
St. Gallen beftehe, jondern daß daſſelbe in Folge der Flucht 
des Abtes und der meilten Kapitularen, ver Wegführung und 
Zurüdhaltung aller Koftbarfeiten und wiſſenſchaftlichen Samm— 
lungen und der wegen Nichterfüllung gefeglicher Vorſchriften er- 
folgten Entfernung (Deportation) der übrigen Kapitularen als 
leihen angeſehen, fein Vermögen deßhalb als unmittelbares 
Staatögut behandelt worden; daß, wenn aud der Kanton 
& Gallen von feiner nunmehrigen Souveränetät zu Wieder: 
einſezung des Kloſters Gebrauh machen wollte, vor Allem vie 
Liquidation der auf die Regierung übergegangenen Anſprachen 
an das Kloftervermögen vorgenommen werden müßte, eine folde 
aber durch die Entfernung der Archive unmöglich geworden; — 
daß „der ehemalige Abt und Konvent“ nicht bloß als Flöfter- 
lihe, jondern aud ald ſouveräne Korporation anzufehen feien; 
daß diefe Korporation nad früher geleiftetem Verzicht auf das 
Land in Folge feindlicher Befignahme (durch die Defterreicher) 
ich die früher abgetretenen Rechte wieder mit Gewalt angeeignet 
und jelbft die ehevorigen Privilegien ihrer Landichaften als ver- 
nichtet erflärt habe; daß dieſelbe auch nad der in Europa ars 
erkannten Unabhängigkeit der helvetiichen Republik ihre politifchen 
Anfprüche noch ferner bei auswärtigen Mächten betrieben und 
(chenbare Abhängigkeit des Landes von einer fremden Macht 
behauptet habe; daß fie mebft den eigenen Ardiven auch das 
Müller⸗Friedberg's gefchrieben; fo fagt P. Aemilian in einem Brief an ben 
Fürftabten Beat von Einfiedeln, vom gleichen Tage. 


die Verträge und Privilegien des Landes enthaltenve im Jahre 
1799 gewaltfam erbrochene und entführte einenthümliche Archiv 
befielben wirklich noch vorenthalte; in Erwägung dieſer feind- 
feligen Stellung des Klofterd St. Gallen gegen den Kanton 
und die gefammte zur Aufrechthaltung feiner ungehemmten Sous 
veränetät verpflichtete Republif, vorzüglih aber auch ver der 
Regierungsfommiffion als zuverläffig befannten Thatſache, daß 
der ehemalige Abt Alles, was tie fernere Eriftenz feines Klo: 
ſters betreffe, in mehrern Denkſchriften an den Enticheid des 
erften Konſuls geftellt habe, welchem die Kantonsregierung nicht 
vorgreifen könne: bejchloß die Regierungsfommiifion, es fei in 
das vorliegende Begehren nicht einzutreten, dem P. Nemilian 
hievon „ſummariſche“ Kenntniß zu geben (9. April. In der 
Borausfegung jedoch, daß es mit bloßen Abfchlägen nicht ges 
than fei, erließ die Regierungsfommilfion unverweilt eine Denk⸗ 
ihrift an den Erften Konful, deſſen entjcheidende Dazwilchen- 
funft anrufend; fie endete diefelbe dem Landammann der Schweiz 
zur Weiterbeförderung mit tem Ausfpruce: die Frage des Stif- 
tes fönne nur „durch unſern erhabenen Vermittler entjchieden 
werben“; gefährlich wäre für die Ruhe des Landes, die Anges 
legenheit in der Schwebe zu laffen, und die Anardiften würden 
nicht ermüden, mit dem Phantom des Prätendenten der verfaf- 
jungsmäßigen Behörde fih entgegenzuftellen (11. April. Wie 
der Landammann, fo wurde auch der franzöfifche Gelandte Ney 
um feine Dazwilchenfunft in Paris - angegangen; diefem mußte 
noch beſonders der in St. Gallen fommandirende General Sera 
die Angelegenheit durch fchriftlihe Mittheilungen empfehlen, welche 
jeitend der Regierungdfommilfton gemeinfam mit ihm verabrebet 
worden. Landammann d'Affry beförderte bereitwillig die St. 
Galliihe Note zu Handen Bonaparte?d an den Senator Bar: 
thelemy, al8 den gemwejenen Präfiventen des franzöftfchen Vierer: 
Ausſchuſſes, ſprach fich aber bezüglich des zu erwartenden Ent: 
Icheides in ganz anderm Sinne aus, ald die St. Galliihe Res 
gierungsfommiffton ; er hoffe, fo fchrieb er, Barthelemy werde 

fih mit dem Erften Konful auf Verfügungen vereinigen, die 
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ebenmäßig die politifche Unabhängigkeit und die Souveränetätd- 
rechte des Kantons, wie den Fortbeftand des Kloſters ficher- 
fellen werden (20. April). Wir haben obige Schlußnahme vom 
9, April beinahe wörtlich eingerüdt, weil fie das Summarium 
aller jpätern Borwände und Ausflüchte gegen verlangte Wieder: 
herftelung des Stiftd und aller gegen tafjelbe erhobenen Ans 
Iduldigungen enthält. Bolt, Reutti und Büeler, von der Regie 
rungskommiſſion mit der Mittheilung des ablehnenden Beichlufjes 
an den P. Aemilian beauftragt, fertigten diefen ſummariſch ab: 
die Eriftenz des Stift fei verwirft; weder das Klofter noch er 
jelbft, al8 Superior, werde anerkannt; einzig könne man bie 
Berfiherung geben, man werde für alle Individuen des Klo- 
ſters beſtens beforgt fein; der furzen Verhandlung machten fie 
mit der Bemerfung ein Ende, daß ohnehin nah zwei Tagen 
vie Wirkſamkeit der Regierungsfommiffton ihr Ende erreichen 
werde (13. April. Wie die ephemere Regierungsfommilfion 
fih entfchloffen zeigte, dem Klofter für immer den Lebensfaden 
abiuichneiten, jo war fie hinwieder bedacht, ſich in den vollftän- 
digen Befig feined Vermögens zu jegen. In weitläufigem Er- 
laß an die ſchweizeriſche Liquitationsfommilfion Flagte fie, wie 
während ver Kriegözeit der Kanton Sentis ohne alle Unter> 
fügung gelaffen worden und unverhältnigmäßige Kriegsfoften 
habe tragen müſſen, jo daß für damalige Berwaltungsbehörde 
ein völliger Nothftand eingetreten ſei; bei ſolchen Zuftänden 
feien alle Einfünfte des Klofters für den Staat verwendet, aus 
denjelben aber im Intereſſe und für Zwecke des Stiftes nichts 
beftritten worten, als die Verzinfung der Klofterfchulden, die 
Koften für den ſchuldigen Gottesdienft an der Stiftsfirbe und 
die Berpfleaung zweier greifen und franfen Kapitularen; deß— 
halb forbere fie, die Regierungsfommilfion, alles aus der hel- 
vetiihen Staatskaſſe zurüd, was bei regulären Verwaltungs— 
zuftänden der Klofterfafje hätte zu gut kommen müſſen (im 
Grund aljo alle Enthebungen aus dem Kloftervermögen, die 
nicht für Beftreitung der unmittelbar auf demſelben haftenten 
Verpflichtungen gefchehen waren). Durch dieſes Aktenſtück ers 
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klärt ſich, warum der Fürft bei früheren und ſpäteren Anläfen 
Schabloshaltung für die dem Kloftervermögen zugefügten Ein— 
bußen verlangte; er forderte aus gleichem nur noch weit befjerem 
Titel ald der neue St. Galliihe Staat. Unterdeſſen hatte 
Müller, der fürftliche Bevollmädtigte in Paris, der den Faden 
des Geſchäftes ſchon um der Konjequenzen willen nicht fallen 
laffen durfte, am 17. März eine neue Denffchrift an die fran- 
zöftiche Regierung eingegeben, welche auch den Fall in Ausſicht 
nahm, daß eine Wiederherftellung des Stiftes nur in deſſen 
Eigenfchaft als Flöfterliher Korporation ftattfinden könnte, und 
fi zu diefem Behuf auf den Rechtsboden der Mediationsafte 
ftellte; der frangöfifhen Regierung wurde in jener Note bie 
Berfiherung gegeben: „der Fürftabt werde ſich beeilen, mit den 
Behörden des neuen Kantons St. Gallen in Unterhandlung zu 
dem Zwede einzutreten, daß dem Stift eine folide und dauer— 
hafte Eriftenz gefichert fei, in weldem Sinne offenbar vie Me— 
diationsafte den Klöftern die Rüderftattung ihrer Güter zuge: 
fihert babe; ver Fürftabt hoffe: es werde der Rechtsſinn der 
neuen St. Galliihen Kantonsregierung. entiprechend verfügen. 
Sollten jedoch gegen alle Erwartung feine Begehren zurüdge- 
wiefen werben, jo würde er in ſolchem Fall den mächtigen Bei— 
ftand des Erften Konfuld anrufen.*1) So augenfällig der Fürft 
durch dieſe Eingabe die neue ſchweizeriſche Staatsordnung ans 
erfannte, wurde fie, gegneriſchen Berichten zufolge, gleichwohl 
nicht gut aufgenommen. In Paris waltete, wie Müller fchon 
in jener Zeit dem Fürften meldete, Feineswegs die Meinung, vie 
befannte Vorſchrift der Mediationsafte auch auf das Stift St. 
Gallen anzuwenden, jondern vielmehr die Abficht, ſolches unter 
dem Vorwand der Verſchuldung zu unterbrüden, So großes 
Befremden hierüber der Fürft empfinden mußte, da nach feiner 
Schätzung das Eigentum des Stiftes, Zehnten und übrige 
Gefälle inbegriffen, „nah Abrehnung der Schulden noch alle 
zeit einige Millionen Gulden an Werth betrug“, jo ließ er ſich 


1) Aus dem Schreiben des Fürften Pancratius an den Landammann 
der Schweiz, vom 27. November 1803; im Bundesarchiv zu Bern. 
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gleihwohl in feinem Entfchluß, erwähnte Unterhandlung mit 
der Kantonsregierung zu eröffnen, nicht irre machen, immerhin 
aber mit der Vorſicht verbunden, eine Renunziation nicht aus 
zuſprechen und definitiv nichts abzufchließen, bevor er nicht aus 
den allenfall8 ihm zugeftanvenen Artikeln erfehen Fönne, daß 
das Stift eine fihere und dauerhafte Eriftenz genießen möge; 
„denn was. würde ed nügen”, fchrieb er weiter an feinen Agenten 
in Paris, „auf einen armfeligen und fo wanfenden Fuß geftellt 
ju werben, taß man alle Tage in der Gefahr fein muß, mit 
gefeigertem Spott und Hohn über den Haufen geworfen zu 
werden?” Dann fegte er bei: „Da der Kanton St. Gallen 
aus vielen Reformirten, vielen eigennügigen Katholiken und aus 
Vielen, die vorhin feine Angehörigen St. Gallend waren, be 
fteht, fo erwarte ih nicht viel; — — dem Gedanken des Müller: 
Friedberg werde ich nie beiftimmen; lieber nicht Bifchof, als jäfu- 
lnffirt werben. Ich gedenfe meinem Berufe lebenslänglich getreu 
zu bleiben. Doc ich glaube nicht, daß jemals M. %. meiner 
PBerfon Diefe Würde zugedacht habe.” — „Für meine Verfor- 
gung werde ich nicht ven ‚geringften Schritt thun, der meinem 
Stift auch in ter Zukunft nachtheilig werden fönnte; mithin 
werde deſſen Rechtſame meinem Sntereffe nicht aufopfern, noch 
aus deſſen Gütern eine reiche Penfton verlangen, aud nicht bie 
biihöflihe Würde, wenn die Säfularifation damit verbunden 
fein ſoll.“) Im Obigem liegt das Wefen der Beftrebungen 
und Anfprüche des Fürften klar vor: er gibt die weltlihe Herr- 
Ihaft preis, wenn das Stift im Uebrigen in feine vollen Rechte 
eingefegt wird und nicht eine bloße Scheineriftenz erhält, die 
es nur zum Spielball der Geltgier und der Abneigung ber 
weltlichen Regenten machen, und, trog allen Nachgebens von 
feiner Seite, doch einer baldigen Vernichtung bloßftellen würde, 
die noch böswilliger und verlegenter ald jene wäre, von welcer . 
es ohnehin ſchon betroht war. Das war fein Plan, gewi- 
fenhaft und edel zugleih. Er erwartete übrigens wenig ober 


*) Brief des Fürften an: den Hofrath Müller in Paris, vom 23. März. 
Baumgartner. Kanton Et. Gallen. U. 4 
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nichts von jenen legten Schritten; denn „wir befinden uns in 
den Händen und in der Gewalt der Räuber, und biefes fagt 
Alles”.t) Am 3. April noch reichte Müller dem Karbinal Feſch 
eine Denfichrift zu Hanven der franzöfifhen Regierung ein, in 
welcher für das Etift St. Gallen gleihe Behandlung wie zu 
Gunften der übrigen Schweizerflöfter, Zurüderftattung des Ber- 
mögens und der geiftlichen Gerichtsbarfeit, mehr nicht, verlangt 
wurde. Mit dem 19, April endete die Sendung des fürftlichen 
‚Hofrathes Müller in Paris, nachdem er mehr denn zwanzig 
Monate lang mit der größten Befliffenheit und Uneigennützig— 
feit für die Herftellung des Stiftes fih abgemüht hatte. Der 
Fürft ſprach fih mit verbdienter Anerkennung über die Thätigkeit 
feines Abgeorbneten aus; vereitelt wurde jeglicher Erfolg ber: 
felben, nach feiner Anfhauung, durch „die Ungerectigfeit der 
Menſchen, die jegige ſchlimme Stimmung wider die Klöfter, das 
Säfularijationdbeijpiel in Deutjchland, die Habfucht der Echwei- 
zer und die Bosheit der Franzofen, wie auch (durch) die Rath: 
lofigfeit der fein jollenden guten Freunde”. Die Sendung Müls 
fer’8 hatte den darbenden Fürften nahe an 6000 Gl. gefoftet; 
nachher feste Müller's Bruder, kaiſ. fönigl. Rittmeifter, die 
Unterhandlungen mit dem britiihen Gejfandten in. Barid zu dem 
Zwede fort, für den Fürften nöthige Subfivien zu erhalten. 
Daß der Fürft ökonomiſch entblößt war, geht fchon aus tem 
Umftand hervor, daß er jelbit auf fernere Verwendung feines 
früheren Agenten in Rom, Namens Aprofi, aus Gründen ber 
Sparfjamfeit verzichtet hatte, denn ſeit 1799 und jchon Tange 
vorher genoß der Fürft nicht die geringften Revenüenz . ebenfo 
hielt er in Wien feit dem Webertritt Müller's v. Müllegg in 
den helvetischen Dienft feinen Agenten mehr. Mitten unter ben 
Ereignifjen voller Trauer für den Fürften erlebte er auch Sons 
- nenblide; aus Rom hatte er ein päpftliches Breve empfangen, 
welches ihm den unverweilten Wiebereintritt in die vorigen 
geiftlichen Jurisdiktionsrechte zujagte, fobald daherige Hinderniffe 


ı) Schreiben an Hofrat Müller, vom 30. Maͤrz. 
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gehoben fein werben; befanntlich waren dieſe von der helveti- 
Ihen Regierung gelegt worten, die nun nicht mehr beftand. Am 
16. Mai wurde in einem Gonfiftorium zu Rom feine Abtswahl 
verfündet, und am 17. Dftober empfing er vie päpftlide Kon- 
firmationsbulle nebft mehreren Breven für verfchiedene Fakultäten, 
mit Rüdfiht auf die bevauerliche Lage des Stifts und feines 
Borftandes tarfrei. 

In St. Gallen wurden mittlerweile die Beftrebungen für 
und wider die Herftellung des Klofterd fortgejegt. Im Stifte 
klbft waltete einen Augenblick Spaltung. P. Martin Greffer 
war Weltmann und der Säfularifation günftig; zu diefem Zwed 
jollte ein Bisthum errichtet, mit dieſem ein Seminar (höhere 
Khranftalt) verbunden und von den Kapitularen geleitet und 
beiorgt werden, zwar in eine Korporation organifirt, vie fich 
ſelbſt ergänzen würde, doch mit Aufhebung des bisherigen Or- 
deneverbandes. Die anweſenden Stiftöglieter hielten große Kons 
kren und verwarfen das Vorhaben einhellig; der Fürft eben fo, 
denn es ftehe in Widerfpruch mit Gewiffen und Ehre und würde 
dem Feineswegs irgendwie dem gewünjchten müglichen Erfolg 
haben. t) In Folge des früher erzählten ablehnenden Befcheives 
der drei Kommittirten der Regierungsfommilfton, vom 13. April, 
etließ P. Aemilian im Namen tes Etifts, diesmal an die ins 
milden in das Amt getretene neue Regierung, eine zweite Re— 
Hamation, erinnerte diefe an das in ihrer eigenen Proflamation 
vom 18. April feierlic gegebene Berfprechen, der Religion ihre 
Würde und Anfehen, den Dienern der Kirche ihre gebührende 
Achtung zu verichaffen, Perfonen und Eigenthum in ihren Rech— 
ten zu ehren; das Schreiben jagte im Fernern: „das Gefeh ver 
Auflöfung unferer Korporation, follte je eines vorhanden gewefen 


) P. Martin war auch jonft nicht bei dem Fürften in Gunft; dieſer 
nannte ihn den „von der Nation beftellten Pfarrer in St. Gallen“. Zur 
Empfehlung des Pland war P. Martin nach Ebringen gewanbert, wie nicht 
ju zweifeln im Ginverfländniß mit feinen Bertrauten in ber, Regierung. 
Solches erhellt aus einem Brief des P. Magnus Hungerbühler an den 
Fürftabten von Einftedeln, vom 24. April, im dortigen Stiftsardhiv. 
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fein, ift, wie fo viele andere, durch die neu eingetretene Ord⸗ 
nung der Dinge und durch die WVermittlungsafte jelbft aufge 
hoben,“ deren Inhalt ganz unbedingt laute; deßhalb feien auch 
feine Erklärungen ftatthaft, „wovon der Grund nicht ſchon in 
ber Bermittlungsakte liegt, ohne das Gewicht und Anjehen ver: 
jelben zu ſchwächen und bie Grundlage des großen Gebäudes 
Ihwanfend zu machen“. Mit folcher Begründung ftellte der 
Superior im Namen und unter Beiftimmung der übrigen ans 
weſenden Kapitularen das Begehren an die Regierung : dem 
Stifte fein Eigenthum, was Namens e8 fei, zurückzuſtellen, in= 
begriffen die durch feierliche Verträge und Konkordate dem Stifte 
zugeficherte, titulo oneroso acquirirte und ſchon durch Jahrhun— 
derte ausgeübte, geiftlihe Jurisdiktion und Ordinariatsrechte 
(9. Mat). In diefem Schreiben lag ein neuer Beweis, daß 
das Stift feine weltliche Herrſchaft prätendire; P. Aemilian und 
Genoſſen haben aber nicht ohne Wiffen und Willen des Fürften 
gehandelt. Auch dieſes erneuerte Rechtöbegehren war ein Hieb 
in die Luft. Müller-Friedberg fchrieb an den franzöfiihen Ge— 
jandten General Ney: im Kanton St. Gallen gehe Alles treffe 
ih von ftatten; volle Eintracht herrfche mit ter Stadt und den 
übrigen ehemals Selbherrlihen im Lande; der Geift der Fak— 
tion fei verftummt; der befte Liberale Geift mit dem Gefühl für 
Handhabung der Ordnung fei vorwaltend, denn man wolle 
nicht, daß das Staatsruder an die Hefe der Bewohner über- 
"gehe; bereits feien indeflen die Gönner der reinen Demofratie 
(denen übrigend Konjequenz mangle) gelähmt; jedenfalls aber 
werbe der Erfte Konful den Willen und vie Kraft befien, ven 
Kanton gegen die Anftrengungen ficher zu ftellen, welche noch 
immer von den Anhängern der Mönche gemacht werten, bie 
nicht nur die MWievdereinfegung ald Korporation, fontern auch 
jene in die quafisbiichöflichen Rechte verlangen, dieſe ald bequeme 
Leiter zur MWiedereroberung der Eouveränetät, weil ſolche geift: 
liche Stellung ihnen die unbedingte Herrichaft über die Gewiffen 
einräumen würde (18. Mai), Und damit diefer Brief feine 
Wirkung um fo gewiſſer erreiche, fügte der Regierungspräfivent 
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bie Auflage bei, wie der Fürft, nach der Invafion ver Defter- 
reicher, fich Heeilt habe, um ein Regiment mit England zu ka— 
pituliren; denn mit England verfehren, war in den Augen des 
damaligen franzöſiſchen Herrſchers ein Verbrechen; Vaſall und 
Schmeichler Frankreichs zu fein, das war dagegen ganz korrekt 
mt untadelhaft. 

Nah den vergeblichen Schritten des Superiord wendete der 
Fürft fih unmittelbar felbft an die Kantonsregierung um Wies 
verherftellung des Stiftd und zwar in deſſen Eigenſchaft als 
blofer Korporation. Hier der Wortlaut feines eigenhändigen 
Schreibens aus Mehrerau: 

„Dur den Mediationsaft vom 19. Hormung laufenden 
Jahres find die meiften unferes fürftlichen Etiftes Lande Ihrem 
Kanton einverleibt worten. Die beftgegründeten Reklamationen, 
die wir unferen Pflichten gemäß öfters wiederholten, hatten Feis 
nen Erfolg; und wir willen bis jegt nicht, aus welchem Rechts— 
gunde unferem Stifte feine durch mehrere Jahrhunderte aners 
fannten Rechtſamen entzogen worden find. Indeſſen, va gleich- 
wohl durch den oben gemeldten Vermittlungsakt feſtgeſetzt ift, 
dag den Klöftern ihre ehemaligen Güter und Nugbarfeiten zus 
tückgeſtellet werben follen, jo hofften Wir, daß das edle Beifpiel 
beinahe aller Eidgenöfftihen Kantone, die Unferem Stifte als 
dem alten und erften Alliirten der Eidgenoſſenſchaft gehörige 
Adtung, und dad von demſelben zu allen Zeiten den Stifts— 
landen erwiejene wohlthätige und väterlihe Benehmen Ihnen 
jo viele, noch befondere Beweggründe fein dürften, der Aeuße- 
rung unferer Wünfche zuvorzufommen. Unfere Erwartungen 
blieben unerfüllt. Mit tiefem Schmerzen müffen wir bis jegt 
zuſehen, wie die meijten Stiftsfapitularen, unfere lieben Mit 
brüber, ohne eigene Wohnung, ohne fichere Verſorgung, in 
fummervoller Lage und im Elend darben. — Wir finden uns 
demnach in die Nothwendigfeit verjegt, Uns an Sie, Wohlge 
borne Herren, zu wenden und Gelbe au erfuchen, Unferem fürftl. 
Stifte alle feine ehemaligen Güter, Gebäude, Gefälle u. ſ. w. 
und Nugbarfeiten, wie fie immer heißen mögen, und wie joldye 
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das Stift vor den Revolutionszeiten genoß, wieder zu erftatten, 
die Ausübung feiner geiftlichen Jurisdiktion nicht weiters zu 
hindern und für den erlittenen Schaden, vorenthaltene Revenüen 
und gefränfte Rechtſame eine Schatloshaltung auszugleichen. 
In diefem Falle wird das Stift ohne Bedenken feine Schulden 
übernehmen und deren Tilgung beforgen. — Weil wir nicht in 
der Lage find, mit Ihnen unmittelbar über obgemelvete Gegen: 
ftände unterhandeln zu können und die dießfällige gänzliche Aus— 
gleihung zu berichtigen, ernamfen wir zu dieſem Ende als uns 
jere Commifjarios die Stiftsfapitularen R. R. P. P. Yemilian 
Haffner, Johann Nepomuk Hauntinger, Heinrih Müller von 
Friedberg und Theodor Wick, und bevollmächtigen jelbe in Uns 
jerem Namen über oben Angezogenes zu unterhanbeln und abs 
zufchließen, doch mit ausbrüdlihem Vorbehalt: daß erft nach 
erfolgter Unſerer Ratififation der Vertrag als gültig angefehen 
werben fol. Wir erfucen demnach Euer Mohlgeboren, obges 
nannte unfere Commifjarios als ſolche anzuerfennen und mit 
Wohlwollen zu behandeln. Womit wir Sie, Wohlgeborne Herren, 
dem göttliben Machtichuge beftens empfehlen.” (17. Juni); 
unterzeichnet: „Pancratius Fürftabt zu St. Gallen.“ 

Genau zergliedert, ordnet fi der Inhalt dieſes Schreibens 
wie folgt: der Fürft erfüllt mittelbar einen Akt der Anerfennung 
des neuen St. Galliiben Staates, indem er mit deſſen Regies 
rung in amtliche Verbindung trittz er thut ed zum Zwed der 
Wiederherftelung des Stiftes; er verlangt zu dieſem Behuf vie 
Erfüllung der Mediationsafte und erwartet ſolche um jo eher, 
als das Stift fih Jahrhunderte lang dem Lande wohlthuend 
bewiejen; er nimmt mit Recht an, daß die mebiationsmäßige 
Reftauration nicht anders als im gemeinfamen Einverftändniß, 
auf dem Weg der Unterhandlung, geichehen könne; er eröffnet 
zu ſolchem Zwed jelbft den Weg ter Unterhandlung, ernennt 
ſeinerſeits vier Abgeorbnete, von denen wenigftend zwei dem 
Präfidenten und den übrigen Mitgliedern der Regierung ganz 
genehme Berfonen waren; bezeichnet als Gegenftand der Unter 
handlung die Rüderftattung des ftiftiichen Vermögens. und ber 
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geiſtlichen Gerichtöbarfeit, und bietet ſich fchließlich gegen An— 
techuung erlittener Verlurfte auch zur Uebernahme des gefamm- 
tn Schulvenftandes an; irgend eine Rückkehr zur weltlichen 
Herrichaft. Hält der Fürft von feinem Programm ganz fern t); 
der einzige Vorbehalt, den er fih erlaubt (und ſolchen hätte 
jeder Andere auch gemacht), ift der, vaß das Ergebniß der Uns 
terhbandlung nicht ohne feine eigene fchließlihe Genehmigung in 
Rechtskraft treten Fönne. Bier Tage nad Erlaß des Briefes 
(21. Zuni) ertheilte der Fürft feinen Unterhandlungsfommifjarien 
die benöthigten Yuftruftionen. 

Solches offene, ganz der Situation und der Bundesafte 
entiprehende Vorgehen des Fürften war eine höchſt unwillfom- 
mene Erfcheinung für die Regierung, deren Abfichten ganz ans 
dere waren: die fernere Verfügung über das große Bermögen 
nah eigenem Ermefjen und die Vernichtung des Stiftes; wie 
folhe gegenüber der franzöfiichen Regierung, die in Wirklichkeit 
als St. Galliſcher Lehensherr an die Stelle des deutſchen Kai- 
ſets getreten war, begründet wurden, haben das Schreiben 
Müller-Frievberg’8 an Ney und andere Akten dieſer Zeit ent- 
hüllt. Jener war feit dem 15. Juni wieder Präſident des 
Kleinen Rathes; P. Memilian überreichte ibm das Schreiben 
des Fürften perjönlih (22. Juni). Statt einfach ebenfalls Un- 
terhandlungsfommiffarien zu ernennen, die Begehren derjenigen 
des Fürften anzuhören und zu erwägen, wenn möglich Berftäns 
digung anzubahnen und. fich für alfälige. Abſchlüſſe, gleih dem 
Vorftande des Stifts, die Ratififation vorzubehalten, war bie 
Regierung und ihr Haupt allfogleich beftrebt, die Anfprüche des 
Stiftes im Ganzen fern zu halten und dadurch von vornherein 
jede Reftitution unmöglib zu machen. Müller-Friedberg war 


*) Und er. that diefed mit Bemwußtfein und Abſicht. Am 20. Oktober 
1803 fchrieb er darüber an feinen Hofrat Müller in Wien: „In meinem 
Shreiben an den Kanton St. Gallen ift feine Spur von Anſprüchen auf 
die Landesherrlichkeiten, vielmehr muß man ans demfelben das Gegentheil 
erfehen. So find auch die meiften andern Vorwürfe befchaffen.“ Der Fürft 
iſt gewiß der befugtefte Ausleger feiner Worte. 


Referent; feinem Befund zufolge und in Erwägung: „daß der 
Abt nicht nur noch entfernt ift, ſich in den gefeglichen Zuftand 
fegen zu wollen; daß er auch jegt noch von Rüdgabe ber 
Staatsarchive und der ihm jederzeit fremden Archive des Volkes 
och feine Meldung thut; daß er im Gegentheil feine Aufprachen 
auf wahres Staatsgut, auf abgefchaffte oder dur die Media— 
tion an den Kanton übergegangene Gefälle, auf Entſchädigungen, 
die tem Kanton in jedem Fall ganz fremd wären, und auf 
Schadloshaltung feiner ſchon durch den Luneviller Frieden vers 
lorenen Rechtſame und auf Herftellung einer geiftlichen Juris— 
diftion ausbehnt, welde von dem päpftlichen Stuhl an ben 
Biſchof von Konftanz übertragen iſt;“ ermwägend ferner, „baß 
der Abt eine für die Regierung wirklich erniedrigende Unters 
handlungsweife vorfchlägt; daß er aber überhaupt weder ver 
Kraft der Mediation noch jener der wichtigften europäiſchen 
Traktaten nachgibt, fondern immerfort die Rolle eines ſouverä— 
nen Prätendenten gegen den Kanton behauptet, die erworbene 
Freiheit und Souveränetät feiner ehemaligen Angehörigen als 
rechtsungültig betrachtet und feine landesherrlichen Anſprachen 
bei Anbringung feiner Flöfterlichen Forderungen forthin zu decken 
fuhtz — daß er fi diefen Schritt in dem Zeitpunkt erlaubt, 
in welchem die Regierung nocd die Auskunft abwarten muß, 
ob der erfte Konful der framzöfifchen Republik über die nemliche 
bei demfelben dur den Abt anhängig gemachte Sache als Ber: 
mittler entjcheiden wolle,“ beſchloß die Regierung des Kantons, 
dag fie „auf das Schreiben des anmaßlichen Fürftabtes feine 
Rüdficht nehmen könne“. Es fol diefe Erflärung an P. Aemts 
kan als dem Ueberbringer des Briefes durch die Kommiſſion 
des Innern mündlich eröffnet, dem Großen Rath einfache Ans 
zeige von dem Gefchehenen gemaht und die Geſandtſchaft bes 
auftragt werden, mit dem franzöſiſchen Gefandten, General Ney, 
vertrauliche Rüdjprache über den Gegenftand zu nehmen und auf 
endlichen Entſcheid zu dringen (25. Juni). Der Beihluß ver 
Regierung, der die höchſt einfache Frage. der Wieberherftellung 
des Benebiftinerklofterd als eines folhen ganz umgeht, ift ein 


— — 


finftlih Gemifch von Tücken und Ausflüchten; was etwa Uns 
haltbared an den Forderungen ded GStifted gefunden worden 
wäre, hätte den Kommiffarien zu Handen des Fürften im Ber- 
lauf einer mündlichen Unterhandlung gejagt werben mögen. 
Eduld am Scheitern der. Unterhandlungen wäre dann jener 
heil geweſen, welcher dem Recht und der Billigfeit Genüge 
u thun verweigert hätte. In UWebereinftimmung mit ber Hals 
tmg der Regierung wurde alsbald nad) ver Ucbergabe des fürft- 
liden Schreibens zu Stadt und Land das Gerücht verbreitet, 
als hätte der Fürft die Landesherrlichfeit zurüdverlangt; P. Wemi- 
lian jah ſich dadurch veranlaßt, vertrauten Mitgliedern ded Gros 
fen Rathes den wirklichen Tert des Schreibens zur Kenntniß 
iu bringen. Geſpannt wartete eine anjehnlihe Zahl von Mits 
glietern dieſer oberften Behörde ') auf Vorlage des fürftlichen 
Briefes; ihre Abficht und ihr Wille war, fofort eine Kommiſſion 
Mernennen und, nad nöthiger Vorberathung, zur dargebotenen 
Unterhanblung überzugehen. Allein der Große Rath war eine 
Hull, weil ihm alle Znitiative fehlte, Die Regierung aber ihr Bors 
ſtlagsrecht nach Gutfinden gebrauchte, oder auch nicht gebrauchte, 
oder mifbrauchte. Im gegebenen Fall verhinderte fie jene Beras 
hung; Mülfer-Friedberg ging am 29. Juni an die Tagfagung 
nah Freiburg ab; ter gleiche Tag war zur Beendigung der Groß» 
rathöjeffion beftimmt. Erft am Ente diefer Schlußfigung machte 
Jollifofer, ver Bizepräfivent ver Regierung, dem Großen Rath 
Anzeige von dem Schreiben des Fürften und ließ es verlefen. 
Gmür, von Schänis, machte fofort den Antrag: ?) den Klöftern 
überhaupt, und fo auch dem Klofter St. Gallen die Güter vermöge 


1) „Die ftärfere Partei des Großen Rathes,“ fagt P. Aemilian wörts 
fh in feinem Bericht an den Fürften, vom 1. Juli 1803. 

) Die nähere Bezeichnung dieſes Antragftellerd kommt im oben er: 
wähnten Brief nicht vor; es waren drei Mitglieder diefes Namens im 
Großen Rath: der Regierungsrath Dominik Gmür, dann ber gewefene 
Kantonsrichter von Linth, Zaver Gmür, des erfleren Bruder, und ein „Präs 
ſtdent Gmür“, von Schänis, legterer ohne Zweifel identifch mit dem fpäter 
mer den Namen „Advofat Gmür“ vortommenden Mitgliebe. 
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der Mediationsakte zurückzuſtellen. Ihm fiel aber Reutti, der 
Praͤſident des Großen Rathes, alsbald in's Wort mit der Er— 
klärung: es könne hierüber keine Diskuſſion ſtatt finden. „Und 
ſo endigte die Sache, ohne daß etwas wäre dezidirt worden.“ 
So lautet die Meldung des P. Aemilian an den Fürſten; das 
Protokoll des Großen Rathes aber fagt: es wurde Tagesord- 
nung erkannt, nachdem der Kleine Rath die Anzeige gemacht, 
„daß er dießfalls Feinen Antrag zu machen habe, fondern trach— 
ten werde, dieſes Geſchäft zur Zufriedenheit des Großen Rathes 
zu beendigen.” Weder einverftanden mit diefem Ausgang, noch 
erbaut über venfelben, verfammelten fi die Mitglieder „der 
fatholiichen Partei”, als der ftärfern, ernannten einen aus den 
fieben Landbezirken gezogenen Ausschuß und ließen durch perfön- 
liche Abordnung an ven Wizepräfiventen der Regierung nad 
drüdlihe Vorftelungen zu dem Zwed machen, daß das Stift 
St. Gallen wieder hergeftellt werde; folches jei au der Wunſch 
des Volkes. Eben jo wurde auf Herftellung des früheren Ors 
dinarlates gedrungen. Zollikofer's Antwort in Bezug auf das 
Stift lautete: deſſen Wieverherftelung fei unmöglich; entweder 
müſſe die Regierung oder das Stift weichen. Theilnehmer an 
biefer mündlichen Verhandlung waren Dudli und Zweifel, welche 
den Hergang dem P. Aemilian mittheilten. ) Das wohlge- 
meinte und friedliche Anerbieten des Fürften vom 17. Juni war 
auf folhe Weile zurückgewieſen; ſchnöde wurde jede fchriftliche 
Erwiederung an ihn abgelehnt; weder ver Große Rath, noch 
das Volf, noch die katholiſche Bevölkerung insbejondere, hatten 
ein Wort zur wichtigften Angelegenheit zu fagen. Ein halbes 
Dugend Regierungsräthe, zur Hälfte Proteftanten, mit den 
Franzoſen Ney, Demeunier und Talleyrand, entjchieden über die 
Geihide des Landes und feiner Yuftitute. 2) 


ı) Alles aus dem oben angeführten Schreiben des P. Aemilian Haffner 
an den Fürften, vom 1. Juli 1803. 

2) Durch obige aktengetreue Erzählung ift, was Weidmann (Gefchichte 
u. f. w. ©. 187) Beinpfeliged gegen ben Fürften Pancratius gefchrieben, 
zur Genüge widerlegt. Auch ‚berichtiget ſich dadurch weſentlich die Darftel« 
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Den Umftänden gemäß konnte die Klofterfrage in St. Gallen 
niht eine vereinzelte bleiben. Die Herftellung der fchweizerifchen 
Klöfter überhaupt war vorausfichtlich ein Berhandlungsgegenftand 
fir die Bundesbehörden. Der Fürft wendete ſich deßhalb mit 
asführlihem Schreiben an die Tagfagung, verlangte die Rüd- 
gabe der Güter des Stiftes mit billiger Entſchädigung für die 
kit fünf Jahren in Folge der Revolution erlittenen Verlürfte, vie 
ungehinderte Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit und die 
Beibehaltung der Höfterlichen Obſervanz nad ven Regeln des 
Benediftiner- Ordens, mit dem Beifügen, daß er feinerfeits ent- 
iölofen fei, „der Ruhe, dem Wohl und der jetzigen Verfaſſung 
Helvetiend das größte Opfer zu bringen“, (immerhin unter Bor: 
ausſetzung ehrenhafter Behandlung und daß dem Etift „wenigft 
ale jene Vorzüge und Rechte belafjew werten, die mit der neu 
eingeführten Verfaſſung nicht in offenbarem Widerſpruche ftehen)“ ; 
glihzeitig zeigte er an, daß er den P. Yemilian Hafner und 
den P. J. N. Hauntinger beauftragt habe, fi auf Verlangen 
" Freiburg zu verfügen, um allda weitere Auffchlüffe über 
des Fürften Gefiunungen und Wünſche zu geben. ) Mit be 
ſonderem Schreiben wendete fih der Fürft gleichzeitig an bie 
dreizehn alten Kantone um günftige Inftruftionen. ?) Gingelne 
Santone inftruirten einläßlich, jo Schwyz. Sein Gefandter, ver 
Iandammann Aloys v. Reding, erhielt jeitens feiner Regierung 
den Auftrag: ſich des Stiftes St. Gallen, ſoweit es die Ver— 
bälmifie immer erlauben mögen, beftens anzunehmen und jelbem 


lung Mülfer-Friedberg’s in feinen „Annalen“, von ©. 97 bis 99. Am 
liderfichften ift der Vorwurf beider angeführten Schriften: der Fürft habe 
kinen Kommiffarien feine Vollmacht gegeben; diefe lag ja genügend in feis 
"m Brief, der zugleich diefelben auf das Beſte affrebitirte; den Ratififas 
lionevorbehalt aber hätte auch die Negierung gemacht, falls fie in Unter⸗ 
handlung eingetreten wäre. 

') Schreiben des Fürftabtes von St. Gallen aus Mehrerau an bie 
Tagſatzung, vom 21. Juni. Im Bundesarchiv zu Bern. 

) Schreiben an Schwyz, vom 19. Juni 1803, im dortigen Kantons: 
archiv, mit der nachfchriftlichen Bemerkung feitens des Fürften: er habe ein 
gleichlautendes ‚Schreiben an die übrigen: zwölf alten Kantone erlaſſen. 
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nad dem Tenor der Bermittlungsafte zu feinen Einfüuften und 
Befigungen zu verhelfen (20. Auguſt). Auch die übrigen ka— 
tholifhen Kantone gaben dem Fürften freundliche Antwort auf 
feinen Erlaß, jo Freiburg, der günftigen Gefinnung des Schult- 
heißen und Landammanns d'Affry entſprechend. Sie alle traten 
bald für den Fortbeftand der jchweizerifchen Klöſter ein; einzelne 
au für das Stift St. Gallen; an der Tagfagung zu Freiburg 
ftarb der Gefantte von Uri, Landammann oft: Anton Müller, 
an einem Schlagfluß, während er eifrig für die Wieberherftel- 
fung diefes Stiftes jprad. 1) Art. 1 der Schlußbeftimmungen 
der Vermittlungsafte fehrieb vor: „vie Güter, die vormals den 
Klöftern gehörten, jollen ihnen wieder zugeftellt werden, fei es, 
daß dieſe Güter in dem nemlichen oder in einem andern Kanton 
gelegen ſeien“ Am 19. Auguft verlangte die Geſandtſchaft von 
Uri die unbedingte Vollziehung diefer Vorſchrift, auh im Wei— 
tern, „daß die Tagſatzung den Klöftern ihre objervanzmäßige 
Eriftenz zufichere, das Verbot, Novizen aufzunehmen, überall 
aufhebe und die Verhältniffe der Klöfter gegen vie betreffenden 
Regierungen näher beftimme. Eifrige und gründliche Behand- 
fung folgte, am 27. Auguft der Tagſatzungsbeſchluß: 1. „Kein 
Kanton ſei befugt, die Rüderftattung ver Kloftergüter zu ver- 
weigern, und ter Landammann der Schweiz demnach anzumeifen, 
der erwähnten Schlußbeftimmung der Wermittlungsafte die ge- 
hörige Vollziehung zu verfchaffen, wo eine folde Bollziehung 
noch mangeln jollte. 2. Mit den Gütern ſelbſt ift ven Klöftern 
der Genuß und die Selbftverwaltung einzuräumen. Dabei bleibt 
jevod den Kantonen unbenommen, auf dieſelben genaue Aufficht 
zu halten, und die nöthigen Maßregeln zu treffen, um fi von 
dem Bermögenszuftande der Klöfter Kenntniß zu verichaffen, fich 
jährlih Rechnung geben zu laſſen, die Entfremdung des Eigen» 
thums zu verhindern, und die Klöfter zur Mittragung der öffent» 
lien Laften anzuhalten.” Bis bieher war Verſtändigung und 
eine Mehrheit erhältlich: ver Mediationsakte wurde Genüge ges 


4) Bericht des P. Aemilian an den Fürften, vom Auguf: 
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leitet; fie erhielt darüberhin eine praftiiche Erläuterung, indem 
ven Klöftern, in Widerſpruch zu fonft waltenden Gelüften, bie 
Erlbftverwaltung ihres Vermögens eingeräumt wurde, immerhin 
mit dem beläftigenden Anhängfel der Rechnungsftellung an ben 
Etaat. Aber Uri und die anderen Fatholifhen Kantone, übers 
haupt die Freunde der Klöfter in und außer der Taglagung, 
hatten noch Mehreres gewünfcht: volle Eicherheit ver Klöfter 
für ihre Forteriftenz. So fam auch bie Wiedereröffnung bes 
Noviziats in Frage; daherige Beihlußfaffung wurde beftritten; 
ed blieb daher nur übrig, den Gegenftand zu jpäterer Verhand— 
fung ad referendum zu nehmen; inzwifchen aber wurben bie 
Kantone eingeladen, mit Säfularifationen oder mit der Anord⸗ 
nung von ſolchen Verfügungen, welche ber Eriftenz ver Klöfter 
Abbruch thun könnten, nicht fortzufchreiten, und der Wunſch aus- 
geſprochen, es möchten die Stände ſich zu allgemeiner Beruhis 
gung auf den Grundfag vereinigen: „welches immer das Scid- 
hal der Klöſter fein möge, fo fol Fein geiftliches, kirchliches ober 
föfterlihes Gut zu einem fremdartigen Zwede, ſondern bloß zu 
Anfalten ver Religion und ter Erziehung verwendet werben.“ 
Der Antrag Url’ und die Unterftügung, die er gefunden, war 
den Geſandtſchaften der paritätifchen Kantone, fo auch jener bes 
Kantons St. Gallen, nichts weniger ald gelegen. Bewußte 
Kantone hätten die Klöfter Tieber aufgehoben, als Sicherung 
ihres Fortbeftandes gefehen; fie betrachteten bie bießfalljige Zu— 
muthung als einen Angriff auf ihre junge Kantonaljouveränetät. 
Daher Elagte die St. Galliſche Gefandtichaft bereits mit Bericht 
vom 20. Auguft an ihre Regierung über die Koalition, die ein- 
müthig fei, „und den Krieg zu machen; wenn Sie nicht anders 
verorbnen, jo werben wir gegen jeben bießfälligen Einbruch des 
12ten Artifeld der Bundesafte 9 nicht bloß proteftiren, fondern 
auch, in fo weit ed wird fein können, ven franzöftichen Minifter 
handeln machen. Thurgau wird zu uns ftehen, und wir wer- 
den fuchen, daß aud Waadt, der Berfaffungsverlegung halber, 

4) Diefer lautete: „Les cantons jouissent de tous les pouvoirs qui 
n'ont pas éto expressöment dälöguss & l’autorits födsrale*. 
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nicht unthätig bleibe.” So feste Müller-Briebberg der Koalition 
der Ratholifen eine andere der paritätifchen und neuen Kantone 
entgegen; derlei Einreden hatten wefentlich Bezug auf die Ber 
gehren der erfteren, ‚welche freie Novizenaufnahme und übrige 
Garantien gegen Säfularifirung im Auge hatten. Daß dagegen 
die Rüdftelung des Vermögens an die Klöfter und deren Selbft- 
verwaltung nicht abgelehnt werben könne, wurde theils ſtillſchwei⸗ 
gend, theild ausbrüdlich zugegeben; denn in jenem Brief fchrieb 
der St. Galliihe Gefandte weiter an die Regierung: mit der 
Rüdftelung der Adminiftration verhalte es fich anders, „indem 
wir gründlich befürchten müflen, daß der berüchtigte Artikel auf 
die Adminiftrationsrüdftelung ausgelegt werten müßte”. In 
folder Beforgniß, bezüglich diefes Punktes von dem franzöfifchen 
Gönner und Schugherrn im Stiche gelaffen zu werben, rieth 
der Gejandte Müller-Friedberg der Regierung, „um Ihres Ans 
ſehens willen”, einer verbindlichen Verfügung feitend der Tag- 
fagung oder des franzöfifchen Geſandten zuvorfommend jogleich 
einen Beichluß zur Aufhebung der ftaatlihen Klofterverwaltung 
zu fallen und zu promulgiren; die Ausführung felbft möge auf 
fpäteren Zeitpunkt, wo das Kloftervermögen bereiniget vorläge, 
verfchoben werben; weiter empfahl er, ben Beſchluß mit folder 
Behutſamkeit abzufafjen, „daß man weder über Beeinträchtigung 
des bemwußten Artifeld Hagen, noch den Souverän in jeinem 
freien Dispofitionsrecht über die Klöfter gehemmt erachten könne”. 
Und ferner ſchrieb der St. Galliſche Gefandte nach Haufe: noch 
erwarte die franzöfifche Gefandtichaft Direktionen; einsweilen jei 
fie der Anfiht: „daß die Kantone jenes Dispofitionsrecht nicht 
wegwerfen jollen, daß fie mit dem Noviziat behutfam umgehen, %) 
die Klöfter utilifiren, einen Theil ihred Vermögens, ver bei der 
Verminderung des Perfonale überflüffig getwordem, zu anderen 
moraliihen Zweden anwenden und je nad den Umſtänden und 
dem Geifte der Zeit und des Volkes auch ſäkulariſiren können.“ 
So jollte, was die Metiationsafte gegeben hatte, die Praxis 


) Das heißt wohl: nicht zu bereitwillig ſolches wieder eröffnen. 
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gelegentlich wieder zurüdnehmen und dann vollends zerftören. 
Der wejentliche Beweggrund tes erwähnten Rathes, welchen 
Nüller-Srievberg feiner Regierung gegeben, war übrigens ber: 
noch zeitig genug jeder höheren Klage über Befehdung der Klö— 
fer im Allgemeinen zu begegnen, um defto ficherer eine Ein 
miſchung wegen bed GStifted St. Gallen fern zu halten. Jener 
Brief ver Gefandtihaft vom 20. Auguft wurde fofort nach ſei— 
nem Cintreffen aus Freiburg am 23. verhandelt; Borprüfung 
durh die Kommilfionen des Innern und der Finanzen wurde 
verordnet; am 25. Auguft legten fie einen Beichluffesentwurf 
vor, der mit einigen Abinderungen die Genehmigung der Regie 
rung erhielt und bald nachher ald Beſchluß vom 16. Auguft dem 
Kantonsblatt einverleibt wurde; das Rathöprotofoll vom letzteren 
Zage jagt nichts von demfelben. Dur diefe Machenſchaft des 
Bordatirens erwarb fih die Regierung den Schein, als ob fie aus 
freien Stüden, nicht erft in Folge des Antrages von Uri und ver 
von Freiburg ber drohenden Mahnung, zu Gunften der Klöfter 
verfüget habe. Um jo einfchneidender mochte dann die Op— 
pofition ver St. Galliihen Geſandtſchaft an ver Tagſatzung 
gegen das, was ſie Verletzung der Bundesakte nannte, durch— 
geführt werten. Wirklich behauptete fie am 27. Auguſt gegen: 
über ter Kommilfion der Taglagung und diefer felbft: „Die 
Klöfter können nicht Fonftitutionel gemacht (d. h. unter ven 
Schutz der Bundesafte geftellt), und ohne die fchlimmften Folgen 
ter Souveränetät der Kantone nicht entzogen werden“; weitere 
Befugniß könne der Tagjagung nicht zuftehen, als fie in den 
Statum vor ter Revolution wieder einfegen. Der Gefandte 
wolle indeſſen zulafien, daß der Rapport (der Kommiffion) ohne 
Konfequenz in den Abichied komme; „er verwahrt hiebei feinen 
Kanton gegen jete unbefugte Einmiſchung und gegen Befchräns 
‘ fung feiner Eouveränetätsrechte, und fann, wegen erheblichen 
politifhen Umſtänden, das Klofter St. Gallen nicht einbegriffen 
erfennen“. 2) Der um eben diefe Zeit unter falſchem Datum 


9 Gefandtichaftsbericht über die Verhandlungen vom 27. Auguſt. 
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in St. Gallen promulgirte Regierungsbeichluß enthebt die Abteien 
Pfäfers, Magvenau und Wurmsbach fammt den Brauenflöftern 
in Notferded, St. Georgen, ') Rorſchach, Altftätten, Wyl, Watt: 
wol, Wefen, Sion und Glattburg, auf den 1. Dftober 1803 
der bisherigen ftaatlihen Bermögensverwaltung, mit der Bes 
rechtigung ſolche felbft wieder zu übernehmen; er weiſet bie 
Klofterverwalter an, auf gedachten Tag Rechnung zu ftellen, 
verordnet neue Inventarifirung des beweglichen und unbemweg- 
lihen Kloſtervermögens; verpflichtet die Abtelen und Klöfter, 
fi, ohne Genehmigung der Regierung, jeder Vermögensver— 
Außerung zu enthalten, jowie zu jährlicher Rednungsablage; 
über . die Aufnahme von Novizen zu beftimmen, wurde einem 
fünftigen Gefege vorbehalten. So wurden die Räthe des fran- 
zöfifchen Gefanbten zu Ehren gezogen und beachtet. Der Mevia- 
tiondafte erwähnt der Beihluß mit Feiner Sylbe. Amtliche 
Mittheilungen des Kleinen Rathes an die Geſandtſchaft über 
den Beihluß find in den Protofollen nicht zu finden; das ftatt- 
gefundene Berfahren konnte wohl nur durch vertrauliche Privat: 
driefe gemeldet werden. Den genannten Frauenflöftern gegen- 
über wurde das Stift Schänid bevorzugt. Es erhielt vom 
Kleinen Rath die Erlaubniß zur Aufnahme einer neuen Stifts- 
Dame, da Gleiches „bereit3 ſchon unter ver helvetiſchen Regie— 
rung erlaubt war“ (12. November). Aud ven Kapuzinern 
wollte tie Regierung ihren Fortbeftand gewähren, doch unter 
gewiffen Vorbehalt; fie fchrieb nemlih an ven P. Provinzial 
in Surfee: fie wolle ihre Klöfter in Wyl, Rapperſchwyl und 
Mels weiterfort unter ihrem Schug verbleiben laffen, injofern 
fich die Bewohner derſelben „ohne Einmifhung in Das Politifche, 
ihrem Berufe gemäß, nur mit Berfündung der Religion und 
Behelfung des Gottesvienftes beichäftigen“ (22. Dftober). 


?) Der Fortbeftand diefes Frauenkloſters war fchon damals in Frage. 
P. Nemilian meldete dem Fürften am 28. April: die Aufhebung des Klo: 
flers Et. Georgen fei fchon entfchieden, dortige Frauen follen nah Nots 
kerseck verjegt und das Klofter ein Arbeitehaus werden. Hierdurch erklären 
ſich die fpäter zu meldenden Schidfale des Frauenkloflers St. Wiborada. 
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Vor, während und nach den oben erzählten Verhandlungen 
der oberſten Bundesbehörde über das Schickſal der ſchweizeriſchen 
Klöfter wurden ſeitens der Staatsgewalt in St. Gallen alle 
Hebel in Bewegung gelegt, um die Wiederherftellung des dor- 
tigen Stiftes zu verhindern. General Ney, der franzöſiſche 
Gefandte, war für dieſes Vernichtungswerf eben fo bienftbereit, 
ald foldatiich-gewaltthätig. Daß er ftets in Folge Aufftachelung 
von St. Gallen handelte, dafür liegen zahlreiche Beweiſe ur- 
tundlih vor. Kaum hatte der Fürft das Anerbieten auf Unter: 
handlung an bie Regierung erlafjen, fuchte Ney, von St. Gallen 
her mit der offiziellen Meberfegung feines Schreibens vom 17. Juni 
verjehen und auf Grund defielben, alle Wirfung diefes Schrei: 
bend durch diplomatiſchen Machtſpruch niederzufchlagen. Er 
jorderte den Landammann der Schweiz auf, den „Prätendenten“ 
von St. Gallen durch die Drohung einzufhüchtern, daß man 
ihn, falls er feine fchleht begründeten Anſprüche nicht fallen 
kieße, als öffentlichen Ruheftörer verfolgen würde; das werde 
belfen, beſonders wenn ter Landammann ſolches der Regierung 
von St. Gallen anzeigen würde, damit diefe die Erflärung des 
Landammanns öffentlich verfünden könnte (Schreiben Ney’s vom 
1. Juli). Und am 14. Juli (27. Meffivor, Jahr XT ſchrieb 
Rey zum zweitenmal an den Landammann mit ver ganz faljchen 
Vorgabe: der Fürftabt reflamire nicht nur die Rüderftattung 
der Kloftergüter, jondern aud) die Souveränetät des „Kantons“. *) 
Als die Rechte der Klöfter überhaupt und jene des Stiftes St. 
Gallen ihre beredten Vertheidiger in und außer der Tagſatzung 
wieder fanden und ihre Gegner vor dem Ausſpruch der Ver: 
mittlungsafte, wenn nicht verftummen, jo doch fich theilweife 
zurücziehen mußten, da buhlte die St. Gallifhe Staatsbehörde 
wiederholt, und emfiger denn je, um einen ihr günftigen Macht: 
ſpruch der franzöſiſchen Regierung. Schon erworbene Berdienfte 
des Minifters General Ney zu lohnen und „zur Beibehaltung 


1) Beide Schreiben im Bundesarchiv zu Bern. Sie enthüllen, wie 
die von der Regierung von St. Gallen ausgegangenen Entftellungen durch 
die franzoͤſiſche Gefandtfchaft als förmliche Lügen verwerthet wurden. 
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der günſtigen Geſinnungen“ deſſelben, machte die Regierung 
ſeiner Gemahlin ein galantes Geſchenk: „zwei Stücke geſtickte 
Mouſſeline, zwei der ſchönſten Shawls, ein Stück feines Baum: 
wollentuch und ein halb Stück Leinwand“ (22. Auguſt).) Die 
Geſandtſchaft wurde durch die Regierung beauftragt, über die 
Angelegenheit des Stiftes, namentlich über das .jeitend des 
Fürften an die Tagjagung erlaffene Schreiben, vertraute Unter- 
redung mit Ney zu pflegen; deſſen Behandlung an der Tag- 
jagung wurde bintertrieben. Dagegen verwendete ſich Müller: 
Friedberg eruftlih um die Erlafjung einer höchſten Schlußnahme 
ab Seite des allmächtigen Konjuld Bonaparte, die jeglichen 
anderweitigen Verhandlungen Stillichweigen auferlege. ) Zu 
diefem Ende wurde eine neue Eingabe an die franzöfiihe Re— 
gierung, außer allem Zweifel durch vereinted Zuſammenwirken 
des franzöftichen Geſandtſchaftsſekretärs Rouyer und der St. 
Galliihen Geſandtſchaft, verfaßt und dem General Ney durch 
erfteren übergeben. Rouyer hatte wegen anderer wichtiger Ber: 
handlungen zwijchen Franfreih und der Schweiz eben damals 
eine Eilreife nah Paris zu machen. Die Vermuthung, daß er 
die Klofterfrage dort ebenfalls zur Sprache gebracht habe, wird 
durch Spätere Akten zur Gewißhei. In jenem Schriftftüd, 
welches fih im Eingang auf die Note der Regierungsfommilfion 
vom Frühjahr beruft, wurde die Nothwendigfeit der Aufhebung 
des Stiftes St. Gallen durch Gründe höherer Politik zu bes 
weiſen gejucht: ver Kanton St. Gallen, auf einer Länge von 
zwanzig Stunden den erften und nächſten Angriffen der Feinde 
Franfreihd und der Schweiz ausgefeht, bevürfe der Sicherung 
und der Erhaltung der Ruhe; dieſe aber fei abhängig davon, 
daß der erfie Konful jelbft über das Schickſal des Stiftes ent- 
jcheide, die Glieder defjelben durch das Mittel der Benfionirung 


1) Nach Wunſch des Bürgers Präfidenten Müller-Friedberg, jagt das 
Rathöprotofoll von jenem Tag; das geichah am dritten Tage, nachdem 
Uri feinen Borfchlag zu Gunften der Klöfler in die Tagfagung gebracht hatte. 

?) Schreiben der Gefandtichaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, 
vom 11. September. 
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ierhalten laſſe, ohne daß das Klofter felbft, durch das Gefeg 
und thatfächlich bereits aufgehoben, wiederhergeftellt werde. Zur 
Rechtfertigung eines ſolchen fonfulariihen Machtipruches wurde 
ah angeführt: der Abt jelbft habe während der Konfulta eine 
vfinitive Verfügung des Vermittlerd verlangt, und das Gleiche 
ki feitens der Megierung von St. Gallen gejchehen; die Abtei, 
als fouverän, ftehe außer der allgemeinen Kategorie der ſchwei— 
zeriſchen Klöfter umd habe zudem durch häufige Rekurfe an 
dad Reich die ſchweizeriſche Unabhängigkeit beeinträchtiget; bet 
ver letzten Invaſion der Defterreicher habe ter Abt die Privi— 
gien feines Landes als verwirft erflärt, mit England für ein 
Regiment fapitulirt, ') gegen die ruhigften Bürger, die man ihm 
als Freunde Frankreichs verzeigt habe, perjönliche Verfolgungen 
äintreten laſſen; 2) nah dem Frieden von Lunéville habe ver 
Abt unaufhörlich bei den fremden Mächten die Wiedereinfegung 
in feine Herrjcherrechte verlangt, jei auch jeither Prätendent ge: 
blieben, Habe in Briefen an die alten Kantone fich noch immer 
ihren Alltirten genannt; der Regierung von St. Gallen habe 
et vor Kurzem geſchrieben, daß er feine Nechtötitel kenne, ver: 
möge welcher er jeine Rechte verwirft hätte; er habe das Land 
durh Glieder ter Geiftlichfeit aufzuregen gefucht, die auch zur 
Zeit der Infurreftion thätig gewejen; dabei Feinerlei Anforde— 
rungen ver helvetiihen Gefege Genüge geleiftet; halte vie ges 
flüchteten wifjenjchaftliben Schäge und die Geldwerthe zurüd, 


) Trog allem Reichthum von Amts- und Privatpapieren, welche dem 
Verfafjer zur Abfaſſung diefes Gefchichtbuches zu Gebote fanden, hat er 
unter denfelben eine ſolche Kapitulation nie entdecken können, 

?) In einem vom Fürften im Jahr 1803 perfönlich verfaßten Memo: 
tial über feine und des Stiftes Geſchicke erklärt er in Bezug auf feinen 
Wiederantritt der Regierung im Jahr 1799: „Wegen dem Porangeganges 
nen wurde kein Menſch zur Verantwortung gezogen, Niemand geftraft, kei⸗— 
nem gejchah das geringfte Leid. Selbft die Abgeorbneten zerichiedener Aenw 
tet, die von mir verlangten, daß ich die neuerdings infolent werdenden 
Empörer nicht ungeahndet laſſen follte, wies ich zur Geduld, mit fagen, daß 
wenn die Sache eine andere Wendung nehmen follte, nur die Gutgefinnten 


um fo mehr zu dulden Hätten.“ 
5* 
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desgleichen die Staatsarchive und ſelbſt die Archive ſeiner Unter⸗ 
thanen, die er während der feindlichen Beſetzung geöffnet und 
ſich angeeignet habe; die Schuld der Abtei habe ſolche Höhe 
erftiegen, „daß viejelbe allein ſchon hinreiche, den Fortbeftand 
dieſes Klofterd unmöglich zu machen”. Und für den Sal, daß 
diefe Anklagepunfte noch nicht als hinreichend zur Fällung eines 
Todesurtheild erfunden würden, führte die Denkſchrift noch das 
hochpolitifche, in den Augen des großen Gegners des britiichen 
Reiches beionderd genehme Argument auf: „Endlich ift das 
Kloftergebäude ſelbſt einer Spinnereigefelichaft abgetreten wor: 
den, welche dieſen inbuftriellen Kanton von den engliichen 
Baumwollipinnereien unabhängig zu machen bemüht ift; dieſes 
wichtige Etablifjement aber würbe ohne jenes ihm eingeräumte 
Lofal zu Grunde gehen, während feine aus den Händen ber 
helvetiſchen Regierung erworbenen Rechte bereitd durch die 
(ſchweizeriſche) Liquidationsfommilfton anerfannt worden find“, 
Zur Beruhigung des erften Konfuld wurde noch ein Plan bei- 
gefügt, wie das Stiftsvermögen theild für den Staat, theils 
für. kirchliche und analoge Zwede zu verwenden wäre, 3. BD. 
zur Dotation der Klofterfirche; der Reft würde verwendet für 
die. Verbefferung der katholiſchen Pfründen und andere Zwecke 
diefer Art, zur Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt des 
Landes ohne Unterjheidung ter Religionsparteien, z.B. für die 
Schulen und Aehnliches. Man liest in dieſen Aftenftücden bes 
reitd die Grundlagen und den Plan einer fünftigen Liquidation, 
mit dem Zujage: e8 wäte gut, wenn biefelbe einem von Seite 
des Mediatord (Bonaparte) im Cinverftändniß mit der St. 
Galiihen Regierung beftelten Kommifjär übergeben würde; im 
Falle des Bedürfniſſes könnte ihm noch ein zweiter Kommiſſär 
feitend des Landammannd der Schweiz beigegeben werden. So 
bradite der Kanton St. Gallen den Entjcheid über das Stift 
St. Gallen vor dad Forum ded Auslandes, während unftreitig 
derjelbe (allerdings mit voller Befeitigung der Souveränetäts- 
frage) der Tagſatzuug allein zugeftanden hätte. Zwei ganz 
verfchiedene Fragen wurden zufammengefaßt oder doch zugleich 
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mit und neben einander zur Beantwortung geftellt: die ver 
Souveräinetät des Stifted und jene der bloßen Wiederherftellung 
des Klofterd; die erfte war offenbar ſchon durch die Gründung 
des Kantons St. Gallen entſchieden und weiterer Berathung 
gar nicht bedürftig; die andere (Herftellung ver Klofterforporation, 
beziehungsweiſe Rüderftattung des Vermögend an biefelbe) war 
einah ein Gegenftand ver Auslegung und Anwendung der 
Mediationsafte, für welche ver ſchweizeriſche Rechtsſinn und 
der Schweizerverftand ſchon allein genügt hätten. Die befte 
Gönnerjhaft fand die im alten St. Gallusftift eingehaufete 
Bnumwollipinnerei; ihre Inhaber, in Folge der Mebiationd- 
alte eine Aufforderung zur Räumung des Platzes bejorgend, 
hatten ſich ſchon im Frühjahr um Fortdauer ihres Gratispachtes 
verwendet und eventuell angefündiget, daß ‚fie eine Entichädi- 
gungsforderung von ungefähr 70,000 GI. zu machen hätten, 
als ihrem Begehren nicht entiprochen werden fönnte. Die 
ihrift ging durch Vermittlung ver Regierung von St. Gallen 
anden Landammann der Schweiz, der jedoch für die Bittfteller 
niht ganz befriedigend antwortete: „es fordere die Gerechtigfeit und 
die wörtliche Vorfchrift der Vermittlungsafte, daß den Eigen: 
thumsrechten der Kloftergeiftlichfeit nicht zu nahe getreten werde”, 
dann den Gegenftand an die Liquidationsfommiffton verwies, damit 
fe, bei allfälligem fernern Verbleiben ver Baumwollſpinnerei im 
Klofter, dem Stift wenigftens die ihm gebührende Entfchädigung 
zuſprechen könnte. 1) Die Baummwollfpinnerei wendete fih auch 
unmittelbar nach Paris, gewann im Ferneren die franzöfifchen 
Generale Zecourbe und Seras bei ihrem Aufenthalt in St. Gallen 
durh das gegenüber den Franzofen damals übliche Mittel ver 
fingenden Gründe. Später erhielt die Direktion der Spinnerei 
von Müller- Friedberg Anzeige, wie Ney dieſelbe in ſolchen Flor 
gebracht zu fehen wünfche, daß man fein Garn aus England 
mehr bebürfe. Auch Reutti beftätigte in Unterredungen mit 
P. Aemilian vie hohe Gunft, in welcher jenes induftrielle Unter: 


') Akten und Protokolle im Bundesarchiv zu Bern; der Landammann 
ſchrieb am 29. April 1803. 


Lu. U 


nehmen bei der franzöftfchen Regierung ftehe. ) Seinen Fort: 
beftand im Klofter ficherte vollends eine Verfügung ver ſchwei⸗ 
zeriichen Liquidationdfommilfion und ver gemeldete diplomatiſche 
Krieg gegen die Wiederheritellung des Stiftes. Für das letztere 
wechjelten in St. Gallen Furt und Hoffnung; bald gab man 
Alles für verloren, bald lauteten die Nachrichten aus Paris 
günftiger; weniger Eingeweihte, die von den Korrefpondenzen 
zwifchen Müller-Friedberg einer-, dann Ney, Demennier und 
Barthelemy anderſeits, nichts Näheres mußten, nahmen jogar 
ald unzweifelhaft an, St. Gallen werde gleich den übrigen Klö- 
ftern (freilich ohne die weltliche Herrſchaft) wieverhergeftellt wer: 
den; ſo Landammann Zellmeger, ver Gejandte von Appenzell 
A. R. an der Tagfabung. ?) Hierin lag Täufhung. Aber vie 
entfchiedenen Freunde des Stiftes wollten ihre Herzensſache doch 
nicht aufgeben; P. Thomas Brändli, von Kirchberg, damals 
Pfarrer in Lichtenfteig, war einer der eifrigften unter ihnen; er 
machte feine Vertrauten, P. Konrad Scherrer und P. Theodor 
Mid, mit verjebiedenen Entwürfen befannt, jo mit dem Vor: 
haben, bei der oberjten Landesbehörde darauf zu dringen, daß 
der Regierung eine Kommilfion aus dem Großen Rathe an vie 
Seite gejeßt werde, zur Sicherung gegen weitere Bebrüdung 
jeitens der erfteren; er empfahl gemeinfames Vorgehen mit ver 
Weltgeiftlichkeit; er entwarf eine Petition an den Großen Rath, 
in welcher dad umgebotene Gerücht widerlegt wurde, ald wäre 
es jelbft nicht mehr Wille der Kapitularen, in eine Kommunität 
und klöſterliche Ordnung zurüdzufehren. In gleicher ‘Petition 
ift das Berlangen an den Großen Rath um Wiederherftellung 
der Flöfterlihen Korporation und Wiedereinſetzung in ihre geift- 
lichen Rechte geftellt, wogegen die aufrichtige Verſicherung ab» 
gelegt wird, daß die Unterzeichner bereit feien, dem Baterland 
im wiſſenſchaftlichen und geiftlihen Fache nah Kräften zu dienen. 
Bald waren die Unterjchriften von einundvierzig Kapitularen - beis 

4) Briefe des P. Aemilian an den Fürften Pancratius, vom 11. Juli 


und 1. Auguft. 
2) Brief ded Gleichen an den Fürften, vom 26. Auguft. 
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ſammen, welche urkundlich den dringenden Wunſch bezeugten, daß 
ir „Stift auf Dauer- und ehrenhafte Art wiederhergeftellt werde.“ ) 
6 ift nicht erhoben, daß eine ſolche Bittfchrift wirflih an den 
rogen Rath gelangt ſei. Aber die erwähnten Beftrebungen 
nahmen gleichwohl eine beftimmte Form an. P. Aemilian, ver 
Superior und erfte Bevollmädhtigte des Fürften, obwohl in Feiner 
dieſer beiden Eigenschaften von der Regierung anerkannt, wen- 
dete ich, im Einverftändniß mit feinen Schidjalsgenoffen, mit 
ausführlichem Schreiben an den Kleinen Rath (21. Dftober), 
begründete Klage führend, daß der Fürſtabt feiner Antwort ges 
würbiget worden, während durch Berüdfichtigung feiner bekannten 
Zuſchrift der Weg zur Annäherung und Ausgleihung gebahnt 
worden wäre; in feinem Schreiben verlangte er Rüdgabe alles 
deſſn an das Stift, was mit der VBermittlungsafte vereinbar; 
Wiedereinſetzung in die Orbinariatörechte, wie ed der laute 
Wunſh Des Volkes im verfloffenen Jahr, das ftete Beftreben 
des aus den drei katholiſchen Landſchaften ernannten Ausſchuſſes 
um das Verlangen des größern Theiles der Geiftlichfeit immer 
geweſen; im Weitern auch empfehlende Vorlage diefer Eingabe 
an ven Großen Rath; würde diefe Bitte feinen Eingang finven 
fünnen, jo wolle tie Regierung wenigftend das Schreiben des 
Fürften einer baldigen Antwort würdigen. Mittlerweile hatten 
die erzählten Beftrebungen bei Ney 2) ihre Wirkung geübt. Am 
28. September war die Tagſatzung geichloffen worden; bie 
St. Galliſche Geſandiſchaft, nah Haufe zurüdgefehrt, erftattete 
(6. Dftober) eigenen und jchriftlihen Beriht an den Kleinen 
Rath; über die Verhandlungen mit Ney wegen des Stiftes; 
diefem zufolge hatte ver frangöfiihe Geſandte nicht nur dem 
Stift jeden weitern Fortbeftand abgefprochen, ſondern ſelbſt das 
gefammte Wermögen deſſelben ald Staatögut erklärt, fo daß ein 
Unterfchied zwiſchen fouveränem und Flöfterlihem Gut nicht zu 
machen wäre, und auf förberliche Liquidation durch eine gemilchte 


) Tagebuch bes Fürften vom Oftober 1803. Schreiben des P. Tho⸗ 
mas an P. Konrad, vom 8. Dftober al. 3., im Kantonsarchiv. 
2) Denkſchrift vom 9. September. 
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Kommilfion abgeftellt. Nur um die Unabhängigkeit ver Schweiz 
zu jchonen, habe der Erfte Konſul nicht unmittelbar von fih aus 
verfügt; es ſei aber gleichwohl fein ernfter Wille, daß der Bot- 
ſchafter der St. Gallifchen Regierung in erwähntem Sinne Fräftig 
an die Hand gehe. Bald nachher jchrieb Ney jelbft an die Re— 
gierung: durd die Mediationsafte jei die Souveränetät an bie 
Kantonalbehörde übergegangen, der Ex-Fürſt habe vießfalls kei— 
nerlei Anſprüche zu machen, eben fo wenig auf Güter und Ein- 
fünfte, die ihm in der Eigenjchaft ald Souverän zugeftanden ; 
im Uebrigen werbe die franzöfiiche Regierung es mit Wohlge: 
fallen jehen, werm gegen den Ers-Abt und die Mönde des Klo- 
fterd mit Großmuth gehandelt werde; man möge Alles friedlich 
erlebigen, jorgen, daß feine Keime von Ruheftörung zurücbleiben; 
dahin zielende Beftrebungen werde er, der Geſandte, beftens 
unterftügen (Schreiben vom 19. Dftober). Schlau wurde in 
diefem Aftenftüc, wie in anderen Papieren der Zeit, die einzige 
Frage, um welche es jich eigentlih handelte: mediationsmäßige 
Rückgabe der Stiftsgüter an das Klofter behufs feines Fortbe- 
ftandes, umgangen. ‚Anders jchrieb d'Affry, der Landammann 
der Schweiz; er verlangte von der Regierung Bericht über den 
Stand der Angelegenheit, äußerte dad Bertrauen, ed werde bie 
abzujchließende Verftändigung dem Rechte beftens entjprechen; ') 
er, der Landammann, jei zur Mitwirkung bereit, daß einerjeits 
die Rechte des Kantons feftgeftellt, anderſeits das wirkliche Eigen- 
thum des Abtes gefichert werde (23. Dftober).?2) Im gleichen 
Sinn ſchrieb d'Affry an ven franzöftfchen Gejandten. Mit dem 
Schreiben Neys in der Hand antwortete die Regierung dem 
erften Bevollmächtigten des Fürften, P. Aemilian, jchroff ab» 
lehnend und voller Ausflüchte zugleih, namentlich ven angeb- 
lichen Abgang von Vollmachten jeitend der Kommiffarien des 
Fürften vorſchützend: „der Zuftaud der Dinge erforderte im Zus 


) „Je suis totalement assure, que cet arrangement sera basé sur la 
justice la plus exacte.“ 

) Diefe Stelle deutete auf billige Ausfcheidung eines Antheild aus 
dem Kloftergut, unter dem Titel von Staatsgut. 
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ſammenhange Aufweilung binlängliher Vollmachten, Anerfen- 
nung der Kantonsjouveränetät und Annahme einer den Gefegen 
entſprechenden Stellung; dagegen begnügte man fidy auf einer 
Seite die Vermittlungsakte anzurufen, auf der andern bezweifelte 
man die Kraft und das Recht derfelben und widerjprad ihr 
wenigftens Durch Berwahrungen und Thatſachen, in welche aus- 
wihmweifen zu weitläufig jein würde.“ So ſchrieb die Regie: 
rung, mit dem Beilag: unterdeffen habe die vom Abt jelbft an- 
gerufene franzöſiſche Regierung demſelben bereits „Weilung“ 
hinſichtlich des Geſchäftes gegeben; in dieſer Lage könne die Re— 
gierung feinen vorgreifenden Schritt thun, von welcher Art er 
immer jein möchte (25. Oktober). In ähnlichem Sinn antwor- 
tete die Megierung dem Landammann der Schweiz, mit dem un 
wahren Vorwurf gegen den Abt: er habe in feinem Schreiben 
vom 17. Juni die entjchiedenfte Haltung eines „SPrätendenten“ 
engnommen, und mit ber derben Erklärung: eine Klofterfors 
yoration wie die St. Galliiche könne man nicht wiederherftellen, 
ein Korporation, welche auch die feierlihften Traftaten nicht 
von ihren irrigen Anſchauungen zu heilen vermochten und bie 
et im Augenblide gebieteriicher Nothwendigfeit ſich zur Nach» 
giebigfeit entjchloffen habe, „freilihd um wieder, nur auf noch 
gefährlichere Weile, im Herzen des Staates jelbft gegen ben 
Staat zu wirfen.” Folgten noch höchſt übertriebene Klagen über 
ven herabgefommenen Bermögensftand des Klofters, jo daß auch 
aus diefem Grunde der Fortbeftaud vefjelben eine baare Unmög- 
lihfeit wäre; dann das Erjuden, ed wolle der Landammann 
vereint mit dem franzöſiſchen Gefandten beftimmte Entſcheide aus- 
wirfen, damit die Regierung endlich zu der beabfichtigten Liqui- 
dation fchreiten Fönne (5. November). Diefer Brief ift eine 
harte. Anklageafte gegen das Stift und war beftimmt, dem greifen 
Landammann jede Anwandlung zu neuer Empfehlung des guten 
Rechtes (der „justice exacte“) zu benehmen. Gleichzeitig nahm 
die Regierung den franzöftichen Gefandten, General Ney, gegen 
die Anfichten des Landammanns zu Hülfe. Sie fchrieb jenem 
(7. November): der Landammann halte die Mebiationsafte für 
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anwendbar auch auf das Klofter St. Gallen, welches doch fchon 
vor Erfcheinen verfelben zu beftehen aufgehört habe, und das 
ſchon durch feine beharrlide Wivderfeglichfeit gegen Gejege und 
Traftate das Recht, gleich ten übrigen Klöftern behandelt zu 
werden, verwirft habe, falls überhaupt ſolche Gleichftelung mit 
der frühern Souveränetät des Stiftes vereinbarlich gewejen wäre; 
die Regierung müſſe liquidiren, wolle aber dad Geſchäft nicht 
auf eine Weile angreifen, welche ver Vermittler ald mit dem 
Geiſt der Mevdiationsafte unverträglih erachten könnte; - daher 
die Bitte um beftimmten Entfcheid, ob wider Erwarten der Aus- 
ſpruch der Bermittlungsafte anwendbar fei auf das Klofter 
St. Gallen, oder dann aber im umgefehrten Falle, ven Land- 
ammann eined Beſſern zu belehren, „wenn die von uns aufges 
ftellten Grundſätze gerecht und unmwiderfprechbar find; bie jegige 
und zufünftige Ruhe des Kantond fordert, daß wir gegen ben 
Erjouverän des St. Galliichen Landes nur folhe Maßnahmen 
in Anwendung bringen, Me ihres Erfolges und der Anerkennung 
feitend der franzöfifchen Regierung gewiß fein können. Wir 
werben fogleih handeln, ſobald e8 Ihnen gefällt, und das ein 
zuhaltende Verfahren, das Sie bereit8 der St. Galliſchen Ger 
fandtfchaft zu unferen Handen angedeutet hatten, ausführlich zur 
Kenntniß zu bringen.” Bald folgte Ney's Antwort an den 
Kleinen Rath: „die Mediationsafte hat die Souveränetät Ihres 
Kantons janktionirt; fie enthält Feine Beftimmung, die ihr eine 
rüdwirfende Kraft verleihen fünnte; die Abtei St. Gallen aber 
war ſchon jeit Langem durch die helvetiihe Regierung aufge 
hoben; und da die Mönche dieſes Kantons zerftreut geblieben, 
jo können fie auch feine Korporation mehr bilden; demnach bleibt 
ed ganz Ihrem Ermefjen anheim geftellt, jolhe Verfügungen 
zu treffen, welche Ihnen für vie Sicherung der Ruhe und ber 
Wohlfahrt Ihres Kantons die geeignetften erfcheinen. Die Ab— 
fihten ver frangöfiihen Regierung bleiben in diefer Beziehung 
unverändert. Ich habe darüber wiederholt mit dem Landam— 
mann d'Affry geiprochen und ungeachtet feiner Voreingenommen- 
beit für ſchützendes Einfchreiten fieht er ohne Zweifel ein, daß 
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es um jo gefährlicher wäre, den alten Souverän dem neuen 
gegenüberzuftellen, ald das Berhalten und der SKarafter des 
Er⸗Abtes keineswegs hoffen laffen, daß er fich ben neu einges 
tretenen Zuftänden fügen würde. Frankreich könnte keineswegs 
beifällig wahrnehmen, daß ein Mann, der ununterbrochen an 
den fremden Höfen intriguirt hat, auch nur den geringſten Ein— 
fluß in Ihrem Lande übe.“ Dieſer Erörterung war Rath und 
Weiſung beigefügt, ohne allen Verzug zur Liquidation des Klo— 
ſtervermögens zu ſchreiten (Schreiben Ney's vom 12. Novem: 
ber). Bisherige Geihichtwerfe haben jede nähere Angabe über 
die Beranlafjung dieſes verhängnigvollen Briefe unterlafjen; 
wir haben nun nadgewiefen, daß er jeitend der St. Gallijchen 
Regierung eigentlich erbettelt worden.) Abficht des Briefes 
war: vollendete Thatjachen zu jchaffen, wodurch jede Rückkehr 
zur wirffamen Erörterung des Rechtspunktes ſowohl an ber 
Tagſatzung ald im Kabinete des Erften Konfuld unmöglich 
würde. 

Im Berlaufe dieſes eifrigen Briefwechſels war in Folge 
mehrerer wichtiger Schlußnahmen der Tagſatzung eine außerorz. 
dentlihe Berfammlung des Großen Rathed nothwentig gewors 
den; auf dieſen richteten die Fatholischen Verehrer des Stiftes 
ihre Blide. Sie ſprachen davon, den Gejandten Müller-Fried- 
berg fürmlih zur Verantwortung zu ziehen; es wurde die Eins 
bringung einer neuen Motion für Wiederherftellung des Stiftes 
beiproden; aber, fei e8 aus Muthlofigfeit, jei ed im Bemwußts 
jein, daß wegen abgehenden Snitiativrechtes jeder Antrag jofort 
als unbefugt aus dem Felde geichlagen würde: es unterblieb 
eine wirkliche Anregung der Sache im Großen Rathe; 2) ver 
Kleine Rath ſchwieg ebenfalld und brachte das neue dringende 
Bittgeſuch Des ftiftiichen Bevollmächtigten nicht vor den Großen 
Rath; fo erhielten Die Freunde des Stiftes auch feinen mittel- 
baren Anlaß, für daſſelbe im Schooße der oberften Landesbe— 


) „Erſchlichen“, fagt der Fürft im Tagebuch vom 1. Dezember. 
?) „Keiner wollte fich dazu hergeben“, meldet P. Aemilian dem Fürs 
ften, am 27. Oft. 


— — 


hörde einzuſtehen; wohl aber beſtellten ſie eine Abordnung, um 
dem Regierungspräſidenten (Müller⸗Friedberg war es wieder) 
ernſte Vorſtellungen gegen beabſichtigte ſchleunige Auflöſung des 
Großen Rathes zu machen, obwohl „die Kloſterfrage noch zu 
behandeln jei”. Der Präſident fertigte die Abordnung der ka— 
tholifhen Kantonsräthe in gewohnter Weife ab, jo gut er konnte; 
warf wiever mit dem Vorwurf beabfichtigter „Landesherrlichfeit” 
um fi, und ſchob alle Schuld auf den Fürften; mit P. Aemis 
lian fünne man nicht in Unterhandlung treten, denn ihm fehle 
ja eine legale Vollmacht; zudem werde er felbft von ven Gei- 
nigen nicht als Superior anerfannt; die Ordinariatsrechte be— 
treffend, können ſolche nicht mehr beftehen; fie ſeien Mißbräuche, 
und entweder müfle der Abt Bilchof werden, oder die geiftliche 
Surisdiftion falle auf den urjprüngliden Biſchof zurüd; ber - 
Kollaturen halber (die Regierung übte faktiſch daherige Rechte) 
möge die Aboronung einen Vorſchlag einreichen. Auch Aemilian 
hatte eine Unterredung mit Müller: Friedberg und ftellte, nad. 
dem er die übrigen Bitten als fruchtlos erfannt, das Erjuchen, 
ed möchte die Regierung doch wenigftend bis zur nächſten Tag- 
fagung jeglihe Säfularifation einftellen. Aber der Regierungs- 
präfivent wies auf feine, in das Tagſatzungsprotokoll niederge- 
legte, Verwahrung gegen Anwendung der Mediationsakte auf 
St. Gallen und erwähnte jelbftzufrieden: es fei jene Verwah— 
rung in den Abjchied aufgenommen worden. Er jchleuderte ſo— 
gar den Vorwurf gegen den Fürften: dieſer habe ven von fai- 
jerliher Seite auf die Stift St. Galliſchen Güter in Deutich- 
land gelegten Sequefter hervorgerufen ; ner jowohl als übrige 
Regierungsglieder würden eher den Poften verlaffen, als ſich 
mit dem Fürften in jener Stellung, die er einnimmt, in Etwas 
einlaſſen.“ Mittlerweile war der Große Rath gefchloffen wor- 
den; vor dem Auseinandergehen feiner Mitglieder hatte ver Kleine 
Kath fie durch ein Gaftmahl erfreut, bei welchem „unter Ab» 
feuern der Kanonen auf die Gefundheit des Bonaparte wader 
getrunfen wurde.” Müller Friedberg wurde mit Danfadrefjen 
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beebrt, ftatt für feine Hantlungsweile verantwortlich ger 
macht. ') 

Wenige Tage nachdem ver Fürft Pancratius fein wichtiges 
Schreiben vom 17. Juni an die Kantonsregierung erlaffen und 
nicht bloß feine für die Unterhandlung mit dieſer bezeichneten 
Kommifjäre, jondern auch jene jeiner Kapitularen, die, wie er 
erwartete, allenfalls zur Aufklärung in den Angelegenheiten des 
Stiftes an den Sig der Tagjagung, nad Freiburg, berufen 
würden, mit nöthigen Snftruftionen verjehen hatte, trat der Fürft 
eine neue Reife nah Wien an (22. Zuni). Am 12. Juli traf 
er in der SKaiferftadt ein. Dorthin führten ihn, wie er fih in 
dem Schreiben an die Tagſatzung vom 21. Juni ausdrückte, Die 
noch nicht ausgeglichenen Angelegenheiten Neu-Ravensburg's und 
die Fritifche Lage einiger andern Befigungen des Stiftes Gt. 
Gallen. Seine Bethätigung für diefe lag ganz im Intereſſe 
der Schweiz. Durch den Regensburger-Rezeß vom 25. Februar 
1803 (Art. 29) hatte die helvetiihe Republif die Verficherung 
erhalten, „daß bei Säfularifationen innerhalb ihrer Grenzen die— 
felben ohne Berlurft und Nachtheil der im Deutſchen Reiche 
gelegenen Zugehörben ihrer geiftliken Stiftungen vor ſich gehen 
ſollen, ausjchließlich deffen, worüber anders verfügt worden war;“ 
daraus ergab fi für die deutichen Regierungen die Verpflich— 
tung, „die im deutſchen Reiche gelegenen Befigungen fchweize- 
riiher Stiftungen jelbft auf den Fall der Schweiz nicht zu ent- 
ziehen, wenn auch diefe Stifte fäfularifirt werden ſollten.“ We— 
nige Tage nach der Anfunft in Wien vernahm der Fürft, daß 
die öfterreichifche Regierung, fich -durch dieſen Artikel nicht ge- 
bunden erachtend, mit dem Plan einer allgemeinen Sequeftration 
der den jchweizeriihen Stiften auf ihrem Gebiete zuftehenden 
Güter umgehe, die zu wirklicher Inkameration führen jolle. Der 
Fürft that ſogleich Schritte bei dem Staatdminifter von Kobenzl 
und dem Kaifer gegen diefe Maßnahme, namentlih im Intereſſe 
des Gtifted St. Gallen. Kobenzl wollte nichts von Nachgiebig— 


) Aus des P. Aemilian's Berichten an ben Fürften vom 27. und 
31. Dftober. 
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keit wiſſen: „er beharrte darauf, daß ſolange die Schweizer, die 
St. Galler Güter in Beſchlag behielten, Oeſterreich das näm— 
liche thun müſſe, um nicht dupe zu ſein“ (25. Juli). In Folge 
einer ſpätern Audienz bei dem Kaiſer überreichte er dieſem ein 
Memorial gegen jene Sequeſtration. Weit entfernt alſo, daß 
der Fürſt, wie Müller-Friedberg ihn beargwohnt und ſelbſt an— 
geſchuldiget hatte, jene Maßnahme Oeſterreich's hervorgerufen, 
hat er ſie ernſtlich bekämpft, und unerſchrocken ſelbſt die erſten 
Autoritäten der kaiſerlichen Regierung gegen dieſelbe angerufen; 
mit Freuden ſieht man zum erſtenmal die beiden hochbegabten 
Männer, unglücklicher Weiſe Gegner, für einen und denſelben 
Gegenſtand ſich verwenden. Der Fürſt dachte übrigens nicht 
bloß auf materiellen Beſitz; er wollte ihn nützlich verwerthen 
für die geiftige Bildung, indem er dem Kaiſer einen Plan ein- 
reichte zu Gründung und Erhaltung eines Lyzeums für Defters 
reih, Schwaben und Vorarlberg. Da die gleiche Sequeftrations- 
maßnahme auch auf liechtenſteiniſchem Gebiet vorgenommen wor— 
den, that der Fürft auch Schritte bei dem dortigen Oberbeamten 
-in Wien, der jedoch die Schuld auf Defterreich warf, weldes 
ohne Wiſſen des Fürften von Liechtenftein auf deſſen Gebiet vie 
St. Galliihen Kloftergüter mit Beichlag belegt habe. Wie bei 
früheren Anläffen, jo waren auch binfichtlich dieſer Reife des 
Fürften nad Wien feine nächften Untergebenen und Mitbrüder 
nicht auf feiner Seite; P. Aemilian jchrieb ihm (1. Auguft): 
„ale Gutgefinnten hätten gewünfcht, der Fürft wäre nach Frei- 
burg, ') ftatt nach Wien gereifet”. Auch einzelne Staatsmänner 
ſprachen fib in dieſem Sinn aus, jo Regierungsrath Gmür: 
der Fürft follte fich doch einmal nähern und perjönlid das Klofter 
(als erftes Eigenthum des Stiftes) zurüdfordern, damit doc 
einmal die Klofterfahen zu einem Ziel gelangen fönnten.?) In 
der europäiſchen Politit war inzwifchen eine weſentliche Aende— 


1) Zur Bertheidigung feines Stiftd und ber übrigen Klöfter an der 
Tagfagung. 

2) Briefe des P. Aemilian an den Fürften, vom 1. Auguft und 2, Sep- 
tember 1803. 
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rung eingetreten; der Kampf zwiſchen England und Frankreich 
entbrannte von Neuem; England hatte feinem großen Gegner 
am 18. Mai den Krieg erklärt. Den möglichen Fall einer 
neuen Umgeftaltung der Schweiz, je nah dem Ausgange des 
Krieges, vorausjehend, war Fürft Pancratius abermals auf 
Negozirung eined großen Anleihens bei der englifchen Regierung 
bedacht, das ihm die Mittel zur gänzlichen Rüdzahlung ber 
Stiftsfchulden bringen ſollte. Zu irgend einer wirklichen Ver— 
handlung aber" fam es wieder nicht; vielmehr ſah der Fürft 
thatfächlich die neue Ordnung in der Schweiz erftarfen und er 
ſetzte deßhalb auch feine Reklamationen bei dem Landammanı 
ter Schweiz um mediationsmäßige Behandlung feines Stiftes 
in bisheriger Weiſe fort (20. Auguſt). Die freundichaftlichen 
Beziehungen in Wien fuchte er ununterbrochen zu erhalten; jo 
hatte er jein früheres guted Verhältniß zu Johann v. Müller 
talelbit wieder aufgenommen. Bald beurlaubte ſich der Fürft 
vom Kaifer (7. September); ven, jeit der Rüdfehr aus Paris 
in Wien weilenden Hofrath Müller ließ er daſelbſt zurüd. Auf 
der Reife, an einem Walfahrtsort, erneuerte er ein ſchon im 
Jahr 1800 gemadhtes Gelübde, für den Fall, wenn auch nur 
(ohne Zurisdiftionsrecht) „die ſichere Eriftenz (des Stiftes) erreicht 
würde”. Am 29. September war er in Mehrerau zurüd, ſprach 
den P. Yemilian und fam mit ihm überein, daß vor der Hand 
nur zuzumwarten jei, was der Landanımann d'Affry auf das eben 
erwähnte Schreiben erwiedern werde. Vom 8. Dftober an nahm. 
der Fürft jetnen MWohnfig in Ebringen. Bon den deutihen Be— 
figungen war ihm nichts mehr übrig geblieben, ald dieſe Herr- 
Ihaft, nahdem Neu-Ravensburg durdy den Regensburger Rezeß 
an den Fürften von Dietrichftein übergegangen, die übrigen Be— 
fitungen des Stiftes von Defterreih mit Sequeiter belegt wor- 
den. Bon Ebringen aus gab ver Fürft feinem erften Bevoll- 
mädtigten P. Aemilian neue Verhaltungsbefehle für den Fall, 
daß es endlich doch zu den längft vorgejchlagenen Unterhand- 
lungen mit der St. Galliihen Kantönsregierung kommen jollte.. 
In diefer Zeit wurde die püpftliche Nuntiatur wieder bergeftellt.. 
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Der Landammann der Schweiz hatte in ehrerbietigem Schreiben 
an den Heiligen Water den Wunſch ausgefprodhen, daß foldes 
geichehen möge (2. Dftober), der Papſt dann huldvoll die Ge- 
währung der Bitte verheißen. Bald nachher traf ver neue 
Nuntius, Fabritius Sceberas Teftaferrata, Erzbiihof von Bery— 
tus, auf Schweizergebiet ein und nahm feine Reſidenz in Luzern. 
Fürft Pancratius ermangelte nicht, ihn alsbald mit feinen feit 
17. Juni erlaffenen Hauptreflamationsjchreiben befannt zu maden 
und die amtliche Fürjprache ver Nuntiatur für Herftellung Des 
Stifted St. Gallen in Anfpruh zu nehmen (17. November). 
Den Landammann der Schweiz erjuchte er um gleiche Zeit, dem 
Tagfagungsbefhluß für Rüdgabe der Kloftergüter auch zu Gun- 
ften des Stiftes St. Gallen Vollzug zu geben, mit energijcher 
Beichwerte, wie die Regierung von St. Gallen jede Verband: 
fung des Gegenftandes im Scooße des Großen Rathes verhin- 
dert habe, und mit fräftiger Zurückweiſung des Vorwandes, als 
hätte er, durch Rekurs an den erften Konful, deſſen Anrufung 
von der Gegenpartei veranlaßt; feine Denkſchrift an jenen vom 
17. März beweiſe das gerade Gegentheil. In dieſem Jahr 
‚verfaßte Pancratius felbft noch den Katalog über fein Klofters 
Perſonale: es beftand, inbegriffen die Konversbrüder, noch au 
78 Ordensmitgliedern. 

Treu der jchon früher Fundgegebenen Gefinnung baten bie 
Drtichaften Ridenbah und Wylen, bei Wyl, neuerdings um 
Bereinigung mit dem Kanton St. Gallen. Sie ftellten der Tag- 
jagung vor, daß fie feit den äAlteften Zeiten immerwährend einen 
Theil der Alt-St. Galliſchen Landihaft ausgemacht haben, für 
alle Zivilfälle der Judikatur des fürftlihen Pfalzrathes in Wyl, 
einzig in Malefizfällen der Gerichtöbarkeit des Ahurgauifchen 
Landvogtei⸗Amtes unterftellt gewejen. Der legtere Umftand möge 
die helvetiiche Gefeßgebung veranlaßt haben, die beiden Ortſchaf— 
ten dem thurgauifchen Diftrift Tobel einzuverleiben; ihrer ört— 
lichen Lage zufolge aber würden fie weit befjer vem Kanton 
St. Gallen und deſſen Diftritt Wyl angefchloffen (10. Zuli). 
Diefe Bittjchrift blieb ohne Erfolg. 
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Dritter Abfchnitt. 


Franzöfffche Allianz und Militärkapitulation, genehmiget von St. Gallen. 
Die fehweizerifchen Dezentraliiationen ; in Folge derfelben kantonale Anord— 
nungen in Münz-, Zoll, Salz: und Poftangelegenheiten. Aufhebung ver 
helvetifchen Stempelabgabe. Bürgereid. Niederlafjungswefen. Die Erft- 
linge in der Kriminalftrafgefeggebung. Die Berfumpfung von Wallenftadt, 
Weſen und weiter; Einleitung des Linthforreftionswerfed. Der bewaffnete 
Aufftend im Kanton Zürich; Verhalten St. Gallen’s und fein Mittlerwort. 
Außerordentliche Miligorganifation. Erſter Verſuch zur Errichtung eines 
St. Gallifchen Bisthums auf den Trümmern des Stiftes; Widerftand des 
Fürften. (Bom Herbft 1803 bis Frühjahr 1804.) 


Im DOftober 1803 verfammelte ſich der Große Rath; außer: 
ordentlich; deſſen ’ift bereit oben gedacht. Wichtige Stimm- 
gebung über auswärtige Berhältnifie lag ihm ob. Der Ber 
berrfher Frankreichs Hatte die Regierung der Schweiz nicht 
verfönlich übernehmen, wohl aber Land und Volk für feine 
wilitäriſchen und politiihen Zwecke ſich aneignen und dienftbar 
maden wollen. Zu biefem Behuf trug der franzöfifche Geſandte 
Ny ſchon in einer bei Eröffnung der Tagfagung gehaltenen 
Rede auf den Abjchluß einer Militärfapitulation und eines 
Schutzbündniſſes zwilchen beiden Staaten an. Er reichte die 
Entwürfe ein; Kommijfionen der Tagſatzung (in derjenigen für 
die Unterhandlung des Schutzbündniſſes faß auch der St. Gal- 
liſche Gefandte) prüften fie und verfaßten nöthige Gegenentwürfe 
über die wichtigften und der Beftreitung zugänglichen Partien 
der beabfichtigten Verträge. Die Verhandlungen wurben mit 
Eifer und Fleiß, von Seite Franfreihs jelbft mit Dringlichkeit 
geführt; denn das Werf follte nicht nur den Meifter loben, 
jondern auch noch an dieſer erften Tagfagung, gleichſam zur 
Snauguration der neuen Eidgenoſſenſchaft, zu Stande fommen. 
Daher jene außerordentliche Sendung des franzöfifchen Gefandt- 
Ichaftsjefretärd nad) Paris, die bereits erzählt worden, zur Erhal« 
tung der Vollmacht für die Unterzeichnung nad Maßgabe ber von 
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derungen. Am 27. September erfolgte diejelbe, für Frankreich 
durch deſſen Gefandten Ney, für die Schweiz dur die bevoll- 
mächtigten Mitglieder der beiden Kommiffionen, welche durch 
den Landammann d'Affry präfldirt worden. Durd die Militär: 
fapitulation wurde die Schweiz der große Werbeplag für vier 
Regimenter, zufammen 16,000 Mann; die Aufbringung viefer 
Mannſchaft jollte nur durch freiwillige Werbung ftattfinden; aber 
der Art. 2 ftellte an den freien Willen ver franzöflichen Regie: 
rung, die Bollzähligfeit ver Regimenter zu verlangen, zu welchem 
Behuf in den franzöfiihen Grenzfeftungen ein Depot von je 
1000 Mann für jedes Regiment aufgeftellt wurde. Dauer des 
Kapitulationsvertrages fünfundzwanzig Jahre, doch mit Beredy- 
tigung Frankreichs, die vier Negimenter bei unvorgejehenen Um— 
ftänden aud vor Abflug jener Frift zu entlaflen (licencier). 
Im Kriegsfali oder bei dringender Gefahr war hinwieder vie 
Schweiz berechtigt, die Hälfte der Fapitulirten Truppen, in bes 
ſonderem Nothfall ihre Geſammtzahl, für den eigenen Kriege- 
dienft zurüdzuberufen. In der einleitenden Botſchaft an ven 
Großen Rath bemerkte die Regierung ausdrücklich, daß das 
politifche Interefjie des Vaterlandes die engere Verbindung mit 
der alliirten Republik erheifche. Diefer Allianz jelbft war ein 
eigener Bertrag gewidmet, der ald Hauptſache der Kapitulation 
voranging, in der Unterhandlung mit und neben dem Kapitu— 
lationsvertrag beiproden wurte. Des dur die Häupter ver 
helvetiſchen Republik feiner Zeit der Schweiz aufgedrungenen 
Dffenfivbündniffes erinnerte man ſich mit Schreden und Erbit— 
terung zugleih. Der neue Vertrag wurde daher auf die Grund- 
lage eines bloßen Defenfivs oder Schugbündnifjes geftellt. Diefes 
wurde abgeichloffen auf die Dauer von fünfzig Jahren. Es 
berechtigte Frankreich, für die Vertheidigung feines Kontinental: 
gebietes auf dem Wege freier Werbung und auf eigene Koſten 
noch weitere 8000 Mann (über die Fapitulirten 16,000 Mann 
hinaus) aus der Schweiz zu ziehen. Die Schweiz verpflichtete 
ſich, jährlich aus den Salinen Franfreihe 200,000 Zentner 
Salz abzunehmen (die Genehmigung dieſes Artikel zu ermög— 
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lichen, hatte ſich St. Gallen in Nebenverhandlungen zur Abnahme 
von jährliden 3000 Zentnern berbeigelafien, für die weftlichen 
St. Gallifchen Gebietötheile zu verwenden). Es wurde aud 
gegenfeitig freie Niederlaffung betungen. Durch den politischen 
Theil dieſes Traftates fand ſich die Schweiz felbft für den Fall, 
daß bei Kriegsaudbrud die übrigen Mächte tem ſchweizeriſchen 
Gebiet Neutralität bewilliget hätten, in das franzöfiiche Kriege- 
ſyſtem hineingezogen; fie half mit die Länder und Volksmaſſen 
zu vermehren, über welde das damalige Frankreich gegenüber 
den andern Staaten verfügte. Der Selbftftändigfeit und Neur 
tralität hätte fie fh nur freuen können ohne Bündniß. Die 
Zeitgenofjen aber nahmen hin, was fie nicht ändern Fonnten, 
und freuten fich in ſoweit des Errungenen, als es fich vortheil- 
haft von dem früheren Verhältniß unterſchied. Der Große 
Rath von St. Gallen genehmigte den Allianzvertrag und vie 
Nilitärfapitulation am 24. Dftober, „einmüthig und freudig“, 
wie der Kleine Rath dem Volke am gleichen Tage verfündete. 
Die Regierung ſchrieb alsbald die freie Anmeldung zu Offizierd- 
kellen im Fapitulirten franzöfiichen Dienfte aus. 

Die allgemeine Berichterftattung der Geſandtſchaft über die 
Berhantlungen der Tagſatzung wurde theilweile ald Gegenftand 
der Geheimhaltung erklärt; weldhe Verhandlungen dieſe Vorſicht 
betraf, ift in den dießfälligen amtlichen WVeröffentlihungen. nicht 
gejagt. Die durch die Mediationdafte vorgejchriebene Dezen- 
tralifation mancher Berwaltungszmeige erheiſchte das Einfchreiten 
der Fantonalen Behörden. Die Regierung hob die während ver 
helvetiſchen Periode jehr mißfällig geweſene Stempeltare, vom 
1. September 1803 an zu redinen, auf, nachdem der Große 
Rath im Finanzgefeg vom gleibem Jahr viefe Abgabe mit 
Stillſchweigen übergangen hatte. Laut Mediationdafte hatte die 
Tagfagung den jchweizeriichen Münzfuß feftgeftelt, und zwar 
als Münzeinheit ten Scmweizerfranfen jo beftimmt, daß ver 
Preis einer Marf fein Silber 36, Franken betrage, ver 
Schweizerfranfen 1%, frangöfiihen neuen Franken an Werth 
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gleihfomme, ) Der Große Rath; genehmigte den Beſchluß nur 
bebingt, mit dem Vorbehalt nemlid, daß er bloß Geltung habe 
als verbindliche Norm für die Ausprägung, in allem Vebrigen 
aber das freie Schalten des Kantons nicht beeinträchtigen fol. 
Mebereinftimmend mit diefem fouveränen Beihluß übte der Kan 
ton von danı an das Münzregal nach Ermefjen aus, prägte 
eigene Fantonale, tarifirte oder verbot fremde Münzen. Die kan— 
tonalen Münzen wurden nah tem erwähnten Schweizerfuß 
geprägt; in Wirklichkeit blieb der deutſche Gulvenfuß beftehen 
und felbft die eigene Fantonale Münze hatte nur Kurs nad) dem 
Guldeufuß, jo daß 10 Basen nur als 40 Reichökreuzer zählten. 
In den Amtsrechnungen wurde der Gulvdenfuß wieder eingeführt. 
Laut weiterem Beſchluß der Tagſatzung hörte die Zentral-Ealz- 
verwaltung mit dem 30. September auf; vom folgenden Tage 
an übernahm, mit Aufhebung. der helvetifchen Salzverwalter- 
ftelle, die Kantondregierung den Salzverfauf, errichtete Salz- 
nieverlagen in Rheineck, Rorſchach, St. Gallen, Lichtenfteig, 
Saleg, Sargand und Schmerifon; gab jever Gemeinde des 
Kantons nah Bedarf einen oder mehrere Salzauswäger, bie 
hinwieder das Salz bei einer jener Niederlagen zu beziehen hat- 
ten, und beftimmte den Salzpreis mit Rüdficht auf Entfernungen 
und Frachten wie folgt: das Pfund Salz zu 40 Loth im Mi- 
nimum zu 3%/,, im Marimum zu 41, Kreugern oder 18 Pen, 
ningen. Dieſen höchſten Preis hatte das Volk in den Kreiſen 
Schänis, Alt:St. Johann, Kaltbrunn, Utznach, Eſchenbach und 
Rapperſchwyl zu bezahlen. Die Salzauswäger wurden mit 
ter Provifion von 27 Kreuzern auf jedem Zentner netto Gewicht 
entjchädiget. Aller Privathandel mit Salz wurde verboten, vie 
Widerhandlung mit Konfisfation und mit einer Buße gleich dem 
fünffahen Werthe des Einfuhr: oder Verfaufsquantums bebroht 
(20. Zanuar 18049). Den Yahresertrag des Salzmonopols 


) Befchluß der Tagfagung vom 11. Auguft 1803, in Kraft erwachſen 
am 13. Juni 1804. 

2) In der Folge, 1806 und 1807, wurde der Salzpreis für alle Lan- 
deögegenben indgefammt um 3 Pf. vom Pfund erhöht. | 
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erachtete man von dieſer Zeit an als eine der Perlen im Ab⸗ 
gabenfranze des Kantons; der frühere demokratische Ruf nad 
„freier Beſalzung“ war verftummt. Unzufrievene behalfen fich 
auf andere Weife; es berrfchte viel Schmuggel in den Wer- 
denberger Gemeinten Grabs und Sevelen; die eingeleitete amtliche 
Unterfuhung ſtieß auf Widerfeglichkeit, bi der Vollziehungs⸗ 
beamte jelbft mit „Weibel und Standesfarbe“ von Wallenftadt 
ber einrüdte. Der erite Salzlieferungsvertrag wurde mit Clais 
u. Comp. in Winterthur abgejchloffen. Hart ging ed mit dem 
Bezug der direkten Steuer; die Regierung klagte im erften jährs 
lihen Amtöbericht über den „Eigemutz“, ver fi dem Einzug 
entgegenftellte; gleiche Erſcheinung rüdjichtlich des Zehnten; doch 
geigte das Volk ausnahmsweije Bereitwilligkeit zu Entrichtung 
ded Zehnten, welcher der Geiftlichfeit gebührte. Die Nachliefes 
rung der rüdftindigen Güterfataftrirungen traf ebenfalls auf 
Schwierigfeit. Durd den Art. V der Bunbesverfaffung ‚war 
vorgeichrieben, taß im Jımern der Schweiz Feine „örtlichen oder 
allgemeinen Eingangs», Durchpaß⸗ oder Zollgebühren“ eingeführt 
werden, die Außern Grenzzölle aber den an dad Ausland ans 
grenzenden Kantonen angehören jollen, deren Tarife jedoch ber 
Tagſatzung zur Genehmigung vorzulegen feien, — und nad) 
Art. VI jener Berfaffung behielten vie Kantone tie für Aus- 
befferung der Wege, Heerftraßen und Flußufer beftimmten Zölle, 
unter Vorbehalt der Tarifsgenehmigung durch die Tagfagung. 
Diefe erließ nöthige Bollzugsvorfchriften, die jedoch zu feiner 
Regulirung des Zollweiens, fondern in der Hauptſache nur zu 
Betätigung des Statusquo führen fonnten. Es wurden nem— 
(ih, vorläufig für ein Jahr, alle aus den Zeiten der alten Eid- 
genofjenfchaft herübergefommenen Zoll- und Weggelvöberechti- 
gungen beftätiget, mit Vorſchrift an vie Kantone, ſich im Bezug 
an die Vorfchriften der Bundesverfafjung zu halten und alle 
Unterjcheivungen zwiſchen Kantonsbürgern und Schweizerbürgern 
zu entfernen; fie jelbft (vie Kantone) wurden angewielen, im 
Geift der empfangenen Vorfchriften auf das fommente Jahr 
1804 revidirte Tarife zur Prüfung und Genehmigung an die 
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Tagſatzung zu bringen. Dem Kanton St. Gallen gegenüber 
betätigte die Tagſatzung die ihr zur Kunde gebrachten alten 
Tarife, und bewilligte fie für die Dauer von zehn Jahren den 
Bezug eines verboppelten Brüdengelves für die Benugung der 
Seebrüde bei Rapperihwyl. Die Tagfagung erklärte das Poſt⸗ 
weſen ald Regal und Eigenthum der Kantone inner ihrem 
Grenzumfang und hob die Zentralpoftverwaltung auf 31. Auguft 
1803 auf. Doch wurden die neu aufzuftellenden Fantonalen 
Poftverwaltungen angemwiefen, für Erzielung eines annähernd 
gleihförmigen Pofttarifs der fünftigen Tagſatzung Vorſchläge 
einzureihen. Amtliche Briefe wurden tarfrei erflärt, die Poſten 
und Meffagerien der Entrihtung der Weggelder und Zölle ents 
hoben; die Kantone hatten fich wechlelfeitig die Sicherheit des 
Poftgeheimnifjes zu garantiren und dafür vie Poſtbeamteten in 
Eid und Pflicht zu nehmen. Für Beſchwerden über vie Poſt 
ſoll Fremden wie Einheimischen ſummariſches Recht gehalten wer: 
den (2. Auguft 1803). Der Große Rath ratifizirte ven Haupt- 
grundfag der Kantonalifirung des Poſtregals und nahm vie 
übrigen Vorſchriften für die Dauer eines Jahres an (25. Oftober). 
Der Kleine Rath ließ die PBoftverwaltung in den Händen des 
faufmännifchen Direftoriums, welches fie auch während der hel-” 
vetiichen Zeit Namens der damaligen Zentraltegierung bejorgt 
hatte, gegen Ablieferung des fünften Theil des Neinertrages 
an die Staatsfaffe; der Boftamtsverwalter wurde von der 
Finanzkommiſſion aus einem Dreiervorjchlag des Faufmännifchen 
Direktoriumd aus deſſen Mitte ernannt; Honorar für denjelben 
150 Gl. jährlih; das übrige höhere Beamtenperfonale wurde 
vom Direktorium auf Genehmigung der Finanzfommijfton er- 
nannt; jenes hatte vierteljährliche Rechnung an den Staat zu 
ftellen; Tarveränderungen unterlagen der Gutheißung der Finanz- 
fommifftion (Vertrag vom 27. März 1804, gültig für die Zeit 
vom 1. September 1803 bis 15. April 1809). Nah dieſen 
Anordnungen wurde die Poſt verwaltet jahrelang; das erwähnte 
Bertragsverhältniß wurde fpäter auf ſechs Jahre erneuert (vom 
Dftober 1812 bis 1. Dftober 1818); dabei blieben die Haupt» 
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bedingungen unverändert; das Honorar für den Poſtdirektor 
wurde auf 330 Gl. erhöht. Die Poſtverwaltung hatte ihren 
Eig in dem der faufmännifchen Korporation gehörigen Gebäude 
zunächſt der Stiftöfirhe. Die Tagfatung bob die Abzugsgebühr 
bei Vermögenswegzug namentlih zwiſchen den Kantonen auf, 
tewilligte deren Erhebung aber gegen dad Ausland nad dem 
Örundfage der Gegenfeitigfeit, im Marimum zu zehn Prozent. 
Die Regierung verordnete die Erhebung der Abzugsgebühr nad 
Maßgabe obiger Grundfäge und feuerte die Gemeinderäthe zum 
Vollzug durch Zufage einer Provifion von zwei Prozent an. 
In der Politik jchien es nicht leicht, helvetiſche Geleiſe zu 
verlaffen. Behörden und Beamtete hatten den Berfaffungseid 
geleiftet; der Große Rath verpflichtete nun gefammte Kantons- 
und im Land angejefjene Schweizerbürger vom adhtzehnten Alters- 
jahr an zu Gleichem; fie jollten Treue geloben der Kantons: 
ud der Bunbesverfaffung, Gehorfam gegen Gejege und Ber: 
ungen, Förderung der Ehre und des Nutzens des Kantons 
im des gefammten Baterlanves; vie Formel war würdig nad 
Snhalt und Ausdruck, und der religiöfen Auffaffung des Eides 
eutſprechend (Geſetz vom 26. Dftober 1803); Tag der Eides— 
kitung: 11. Dezember. Die Regierung ließ ihr eine im Ganzen 
Del gehaltene Proflamation vorangehen. An ber, der Eides- 
kitung gewidmeten Kreisverfammlung wurden die Pflichtigen 
namentlich aufgerufen, Abweſende verzeichnet; Geiftliche beider 
Religionen, welche dur ihre Amtsverrichtungen am Erſcheinen 
gehindert worden, mochten den Eid einzeln vor dem Friedens— 
tichter leiſten. Vorſchriftwidrig ausbleibende Bürger mußten der 
Regierung angegeben werden und waren gerichtlicher Straf- 
einleitung unterworfen; bie Regierung rühmte jpäter, daß deren 
Zahl nur eine Heine geweſen fei und freute fi im Ganzen des 
Erfolges der Maßnahme. Ganz im Gegenfag zu den Anforde 
tungen, welche die Gegner der frühern fürftlichen Regierung in 
der alten Landſchaft und im Toggenburg gegen freie Nieber- 
laſung und Gewerbsübung Auswärtiger geftellt hatten, vermieb 
die nene Regierung Engherzigfeit in dieſen und ähnlichen Dingen, 
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ohne den Grundjägen der guten Ordnung etwas zu vergeben; 
fie vollzog namentlich treu, was diesfalls höhere Autorität vers 
fügt hatte. Ausländer hatten vor Allem ſich um die Nieder- 
faffungsbewilligung bei der Regierung zu bewerben; war biefe 
gegeben, jo waren fie berechtiget, im jeder beliebigen Gemeinde 
zuzufpredyen; dortige Niederlaffung mochte dann der Gemeinde- 
rath ertheilen. Die Grundjäge, die dabei zu befolgen, ſprach 
der Kleine Rath in den Erwägungsgründen jeined Beſchluſſes 
aus: Duldung oder Aufnahme von Fremden jei dem Handel 
und der Land»Defonomie zuträglih; ſchädlich aber wäre fie, 
wenn Fremde, ohne ökonomiſche Selbitftändigfeit, fih in zu 
großer Anzahl anftedeln jollten. Bon früher her nievergelafjene 
Ausländer wurden bei der bereitd erworbenen Nieterlafjungs- 
bewilligung geſchützt. Für die Nievderlaffung von Schweizer- 
bürgern, welche laut Bundesverfafjung, und der Sranzofen, denen 
durch Traktat die freie Niederlaffung gewährt war, wurde bie 
mäßige Tare von 4 Fr. feftgefegt; ihre Wegweiſung konnte nur 
im Falle von Unvermögenheit gefchehen und war von ter Ver— 
fügung der Regierung abhängig. „In Erwägung, daß (nad 
der Berfafjung des Kantons) die Einwohner der verichiedenen 
Bezirke defjelben nunmehr nur eine große Familie ausmachen, 
und es daher jedem freiftehen muß, feinen Wohnfig ſich aus- 
zuwählen, wo er ed feinem Nugen angemefjener glaubt”, fo 
lange er nicht der Gemeinde zur Laft fällt, wurde feſtgeſetzt, 
daß der Kantonsbürger zum Zwede der Anfievelung außer feiner 
Gemeinde nur den Heimathichein zu hinterlegen habe; Nieder: 
laffungstare nur I Fr.; Wegweiſung war wieder nur aus ben 
Gründen der Beläftigung der Niederlaffungsgemeinve geftattet. 
Toggenburg war ehedem ein Heiner zentralifirter Staat gewefen, 
in welchem ein allgemeined Staatöbürgerrecht und freier Zug 
durch das ganze Land für jeden Toggenburger galt. Die Stadt 
Lichtenfteig allein war ausnahmsweiſe berechtiget, den übrigen 
Zoggenburgern die Niederlafjung zu bewilligen oder auch nicht. 
Durd; jenen freien Zug war die Abftammung des einzelnen 
Staatöbürgerd aus dieſer oder jener Gemeinde in den Hinter 
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grund getreten und wäre die Ausmittlung urfprüngliher Ges 
meindebürgerrechte thatfächlich eine Unmöglichkeit geweien. Die 
Regierung nahm taher den Statusquo vom 29. Yuni 1803 
(Datum ded Geſetzes über die Armenunterftügung) ald Grund» 
lage an, verordnete die namentlihe Aufnahme aller Toggens 
burger, die damals in jever Gemeinde haushäblih waren, oder 
auch, befannterweife, fib außer Landes aufbielten. Jedem ſolch 
einregiftrirten Bürger verleiht dann ihr Beihluß das Bürgers 
teht in der Gemeinde, in deren Verzeichniß er eingetragen wor: 
ven; die Armenunterftügung an Berechtigte hatten bie im er- 
wähnter Weife ausgemittelten Heimathgemeinden zu leiften. So 
mußte, um der Gleichförmigfeit der politiihen Ordnung willen, 
in früher einheitlicher Staat, deſſen Bewohnern es bei ihrem 
allgemeinen Staatsbürgerrecht und dem herfümmlichen freien Zug 
wohl gewejen, ſich auflöjen läſſen in ftreng ausgefchiedene Kör— 
vılhaften, die man Ortögemeinden nannte und die hinwieber 
dt Grundlage und der Kern der politifchen Gemeinden wurden, 
wehe ihrerſeits die Fleinen Staaten im größeren Staate ges 
worden find. 

Ein Kriminalftrafgefeg für den Kanton aufzuftellen, konnte 
ht Sache der erften organifatorifchen Periode fein; gleichwohl 
witmeten Regierung und Großer Rath dem Gegenftand ihre 
Aufmerkſamkeit; durch Geſetz vom 26. Dftober 1803 wurde das 
von der helvetiichen Regierung im Jahr 1799 promulgirte peins 
liche Geſetzbuch bis auf Weiteres beibehalten, doch mit einigen 
weſentlichen Abänderungen, wie fie die Handhabung „der öffent- 
lichen Sicherheit und Wohlfahrt“ zu erheifchen fchien; zurüd- 
genommen und aufgehoben wurde namentlich der ſechste Titel 
jenes Gejegbuches von der Verjährung in Kriminalfachen. Der 
St. Galliſche Gefeggeber ſagte nemlih: „Da nur die Gewißs 
beit der Strafe am beften die Fünftigen Verbrechen verhüten 
kann, fo ſoll gegen peinliche Vergehungen und ihre Strafbarkeir 
don nun an Feine Verjährung ftattfinden”. Beibehalten wurden 
dagegen jene Artikel, „welche von Verbrechen gegen das gemeine 
Velen, die ehevorige helvetiſche Rupublik und ihre öffentlichen 
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Gewalten“ handeln; fie wurden übergetragen auf ven neuen 
Staat und feine Behörden. ine andere Vorſchrift wollte 
nöthiger Sparjamfeit Rechnung tragen; daher wurde feftgefeßt, 
daß gegen: Ausländer, oder Scweizerbürger ohne bleibende 
Mohnftätte (Vagabunden), im Falle peinliher Beurtheilung 
anftatt Zuchthauss oder Echellenwerfftrafe, Pranger und Staup- 
befen ſammt Brandmarfung und Landeöverweilung verhängt 
werden follen. Rüdfall in qualifizirte Berbreden: wie Angriffe 
auf Bleihen und Diebftahl von Großvieh ab öffentlichen Weiden, 
wurde ſchon im erften Mal, ftatt erft nach der zweiten Beftra- 
fung, mit der Todeöftrafe bedroht. Solche ftrenge Geſetze waren 
ein Bedürfniß der Zeitz in ihnen fpiegelt dieſe fich jelbft ab. 
Kaum hatte ver Kanton St. Gallen feine Entftehung ers 
halten, wurde bereitd das Werf der Linthforreftion an die Hand 
genommen. Hier deſſen Veranlaſſung. Der Transport ber 
Kaufmannswaaren über den Wallenſee verfchaffte in früheren 
Zeiten den Bewohnern von MWallenftadt und Welen reichlichen 
Verdienſt; der Wohlftand hob fih um fo mehr, ald die Gegend 
rings umher fih durch natürliche, Fruchtbarkeit auszeichnete. 
Allein jo blieb e& nicht immer. Seit der Mitte des achtzehnten 
Sahrhundertd wurden Verfumpfungen wahrgenommen. Damals 
floß die Glarner Linth, die ihre Quellen in den vergletjcherten 
Hocgebirgen des Hausftodes und des Döpiberges hat, von 
welchen fih ſtarkes Steingerölle herabftürzt, nicht in den Wallen- 
fee wie jegt, jondern von Molis hinweg, ſeitwärts von Ober— 
urnen und Niederurnen, nad der Ziegelbrüde, und dort, eine 
feine halbe Stunde unterhalb Weſen, in das Ausflußgewäſſer 
des MWallenfee’3, weldes die Maag hieß und dem Berg entlang 
nach der Ziegelbrüde ſchlich. In Folge der je mehr und mehr 
fih anhäufenden Geröllsmaſſen erhöhte fih allmählig das Strom: 
bett der Linth, bis unter ihrer Vereinigung mit der Maag hinab; 
dadurh wurde nah und nad der MWallenjee in feinem Abflug 
gehemmt; die natürliche Rüdwirfung hievon war das Steigen 
feiner Waflerfläde, dann deren Austreten über vie niedrigen 
Wiefen an beiden Endgeftaden, wodurd einige taufend Sucharten 
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des ſchönſten Landes entweder verjäuert oder vollends in Sumpf 
verwandelt worben find. Das Uebel griff je mehr und mehr 
um fi, bis hinab in den Zürichjee, welchen die Linth erft durch 
viele Krümmungen hinüber und herüber erreichte; der weitefte 
Bogen, den ihr Lauf bejchrieb, führte fie nad Tuggen und erft 
von dort herab, längs dem untern Buchberg, nah Grinau. 
Große Landftreden zwijchen beiten Seen waren in Sumpf vers 
wandelt; man nennt von jener Zeit her noch ven großen 
Schänifer Sumpf. vom Umfang einer halben Duadratftunde. 
Für den Berfehr in den Gaſſen von Wallenftadt und Weſen 
mußte man fich zur Sommerzeit der Schiffe bedienen; die Ueber— 
ihwemmung drang in die Erdgefhofje ter Häufer, erftieg va 
und dort die. erften Stodwerfe; nah Ablauf der Hochwaſſer 
entwickelte die Sommenhige verpeftete Dünfte und erzeugte eckel— 
hafte Snfeften. Die Bevölkerung nahm ab an Zahl und Ge— 
imdheit; fie wandelte in blafjen und ſchwächlichen Geftalten 
änher; emdlich entftanden in Folge der Moräfte und faulenven 
Baffer Wechſel- und Faulfieber nicht bloß in Wallenſtadt und 
Weſen, fondern auch in den großen Dörfern zwijchen dem Wallen- 
ke und dem Zürichfee, ja ſelbſt unten in der Hauptitadt Zürich. 
Jahre hindurch war das Uebel beiprochen worben. Die Tags 
lagung wer das Sarganferland regierenden VIII Stände bes 
ſchäftigte ſich mit der Augelegenheit ſchon im Jahr 1783. 
Ingenieusrhauptmann Andreas Lanz von Bern wurde mit der 
Unterfuchung beauftragt. Aus den technijchen Ergebniffen ver- 
jelben folgerte Lanz: daß, wenn dem Uebel nicht gefteuert werde, 
ih in dreißig bis fünfzig Jahren die Ausdehnung des Wallen- 
ſee's „über MWallenftadt hinauf und nid ſich bis faft zu der 
Blarner Linth erftreden werte‘. Zur Abhülfe -entwarf er vier 
verfchiedene Pläne: an vie Spige derſelben ftellte er die Ab- 
leitung der Glarner Linth von der Näfelfer Brüde hinweg in 
den Wallenjee; zweites Projekt: Beibehaltung der Glarner 
Linth bis zum. Niederurnerbach, von dort Ableitung derfelben in 
gerader Richtung in das alte Bett, welches fie 3000 Fuß unter- 
halb ter” St. Sebaftiansfapelle erreicht hätte; dritter Plan: 
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kürzere Ableitung der Glarner Linth, in gerader Richtung, vom 
Niederurnerbach hinweg, ſo daß ſie 3000 Fuß unterhalb der 
Ziegelbrücke in das alte Bett gekommen wäre; als letztes Pros 
jeft bezeichnete der Erperte die Beibehaltung des ganzen alten 
Bettes der Glarner Linth, doch folle fie durchweg mit „Wuhren 
und Flechtwerfen“ eingefaßt werden.) Bom Jahr 1784 an 
Ihwanften die wiederholten Berathungen der Konferenzftände 


‚über den zu wählenden Plan; fie gaben anfünglic dem zweiten 


den Vorzug, wichen aber fpäter bi8 zum vierten, dem ſchwächſten, 
zurüf, und fonnten eben fo wenig für Beilhaffung der Geld- 
mittel zu wirffamer und allgemeiner Berftändigung gelangen. 
Nah dem Jahr 1796 verftummten dieſe Altern Verhandlungen. 
Die helvetiiche Zeit hatte mit ihren Theorien zu thun. Dem 
Hauptmann Lanz aber gebührt nichts deſto weniger die hohe 
Ehre, zuerft, mit Einfiht und Muth, das wirkſamſte Abhülfs- 
mittel vorgefchlagen zu haben: die Kanalifirung und Ableitung 
der Glarner Linth und die Verſenkung ihres fteinigen Gefolges 
in den Wallenjee, wie wir folche jeither ausgeführt jehen. Nach 
Lanz wendeten auch andere Sachfundige dem Gegenftand ihre 
Aufmerkjamfeit zu; die hiſtoriſchen Schriftftüde nennen Meyer 
aus Aarau, Guiſan, Zugenbühler, Schindler, Berghauptmann 
Gruber aus Bern, Hans Conrad Eicher von Züri. Im Jahr 
1803 griff man das Unternehmen wieder auf. Schon im Früh— 
fing dieſes Jahres famen die Regierungen von Glarus und St. ' 
Gallen zu gemeinfamem Auftreten an der Tagjagung zum Zwecke 
der Linthforreftion überein. Ihre Abfiht war, die Tagſatzung 
entweder zur Leiftung unmittelbarer Gelbbeiträge oder aber zur 
Ausmittlung indirefter Hülfsmittel anzugehen, deren Ertrag 
unter Aufficht der Zentralgewalt für die Korreftionsarbeiten vers 
wendet würde. Der Kleine Rath von Et. Gallen erließ ein 
Kreisfchreiben zu diefem Zwede an gefammte Stände, bat fie 
um günftige Inftruftionen und erfudhte auch den Landammann 
der Schweiz um fein Zuthun. Am 4. Auguft trugen die Ges 


) ©. „Amtlihe Sammlung der ältern eidgenöffifchen Abſchiede.“ 
Bd. VIII. Zürich, 1856. 
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fandtfchaften beider Kantone deren Anliegen der Tagſatzung vor, 
unter Schilderung der bevauerndwürbigen Lage aller betroffenen 
Gegenden von Wallenftadt bis nach Reichenburg und in die March 
hinab. Die Tagfagung war geneigt. In ihrem Auftrag erftattete 
eine Kommijfion Befund und Anträge. Uſteri, Legationgrath von 
Zürich, war ihr Wortführer und diefer hatte feinen Freund Hans 
Conrad Eicher zur Mitberathung nad Freiburg kommen laſſen. 
Die Kommilfton beantragte die Ausführung des Lanz'ſchen (erften) 
Korreftionsentwurfs; 100,000 Gl., jo berichtete fie, möchten 
zur Beftreitung des Aufwandes genügen, zumal der zu erzielende 
Mehrwert der Ländereien mehr als jene Summe betragen 
würde, jo daß es im Grunde nur um einen Geldvorſchuß zu 
thun wäre; diefer Vorſchuß follte durch Ausgabe von Aftien er 
hoben werben. Abfiht des Tagſatzungsausſchuſſes war aud, 
daß jofort zur Ausführung gefchritten, und behufs derſelben eine 
Erpertenfommiijfton beftellt werde, von welcher der Landammann 
der Schweiz zwei, jeder der Kantone Glarus und St. Gallen 
eben fo viele Mitgliever ernennen würde. Bon vieler Koms 
milfion wäre der definitive Bau- und Finanzplan zu entwerfen, 
der hinwieder den Kantonen zur Suftruftionsertheilung („ad 
insstraendum“) mitgetheilt'würde. Größtmögliche Beichleunigung 
wurde empfohlen. Die Dazmwilchenfunft des Landammanns 
rehtfertigte man durch Hinweifung auf Art. 23 der Bundesafte. 
Höhlih zufrieden waren Glarus und St. Gallen mit dem 
Antrag; Schwyz empfahl die Beiziehung eines Mitglieds in 
die Erpertenfommilfion aud aus feinem Kanton. inige andere 
Geſandtſchaften flugten ob dem angetragenen energiſchen Ein- 
ſchreiten: Aufftellung einer Erpertenfommiffion gleiche thatjächlich 
einer Berpflihtung für Webernahme der Koften feitens des 
Bundes; jo Zug und Uri; auch der Gefandte von Zürich, 
Bürgermeifter Reinhard, fpradh dem Zaubern das Wort und 
wollte zunächft die Kommiffionsanträge ad referendum nehmen. 
Einen Augenblid trat Stoden in der Verhandlung ein. Da 
fiel Ufteri als Kommiffionsmitglied dazwifchen und machte auf 
merkſam auf dad Verderbliche jeven Zögerns; und ber Gejandte 
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von St. Gallen beruhigte, taß es fih vor der Hand nur um 
Erpertenkoften handeln könne; wollten fie feiner Zeit nicht vom 
Bund übernommen oder fönnten fie nicht durd den Aktienplan 
gededt werben, jo wäre immer noch Zeit, die betheiligten Kan— 
tone mit deren Betrag zu belegen. Die Kommilfionsanträge 
wurden dann mit 21 Stimmen (von 25) zum Beſchluß erhoben 
(12. September 1803). Glarus bezeichnete als Erperte jeinen 
Landsitatthalter Haufer, von Näfels, und den Rathsherrn 
Schindler, von Molis; St. Gallen den Architekten Dfterriet 
von Bern und den Diftriftsgerichtspräftdenten Faver Gmür von 
Schänis. Der Landammann der Schweiz, Rudolf v. Watten- 
wyl, jeßte zum Präſidenten dieſer Erpertenftommilftion Hans 
Conrad Eiern von Zürich ein (28. April 1804). Die Kom— 
milfton hielt auftragsgemäß ihre erfte Zuſammenkunft in Weſen 
am 9. Mai. 

Nach jehsjähriger Dffupation der Schweiz zogen endlich 
die legten Reſte des franzöſiſchen Bejegungsheeres aus der Schweiz 
ab (Februar 1804); die noch im Kanton St. Gallen ftationirt 
gewefenen drei Kompagnien hatten deffen Gebiet am 9. Dezember 
1803 verlaffen. Bisher hatte man die Unterwerfung des Vol: 
fe8 unter die jeweilen als legal gepriejenen Zuftäude in der Negel 
durd Einlegung franzöfticher Erefutionsmannichaft erzielt, oder 
wenn es jo weit nicht fam, hatte wenigftend die Bejorgniß vor 
ſolchen Beſuchen die Auflehnung verhindert. Es ift daher nichts 
weniger ald auffallend, daß nad Abzug der Franzofen in ein- 
zelnen Theilen der Schweiz Widerftand gegen die dur die Me= 
diationsafte aufgeftellten Behörden zum Ausbruche Fam. Ein 
ſolches Ereigniß, welches die ganze Schweiz in politiicben Brand 
zu fteden drohte, trat im Kanton Zürich ein. Dort wie überall 
war es leicht Unzufrievene zu machen, wenn fie nit vorhanden 
waren. Die Abneigung gegen die Stadt Fonute noch nicht ges 
hoben fein; das ftäbtifche Element erhielt, gemeinfam mit Freuns 
den verfafungsmäßiger Ordnung auf dem Lande, das Ueberge— 
wicht. Der Große Rath erließ ein Zehntlosfaufsgefeß, das den 
fünfundzwanzigfachen Jahresertrag, nad einem Mittelpreife be- 


295 _ 


rechnet, als Losfaufsbetrag feftfegte; diefe und manche andere, 
wenn auch weniger beventfame Borfchrift des nemlichen Geſetzes 
erregte faft durch das ganze Land hohe Unzufriedenheit. Ber: 
ordnungen, welde die Wahl der Pfarrer ganz ver Regierung 
zueigneten, eben fo die Ernennung der Schullehrer der Erziehungs 
behörde vorbehielten, die Gewerbefreiheit durch das Konzeffionen- 
ſyſtem fchmälerten, vermehrten die Zahl der Unzufriedenen und 
Zadler. Es kamen in einzelnen Bezirfen Adreſſen gegen das 
Zehntlosfaufsgeieg zu Stande; in Gemeindeverfummlungen 
wurde die Frage des Widerſtandes gegen mißfällige Gelee 
feldft unter Zuthun von Großrathsmitgliedern in ernftlihe Be— 
rathung gebracht; es folgten Verhaftungen und gerichtliche Ver: 
urtheilungen, die wegen ihrer Milde vom Volke bejubelt wurden, 
die Stellung der Regierung gefährbeten. Der Landammann ver 
Schweiz, von diefen Borgängen in Kenntniß gejegt, ſchwieg 
nicht, bot vielmehr feine Mitwirkung und jene der ganzen Eid» 
genoffenfchaft zu Handhabung von Ruhe und Ordnung an. 
Mitten in tie Gährung fam die Frage der „Huldigung“, ver 
Eidesleiſtung. Diefe war feitend des Großen Rathes bejchlofjene 
Sache und die Regierung follte und wollte vollziehen. Kom— 
miffarien wurden abgejchidt an die Kreisverfammlungen zur Ab- 
nahme des Eides. ine ſolche Verſammlung, in Wädenſchwyl 
angeordnet, für diefe Gemeinde nebft Richterihwyl, Schönenberg 
und Hütten, nahm ftürmijchen Verlauf und tie Kommifjarien, 
obwohl Uiteri, ver bewährte Freund ver Nechtsgleichheit zwifchen 
Stadt und Land, einer derjelben war und belehrend zur Bürgers 
haft geiproden hatte, mußten umverrichteter Dinge abziehen 
(16. März 1804). Nah folder Erfahrung gaben die Kom: 
miffarien die Abnahme des Huldigungseides von vornherein auf. 
In Stäfa fhwuren nur wenige; in Meilen antwortete das Wolf 
mit wilder Ungebundenbeit, höhnte und bejchimpfte die Abge- 
ordneten (unter ihnen Rebmann aus Stäfa) perfönlid. Sofort 
jegte die Regierung eine bewaffnete Macht von 500 Mann in 
Bereitihaft. Das Weitere ftellte Die Regierung dem Landams 
mann der Schweiz anheim. Dem milden Schuliheißen d'Affry 
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war am 1. Januar 1804 in ver oberſten Würde der Eidge— 
noſſenſchaft der durchgreifende Rudolf Nikolaus von Wattenwyl, 
Schultheiß von Bern, gefolgt. Er bot aldbald Truppen ver- 
ſchiedener Stände auf, mahnte die Nachbarn Zürich's, unter 
ihnen St. Gallen, zum eidgenöffiichen Aufjehen. Der Eidver- 
weigerung eines Theiles der Züricherbürger fdhleuderte er eine 
ſcharfe Proflamation entgegen, durch welche er verkündete, daß 
vor Allem volle Unterwerfung erfolgen müfje, Auflehnung gegen 
beftehende Kantondregierungen Hocverrath wäre. Diefer an die 
Einwohner von Wädenſchwyl und die drei genannten Nachbar— 
gemeinden gerichtete Aufruf vom 18. März wurde in das amt- 
liche Kantonsblatt von St. Gallen eingerüdt. Inzwiſchen dauerte 
der Widerſtand gegen die Eidesleiftung in mehreren andern 
Theilen des Kantons Zürich fort; jelbft Gewaltthätigfeiten gegen 
Regierungsfommiffarien blieben nicht aus. Die willfährige Ge- 
finnung in andern Theilen des Landes bot feine Gewähr für 
nöthige Herftellung der Ordnung in den aufftändifchen Bezirken. 
Deßhalb verlangte vie Regierung nun militärifche Bundeshülfe 
(21. März) und verordnete volle Durchführung der Huldigungs- 
maßnahmen. Aber über ihr und der bevollmächtigten Vollzugs— 
kommiſſion handelte jelbftherrlih der Landammann der Schweiz. 
Er verordnete von fih aus, daß alle durch den Aufruhr verur- 
ſachten Koften von den fchuldigen Gemeinden erlegt werben 
müfjen; Abgeordnete von Wädenſchwyl, die ihm perfönlich eine 
Denfichrift mit den Beſchwerden dortiger Gemeinden und ihren 
Abhülfgefuhen überreichten, ließ er in Haft ſetzen und ver Zü— 
richer Regierung zur Verfügung zuführen. Inzwiſchen Hatten, 
wie die Regierung, jo die Aufftändifchen am linken Seeufer, 
vornemlih Wädenſchwyl und Horgen, gemwaffnet; wühlend und 
drohend zogen fie auch in andere Gemeinden und forderten zu 
Gleichem auf. Bundestruppen und Züricher Milizen, im Ganzen 
8 bis 900 Mann, marjbirten am linfen Seeufer aufwärts in 
der Richtung gegen Horgen und Wädenſchwyl, wurden hands» 
gemein mit den Aufrührern, an deren Spite der Schufter Willi 
ftand, zwiſchen Oberrieden und Horgen, ftießen auf größere 
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Shwierigfeiten. als fie erwartet hatten und zogen dann, mit 
Berlurft einer Kanone, nah Zürich zurüd (28. Mär). Nun 
erhöhter Trog ſeitens der Landjchaft, erflärte Unnachgiebigfeit 
feitend der Standeskommiſſion, und verftärfte Exekutionsvorkehren 
durb den Landammann der Schweiz, weldem Spuren unrubiger 
Bewegungen in andern Kantonen, namentlih im Kanton Bern 
jelbft, gemeldet worden; er ließ daher neue Schaaren von Buns 
vesmilizen in den Kanton Zürich einrüden, im Ganzen bis auf 
mehr denn 2000 Mann. Des erjten Erfolges ungeachtet famen 
die Häupter des Aufftanded nicht wieder zu Kraft; viele Anz 
hänger fielen ab; neue wurden nicht gewonnen. Am 4. April 
befegten die Erefutiondtenppen Wädenſchwyl, von dort aus mehr 
rere andere Theile des Landes, auch auf dem rechten Seeufer. 
Einzelne Häupter ded Aufftandes wurden gefangen genommen. 
Groß war mittlerweile die Aufregung in den übrigen Kantonen; 
auch St. Gallen fand fih von den Ereigniffen ſehr nahe bes 
rührt. Die öffentlihen Zuftände waren neu und ungewohnt; 
jeit Jahren war der Unbeftand der Dinge ein beftändiger ges _ 
weien. Dumpfe Gerüchte von Sympathien für die Züricher 
Aufftändifchen liefen um. Jedenfalls war Rüftung nothwendig; 
von deren Bedürfniß wurde die St. Galliſche Regierung gleich» 
jam überfallen.” Durd den Landammann und dur die Regie 
rung von Zürich zum „eidgendffiihen Auffehen” gemahnt, mußte 
die Regierung ihre Ohnmacht befennen: es fehle in Folge des 
ehemaligen Zuftandes der meilten Landichaften und der allge- 
meinen Entwafhnung vom. Jahre 1802 an nöthiger militärijcher 
Bereitjchaft, eben jo an den erforverlichen Geldmitteln (Schreiben 
vom 22. März). So blieb nichts übrig als eine außerordent— 
fihe Maßnahme: Die Regierung bot Freiwillige auf, zehn aus 
jevem der Landkreiſe, fünfzig aus St. Gallen, in Gefammtheit 
aljo 480 Mann; jedem bewaffneten Freiwilligen wurde eine 
Gratififation von. 6, dem unbewaffneten eine folde von 3 Fr. 
wugefagt; für Befoldung, Fleifh und Brod 36 Kr. täglich nebft 
freiem Duartierz für Kreife, wo die zehn Freiwilligen ſich nicht 
finden, wurde die Ziehung Des Loofes unter der pflichtigen 
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Mannihaft verordnet. Den „jungen Bürgern” rief die Regie— 
rung in ihrem Erlaß beihwichtigend und ermunternd zu: „wenn 
die legte freie Verfaffung Euere jugendlihe Wünſche auch nicht 
alle erfüllt hätte, jo vergleicht Euer jetziges Schidjal mit den 
Scidialen größerer Ervenvölfer; mit den Schidjalen, die Euch 
felbft bevorftehen könnten; denft, daß es leichter und .ehrenvoller 
it, Tage oder auch Wochen dem Vaterland aufopfern, als 
fremde Truppen ernähren, oder unter fremden Fahnen und für 
fremde Bortheile über die Meere ziehen” (Beichluß vom 24. März 
1804). Dem Landammann verfprach der Kleine Rath, daß er, 
aud bei mehrerem Bedarf, nad Kräften bemüht fein würde, 
„unfern Bundesgenofien an Patriotismus nicht nachzuftehen”. 
Seinerfeitd erfuchte Zürich die Regierung von St. Gallen um 
wohlmollende Aufnahme jener Angehörigen, welche der Terro— 
rismus der Aufrührer zur Flucht zwingen würde, dagegen um 
Verhaftung und Auslieferung flüchtiger „Rebellen“. In Rap— 
perſchwyl herrfchten große Bejorgnifje: „Das Volt” (jo berichtete 
der Friedensrichter E. Fuchs, unzweifelhaft über die Züricher,) 
„ift rafend und es könnte dieſen Empörern leicht einfallen, einen 
Einfall in diefen Kreis zu machen, um die Spinnmaſchinen, 
deren Untergang fie fhon lange geſchworen haben, zu zerftören.“ 
In Folge diefes Schredensberichtes ordnete der Kleine Rath 
ven Regierungsrat; Meßmer an die bedrohte Grenze ab, mit 
alten möglichen militärifchen und polizeilihen Vollmachten aus— 
geftattet (28. März). Der Kommifjär berichtete: e8 führen. vie 
unzufriedenen Züricher nicht bloß Klage über allzu hohen Zehnt- 
losfaufspreid und ftrengen Bezug der Abgaben, ſondern aud) 
darüber, daß fie Alles, die reichen Partifularen dagegen nichts 
an die Staatsfaffe abzutragen hätten. Er traf auf der Reife 
nach Rapperſchwyl da und dort felbft „viele Theilnahme an den 
unglüdlihen Greigniffen in der Nachbarſchaft“, auf vie öffent- 
liche Ruhe aber hatte fie nicht den mindeften Einfluß. Da das 
Korps der Freiwilligen nur für den Fall eines eidgenöffijchen 
Aufgebotes aufgerufen worden, jo war er genöthiget, zur Siche— 
rung ber Grenze und für Handhabung ftrenger Polizei eine 
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zahlreiche außerordentliche Sicherheitswache aufzuftellen. Wie bie 
St. Gallifhe „Theilnahme“ zu verftehen fei, beurfundete bald 
eine Abordnung vom Stäfener Gemeinverath, die am 30. Abends 
bei Meßmer um Gehör bat. Meßmer machte zuerft die feine 
Unterjcheidung: als Abgeordnete fünnte er fie nicht vor ſich 
laſſen, wohl aber wolle er fie als Private anhören. Mit thrä- 
nendem Auge jdilderten fie die eingetretene Verwirrung, insbe- 
jondere die Femme Lage Derer, welde fih dem Aufruhr nicht 
beigefellt („ver rechtlichen friepliebenden Männer“) und riefen 
die Regierung von St. Gallen ald Vermittlerin im waltenden 
Streit bei dem Landammann der Schweiz oder bei der Negie- 
rung von Züri) an. Meßmer, etwas foldatiih in feinem Auf- 
treten, dabei aber guten Gemüthes, war fichtlid ergriffen, gab 
freundliche Antwort, die aber doch mit dem ernften Beſcheid 
Ihloß: daß bei dermaliger Lage der Dinge nichts Anderes übrig 
bleibe, al8 unbedingte Unterwerfung unter Gejeg und Regierung. 
In mitternächtlicher Stunde jchrieb er über das Gefchehene Be- 
riht an den Kleinen Rath; mit rührenden Zügen fchilverte er 
auch Die traurige Lage des Züricher Volkes, wie einerfeits ver 
Randbauer der Verzweiflung preisgegeben jei, ba jede Amneftie 
abgelehnt werde, hinwieder die Stillen im Lande, einflußlos, 
vom Pöbel ſelbſt durdh Drohung zur Ergreifung ver Waffen 
gezwungen werben wollen; mit einer Anſprache an die St. Gal- 
liche Regierung, irgend ein Mittel der Abhülfe ausfindig zu 
machen, fchloß er. Der Kleine Rath ging in die Halbheit ein, 
erließ ein Worjtellungsschreiben an die Regierung von Zürich, 
damit wo möglich fernerem Blutvergießen Einhalt gethan werde, 
und bot die Perfon ſeines Kommifjärs zu beliebiger Verfügung 
ald Organ der Vermittlung an, mit dem Auftrag an biefen, 
auf erften MWinf der Züricher Regierung, zu erwähnten Zwede 
von Rapperihwyl nah Zürih zu eilen „und alle jeine Kräfte 
mit vollfter Wärme aufzubieten, daß eine glüdliche Ausgleichung 
zwiſchen ver Obrigkeit und dem Land könne erzielt und fernerem 
Blutvergießen Einhalt gethan werden“. Die Regierung von 
Zürich wollte von einer Vermittlung nichts willen, jchrieb an 
7* 
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St. Gallen zurüd: Meßmer habe fich zu der irrigen Vorftellung 
verleiten laflen, als ob jie nicht bereitd jelbit alle Ichonenden 
Mittel angewendet habe; die Lage der Dinge jei überhin jo, 
daß von den getroffenen Maßnahmen nicht zurücdgegangen wer— 
den könne; am Schluß erjuchte Zürih einfach, vie bisherige 
Grenzauffiht durch den Kommifjär fortjegen zu laſſen. Das 
Antwortichreiben war demnach eine ganz böfliche Ablehnung des 
Bermittlungsantraged. Meßmer wurde nicht nad Zürich berufen. 
Dagegen fchrieb dortige Regierung (2. April) an den Landanız 
mann der Schweiz, gab ihm Kenntniß von dem St. Galliichen 
Bermittlungsantrag mit dem Bedeuten, es ergebe fih aus dem— 
jelben, im Zufammenhang mit den übrigen Wahrnehmungen des 
Tages, nichts Anderes, ald das beharrlicde Streben, entſcheidendes 
Einfchreiten gegen den Aufftand zu verhindern. Nun erhob fid 
ein Sturm jeitend des Landammanns der Schweiz gegen bie 
Regierung von St. Gallen; mit jcharfen Worten verwies er ihr, 
daß fih Meßmer mit den Stäfener Abgeordneten in eine Unter: 
redung eingelafjen; er hätte fie gegentheild an ihre eigene Re— 
gierung, „ald die einzige Behörde, welche ihre Vorträge anzu- 
hören befugt war”, verweilen ſollen; Meßmer's Dazwilchenkunft 
laſſe ſich durch Feine menfchenfreundlichen Betrachtungen rechtfer- 
tigen; „fie war ven verfafiungsmäßigen Verhältniſſen der vers 
Ichiedenen Kantone, welde unjern Schweizerbund ausmachen, 
ganz zuwider, und der wahren Lage der Sachen nicht weniger.“ 
Das Schreiben ſchleß mit Hinweifung auf die verderblichen 
Folgen folder „Mediationsanträge” gegenüber dem „heiligen 
Grundjage der SKantonalfouveränetät” (4. April)... Die Re 
gierung von St. Gallen antwortete in aufgeregtem Tone und 
wie Einer, der auf richtigem Weg gewandelt zu haben glaubte; 
erinnerte an ihre Anftrengungen im gegebenen Yale, bundes- 
mäßiger Waffenpflicht Genüge zu thun, erzählte die Vorgänge 
und wie fie bei ihrem Anerbieten die ſouveräne Befugniß Zürichs 
ſorgſam felbft vorbehalten habe; auch drohte fie ſchließlich zu 
eigener öffentlicher Rechtfertigung zu jchreiten, falls der Landam—⸗ 
mann nicht von fih aus der Ehre St. Gallen's geredyt würde. 
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Darüber erhob fih noch ein kurzer erlänternder Briefwechfel 
zwiſchen Zürth und tem Landammann; Tegterer aber fand nicht 
für gut, did Erörterung über das Gefchehene mit der Regierung 
von St. Gallen fortzufegen. Hinwieder veröffentlichte dann 
diefe einen amtlichen Bericht über die Vorgänge und ihre Hands 
Iungsweife, in welchem fie namentlib ver Behauptung wider: 
ſprach, al8 ob fie ſelbſt Beforgniffe wegen Verbreitung des Auf: 
ftandes auf St. Gallifchem Gebiete gehegt habe; fie vwerneinte 
jolhes mit Beftimmtheit. 

In Zürich eilten die Ereigniffe ihrem Ausgang entgegen. 
Der Landammann ver Schweiz berief ein eidgenöfftiches Kriegs— 
gericht, übergab dieſem die Urtheilsfällung über die Häupter des 
Aufftandes; in Folge ergangener Urtheile ftarben Willi und 
Schnebeli unter dem Henfersichwert auf dem Blutgerüſt, Häberlin 
von den Kugeln eines Milizpiketes durchbohrt (25. April); fünf 
Tage vorher hatte die Regierung von St. Gallen, einem Be: 
Ihluß des Kriegegerichtes Folge gebend, dreiundzwanzig zürche- 
riiche Flüchtlinge zur Verhaftung ausgejchrieben; einer von ihnen, 
Kleinert, endete, nach Auflöfung des eidgenöfftichen Kriegsge— 
richtes, in Folge Urtheild des Züricher Gerichtshofes, ebenfalls 
auf dem Bfutgerüft. Niffel, von Stäfa, wurde von bemfelben 
DObergericht, wegen Betheiliguug bei der Sentung an den St. 
Gallifchen Regierungdraty Meßmer, zu 1000 Fr. Kaution, vier 
Fahren Polizeiauffiht und Bezahlung der Prozeßkoſten verfällt. 
Das Einfchreiten des Landammanns gegen den Züricher Auf- 
ftand überhaupt, dann vornehmlich die von ihm verordnete Auf- 
ftellung eines eidgenöfftfchen Kriegsgerichtes für Beurtheilung ber 
Angeklagten, war Gegenftand vielfachen Widerſpruches. Einzelne 
Kantone hatten deßhalb jogar die Einberufung einer außerorbent- 
fihen Tagſatzung verlangt; Et. Gallen war nicht unter dieſen. 

Der Regierung von St. Gallen fam es wohl zu ftatten, 
dag Milizen aus diefem Kanton zur Niederhaltung des Auf- 
ftandes nicht aufgeboten wurden, denn ihr Aufruf an Freiwillige, 
vom 24. März, blieb ohne gewünfchten Erfolg; ver größere 
Theil der ausgefchriebenen Mannſchaft wurte nicht aufgebracht. 
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Da nun doch die Bildung eines Auszügerforps für’alle Säle 
etwas gang Unerläßliches und Unverfchieblihed geworden, eine 
gefegliche Miligorganifation aber noch immer vom Großen Rathe 
nicht erlaſſen war, jchritt der Kleine Rath zu einer zweiten Ver⸗ 
fügung von fih aus. Gr beichloß die Errichtung eined Aus— 
zügerforps von 600 Mann mit Verpflichtung deſſelben zur Dienft- 
bereitichaft auf jegliches Aufgebot der Regierung („doch nicht 
außer die Grenzen der Schweiz”), vertheilte deren Lieferung auf 
die Kreife, jo daß es den volfreichften Kreis St. Gallen 27, 
den kleinſten (Straubenzel) 5 Mann traf; verpflichtete die Kreije 
zur Aushebung ihrer Kleinen Kontingente durch das Loos aus 
der Mannjchaft vom angetretenen 18. bis zum vollendeten 25. 
Alterdjahr, mit einziger Ausnahme der Geiftlichen, Lehrer, Be- 
amteten, Landjäger und Gebredhlihen; die nah tem früheren 
Beſchluß erichienenen Freiwilligen mochten von der neuen Lieferung 
in Abzug gebracht werden. Die Waffen hatte jeweilige Ge— 
meinbe für die ihr zufallende Mannſchaft zu liefern. (Beſchluß 
vom 22. April 1804.) 

Kaum war vas Schreiben Ney's vom 12. November 1803 
in den Händen des Regierungsraths Müller-Friedberg, machte 
er davon feinem Bruder P. Heinrich Mittheilung; diefer bins 
wieder feste feine Mitbrüder P. Aemilian und P. Theodor von 
der wichtigen Erklärung in Kenntniß. Daß Müller-Friedberg 
auf feinen Bruder und auf Aemilian großen Einfluß übte, be— 
zeugt eine Reihe von Akten; daher kann es nicht auffallen, daß 
P. Heinrib in der Erklärung des franzöſiſchen Gejandten das 
Todesurtheil des Stiftes zu erfennen glaubte und Alles für ver- 
foren erachtete. In diefer Bedrängniß entſchloß er fih, in vie 
bevorftehenden Maßnahmen der Liquidation und Penſionirung 
wenigftend Verfhub zu bringen und-einen legten Verfuch zur 
Rettung des Stifts im veränderter Form zu machen. Wemilian 
und andere ver Konventualen erklärten fich damit einverftanden. *) 


) Aus einem Manuffript des P. Heinrich vom 22. Dezember 1804, 
das er zur Nechtfertigung feines Verhaltens in dieſer Angelegenheit nie= 
derſchrieb. 
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So wurde zwiſchen beiden Brüdern, zurückkommend auf die münd— 
lichen Beſprechungen vom Frühjahr 1803, eine Unterhandlung 
für Umwandlung der Abtei in ein Bisthum mit einem Regular- 
fapitel eröffnet; aus dieſer Verhandlung ging der Entwurf einer 
Uebereinfunft hervor, wejentlich folgenden SInhaltes: Die Ka- 
pitularen des Stiftes St. Gallen verpflichten fich zur Rüdgabe 
aller und jeder Titel und Effekten (Archive, Bibliothef, Manu—⸗ 
jfripte, Koftbarfeiten und Kuftorey, Kapitaltitel und aller übrigen 
auf das Defonomifhe Bezug habenden Schriften) zu Handen 
der Regierung; die Regierung ihrerfeitd übernimmt die Liquidas 
tion des Schuldweſens des Stiftes; alle zum Gebrauch der Re- 
gierung dienenden Gebäude, dann die Gefälle, Güter und Kar 
pitalien, welde zur Bejoldung der Beamteten und Ausübung 
der Jurisdiktion erforberlih waren, auch bie Regalien im All— 
gemeinen, werden ausjchließlich für die Bebürfnifje des Staates 
verwendet; alles übrige Gut wird vorerft für Tilgung der Paſ— 
fiven, das Ueberſchießende ftufenweife zu folgenden Zwecken ver- 
wendet: 1. für die Aufftelung eines bichöflihen, dem ganzen 
Kanton gemeinfamen Kapitels; Dotation der Kirchenfabrif und 
Berforgung der Kapitularen; 2. für Errichtung eines biſchöflichen 
Seminars; 3. zur Errichtung eines allgemeinen Kantonalinftitutes 
unter unmittelbarer Direktion der Regierung; 4. was nod er: 
übrigen würde, wäre „zu gemeinnügigen, moraliſchen und relis 
gtöfen Zwecken“ zu verwenden. Dermalige Mitglieder des Stif- 
tes St. Gallen werden von der Regierung im neuen bijchöflichen 
Kapitel, in dem Kantonalinftitut, oder aber auf Pfründen „ans 
fändig verforgt”, oder aber penfionirt; alle Mitglieder des Stif- 
tes verbleiben lebenslänglih Kapitularen. Die Stärke des Ka- 
piteld, den Ertrag der Präbenvden und das Einfommen des Bi- 
ſchofs zu beftimmen, bleibt der Regierung anheimgeftellt; Gleiches 
in Bezug auf das bifchöffihe Seminar; Marimum der Semina- 
riften zwölf, Minimum act; die Direktion muß einem ver Re— 
gierung gefälligen Gliede des Kapitel8 übertragen werben. Der 
Bifhof ernennt den Generalvifar, der zugleich Weihbiſchof ift, 
wenn ein folcher erforberlich fein follte, die Offizianten der Eurie 
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und vie Curie jelbft aus dem Gremium des Kapiteld; das Ka— 
pitel frei den Bropft, ven Dekan und die Dignitarien; gemifchtes 
Confiftorium für den Enticheid der Streitſachen geiftliher Kom- 
petenz, halb vom Bilchof, halb von der Regierung gewählt, 
unter WVorfig des Generalvifars. Vier Artikel handeln von den 
Eheeinfegmumgen, bemäctigen die Regierung zur Ausgleihung 
der Pfrundeinfünfte, räumen ihr gefammte Kollaturrehte ein, ') 
welche die ehevorigen Landesherren innegehabt, unterwerfen bie 
bifchöflichen Verordnungen dem Plazet der Regierung. Die Wahl 
des erften Bifchofs wird vom Einverftändniß mit ver Regierung 
abhängig gemacht; die Wahl ver folgenden Biſchöfe fteht ihr zu 
ans einem vierfachen Vorſchlage des Kapiteld, mit Vorbehalt 
der Beftätigung feitend des Großen Rathes. Der Bilhof darf 
fih ohne Einwilligung der Regierung nie über eine Woche aus 
feinem Kirchiprengel entfernen. Die Erweiterung des Bisthums 
über die Kantonsgrenzen hinaus darf ohne Einwilligung des 
Kapiteld nicht gefchehen. Die Mitglieder des biſchöflichen Ka- 
pitel8 werben, folange fte ein reguläred Inſtitut vorziehen, Ca- 
nonici regulares fein; fie müſſen den Kantonseid gejchworen 
haben, den der Bilchof unmittelbar nach feiner Wahl neuerdings 
zu feiften hat. Neben refivirenden Kapitularen mögen noch zwölf 
Canoniei forenses fein mit Aftiv» und Paſſtoſtimme bei der 
Biihofswahl; die Wahl der einen Hälfte wird dem Bifchof, 
jene der ſechs andern der Negierung überlaffen. Der Bilchof 
und das Kapitel bangen in Allem, wo die Regierung nicht jelbft 
den Gang der gejeslihen Tribunalien befolgen muß, unmittelbar 
von der Jurisbiftion der Negierung ab. Dieß das MWejentliche 
der Uebereinfunftz einige weniger wichtige Beftimmungen über 
Wohnung, Einfommen und Unterhalt ver Kanonifer haben wir 
übergangen. Sn den erften Artifeln des Entwurfes verpflichteten 
fih die Kapitularen, jeder jpäteren Einrede oder Proteftation 
gegen dieſe Webereinfunft zu entfagen und beftätigten gleichfalls 
früher geleiftete Verzichtungen. Es war dieß eine Grundbeftim- 


) Es waren deren mehr ald achtzig. 
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mung, ohne deren Eingehen ver weltliche Unterhänbler ſich in 
gar nichts einlafjen wollte. Nicht ohne Schwierigkeit war von 
ihm die Einwilligung zur Erridtung eined Regularfapitels er- 
hältlih. Diefen „Sagungen”, auch „Statuta conventa“ genannt, 
wurden als maßgebende Erwägungen alle jene vielfachen Be- 
weggründe vorangeftellt, durch welche die Regierung und übrige 
Gegner des Stiftes in früher angeführten Aftenftücen ven Fort: 
beftand des Stiftes als verwirft erklärt hatten; neu fam nur bie 
Betrahtung hinzu, daß die Beruhigung des Landes am ficherften 
und ehrenvollften durch die beabfihtigte Umwandlung des Stiftes 
erreicht werde, und daß die Größe und Bevölkerung, die Zur 
lammenfegung und die Verfafjung des Kantons e8 erforkerlich 
machen, daß derſelbe unter einen einzigen und einheimifchen Ober- 
hirten in geiftlichen Saden geftellt werde, dem Beiipiele anderer 
Staaten folgend. Der Entwurf räumte der Regierung ein folches 
Voll- und Uebermaß von Befugniffen in den katholiſchen kirch— 
lihen Angelegenheiten des Landes ein, daß er von vorn herein 
ald ein todtgeborenes Kind angejehen werden mußte; daß bie 
Ausübung aM jener Befuguiffe zudem in den Händen einer Fon- 
fefftonell gemifchten Regierung den Stoff zu endloſem Haber und 
zu unheilbarem Mißtrauen liefern würde, wurde mit höchfter Un» 
bebachtfamfeit ganz überfehen. Des Abtes, feiner Einwilligung, 
jeiner Zufunft, ijt darin mit feiner Sylbe gedacht. Gleichwohl 
hat P. Heinrih Müller-Friedberg den erften Entwurf gemeinfam 
mit dem Regierungsrath, feinem Bruder, unterzeichnet (8. Des 
zember). Die hohe Unfchiclichkeit ſolchen WBorgehens zweier 
Brüder in der wichtigften Landesangelegenheit fchien weder der 
eine noch ver andere zu ahnen. Drei Nacdtragsartifel betrafen 
das Verfahren bei Einholung höherer Sanftion, wobei P. Hein: 
ih jelbft die Verabredung unterfchrieb, daß, falls die päpftliche 
Genehmigung nit für alle Punkte erhältlich wäre, „die Machen: 
ſchaft“ gleihwohl in allem Uebrigen in Kraft verbleibe. Ein. 
weiterer Anhang, der jagt, daß der Abt, wegen der politiichen 
Umftände und ter von ihm eingenommenen Stellung, in das 
Verfommniß nicht habe aufgenommen werden fünnen, daß bie 
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Regierung aber bereit fein werde, auf feinen Wunſch das Nö— 
thige für feinen Unterhalt auszufegen, ift ganz ohne Unterfchrift. 
Regierungsrath Müller-Friedberg wollte ſchlechterdings nicht zu— 
geben, daß das Stiftsfapitel vie püpftlihe Genehmigung von 
fih aus einhole; eben jo wenig, daß es ſich durch Abgeordnete an 
ten Nuntius mit diefem zu gleichem Zwed in Verbindung ſetze. 

Nah diefem erften Schritt war für die „Machenſchaft“ 
die Zuftimmung der Gejammtheit ter Kapitularen einzuhofen, 
P. Aemilian war zur Genehmigung geneigt. Er ſchrieb in die— 
jem Sinn an den Fürften: beffer eine elende Eriftenz als gänz- 
liche Auflöfung; „einmal auseinander, immer auseinander“ ; 
nehme man das vorgefchlagene Inſtitut nicht an, jo fommen 
Andere, Chorherren aus dem MWeltpriefterftande, ſäkulariſirte 
Mönde u. ſ. w., wobei feine Hoffnung für die Wiederherftel- 
fung des Klofterd in Zufunft übrig bleibe. ‘) Die Kapitularen 
wurden gruppenweile in St. Gallen, in New&St. Johann und 
in Wafferburg verfammelt, voran am 12. Dezember fiebenzehn 
verjelben zu St. Gallen, unter welchen die Angejeheneren des 
Stiftes, mit einigen jüngeren Kapitularen; an Einwendungen 
gebrach es nicht; unzufrieden überhaupt äußerte fich P. Ildefons 
von Are, welder die Aufhebung des Stiftes ald ausgemachte 
Sache anſah und mit.ver Ehre der Mitglieder nicht verträglich 
fand, fib gleihjam zur Refrutirung einer neuen Korporation 
herzugeben. P. Martin mit ven jungen P. P. Dominif Schmid 
und Franz Weidmann war entichieden für die Genehmigung, 
wobei der erfte ter Drei fein Hehl madte, daß ver verheißene 
„reguläre Stand” nicht lange halten werte. Förmliche Beſchlüſſe 
wurden nicht gefaßt, eben jo wenig in dem Protokoll formulirt ; 
doch waren die Beiprechungen dem Eingehen in den Entwurf 
nicht ungünftig und die Mehrheit der Anweſenden ſprach fich für 
Unterhandlungen mit der Regierung durch drei Kapitularen aus. ?) 


) Schreiben des P. Aemilian an den Fürften, vom 1. Dez. 1803. 

2) Protokoll der Konferenz vom 12. Dezember 1803, durch P. Conrad 
Scherer geführt. P. Nemilian nennt fie „die Äußerft unordentliche und ver: 
worrene Konferenz, deren Gefchichte allein die ganze Handlung ald null und 
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Die Unterzeichnung erfolgte nur dur P. Heinrich und ven P. 
Martin Greffer; P. Aemilian, wohl aus Aengftlichkeit, lehnte 
den Auftrag ab.‘) Die zwei Unterzeichner bezeugten die Anz 
nahme der Urkunde turh „den größeren Theil des Kapitels, 
jedoch mit Vorbehalt des päpftlichen Conſenſes und Sanftion“, 
und ftellten, dem empfangenen Gebote gemäß, das fchriftliche 
Erfudben an die Regierung, fie wolle von ſich aus diefe Sank— 
tion erwirfen. Die Kapitularen ernannten aud eine Abordnung 
an den Fürften nad Ebringen, um ihm vie Zuftimmung, gleich» 
beveutend mit völliger Abdifation und einer Abfindung mit ver 
Regierung für feinen fünftigen perfönlichen Unterhalt, genehm 
zu mahen. Es waren Aemilian und Martin, die am 27. De: 
zember fi auf ven Meg machten. P. Conrad Scherer war 
ihnen in der Eigenſchaft ald Kapiteldaftuar beigegeben. Hatte 
der Fürft Schon die erften Nachrichten von der Unterhandlung, 
dann vollends jene von geichehener Unterzeihnung mit Kummer 
und Mipfallen vernommen, jo verbüfterte fich jeine Stimmung 
noh mehr, als ihm die Abgeordneten den Zwed ihrer Sendung 
eröffneten. Er debattirte aldtann ven Inhalt der Konvention 
mit ihnen, wobei Aemilian bisweilen wanfte, Martin diejelbe 
beharrlich, auch unter Umnehrerbietigfeit gegen den Fürften, ver 
theidigte. Der Fürft aber erklärte feinen Entjchluß, daß er das 
Geſchehene nicht anerkenne. Anläßlich fah er mit Bedauern, 
„wie das Stift von den eigenen Söhnen verrathen und vernich- 
tet wird“. Die Konvention war ihm ein verabjcheuenswerther 
At, von den Religiofen unbefugt, wider das Kirchenrecht und 
wider die dem gefammten Stiftsglievern obliegenden Verpflich— 
tungen abgeſchloſſen. Am 2. Januar 1804 entließ er die Ab- 
georbneten mit dem Befcheid: vie Konvention fei verworfen, 
allen Religiofen die Mitwirkung verboten, bis die vom heil. 
Vater erwartete Entiheitung in authentifcher Form werde vor— 


ungiltig zu beweifen im Stande wäre, wenn fie jemals an das Tageslicht 
treten follte.” Schreiben deffelben an den Fürften, vom 13. Nov. 1804. 

1) Laut fpäterer fchriftlicher Erflärung, vom 24. Dezember. Im Kan: 
tonsarchiv. 
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gelegt fein. Beim Sceiden zeigte fib P. Martin „ungehalten 
und grob“ und wollte auch den P. Aemilian, den der Yürft bei 
diefem Anlaß neuerdings als Superior beftätigte, als ſolchen 
nicht anerkennen. *) Nach Unterzeihnung durch die beiten Kapitels- 
beauftragten wurde die UWebereinfunft dem Kleinen Rat; vor 
gelegt, der fie genehmigte und die Abſendung eined Originals 
in lateinifcher Sprade an ten Papſt beichloß; eine andere Aus- 
fertigung follte den Kommiffarien des Kapiteld übergeben werben, 
damit leßtered bie Urfunde dem fünftigen bifchöflichen Kapitel, 
„als den Stiftungsbrief deſſelben“, zu Handen ftelle (23. Dezem⸗ 
ber 1803); fo gewiß glaubten die weltlihen Machthaber ihrer 
Sade zu fein. Schon Tags zuvor hatte Müller-Friepberg, ver 
Regierungspräftdent, dem eidgenöfftiichen Kanzler Moufjon die 
Konvention mitgetheilt und ihn um Unterftügung des Vorhabens 
erfucht, beifegend: thue der Abt vie ſchicklichen Schritte, jo könnte 
auch für feine Perſon geforgt werden, „nie aber Fönnte er 
hieher (nad St. Gallen) zurüdfehren”; eine Erklärung, die hin— 
reihend die Behauptung widerlegt, als habe Abficht gewaltet, 
den Fürftabten felbft mit der Biſchofswürde zu beffeiden. Der 
Große Rath wurde mit Stillſchweigen übergangen; fein Vor—⸗— 
behalt des Genehmigungsrectes für ihn. Indem die Regierung 
den Gegenftand zur Sanftion an ven heil. Stuhl bradite, ohne 
zuvor den Großen Rath begrüßt zu haben, maßte fie ſich that- 
ſächlich ſouveräne Gewalt an; denn der Große Rath hätte nath 
der allfälligen Gutheißung feitens des Papftes ein freies Votum 
nicht mehr gehabt. Mit größter Haft fchritt die Regierung vor; 
denn noch follte der Beiftand des frangöfifhen Gefandten, ver 
allernächft von feinem Geſandtſchaftspoſten abzureifen hatte, und 
jener des Landammanns d'Affry, deſſen Amtsdauer dem Schluffe 
nahe war, für die Abfichten ver Regierung gewonnen werben. 
Sie entjendete deßhalb durch Beichluß vom 24. Dezember ihr 
Mitglied Müller-Friedberg zunächft nach Freiburg an den Land» 
ammann der Schweiz, ftattete den Abgeordneten mit Briefen an 


1) Tagebuch des Fürften vom 2. Januar 1804. 
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diefen, an den Nuntius, und an den heiligen Bater aus; Alles 
um unverweilt die Sanftion der Webereinfunft zu erhalten. 
Diejes Ziel um fo gewiffer zu erreichen und fi der Mitwirs 
fung des franzöftjhen Geſandten Ney zu verfihern, ward am 
gleihen Tag für Ney das anfehnlihe Geſchenk von 3600 Fr. 
(225 Louisd'or) und von 50 Louisd’or für den Geſandtſchafts— 
jefretär NRouyer erfannt, mit einem Brief an erftern, welcer 
vertrauliche Dankſagung an den General für geleiftete Dienfte 
und zugleich die Empfehlung zu guter Aufnahme tes Abgeord- 
neten enthielt, mit dem Erſuchen um feine einflußreiche Unter: 
ftügung für etwelche wichtige Intereffen, von denen bie liberale 
Sache im Kanton St. Gallen abzuhangen jcheine.) 9m 
Schreiben an den Nuntius wurde das glüdliche Ereigniß der 
Rückkehr eines apoftoliihen Legaten gepriejen und von dem 
Abgeordneten gejagt: er werbe nicht ermangeln,- dem Nuntius 
„die Stärke unjerer Beweggründe, die Reinheit unjerer Abfichten 
und Das Gewicht der Titel nachzuweiſen, die und berechtigen, 
bewußte Bitte an den heiligen Stuhl zu bringen.” In Frei— 
burg hatte Müler- Friedberg nicht geringe Mühe, den Land- 
ammann nach feinem Sinn zu ftimmen; es handelte fih um 
Schreiben, die das Bundeshaupt an den Papſt und an ben 
Nuntius zu erlaffen erjuht wurde. Der Abgeordnete jchrieb 
darüber an den Kleinen Rath: es habe vieles Feilen erfordert, 
bis die Briefe dem Sinne des Landammanns entjprachen „und 
doch unschädlich für die Sache ausfielen, und ich hätte ihnen 
beinahe entjagt, wenn die Negoziation dur feine Empfehlung 
nicht jowohl in Rom gemwänne, als gegen die Verſuche des 
Abten und die Einmifhung und den Tadel U. 2. u. ©. Mit- 
eidgenofjfen unantaftbarer würde. Bald war Herr d'Affry mit 
dem blinden Gehorfam gegen ven Papſt, bald mit den Hoff: 
nungen eines allgemeinen kirchlichen Konfordated fromm be- 
ihäftiget; bald drüdte ihn ein neuer zween Bogen voller Brief 
von Abt PBancratius, der beinahe in die Kantone communizirt 
*) Es Handelte fih auch um Unterftügung in einem Anftande mit 
Zürich wegen der Sarer Domänen, wovon fpäter die Nebe fein wird. 
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worden wäre und ohne das Dazwifchen- Kommende die nächſte 
Tagjagung wieder piquant gemacht hätte“.‘) Gefälliger und 
lenfjamer als d'Affry war der franzöſiſche Geſandte Ney; er 
gab dem St. Galliichen Abgeorbneten den gewünſchten Brief 
an den Nuntius, empfahl tiefem die in Frage ftehente Ans 
gelegenheit auf das Kräftigfte, was er auch fchon in früherer 
Unterredung mit dem Nuntius mündlih gethan, und verjprad 
dem Kleinen Rath im Ferneren perjönliche Verwendung in 
Paris, damit das Begehren durch den franzöftfhen Botfchafter 
in Rom unterftügt werde>r Alles mit Mehrerem, faft im Tone 
der Vertraulichkeit. 2) Am 2. Januar in Luzern angefommen, 
traf der St. Galliſche Abgeorbnete dort auf bereitwilligfte Stim— 
mung bei dem Nuntius, der jchon früher von dem Plan unter: 
richtet und vermöge feiner Inftruftionen angemwiejen war, „nad) 
den Gefinnungen Frankreichs zu agiren“,3) behändigte ihm, zu- 
gleich mit eigenem Schreiben, die zahlreihen Papiere und Ems 
pfehlungen, unter ihnen die „Statuta conventa“ jelbft und eine 
„lettre tres-respectueuse* an ©, Heiligkeit. In Berlegenheit 
war der Abgeordnete wegen des im Briefe des Landammanns 
vorherrſchenden Tons; daher jchrieb er am Schluffe feiner eigenen 
Eingabe an den Nuntius (vom 2. Januar): er habe angemefjen 
gefunden, fib auch mit einem Empfehlungsjchreiben des Land- 
ammanns zu verjehen, obwohl viefer nicht tiefer in den Gegen— 
ftand habe eintreten können, da ed eine rein Fantonale Ange- 
legenheit jei, ©. Heiligkeit aber in firdlichen Angelegenheiten 


) Schreiben Müller-Friedberg’8 an die Regierung, aus Surfee und 
Luzern vom 2. und 4. Januar 1804. Irrig trägt der Brief die Jahrzahl 
1803; M. F. war befanntlih im Winter von 1802 auf 1803 ununterbro- 
chen in Paris. » 

2) Schreiben Ney's an den Kleinen Rath von St. Gallen vom 9. Ni- 
vöse an XII (31. Dezember 1803). Das Schreiben beginnt wie folgt: 
„Le Citoyen M. Fr. m’a remis la lettre que vous lui aviez donnée pour 
moi, et qui renfermait les t&moignages de votre reconnaissance pour l’in- 
töröt particulier, qui je prends & votre canton.* Das war Quittung und 
diplomatifcher Brief-Ingreß zugleich 

3) Schreiben ded P. Nemilian an den Fürſten, vom 16. Dez. 1803. 
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für die verfchiedenen Souveräne der Schweiz feine auswärtige 
Macht ſei, fondern die Kantone vielmehr berechtiget feien, ſich 
jelbftftändig an das Oberhaupt der Kirche zu wenden. ') Um 
jo Fräftiger war das Empfehlungsfchreiben des Generald Ney 
an den Nuntius; es wurde dieſer erfucht, alles Mögliche zu 
thun, um in Rom die Genehmigung zu erzielen. Die Gründe 
wurden aus den früheren Anflageaften gegen Fürft und Stift, 
befonder8 gegen erfteren, hergeholt. Angefügt war dringende 
Empfehlung, dafür zu jorgen, daß der erfte Bilchof ein Mann 
gemäßigten und zuverläßigen Karafters ſei, der die allgemeine 
Liebe und. Achtung fib zu erwerben wiſſe; das fei befonders 
nöthig in einem Lande, deſſen halber Volkstheil nicht Fatholifch 
jei; dem Abt und den wenigen Mönchen feiner Partei folle man 
aus den Befigungen des Stiftes jenfeits des Rheins ein ans 
ftändiges Ausfommen verichaffen, im UWebrigen zu der dringend 
gewordenen Liquidation jchreiten. Im Schreiben an den Heil. 
Vater ftellte die Regierung die Nothwendigfeit dar, den ganzen 
Kanton unter einen einzigen Oberhirten zu vereinigen und nad) 
dem gleichen kirchlichen Syftem zu leiten: „der Wunjd des 
Volkes ſowie jener der Regierung ſpricht laut für diefe Vers 
einigung. Das Bisthum wird durch die eigenen Kräfte des 
Kantons geftiftet; eine vortrefflihe Kathedralkirche ift bereits da, 
und fie ift ohnehin die zahlreichfte Pfarre des Kantons; Männer 
und Gebäute für das bilchöfliche Kapitel und alles damit Ver: 
bundene werden nicht ermangeln; die Aebte von St. Gallen 
waren ohnehin fchon quasi episcopi u. ſ. w.“ Ferner ift darin 
zu lefen: „In der Ausdehnung der geiftlihen Gewalt findet 
tas Stift einen Erfag der weltlichen, und viefe Umwandlung 
ift das einzige Mittel, den Mitgliedern diefer alten und herr— 
lichen Abtei (antiquae hujus splendidaeque Abbatiae) eine 
ehrenhafte Eriftenz beizubehalten“ ; folgte noch die alte und immer 


*) Sehr pofitive Widerlegung des in neuerer Zeit oft ausgeſprochenen 
Saged: nur der fehweizerifchen Bundesgewalt ftehe die Verhandlung, aud) 
über die Firchlichen Gegenſtände, mit dem Papfte zu, da er eine auswärtige 

Macht fei. 
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wiederholte Borgabe von VBermögenszerrüttung des Stifted (24. 
Dezember). Der deutſche Entwurf ift von Regierungsrath 
MiüllersFrievberg verfaßt, die Tateinifche Ueberjegung von ihm 
durchgefehen und theilweife auch von ihm berichtiget.*) Die, 
Verhandlung zwilhen dem Nuntius und dem St. Galliichen 
Abgeorbneten lief kurz und gefällig ab; über einige Punkte 
wurden Erläuterungen zu Papier genommen; drei Tage lang 
weilte jener in Luzern. Der Nuntius verbieß nicht nur, das 
Sanftiondgefuh empfehlend an den heil. Stuhl zu bringen, fons - 
dern gab jelbft zu erkennen, daß im Falle vie Regierung die 
förmlihe Säfularifation der Konventualen begehren jollte, ſol— 
ches leicht erhältlich wäre und von der Nuntiatur unterftügt 
würbe”.2) Auch jprad er ten Wunfch aus, daß bei ver erften 
Biihofswahl dem Papft drei Subjefte von Seite der Regie: 
rung vorgeſchlagen werden möchten und auch nachwärts auf 
gleiche Weile vorgegangen werde. Der Auditor der Nuntiatur, 
Eherubini, überbot, wenn möglich, die Bereitwilligfeit des Nun— 
tius. Bei folder Stimmung famen die guten und nachgiebigen 
Kapitularen, P. Heinrih und P. Aemilian, am Schlimmiten 
weg; vertrauendvoll waren fie in die Wünjche des Regierungs- 
hauptes eingegangen, aber in der Hoffnung und mit der beharr- 
lichen Abſicht, dadurch den Fortbeftand ihrer religiöfen Korporas 
tion als einer regularen zu fihern; wie ed dann aber ander: 
jeitö gemeint war, enthüllten jchon die erften Verhandlungen 
mit der Nunziatur in Luzern; und wie der Fürft auch ihr beft- 
gemeintes Beginnen beurtheilte, ift fchon erzählt worden. Die 


) Aber von einem Afatholifen beforgt, fagt der Fürft Pancratius in 
einem fpäteren wichtigen Schreiben an den Kardinal Gonfalvi, „cum M. 
F. nulli catholico sacerdoti fideret, aut nullum, qui tale argumentum ela- 
borare vellet, inveniret.* Schreiben vom 6. Dezember 1804. 

2) Protokoll des Kleinen Rathes, vom 9. Januar 1804. Wird beftä- 
tiget durch das Tagebuch des Fürften, vom 2. Februar, nach welchem der 
Nuntius fogar geäußert hatte: es fei eigentlich überflüffig gewejen, daß fich 
die Regierung mit den Religiofen nur in Traftate eingelaffen habe; ja er 
(der Nuntius) fei fo weit gegangen, daß er vollends die gänzliche Säkula— 
rifation angetragen habe. 
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Regierung, höchſt zufrieden, ſetzte ihre diplomatiſche Korreſpondenz 
fort, dankte nach empfangenem Bericht dem Nuntius und dem 
Auditor, erklärte ſich gegen letztern namentlich mit dem Vor— 
ſchlage wegen der Biſchofswahl einverſtanden und ſchloß mit 
einem derben Ausfall auf den Fürſten, die Erwartung aus, 
iprechend, ed werde dem Nuntius gelingen, deſſen allfällige 
Gegenbeftrebungen erfolglos zu machen. Und da Ney inzwiſchen 
jeinen Gejandtichaftspoften verlaffen und Wohnfig in Paris ge- 
nommen hatte, verwendete fich der Kleine Rath nun bei Rouyer, 
dem nunmehrigen franzoſiſchen Gejchäftsträger, mit der Bitte, 
daß er die Angelegenheit unmittelbar dem Kardinal Feſch, fran- 
zöſiſchen Botichafter in Rom, zur Unterftügung empfehlen möchte ; 
durch den gleihen Kanal erhielt Ney die wichtigften Papiere 
zur Vorlage an ven Erften Konful, auf deſſen Befehl Talley- 
rand die Verwendung des genannten Kardinals für die päpft- 
lihe Genehmigung der Konvention in Anfpruh nahm. Als 
dann in der PBerfon des Generald Vial ein neuer Gefandter 
Sranfreich8 bei der Schweiz in’d Amt trat, wurde er in gleicher 
Weiſe für den befannten Zweck angegangen, wie fein Vorgänger. 

Kaum hatte der Abgeorhnete der Regierung bei dem Nun 
tius feine Verrichtungen beendiget, traf eine Deputation des 
Fürften bei demjelben ein; es waren P. Balentin Hagge, aus 
Wafjerburg, und P. Kolumban Ferch, aus Wyl. Sie legten 
verfhiedene Eingaben des Fürften, der gegen die Konvention 
Proteftation erhob, ') in des Nuntius Hand; irgend eine jehrift- 
liche Antwort Eonnten fie nicht erhalten; dagegen brachten fie 
die Meldung zurüd: die Nuntiatur habe die Kapitularen wegen 
der Konvention mißbilliget und geäußert: er (ver Fürft) folle 
fie zum Widerruf jelbft tur Zenfuren zwingen. 2) Dieje Aeuße- 
tungen waren im grelliten Widerfprud zu den vom Nuntius 
und feinem Auditor dem Abgeorbneten der Regierung theils 
mündlich theils fchriftlih gegebenen Erklärungen. Vom noch 

1) Aus Falk's: Beitrag zus Gefchichte der Auflöfung des Stiftes 
Et. Gallen. 


®) Tagebuch des Würften, vom 10. Januar 1804. 
Baumgartner. Kanton Gt, Gallen. u. 
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jungen und unerfahrenen, aber genialen Aubitor Cherubini ver: 
nahmen fie die Aeußerung: die Schreiben Ney's feien ohne 
offizielle Bedeutung. ) Zur Wahrung der Rechte des Stiftes 
auch gegenüber dem neuen Bundeshaupt jchrieb ver Fürft Pan- 
cratius an den Landammann v. Wattenwyl, verlangte Boll: 
ziehung des Tagfagungsbefchluffes für die Klöfter auch zu 
Gunften St. Gallen’s, erhob Einwendung gegen die Konvention 
und gab dem Landammann zu verftehen, daß „aller Wahrfchein- 
lichkeit” nach die Erklärung der franzöftichen Geſandtſchaft vom 
12. November keineswegs aus einem wirklichen Beſchluffe ver 
franzöfifchen Regierung jelbft hervorgegangen fei (28. Januar 
1804). ?) Bei den öfterreihifchen Beamteten verwendete ſich 


der Fürft zu dem Zweck, daß fie jedes von der St. Gallifchen 


Regierung ausgehende Begehren um Verabfolgung der Koftbar- 
feiten, Effeften und Baarfchaften des Stiftes zurückweiſen möch— 
ten (Dezember 1803). Das Gewünſchte wurde zugefagt und 
der Fürft glaubte feiner Sade ganz ficher zu fein. Die St. 
Galliſche Regierung aber antwortete mit energifhen Maßnah- 
men, verficherte fib der Unterftügung des Landammanns v. 
Wattenwyl, welcher, ganz abweichend von den Anfichten feines 
fatholifhen Worgängerd in Freiburg, in Angelegenheiten des 
Stiftes St. Gallen den Wünfchen der Regierung entfprechend 
handelte, erwirfte die Aufhebung ver bezüglich jener Effeften von 
Amtswegen verhängten Beichlagnahme, in Folge deſſen öfterrei- 
chifcherfeits Weifung gegeben wurbe, fragliche Effekten „dem 
Stifte St. Gallen” ausfolgen zu laffen, mit Erfuchen an die 
Regierung, dem Stift von jener Verfügung Anzeige zu machen; 


) Schreiben des Fürften an Hofrath Müller, vom Januar 1804. Es 
war überhaupt ein Unglüd, taß die Nuntiatur weder von den Angelegen: 
heiten der Schweiz überhaupt, noch von jenen des Stiftes St. Gallen 
gründliche Kenntnif beſaß. Solches bezeugte noch viel fpäter P. Aemilian 
in einem Brief an den Fürften Pancratiud, vom Dezember 1804. 

2) Schreiben des Fürften an den Landammann v. Wattenwyl, von die: 
-fem Tage. Des erfleren Bermuthung war wirklich begründet, denn Ney 
hatte auf eigene Bauft gehandelt, lief aber freilich Feine große Gefahr, von 
Talleyrand und von Bonaparte desavouirt zu werben. 
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es möge dieſes dann Sachmalter zur Erhebung der Gegenftände 
beftellen und fie mit nöthiger Vollmacht verfehen. ) In St, 
Gallen aber war in Wirklichkeit die. Regierung Stift, und ein 
felbftftändiges Stift gab es nicht mehr. Die Regierung ber 
ftellte nun den P. Heinrih und den Regierungsfefretär Müller, 
nannte fie die ftiftiichen Bevollmächtigten, machte Wind mit dem 
genannten Müller, den fie als „geheimen“ Regierungsfefretär 
akfreditirte und als befonvers beauftragt bezeichnete, das Geſchäft 
in ihrem (der Regierung) Namen zu unterftügen.?) Die Kom: 
miffarien machten fofort die Rundreije ?) von Ort zu Ort, über 
Bregenz, Waflerburg, Neu-Ravensburg, Wangen, Füßen und 
Bild bis Imſt, um ihre Reklamation an Mann zu bringen; an 
beiden legtgenannten Orten ftießen fie auf Widerftand, in Bils 
troß „angebotener reeller Erfenntlichkeit” ; die Beamteten wollten 
nur auf ausdrüdliche Vollmacht des Abtes die Effekten frei 
geben; ohne daß nicht fürmliche Entjegung des Abtes vorange- 
gangen fei, fo jagte der Kreishauptmann von Imſt, könne in 
das Berlangen der Kommifjarien nicht eingegangen werten; 
darauf beredte Worftellungen jeitend der legteren: die Kapitu- 
faren hätten fih vom Abte getrennt, eine neue Eriftenz ange: 
treten; der Er Abt Habe jeder Rüdfehr in anderer Eigenſchaft 
als in derjenigen eines Landesherrn entjagt, die Rüdfehr in 
diefer Eigenſchaft aber fei ihm durch die Mediationsafte un: 
möglih gemacht worden. Dem Kreishauptmann waren dies 
werthlofe Vorgaben; deßhalb wollte er fie nicht berüdfichtigen. 
Die Kommiffarien ergriffen mm Rekurs an das Gubernium in 
Innsbruck und verlangten namentlih die Herausgabe des Ar- 
chivs, das jedenfalld Staatseigenthum fei. Der Kreishaupt- 


1) Schreiben des Kreidamtes Bregenz, an die Regierung, vom 11. Feb: 
ruar 1804. 

2) Beichluß des Kleinen Rathes vom 16. Februar; Empfehlungs: und 
Bollmachtfchreiben vom 17. Februar. 

%) P. Heinrich war nicht bei der Grpebition, fondern P. Martin 
Greffer für ihn; die Rathöprotofolle geben Feinen Auffchluß über ben Per: 
fonalwechfel. 

8* 
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mann prüfte dann bie ihm zugegangenen Weilungen nochmals 
und fand heraus, „daß die Effekten auf Berlangen ver Herren 
Kapitularen herauszugeben ſeien“. So erhielt die Regierung, 
durch Lift und unlautere Behauptungen, durch eine Milfton, die 
von ihr ausgegangen war, während fie als eine folde des 
Stiftes geltend gemacht wurde, die Hauptmafje der geflüchteten 
Effekten zurüd, welche nach tem Willen ver öfterreichiichen Ober- 
behörde nur dem Stift und feinen rechtmäßigen Beglaubigten 
hätten verabfolgt werben ſollen. Die Kommiffarien erzählten 
den ganzen Hergang, ihre Pfiffe und Kniffe, in einem trium- 
phirenden, faft höhniſchen Bericht an die Regierung und freuten 
fih höchlich, ein mit Stiftseffeften vollgeladenes Schiff auf ihrer 
Rüdreife in Rorſchach zu treffen, das fchon vor ihnen dort eins 
gelaufen war. *) Gern hätte die Regierung ven reichen Kirchen- 
ſchmuck ſchon am Ofterfeft ausgeftellt gefehen, um dem Volk die 
Beſorgniß zu benehmen, als ob es auf eine neue Verfteigerung 
abgejehen fei, wie einft hinfichtlich der Mobilien. ?) Anders als 
bie beiden Unterzeichner der Konvention, die zu deren theilmei- 
jem Bollzug behülffih waren, bevor fie Rechtskraft haben konnte, 
handelte P. Theodor Wid; er brachte manche zum Kirchenſchatze 
gehörige Koftbarfeiten nah dem Willen des Fürften in Sicher: 
heit.) Später fertigte P. Heinrich das Verzeichniß der zurüds 
gebraten Gegenftände, beftehend aus dem Kirchenſchatz (inbe— 
griffen die große koſtbare Monftranz, nebft allen möglichen 
kirchlichen Geräthfchaften), Archiv, Bibliothek, Hausgeräthe nebft 
Weißzeug (16. November 1804). Gelehrte und Freunde ver 
älteren Literatur vernahmen mit Jubel die Rüdfehr der wiffen- 
ſchaftlichen und gefchichtlihen Schäge in ihre alte Hetmath. Die 
Regierung forgte pflihtgetreu und umfihtig zugleih für neue 


1) Bericht der Kommifjarien P. Martin Greſſer und Ignaz Müller, 
vom 9. März. Müller war der Bertraute und Berwandte, auch Anıtöfe- 
fretär Müllers Briedberg’s; der nemliche, deſſen ſchon in Bd. I. erwähnt 
worden. 

2) Schreiben des P. Nemilian an den Fürften, vom 6. April. 

) Brief des P. Theodor Wil an den Fürften, vom 6. April 1804. 
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Einordnung ter Bibliothef und tes Stiftsardivs, Arbeiten, bei 
denen fihb, in ihrem Auftrage, ter Appellationsrichter Büeler, 
von Rapperſchwyl, P. Joh. Nep. Hauntinger und P. Conrad 
Scherer mit Erfolg betheiligten. Der Fürft aber ſprach das 
Bedauern aus, von den öfterreichiichen Behörden in fraglicher 
Angelegenheit verlaffen worden zu jein. 

So beflifjen die Regierung war, das Stiftseigenthum ihrers 
feit8 in eigene Verfügung zu erhalten, fo farg war fie in Allem, 
was auf den Unterhalt der- Kapitularen Bezug hatte. Als P. 
Armilian im Frühjahr 1803 die Rüdgabe des Kloftervermögens 
verlangte, war er zunächft darauf bedacht, daß wenigftens, bis 
das Geforderte ausgeführt werben könne, gefammten Kapitularen 
der nöthige Unterhalt gewährt werbe; er fchilterte in wieder— 
holten Schreiben das Elend ter theild Deportirten, theild aus» 
gewanderten Kapitularen, die in Folge der deutſchen Säfulari- 
fationen obdachlos wurden; er fchilverte namentlich die Noth ver 
Greife und Kranken unter ihnen. Der Kleine Rath willigte ein, 
doch ohne Konfequenz, daß vierzehn Neligiofen in Neu-St. Jor 
hann untergebracht werden mögen. Die übrigen Patres und 
Brüder 33 an Zahl, fagt der anläßlich erftattete Bericht) jeien 
auf Pfründen oder ſonſt an Drten untergebracht, wo fie nicht 
Gefahr laufen, entfernt zu werden. Die außeramtlich zu ma- 
chenden Wahrnehmungen waren weniger günftig. Einzelne Ka: 
pitularen, nachdem fie mehrere Jahre gar nichts empfangen, 
wurden hart behandelt, und, kamen fie um Unterftügung ein, 
troden zurüdgewiejen, bis die Angelegenheit des Stiftes berei- 
niget fein werde, jo P. Auguftin Bachmann, welder darum der 
Regierung ungefcheut ſagte: er ſei eben eine ungenehme Perſon 
wegen jeined Votums gegen die Konvention; Fonnten die Ka— 
pitularen gleihwohl etwas erhalten, jo wurden fie mit Fleinen 
Summen abgefertiget; die beft angefchriebenen erhielten vom 
1. Januar 1804 an 2 Schw. Fr. täglid. Auch die Zulagen 
an Sole, welde auf ſchwach dotirten Pfrünvden treu fich der 
Seeljorge widmeten, fielen höchſt fpärlich aus. 
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Bierter Abfchnitt. 
Die Amtöberichte über die Stanteverwaltung. Definitive Militärorgani- 


ſation. Ultraföderalitifche Militärpolitit des Kantons. Auswärtiger Kriegs- 


dient. Umfaffende Thätigfeit in der Gefeßgebung. Preßpolizei und Zen- 
fur. Helvetiſche Liquidation; Domänen: und Dotationsfragen. Wallenfee: 
und Linth- Schifffahrt. Die Linthforreftion befchloffen. Das Klofter Pfä- 
ferd und dortige Schulprojekte. Neue Tagfapungsverhandlungen über bie 
Klöfter. Beftrebungen für und wider das Stift St. Gallen; die Konvens 
tion für deſſen Umwandlung in ein Bistum vom Papft verworfen. Des 
Fürften Pancratius Abbatialweihe. (Frübjahr 1804 bis dahin 1805.) 


Die Thätigfeit der höhern Staatsbehörden in der Gefe- 
gebung und Berwaltung war eine unermüdliche. Vieles war 
ſchon geleiftet; weit Mehreres hatten die leitenden Staatsmänner 
von St. Gallen noch vor fih als Aufgabe des Tages oder doch 
der nächſten Zukunft. Weber bereit8 Geſchehenes legten fie dem 
Großen Rath Bericht und Ausweis vor. Das Amtsblatt be— 
zeichnete ſolchen als „Weberficht des öffentlichen Zuftandes im 
Kanton St. Gallen“; ein befonderer Bericht, höchſt fummarifch, 
weil nur ſechs Seiten lang, war den Finanzen gewidmet. Beide 
Berichte zufammen nennt man feither den „Amtsbericht“ ver 
Regierung über die Staatöverwaltung. Die Staatsrehnung 
wurde zur Prüfung einem Ausſchuß überwielen, in dem wir 
fünf von den Häuptern des Großen Rathes erbliden: Dudli, 
Steinlin, Schaffhaufer, Kaver Gmür und Brägger. Später 
wurde die Gejammtftaatsverwaltung, nicht bloß die Rechnung, 
der Prüfung des Ausſchuſſes unterftellt; derjelbe erhielt nachmals 
die technifhe Bezeichnung: ftaatswirthichaftliche Kommilfton. Die 
Rechnungen mußten bis nach ihrer Erledigung geheim gehalten 
werden. Die Berichte der Kommiſſion und daherige Abjchlüffe 
wurden dem Kleinen Nath in Form eines Rezeſſes zugeftellt, 
welde Form dem Kleinen Rath nicht zu munden fchien. Starr 
an ver augfchließlichften Initiative haltend, behielt der Prä- 
fivent des fegtern bezüglich ver Abfchlüffe „feierlichft“ die ver: 
fafjungsmäßigen Befugniffe des Kleinen Raths vor (26. Mai 
1804): Anfang eines langjährigen Zwieſpaltes zwifchen beiden 
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Behörden über die Kontrolbefugniffe des Großen Rathes gegen- 
über dem Kleinen Rathe. Die Mitglieder der ftaatswirthichaft- 
lihen Kommiſſion wuchjen an Anfehen und Einfluß. Der Staats» 
haushalt war Anfangs Außerft fnapp ) und mit geringen Hülfs- 
mitteln ausgeftattet; ihre Vermehrung Fonnte nur das Wert 
längerer Zeit fein. Was noch an revolutionären Formeln übrig, 
wurde, nach dem Beijpiele des „Vermittler“ in Paris, bejei- 
tiget; diefer hatte gegenüber ver Schweiz vie altüblidhe Titulatur 
wieder ungenommen; ſeinerſeits hob der Große Rath jenes hel- 
vetiſche Geſetz von 1798 auf, das den „Bürger“-Titel gefchaffen, 
und führte neue Amtstitel für die Behörden ein; Großer Rath 
und Kleiner Rath mußten fürder im Amtsverfehr ald „Hoch 
(öbliche” bezeichnet, die Negierungsräthe „Hochgeachte“, die Kan— 
tonsräthe: „Hochgeachte, Hocgeehrtefte" genannt werden; die 
erfte diefer Bezeichnungen bezog fih auf die dem Großen Rath 
inforporirten Mitglieder des Kleinen, die andere, geringere, auf 
die übrigen Mitglieder Ted Großen Rathed. Die übrigen Be- 
hörden wurden mit bejcheideneren, dob Ähnlichen Bezeichnungen 
ausgeftattet; den geiitlihen Kollegien, Synoden und Kapiteln 
wurde der Titel „Hochwürdige“ (Herren) zurüdgegeben; fo vers 
ihwanden auch die „Bürger Pfarrer“ beider Konfelfionen. Für 
die Anfpraden der Regierung an das Bolf wurde dieſem die 
Begrüßung: „Liebe getreue Mitbürger“ zugedacht; der Große 
Rath ſelbſt Fonnte verfafjungsgemäß, oder nach der Auslegung, 
die man der Berfaffung gab, nicht zum Wolfe ſprechen; ber 
Gebrauch von Aveldbezeihnungen blieb für den amtlichen Ver— 
fehr unterfagt (Großrathsbeſchluß vom 13. September 1804). 

Es war hohe Zeit, das Milizweſen feinem bisherigen Pro- 
viforium zu entheben; es geihah durch eine allgemeine Militärs 
organifation (18. Mai 1804). Sie theilt die Miliz in die 
„Corps ver Eliten und der Reſerve“ ein, bildet jenes aus den 
Bürgern vom zurüdgelegten 18. bis zum vollendeten 30. Lebens- 
jahr, die Referve aus der ältern Mannfchaft bis zum zurüdgeleg- 


+) Die Ausgaben betrugen im Rechnungsjahr vom 1. April 1804 bis 
Ende März 1805 nur 124,000 Gl. 
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ten 45. Jahr, beite Corps für den Dienft inner und außer dem 
Kanton, und verpflichtet auch die übrigen Bürger, bejchränft, 
bei allgemeinem Aufgebot zur Vertheidigung der Kantondgrenzen 
und zur Handhabung der innern Sicherheit. Waffen und Mi- 
litärkleid hatte fich der Bürger auf eigene Koften anzufcaffen. 
Dem gefammten Milizkorps wurde ein Kantonsinfpeftor mit 
Dberftenrang und 800 Fr. Gehalt, jedem Bezirk ein Kommandant 
vorgefegt; die Bezirke wurden in Quartiere eingetheilt; jedes 
Duartier hatte tie nöthigen Fubrleute, Pferde und Wagen zu 
liefern. Mit Bewilligung des Kleinen Rathed durften auch 
Freiforps errichtet werben; folches gejchah alfobald in der Stadt 
St. Gallen, wo drei FreisKompagnien errichtet wurden. Mit 
Zuzug einer Kompagnie freiwilliger Scharfihügen wurden die- 
jelben zur „Legion“ erhoben, mit eigenem Stab; dad war ge= 
wiflermaßen die Garde der Regierung, beftimmt, eine wahrhafte 
Kernmiliz zu werden, das allgemeine Militärwejen durch ihr 
Beifpiel zu beleben und im Nothfall für die öffentliche Ruhe 
und Drdnung getreue Dienfte zu leiften. Meßmer, der Regie- 
rungsrath, wurde an ihre Spige geftelt. Bald war ihre Auf- 
ftelung vollendet: Grenadiere und Jäger zu Fuß und Scarf- 
Ihügen (drei Kompagnien), mit Jägern zu Pferd und Artillerie 
nebft vier Feldftüden; am 24. Mai 1805 erhielt das Corps 
aus der Hand einer Abordnung ver Regierung Fahne und Stant- 
arte. Für die ordentlihen Milizen wurde der Kanton in neun 
Militärbezirke ausgefchteden. Durch Verordnung der Tagfagung 
wurde das gefammte ſchweizeriſche Bundesfontingent in fieben 
Legionen eingetheilt, die dritte derfelben aus den Miligen ver 
Kantone Appenzell, St. Gallen und Thurgau zujammengefeht; 
St. Gallen hatte zu derfelben 1315 Mann zu liefern; unter dieſer 
Mannſchaft 20 Kanoniere und 30 Dragoner. Das Zeughaus 
war in Folge der allgemeinen Entwafinung vom Jahr 1802 
ausgeleert; Maſſen von Gewehren waren in Lauſanne aufge: 
häuft; von denſelben follten dem Kanton St. Gallen 5223 zu: 
fommen ; ftatt diefer Zahl erhielt er jevoh nur 2600 Stüd, oder 
vielmehr nur Läufe aus allen Eden der Schweiz zufammengelefener 
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Gewehre, aus welchen vorausfichtlich nur eine Fleine Anzahl wirk- 
ih brauchbarer Gewehre hergeftellt werden fonnte. Vom groben 
Geſchütz, das früher vorhanden gewefen, Fam aud nur ein fleiner 
Theil in den Kanton zurüd. ) Eigenthümlich, eng gefhnürt und 
ftreng fantonal war die Militärpolitif des Kantons. Er jah in 
den dur die Tagſatzungsbeſchlüſſe feitgelegten Kontingenten nur 
„Kantonstruppen“, über die die Kantonalgewalten im Innern 
verfügen mögen; zufammengezogen jeien fie allerdings „Bundes- 
fontingent” und der Taglagung überlaffen. „Aber auch dann 
hören fie nicht auf, infoweit es nicht den Dienft im ftrengeren 
Sinne betrifft, ver Judikatur ihrer Kantone unterworfen zu fein, 
die auch den Chef ihres Kontingents ernamſen“; hierin habe 
die neue Ordnung der Dinge die ehemalige eidgenöſſiſche beftäs 
tet. „Selbft das (Geſammt-) Bundes-Gontingent ift nie ale 
die Armee einer Einheitsmacht zu betrachten. Es ift erklärt, 
dag Einheit nicht das Syſtem der Schweiz fein kann und mili- 
täriiche Einheit gewiß am wenigften” — — „das Bundes-Gons 
tingent ift alfo eine bloße Vereinigung von Truppen, welde 
jouveräne Bundesgenofien für einen Bundeszweck zufammen- 
ftoßen”.D In diefem Sinn ließ der Große Rath durch die 
Regierung in Bezug auf das von der Tagſatzung erlafjene eid- 
genöſſiſche Militärreglement an den Landammann ver Schweiz 
amtlich erflären:, der Große Rath ftimme zwar jenen Berfügun: 
gen deſſelben bei, „welche Gleichförmigfeit des Dienftes und der 
Disziplin, der Eintheilung und der Formation, der Bewaffnung, 
des Kaliberd und des Soldes und andere bei dem wirklichen 
Kontingentausrüden nöthige Einrichtungen bezielen“; hingegen 
werden (nah Maßgabe der Art. 20 und 34 der Mediationd- 


*) Kantondblatt, Bd. IV. ©. 158. Nach dem dort eingerüdten Bes 
richt hätte das num den Kanton St. Gallen bildende Gebiet bei Anlaß je 
ner Entwaffnung 25,000 Gewehre und mehr deun 70 Kanonen verloren; 
diefe Angaben gehen hoch. 

2) Kantonsblatt, Bd. IV. ©. 156 und 157. Es ift dieß ein veroͤf⸗ 
fentlichter Auszug aus dem Bericht der St. Ballifchen Tagfagungdgefandt- 
ſchaft von 1804. 
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afte) „feine vor Zujammenziehung des Bundesfontingents bes 
ſtehende, beſoldete und unbefolvete, centrale Militärbehörden, 
feine Kompetenz und feine Einwirfung verfelben in Friedenszei— 
ten, feine unbeftimmte Befugnig, Aufträge an die jouveränen 
Kantone zu erlafjen, Feine von der Verfafjung abweichende Wahl: 
normen, feine nicht für den bloßen Fall der Kontingents-Zuſam⸗ 
menziehung berechnete Artillerie- und andere Eoncentrirungen und 
eben jo wenig die Ernamfung gemeineidgenöffiicher Oberften und 
ihre willfürliche Anftellung bei fremden?!) Legionen genehmiget, 
noch ihre Eriftenz anerfannt, indem dem beutlihen Recht ver 
Kantone die Kommandanten ihrer Kontingente zu ernennen nicht 
vorgegriffen werden darf, obſchon man für mehrere Regelmäßig- 
feit in der Kontingents-Armee zu Verabredung einer verhältniß- 
mäßigen Kehrordnung handbieten würde, nad welcher Legions- 
Dberften, im Fall des Auszuges und für den ausübenden Theil 
ded Dienfted allein, mit dem Kommando der Legionen, zu wel- 
chen fie gehören, beauftragt ‘würden! ?) Ganz nad dem alljo 
formulirten Auftrag fchrieb die Regierung an den Landammann 
der Schweiz, namentlih Einſprache gegen vie Aufftelung des 
bleibenden eidgenöſſiſchen Generalftabes erhebend (17. Sept.). 
Müller-Frievberg, im Verein mit den Waadtländern, welche vie 
während der helvetiſchen Republif über die deutſche Schweiz ge- 
übte Herrichaft nicht verfchmerzen fonnten, hielt nemlich den Plan 
feft, jebt im Gegenfag zur Einheit, deren Protektor er gewe- 
jen, die überwiegend gewordene Föderaliftenpartei Durch einen 
beinahe ad absurdum getriebenen Kantonalismus in der eidger 
nöſſiſchen Militärfrage zu lähmen, was ſich jedoch mehr als ge- 
ſchraubt ausnahm, weil er feldft die in eidgenöfftichen Dienft 
getretene Kontingentdmannfchaft unter Fantonaler Herriherhand 
behalten wollte. Die Tagfagung ließ fih durch die üble Laune 
St. Gallen’ und der übrigen neuen Kantone nicht irre machen, 
und der eitgenöfftfche Generalftab entftand allmälig und trat in 


2) Das will fagen: bei Schweizersfegionen anderer Kantene. 
2) Kantonsblatt, Bd. IV. ©. 125 bis 127. Berichterftatiung über die 
Grofrathafigung vom 11. September 1804. 
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Wirkſamkeit trog jener Oppofition; an deſſen Spige hatte vie 
Taglagung mit dem beften Recht den Sieger von Rothenthurm, 
Aoys v. Reding, geftelt. Der auswärtige Kriegsdienſt erhielt 
noch größere Ausdehnung; war der franzöftiche gewifjfermaßen 
ein geziwungener, jo trat num der völlig freiwillige Kriegsdienſt 
in Spanien hinzu. Es war ein großes Stüd Arbeit für da— 
malige Staatsmänner der Schweiz: der Abjchluß einer neuen 
Militärkapitulation mit Spanien. Es handelte fih um die Fort- 
dauer der fünf damaligen Scweizers Regimenter auf weitere 
dreißig Jahre. Dem Regimente Rüttimanı wurben die Kan— 
tone Luzern, St. Gallen und Thurgau ald MWerbungsgebiet ans 
gewiefen (Vertrag vom 2. Auguft 1804). Die Werbungen für 
Franfreih und Spanien erheifchten beflifjene Vorſorge ſeitens 
ver St. Galliihen Regierung; fie ftellte zur Leitung des Wer: 
bungsweſens eine bejontere Behörde auf, die Refrutenfammer; 
diefelbe war namentlich auch beftimmt, die Polizei in Werbungs— 
ſachen zu handhaben und die Mannfchaft gegen Wilfür zu 
fihern; Sünglinge unter dem 20. Altersjahr und jelbft Ehe: 
männer, diefe ohne Rückſicht auf ihr Alter, konnten von ihren 
Aeltern, beziehungsweife von ihren Ehefrauen oder Kindern, 
gegen Erftattung der Koften und des Handgeldes, zurückgefor— 
dert werden Geſchluß vom 26. Dftober 1804). Won der frans 
zöſiſchen Beſetzung her waren noch die feit 10. März 1803 er- 
laufenen Mititärkoften für Einguartierung und Anderes zu tilgen, 
zuſammen mehr denn 49,000 Gl.; fie wurden, zur Entlaftung 
der Gemeinden, in welchen fie erlaufen waren, auf alle Gemein- 
ten des Kantons in billigem Verhältniß verlegt. 

Der Kantonsverfaffung Genüge zu leiften ordnete der Große 
Rath, was nöthig, für den Losfauf ded Zehnten an: für ven 
„großen trodenen Zehnten” beftimmte er ald Loskaufsſumme 
den acdhtzehnfachen Werth des alljährlihen Zehnt-Ertraged nad 
einer aus den Ergebniffen ver Jahre 1774 bis und mit 1797 
berechneten Durchfchnittsfumme, zu deren Ermittlung jedoch vie 
zwei ftärfften und die zwei geringften Sahreserträgniffe außer 
Berechnung geftellt werben mußten; dabei wurde ver Marft- 
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preis von Rorſchach als maßgebend angenommen. Für den 
„naffen Zehnten“ (den Zehnten vom rothen und weißen Wein) 
wurde bloß ter fiebenzehnfahe Werth der Durchſchnittsſumme 
gefordert. Die Minderheit ver Pflichtigen eines Zehnt-Bezirkes 
mußte fich Hinfichtlich der Losfaufsfrage der Mehrheit unterziehen. 
Kapitalfchulden, aus ver Ablöſung der Zehntpflict entftanden, 
erhielten „erftes8 und beftes Recht“ auf die zehntpflichtigen Güter 
und find zu fünf Prozent zu verzinfen. Für den „Heinen Zehn— 
ten“ wurde ald Losfauf der fünfzehnfache Betrag der Durd- 
ſchnittsſumme feftgefeßgt (15. Mai 1804). Die Gerichts⸗ 
organifation, das Prozeßverfahren und das Hypothekarweſen 
erhielt nüglihen Nachtrag durch Geſetz ebenfalls aus der Mai— 
Seffion. Ein anderes Geſetz beftimmte die Eporteln für die 
Gemeinde- und gelammte Gerichtöbehörden. Die Gemeinven 
waren gejeglih mit dem Unterhalt ihrer Armen. belaftet; man 
fuchte nun Hülfsquellen zur Erleichterung dieſer Laft und ger 
währte ihnen vaher den Bezug einer Gebühr von 40 bis 100 Fr. 
für jede in den Kanton St. Gallen einheirathende Weibsperfon, 
„Schweizer- oder Fränfifche Bürgerinnen ausgenommen”; der 
Betrag der Tare mußte zum Armenfond der Gemeinde geichlagen 
werden. Ein anderes Geſetz orbnete die Erwerbung ded Bürs- 
gerrechtes; Kantondbürger, deren Kantonöbürgerrecht unangreifbar 
war, die jedoch ein beftimmtes Gemeinderecht für fih nicht mehr 
erweifen fonnten, fo wie die Naturalifirten, die ehemaligen fürfts 
ih St. Galliſchen Gottshausleute, und Andere mehr, welde 
durch ihre Naturalifirung fein Gemeindebürgerrecht erworben, 
wurden verpflichtet, fich in einer ihnen beliebigen Gemeinde um 
die für die Kantonsbürger aufgeftellte Einzugstaxe einzufaufen. 
Jene diejer Klafje von Kantonsbürgern, welche Grundbefig im 
Kanton hatten, wurden angehalten, fich in derjenigen Drtss 
gemeinde anzufaufen, in welder ihr Haus oder Gut gelegen. 
Jene andern Kantonsbürger, welche durch Religionsänderung, 
oder in Folge unterlafjener Erneuerung ihres Land- oder Ge— 
meinberechts, deſſelben verlurftig worden. und inzwiſchen Fein 
andered Bürgers oder Landrecht angenommen hatten, traten 
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gegen Bezahlung der Hälfte ver Einzugstare, in ihr ehevoriges 
Land und Gemeinvegurs -Antheilhaber-Reht. Die Einfaufs- 
taren mochten die Gemeinden, doch unter Genehmhaltung ver 
Regierung, fefttegen. Für Unvermöglide traten erleichternde 
Zarbeftimmungen ein (Gejeg vom 19. Mai 1804). So wurde 
in diefen wichtigen Zweig der bürgerlihen Ordnung die nöthige 
Rechtsſicherheit gebracht. Den Schweizerbürger berechtigte das 
gleiche Geſetz zur Ausübung des Aftivbürgerrechts in feiner 
Riederlaffungsgemeinde; gegen Erlegung des zwanzigfachen Be— 
traged feiner perfönlichen Armentare wurde er Drtöbürger. 
Diefe Einbürgerung war alſo nicht von dem Willen der Orts— 
bürgerfchaft abhängig. Auch dem Handwerksweſen wurde bie 
nöthige Aufmerffamfeit geſchenkt; es wurde zwar der alte Zunft- 
zwang nicht wieder hergeftellt; dagegen jorgte das Gejeg für 
Erribtung von Handwerfer-Gejellichaften in allen Bezirken 
Behufs Regelung der Verhältniffe der Lehrlinge, Unterftügung 
der wandernden Geſellen, Ertheilung von Kundjchaften. Jeder 
Handwerfer war zum Eintritt in die Geſellſchaft verpflichtet. 
Daneben war tie Gewerbsausübung frei und jeder Kantons— 
bürger durfte nach Belieben ein oder mehrere Handwerfe aus— 
üben, „ohne ſolche handwerksmäßig erlernt zu haben“ (22. Mai 
1805). Das Sanitätswejen erhielt neuen Borfhub durch Vor— 
Ihriften über die Prüfung der angehenden Aerzte und Heb- 
ammen (21. März 1804), und über Anftellung und Unterricht 
der legtern; jede Gemeinde wurde verpflichtet, eine Hebamme 
den vorgejchriebenen Unterrichtöfurs durchmachen zu lafien. Im 
Gebiete der Preffe gebot der Kleine Rat) mit oberpolizeilicher 
Selbftherrlichfeit. In St. Gallen beftanden im Jahr 1804 zwei 
Zeitungen: das „neue St. Galliſche Wochenblatt”, herausgegeben 
von den Buchdruckern Zollifofer und Züblin, ferner die „neue 
St. Galliihe Zeitung“, ohne Angabe eines Druders, Verlegers 
oder Redaktors; jenes war mehr Anzeigeblatt, enthielt aber bie 
und da auch Auffäge zur Unterhaltung und zur Berbreitung 
vermeinter Bildung; das zweite Blatt war wirkliche politifche 
Zeitung. Einft brachte das „Wochenblatt“ rohe, aller Achtung 
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gegen die Fatholiiche Kirche une ihre Inftitutionen Hohn ſprechende 
Aphorismen über die Fatholiiche Geiftlichfeit, ven Zölibat und 
die religiöfen Orden; dann und wann begegnete ihm aud, daß 
ed jchlüpfrige Dinge mit geiler Behaglichkeit behandelte. Gegen 
ſolchen doppelten Unfug fchritt der Kleine Rath ein, da das 
Geichehene ihm ald Berlegung Ides brüderlichen Friedens und 
der wechjelfeitigen Achtung” erſchien, die zwiſchen beeden Reli— 
gionstheilen herrſcht, und da das Blatt überhin „durch die jchlechte 
Auswahl feiner Auffäge einer beffern Geiftesbildnng und ven 
guten Sitten mehr nachtheilig als förderlich” fei; er verbot 
defjen weiteres Erjcheinen (das bloße „Intelligenzblatt” deſſelben 
ausgenommen) und imterfagte den Verlegern die Herausgabe 
irgend einer andern periodiſchen Schrift, folange fie nicht einen 
Berfaffer zu verzeigen im Falle feien, „der dem Blatt einen 
wirflihen moraliihen Werth zu geben“ die Anlage befige (5. 
April 1805). Die Verleger gehorchten. Wenige Wochen nachher 
bewilligte die Regierung das Wiedererfcheinen des Blattes, doc 
mit Vorbehalt vorheriger Zenjur der Artikel durch die Juſtiz— 
und Polizeikommiſſion (27. April). Der „neuen St. Gallifchen 
Zeitung“ wiberfuhr das Gleiche; der verantwortliche Redaktor 
war zurüdgetreten; gleichwohl jegten die Herausgeber das Blatt 
im MWiderfpruch zu „den wiederholten Weiſungen“ ver Regie: 
rung fort; erwägend, „Daß es nicht Endzwed ver Preßfreiheit 
ſei, Compilationen zu begünftigen, welche bloße Verlagsſpekula— 
tion find und ohne Nüdficht auf die Bebürfniffe des Publikums 
und auf religiöfe, moralifhe und politiihe Scidlichfeit des 
Inhalts, wie neulich widerfahren, zufammengetragen werben“, 
befahl der Kleine Rath, es folle die Preſſe der „neuen St. 
Galiihen Zeitung” mit Ende Mat’s gefchloffen werden, falls 
nicht bis dahin ein verantwortlicher Redaktor geftellt werde; 
bi8 auf weitere Verfügung wurde inzwijchen die oberpolizeiliche 
Zenfur verordnet (22. April. 

Was im Jahr 1798 gewaltfam vereiniget worden, fonnte 
im Jahr 1803 und in ven folgenden Jahren nicht ohne viele 
Anftände und lange Erörterungen wieder in feine Theile zerlegt 
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werben. Zu den einichlägigen Arbeiten gehörte die Feftfegung, 
Liquidation und Tilgung der helvetifchen Nationalfchuld und bie 
Erledigung aller bezügliben Anſprüche. Die Regierung von 
St. Gallen war für den Fiskus und für die übrigen Anfprecher 
mit einer Gefammtforderung von 921,297 Fr. 6 By. 8 Rp. 
bei der Liquidationsfommilfion eingefommen, von der jedoch nur 
234,557 81.6 33. 8 Rp. anerfannt, die übrigen 686,740 Fr. abge: 
wiefen wurden. An der Spige der St. Gallifhen Guthaben 
fanden eine Menge rüdftändiger Gehalte aller Beamteten ver 
Kantone Sentis und Linth; fie fanden Anerkennung; verworfen 
und zurüdgemiefen wurden bagegen 162,118 $r. für Liegen- 
haften, Mobilien und Wein, die aus dem Vermögen des 
Klofterd St. Gallen von den befannten helvetifchen Kommiffären 
und von den Fantonalen Berwaltungsbehörden verfauft worden, 
eine Summe, die in ven weiten Schlund der Einheitsrepublif 
gefallen war, dann 150,000 Fr. für die auf die Güter des 
gleichen Stiftes verlegten und von denſelben erhobenen Steuern. 
Die Regierung hatte beide Summen reflamirt; die Liquidations- 
kommiſſion aber wollte in die Forderung nicht eingehen. Unter 
den zurüdgewiejenen Forderungen waren ferner der Betrag von 
zwei Zwangsanleihen aus tem Boftfond in St. Gallen und 
von der dortigen Gemeinde (zufammen 40,389 Fr.) und für 
17,361 Fr. rüdftändige Gefälle zu Gunften von Geiftlichen 
im Kanton Linth. Neben ver oben erwähnten anerfannten 
Forderung wurden von der Liquidation”fommilfton dem Kanton 
St. Gallen zugewiefen: die noch unveräußerten landvögtlichen 
Gebäude und Güter im Nheinthal, nebft den dem Landvogtei- 
Amt zuftändig gewejenen Zehnten und Grundzinsgefällen; das 
Zeughaus, das Zollhaus, das Scharfrichterhaus und der Salz: 
ſtadel, ſämmtlich in der Stadtgemeinde St. Gallen gelegen; die 
freiherrliben Güter, Kapitalten, Zehnten und Grundzinsgefälle 
von Hohenfar und Forſteck Eraft der mit Zürich dießfalld ge: 
troffenen Uebereinkunft; alle von der Grafihaft Wervenberg und 
von Wartau herrührenden hoheitlichen Nechte und Gefälle, Taut 
Beichluß der Liquidationsfommiffion vom 14. Dezember 18045 
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die Güter, Kapitalien und Grundzinsgefälle ver Herrihaft Sar- 
gans; der Toggenburger „Landjedel”. Bis viefe Ausfheidung 
zu Stande gekommen, hatte ed harte Kämpfe, mit Zürich und 
mit Glarus, abgejegt. Der Streit wegen ber Herrihaft Sar 
hatte ſchon in Paris feinen Anfang genommen; jogleih nad 
Einführung der Mediationsakte wurde er fortgeſetzt. Zürich 
forderte buchftäbliche Anwendung von Art. II der Rachtragsvers 
fügungen, alfo die provijoriihe Verwaltung der Sarer Güter 
für ſich ſelbſt. St. Gallen, unter Anführung der von den fran- 
zöſiſchen Kommifjarien zu feinen Gunften gegebenen Erläuterungen 
jener Borfchrift, forderte fie ebenfalls; der Landammann ent: 
ſchied laut dem wörtlichen Inhalt der Meviationsafte und wollte 
‚nicht zugeben, daß den von St. Gallen angerufenen Erklärungen 
der frangöfiihen Kommiſſarien gegenüber dem ausdrüdlichen 
Tert des Artifeld irgend ein Gewicht beigelegt werde. “Der 
Landammann fand jelbft die Eigenthumsanſprache ver ältern 
Dberherren begründet, mit Ausnahme deſſen, was von dieſen 
in oberherrlicher Stellung auf die Landesverwaltung verwendet 
worden (14. Mai 1803). Die Tagſatzung beftätigte den Bes 
jheid des Landammanns in Bezug auf dad BVBerwaltungsprovi- 
forium, den rechtlihen Entfcheid über das Eigenthumsrecht dem 
Syndikat vorbehaltend (29. Juli 1803). St. Gallen verweigerte 
die Anerkennung dieſes Beichlufjes. Dem Hader machte eine 
gütliche Uebereinkunft zwijchen beiden Kantonen ein Ende, des 
wejentlihen Inhaltes: Zürich überläßt der Regierung von St. 
Gallen alle und jede Anfprade an die Domanialbefigungen, 
Kapitalien u. j. w., jowie alle Nugungen, welde zu der che- 
maligen Freiherrihaft Sar und Forſteck gehören, mit bezüglicher 
Verzichtleiftung für jest und alle Zukunft; St. Gallen dagegen 
übernimmt alle und jede Beſchwerden und entlaftet Zürich gänz- 
lich; desgleihen bezahlt e8 an Zürib 24,000 Gl. 3. W. 
(38,400 Schweizer Franken) in fünf jährlichen Raten, bis 1808 
(Bertrag vom 24. April 1804, St. Gallifcherfeit8 durch ven 
Regierungsrath Reutti abgeſchloſſen). Aehnliche Anjtinde hatten 
gewaltet mit Glarus als ehemaligem Gigenthümer und Herrn 
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von Werdenberg, wo St. Gallen den frühern helvetifhen Ver⸗ 
walter ald ven jeinigen eingejegt hatte; gleiche Beichlüffe ſeitens 
des Landammanıd und der Tagſatzung; derfelbe Widerſtand 
von St. Gallen, welches ſich zu eigener Verwaltung berechtiget 
erflärte. Nach längern Korrefpondenzen trat ein Berjuch freund: 
licher Verſtändigung ein, bei welchem Glarus für feine privat: 
rechtlichen Anſprüche eine Auslöfungs- oder Entihädigungsfumme 
von 50,000 Gl. forderte, der Landammann der Schweiz bie 
St. Galliſche Gefandtichaft zum Eingehen auf 44,000 Gl. mahnte, 
während St. Gallen nur bis auf 42,000 ging und dieſes An—⸗ 
erbieten als jein letztes Wort erklärte. Solche Abfindung zer 
ſchlug fib. Später fam es zum Spruch durch die Liquidations- 
fommiffion, welche hoheitliches und privatrechtliches Beſitzthum 
unter die ftreitenden Kantone ausjchied wie folgt: von den (im 
Spruch jorgfältig aufgezählten) Rechten, Gefällen, Einnahmen 
joU alles, was aus hoheitlihen Rechten gefloffen ift und ferners 
fließen mag, an den Stand St. Gallen fallen, jo daß Glarus 
durchaus feine fernere Anfprahe zu machen habe auf Steuern, 
Bußen, Zahl, Jagd und Fiicherrechte, no auf Zölle, Stand» 
gelver, Rheinfahre, Holzlieferungen, Frohndienſte und Gefälle, 
welche laut Pfrund-Urbarien den Kirchen oder Schulen ver 
Landichaft zugehört haben und ewig zubienen jollen; hingegen 
jollen der Zehnten und das Schloß (Werdenberg) nebft den 
fogeheißenen Schloßgütern als Eigenthum dem Stande Glarus 
zufallen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß er fi mit St. Gallen 
über den Beitrag abfinde, ven dieſer laut Recht an die Regies 
rungsunfoften zu fordern habe, indem dieſe Umfoften zu feinen 
Zeiten aus ven hoheitlichen Gefällen allein beftritten werben 
fonnten; veßgleichen die Mühlezinfe und die jährlichen Gülten 
der Mulchen (der Mil), die nicht ehrſchätzigen Erblehen, vie 
geldzinstragenden Gülten der Herrſchaft Werdenberg, der Weibel- 
bühl und andere Liegenfhaften der Grafihaft Wartau, die ehr 
Ihägigen Erblehen; Anderes mehr (Sprud vom 14. Dezember 
1804). Glarus, die Kompetenz der Liquidationsfommilfion bes 
ftreitend, verlangte bei ver Tagſatzung Ueberweiſung des Handels 
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an das Syndifat und griff den Spruch aud) in feinen materiellen 
Beftimmungen an; St. Gallen hinwider beftritt diefes Begehren 
und erklärte ſich bereit zur Vollſtreckung. Die Dotation ver 
Stadt St. Gallen regelte die Liquidationdfommilfion durch Be— 
Ihluß vom 14. September 1803, ver die Sönderungsafte zwi- 
ſchen Staatd- und Gemeinvdegut vom 2. Juni 1800 nebft Nach— 
trag beftätigte und der Stadt St. Gallen zur beſſern Beftreitung 
ihrer Munizipalbedürfniffe noch weiteres Eigenthum an Gefällen 
und Liegenichaften (Waaghaus, Kornhaus, Ankenhaus, nebft 
daherigen Erträgnifjen) zuſchied. Der in Handen des Standes 
Zürih gewejene fogenannte „landfrievlihe Sculmeifterfond“ 
wurde durch gütliches Abfinden getheilt, indem Zürih zu Handen 
der Kantone St. Gallen, Thurgau und Yargau die Summe 
von 13,500 Züricher Pfunden oder 6750 Gl. 3. W. ausbe: 
zahlte.) Diefe Summe theilten dann genannte drei Kantone 
nah Maßgabe des Genuffes, der den betheiligten ewangeliichen 
Schulen bisher am Gejammtfond zugefallen war; jo übergingen 
11,350 Pfund an Thurgau, 1330 Pfund an St. Gallen, 
820 Pfr. an Aargau. Mit Glarus wurde das Schifffahrts- 
weſen auf dem Wallenjee, wo fi) während der Revolution viele 
Mißbraͤuche eingefchlihen hatten, auf Grundlage ver alten 
Fahrt- und Rhodordnung vom Jahr 1782 neuerdings geregelt 
(19. September 1804); Gleiches bezüglich der Linthichifffahrt 
mit den Kantonen Zürih, Glarus und Schwyz, inbegriffen den 
Zoll zu Weſen und die Verbefferung der Nederwege. Der Ge: 
meinde Altftätten wurde, durch Beichluß der Tagſatzung und 
nah ſchuldiger Verbeſſerung der Stoßftrafe, zur Unterhaltung 
der legiern ein .ergiebiges Weggeld bewilliget. 

Die Vorbereitungen zur Linthforreftion famen an der Tags 
jagung von 1804 zum Abſchluß. Das Gutachten ver Experten 
wie die Stimmung ter Kantone waren dem Unternehmen gleich 
günſtig. Die Tagſatzung beſchloß die Ausführung nah dem 
Hauptplan des Ingenieurs Lanz (Ableitung ver Linth von ver 

4) Frauenfelder Vertrag vom 3. März 1804. Bei der im Mai 1798 
abgelegten Rechnung hatte der Bond 23,258 Pfv. 13 Sch. 3 Hl. betragen. 
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Näfelſer Brüde an bis in den Wallenfee); fie bezeichnete und 
verordnete ferner, was vorgängig an Korreftionsarbeiten vom 
Ausflug des Wallenfee’d an bis hinab nad Grinau behufs 
Fällung des Wallenſee's und Entjumpfung der Gelände bis an 
den Zürichfee auszuführen ſei (Beichluß vom 28. Zuli 1804, in 
Kraft getreten am 17. Juni 1805). Diefem Beichluß verban- 
fen die zwei großen neuen Kanäle ihre Entftehung. Weiter 
Nöthiges wurde gleichzeitig verfügt für Beftellung ver erforber- 
fihen Ausführungsfommifftionen; es wurde der Unternehmung 
das Erpropriationsrecht zuerkannt, ihr deßgleichen alles von ben 
Gewäflern des Wallenſee's und der Linth.beftändig eingenom- 
mene und ganz unbraudbar gemachte Land, nad gejchehener 
Austrocknung, als Eigenthum zugeſchieden; für anderes Land 
wurde der Eigenthümer verpflichtet, ven erzielten Mehrwerth an 
die Unternehmung zu entrichten oder ihr ſolches um ben frühe- 
ren Schagungswerth zu überlaffen, und da die Tagſatzung die 
wnächft betheiligten Kantone nicht allein mit ven Koften der 
Ausführung beladen wollte, eben fo wenig nach den Grundfägen 
der Föderal-Verfaffung diefelben der Bundeskaſſe zu Laften fchrei- 
ben Konnte, fo wurde befchloffen, die erforderlichen Gelder durch 
Ausgabe von 1600 Aftien.von je 200 Schw. Fr. beizuſchaffen, 
die Ausführung übrigens unter die Oberaufficht des Landam— 
mannd und ter Tagfagung geftellt. Mit Freuden genehmigte 
der Große Rath von St. Ballen diefen Beihluß und ordnete 
feinerfeits die Vollziehung an (12. September 1804). Als 
Geſandte hatten für St. Gallen an der Tagſatzung zu Bern 
Theil genommen Müller» Friedberg und der Altbürgermeifter 
Steinlin. 

Biel beſchäftigten fih die Staatsbehörden mit den Ange: 
legenheiten des Klofters Pfäfers; die Frage des rechtlichen Fort- 
beftandes war durch die Mebdiationsafte gelöfet. Aber kaum 
war dieß maßgebend in den Augen der St. Galliſchen Regie- 
rung, deren Beftreben vielmehr dahin ging, jenen Yortbeftand 
von der Bedingung abhängig zu machen, daß fih das Klofter 
mit feinen geiftigen und ökonomiſchen Kräften in einer ihren 

9* 
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Begriffen und Wünjchen gefälligen Weife nugbar made, na— 
mentlih die zu Tage getretenen Bebürfniffe nach allgemeinen 
oder höhern Schulanftalten befriedigen helfe. Man näherte: fich 
gegenfeitig.. Abgeordnete der Regierung (Müller-Frievberg und 
Dominif Gmür), dann des Stiftes, für diefes der Abt Bene- 
bift, der Dekan und noch zwei andere Kapitularen, einigten fich 
durch Vertrag zu jenem Zwed. Als anregenden Theil bezeich- 
net die Konvention die Abordnung des Klofterd ſelbſt. Hier 
das MWefentliche verjelben: „Das Gotteshaus macht ſich verbind- 
(ich, nach den Vorſchriften der Regierung und unter der Zeitung 
des Erziehungsratheg auf eine mit dem allgemeinen Erziehungs- 
ſyſtem tes Kantons zufammenhangende Weile ein Inſtitüt in 
deutjcher und lateinischer Sprache einzurichten, welches geeignet 
jei, theild verftändige Gewerbsmänner zu bilden, theil® zu den 
höheren Wiſſenſchaften vorzubereiten.” Andere Beftimmungen 
regelten die Unterbringung der Zöglinge, gaben ver Regierung 
das Recht, zwölf junge Kantonsbürger zu ermäßigtem jährlichen 
Koftgeld von 112 Fr. zur Aufnahme zu empfehlen und vers 
pflichteten binwider das Klofter, in Pfäferd oder in Ragag ein 
„Schulmeifterfeminarium“ zu errichten, und dafür das nöthige 
Lokale anzumweifen und „einen Profeſſor zu ſtellen“; ferner wurde 
von den fontrahirenden Theilen vereinbart: das Regular-Inſtitut 
werde beibehalten, aber fo eingerichtet, daß es fich vortheilhaft 
mit dem Snftruftionsinftitut vertrage (4. April 1804). Das 
war der Preis, um welchen tem Klofter die Eröffnung des 
während voller ſechs Jahre eingeftellt gemwefenen Noviziats ge 
jtattet wurde, unter der Bedingung, daß die Anzahl der Kapi- 
tularen und Novizen niemald tiber zwanzig fteige, injofern vie 
Lehranftalten Feine größere Anzahl erfordern, und daß jeder 
Novize, der ald Kapitular aufgenommen zu werben wünsche, fich 
in einem wiſſenſchaftlichen Fach auszeichne und fähig fei, ver 
Stelle bei einer öffentlichen Lehranftalt oder der Seelſorge vor— 
ftehben zu können; zur Aufnahme in das Noviziat wurde der 
Antritt des 20. Altersjahres, für die Ablegung der Profeß 
jener des 23. Jahres gefordert (Gejeg von 26. Mai 1804). 
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Zur Ermunterung der Kapitularen wurde ihre Enthebung vom 
Chor nahgejucht und erhalten; ver päpftlihe Nuntius meldete 
der St. Gallifhen Geſandtſchaft, es ſei die Difpenje vom hei— 
figen Stuhl ertheilt worden. Im Sommer gl. 3. wurde bereits 
durch die Kapitularen Joh. Bapt. Steiner und Bonifaz Fluri im 
Hof Ragatz ein Schullehrerfurs gehalten, wobei Unterricht und 
Unterhalt der Zöglinge ganz auf Koften des Klojters beftritten 
wurden, da es für anderweitige Leiftungen thatfächlich noch nicht in 
Anfpruch genommen war. Alsbald wurde auch die Einführung 
der höheren L2ehranftalt vorbereitet. Zwei Mitglieder des Er- 
jiehungsrathes, P. Dominit Schmid, Pfarrer an der Stifts— 
firhe in St. Gallen, und Joh. Anton Blattmann, Pfarrer in 
Bernhardzell, wurden mit Abfaffung eines „Regulativs” für 
diefelbe beauftragt. Sie erftatteten ausführliben Bericht (12. 
September), in welchem bejonders die Fünftige Geftaltung des 
Regularinftituts (die Grundlage der Klofterforporation ſelbſt) in 
einläßliche Erörterung gezogen wurde. Die Referenten jahen 
durh den Bertrag und das Novizengejeg vie Fortdauer des 
Kloſters gefichert; fie wollten aber hieraus keineswegs die Fols 
gerung ziehen, als ob die Staatsbehörde dadurch „ben Rechten 
ver Menſchheit“ habe zu nahe treten wollen; in ihrem Sinne 
könne es nicht liegen, die Fortdauer ded Klofterd „durd ewige 
Gelübde” und durch einen „völlig unbedingten blinden Gehor- 
ſam“ zu fichern; gegentheils würde jene Fortvauer viel „fefter, 
auch dem humanen Zeitgeift weit angemefjener” durch bloß „zeit 
liche, d. h. auf eine gewifje feitzufegende Zeit bejchränfte Ges 
lübde“ und durch die Forderung eined „bloß bedingten Gehor- 
ſams“ begründet. So untergruben zwei Fatholifche Geiftliche, 
was der Große Rath; wenige Monate zuvor gefichert zu haben 
glaubte, nemlich ven Fortbeftand ver Höfterlichen Korporation, 
durh die zur Sprache gebrachte Umbilvung verfelben, welche 
unfehlbar ihre baldige Aufiöfung herbeigeführt hätte. Der Re- 
formen trugen jene Referenten noch mehrere anz fie fchmeichelten 
fih, die richtige Mitte zwiſchen Zerftören und ftarrer Erhaltung 
getroffen zu haben. Mit ihnen einig in Anfihten und Beftre- 
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bungen ging P. Bonifaz Fluri, dem es vorzüglich angelegen 
war, bei viefem Anlaß dem Abt nicht nur das Regiment in 
geiftlihen Dingen, fondern auch allen beftimmenven Einfluß auf 
die Defonomie des Klofterd zu entwinden.‘) Der Kleine Rath 
wagte ſich nicht auf die jchlüpfrige Bahn der Uingeftaltung der 
Klofterforporation, vertagte alle darauf bezüglichen Vorſchläge 
und beſchränkte fih auf Erlaffung des Regulativs, welches den 
Lehrplan und übrige Einrichtungen umfaßte (Beſchluß vom 9. Jas 
nuar 1805). Die Anftalt war auf drei Jahreskurſe berechnet 
und als „Vorbereitungsſchule für die höheren akademiſchen Wils 
ſenſchaften“ bezeichnet; aus der Mitte des SProfefforen-Kolle- 
giumd ernannte die Regierung den Direktor und einen (Regie: 
rungs-) Kommifjär ; der Direftor war als folder Mitglied des 
Erziehungsrathed und hatte mit bemjelben zu Forrefpondiren ; 
der Kommifjär hinwider follte das Organ des Kleinen Rathes 
fein, dieſem über ven Fortgang der Anftalt von Zeit zu Zeit 
berichten, von ernften Anjtäinden und Mängeln Kenntniß geben, 
überhaupt für die Handhabung der Konvention ſorgen; Koft- 
und Lehrgeld für die Zöglinge (die bevorzugten zwölf nicht ges 
rednet) 1 Neuihaler wöcentlih. Die Anftalt wäre demnach 
ein ſeltſam Gemiſch von einer Klofter- und Staatsichule ge— 
worden und hätte namentlich der Regenten im Klofter zu Pfäfers 
und in der Pfalz zu St. Gallen gar manden gehabt. P. Gregor 
Wachter wurde von der Regierung zum Direktor, P. Plazidus 
Pfiſter, damals Pfarrer in Galgenen, zum Kommiſſär erwählt. 
Diejer lehnte ab, zumal er an dem wirklichen Erftehen der An— 
ftalt zu zweifeln ſchien. Die Regierung aber, befrembet, wies 
ihn an, auf 1. März an jeinen Poſten nach Pfäfers zu ziehen. 
Neue Ablehnung und Geſuch um Bertagung feitend ded ernann- 
ten Kommifjärd: er werde noch mit dem Abt ſprechen. Hierauf 
folgte Warnung an den Abt, fih aller Schritte zu enthalten, 


') Sein zügellofer und aller Autorität feines geiftlichen Vorſtandes 
Hohn fprechender Brief an P. Dominif Schmid, Stiftöpfarrer in St. Gals 
Ien, vom 3. Zuni 1804. (In der Stiftsbibliothek; Akten aus dem Nachlaß 
des Pfarrers 3. N. Zürcher.) 
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welche der Vollziehung der Konvention nachtheilig fein könnten; 
P. Plazidus wurde der ihm zuerfannten Lehrerftelle, nicht aber 
des Kommifjariatsd enthoben. ) Die Anftalt trug den Keim 
der Unausführbarfeit in fich jelbft; den ftrengeren Ordensmän— 
nern fonnte fie wegen ber Unterorbnung unter den Staat nicht 
genehm fein; und darf man den Yeußerungen der jüngeren Ka— 
pitularen glauben, jo jahen jene in der projeftirten Anftalt wenig 
anderes, als die gejuchte Gelegenheit für einige Mitgliever des 
Hauſes, ſich der ordentlihen Klofterdiiziplin zu entwinden und 
eine Freiheit zu erhalten, die ihrer Eigenliebe fchmeichle. 2) 
Kapitelöverhandlungen gaben den Hader fund. Der Erziehungs- 
rath felbft war im Grunde der Anftalt nicht hold, denn „bei 
dem übeln Willen des Kloſters und bei der ziemlichen Unfähig- 
feit der Lehrer zweifelte er am guten Erfolg”.?) Einzelne Mit: 
glieder der Regierung jahen in den aus dem Schooße der Kor- 
poration erhobenen Schwierigfeiten nichts Beſſeres ald das Er- 
gebniß einer bösartigen allgemeinen mönchiſchen Reaftion. %) 
Bald machten fi der Kleine Rath und ver Erziehungsrath in 
befondern Konferenzen mit dem Gedanfen vertraut, die Schule 
aufzugeben und fich jeitend des Klofterd mit einer Abfindung 
an Geld zu begnügen. Zu dießfälliger Beiprehung wurden Re> 
gierungsrath Zollifofer und Xaver Gmür nad Pfäferd entjenvet. 
Diefelbe hatte die Erklärung des Abtes zur Folge, daß er fi 


*) P. Plazidus Pfiſter trug fich damals mit dem Gedanken, fich fäfu- 
farifiren zu laffen; eventuell verlangte er eine Ausfteuer von 50 Louisd'or. 
(Seine Schreiben vom 28. Februar und 22. März; 1805 an ben Kleinen 
Rath.) 

2) Denkffchrift des Dekans P. Joh. Baptift Steiner, an den Kleinen 
Rath. In diefem Aftenftüde macht Steiner den fcharfen Ankläger gegen 
die mit feinen Beftrebungen nicht einig gehenden Kapitularen. 

2) So fchrieb Reutti aus Bern, an den Kleinen Rath, 9. Febr. 1805. 

9 Reutti im gleichen Briefe, wo zu leſen: „Erſuche Sie aber nicht 
zu vergeffen, daß alles was Pfäferd erflärt, eine Folge allgemeiner fchwei- 
zerifcher Mönche: Plane feie.“ Nicht lange vorher hatte R. an M. 5. ge: 
fchrieben: „Es ift erfchredlih, daß wir fo viele geiftliche Feinde haben!“ 
(22. Januar.) 
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bei der vertragsmäßig übernommenen Berpflidtung behaften 
lafje; jollte aber die Regierung felbft auf dem Lehrinftitute zu 
Pfäfers nicht beharren, fo fei er zu Reiftung eines Aequivalents 
an Geld (2000 Gl. jährlich) bereit; würde der Regierung auch 
diefer Antrag nicht Genüge leiften, jo werfe er fih, für viefen 
Fall, mit dem ganzen Kapitel in die Arme der Regierung und 
empfehle vorzüglih ſich und die Älteren Mitglieder zu lebens— 
länglicher Eicherung ihres Unterhaltes.‘) So hatte fih, in 
Folge inneren Zwiftes und von Außen her gefommener Ver— 
legenheiten, bereitS der Gedanfe an Selbftauflöfung im Klofter 
Pfäfers der Gemüther bemächtige. So weit fam es indeffen 
doch nit. Die Regierung hielt den Plan einer Auslöfung an 
Geld feft und ed fam eine zweite Konvention zu Stande, durd 
welche das Klofter „einftweilen” der übernommenen WVerpflich- 
tungen enthoben wird, dagegen fich verbindlich madht, vom 
1. März 1805 an jährlich den Beitrag von 2000 Gl. R. W. 
an den Staat behufs andermeitiger Verwendung für eine Er: 
ziehungsanftalt zu bezahlen (Konvention vom 22. März 1805). 
Jener Termin wurde beftimmt, weil am genannten Tag die 
Pfäferfer höhere Schulanftalt hätte eröffnet werden follen. Für 
die Fatholiiche Bevölferung, befonders jene des Sarganferlandeg, 
war das Scheitern des Planes unerfreulich; fie hatte vertrauens— 
vol auf baldige Eröffnung der Anftalt gezählt. 

Die Klofterfrage war von der Taglagung am 27. Auguit 
1803 nur jehr unvollftändig gelöjet worden. Die Angelegenheit 
fam dann zunädft wieder in einer Berfammlung der Fatholifchen 
und paritätiichen Kantone zu Bern zur Sprade (13. Juni 1804). 
Uri verlangte inftruftionsgemäß in allen Richtungen (d. h. für 
alle Eonfelfionelen Rechte ver Katholifen) Garantien. St. Gallen 
berief fich erneuert auf feine Souveränetät, will nur dem fich 
unterwerfen, was buchſtäblich durch die Mebdiationdafte vorges 
jchrieben if. Der Gefandte von Aargau lehnte dad Eintreten 
ab, „nimmt feinen Hut und geht”; Thurgau (Anderwerth) feufzt, 


) Schreiben von P. Bonifaz Fluri, an den Kleinen Rath, vom 23. 
Februar 1805. 
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denn fein Kanton ift auch „der gleichen Meinung, wie St. Gallen 
und Aargau“. Uri und Schwyz wurden „heftig“; „St. Gallen 
erfüfirt fih, und geht auch andern Geichäften nach“.) Bald 
nahm ſich der päpftlihe Nuntius der Angelegenheit an. Er 
empfahl der Tagfagung in eindringlicder Sprade die Wegräu— 
mung aller und jeder Hinderniffe, die der freieften eigenen Ders 
waltung des KloftersEigenthums, ſowie der freien Aufnahme von 
Novizen diefen geiftlichen Anftalten annoch in ven Weg gelegt 
würden (Schreiben vom 27. Juni 1804). Dreierlei Anfichten 
gaben fih in der Verſammlung fund; die proteftantifihen Kan— 
tone trugen auf Verichiebung an, die Fatholiihen Kantone auf 
Niederfegung eines Ausſchuſſes, wobei fie fih mit Nachdruck und 
Eifer für die Beibehaltung der Klöfter als einer Grundfefte der 
fatholiichen Religion und für die freie Noviziats-Bewilligung 
ald eine ihnen umentbehrliche Garantie erklärten. Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn und Appenzell jchloffen fih ihmen bezüglich 
ver Behandlungsform an, aud mehr oder weniger in Hinficht 
ver Grundfätze. Die neuen Kantone hingegen, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, verwahrten fi gegen jede 
Einmifhung feitens des Bundes. Luzern nahm eine ſchwankende 
Mittelftelung ein und eradhtete, daß die Tagſatzung fich mit 
diefer Sache nur dann zu befaffen habe, „wenn ein Kanton zu 
weit gehen und etwa alle Klöfter zerftören wollte”. Ginhellig, 
ohne jene neuen Kantone, wurde mit 17 Stimmen die Uebers 
weilung an die Kommilfton beichloffen; die Oppofition blieb mit 
ihren 8 Stimmen in Minderheit. Die Anträge diefer Kommij- 
fion lauteten: 1) die Rüderftattung des Eigenthums und der 
Verwaltung der Klöfter müfje ohne Hinderniffe, alfo ohne den— 
jelben beizuorbnende Verwalter, Buchhalter u. f. w. gefchehen, 
mit dem einzigen Vorbehalt für die Kantone, fih Rechnung ab- 


') Gefandtjchaftsberiht am den Kleinen Rath, vom 13. Juni 1804. 
Er enthüllt, daß der Thurgauer Gefandte die Handlungsweife und Inftruf- 
tion feines Kantons ald ungerecht anfah, und eine Nachfchrift des Berichts 
gibt Kunde, daß Graubünden befonderd auf Garantirung des Fortbeflandes 
der Klöfter gedrungen habe. 
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legen zu laffen; 2) die Klöfter follen weder unmittelbar noch 
mittelbar, durch Bejchränfung des Noviziated, ohne die Zuftim- 
mung des Papftes aufanehoben werben fünnen; 3) die Güter der 
mit Zuftimmung des Papftes aufgehobenen Klöfter jollen allein zu 
firlichen oder Schulgweden ver katholiſchen Religionsgenoffen vers 
wendet 'werden bürfen; 4) die Verhältniffe der Klöfter gegenüber 
den Kantonen, in welchen fie gelegen, jollen allein auf den Grund» 
ſätzen dieſes Befchluffes beruhen dürfen; 5) dem Nuntius fei bei 
Beantwortung feines Schreibens derſelbe mitzutheilen. So bie 
Mehrheit der Kommilfion; Jehle, der Fatholiiche Geſandtſchafts— 
rath von Aargau, machte Minderheit; er feste auseinander, wie 
nach obigen Gundjägen das Oberauffichtsrecht ver Kantone über 
die. Klöfter zum leeren Trugbilde herabfänfe, die Souveränetät 
ter Kantone verlegt, ja das Mohl der Klöfter felbit gefährbet 
würde, „indem fie durch Verweigerung jeder nüglichen Beftimmung 
und jedes eblern Zwedes ftetö allgemeiner verhaßt werben müß- 
ten“; daher der befchränftere Antrag: einfahe Mittheilung des 
Nuntiaturfhreibens an die Kantone, wobei die Vollziehung ver 
Bermittlungsafte dem Landammann überlaffen bliebe. In ber 
Hauptberathung kam die frühere Meinungsverjchiedenheit wieder 
zum Vorſchein; Fleine und große Fatholifhe Kantone vertheidigten 
die nöthigen Garantien für den Fortbeftand ver Klöfter; ') Appen- 
zel 3. R. wollte jedenfalls nichts von denfelben feinem Nach— 
bar Appenzell A. R. zu gute kommen laſſen; Luzern aber machte 
wieder Ausnahme, und erklärte: da noch Feine Werlegung der 
Bundedafte vorhanden, fo könne auch noch Feine Garantie ans 
gerufen werden; das Eintreten der Tagfagung fei daher über: 
flüffig; ihm ſchloß fib Zug an; St. Gallen mit den übrigen 
paritätiichen Kantonen und Teſſin verfehanzten fich wieder hinter 
die Mediationsafte, nah ihrer Auslegung; fie entwidelten das 
Unzwedmäßige ver mönchiſchen Erziehungsanftalten; fie gaben 


1) „Bei der Kloftergefchichte haben ſich Schwyz und Unterwalvden am 
Grellſten betragen; inbefjen ift wenigftend ein Schritt gethan, um nicht 
ganz in die Zeiten der Kreuzzüge zurüdzufehren.“ Schreiben der Gefandt- 
{haft von St. Gallen an den Kleinen Rath, vom 11. Juli 1804. 
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zwar den Grundfag zu, daß die Güter aufgehobener Klöfter nur 
zu moraliichen und religiöfen Zweden verwendet werben follen, 
„aber dieſes ohne Ausfchließung einer Religionspartei”. St. 
Gallen verlangte, daß auch die Spur jeder Deliberation über 
einen Gegenftand, der nicht vor die Tagſatzung gehört, ver- 
ſchwinden möchte; daß durchaus fein Beſchluß der Tagſatzung 
genommen werde, weil ein ſolcher ganz infompetent wäre und 
überdieß jedes Jahr eine, für die Kantonalfouveränetät befchim- 
pfende, unerträglihe, Möndejudifatur vor die Tagjayung oder 
dad Syndifat bringen würde. ') In gleihem Sinne Teffin, des 
Umftandes ungeachtet, daß im Großen Rathe tiefes Kantons 
fih 22 Priefter befanden. Die proteftantifchen Kantone: Zürich, 
Bern, Bafel und andere, empfahlen in vermittelnder Sprade, 
Verftändigung, wobei Zürich doc die Anträge der Kommiſſions— 
mehrheit als zu weit gehend tadelte, „da eine offenbar zerftö- 
ende Tendenz nirgends zu erbliden ſei.“ Auf des Landam— 
mannd v. Wattenwyl Antrag wurden, mit Unterbredung der 
Verhandlung, der Kommijfion noch zwei neue Mitglieder (pie 
Geſandten von Zürihb und Glarus, Reinhard und Nikolaus 
Heer) beigegeben. Aus ver Verftändigung wurde aber tod 
nichts, da in der Hauptfache die beibfeitigen Rechtsforderungen 
fih gleich blieben und höchſtens in der Form Abänderungen ans 
geboten wurden. ?) Unter diefen Umftänden beantragte der Land— 
ammann die Iegtjährige Vorſchrift über Rückgabe ver Klofter- 
güter von dem übrigen Stoffe zu trennen, diefen ſodann zu ges 
fönderter Behandlung ver fatholifhen und paritätifchen Kantone 
zu überweilen. St. Gallen und Genofjen, ohne fih gegen 
den Antrag des Landammannd zu erheben, erneuerten doch wieder 
ihre Oppofition und behaupteten: „die Kantone feien durch bie 
Bundesverfaffung zu feiner andern Garantie aufgefordert, als 


1) Der Berfaffer fchreibt mit Benugung von Falk's: „Beitrag zu der 
Gefchichte der Auflöfung des Klofters St Gallen“, dann der „Neuen St. 
Gallifchen Zeitung” und des Kommiffionsberichtes, endlich verſchiedener 
Akten im Kantonsarchiv. 

?) Berhandlungen der Tagfagung vom 23. und 24. Juli 1804. 
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zu jener der Verfafſſung felbft und zu derjenigen ber Kantonal: 
Unabhängigkeit; kein Wort jei in der Bundesakte davon zu leſen, 
daß man fich gegenfeitig die Mönche garantiren müſſe.“ Im 
Laufe der Diskuffion kam Thurgau auf die Auflagebanf, da 
Beichwerten gegen dasſelbe eingelaufen waren, daß es, ftatt 
dortigen Klöftern die freie Verwaltung zurüdzugeben, venfelben 
vielmehr durch befondere8 Dekret Rehnungsführer oder Buchhalter 
gelegt habe. Die Entſchuldigung des Gefandten wurde von ver 
Mehrheit der Stände nicht ftihhaltig erfunden; tie Urfantone 
mit Graubünden verlangten fogar, daß die thurgauifche Ber: 
fügung als ungültig erklärt werte. So weit fam ed nun frei- 
ih nit; tod wurde der Lantammann mit der Hanthabung 
des einſchlägigen Beichluffes von 1803 beauftragt. Als dann 
die Eröffnung des Noviziatd wieder beſprochen wurde, neben 
ihr die allfällige Aufhebung von Klöftern im Ginverftänpniß mit 
dem Papſte, und die Verwendung ihrer Güter, vernahm man 
als beſonders beveutfame Boten: dasjenige von Colothurn, 
welches das Gut alfällig (unter päpftliher Zuftimmung) aufs 
gehobener Klöfter allein zum Beften der Katholifen verwendet 
wiffen wollte, und jenes von Appenzell A. R., welches mit 
jenem der fatholiichen Kantone zu Gunften ver Klöfter einig 
ging. Hierauf erfolgte die Annahme tes Orundfages jeitend 
der Tagſatzung: „weldes immer das Schickſaal der Klöfter fein 
möge, jo haben fi die Stände zu allgemeiner Beruhigung zu 
dem Grundſatz verbunden, daß fein geiftliches, kirchliches und 
Föfterlihes Gut zu einem fremdartigen Zwede, fondern bloß zu 
Anftalten der Religion und Erziehung verwendet werden folle.* 
Noch folgte dann die Konferenz der Fatholifchen und paritätifchen 
Stände, am welcher zwifchen ver Mehrheit der teilnehmenden 
Kantone die Verftändigung erzielt wurde, daß „Klöfter nur in 
Folge eined mir dem päpftliden Stuhle abzufchließenven Kon: 
fordated aufgehoben werben fönnen, die Annahme der Novizen 
durch Feine Einſchränkung, welche tie Fortdauer des Klofterd ges 
fährden könnte, befchränft werben folle, und die auf ſolche Weiſe 
aufgeſtellten Grundfäge anf alle Klöfter ohne Ausnahme ange 
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wendet werben follen, welche fi tem Staat und ber Gejellichaft 
auf eine dem Geifte ihrer Stiftung angemefjene Weiſe gemeins 
nügig zu machen geneigt zeigen werden.” Jene Mehrheit jprach 
fürmlihe Annahme aus und erfuchte den Landammann, ſolches 
dem Nuntius in ihrem Namen zur Kenntniß zu bringen. Gt. 
Gallen und die übrigen Minverheitöfantone beſchränkten fih auf 
die Erklärung: fie werben ihren Regierungen empfehlen in jene 
Gefinnungen einzutreten und dem Nuntius von fi aus davon 
Mittheilung zu machen. Mit diefem war die bunbesrecdhtliche 
Ordnung hinſichtlich der Klöfter für die Zeiten der Mediations— 
akte feftgeftelt; ver Wortlaut der Beichlüffe und Vereinba— 
rungen zeigt aber, daß fie dem üblen Willen der Kantone und 
ben ſyſtematiſchen Gegnern der Klöfter no weiten Spielraum 
übrig ließ. Se urtheilte Müller-Friedberg jelbft. ') 

Wie rührig die St. Galliihe Geſandtſchaft bei diefen Ver— 
handlungen geweſen, geht ſchon aus Dbigem hervor. ALS fie 
der Regierung in weitläufigem Schreiben die Gefahr des zen- 
tralifirenden Vorgehens der Tagſatzung in Militärfachen vorftellte, 
übertrug fie gleiche tadelnde Anfiht auf die „Tendenz, das 
Religiofe und Mönchsweſen zu zentralifiren und zu diefem Ende 
wieder eine Fatholijhe Seſſion?) emporzubringen, mit dem 
Unterfchied, daß man jegt befretiren werde, während ehedem 
jeder Kanton nicht minder nad feiner Willfür handelte”; fie 
erzählte: „SKlofterdeputirte von Muri, Wettingen, Karthaufe 
(Sttingen) betrieben die Machination mit den gewohnten Mitteln“; 
fie meldete ferner: der fränkiſche Botichafter fprach ſich deutlich 
für das (Souveränetätd-) Recht der Kantone aus, aber handle 
öffentlich gar nicht; der päpftliche Nuntius, „gegen den wir aus 
befannten Gründen jchonender zu Werk gehen müffen“, habe in 


) Schreiben ver Gelandtfchaft an den Kleinen Rath, vom 26. Juli: 
weder werbe bie Tagſatzung befretiren, noch ein Bertrag zwifchen den Kans 
tonen zu Stande fonımen, „auf deffen Bollziehung man in Zukunft provo- 
jiren fönnte*. 

2) Gefönderte Berfammlung der Fatholifchen Stände, wie es vor 1798 
zu den Zeiten der Tagfagungen gefchah. 
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einer befondern Konferenz auf den Geſandten (Müller-Briedberg) 
zu wirken geſucht; es jei aber auch umgefehrt auf den Nuntius 
gewirft worden. ') Dem St. Galliihen Gejandten war übrigens 
die Denfichrift des Nuntius, nicht fo Faft wegen der Klofter- 
frage im Allgemeinen, als vielmehr wegen des Stiftes St. Gallen, 
ungelegen gefommen; denn diefelbe lautete ganz allgemein, und 
machte feine Ausnahme zum Nachtheil jenes Stifted. Kaum 
hatte die Gefandtihaft Wind befommen von jener Note, fchrieb 
fie eiligft und noch gleihen Tages (27. Juni) an den Nuntius, 
um von ihm die Erklärung herauszuloden, daß Alles, was den 
Inhalt der „Statuta conventa“ betreffe, durch die Denkfchrift 
ded Nuntius nicht betroffen fei, Sondern vielmehr als davon 
getrennter Gegenftand angefehen werde. Der Nuntius aber 
weit entfernt, dem Anfinnen zu entipredhen, antwortete ganz 
ausweichend: er dürfe fi in das, was dem heiligen Stuhl im 
abgewichenen Januar vorgelegt worden, in feiner Weile ein- 
miſchen, ſondern habe lediglich dortigen allerhöchſten Enticheid 
abzuwarten.“) Dieſem Schreiben gab Müller-Friedberg ſofort 
eine ganz willkürliche und falſche Deutung, indem er in einer 
Rede an die Tagſatzung behauptete: die Geſandtſchaft habe die 
Erklääͤrung bei Handen, „durch welche der Nuntius in die bes 
ſonderen Materien, welche der päpſtliche Stuhl gegenwärtig für 
dieſen Kanton (St. Gallen) behandelt, nicht eintreten laſſen 
will.“) So wurde, abgeſehen von der Tagſatzung, die Regie— 
rung und der ganze Kanton St. Gallen irregeführt und zu der 
Meinung gebradt, als ob die allfällige Anwendung der vom 


) Schreiben der St. Gallifchen Gefandtfchaft an den Kleinen Rath, 
vom 27. Juni 1804. 

2) MWörtlich lautete die Antwort bes Nuntius, ebenfalld vom gleichen 
Tage: In iis quae ad sanctissimum Pontificem usque de mense januario 
currentis anni & Nobis de Pago Sangallensi delata fuerunt, nullo pacto 
Nos immiscere possumus nec debemus; sed Ejusdem oraculum, quod an- 
xie expectamus, maxima animi devotione venerabimur.“ 

) Schreiben der Geſandtſchaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, 
vom 3. Zuli 1804; mit beigelegtem Gefandtfchaftsbericht über die 27fte 
Eigung der Tagfagung. 
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Auntius sin der Klofterfahe aufgeftellten Grundſätze auf das 
Klofter St. Gallen den Abfichten des heiligen Stuhls felbft zu: 
wider wäre. Mit Bezug auf die übrigen Klöfter jchrieb der 
Kleine Rath, der an der Tagjagung gemachten Zuſage gemäß, 
und vorbehaltlich der in Frage liegenden Angelegenheit der Abtei 
St. Gallen, an den Nuntius: er habe feit feiner Einfegung 
dem Grundſatz gehuldiget, Fein Klofter anders ald im Einver— 
ftändniß mit dem heiligen Stuhl aufzuheben, eben jo wenig vie 
Aufnahme der Novizen auf eine Weiſe zu erfhweren, daß da— 
durch der Beftand ver Klöfter jelbft gefährdet wäre; viele 
Grundjäge werde er auf alle Klöfter anwenden, deren ökonomiſche 
Eriftenz gefichert fei und vie fich, feinen Anfichten gemäß, auf 
eine mit dem Geift ihrer Inſtitution verträgliche Weife für den 
Staat und die Gejeljchaft nüglich maden würden (25. Auguft). 
Der Nuntius erflärte fi mit diefem Schreiben zufrieden. Dem 
Landammann der Schweiz wurde vom Geichehenen umtliche 
Mittheilung gemadt. 

Während diefen Ereignifjen war der Konventionsentwurf 
zur Umwandlung des Stiftes St. Gallen in ein Bisthum ver 
Gegenftand vielfeitiger Aufmerkjamfeit jowohl in St. Gallen 
old in Rom. Hatte auch eine Anzahl ver Kapitularen ſelbſt 
fih zu deſſen Billigung herbeigelaffen, fo mißfiel er gleihwohl 
der überwiegenden Mehrheit der St. Galliſchen Geiftlichfeit der 
alten Landſchaft, des Toggenburgs und des Rheinthals; auch 
ſogenannte freiſinnige Geiſtliche fragten ſich: ob wohl ſelbſt 
Könige ihren Biſchöfen jo enge Schranfen geſetzt hätten, wie 
die Volfsregierung von St. Gallen fib in jenem Vertrags- 
entwurf gegenüber dem fünftigen Landesbijchof herausgenommen 
habe; beſonders fanden fie im jenem Aktenſtück argen Verſtoß 
gegen die in der fatholifhen Kirche üblichen kanoniſchen Formen 
rüdfihtlih der Wahl des Bilchofs, dann feiner und der Dom— 
herren Abhängigfeit vom Kleinen Rathe. Wieder andere Geift- 
liche gab es, und jelbft Kapitularen, welche ta glaubten, daß 
ed mit der Errichtung eines Bisthums nie recht Ernft geweſen 
und vielmehr nur Abficht der Regierung geweſen jei, Abt und 
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Kapitel von einander zu trennen und durch Mitwirkung des 
legtern die Eirchlichen und vwoiffenfchaftlihen Schätze des Stiftes 
wieder in das Land zu bringen. Nicht weniger als vie Geift- 
lichfeit waren jene katholiſchen Laien des Kantons, welde ſchon 
jo oft fih für die Rechte des Stiftes verwendet hatten und 
deſſen Wiederherftellung gewifjermaßen ats ihre Lebensaufgabe 
anfahen, betroffen über den Abjchluß der Konvention, unter 
ihnen vorzüglich jene, die ald Mitglieder des Großen Rathes 
feinen Berfammlungen. beigewohnt, vom Präſidenten des Kleinen 
Rathes auf ihre Verwendungen für das Stift nur ausweichende 
Beicheive erhalten und nun wahrzunehmen hatten, in welcher 
eingreifenden Weile inzwilchen von Seite des Kleinen Rathes 
die gänzlihe Umwandlung des Stiftes jur Hand genommen 
worden ſei. Mit Unwillen vernahmen fie, wie der Wirfungs- 
kreis und jelbft die Lebensdauer der neuen Anftalt ganz ver 
Willküt des Kleinen Rathes preiögegeben wäre, in bisherige 
Kollaturordnung, ja felbft in die Firchlichen Geſetze über das 
Ehewejen willfürlich eingegriffen werde, dem Bilchof der vor- 
behaltloje Eid unbedingter Unterwerfung auferlegt werden wolle, 
ohne alle Rüdfiht darauf, daß die weltliche Behörde frei bliebe, 
firchenfeindliche Gejete und Berordnungen zu erlaffen. Gie 
jahen im Geiſte die katholiſche Kirche, ihr Anfehen und ihre 
Geſetze einer Allianz der proteftantiihen Mitglieder der Regie— 
rung und des Großen Rathes mit wenigen fogenannten „freis 
finnigen Katholifen“ preisgegeben.‘) Die Beforgniffe wuchſen, 
als Gerüchte von erfolgter wenigftens theilweifer Genehmigung 
der Konvention, feitend des Papftes, während des Frühiahres 
1804 in Umlauf kamen. s 

In Rom hatte Kardinal Feſch, franzöſiſcher Botichafter bei 
dem heil. Stuhle, das Bittchreiben („la supplique*) der St. 
Gallifhen Regierung durd Note vom 2. Mürz 1804 an den 
KardinakStaatsfefretär Konfalvi der Genehmigung des Papftes 
empfohlen; Se. Heiligkeit hatte, fo meldete dann Feſch an 


) Falk: Beitrag zur Geſchichte der Auflöfung des Stifts St. Gallen. 
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Talleyrand, „mit Rüdficht auf das vom Erften Konful bezeugte 
Intereſſe“ an der Angelegenheit, deren ernfte Würdigung ver- 
heißen. ) Aus St. Gallen ber in Kenntniß gejeßt von biefer 
Antwort ſprach der Nuntius befte Hoffnung für die Erfüllung 
der Wünsche der Regierung aus und verſprach mitzuwirken, daß 
das Ganze an ein gutes Ende geführt werde. Mittelft Note 
des Kardinal-Staatöfefretärd an den franzöftfchen Botſchafter 
vom 19. Mai erfolgte der päpftliche Beſcheid: die ganze Kon: 
vention fei unhaltbar in Form und Weſen; zwei Mönche, die 
ihre Mitbrüder vorzuftellen- ih anmaßten, hätten nicht Namens 
des Stifts unterhandeln können; ihnen habe jede Vollmacht des 
Abtes gefehlt; vieler aber mit der Mehrheit des Kapitels ftehe 
dem Projeft entgegen; für den andern Theil habe ver Bruder 
des einen der beiden Mönche unterhanvelt, ohne irgend welde 
Bevollmächtigung durch den Großen Rath; es fehle daher dem 
Akte alle Autorität feitens der beiden Kontrahenten; der Sache 
nach ergebe fidy gleihe Nullität; wie jollen zwei Mönde, fo 
hieß es, mit ver weltlihen Macht einen WBertrag über. die 
Säfularijation, über die Aufhebung einer Abtei und Umänderung 
derfelben in ein Bisthum unterhandeln können u. f. w.? Es 
war, mit einem Wort, die ganze Machenſchaft in fchärffter 
MWeife durchgenommen und deren Unftatthaftigkeit kundgegeben. 
Einlenkend ſchloß dann aber doch die Note mit der Erklärung: 
ed wolle der Heilige Vater, trog jener Unregelmäßigfeiten, aus 
Rüdficht für die religiöſen Interefjen der Et. Galliſchen Katho— 
lifen, die Einwilligung geben, daß die Abtei St. Gallen, nad) 
dem Borgange der Erhebung der Abtei Fulda zu einem Bis- 
thum unter Papſt Benedift XIV., in ein Episfopat mit NRegu- 
lar⸗Kapitel umgewandelt werde, doch vorbehältlich der Zuftim- 
mung des Biſchofs von Konftanz. Kardinal Feſch möge zur 
Unterhandlung mit den nöthigen Vollmadhten verſehen werben. 
Dem im Juni zu Bern weilenden St. Galliihen Gefandten 
Müller-Frievberg eröffnete Vial, daß gute Hoffnung für Ge: 

') Schreiben ded Kardinald Feſch an Talleyrand, vom 5. Germinal, 


Jahr XII (26. März 1804). 
Baumgartner. Kanton St. Gallen, 1. 10 
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nehmigung des Konfordatd wegen des Bisthums vorhanden, 
Alles in die Hände des Kardinald Feich gelegt ſei. Erfreut 
und gleihjam als wäre Alles bereitd im einen, erließ bie 
Regierung Danffchreiben an den Kardinal Feſch und an Vial, 
in welchen fie übrigens nicht ermangelte, auf bie eigenthümlichen 
Berhältuiffe des Kantons St. Gallen, wo verſchiedene Reli- 
gionsparteien wohnen, aufmerffam zu machen; in ſolchem Lande 
nemlich jei es beſonders wichtig, daß die religiöfen Grundſätze 
liberal, die fiberalen Grundſätze religiös feien. ) „Dem Schreiben 
mit diefem Wortipiel an Bial feste die Regierung bei: „bie 
Kraft, die wir aus jener Harmonie fchöpfen werben, wird aber: 
mals unferm erlauchten Broteftor und Vermittler gewidmet fein“. 
Diefer jervilen Schmeichelei folgte Enttäufhung. Anfangs Zuli 
erhielt Müller⸗Friedberg aus der Hand des Landammannd 
v. Wattenwyl Kenntniß von dem Wortlaut der römifchen Note 
an Kardinal Feſch; laut ihrem Inhalt waren noch die größten 
Schwierigkeiten zu überwinden. Eilig machte fi der St. Gallifche 
Gejandte an die Arbeit zu deren Ueberwindung und jammelte 
in St. Gallen das nöthige Material zur Widerlegung. So 
entftand eine Gegennote oder Denkſchrift der St. Gallifchen 
Geſandtſchaft an den Kardinal Feb vom 15. Juli, die an 
diefen durch übliche diplomatiſche Vermittlung abgejendet wurde; 
was ſich nicht unmittelbar nach Rom jchreiben ließ, darüber 
ſprach ſich die Geſandtſchaft in nachträglicher Beleuchtung an vie 
Regierung vom 16. Juli aus. Die Denkichrift an Feſch juchte 
vor Allem die fompetente Stellung der Regierung zu rechtfertigen: 
der Vorgang bei Abjchließung der Konvention ſei ein ganz 
regelmäßiger geweſen; habe der Präfivent des Kleinen Rathes 
anfänglih aus fi gehandelt, jo feien durch die nachfolgenden 
Solemnitäten alle Spuren einer bloßen Privatunterhandlung 
getilgt, indem die Regierung nachgehend ven Entwurf genehmiget 
und mit Siegel und Unterjchriften habe ausftatten lafjen, auch 

) Schreiben der Regierung an den Karbinal Feſch und an Bial, vom 


22. Juni, beide von Müller: Friedberg in Bern verfaßt, dann in St. Gal: 
len genehmiget und audgefertiget, 
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von fih aus die nachherige Korrefpondenz zur Empfehlung der 
Konvention bei der franzöſiſchen Regierung fowohl als bei 
Seiner Heiligkeit geführt habe; daß ter Bruder des Präfiventen 
für den einen Theil mitgewirkt, fei einzig dem Umftand zuzus 
ſchreiben, daß er als das geeignetfte Organ zur Verhandlung 
angejehen worden ſei. Der Große Rath ſei feineswegs um— 
gangen worden, denn ihm komme verfaflungsgemäß eine Da- 
zwijchenfunft erft dann zu, wenn es fich um Genehmigung eines 
unterhandelten Vertrags handle. „ES wäre dem Reſpekt gegen 
den Heil. Stuhl und der Konftitution zuwider gewefen, wenn 
man denjelben (den Großen Rath) vor der päpftlichen Sanftion 
in Sache hätte eintreten lafjen”. Seitens der Kapitularen habe 
die große Mehrheit das Verkommniß genehmige. Habe ver 
Abt feine Zuftimmung verfagt, fo entjcheide dieß nicht; denn ber 
Abt habe gegen die gejegmäßigen Regierungen des Landes ftets 
ein aufrührerijches Betragen gezeigt und könne ver öffentlichen 
Ordnung wegen nicht anerfannt werben (folgte das lange ſchon 
oft vorgetragene Sündenregifter des Abtes); MWiederherftellung 
der Abtei ohne die vorgejchlagene Abänderung wäre Friedens: 
ftörung zwiſchen beiden Religionsparteien und würde die Erhals 
tung der beftehenden politischen Ordnung gefährden. Solche 
Miederherftelung jei aber auch wegen der Schuldenlaſt des 
Stift8 unmöglih; „nur die Erfparnifje der Regierung können 
die Trümmer jeines Vermögens noch retten”. Nach diefen zum 
Theil jehr gewagten Behauptungen überging die Denkichrift auf 
den Plan Confalvi’s, einfach die Abtei zum Bisthum zu ers 
heben, wie es in Fulta gejchehen. Die bloße Umwandlung ver 
gewejenen Abtei St. Gallen in ein Bisthum, wobei alles Uebrige 
im alten Stande bliebe, würde ven Verhältniffen nicht entfprechen, 
und der Fall jei ſehr verjchieden von demjenigen der Abtei Fulda; 
namentlich dürfe der alte Souverän (im Kanton St. Gallen) 
nicht dem neuen gegenüber geftellt werben. Und im Begleit- 
ihreiben zur Denkſchrift wurde gelagt: der Vorbehalt einer Ein- 
willigung des Biſchofs von Konftanz gehe nicht an, denn felbft 


der „liberalfte Biſchof“ werde jederzeit Einwendungen gegen die 
10* 
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Zerglieverung ſeines Kirchiprengeld zu machen im Falle fein. 
Der Fall fei ein ganz außerorbentlicher: alle (auswärtigen) Lan— 
deöherren trachten die Bisthümer nach den Landesgrenzen zu bes 
ſchränken; unerachtet der großen perfönlichen Verdienſte des gegen: 
wärtigen Biſchofs (von Konftanz) Fünne vie Schweis um fo 
weniger Anftand nehmen, ſolchem Beilpiel zu folgen, „als ver 
Biſchof aus einem unabhängigen Fürften zum Penſionär eines 
fo mächtigen Nachbarn geworden ift, daß man jeden Einfluß 
deſſelben auf die helvetifche Kirche ablehnen muß”. Dieje Akten 
enthüllen fjehr wichtige Plane: Trennung von Konftanz jchon 
damals fchweizerifcherjeitd beabfichtiget; feierliche Recufation des 
Abtes Pancratius als Biſchof, weil die Regierung in feiner 
Perſon die gewünfchte Servilitäit nicht zu finden glaubte; Separat- 
abfindung mit dem Kapitel und dadurch Niederſchlagung der Frage 
der MWiederherftellung des Kloftere Et. Gallen als folches, end: 
lich Bereinigung aller Lantestheile des Kantons in ein Bis— 
thum, ein Ergebniß ver Unterhandlung, welches zugleich bie 
Regierung des Verkehrs mit der Feineswegs in ihrem Beifte 
lenkſamen @urie von Chur enthoben hätte. 

Kardinal Feſch, von Talleyrand bringend aufgeforvert, das 
Anfuchen der St. Galliihen Regierung zu unterftügen, übermit- 
telte die Geſandtſchaftsnote vom 15. Juli dem Kardinal Con— 
falvi (18. Fructivor, 5. September). Aber Müller-Friedberg, 
Dial, Talleygrand, Bonaparte und eich zufammen waren ohn- 
mächtig gegenüber dem feften Willen des heil. Stuhles, ſich ver 
Genehmigung einer Abfindung zu enthalten, deren nächfte 
Zwede wenigftend unlautere und den Forderungen der Gerech- 
tigkeit nicht entiprechend waren. Der SKardinal-Staatsjefretär 
Conſalvi antwortete im Namen ded PBapftes und in fiegreicher 
MWiderlegung auf die St. Galliihe Geſandtſchaftsnote vom 
15. Zuli: Wäre auch die Ermächtigung des weltlichen Unter: 
händlers für Abſchluß der Konvention dargethan (was aber auch 
jet noch beftritten werde), jo ermangle eine ſolche gänzlich feitens 
der beiden Mönche; die vom Abt getrennten Mönche (und wären 
fie auch die größere Zahl gewefen), felbft nicht befugt zu folchen 
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Borgeben, haben auch den zweien eine Vollmadıt rechtlich nicht 
geben Fönnen, ohne Gegenwart und Autorität ihres regelmäßigen 
Obern; fie haben vielmehr durch ihr Vorgehen vie heiligften 
Pflichten ihres Standes und Tas Gelübre des Gehorfams vers 
fest. Aus den Aften erhelle übrigens, daß jelbft die beiden 
unterhandelnden Mönde ihr Berfahren ald Firchengefegwibrig 
eingeftehen und erfennen; Alles mit Mehrerem und ausführlich, 
zum Beweis, daß die Konvention ſchon durch ihren Urjprung 
als nichtig fi darftelle und daher als nicht abgefchloffen ange- 
jehen werden müfje. Behauptete Trennung vom Abt, Zerftreuung 
der Mönche indgejammt, das BVerhalten des Abtes, die Gefin- 
nung der Regierung gegenüber vemjelben, felbft die vorbehaltene 
Sanftion durd Se. Heiligfeit, all dieſes falle bei jener rechtlichen 
Würdigung des Geſchehenen außer Betracht. Wie das formelle 
Verfahren, fo jei aber aub tie Sache, ter Inhalt tes Ber: 
fommniffes, nicht geeignet, die päpftlihe Genehmigung erhalten 
zu können. Auch die geichehene Berufung auf die mit dem 
Nuntius umd feinem Auditor ftattgefundene Berhandlung made 
die Sache nicht beſſer; — denn der Papſt habe weder dem einen 
noch dem andern einige Gewalt gegeben, über die Zernichtung 
des Klofters St. Gallen fih in eine Unterhandlung einzulafjen; 
was mamentlich der Auditor dabei gethan, ſei gejegwidrig und 
ungültig. Weiter: mit den Grundfägen ver Gerechtigkeit und 
den fanonifchen Vorfchriften unvereinbar wäre ed, den Abt von 
St. Gallen ohne gerichtliche Form und ohne Urtheilsjpruch feiner 
wohlerworbenen Rechte zu berauben. Auch dürfe der Papſt 
nicht ohne dringendfte Gründe das Stift aufheben; die Berufung 
auf den Schuldenftant aber fei nicht ftihhaltig; erlaube derſelbe 
doch noch die Errichtung eines Bisthums mit weltlihem Ka— 
pitel, jo werde das vorhandene Vermögen noch weit cher für 
den Unterhalt des Abtes und eines Negularfapiteld genügen. 
Eben jo wenig würbe fid die Bewilligung des Geforberten mit 
dem befannten Einfchreiten des heil. Stuhles für die Erhaltung 
gefammter Klöfter der Schweiz vereinbaren lafjen; habe ber 
Bapft ſolche Verwendung im Allgemeinen und für alle Klöfter 


Hy 
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eintreten laffen und fei er alfo Bürge und Garant für fie alle: 
wie könnte nun der heil. Vater „zu der Aufhebung des aller- 
anfehnlichften Klofters in der Schweiz, zu der Abtretung feiner 
Güter und zur gänzlichen Umftürzung der Hlöfterlichen Ordnung 
dafelbft Hand bieten!" Zum Schluß übergehend, erklärte der 
Kardinal-Staatsjefretär: daß bei allem guten Willen Sr. Hei- 
ligfeit, fih dem franzöftichen Kaifer gefällig zu zeigen, Sie das 
Berfommniß, wie es vorliege, nicht gutheißen, auch nicht weiter 
gehen könne, als zu dem bereits Zugeſtandenen: Erhebung des 
(wirklichen) Abtes zur bijchöflichen Würde bei unabänderlicher 
Beibehaltung der Regularität im Klofter St. Gallen, wie es 
ehemals mit dem Klofter Fulda gefchehen, mit. vorläufiger Ein- 
willigung des Biſchofs von Konftanz „und anderer Bifchöfe, die 
in den St. Galliihen Landen einiges Recht haben mögen“. Sn 
diefem Sinne verhieß Confalvi in nähere Unterhandlung mit 
Feſch, dem Vertrauensmann aller Betheiligten, einzutreten. ') 
So war die Macenfchaft der „Statuta conventa* in Wefen 
und Form, und namentlich in ihren nächften politifchen Zielen, 
vom heiligen Stuhl gänzlich verworfen. Das wollte man in 
St. Gallen, gegenüber allen Verficherungen der VBormünder und 
Patrone in Bern und Paris, nicht glauben; man jcheute fich 
daher nicht, längere Zeit jene Note, als fie, zuerft auf Umwegen, 
zur Kenntniß der Regierung gelangte, felbft in amtlichem Brief- 
wechjel als unächt oder unterfchoben zu tariren. Um eben viele 
Zeit erhielt Müller- Friedberg eine andere ihm höchſt unwillkom— 
mene Kunde. Fürft Bancratius, der unverdroffen die ihm durch 
feine Gewifjenhaftigfeit vorgeſteckten Ziele verfolgte, hatte am 
18. November durch den Fürftbifchof von Bafel, Franz Xaver 
Freiherrn v. Neveu, in der befcheidenen bifchöflihen Kapelle zu 
Dffenburg, wohin fih Pancratius von Ebringen aus begeben, 
die Abbatialbenediktion erhalten, gleihwie ihm ein Jahr früher 
die päpftliche Betätigung feiner Abtswahl zugefommen.?) Diefe 

*) Mote des Kardinal-Staatöfefretärd Konfalvi an den franzöftfchen 


Botfchafter in Rom, Kardinal Feſch, vom 29. Oftober 1804. 
2) Aus dem Tagebuch des Fürften, vom 18. November, worin geſchrie⸗ 
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Nahriht, mit der dem St. Galliihen Staatslenker zugekom⸗ 
menen Kunde, daß die mehrerwähnte Konvention verworfen jei, 
wedte in ihm bie bitterften Beſorgniſſe; „wäre das Alles wahr, 
jo würde ich bald allein ftehen in der St. Gallifhen Regie 
rung“ und wäre der Kanton ben größten Gefahren preisgegeben; 
jo jchrieb jammernd Müller-Friedberg an Vial nad) Bern (8. Des 
jember). Und nochmals nahm er die Hülfe des Franzofen in 
Anſpruch, als Gerüchte von Unterhandlungen d'Affry's für ein 
Ichweizerifches Bisthumskonfordat in den Zeitungen umliefen, 
welhe nah der Meinung Müller-Friedberg's ungünftig für St. 
Gallen gewefen wären; er ſchrieb deßhalb an Vial: zwei Dinge 
werden in St. Gallen nicht gehen, einerjeits eine &inverleibung 
in das Bisthum Chur, amderfeitd die Erhebung des Er-Abtes 
zum Biſchof mit damit verbundener MWiederherftellung tes Klo— 
fters in feinem bisherigen Beſtand. Im Verlaufe diefer Zeiten 
hatte fi der lebenelängliche Erfte Konful Franfreihs in Folge 
Senatusfonfults am 18. Mai 1804 auf den durch ihm feldft 
errichteten Thron geſchwungen; der Republik war eine neue 
Monarchie gefolgt; Katjer Napoleon war in erhöhter Würde 
Seldftherricher Franfreihs, und nahm für jene annod die kirch— 
liche Weihe in Anſpruch. Papſt Pius VII. fügte fih und unter: 
nahm zur Krönung des Kaiferd die weite und ‚beichwerliche 
Wanderung aus Rom nad Paris, wo er am 28. November 
ankam. Bis bieher fogar gedachte nun die St. Galliiche Res 
gierung dem firchlichen Oberhirten zu folgen, um von ihm bie 
Genehmigung der noch immer nicht aufgegebenen Konvention zu 
erwirfen; fie wollte den Faden der Unterhandlung neuerdings 
aufnehmen und zu diefem Behuf eine perfönliche Aborbnung an 
den Heil. Vater nah Paris entjenden, falls eine ſolche dort ge- 
nehme Aufnahme finden fünnte. Dafür neuer Briefwechjel mit 
Vial, der die Erfüllung des Wunſches durch Talleyrand zu vers 
mitteln fuchte, aber nichts melden Fonnte, als die Thatfache der 
ben: „Die apoftolifchen Bullen wurben vorgelefen; ich Teiftete den Eid, und 


fo gefchahen in allmeg die gewöhnlichen Geremonien, in Anwefenheit der 
vorgefchriebenen Aſſiſtenten.“ 
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eigenen Verwendung (Schreiben Vial's vom 21. Dezember nach 
St. Gallen). Dem Papſt folgte in die franzöſiſche Hauptſtadt, 
nebft andern hohen MWürdeträgern der Kirche, ter Fürftbifchof 
Karl Theodor von Konftanz, An dieſen nun wendete fich die 
St. Galliiche Regierung ebenfalls, um feine einflußreiche Unter- 
ftügung für ihr Projekt zu gewinnen; fie ſchrieb am Schluß: 
ed wäre Allen erwünjcht im Kanton St. Gallen, daß die ober- 
hirtliche Gewalt nicht zwiſchen mehreren Biſchöfen zerftüdelt 
bleibe; Chur könnte von der italieniſchen Schweiz her mit ver 
größten Schicklichkeit beſtens entihädiget werben (14. Dezember). 
Und damit nichts verfäumt werde, erließ vie Regierung eine 
newe ausführlide Denkſchrift an ven franzöſiſchen Gejandten zu 
Handen feiner Regierung und des Karbinald Feſch zumal. Dieſe 
Schrift hob mit fchweren Klagen darüber an, daß dem Fürft- 
abten die Note Conſalvi's eingehändiget worden, noch bevor fie 
in St. Gallen befannt war, berichtete ten „Mißbrauch“, der 
damit in St. Galliihen Runden getrieben worden fei, und bie 
daraus entitandenen Werlegenheiten, ') überging dann zu einer 
bittern Karafteriftif jenes Fürftabtes und zur weitläufigen Wie- 
derholung aller ver befannten Hergänge in Angelegenheiten des 
Klofters, in ſehr ſcharfer, faft heftiger Darftellung, in ter dann 
namentlich yoch die Hoffnung ausgelprocen ift, ed werte Se. 
Heiligkeit bewilligen, daß das ganze St. Galliihe Gebiet für: 
derhin nur einem und demjelben Bisthum angehöre (18. Dez. 
1804). Die Note ift, was ihre körnige Abfaffung betrifft, ein 
diplomatiiches Meifterftüf, war aber doch unvermögend gegen 
über der nicht minder gewandten ald grundfäglicen Darftellung 
der ganzen Angelegenheit, wie fie in ver Conſalvi'ſchen Note 
gegeben war. 

Die Verträge zwifchen der Schweiz und Churbaden über 
die im Gebiete der erfteren gelegenen Befigungen des Hochftiftes 
und bed Domfapiteld von Konftanz führten zu einer Dotation 
der Kantone, deren Gebietötheile zu diefem Bisthum gehörten, 


) Wovon unten die Erzählung folgen wird. 


— 153 — 


im Betrage von 300,000 Gl., beitimmt zur Dedung ihrer Diö— 
jefanbebürfniffe (6. Februar 1804). Eine allfällige Trennung 
vom Bisthum Konftanz war jchon damals in Ausficht genom— 
men. St. Gallen erhielt von den ehemaligen Beligungen des 
Bistums im Werthanſchlage von 11,300 Gl., für welde 
Summe es zu Gunften jenes fchweizeriihen Bisthumsfonds haft 
bar wurde. 


Fünfter Abfchnitt. 
Des Fürften neues Schreiben an die Regierung für die Erhaltung des 
Stiftes und Rüderftattung des Vermögens. Nußerorbentliche Großraths⸗ 
ſeſſion; auch jened Schreiben dem Großen Rath vorenthalten. Der Kapis 
tularen Widerruf bezüglich des Konventionsentwurfes. Die Bittfchriften 
der Geiftlichfeit und der Laien an den Heiligen Vater um Wiederherftellung 
des Stiftes. Inquiſitoriſches Einfchreiten gegen die Unterzeichner. Prokla— 
mation der Regierung; des Fürften mittelbare Antwort auf diefelbe. Depor: 
tation zweier Kapitularen. Der Strafprozeß gegen die Kantondräthe; moras 
lifche Niederlage der Regierung. Der Papft in Paris; feine Verwendungen 
dafelbft für das Stift. Gegenpolitik des franzöfifchen Gefandten in Bern. 
Die Regierung befchließt die Aufhebung des Stiftes; ein Großratheviertheil 
genehmiget fie und verfügt über das Stiftsvermögen. 
(Bom Sommer 1804 bis Frühjahr 1805.) 


Der Fürft und die Freunde der Wiederherftelung des Klo- 
fters in St. Gallen hatten dem Gang der Ereigniffe nicht gleich» 
gültig zugejehen. Jener war im Briefwechjel mit dem Kardinal 
Staatsfefretär, Außerte fih zwar günftig für die Umwandlung 
ded Stiftes in ein Bisthum mit regularem Kapitel, Alles aber 
unter Beding und Vorausſetzung, daß Flöfterlibe Zucht und 
Ordnung gefihert bleiben, und erhielt dafür Billigung und Bei- 
fall jeitens des Papftes. Aus diefer Handlungsweile des Fürften 
ergibt jich ein neuer Beweis, taß PBancratius, wenn er nur im 
Stande geweſen wäre, ven Fortbeftand des Stiftes nad kirch— 
lihen Vorſchriften zu fihern, ver weltlichen Herrihaft bereits 
willig entjagt hätte. Ausgezeichnete Stimmung herrſchte gleich: 
falls in der Geiftlichkeit; die überwiegende Mehrbeit derſelben 
war einverftanden mit Gründung des Bisthumsd und Erhebung 
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des Fürften auf den bijchöflihen Stuhl; „Feiner feines Gleichen 
wäre zu finden“, jo fchrieb ver Defan Joh. Nep. Brägger, 
Pfarrer in Kirchberg, einer der eifrigften Freunde des Stiftes. t) 
Mit der Kundgebung der Anfichten des Heil. Vaters und feines 
Staatsfefretärd änderte fich auch wejentlih das Verhalten des 
Nuntius; war er Anfangs des Jahres, in Folge Neberraihung, 
der Konvention günftig gewefen, fo hatte er ſich hinwieder feit- 
her von derjelben abgewenvet; darum die Falte und ausweichende 
Erklärung betreffend die Tragweite jeiner Note vom 27. Juni; 
darum feine Ermunterung an die Geiftlichfeit von St. Gallen 
zum Kampfe für die Erhaltung kirchlicher Rechte. ?) Diefe Geift- 
fichfeit war gut unterrichtet, wie e8 in Rom ftehe, und Brägger 
fonnte mit vollem Grund an P. Thomas jchreiben: „Kardinal 
Bonfalvi fteht für das Klofter*.3) Genannter Dekan wußte im 
MWeitern, daß der Fürft die Würde oder Bürde eined Bilchofes 
nicht ablehnen würde, falls nur zuvor die Konvention als nichtig 
erklärt werte. In viefem Geift arbeitete Brägger für die Wie- 
verherftellung ver Flöfterlihen Korporation und für wiederholte 
Zurüdforderung ihres Vermögens nah Maßgabe und auf Grund 
der Mebiationsafte. Er zählte dabei auf die hochgeftellten Laien, 
in erfter Linie auf den Regierungsrath Dominif Gmür; dieſer 
„Mann ift unerfchroden und beredt; er hat gewiß große Unter: 
ftügung zu erwarten; Dudli und Andere werben fih an ihn an— 
Ichließen;“*) der Finanzen des Klofters halber möge man ruhig 
fein; dem Grgebniß feiner Erfundigungen zufolge werde das 
Vermögen im ungünftigften Kal für den Unterhalt einer anjehn- 
lihen Zahl Religiofen genügen. In feinem lobensdwerthen Eifer 
ging Brägger noch weiter; er fendete im Einverſtändniß mit 
mehreren Kantonsräthen jeinen Kaplan nach Ebringen ab, ließ 
durch denfelben den Fürften dringend bitten, entweder ſelbſt in 


*) Brief Brägger’s an P. Thomas Brändle, vom 18. Juli 1804. 

2) So in einem Brief an Brägger vom 10. Juli 1804. Akten im 
Kantonsarchiv. 

9) Brief Braͤgger's an P. Thomas, vom 9. Auguſt. 

9 Schreiben des Defand Brägger an P. Thomas vom 16. Auguft. 
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das Land zurüdzufommen oder doch fchriftlih und neuerdings 
die Rüderftattung des Kloftervermögend -zu verlangen. Pancra- 
tius entjchloß fich zu leßterem. Nicht abgeichredt durch den Um— 
ftand, daß der Kleine Rath jeine erfte Eingabe vom 19. Juni 
1803 ganz und gar unbeantwortet gelaffen und der Berathung 
des Großen Rathes entrüdt hatte, ſchrieb er der Regierung 
neuerdings. Sein Begehren zielte auf Rüderftattung ver Güter 
und Gewährung ehrenvollen Fortbeftandes des Stiftes St. Gallen. 
Zur Begründung dieſes Begehrend- erinnerte er umftändlih an 
die Verdienfte des Stifted um Seelforge und Unterricht, und 
wie es überhin die meiften Regierungsfoften aus tem eigenen 
(Stifts-) Vermögen beftritten, darum auch feinenfalls die ihm 
„von einigen undanfbaren Menſchen“ zugedachten Scidjale ver: 
dient habe. Oder fol e8 um der Schulden willen unterdrüdt 
werben, die es zum Beſten des Landes und feiner Hungernden 
in Zeiten der Noth gemacht hat? So fragte er in berebter 
Meile. Eben jo wenig, führt das Schreiben fort, fünne in der 
bewußten Unterhandlung ein Hinderniß der Wiederberftelung 
liegen; ein an den Heil. Vater erlaffenes und mit einer illegalen 
Konvention begleiteted Schreiben, auf welches feit fünf Monaten 
noch Feine Antwort erfolgt fei, verdiene nach feinem (des Fürften) 
Erachten den Namen einer Unterhandlung nicht; ohnehin wiſſe 
er, daß das ganze Unternehmen dem Heil. Vater jehr mißfällig 
war, und gute Gründe berechtigen ihn zur Hoffnung, daß es die 
Genehmigung Sr. Heiligkeit nie erhalten werde (5. September). 

Unterbefjen waren bie weltlichen Freunde des Stifts, vie 
fatholifchen Kantonsräthe zumal, mit Aufmerffamfeit den Ber: 
handlungen der Tagfagung gefolgt, ſoweit jolche zu ihrer Kunde 
fommen fonnten. Einen Zwed hatte die Regierung erreicht, 
eine bejondere Berathung ver Stift St. Galliſchen Angelegenheit 
in der Tagſatzung fern zu halten. Aber zu Haufe jah ed anders 
aus; die Stimmgebung des Gefandten, wie fie durch die „Neue 
St. Galliihe Zeitung“ befannt geworden, erregte dad allge: 
meine Mißfallen ver Katholiken; fie waren fich bewußt, taß fie 
die große Mehrbeit im Kanton ausmachen; daß vie Katholiken, 
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namentlich jene der alten Landſchaft, tes Rheinthals und des 
Toggenburgs, feit 1798 ganz angelegentlih die beharrlichfte 
Verwendung für die Klöfter, insbefondere für das Stift Gt. 
Gallen, ausgefprocen hatten, und fonnten nicht gleichgültig hin— 
nehmen, daß, ohne befondere Ermächtigung jeitend des Großen 
Rathes, die oben erzählte gegneriſche Stellung feitend des Ge— 
fandten eingenommen worben fei, am wenigften das Wotum 
billigen, daß die Güter aufgehobener Klöfter gleihmäßig für 
beide Religionstheile verwendet werben jollen.*) Geſpannt ers 
warteten fie die Berichterftattung der Gefandtichaft im Großen 
Rath, der auf den 10. September einberufen war und von deſſen 
Beichlüffen bereitd Einiges gemeldet worden. Sie hofften Ges 
fegenheit, ihre eigenen Anfichten und Wünſche für das Stift zur 
Geltung bringen zu können, und gedachten ſolche mit Ernft zu 
ergreifen umd zu benutzen. Vom Schreiben des Fürften an die 
Regierung hatten fie jchleunigft volle Abjchrift erhalten, um 
joldes nad Kräften unterftügen zu können. Sie, und vie 
Geiftlichkeit, traten gleichzeitig auf. Die Geiftlichfeit verlangte 
Borlage ihrer früheren Eingabe für Wiedereinfegung des Stiftes, 
namentlich in feine geiftlichen Rechte, mit befonderem Bezug auf 
nöthige Separation in Angelegenheiten der Kirche (Kollaturen) 
und Erziehungsfahen. Die Kantonsräthe beriethen fih an einer 
Vorverfammlung für den anzuhebenden Kampf, mußten aber bei 
diefem Anlaß die unwillfommene Wahrnehmung mahen, daß 
der Regierungsrat) Dominif Gmür fid) von ihnen abgewendet. 
Der Kleine Rath ſprach über das Schreiben des Fürften Vers 
tagung aus (11. September) und theilte dafjelbe dem Großen 
Rathe jo wenig mit, als vie fchriftlihen Anträge des Fürften 
vom vorigen Jahr; in gleicher Weife verfuhr er mit der Eins 
gabe der Geiftlichkeit. Dagegen erftattete tie Geſandtſchaft am 
eben genannten Tag, „in geheimer Sigung” dem Großen Rath 
ihren Bericht über die Tagfagungsverhandlungen; dabei wurde 
über Klofterwefen und Bisthumsſachen „foviel als nichts” vor: 


) „Neue St. Gallifche Zeitung“, vom 28. Juli 1804. 
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getragen. *) Bitter getäufcht in allen ihren Erwartungen, wollten 
fih die Fatholiichen Kantonsräthe nun mittelit Motionen behelfen. 
Schaffhaufer namentlid wollte eine ſolche am Schluß der Seſſion 
anbringen. Reutti aber, ver PBräfivent, jelbft die reglementarifche 
Schlußanfrage willfürlih unterlafjend, verweigerte das Wort, 
brah ab und hob die Sigung auf. Schaffhaufer ſprach aber 
doch noch ernft und bündig, insbeſondere für die Begehren des 
Fürften und ver Geiftlichfeit, das Verfahren der Gejandtichaft 
tadelnd. Die Gegner fielen rafch über ihn her. Kontonsrath 
Müller von St. Georgen rief: „man verwendet fih um die 
Herftellung des Klofterd nur deßwegen, um dem Fürften und 
dem Stift einen Weg zu bahnen, nah und nach ihre herrichaft- 
lichen Rechte wieder an fich ziehen zu können“. Miüller-Friet- 
berg ſeinerſeits rügte den Vortrag Schaffhaufer’s als ordnungs— 
widrig, vertheidigte fih mit den Befugfamen der Regierung und 
verließ dann den Saal; die Proteftanten, theilnahmlos, thaten 
ein Gleiches. Der tumultuarijche Auftritt endete mit Vorwürfen 
ber opponirenden Katholifen gegen den Großrathspräfidenten 
Reutti (13. September). ?) Nachdem jolchermaßen der Vorſtand 
des Stiftes, die Geiftlichfeit und die Laien-Oppoſition aus dem 
Felde geichlagen waren, gab die Regierung dem Volke gefchraubte 
Nahriht von den Fagfagungsverhandlungen über erwähnte 
Gegenftände, in welchem Bericht die mißfällige Stimmgebung 
des Gejandten durch die Erklärung zu rechtfertigen gefucht wird: 
verjelbe habe weder für eine beiden Konfeffionen gemeinfame, 
noch für eine ausfchlieglihe Verwendung der Güter zu Gunften 
‚ der Katholifen, geftimmt, jondern überhaupt gegen alles Ein- 
treten im biefe und andere Fragen fich erklärt.) Durch dieſe 


4) Falk: „Beitrag zu der Gefchichte der Auflöfung u. f. w.“ 

?) Falk, a. a. O. — Brief des Dekans Brägger an den Fürften, vom 
24. September. 

) Kantonsblatt, Bo. IV. ©. 159 bis 162. Das was hier zu leſen, 
ift offenbar ein Auszug, vielleicht wörtliche Abfchrift der gefandtichaftlichen 
Relation. Wie unbefriedigend diefe Berichterftattung erfehienen fein mußte, 
erhellt aus einem fpäteren VBorfalle vom Mai 1805. Als dannzumal der 
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BVeröffentlihung follte die Meinung nun allgemein verbreitet 
werden, daß das Stift St. Gallen von den zu Gunften ver 
Klöfter geichehenen Schritten des heil. Stuhles ausgeſchloſſen 
fei, jede Verwendung zu deſſen Wiederherftellung nicht nur frucht— 
08, ſondern ſelbſt als eine verwegene Handlung gegen bie 
Landesregierung anzujehen wäre. ') Der Zujammenhang dieſer 
Ereignifje, namentlich die wegwerfende Behandlung des Großen 
Rathes jeitens der Regierung und ihrer Häupter, enthüllte, daß 
diefe eine offene und vollftändige Darlegung des Standes der 
Saden, unter Mittheilung der Akten, und eine daherige ein- 
läglihe Verhandlung gegenüber ven den Fatholifchen Rechten und 
Intereſſen treu gebliebenen katholiſchen Mitgliedern des Großen 
Rathes, nicht wagten. 

Der Großrathsſeſſion folgte allgemeine Erbitterung auf dem 
Fuße; erbittert waren die Vertheidiger der katholischen Rechte im 
Großen Rathe, weil mit Phrafen abgefertiget, und weil ihnen 
in Mißachtung ihrer amtlichen Stellung felbft das republifanijche 
Wort über die ganze Angelegenheit abgefchnitten worden war; 
mißftimmt war die Geiftlichfeit, der man das Gehör ebenfalls 
verweigert hatte; mißtrauijcher denn je die große Mehrheit des 
fatholifchen Volkes, weldyes nicht zu faſſen und nicht zu glauben 
vermochte, daß der Heil. Vater, wie im Kantonsblatt verfündet 
worden war, das Klofter St. Gallen in den durch den Nuntius 
an die Tagſatzung geftellten Begehren nicht habe einbegreifen 
wollen. Bei ſolchen mehrfeitig dem Stifte günftigen Gefinnungen 
und da ſeitens des Kleinen Rathes nicht das geringfte Entgegen- 
fommen mehr erwartet wurde, zumal aud) die auf den Regie— 
rungsrath Gmür gefegten Hoffnungen zu Waller geworden, er 


Entwurf zu einer Infteuftion für die Gefandtfchaft zur Tagſatzung von ber 
großräthlichen Kommiſſion berathen wurde, ward der regierungsräthliche Re= 
ferent, Müller: Friedberg, um nachträgliche Ausfunft über die Berhandlungen 
vom Jahr 1804 angegangen. Um fo berechtigter find Schaffhaufer und 
feine Gefinnungsgenofjen geweſen, folche genaue Berichterftattung ſchon im 
Herbit 1804 zu fordern (Akten im Kantonsarchiv). 

4) Kalk: Beitrag u. f. w. 
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ftatteten Defan Brägger und P. Beda Gallus Bericht an den 
gürften mit Anfrage, was in feinen Wünſchen liege; diefer gab 
den Beicheid: es fei feitend der Kapitularen der Beitritt zur 
Konvention zu widerrufen und ſolches jowohl dem Heil. Vater, 
als ihm, dem Kloftervorftand, ſchriftlich zu eröffnen. ) Bald 
nachher gingen dem Fürften auch Berichte feitens des Karbinals 
Conſalvi ein mit Abjchriften von deffen Note an Feſch und des 
veranlaffenden „Memoriald” von Müller-Friedberg. ) Bancras 
tius ermangelte nicht, dieſes Memorial (die St. Galliihe Ge- 
ſandtſchaftsnote vom 15. Juli) einer einläßlihen Widerlegung 
zu unterftelen und ſolche fofort nad Rom zu befördern. Sm 
diefem Aftenftüf gab er dem Kardinal Confalvi nähere Kennts 
niß von der Zufammenfegung des Großen Rathes und- wie jolcher 
aus Schuld der Regierung unvollftändig geblieben; über die Ver: 
hältniſſe zwiſchen Katholifen und Neformirten in demfelben; über 
deren Stimmung. ) Um eben vdiefe Zeit jendete er die Note 
Conſalvi's vom 29. Dftober und andere Papiere an Dekan 
Brägger (24. November). Bereits war allgemeine Bewegung 
unter Geiftlihen und MWeltlihen; an einer Zufammenfunft meh— 
rerer RKapitularen zu NeusRavensburg, Mitte Novemberd, verz 
fländigten fich diefe zur Einleitung des bewußten Widerrufes. 
Die Weltgeiftlichfeit und die Laien aus dem Großen Rath vers 
einigten fih zum Erlaffe von Bittjchriften an den Heil. Vater 
um Wiederherftellung des Stiftes. Jene Laien jchrieben dem 
Papft (5. Dezember): mit beflemmtem Herzen jehe das Fatho- 
liche Volk der alten Landſchaft St. Gallen, von Toggenburg 
und Rheinthal, daß das Stift St. Gallen allein der media- 


) Tagebuch des Fürften, vom 7. Dftober. Solchen Widerruf hatte 
P. Thomas Brändle ſchon im Frühjahr 1804 betrieben, „damit der für bie 
Katholizität äußerſt verberbliche Plan der philofophifchen Regierung zernich: 
tet werde”. (Sein Brief vom 26. März.) 

2) „Welches Leptere voller Lügen ift“. Ausfpruch des Bürften im 
Tagebuch vom 20. November. 

) Mote des Fürften an den Kardinal Confalvi, vom 6. Dezember 
1804. Darin heißt ed: „Isti (die MReformirten) non fovent monasterio, ut 
etiam nonnulli catholiei, pejores acatholieis.“ 


— 
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tionsmäßigen Wohlthat der Wiederherſtellung ſolle beraubt werden, 
da die aus Katholiken und Proteſtanten beſtellte Regierung auf 
alle Weiſe dieſelbe zu hintertreiben ſuche; daher richten ſie im 
Namen dieſes katholiſchen Volkes, deſſen Stellvertreter ſie ſeien, 
die inſtändige Bitte an den Heil. Vater, den fränkiſchen Kaiſer 
dahin zu vermögen, daß auch dieſes Kloſter mit deſſen kanoniſch 
erwähltem Abt, gleich andern in der Schweiz, in ſein Eigenthum 
eingeſetzt und dann auch in ſeiner ehemaligen geiſtlichen Juris— 
diktion für das genannte Volk beſtätiget werde; fern ſei es von 
ihnen, hiedurch auf eine ehemalige politiſche Gewalt abzielen zu 
wollen. Folgte das Lob des Kloſters und ſeiner Verdienſte um 
das Land; dann wörtlich: „Verlieren wir aber dieſes Kloſter, 
jo müſſen wir mit Furcht an die Zukunft und Gefahr ver hei— 
ligen Religion denken; Proteſtanten und Katholifen vermifcht 
bejorgen die Erziehung der" Jugend, den Unterricht ter Geift- 
lichen, die Beftelung der Seelforger, und die Güter des Klofterd 
werben in die Hände der Proteftanten übergehen; wo vie Zahl 
der Katholifen Flein war, werben fie hinausgedrängt; wo bie 
Gemeinden pur Fatholifch waren, werden die Proteftanten mit 
Ankauf der Kloftergüter Plag gewinnen. So verwirrt ed in 
diefen Revolutiongzeiten herging, und wenn auch jowohl das 
fatholiiche als das proteftantifche Wolf eine demofratiiche Regie— 
rung einzuführen juchte, jo wurde dennoch das Klofter mit feinem 
Eigenthum und geiftlicher Gerichtöbarfeit von dem katholiſchen 
Volk in öffentlichen allgemeinen Verfammlungen unverlegt vor: 
behalten, 1) weil das Religion liebende Wolf immer einfah, daß 
mit der Aufhebung der Klöfter ver Verfall der Katholiken und 
der Vortheil des Proteftantismus unvermeidlich wären; dieſes 
ift aud (jest) noch die unveränverte Gefinnung ded Volkes“. 
Hierauf ein rührendes Schlußwort um Gewährung der geftellten 
Bitte, die Feine andere Abficht habe, als die „Förderung ihres 
und ihrer Kinder ewiges Heil“. 2) Verfaſſer ver lateiniſchen 


1) Anfpielung auf die Landsgemeinden von 1798 und 1802. 
2) Wir benußten die Kopien bed beutjchen Urtextes im Kantons; 


‘ 
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Ausfertigung war Fisfal Germann. Unterzeichner waren: neun 
Toggenburger Kantonsräthe: Bürgi, Grob aus Gonzenbach, 
Brägger in Hemberg, Grob von Mosnang, Wallifer vafelbft, 
Schlumpf in Neu-St. Johann, Altamtmann Falk in St. Peter: 
zell, Appellationsgerichtöpräftdent Dubli von Schwarzenbach, 
Stäuble von Kirdberg; vier Kantonsräthe von Wyl: Apella- 
tionsrichter Müller, Grübler, Altſchultheiß Joſeph Nikolaus Sais 
(er und Georg Panfraz Sailer; neben ihnen aus der alten 
Landihaft: Apellationsrihter Schaffhaufer und J. J. Lanter in 
Karrersholz; aus dem Rheinthal: Joh. Joſ. Sonderegger „von 
Altftätten. Diefen ſechszehn Kantonsräthen gejellten fich zwei 
andere Bürger bei: Altlandfchreiber Germann von Lichtenfteig 
und der ehemalige Kronenwirth Hongler in Berned. Am meiften 
Eifer hatten die Toggenburger bewieſen.“ Bürgi verfah vie 
Bittfchrift mit einem von ihm allein, für fih und Namens feis 
ner Genofjen unterzeichneten Begleitichreiben an den Kardinal 
Borgia, Präfekten der Kongregation de propaganda fide, ver 
den Papſt nach Paris zu begleiten hatte, aber auf dem Wege 
dahin in Lyon ftarb. Auch alled Uebrige ging nah Wunſch 
und Abreve. Don den Kapitularen unterzeichneten einunddreißig 
das Widerrufsfchreiben an den Bapft; ſechsundzwanzig derfelben 
das zu gleihem Zweck an den Fürften ſelbſt erlafjene Schreiben. 
Namens der MWeligeiftlichfeit und ihrer beiden Kapitel erließen 
die Defane Brägger und Schertler das verabrevete Bittjchreiben 
an den Heiligen Vater um Wieverherftelung des Stiftes, nebſt 
nöthigem Empfehlungsichreiben an Borgia. Die Thurgauer 
Geiftlichfeit unterftügte das Geſuch auch mit eigener Bittjchrift. 


archiv, und in Falfd: Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung ded Stiftes 
St. Gallen. 

1) Brief des P. Thomas, wahrfcheinlih an P. Konrad (im Kantons: 
archiv): „Im Toggenburg wirb die Sache (die Unterzeicinung) weit weniger 
Schwierigkeiten finden, weil hier Geiftliche und Weltliche weit beffer eleftri- 
firt find, als in Ihrer pfeubosphilofophifchen Atmofphäre.” Es wird St. 
Gallen und Umgebung gemeint fein. Der gleiche P. Thomas nannte Dubli, 
Brägger und Bürgi bie drei Tellen des Toggenburgs (Brief an den Fürften 
vom 25. Oktober). 

Baumgartner. Kanton St. Gallen, I. 11 


— 162 — 


Am 17. Dezember empfing der Fürft, ftetd in Ebringen wei- 
lend, dieſe verfchiedenen Papiere, inbegriffen vie Bittfchrift ver 
achtzehn Laien und Bürgi's Begleitfchreiben an Borgia; drei 
Tage nachher übermittelte er diefelben, zur Abgabe an die hohen 
Adreſſaten, feinem Agenten, NRittmeifter v. Müller in Paris, 
wo fich gleichzeitig, zur Unterftügung der Zwede des Fürften, 
deffen Bruder Karl Borfter befand. Beigefügt war auch bie 
Urfunde, durch welche jehsundvierzig Konventualen, der Konven— 
tion vorangehend, im Dftober 1803 fi für Beharren im Klo: 
fterleben ausgeiprochen hatten.) Bon Allem fendete der Fürft 
Abſchriften an den Kardinal Eonfalvi.2) Seine Thätigfeit war 
wieder einmal, wie gewohnt in entfcheidenden Tagen, eine ganz 
außerordentlihe. Doch unterließ er die von feinem Agenten in 
Baris empfohlene Reife nach diefer Hauptftabt, theild aus Be— 
venfen, eine ſolche ohne vorherige Zuftimmung dortiger Regie: 
rung zu unternehmen, theild aus Mangel an Gelomitteln. 

Sp Vieles zu Stande zu. bringen, hatte es thätiger Män— 
ner auf St. Galliſchem Boden bedurft. Es waren dieß P. Mau- 
rus Chriften aus Urfern, Kapitular von St. Gallen und Pfarrer 
in Wyl, P. Konrad und der Defan Brägger in Kirchberg. 
P. Maurus bejaß, wie dieſe beiden andern, das volle Zutrauen 
des Fürften. In Anfpruch genommen von diefen hatte P. Maus 
rus bei Brägger in Kirchberg eine Zufammenfunft mit P. Tho- 
mas Brändle, dem Pfarrer in Lichtenfteig, gehalten (4. Dezem- 
ber). Hier wurde der Stand der Angelegenheit beſprochen, ge: 
meinfam Kenntniß genommen vom päpftlicen Entſcheid vom 
29. Dftober und von jener ihm vorangegangenen St. Gallifchen 
Geſandtſchaftsnote vom 15. Juli. Es handelte fih darum, die: 
jen Aftenftücen weitere Verbreitung zu geben, daher deren Ueber: 
jegung in's Deutfche bejorgt wurde, dann um rajche Unterzeich- 
nung der bewußten Bittjchriften, namentlich jener der Kapitu- 


4) Falk (Beitrag zur Geſchichte der Auflöfung des Stiftes) nennt die 
46 Unterzeichner. Unter Denjenigen, die nicht unterzeichnet Hatten, find bie 
befannten jüngeren Opponenten zu finden, auch P. Ildefons von Arx. 

2) Tagebuch des Fürften vom 17. und 20, Dezember 1804. 
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laren, die übrigens bereits im November begonnen hatte. P. Kon, 
rad, fonft in Neu-St. Johann weilend, hatte biefe Verrichtung 
übernommen und ſich zu dieſem Ende nach St. Gallen, als 
beſſer gelegenem Ort feiner Wirkſamkeit, begeben. Zur Förde 
rung des Ganzen berief ihn P. Thomas, nach jener Zufammen- 
funft in Kirchberg, zu fi nach Lichtenfteig; vie Unterzeichnung 
wurde raſch und in aller Stille zu Ende geführt, wonach vie 
Papiere, wie erzählt worden, unbehinvert in die Hände des 
Fürften gelangten. So umfihtig auch P. Konrad ſich benom— 
men, jo erhielt Müller-Frievberg, damals Präſident des Kleinen 
Rathes, gleibwohl Kunde von den Vorgängen; einer der Ver: 
trauten jenes Kapitularen war nemlich unvertraut und hatte ge- 
ſchwatzt. ) Auf höheren Befehl wurde P. Konrad am 11. De- 
zember durch einen Landjäger verhaftet.) Alsbald befchien der 
Regierungspräfident den Gefangenen vor fich, ftellte ihn, in An— 
wejenheit des Bizepräftdenten Zollifofer und des Kanzleidireftors 
zur Rebe; jo wurde, „mit vieler Mühe, dur Entdeckung eines 
Billets aus dem Tafchenbuh des bemerften Paters in Erfah: 
rung gebracht”, daß diefer ein Paket Schriften nah Rorſchach 
und weiter beförbert, deßgleichen aud jene Kopie des Conſal— 
vi'ſchen Schreibens bei fih gehabt habe. Hierauf ließ ihn der 
Präſident „im Klofter” in Berwahr fegen, bewachen, auch feine 
Schriften imter Siegel legen. Der Kanzleidireftor wurde nun. 
augenblidlih nah Rorſchach geſchickt, um die Schriften noch zu 
erhajchen; allein das Pafet war jchon über den See nad Waf- 
jerburg befördert. Sofort wurden zu weitern Einvernahmen 
die Regierungsräthe Zollifofer und Reutti als Kommiſſäre be- 
ftellt, Appellationsrichter Büeler nach Ravensburg abgeorbnet, 


*) P. Thomas erzählt in feinen Erlebniffen vom Dezember 1804 bis 
Anfangs Februar 1805, betitelt: „Narratio historica rerum mecum gesta- 
rum etc.“, von P. Konrad: „impedire tamen haud potuit, quin a quo- 
dam consodalium ea de re apud Regimen denuntiatus fuerit.“ Diefe 
„Narratio* liegt in Fallk's Hinterlaffenen Papieren und wurde von P. Tho— 
mas zu feiner Rechtfertigung an den Nuntius gefendet. 

) Schreiben des P. Wemilian an den Fürften; vom Dezember. 

11° 
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um wo möglich durch Vermittlung der dortigen Behörden tas 
Schriftenpafet zu erhalten oder doch deſſen Beſchlagnahme zu 
erwirfen (12. Dezember). Büeler Fam unverrichteter Dinge 
zurüd. Oben genannte Kommifjarien nahmen mit P. Konrad 
am 14. Dezember das erfte Berhör auf. Einvernommen über 
den Inhalt der bemußten Bapiere, antwortete er: das Schreiben 
der Kapitularen an den Papſt enthalte nichts anderes, als vie 
Erzählung ver gefchichtlihen Vorgänge mit Zurücdnahme ver 
früheren Zuftimmung zur Konvention; der Erlaß an den Fürften 
eine Entihuldigung für jene nun widerrufene Handlung, mit 
der Erklärung, daß fie, die Kapitularen, den Abt freiwillig 
nicht verlaffen wollen, jondern ihn immer noch als ihr Ober- 
haupt anerkennen, nebjt Dankffagung für feine Verwendung zum 
Zwede der Wiederherftellung des Kloſters. Bon P. Ildefons 
von Arr gab er an, ed habe viejer fich erflärt, daß er (ven 
MWivderruf nah Rom) nicht unterfchreiben werte. Bon ven 
übrigen Bittfchriften und Briefen eröffnete er, was jchon oben 
Thatlächlihes davon erzählt worden. Mit größter Haft meldete 
inzwifcben im Auftrage der Regierung der Präſident dem fran— 
zöſiſchen Geſandten Vial die Verhaftung P. Konrad’8 und da— 
herige Beranlaffung, und Flagte anläßlich bitter, daß die Con— 
ſalvi'ſche Note jchon in der Hand des Fürften geweſen, bevor 
fie nur in Paris angelangt fein mochte; jchärfere Beichwerten 
über den Abt denn je wurden beigefügt. Gleichen Tages machte 
Müller » Friedberg diefelbe Anzeige an Dalberg nad Paris 
(14. Dezember). In den folgenden Tagen wurden Beſchlüſſe 
der Regierung gefaßt zum Einjchreiten gegen Dekan Brägger, ven 
P. Maurus in Wyl und den Pfarrer P. Thomas in Lichtenfteig. 
Büeler, ald Unterfuhungsfommiffär nah Wyl und Kirchberg 
beitellt, Ichnte ab wegen Bebenfend, daß er jeiner Zeit als 
Richter möchte au@geftellt werden. Für ihn wurden nun Haus» 
fneht in St. Gallen und Müller von St. Georgen berufen. 
Zur Einvernahme des P. Thomas wurde der Vollziehungs- 
beamte Steger in Lichtenfteig beauftragt; mit der Einvernahme 
des Appellationdgerihtöpräftdenten Dudli der Regierungspräft- 
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dent betraut. *) Der Rath befahl „das äußerſte Stillfchweigen 
über die Meinungen eines jeden Mitglied der Regierung“. 
Am 16. Dezember nah 10 Uhr Nachts verfügte ſich Steger 
mit zwei andern proteftantiihen Beamteten zu tem Pfarrer 
P. Thomas, übte fein Amt, aber ftieß hier auf einen Mann, 
der fich feiner Rechte bewußt war und fie mit jeltener Entſchie— 
venheit wertheidigte; er proteftirte gegen das ganz außerorbent- 
lihe Verfahren, außerorventlih in Bezug auf die Zeit und die 
handelnden Perſonen; ?) es zieme fich nicht, ſagte er, daß Afatho- 
lifen ven katholiſchen Pfarrer über Gegenftände feines freien 
Verkehrs mit dem Oberhaupte der Fatholiihen Kirche zur Ber: 
antwortung ziehen; er erklärte, daß er fofort von vielem Er 
eigniß den Fatholiichen Kantonsräthen und dem Dekan Kenntniß 
geben werte, gab dann zwar einige jächliche Bejcheide, verwei— 
gerte aber beharrlich irgendwelche Angaben über die Perjonen, 
welche fi irgendwie bei ter Angelegenheit mitbetheiligt hätten. 
Ohne Widerrede aber ließ er fih die Befteglung feiner Papiere 
gefallen. Das zweiftündige Verhör war erft nad Mitternacht 
geihloffen. ) Am folgenten Tage großes Auffehen und Gerede 
in Lichtenfteig. Kaum war der Kleine Rath im Befib des 
Verhörs, beſchloß er die Haftnahme und Einlieferung des Pfar- 
rerd P. Thomas nah St. Gallen, in Begleitung eines (pro— 
teftantischen) Kanzliften, ter zu dieſem Behuf nach Lichtenfleig 
entjendet wurde. Es geſchah folhes aus dem in das Protofoll 
eingetragenen Grund: „taß man die unzweidentigften Beweife 
in Handen habe, daß er CP. Thomas) ſchon über Jahr und 
Tag an aufrühreriſchen fFonftitutionswidrigen Planen beſonders 
thätig gearbeitet.” In bitterm Unmuth blidten die Fatholifchen 


) Dad war zu dieſer Stunde noch Müllers Friedberg. 

?) „Erant enim tres illi Inquisitores Acatholici omnes.“ Wörtlich in 
der „Narratio“. Was hätte ein proteftantifcher Pfarrer gefagt, wenn ihn, 
in irgend einer Eonfeffionellen Angelegenheit, in ähnlicher Weife drei eifrige 
Katholiten in Verhör genommen hätten ?! 

°) Der amtliche Bericht im Kantonsarchiv und die handſchriftliche Er: 
aählung des P. Thomas flimmen in Hauptfachen überein. 


— 166 — 


Vorfteher von Lichtenfteig auf foldhe Behandlung ihres Pfarrers 
und beflagten fih auch darüber, daß derſelbe, ohne irgendwelche 
Anzeige an die Ffatholiihe Verwaltung, nah St. Gallen ab» 
geführt worden fei. Einige Tage nachher wurben auch veffen 
Schriften amtlih nah St. Gallen befördert. Die Ausbeute der . 
nah Wyl und Kirchberg abgeorbneten Kommiljarien war über; 
aus gering; Dekan Brägger deponirte, daß das Bittjchreiben 
der MWeltgeiftlichfeit, von dem er Mitunterzeichner geweſen, abs 
gefaßt war, noch bevor die Note Conſalvi's befannt geworden; 
der Bericht der Kommiffarien bezeichnete jenen Defan als ven 
Hauptvermittler aller Verhandlungen. Eben jo unergiebig war 
die Einvernahme des Appellationsgerichtspräfiventen Dudli durch 
das Haupt der vollziehenden Gewalt. Als Ergebniß ver Er- 
Öffnungen des hohen Inquifiten meldet das Rathsprotofoll: „daß 
das quäftionirlihe Memorial nichts Anderes enthalte, als das 
Anſuchen, dem Stifte Et. Gallen den Beftand gleih andern 
Klöftern zu verfchaffen, und felbem das Ordinariat zu beftätigen; 
daß, weit entfernt von politiihen Rechten, auch Feine Rede von 
ver Perfon des Fürften darin fei”; daß folches durch ten Kan— 
tonsrath Schaffhaufer auch in's Rheinthal Fommunizirt worden. t) 
Verhört wurden der Reihe nach theild durch Mitgliever ver 
Regierung, theild durch Bezirföbeamtete, auch noch Schaffhaufer, 
Müller von Wyl, Sailer zum Löwen eben dafelbft, Grob (Voll: 
ziehungsbeamter) in Gonzenbach, Kantonsrath und Alt-Amtmann 
Falk in St. Peterzel, Germann von Lichtenfteig, Bürgi eben 
daſelbſt, Brägger von Hemberg; leßterer, ein Mann von ent: 
ſchloſſenem Wefen, gab fein Befremden über das amtliche Ein- 
fchreiten fund: ſchon oft fei er Abgeordneter und Reklamant im 
Namen des Fatholiihen Toggenburgs gewefen, ohne daß die 
Regierung daran etwas auszujegen gehabt hätte; eine SBetition, 
und zwar an Se. Heiligkeit, zu bloßer Herftellung des Klofters 
und des Ordinariates, babe er und Haben andere Katholiken 
nicht als etwas Unerlaubtes anſehen können; alles Politische 


) Rathöprotofoll vom 9. Dezember und Berhörakten. 


habe das Memorial an den Papſt ausgefclofen Kaum ir 
St. Gallen angefommen und ebenfalls in der Pfalz gefangen 
gehalten, wurte P. Thomas Brändle wiederholt einvernommen; 
er gab zuerſt ſeinen ganzen Unwillen kund über die „von der 
gegenſeitigen Religionspartei“ gegen ihn unternommene nächtliche 
Inquiſition; betheuerte, er habe nie die Meinung gehabt, daß 
das Stift wieder oberherrliche Rechte haben ſolle; er habe nur 
den Fortbeſtand der klöſterlichen Korporation erzwecken wollen; 
„ja, wollte man ihnen (den Kapitularen oder dem Stift) die 
Oberherrlichkeit wieder einräumen, ſo würde dieß von ihrer 
Seite durchaus nicht mehr angenommen.“ 1) P. Thomas eröff⸗ 
nete zulegt auch nodh: „ja, er habe ein Memorial an den 
Großen Rath erlaffen, worin das Erfuden um Herftelung des 
Kloſters geftellt gewefen; bei gleichem Anlaß habe er ein zweites 
verfaßt, welches die Confratres aufforderte, eine Deflaration 
von fich zu geben, daß fie in einer Korporation wollen beifam- 
menleben und ihren Flöfterlihen Gelübden nachkommen“. Mit 
dem befannten Schreiben vom 8. Dftober 1803 an P. Konrad 
babe er nichts Anderes beabfichtigt, „als die Fonftitutionsmäßige 
Mieverherftellung des Klofters, Sicherheit des Eigenthums und 
deffen Eriftenz”.?) Später erfuhte P. Thomas um perfönlichen 
Vorftand vor dem Kleinen Rath; derſelbe wurde nicht bewil« 
liget, dagegen erhielten die Regierungsräthe Zollifofer und Gmür 
Auftrag, des Gefangenen weitere Auffchlüffe zu vernehmen. Bor 
jenen Abgeordneten erklärte der überzeugungstreue Mann: Alles 
was er gethan, habe er nur im Gefühle ver Pflicht für vie 


1) Aus der Einvernahme des P. Thomas Brändle, vom 20, Dez. 1804. 

2) Vergl. hiemit oben Abfchnitt II. Es Eärt fih in Zufammenhaltung 
diefer Depofitionen mit den bei P. Konrad gefundenen Briefen und Ent: 
würfen des P. Thomas der Hergang der Sache fo auf: daß neben dem 
früher erwähnten Petitiondentwurf eine eigene Deklaration abgefaßt war, 
wefentlich obigen Inhaltes. Diefe ift in Falk's „Beitrag u. ſ. w.“ zu leſen 
und im Ganzen mit den Unterfchriften von 46 SKapitularen befräftiget. 
Falk aber verfegt die Erklärung irrig in dad Jahr 1804, während fie zu: 
verläßig dem Herbft 1803 angehört und mit dem Widerruf an den Papft 
vom Herbft 1804 nicht zu verwechfeln ift. 


— 168 — 


mediationsmäßige Herftellung des Etifted gethan, und jchloß 
dann mit Folgendem: „Auf die vormalige Souveränetät (des 
Stiftes) made ich nit nur allein feinen Anſpruch, fondern ich 
babe mich jchon Hfterd und beftimmt erklärt, und erkläre mich 
wiederum feierlichft, daß ich dieſelbe nicht einmal annehmen 
würde, wenn man fie und zurüdgeben wollte, jondern daß ich 
dagegen proteftiren voürbe. ') Aber bei dem innigften Selbft- 
gefühl meiner gerechten Sache bin ich für die Wiederheritellung 
des Stiftes, ſeines Eigenthums und feiner fünftigen Eriftenz 
mit Leib und Seele portirt, werde aud auf meinem rechtlichen 
Anſpruch feft und unabänderlich verharren und mich durch Feine 
auh noc fo harte perjönlihe Behandlung hievon abjchreden 
faffen, weil mir die Wieberherftellung des Stifted mehr am 
Herzen liegt, als alles Uebrige in der Welt, und ich als ein 
ehrenhafter Toggenburger das eifenfefte Verharren auf feinem 
Recht und biedern Grundjägen ad exemplum Catonis für meine 
firengfte Pflicht halte.“ Bolgte noch die dringende, mit thräs 
nendem Auge vorgetragene, Bitte ded würdigen Prieſters an 
die beiden anmelenden Regierungsräthe um Freilaffung behufs 
Erfüllung feiner jeelforgerlichen Pflichten (er bat am Vorabend 
des Meihnachtsfeftes), da er fich keinerlei Vergehens gegen bie 
Geſetze in feinem Gewiſſen jchuldig finde. Die Regierung legte 
obiged Ergebnig der Einvernahme zu den Alten, verweigerte 
aber dem Toggenburger Cato die Entlafjung aus der Haft; 
eben jo gab fie auf die von P. Konrad geftellte Bitte, daß 
wenigftend während den hohen Feiertagen die Zimmerwadhe 
entfernt werde, ablehnenden Bejcheid (24. Dezember). Mittler: 
weile war die Regierung auch in voller viplomatifcher Thätig- 
feit. Ihrer neuen Denkſchrift gegen die Conſalvi'ſche Note ift 
ſchon oben gedacht. Am gleihen Tag (18. Dezember) meldete 
die Regierung die Vorgänge zu St. Gallen dem Landammann 
der Schweiz, mit befonderm Nachdruck der Petition der Kantons> 


) Wörtlich aus dem Berhör. Ganz übereinftimmend (doch noch präs 
eifer in Inteinifcher Sprache abgefaßt) lautet die Erzählung des P. Thomas 
in feiner erwähnten Handfchrift. 
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räthe gedenfend, „welche den Abfichten und der Initiative der 
Regierung in einer Weife vorgriffen, welde nicht einmal dem 
gefammten Körper des Großen Rathes verfafjungsmäßig er 
faubt wäre”; beigefügt war, daß fih aus ber Unterfuchung 
„weitere dem Anfehen der Regierung und der öffentlihen Ord⸗ 
nung höchſt widrige Pläne ergeben, unter welchen ſich der Ans 
ſchlag auszeichnet, eine Großrathskommiſſion zu erbringen, welche 
die Handlungen des Kleinen Rathes zu beauffichtigen hätte.” 
Aehnliche Anzeige erging an die bifchöflihe Kurie, mit Erſuchen 
um Erinnerung an vie Geiftlichfeit, daß fie ſich nicht weiter 
verfänglich mache (19. Dezember). Generalvitar v. Wefjenberg 
veriprab in umgehenver Antwort das Befte und meldete, daß 
er die bezeichneten Defanate zur Vernehmlafjung aufgefordert 
habe. An Thurgau erließ die Regierung von St. Gallen vie 
Einladung zu ähnlicher Unterfuhung, wie ſolche in St. Gallen 
vorgenommen worden, und erhielt dann die Meldung zurüd, 
daß, laut Erklärung des Defand Hofer von Tobel, dieſer bei 
der Sache gar nicht betheiliget jei. Unter den Plänen oder 
Anschlägen, von denen im Schreiben an ven Landammann der 
Schweiz die Rede gewefen, fonnte nichts Anderes gemeint fein, 
ald jene Anregung des P. Thomas Brändle in feinem Privat: 
fchreiben an P. Konrad vom 8. Oftober 1803: dem Kleinen 
Rathe zur Kontrolirung in der Klofterangelegenheit eine Groß: 
rathöfommilfion gegenüber zu ftellen, eine Meinung, welde mit 
dem dieſelbe enthaltenden Briefe in einem Schreibpulte. liegen 
geblieben, daher auch ganz wirkungslos gewejen, auch bereits 
verfhollen war, und mit den Vorgängen vom Herbit 1804 
nit in der geringften Verbindung geftanden hatte. Auch ein 
Schreiben an den Nuntius erließ der Kleine Rath, klagend über 
den Inhalt der Conſalvi'ſchen Note und über deren Veröffent— 
lichung (durch Mittheilung an den Fürften); der Nuntius wurde 
dabei in Kenntniß gefegt, daß die Regierung zur gebührenden 
Aufklärung des Heil. Vaters ihre Gegenſchrift an den Kardinal 
Teich habe ergehen laſſen; fie betonte in ihrem Schreiben, daß 
der Fortbeftand des Stiftes mit der Sicherheit des Staates 
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unvereinbarlich geworben fei. "Nochmals wurde um jchnelle Er- 
[edigung ter Angelegenheit gebeten, woraus zu erfehen, daß 
Müller» Friedberg auch jest noch ſich mit der irrigen Hoffnung 
trug, es werde der Papft die befannte Konvention endlich doch 
noch genehmigen (20. Dezember). Die Regierung war in 
großer Aufregung, darum auch in fieberhafter Thätigfeit. Ihrem 
Willen, Abt und Stift fern zu halten und beide ven Konves 
nienzen der neuen Staatdmänner zu opfern, ftand der Wille 
Anderer gegenüber: jener des Papſtes, der die Machenſchaft 
verurtheilt, — jener des vielgewandten päpftlichen Staatsjefre- 
tärs, der fich jelbft vor dem einflußreichen franzöſiſchen Kabinet 
nicht gebeugt hatte; e8 ftanten dem Willen ver Regierung. ges 
genüber die mit ihren wärmften Anliegen unter allerlei Aus- 
flüchten ſtets abgewieſenen weltlichen und geiftlichen Bittfteller, 
unter jenen die Miträthe des Landes, welche fruchtlos um freie 
Geltendmahung ihrer Anfiht im Großen Rathe und freie Be- 
rathung berfelben in deſſen Kreiſe gerungen hatten; dem Willen 
der Regierung gegenüber ftanden nun auch noch die Kapitularen 
jelbft, die das Neg, mit dem fie ein Jahr vorher umftrict 
worden, rüdfehrend zum Gehorfam gegen ihren klöſterlichen 
Vorſtand, zerriffen hatten. Allſo im Gedränge wollte die Re— 
gierung einen Aufitand finden, wo feiner war. infehend, daß 
ihre eigenen Mitglieder fih nicht fortwährend mit der begon- 
nenen Unterfuhung befaffen konnten, beftellte fie eine Kommilfton 
außer ihrer Mitte nach vielen Ablehnungen aus folgenden Mit- 
gliedern: Bernold, Vettiger, Müller von St. Georgen und 
Hausknecht; ihre Aufgabe war die Spezlalunterfuhung. Gleich— 
zeitig erließ der Kleine Rath durch Rundfchreiben an die Voll 
ziehungsbeamten die Einladung zu bejonderer Thätigfeit für 
Erhaltung der öffentlihen Ruhe und zu Berichterftattung, falls 
fie Bewegungen unter dem Bolfe verfpüren follten. Ausgenom— 
men von diefen Maßnahmen waren nur bie obern Dijtrifte 
Sargand und Utznach. Darüberhin erhielt die Juſtiz- und Pos 
lizeikommiſſion den Auftrag zu vertrauteftem Briefwechjel mit 
den Friedensrichtern (20. Dezember). - Die Wirkung blieb nicht 
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aus: ein bienfteifriger Landjäger brachte dem Friedensrichter von 
Wyl, Bruder des Regierumgsrathes und Polizeivorftandes Reutti, 
die Nachricht von umlaufendem Gerücht, daß die Regierung vie 
Verhaftung des Dekans Brägger durch vier Landjäger ange— 
ordnet, 500 Männer aber fich zufammengethan haben, die Ber: 
baftung zu verhindern, diefe nun von der Regierung nur aus 
Beforgniß eines Aufruhres unterlaffen worden ſei; andere Ger 
rüchte mehr, und Meldung von verächtlichem Gerede über die 
Regierung betrefjs der Klofterfahe. Das war genug zu einem 
neuen außerordentlihen Schritt der Regierung. Sie erließ eine 
geharnifchte Proflamation an das Volk, verkündete darin dem 
Gerüchte gegenüber, „ver ehemalige Abt werde als Biſchof von 
St. Gallen zurüdfehren und in diefer Würde die erfte Stufe 
finden, jeine Abdfichten zur Wiedererlangung feiner hoheitlichen 
Rechte durchzutreiben“, daß fie feft entichloffen fei, zu einem 
folhen für die Freiheit und den Frieden des Volkes jo gefähr— 
lichen Ereigniß keineswegs Hand zu bieten; weitläufig zählte 
fie dann alle in ihren Augen unbefugten Reftaurationsbeitrebun- 
gen des Abtes auf, bejchuldigte felbft feine nach Einführung 
der Mebiationsafte gemachten Unterhandlungsvorfcläge ald vers 
werflihe Tücke; erklärte im Fernern, daß fie, die Regierung, 
ihre heiligften Pflichten verlegt hätte, falls fie, bei jo eröfterten 
Angriffen auf die Souveränetät des Kantons, „diefen unver- 
jöhnlichften und erflärteften Feind des Baterlandes und feine 
Werkzeuge zur Beförderung feiner Anfchläge felbft in dem Ins 
nern befjelben aufgenommen hätte”. Das Wolf möge daher 
auf den entjchloffenen Willen der Regierung zählen, jede feiner 
Freiheit und der öffentlichen Dronung drohende Gefahr zu uns 
terdrücfen; fie werde alle Jene, „welche fih Verwendungen zu 
einem ſolchen Zwede erlauben und mit dem Abt oder feinen 
Unterhäntlern fih zu dieſem Ende in Verhältniß jegen, als 
Störer der Ruhe des Vaterlandes anfehen und behandeln.“ 
Der neueften Vorfälle gedachte die Regierung nur mit den weni- 
gen Worten, daß „Beweife von ordnungs- und verfaflungss 
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widrigen Anfchlägen in ihrer Hand liegen“ (27. Dezember).‘) Was 
wirklich gejchehen, davon erfuhr das Volf rein nichts, fo wenig, 
als es je Kenntniß erhielt von den mehrmaligen Schreiben des 
Fürften an die Regierung während der Jahre 1803 und 1804. 
Auch das Vereins- oder Verfammlungsrecht follte noch bejchnit- 
ten werben: als die Regierung von beabfichtigter Berfammlung 
der ſechszehn Kantonsräthe Kunte erhalten hatte, beftellte fie 
jogleih einen ihrer Getreuen, Häfeli von Oberbüren, zum Auf 
jehen und zur Berichterftattung; er hatte nur zu berichten, daß 
jene Meldung ungegründet gewejen. Die Proflamation fammt 
neuen Anflagen gegen ven Abt übermittelte die Regierung dem 
in diefer ade ihr gewogenen Landammann der Schweiz, 
v. Wattenwyl (29. Dezember). Im Volke fand fie ſehr ver- 
Ihiedene Aufnahme, eine beifällige bei Reformirten, während 
die Katholiken fie mit Mißmuth anjahen, 2) wohl auch jcharfer 
Kritif unterftellten; ein katholiſcher Vorfteher von Alt-St. Jo— 
hann äußerte fich heftig vor mehreren Kollegen: „das fei Feine 
Proflamation, fondern ein Pasquill; es feien Unwahrheiten; 
der Fürft verlange nicht mehr zu regieren, nur fein Eigenthum 
fordere er zurüd.” In Folge der Proflamation verhieß bie 
Kurie von Konftanz vdienfteifrig, durch Kreisfchreiben die Geiſt— 
lichfeit vor Einmiſchung in diefe Angelegenheiten zu warnen. 
Die Spezialfommiffton, welcher der Wertrautefte Müllers 
Sriedberg’s, fein Sekretär und Vetter Ignaz Müller, ald Aftuar 
beigegeben war, jegte fib in Thätigfeit, vernahm wiederholt 
Geiftlihe und Weltliche, von denen erftere noch immer in Haft 
waren... P. Thomas Brändle benugte ſolche Stunden zu rüd- 
fichtlofer Aufdeckung feiner Wahrnehmungen über das ganze 
Verhalten ver Regierung; er fagte, daß ſeitens verjelben vie 
Behauptung, es habe die franzöfifche Regierung das Klofter 


1) Ratha: Protokoll auch vom folgenden Tag, an weldhem amtlich zu 
Protokoll genommen wurde, daß die Ausſtreuung wegen der vier Landjäger 
u. f. w. bloße Erdichtung gewefen. 

2) P, Beda meldete dem Fürften, „daß man im St. Oallifchen die 
Proflamation der Negierung veracdhte”. Tagebuch vom 21. Januar 1805. 
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als aufgehoben erklärt, eine falfche Vorſpiegelung geweſen; die 
päpftliche Genehmigung der Machenſchaft habe fie auf eine kons 
ftitntionswidrige, die Souveränitätsrechte verlegende und das 
Anfehen des Kantons entehrende Weiſe betrieben, indem vie 
Gefandtichaft eigenmächtig gehandelt habe, ohne daß der kom— 
mittirende fouveräne Rath von dem Gegenftand irgend eine 
Anzeige erhalten, irgend eine Inftruftion oder Vollmacht gege- 
ben habe; das fei ein Staatöverbredhen; deßhalb trete er, hiezu 
berechtiget wie jeder andere Bürger, gegen die betheiligten Per- 
jonen al8 Kläger auf, mit der Forderung, daß die Schuldigen 
zur Verantwortung gezogen werden; unter Anerbieten genügen 
der Bürgfchaft für die Sicherheit feiner Perfon, verlangte er 
abermals Freilafjung; im Kalle ihrer Verweigerung behalte er 
ih Anrufung des Richters vor (5. Januar 1805). Bon der 
Regierung hierüber zur Verantwortung gezogen, auch von Ab- 
geordneten derſelben in jchmeichelndem Tone gewarnt und ges 
beten, von feiner Klage abzuftehen, war er weit entfernt, dies 
jelbe irgendwie zurüdzuziehen oder auch nur zu ſchwächen; was 
er gethan, das habe bei ten freien Römern jeder Bürger gegen 
die Senatoren, bei den freien Griechen jeder Bürger gegen die 
Ephoren thun dürfen; er habe das Geſchehene ein Staatöver- 
brehen genannt, weil dadurch Verfaffung und Souveränetäts- 
recht verlegt, die Ehre und Wohlfahrt des Vaterlandes und ber 
fatholifchen Religion gefährdet, der franzöſiſche und der römijche 
Hof durch Unbefugte in hochwichtiger Sade hintergangen wors 
den. Er verharre daher auf feiner Anklage; über die ihm ans 
gethane Behandlung werde die Gefchichte richten. Der Lichten- 
fteiger Pfarrer ſchloß mit folgenden Worten: „Dieß fei nun 
meine Finalveklaration, und mit den vorigen Erflärungen zu— 
gleih ein ewiges Denfmal meiner gerechten Sache, meiner catos 
niſchen Standhaftigfeit und meines vaterländifchen Biederfinnes“ 
(19. Januar). ) Später wieder einvernommen, hielt er ver 
Kommilfton vor: es habe die Regierung ſchon im Sommer 


') Akten im Kantonsarchiv. 
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1804 der Konvention halber abjchlägige Antwort von Rom ber 
gehabt, ſolche aber pflihtwidrig „untertrüdt” und den Kapitus 
laren jede daherige Mittheilung vorenthalten. Und endlich bes 
rief er fih noch auf Grotius, Puffendorf, Heineceius, Martini 
und andere Rechtölehrer, zum Beweije, daß die Gejandtichaft 
durch Erlaß mehrerwähnter Note ihre Befugniffe überjchritten 
habe (22. und 27. Januar). Auch P. Konrad gab umftändliche 
schriftliche Rechtfertigung an die Regierung ein, fib auf Pflicht 
und Gewiffen berufend, mit Beifag, daß aud er „himmelweit 
entfernt gewejen, eine weltlihe Hoheit zurückzuverlangen“ (5. as 
nuar). Der Kurie in Konftanz erflärte Defan Scertler: daß 
Ihon früher, zur Zeit der zwei legten Seffionen des Großen 
Nathes, Abgeordnete beider St. Galliiher Landfapitel dem 
Kleinen Rath eine „Note“ übergeben hatten, in welcher nöthige 
fonfeffionele Ausjcheidung, namentlich im Erziehungswefen, ver: 
langt worden, damit die Ruhe und das Vertrauen zwiſchen 
beiden Religionsparteien wieder hergeftellt werden; das Memo: 
rial an Se. Heiligfeit habe ſich auf diefe der Regierung über: 
gebene Note hauptfächlich bezogen. Vom Politiſchen Habe fich 
die Petition an den Papft ganz fern gehalten; man babe aus: 
Ichließlih nur das Kloſter als folches wieder gewollt, beſonders 
mit Rüdfiht auf das Kollaturrebt und das Erziehungswefen. 1) 
Dekan Brägger deponirte der Kurie: es fei das Memorial ver 
Geiftlichfeit von Pfarrer Joh. Georg Dudli verfaßt, von ihm 
(Brägger) und Schertler wirklich unterfchrieben, dann nach Ebrin- 
gen abgejendet worden. 2) Dem Nuntius, der von der Verhaf— 
tung der beiden Kapitularen Kenntniß erhalten, lag viele nicht 
ganz recht; fie gehören unter die Gerichtsbarkeit der päpftlichen 
Legation, fchrieb er der Regierung, weßhalb er deren Befreiung 


') Schreiben des Generalvifars von Konftanz an den Kleinen Rath 
vom 5. Sanuar. 

?) Schreiben der Kurie, vom 12. Januar 1805. Dudli war Pfarrer 
von Heiligkreuz im Thurgau; von diefem Umftand datirt vielleicht die Klage 
der Regierung, daß fih die Thurgauer Geiftlichfeit bei den Beftrebungen 
derer von St. Gallen auch betheiliget Habe. 


ee 


verlangen müſſe; Zufiherung verdienter Beftrafung fügte er bei 
(28. Dezember 1804). Die Regierung antwortete mittelft zweier 
Anklagejhreiben, das eine über die MWeltgeiftlichkeit, das andere 
über die zwei Kapitularen, mit dem Antrag, lebtere in das 
Seminar von Meersburg zu verfegen, bis Sicherheit vorhanden 
jei, daß fie nicht weiter die Ruhe ftören (8. Januar 1805). 
Mit umgebender Poft erklärte ver Nuntius feine Einwilligung, 
einen beſonderen urfundlichen Befehl an beide Gefangene bei— 
fügend, ſich in das gedachte Seminar zu verfügen und dort fo 
lange zu verweilen, ald es der Nuntius für gut erachte; auf 
den Fall des Ungehorfamd wurden fie ohne weiteren Prozeß 
mit der Erfommunifation bedroht.) So wurden zwei pflict- 
treue Ordensmänner, auf einfeitigen Bericht der weltlichen 
Regierung, durch den Repräfentanten des heil. Stuhles, unan— 
gehört, nidyt nur zur Deportation verurtheilt, jondern darüberhin 
mit dem Ausihluß aus ver Firchlichen Gemeinjchaft und zwar 
in einer Weile bedroht, daß ihnen jelbft gegen die Erfommuni- 
fation jedes Firchengefeglihe Rechtsmittel zum Voraus abge- 
Ihnitten wurde! Den Amtöbrief des Nuntius begleitete ein 
vertrauliches Schreiben des „päpftlihen Auditors“ J. Cherubini 
an Müller-Friedberg, worin jener über den von der Regierung 
gefaßten Deportationsbefchluß gegen die beiden Mönche Danf und 
Freude bezeugt, alle guten Dienfte auch ferner verheißt, ſodann 
lebhaft bezeugt, wie jehr ihm angelegen, daß ihre (ver Nuntiatur) 
wiederholt ausgeſprochene Wünfche in Bezug auf das Haupt- 
geihäft (Genehmigung ver Konvention) in Erfüllung gehen 
möchten, endlich leugnet, daß die Nuntiatur irgendwie mit De— 
fan Brägger und anderen Geiftlihen in Verbindung geftanden, 
daher auch deren Angaben von gewiffen Aeußerungen der Nuns 
tiatur über die Stiftsangelegenheit grundfalfch feien. Wie ges 
wöhnlich fam ver Regierung von St. Gallen der Generalvifar 
von Konftanz auch in diefem Fall entgegen, indem er fich fofort 
zur Aufnahme jener Neligiofen in Meersburg um fo bereits 


1) „— — — — Excommunicationem latae sententiae in vos feri- 
mus.“ Schreiben und Befehl der Nuntiatur vom 10. Januar. 
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williger erklärte „al8 die Entfernung verfelben von ber öffent» 
tihen Ruhe gefordert zu fein Scheint!“ Den beiden Delinquenten 
wurde der Befehl des Nuntius erft am 29. Januar eröffnet; 
hocherfreut meldete Regierungsrath Zollifofer feinem Kollegen 
Müller⸗Friedberg nah Bern: näcften Donnerstag werden fie, 
„in einen Schlitten gepadt, über Biſchofszell ſpedirt“ werben. 
Am 2. Februar wurden fie unter Amtöbegleit von Konftanz 
nach Meerdburg gebracht. Die Regierung hatte den P. Thomas 
beſonders ftrenger Auffiht im Seminar empfohlen. Gegen 
Dekan Brägger verfuhr man weniger hart; doch hatte er fid 
vor der Guria in Konftanz zu ftellen und dort zu verantworten; 
mit Abmahnung vor weiterer Einmifhung in die Klofteranges 
(egenheit wurde er jedoch alsbald wieder entlaffen. Die Ein- 
vernahmen der übrigen geiftlichen Betheiligten, inbegriffen P. 
Aemilian Hafner, brachten trog der vielen durch Beihlagnahme 
ihrer Papiere aufgefundenen Briefe, zumal jener des P. Tho— 
mas, nichts Anderes gegen diefelben zu Tage, als ihre jchon 
befannten fchriftlichen Verwendungen für Herftellung des Stiftes, 
ohne alle Bezugnahme auf weltliche Nechte. Gleiches Ergebniß 
als Folge der Einvernahmen der achtzehn Laien; fie erzählten 
refapitulirend alle ihre vergeblichen Verwendungen bei ven hel- 
vetiihen Behörden, dann bei dem Großen Rath von St. Gallen 
um Wiederherftellung des Stiftes, bezeichneten die ftete Abwei- 
jung als Veranlaſſung ihres Schrittes, den Dekan Brägger als 
Verfaſſer des deutſchen Entwurfes der Petition; erklärten, daß 
fie zur Genehmigung und Unterzeichnung deſſelben ſich erft 
entjchloffen, nachdem fie ſich überzeugt, daß von Wiederherftellung 
der weltlichen Rechte des Abtes Feine Rede in ver Bittichrift 
ei, und daß ihnen fein Ausweg geblieben, ald die Verwendung 
bei dem Oberhaupt der Fatholifhen Kirche; die Behauptung, 
daß fie in die Snitiative des Kleinen Rathes eingegriffen, ſei 
nicht richtig; dieſem ftehe die Smitiative nur zu in Bezug auf 
Gefege und Auflagen; hier aber habe es fih um einen Gegen- 
ftand gehandelt, welcher dem Gebiet der freien Religionsübung 
angehöre; die Regierung habe durd ihre Umgehung des Großen 
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Rathes und durch vorgängige direfte Verwendung bei dem PBapft 
den Fatholifhen Kantonsräthen jedes freie. Votum über ben 
Gegenftand abgejchnitten, weil einer allfälligen Sanftion ver 
Konvention ſeitens des Papftes Fatholifcherfeits nicht mehr hätte 
widerfprochen werben fünnen; unwahr jei, daß man in ber 
Perſon des Fürften, „der doch die Regierung prätendire,“ *) 
einen Gegner in das Land habe rufen wollen; man habe nebft 
ber MWiedereinfegung des Klofterd nur die Wiederausübung der 
Ordinariatsrechte verlangt und nicht den Fürften; nur den kano⸗ 
niſch gewählten Abt Habe man verlangt, da ohne rechtmäßiges 
Oberhaupt das Klofter keineswegs ald wiebereingefegt hätte 
angejehen werben können; hätte dann ber Abt fid) des Amtes 
unwürdig gemadt, jo würde ihn niemand unterftügt und ber 
Papft in diefem Falle Borfehung getroffen haben. Durch Art. 13 
ber Bermittlungsakte fei allgemeine Amneftie ausgefprochen; 2) 
von biefer Amneftie aber jei Niemand ausgenommen worden; 
Nichts fei bekannt, daß feither feitens des Fürften Widerhand⸗ 
lungen geſchehen (Anſprüche auf die Regierung gemacht worden) 
jeien; es verlaute vielmehr das Gegentheil. Sie, die Bittfteller, 
haben fi im Weiteren ganz nad) Art. III der Bermittlungs- 
atte verhalten, °) nichts verlangt, ald wozu fie nad) deflen Vor: 
Ichrift befugt gemwejen; fie haben nemlich nichts verlangt, als 
bie Wiederherftelung des Klofterd und Abtes als ſolchen; habe 
dann die Regierung Klagen wider den Abt, jo ftehe e8 an ihr, 
jolhe an den Papft zu bringen, der dann nad). Umſtänden ven 
Abt zur Refignation anhalten oder andere Vorkehrungen treffen 
werde. In die Fantonale Souveränetät habe man nicht einge- 
griffen; denn hätte es fi um einen Aft der Souveränetät ge- 


*) Behauptung in einem ber vielen feitens der Unterſuchungskommiſſa⸗ 
rien geftellten Fragepunkte. 

2) Es ift der Art. XIII der Bollziehungsvorfchriften verftanden: „I ne 
peut ötre dirigö de poursuites pour dölits relatifs A la rövolution, commis 
ou prötendus commis, soit par des particuliers, soit dans l’exercice de 
guelque fonction publique.“ 

3) Der die Wiederherftellung von Unterthanenlanden verbietet. 

Baumgartner, Kanton St. Gallen. I. 12 
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handelt, jo müßte ein folder vom Großen Rath ausgegangen 
fein, der doch gar nicht geiprochen habe; gegentheils fei es bie 
Regierung, welche im Kantonsblatt das Klofter ald ein nur 
ehemalige& bezeichnet habe; überhaupt ſei fragliche Angelegen- 
heit Sache der Kirche, nicht des Staates, und dieſer habe fd, 
falls er je fih in Klofterfachen einmifchen wollte, inner bezeich- 
neten Artifeln der Kantond- und der Bundesverfafjung zu hal- 
ten; Speziell auf die Kollaturrechte verweifend, die aud zur 
Sprache famen, wurde in den Verhören entgegnet: der Abt habe 
fie in diefer Eigenfchaft, nicht ald Souverän, geübt, alfo fei 
auch in dieſer Beziehung nicht die Souveränetät in Frage; den 
Schluß der Verhandlungen der Regierung mit dem PBapft habe 
man ſchon deßhalb nicht abwarten fünnen, weil die Regierung, 
ungeachtet der wiederholt verlangten Wiedereinſetzung des Klo— 
fters, nicht das geringfte darauf Bezügliche eröffnet, dadurch alfo 
fih gewiffermaßen zur Gegenpartei gemacht habe, jo daß nichts 
übrig geblieben jei, als ſich unmittelbar an dad Oberhaupt der 
fatholifchen Kirche zu wenden; foldyes aber durfte ohne vorherige 
Anfrage bei der Regierung gefchehen, denn der Papft fei in An 
gelegenheiten. der Fatholifchen Kirche Feine fremde Macht; der 
unmittelbare Verkehr mit vemjelben könne daher den Katholiken 
nicht verboten fein, und es beftehe auch Fein Gefeg, das ben 
jelben unterfage. t) Die Vorausfegung, daß gefährliche Umtriebe 
gewaltet, fei irrig; man wollte nur, was man ſchon vorher 
rechtmäßig beſeſſen Hatte; bei den Verhandlungen betheiligten 
fih nur Sole, welche fich ſchon vorher in der gleichen Sache 
vergeblich an den Kleinen Rath; gewendet hatten; man habe ab- 
fichtlich gefucht, weitere Verbreitung des Vorhabens zu meiden, 
und daher felbft nach der Proffamation vom 27. Dezember und 
nad; den in Folge derſelben gefchehenen ehrverlegenden perjün- 


1) Daß der Papſt als kirchliches Oberhaupt Feine fremde Macht fei, 
darauf berief ſich namentlih Schaffhaufer in feinem Berhör (Aften im 
Kantonsarchiv). Das aber wußte er nicht, daß felbft Müller-Friedberg bie 
gleiche Behauptung in einem Amtöfchreiben an den Landammann der Schweiz 
aufgeftellt hatte. 
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lichen Angriffen in vollfter Ruhe gejchwiegen; die ftattgefundene 
Beiprehung und Handlungsweile als ungefeglich behandeln 
wollen, hieße volle Vernichtung der durch Art. 24 der Kantons» 
verfafjung gewährten Kultusfreiheit der Katholifen. Auch eine 
Berlegung des Geſetzes über Kollektivbittfchriften könne nicht 
vorliegen, denn daſſelbe habe jedenfalls nur Bittfchriften an die 
politiichen Behörden (der helvetiichen Republif) verftanden. Was 
in der Bittfchrift der Kantonsräthe wegen zu beforgenver Ueber: 
macht der Proteftanten gefagt worden, hielten die Angefchuldig- 
ten für gerechtfertiget durch manche Vorgänge zur Zeit der hel- 
vetiſchen Regierung und von früher, wie beiſpielsweiſe gerade 
die Toggenburger Proteftanten es geweſen, welche noch im Jahr 
1797 das freie Zugrecht gegen Güterfäufe von Katholiken vers 
langten, um dieſe nicht auffommen zu Iaffen. *) Aus viejen 
Eröffnungen der Betheiligten entnimmt ſich das Wefentliche der 
an fie geftellten Fragen. Bürgi lehnte wiederholt die Unter: 
zeichnung der Protofolle ab und verlangte gegentheild, daß vie 
Regierung über die Klofterangelegenheit jchuldigen Beriht an 
den Großen Rath erftatte. Der Schlußbericht der Unterfuhungs- 
fommiffton, ganz ruhig gehalten, fußt mehr auf Furt, als auf 
Rehtsgründen: aus den Aften umd Verhören ergebe fih, daß 
im Ernft eine Verzichtung auf weltliche Rechte nicht vorliege; 
das gehe (jo erachtete fie) eben aus den Briefen der Kapitu- 
laren jelbft hervor, welche den Fürften um eine joldye wirklich 
erfucht haben, „ein Beweis mehr, welde geheime Abfichten im 
Hinterhalt liegen und wie gefährbend bie Koeriftenz des Klofters 
für die Fonftitutionele Ruhe des Kantons wäre.” Die Schluß- 
anträge der Kommilfion lauteten, daß Verlegung des Geſetzes 
gegen die Kolleftivbittfchriften mittelft einer am Rüden der Re- 
gierung gejchehenen Eingabe an „eine auswärtige, wenn aud) 
oberfte geiftlihe Behörde”, mit Mißbrauch ihres (der Unter: 
zeichner) amtlihen „Karakters“ und auf Grundlage längft ers 
loſchener Vollmachten, erhoben vorliege (5. Febrar). Nun große 


1) Falk: Beitrag zur Gefchichte der Aufloſung des Stiftes. Auch Ver⸗ 


hoͤrprotokolle im Kantonsarchiv. 
12* 
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Verlegenheit der Regierung über dad winzige Ergebniß ver 
Unterfuhung; Reutti jchrieb an Müller-Friedberg nad Bern: 
Kriminalklage ſcheint nach Bericht nicht thunlich; der Civilrichter 
erfter Inftanz iſt Schwer aufzufinden; „wenn man nicht aus den 
Schuldigen eine Mafje formiren fann, fo fehlt die Sache auch 
bei der zweiten Inftanz und die ungleichartige Behandlung aller 
betreffenden niederen Gerichte müßte das Chaos nod vergrößern” 
(9. Februar). Endlich wurde der Fall zur erftinftanzlichen Ber 
handlung einem Diftriftögericht überwieſen und der Ausweg zu 
defien Ausmittlung in einem helvetiihen Geje von 1799 ges 
funden, nad weldem drei Diftriftögerichte zu bezeichnen waren, 
der aufzuftellende Amtsfläger und die Bellagten je eines ber- 
jelben ausftellen mochten, das übrig bleibende dritte den Fall 
zu beurtheilen hatte (Beſchluß vom 20. März). Die Angeflag- 
ten verfammelten ſich und verabredeten in Folge „gelehrter Be— 
merfungen” des Appellationsgerichtöpräfinenten Dudli, „fd 
allewegs nad Geſetz und Ordnung zu halten, der Obrigkeit den 
ſchuldigen Gehorfam zu erzeigen und nichts vorzunehmen, das 
der Bermittlungsafte entgegen wäre.” Dem Kleinen Rath 
ließen fie erklären: daß fie den Richter nicht fcheuen, vor Allem 
aber eine Eröffnung fich erbitten müſſen, weſſen fie denn eigent- 
lic angeklagt feien; über Fragen religiöfen Belangs würden fie 
nit einantworten; gegen Anwendung eined Gejehed von 1799 
machen fie Einreve, indem es fich auf das aufgehobene Einheits⸗ 
ſyſtem gründe; nad dem Gefagten könne demnach nicht zu der 
beichlofjenen Ausmittlung eines Gerichtes gefchritten werben; fie 
behalten fi vielmehr vor, die Angelegenheit jelbft vor ven 
Großen Rath; zu bringen. Der Kleine Rath nahm auf viefe 
Einwendungen feine Rüdfiht und fegte das angehobene Vers 
fahren fort. Bon den drei bezeichneten Diftriftögerichten wurde 
Sargand durch den Amtsfläger, Obertoggenburg in Folge vers 
weigerter Einlaffung der Beklagten mittelft amtlicher Auslofung 
ausgeftellt, und es blieb zur Beurtheilung des Falles das 
Diftriftsgeriht Rheinthal übrig. Die Beklagten, endlich einer 
dritten Vorladung nad Rheined Folge gebend, und verbeiftändet 
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durch Dr. Schneider, von Dombirn, ) wurden wegen bewußter 
„Eingriffe in die Initiative der Regierung” durch Unterzeichnung 
eined Memoriald an eine „fremde Macht“, das alle Eigenfchaf- 
ten einer Kollektiv-Bittfchrift bejefien, Theilnahme an unerlaubs 
ten Berfammlungen und Berathichlagungen, worin abfihtlic „auf 
eine höchſt fträflihe Weile gegen und hinter der Regierung 
gearbeitet” worden, und da durch das Beilpiel von jo hoch 
geftellten Männern und unter Ausbrüden, ald wären fie vom 
Volk zu derlei Schritten aufgemuntert worden, „gar leicht bie 
öffentlihe Ruhe und Sicherheit des Kantons hätte gefährbet 
werben fönnen”, insgefammt „als ftrafbar” erklärt und (nad 
Graben dieſer Strafbarfeit und Fafjenweile) in Geldbußen von 
65 Fr. bis abwärts zu 25 Fr. verfällt. An der Spige ber 
Schuldigen mit dem Marimum ftand Bürgi allein; Dubli fam - 
in die Mittelklaffe zu 45 Fr.; von den Wylern und einigen 
Anderen hatte ſich jeder nur für 25 Fr. verfehlt.) Dem Hla- 
genden Staat wurde die Bezahlung der Gerichtskoften von 93 Fr. 
3 Btz., mit Rüdgriff auf die Beklagten für jene fowohl als 
für 825 ©. 53 Kr. Koften der Unterfuhungstommilfton auf- 
erlegt. 3) Zahlreiche Zuhörer von dieß⸗ und jenjeitd des Rheins 
hatten fi zur Verhandlung eingefunden. Zwiſchen Amtsklage 
‚und Urtheil erblidte man eine weite Kluft. Der Kleine Rath, 
höchſt unzufrieden mit legterem, ließ am 11. Mai (alſo knapp 
„vor Thorſchluß“) die Appellation einfchreiben, diefe dann aber 
auf ſich beruhen; das Urtheil ließ er unvollzogen und hob den 
im Ganzen fid auf 670 Fr. belaufenden Bußenbetrag eben jo 
wenig ein ald die Gericht- und jene viel höhere Summe ber 
Unterfuhungsfoften. So verlief der anfänglihe Hochverraths⸗ 
prozeß, für den die Regierung felbft ven Gefandten einer wirk⸗ 
lihen „fremden Macht“ in Anſpruch genommen und aud ben 


) Nachherigen Führer der Landesvertheivigung Vorarlberg's gegen bie 
Sranzofen und Baiern, im Jahr 1809. 

?) Der Klaffen waren fünf: zu 65, 55, 45, 35 und 25 Branfen. 

) Urtheil vom 26. April 1805, welches jedoch erft am 27. Abends 
eröffnet werden fonnte. 
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einheimischen Landammann beläftiget hatte, in ein bloßes poli- 
tiſches Kampfipiel, das jedoch von zwei ſehr ungleich geitellten 
Parteien gekämpft worden. Die Regierung hatte fi dabei 
nur Unehre geholt. Die verurtheilten Kantonsräthe ließ fie 
gleich anderen, doch etwas fpäter, alſo nadı etwas Bedenkzeit, 
zur Seſſion des Großen Rathes einladen und dieſer wählte, 
während ber für beide Theile offenen Appellationsfrift, vier ber 
Berfolgten, Schaffhaufer, Grob aus Gonzenbah, Brägger aus 
Hemberg und Dudli, durd geheime Wahl in die ſtaatswirth⸗ 
Ihaftlihe Kommiffion, Dudli und Schaffhaufer varüberhin in 
die Kommiffion zur Begutachtung der Infiruftion für die Tags 
fagungsgejandtihaft (6. und 7. Mai). Die Genugthuung für 
bie hohen Opfer der Staatsraifon war eine glänzende. Auf 
eine Profefution der auch von ihnen vorbehaltenen Weiterziehung 
hatten fie des Friedens willen verzichtet. Noch tft zu melden, 
daß im Laufe des Prozeſſes die angeflagten Kantonsräthe bei 
ſich jelbft zu Rathe gingen, ob nicht fowohl im Intereſſe des 
Stiftes als in jenem ihrer Berfonen die Dazwilchenfunft des 
Landammanns der Schweiz anzurufen fei, dann aber won ſolchem 
Borhaben überhaupt abftanden; ald dann dieſes durch Gerüchte 
verbreitet wurde, fchrieb der Kleine Rath raſch an das Ober- 
haupt der Schweiz (Landammann Glug), erfuchte dasjelbe um 
ungefhwächte Beachtung der Fantonalen Souveränetät und um 
Abweifung der Betreffenden, wie es ber Vorgänger (v. Watten- 
wyD gegenüber ven petitionirenden Zürchern gethan (10. April). 
Den beiden Religiofen ward im Seminar. zu Meerdburg höchſt 
wohlwollende Behandlung zu Theil; auf Befehl des Papſtes 
betrieb der Nuntius im Frühjahr deren Freilaſſung, aus Ger 
jundheitsrüdfichten (22. März); den P. Konrad wollte dann die 
Regierung gegen mehrere läftige Bedingungen (freiwilliges Eril 
‚und Aufenthalt außer der Schweiz, bis es der Regierung gefalle, 
anders zu verfügen) entlaffen. Aber P. Konrad, jo mild auch 
fein Karakter, lehnte doch ſolche Begnadigung ab; „id bin 
fein Verbrecher” (jchrieb er an den Generalvifar von Konftanz), 
„bierzu fehlt der Beweis und der Richterfpruch; ich bin Fein 
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dem Staate gefährlicher Menſch; ter Anblid meiner Berfen 
fönnte allein ſchon dieſe Vermuthung widerlegen“; was er für 
die geiftliche Korporation des Stifted St. Gallen gethan, das 
habe er in Folge von Verpflihtungen gethan, von denen ihn 
feine weltliche Macht losſagen könne; in der Mediationsafte 
jelbt liege der Schuß für die hergebradhten „Religionen. der 
Schweiz“, jomit auch für die katholiſchez in jener Bundesafte 
liege feine eigene Rechtfertigung, nur noch befräftiget durch bie 
päpftlihe DVerwerfung der Konvention und Aufrehthaltung der 
geiſtlichen Verbindung des Stiftes. Sei er aber feines Ver—⸗ 
brechens überwiefen, wie jollte auf ihn die Strafe eines Ber: 
bredhers fallen — — „der jelbft außer feinem Baterlande dieſem 
noch gefährlih werben könnte?!“ P. Konrad blieb, nad Ab» 
gabe diefer Erflärung, noch einige Zeit im Seminar zu Meers- 
burg, das er, unter den ihm angebotenen Bedingungen, weder 
verlaffen Fonnte noch wollte. Die Entlafjung des P, Thomas 
lehnte die Regierung gegen den Nuntius anfänglih ganz ab; 
fie müßte ihn fonft friminalifiren, antwortete fi. P. Thomas 
jeinerfeitö den Kleinen Rath als verantwortlich für deſſen Amts- 
handlungen anfehend, wollte im Frühjahr 1805 gegen venfelben 
mit einer Klage über verfafjungs- und gejegwidrige Verhaftung, 
Deportation, Gefangenhaltung und Entjegung von der Pfründe *) 
auftreten, verfaßte zu diefem Behuf Inftruktion und Bollmadıt 
für einen Anwalt, nad Gutfinden vor dem. Großen Rath wie 
vor den Gerichten Recht zu ſuchen (Mai 1805), mußte aber, 
gegenüber dem damaligen Abjolutismus und bei erklärlichem 
Abgang jeglicher Unterftügung feitens feiner Freunde, von dem 
Vorhaben abftehen. Er und P. Konrad Fehrten im Dftober gl. 
Jahres in ihr Vaterland zurück; dieſer fand bald einen priefter- 
lichen Wirfungsfreis in einem St. Galliſchen Frauenklofter; P. 
Thomas dagegen erhielt Jahre lang feine Anftellung in ver 


*) Diefe Entfegung Hatte die Regierung von ſich aus verfügt; die das 
herige Befchwerde der Pfarrgemeindeverwaltung von Lichtenfteig fertigte fie 
mit der Erklärung ab: „die Regierung habe aus Hinlänglicden Urfachen ges 
handelt“. Rathöprotofoll vom 23. Februar. 
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Heimath und mußte fi inzwifchen mit der Pfarrei Hadlen in 
Appenzell J. R. zufrieden ftellen. 

Fürft Bancratius fam aud in den Befig der Proflamation 
der Regierung, ja er vernahm noch mehr, die Nachricht nemlich: 
Müller-Frievberg habe in Wien die Beichlagnahme aller feiner 
Schriften verlangt, wo ſolche auch liegen möchten. Der Fürft 
feste fich gegen jene Kundmachung zur Wehre. P. Columban 

Ferch erließ einen Fräftigen Brief an ven Kleinen Rath, in 
welchem die Regierung verftändlich beſchuldiget wird, daß fie zu 
„Erdichtungen, Verdrehungen und gehäfftgen Auslegungen“ ihre 
Zuflucht genommen; ein foldhes Benehmen fei nicht Sache gut 
gefitteter Menfchen, noch weniger einer Regierung, deren meifte 
Mitgliever von dem Stifte St. Gallen „jo viele Wohlthaten 
genoffen hatten.“ Die chriſtliche Moral erfordere die Wieder 
herftellung ver geraubten Ehre, deßhalb könne die Regierung 
nichts‘ Befleres thun, als ihre Proflamation neu aufzulegen, 
dann aber die in derfelben angeführten fürftlichen Proflamationen 
na ihrem ganzen Inhalt von Wort zu Wort beidruden und 
fo fämmtlih dem Publifum vorlegen zu laffen. Weiter ift in 
dem Briefe gefagt, daß die 31 Kapitularen, welche das Abbitt- 
fehreiben an den Heil. Vater erlafjen haben, nichts anderes be— 
zweden, als die fernere Beibehaltung des Stiftes „qua Klofter”; 
„und nun wollen Sie diefe an fich ſelbſt untabelhaften Hand» 
hingen als Staatöverbreden anfehen und behandeln!” — „Sie 
verfolgen die an den Heil. Vater erlafjenen Briefe bis über die 
Schmeizergrenze, ziehen zwei Kapitularen gefänglih ein, ftellen 
jcharfe Unterfuhungen an, bemächtigen fi der Schriften und 
Papiere, geben gehäffige Proflamationen heraus und verbreiten 
einen Lärm, gleich ald wäre das verrathene Vaterland in ver 
augenſcheinlichſten Gefahr und ſtünde weiß nicht welch eingebil- 
deter Feind mit 100,000 SKriegern vor den Thoren.“ Gleich—⸗ 
wohl werde nichts anderes herausfommen, ald daß die Kapitu- 
laren u. ſ. w. dem Heil. Bater die Wiederherftellung des Stiftes 
empfohlen haben, was „zufolge der Mediationsafte ſchon längft 
hätte gefchehen follen und — bloß durch die Umtriebe des Kleinen 


“ 
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Rathes, bejonderd des Herrn Müller-Frievberg gehindert worden 
iſt.“) Mit dem Neujahrstage von 1805 war der Solothurner 
Schultheiß Peter Glutz-Ruchti, Landammann der Schweiz ge 
worden. An dieſen wendete fi die Regierung mit dem Ber 
gehren, daß P. Eolumban zu perfönlicher Abbitte verpflichtet 
werbe; wäre jeine Stellung nicht erhältlich, fo würde contuma- 
cialiter gegen ihn bei dem zuftänbigen Richter geklagt werben. 
Dem perfönlih angegriffenen Müller-Sriebberg wurde Kenntniß 
vom Inhalt des Briefed gegeben. Die Regierung fcheint ben 
wirflihen Thäter kaum geahnt zu haben. Werfafler des erften 
Entwurfs des Schreibens war PBancratius felbft; P. Columban 
hatte nur das Verdienſt ver Ausfertigung. Der Fürft ließ das 
Schreiben aud in die „Augsburger Ordinari-Poſtzeitung“ eins 
rüden. Landammann Glug, wejentlih anderer Meinung in ber 
St. Galler Klofterfahe, als fein Bernifcher Vorgänger, ?) und 
fi} mehr jener de8 Landammanns d'Affry nähernd, gab wenig 
geneigten Beicheid und die Sade blieb auf fich beruhen. An- 
geregt durch die gleiche Proflamation und um fich die günftige 
Stimmung ded neuen Landammannd zu Nugen zu machen, erließ 
der Fürft die dringende Bitte an diefen, den Beſchlüſſen der 
Tagfagung auch gegenüber dem Kanton St. Gallen Vollziehung 
zu verichaffen und biefen zur MWibererftattung der Kloftergebäube 
und des löfterlichen Vermögens anzuhalten, Alles mit foldhen 
Rückſichten und Vorkehren, welche ver Billigfeit angemefjen und 
geeignet jeien, gleichzeitig die Ruhe und den Wohlftand des 
Kantond und ded Etiftes zu fihern (23. Januar). Kaum 
hatte Müller- Friedberg hievon Nachricht, eilte er von Bern 
nad) Solothurn, verlangte fruchtlos Mittheilung des Schreibens 
(in dem fid) der Reflamant bloß als „Abt“ unterzeichnet hatte) 


1) Brief vom 25. Januar 1805, ans Oberried, einer Statihalterei des 
Kloſters St. Blafien, geſchrieben. 

2) Deßhalb fagte der Landammann Jakob Zellweger von Appenzell 
A R.: „Die Klofterfachen werden nicht beendiget, bis ein Fatholifcher 
Landammann (der Schweiz) in’! Amt komme.“ Brief des Dekans Braͤg⸗ 
ger an den Fürſten, vom 24. September 1804. 
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und Unterlaffung jeder verfänglichen Erwiderung. Glug aber 
war nicht gefügig, wünfchte vielmehr mit Berufung auf bie 
Mediationsakte die Wiederherftelung des Klofterd, doch mit 
dem Zugeben, „daß die Perion des Abted in dem Kanton nicht 
mehr zuläffig wäre”; er biete feine guten Dienfte zu allfälligen 
Unterhandlungen an. Das wollte aber der St. Galliiche Ab- 
geordnete nicht: „Er (Randammann) jolle fühlen,. daß Mönde 
und Mönchthums-Verehrer die Schweiz jo wenig trüben bürfen 
ald zehendbare Bauern“. 1) Unterdeſſen waren die Bittjchreiben 
und Adreſſen an den Papſt in Paris gelangt und wurden ihm 
Anfangs Januar übergeben. Die Berichte aus Paris Tauteten 
für die Regierung nichts weniger ald günſtig. Es ging ihr 
Meldung zu, daß eine Sendung in dortige Hauptftabt zu per- 
lönliher Verwendung daſelbſt jedenfalls fruchtlos wäre; fände 
jeitend der Regierung eine Sendung ftatt, müßten die Herren 
nah Rom fommen, denn in Paris ftänden dem Heil. Baier 
weder Zeit noch die nöthigen Papiere zu Gebote. Dad war 
aber nicht die Hauptſache. Der Papſt übte auch in dieſer Zeit, 
jo wenig günftig für Firchliche Zwede fie war, fein. Oberhirten- 
amt in der Angelegenheit der Schweizerflöfter. Er übergab dem 
Kaifer Napoleon, nachdem er ihm die Firchliche Weihe gejpendet, 
eine Denkjchrift für die Erhaltung jener Klöfter, des Stiftes 
St. Gallen insbefondere. Deſſen ungeſchwächte Erhaltung lag 
ihm am Herzen und er empfahl fie mit frommer Dringlichkeit; 
war ja doch Pius VII jelbft Benebiktiner geweſen, wie bie 
St. Galler Religiofen es noch waren; nicht zwar daß. der Papſt 
die durch Die Revolution untergegangenen SHerricherzuftände 
irgendwie befürwortet hätte; davon nahm er völlig Umgang; 
aber die ungeſchwächte Erhaltung des Stiftes als Regular- 
Korporation wünfchte er, zu diefem Zwede auch völlige Rüd- 
gabe feines Vermögend. „Man will in der Schweiz bie Klöfter 
zerftören und die Fatholiihe Kirche wird dort in Sflaverei ge 
halten“, jo ſchrieb aus den Tuilerien Kardinal Antonelli an 


*) Schreiben Müller-Friedberg's an den Kleinen Rath, 3. Febr. 1805. 
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Feſch mit gleichzeitigem Erſuchen an das Minifterium, durch den 
franzöfiichen Gejandten in der Schweiz, Vial, die nöthigen Vers 
wendungen zur Abhülfe eintreten zu laflen (Februar 1805). Bei 
diefen Beftrebungen ließ übrigens der Papft für feine früher 
geäußerte Zufage, unter erwähnter Borausjegung. die Abtswürde 
in jene eines Biſchofs umzuwandeln, die Ausficht auf Erfüllung 
fortbeftehen, ohne jedoch definitive Entjcheide zu faffen. Unter 
laffend, fich über letzteren Punkt bejonders zu äußern, hatte 
ihon vorangehend Karl Theodor, Bilchof von Konftanz, eben: 
falls aus Paris, der Regierung gemeldet, daß der Bapft jchlechter- 
dings die Herftellung bed Gotteshaufes St. Gallen ald Bene- 
biftiner-Abtei wünjche, was um jo billiger und leichter auszu- 
führen, als das nemliche im Betreff der Abteien Muri und 
Einfiedeln geſchehen ſei, wobei übrigens von der weltlichen Herr⸗ 
haft (ded Stiftes) gar Feine Rede mehr je. Er, Biſchof, 
erwarte mit Bertrauen, was der Papſt mit ber helvetifchen 
Ration konkordatsweiſe abjchliegen werde; inzwiſchen werde er 
die biſchöfliche Verwaltung unter Mitwirkung des Weihbiichofes 
Grafen v. Bilfingen und des Generalvifars v. Wefjenberg 
fortſetzen. Wirklih trug man fi damald mit Projekten allge: 
meiner neuer @ircumffription der Bisthümer nad) dem Grundſatze 
der Territorialität, wobei die jhweizerifchen Theile des Bisthums 
Konftanz andere biihöfliche Leitung erhalten follten; jelbftverftänd- 
ih wäre tann die Frage, ob St. Gallen wieder Abtei, ober 
ein Bisthum werden folle, mit entjchieven worden. Wir fehen 
demnach, und zwar durch die vorliegenden Korrefponvenzen voll- 
fommen andgewielen, Folgendes ald ven Willen des heiligen 
Stuhles: bei der jhon ausgeſprochenen Verwerfung der Konvens 
tion vom Dezember 1803 hat es fein Berbleiben und ed wird 
die ungefchwächte Herftellung des St. Galliihen Stiftes als 
einer regularen Benebiftiner-Korporation mit dem ihm zuftehen- 
ven Vermögen verlangt, je nach Umftänden mit Umwandlung 
der Abtei in einen Biichofsftuhl nah dem Vorgange von Fulda. 
Auch bei der übelften Stimmung mußte Vial fein Amt üben 
und die ihm in Folge der Verwendungen des Papfted zuger 
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fommene Rote Antonelli's an Feich dem Landammann der Schweiz 
übergeben, ber hinwieder die Regierung von St. Gallen damit 
begrüßte, und ihr zu verftehen gab, daß eine Auflöfung bes 
Stiftes neben der Mebdiationsafte kaum zu rechtfertigen wäre, 
in dem oft angeführten helvetifchen Gejeg aber die Begründung 
einer ſolchen auch faum zu finden fei, endlich daß deſſen fernerer 
Gültigkeit der Art. I des Nuchtrags der Bundesakte entgegen» 
gehalten werde. Ernfter fchreibt der Landammann ein zweites 
Mal an die Regierung von St. Gallen, als ihm ein päpftliches 
Breve vom 9. März zufam; der Heil. Vater Hagt in demjelben 
über die traurige Lage des Klofterd St. Gallen, deſſen Mip- 
handlung, die Zerftreuung der Mönde u. j. w., und verbindet 
damit die Empfehlung an den Landammann: „alle Mühe anzu: 
wenden, damit der Plan, den Einige angelegt zu haben jcheinen, 
nicht zum Verderben und Untergang des Klofters St. Gallen 
burchgefegt werde; auch die ganze Kraft feines Anſehens zur 
Erhaltung der Fatholifchen Religion zu verwenden.” Diefer 
Mahnung folgte die Angabe der Bebingungen, unter welchen 
der Bapft (wie in Fulda gejchehen) die Errichtung eines Bis, 
thums in St. Gallen geftatten wolle; entſprechen könne er nems 
ih in diefem Punkte, „wenn nur die Regularität der Abtei 
immer unverjehrt. beibehalten, ein Biſchof aus der Zahl ver 
Mönde gewählt und das Kapitel ebenfalls aus denſelben be— 
ftehen werde”; aber auf feine Weiſe babe er „vie Verkommniſſe 
gutheißen wollen, welche unter einigen Mönchen und dem daſi—⸗ 
gen Rathöpräfidenten eingegangen worden, weil wir einjehen 
mußten, daß diefelben der Kirche fchimpflih und ihren Rechten 
zuwider find.” Dieſes päpftliche Breve ift als Ergebniß ver 
dem Heil. Vater zugegangenen Bittfchreiben aus dem Kanton 
St. Gallen anzufehen. Am Schluffe des Schreibens, mit welchem 
der Landammann der Schweiz die Erflärung Pius VII. ver 
St. Galliſchen Regierung mittheilte, forderte er dieſe auf, ber 
Gerechtigkeit Genüge zu thun, erinnernd, daß die wahre Kraft 
(für Handhabung der öffentlichen DOrbnung) von der Mäßigung, 
von der Achtung für religiöfen Glauben, mit Vermeidung jeg- 
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lihen Zwanges, abhängig fei (17. April. Aber ſolche Worte 
des ſchweizeriſchen Bundeshauptes kamen längft zu ſpät, und für 
die Mahnungen des Papftes war die Regierung ohnehin unzu⸗ 
gaͤnglich. Schon nad) Empfang des ihr ungünftigen Schreibens 
des Biſchofs von Konftanz glaubte ihre Mehrheit auf allen 
Erfolg verzichten zu müfjen; es ſei befier, erachtete fie, „wenn 
alle Unterhandlungen abgebroden und dasjenige gethan würde, 
wad in. der Macht der Regierung ſelbſt Tiegen vürfte.” Im 
diefem Sinne wurde Müller⸗Friedberg ) um feine Anſicht bes 
fragt, ob man nidt envlih von der Konvention zurüdtreten und 
nach eigenem Ermefjen über das Klofter verfügen könnte, zumal 
gegenüber ber doch bald wieder ſich verfammelnden Tagſatzung 
und der von daher zu beforgenden Schwierigkeiten. ) Müller: 
Friedberg fand in intimfter Verbindung mit Bial und benugte 
fie in eifriger Beharrlichkeit. Vial aber war wie Ney und rief: 
„Handeln, handeln, das fei von Seite St. Gallen’s das einzig 
sihtige; Die franzöftiche Geſandtſchaft werde unterftügen.” „Dem 
Sanatifiren überhaupt müfe man nie lange Wurzel laſſen und 
fobald man könne den Gegenftand vefjelben verfchwinden machen.” 
So ſprach der franzöſiſche Säbeldiplomat, und Müller-Frievberg 
verfiherte ihn des unbedingten Vertrduens der St. Galliſchen 
Regierung. °) Reutti, eines Sinnes mit ihm, ſchrieb zurüd 
vom guten Eindrud, den fein (Müller-Frievberg’8) Brief ges 
macht; vom Großen Rath erwarte man das Befte, wenn ber 
Kleine Rath, einig bleibe; der Mitwirkung einflußreicher Männer 
habe ei fich verfichert; es ftellen diefelben „vie einzige Kondition, 
daß das Stift Schänis nicht befler behandelt werde ald andere 
unferer Klöfter”; er follte mitwirken zu einer guten Stimmung 
im Stifte Schänis, „damit nicht etwa biefer Knoten unfere ent- 
ſchiedene Mehrheit im Großen Rath aufs Neue ſchwankend 


1) Er war ald Abgeordneter des Kleinen Rathes wegen des Inkame: 
utionsgejchäftes in Bern. 

2) Schreiben des Regierungspräfldenien Zollikofer an feinen Kollegen 
in Bern, vom 1. Februar. 

3) Brief Müller-Friedberg’s an die Regierung, vom 3. Februar. 
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made.” ) Das klingt wie Schacher um das Stift Schänis, 
welches bisher mehrfeitige Protektion gefunden hatte. In biefe 
Zeit fielen die meift fchon gemeldeten Nachrichten aus Paris, 
und Briefe des Landammanns, von diefem auch einer an Bial 
für Herftellung des Klofterd unter fichernden Abfindungen, fo 
dag Müller-Friedberg die Möglichkeit einer Situation vorausſah, 
welche bie Herftelung des Klofterd brächte; für diefen Fall aber 
hätte man, jo ſchrieb er nah St. Gallen, fehr pofitive Bebins 
gungen zu machen: Entfernung des Abtes, Elimination der 
verbächtigen und verrätherifchen Religiofen, vielleicht aller Defter- 
reicher, Separation des fouveränen Gutes, Kollaturweien zu 
Handen der Regierung, allenfall® unter Bewilligung von Mits 
einfluß der Gemeinden. 2) So enthüllt ſich, daß ver Abt keines⸗ 
wege das (jo oft vorgefchüste) alleinige Hinderniß der Wieder 
herftellung des Klofters war, und was das Scidjal Jener 
gewefen wäre, welche, der Konvention fich hingebend, dadurch 
wenigitend den Fortbeftand der Regular-Korporation zu fihern 
vermeint hatten, — von dem 2008 der MWeltpriefter und den 
Ausfichten Fünftiger Paftoration noch zu ſchweigen. Bewußte 
Abfindungspunfte waren übrigend nur auf den äußerſten Fall 
beſprochen und es blieb die Regierung von St. Gallen bei dem 
von Bial fommandirten „Handeln“. Nachdem fie durch ben 
Landammann der Schweiz in Befig einer amtlich beglaubigten 
Kopie der Conſalvi'ſchen Note vom 29. Dftober 1804 und ber 
Eröffnungen Antonelli's gekommen war, faßte der Kleine Rath 
folgenden Beichluß: in Betrachtung, daß ein längeres Hangen 
dieſes Gegenftandes die bereit waltende Spannung in einem 
jehr beträchtlichen Theile der Kantondbürger von Tag zu Tag 
vermehren würde; daß eine allfällig neu anzubahnende Unter- 
handlung ungezweifelt eine mehr oder weniger beichränfte Her- 
ftellung des Kloſters herbeiführen würde; daß die Regierung 
aber die Eriftenz des Klofters mit der Verfafjung und ber gegens 
1) Brief Reutti's an M. F., vom 6. Februar (im Kantousarchiv). 


?) Brief M. F.'s an den Regierungspräfidenten, vom 20. Yebruar; 
Ergebniß einer 2*/,ftündigen Konferenz mit Bial. 
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wärtigen Ordnung der Dinge ald unvereinbarlih anjehe, „weis 
len der Herr Abt (angenommen, daß die übrigen Konventualen 
fih in die Umftände der Zeit ruhig begeben follten, welches 
aber aud dem bisherigen Betragen des größeren Theils verfel- 
ben eben fo unmwahrfcheinlich vorfommt), wenn er auch im Aus: 
lande zurüdbleibte, niemald von feinen feindfeligen Gefinnungen 
abftehen und auf feine Gapitularen influenziren würde,” ſoll 
ohne ferneren Berfchub, „aber mit unverleglicher Verſchwiegen— 
beit, mit der in Handen habenven obrigfeitlihen Gewalt in 
Sahen vorgeſchritten“ und auf nächſt abzuhaltenden Großen 
Rath ein Gefegesvorfhlag über die Separation des Staatds 
vermögend, über die Liquidation der Klofterfchulden und über 
die Feftfegung der Penſionen für die ehemaligen Klofter St. 
Galliſchen Conventualen in Bereitfchaft gefegt werden, mit ber 
Erffärung, „daß der allfällig fich ergebente Vorfhuß an bie 
fatholifhen Kantonsbürger zu wohlthätigen und geiftlichen Ent» 
jweden gewidmet werden folle“; vor dem Zujammentritt des 
Großen Rathes ſoll aber doch einigen von den angejeheneren 
Mitgliedern deſſelben vorläufige Kenntniß gegeben werben; auch 
wurde unmittelbare Anzeige an den franzöftfchen Botihafter Vial 
mittelft eines jchon im Bereitfchaft gelegenen Schreibens bejchlof- 
ien (12. März); 9 im Geheimniß ftanden aljo diejer Fremdling 
und jene „einigen” Kantonsräthe, deren zuverläffiger Mitwirkung 
fh die Regierung verfihern wollte, um Mehrheit im Großen 
Rathe zu machen. Dem ganzen St. Galliſchen Volfe, Hohen und 
Niederen, Geiftliben und Weltlichen, wurde wie bisanhin Alles, 
was diefe feine höchfte Angelegenheit beichlug, vorenthalten, 
Die Regierung vollzog, was ber jubalterne franzöfiihe Schuß: 
geift ihr gerathen, denn jo hatte Vial in jener Unterredung vom 
20. Februar geiproden: „wäre er Canton souverain, jo würde 
er einfach nach eigenem Ermefjen handeln, zugreifen — und fi 


) Nach dem Styl zu uriheilen, ift Reutti, Präfident einer ſchon im 
Januar ernannten Rathsfommiffton für die Klofterfachen, der Verfaſſer die: 
ſes Befchluffes. Die Urheberfchaft trägt er mit Müller:Friedberg gemein » 
jam, der den erften Vorfchlag dazu aus Bern mitgetheilt hatte. 
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um alle diefe Interventionen nicht kümmern.“ Die Mahnungen 
und Mittheilungen des PBapftes, der Karbinäle Conjalvi, Antos 
nei und Feſch, des jonft jo hoch in Ehren gehaltenen Biſchofs 
von Konftanz, ded Landammanns der Schweiz und des jchwei- 
zeriſchen Gefandten in Paris (Maillarboz, der aus eigener Ueber⸗ 
zeugung im Sinne Antonelli's gejchrieben), — fie alle waren 
nun aus dem Felde geichlagen. Deſſen ungeachtet lebte die Re- 
gierung in beftändiger Furcht; als der biſchöfliche Generalvifar 
von Konftanz übliche geiftlihe Konferenzen wieder abhalten 
wollte, ließ die Regierung ihm das „Bedenkliche“ folder Kon- 
ferenzen „im gegenwärtigen Momente” vorftelen und um Ber: 
fchiebung erſuchen; bienftbereitwillig verſchob dann wirklich We: 
jenberg jene Paftoralfonferenzen. Seit dem 15. März, war 
‚Müller-Frievberg wieder Präfivent. Vial lud ihn zu fih nah 
Bern ein, da er eine wichtige Eröffnung über die Klofterfade 
mitzutheilen habe. Der Präfident wurde mit Bolt nad Bern 
abgeorbnet; am 8. April empfingen fie von Vial folgende münd» 
lihe Eröffnung: Es habe der franzöfiihe Monarch endlich feine 
volle Aufmerkfamfeit auf die Lage des Kantons St. Gallen ge 
wendet und feinen Botjchafter bevollmächtiget, dem Präſidenten 
der Regierung feine Anfihten und Willensmeinung dahin mit 
zutheilen: 1. das Klofter St. Gallen ſei mit den anderen Klö— 
ftern der Schweiz nicht in Parallele zu ſetzen, weil ed auch eine 
politifche Inftitution geweſen; 2. feine Wiederherftelung ſei aud) 
deßhalb unzuläffig, weil e8 nur zum Herde der Unzufrieven- 
heit und der Rivalität gegen bie Regierung würbe; 3. der Kais 
fer erachte, daß die Güter der Abtei nicht zurüdgeftellt werben 
ſollen und daß der betreffende Artifel der Mediationsafte auf 
diefelbe nicht anwendbar ſei; 4. dagegen Außert der Kaijer den 
Wunſch, daß auf befjere Dotation der Pfarrpfründen und Welt- 
geiftlihen Rüdfiht genommen werde; 5. würde ein Bisthum 
errichtet, jo würde der Kaiſer den Abt eben jo wenig ald Bi- 
Ihof, denn als Abt dulden. Vial ſprach meiter: Ihre kaiſ. 
Majeftät erwarten, daß die St. Galler Regierung auf diefe Er: 
Klärung feiner Gefinnungen minder unentfchloffen zu Werke gehen 
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und in derjelben einen neuen Beweis der Sorgfalt finden werde, 
„mit weicher Allerhöchftverjelben die Ruhe der Schweiz und bie 
Früchte der Mediationsafte am Herzen liegen“. Neuerdings 
empfahl dann der Botichafter die bafvigfte „Befeitigung dieſes 
Geihäfts durch ſchnellſte Liquidation des Schuldenmwefens, Sön⸗ 
derung der dem Kanton vorzubehaltenden Güter, und Verwen⸗ 
dung der übrigen zu milden und nüßlichen Zwecken und zur Ver: 
befferung des Schickſals der Weltgeiftlichkeit“. So berichteten vie 
beiden Abgeorbneten der Regierung, „unter Zufage eidlicher Bes 
käftigung” beifügend: e8 habe ihmen ver Botjchafter das durch 
einen Kourier erhaltene Driginalfchreiben jelbft vorgezeigt und 
lo langſam vorgelefen, daß fie feinen Ausdruck mißverftehen 
fonnten. Es ift nicht gefagt, von wen biefes „Driginalfchrei- 
ben“ an Vial erlaffen worden, aud fein Datum angegeben. 
Das Ganze fieht alfo mindeftens räthjelhaft aus. Dagegen ift 
der Auszug von einem Schreiben Talleyrand's an Vial im St. 
Galliihen Kantonsarchiv aufbewahrt, der im Weſentlichen mit 
Dbigem zufammengeht und die Welfung an Bial enthält: ver 
Inhalt möge fchlehterdings nur mündlih dem Landammann 
der Schweiz und dem NRegierungspräfidenten von St. Gallen 
mitgetheilt werben; dieſer Auszug it ohne Datum; auch ift Dem- 
felden nicht zu entnehmen, wann und durch wen dieſes Papier 
nah St. Gallen gefommen. Am Tage der Zufammenkunft 
ſcheint Vial, nad dem Rapport der Abgeorbneten zu fchließen, 
das von ihm Vorgelefene wieder in die Taſche geſteckt zu haben. 
Ad Hohe Wahrjcheinlichkeit geht jedenfalls hervor, daß Vial 
feine Berantwortlichfeit durd Bericht an Talleyrand und durch 
irgend eine Rüdäußerung von demſelben gededt hat. Talley- 
vand und Vial, in Verbindung mit Stapfer, zerftörten, was 
Antonelli und Feſch zu gutem Ausgang eingeleitet zu haben 
glaubten. Wenige Tage nachher reiste Napoleon über Cham: 
bery nach Mailand, um in dieſer lombardiſchen Stadt fich zum 
König von Stalien Frönen zu laffen. Vial ftellte fih in Cham— 
bery ein, eben fo, zur Beglüdwünfhung des Mächtigen, eine 
Abordnung des Landanımannd der Schweiz; dieſe erhielt Audienz 
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bei dem Kaiſer am 14. April Abends; Talleyrand, weil fchon 
voraus gereifet, war nicht dabei. Auf die Anfrage der Regie 
rung von St. Gallen, wie fich der Kaijer bei der Audienz über 
die Angelegenheit des Stiftes habe vernehmen Iafjen, meldete 
der Landammann: ed habe derfelbe (auf vießfallfige Anregung 
der Schweizer Aborbnung) fi bloß dahin geäußert: die Regie 
rung von St. Gallen dürfte in Folge der Mediationsafte noth- 
wendig erachten, fih ven Abt fern zu halten.) Am 1. Mai 
berieth der Kleine Rath von St. Gallen in geheimer Sigung 
den früher bejchloffenen Geſetzesvorſchlag mebft Botichaft. 2) 
Allſogleich machte der Negierungspräfident dem franzöſiſchen Ges 
ſchäftsträger (Dial felbft war in Mailand) amtliche Anzeige 
von dem Inhalt, noch bevor der Große Rath und das Bolt 
von St. Gallen ein Wort davon hatten vernehmen können. 
Das Satrapieverhältniß der Regierung des Kantons St. Gal- 
fen zu Franfreih war ſonach in's Maßloſe übergegangen; das 
ift die böfe Frucht der Furcht vor dem Volke. 

Fürft Pancratius in bringen gratulirte ſich jelbft zum 
neuen Sahr: „die Ausfichten für die Wiederherftelung des Stif- 
tes find günftiger; die ärgerliche Konvention ift verworfen; der 
Heil. Vater und feine Kardinäle wollen das Stift beibehalten 
wiffen; der Kardinal Feſch fcheint mich zu begünftigen; das 
katholiſche Volk und der Klerus verlangen die Herftelung des 
Stiftes; die Kapitularen haben die Annahme der Konvention 
widerrufen; biefe, der Klerus und 17 Großräthe haben fid für 
die Erhaltung des Stift8 an den Heil. Vater gewendet; die 
fatholiihen Kantone wünfchen die Auflebung des Stiftes; Mül- 
ler⸗Friedberg und feine Kollegen des Kleinen Rathes find vie 
Feinde ded Stiftes und wenden Alles an, felbes zu zernichten; 
der franzöſiſche Minifter Talleyrand ift ihre mächtige Stütze; 


t) „Que le gouvernement de St. Gall à la suite de l’acte de m&- 
diation pourrait prendre ombrage de l’Abb&“ (Schreiben ded Landammannd 
vom 24. Mai). 

2) Auch die einfchlägigen Protofolle wurden (mit jenem vom 12. März 
angefangen) beſonders gefertiget und forgfältig geheim gehalten. 
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nun aber fol die Sache nicht in Paris, fondern, nach der Rüd: 
fehr des Papftes, in Rom ausgemacht werten; da dürfte es 
beffer ausfallen.” *) Gleichwohl führte er fleißigfte Korrefpon- 
denz nach Paris, jo mit Antonelli, von dem er bie eifrige Ver— 
wendung des PBapftes für St. Gallen erfuhr, Verwendung in 
dem Sinne nemlih, daß der Kaifer die Vorſorge für das Klos 
fter St. Gallen ihm, dem Papft, überlaffe, die abzuſchließenden 
Konkordate vorbehalten. Dieſe Berichte erhielten jedoch bald 
eine trübere Färbung durch Briefe feines Agenten, des Ritt 
meifterd Müller, welche im Hintergrunde die Umwandlung des 
Stiftes St. Gallen in ein Bisthum durchbliden ließen. Ueber: 
hin vernahm er, wie St. GallifcherfeitS die Umtriebe gegen 
ihn fortgefegt wurden; dieſe Berichte beftärften ihn in der An— 
fiht, daß er nichts Befjered zu wünfchen habe, ald das Unter: 
bleiben jedes finalen Entſcheides feitend der franzöfifchen Regie— 
rung; zugleich brachten fie feinen Entfchluß zur Reife, fich behufs 
eines folchen perfönlih nah Rom zu begeben, was in den Wün⸗ 
ihen des Papſtes und Conſalvi's lag. Eine Reife nah Paris 
hätte ohnehin unterlaffen werden müffen, da er ungeachtet aller 
Berwendungen des fpaniichen Gefandten Gravina Päffe in die 
franzöſiſche Hauptftadt nicht hatte erhalten können. Er gab 
Kunde von feinem Worhaben dem Konftanziichen Generalvifar, 
der die Mittheilung in würdiger Sprache ermwiederte, dann dem 
Landammann der Schweiz, welcher die beabfichtigte Romfahrt 
höchlich billigte; an dieſen richtete er eine neue fchriftliche Vers 
wendung für mebiationsmäßige Vermögensrüdgabe an das Stift; 
jpäter wendete er ſich zu gleihem Zweck mit Kreisfchreiben an 
gefammte Kantone (19. April) und erhielt unter andern von 
der Regierung von Appenzell A. R. die erfreuliche Anzeige, daß 
fie feinem Anfuchen beftens zu entſprechen bemüht fein werbe; 
in diefer Antwort war die Rechtsanſchauung des Landammanns 
Jakob Zellmeger ausgeprägt. Sehr betrübt war er über bie 
Haltung der Nuntiatur in der Angelegenheit des Stiftes und 

*) Beinahe wörtlih aus dem Tagebuch des Fürften vom 1. Januar 


1805, mit einziger Weglaffung von ein paar herben Ausdrücken. 
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über ihre Verfügung gegen die zwei ihm fo treuen Religiofen 
P. Konrad und P. Thomas. Seinerjeitö Flagte ber Nuntius 
über eigenwilliges Borgehen des Fürften und der Religiofen 
von St. Gallen, bezeichnete das Einfchreiten gegen die zwei Ge- 
nannten als ganz gerechtfertiget. 1) Bei Pancratius perjönlid) 
Elagte der Nuntius darüber, daß jener, für Empfang der Abba- 
tialweihe, die Nuntiatur umgangen habe, welde zu deren Ers 
theilung ein befonderes Recht habe; der Fürft rechtfertigte ſich 
aber gegen dieſe Beichwerve durch ausdrückliche Vollmachten, vie 
er für jein abweichendes Vorgehen erhalten hatte. Die Be 
richte, die der Fürft aus St. Gallen erhielt, waren ſehr reich— 
haltig, jo über den Prozeß gegen die Fatholifchen Kantonsräthe, 
über den zuerft zum Amtskläger beftellten Apvofaten Gmür von 
Schänis, ver fi im vorigen Jahr dem P. Thomas als Redner 
im Großen Rath für fein Anliegen angetragen, ihn dadurch ein- 
geführt und ſich Einficht in die Papiere erfchlihen habe, „von 
woher das leidige Gefchäft feinen Anfang genommen”.2) Ab» 
fiht der Regierung jei geweien, daß das Kontumazurtheil noch 
vor der Eröffnung des Großen Rathes geiprochen werde, dann 
mit Ausſchluß diefer Kantonsräthe aus dem Großen Rathe eine 
Mehrheit für Aufhebung des Klofters zu erzielen; folgten noch 
Klagen über die traurige Lage der Angeklagten; „das Elend der 
Katholiken ift unbefchreiblih”.?) Bon der Reife nah Solothurn 
zum Rekurs an den Landammann feien jene Kantonsräthe mit- 
telft Ausftreuungen einer von Frankreich her gefloffenen Entfchei- 
dung über die Klofterfache abgejchredt worben; überhaupt werde 
verlegender Terrorismus gegen Alle und Jede geübt, welche die 
Herftellung des Stiftes beabfichtigen oder auch nur davon fpre- 
chen oder jchreiben. *) 


) Schreiben des Nuntius an den Fürftabt von Einſiedeln, vom 
15. Januar 1805. 

?) Brief an den Fürften, vom 28. März, ohne Namensunterfchrift; 
wohl von Defan Brägger. 

) Anderer Brief Brägger’s an den Fürften, vom 10. April. 

4) Dekan Brägger an den Fürften, am 28, April. 
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Der zu ordentlicher Seffton einberufene Große Rath; wählte 
fi), mit 35 von 66 Stimmen, den Fräftigen Reutti zum Prä⸗ 
fiventen (6. Mai). Nah einigen Vorlagen über Berwaltungss- 
und Rechnungsgejchäfte rüdte der Kleine Rat) aus mit feinem 
Geſetzesvorſchlag über das Stift St. Gallen und der ihn begrün- 
denden ausführlichen Botſchaft. Nicht die Aufhebung des Stiftes 
trug er an, denn biefe feßte er ald bereit vollendete legale 
Thatſache voraus, jondern die Liquidation des Kloftergutes, bie 
Ausiheidung desjelben in Staats- und wirkliches Kloftergut, mit 
Anträgen über die Verwendung des letzteren (8. Mai). So 
wollte der Kleine Rath abermals der Berathung des Großen 
Rathes jene Hauptfrage entrüden, ob derſelbe das Klofter ©t. 
Gallen ald von der allgemeinen Vorjchrift der Mebiationsakte, 
betreffend Rüdgabe der Güter, beziehungsweile Wiederherftellung, 
ausgenommen und bereitd als gejeglih aufgehoben betrachte oder 
nit, und nur die von dem Kleinen Rath bereits vorausgefegte 
und vielfach ausgeſprochene Aufhebung des Klofterd in ihren 
Folgen regeln laffen. Das Protokoll verzeigte 70 Anweſende. 
Der Berlefung der Botichaft folgte langes Stilfchweigen, und 
ſchon ftand der Präfivent im Begriff, zur reglementarifchen Ab» 
fimmung zu fchreiten, ob man über den Vorſchlag eintreten 
wolle oder nicht. In dieſem Augenblid rettete Fr. 3. K. Falk 
von St. Peterzell, einer der verurtheilten Sechszehn, die Ehre 
der Freunde des Stiftes; vor Allem aus, fo ſprach er, müſſe 
die Borausjegung, daß das Klofter St. Gallen als ein auf- 
gehobenes Klofter zu betrachten fei, „als richtig erzeigt fein“; 
andere Fathofiihe Mitglieder aus der alten Landſchaft, aus 
Toggenburg und Rheinthal, namentlih Dudli, Brägger und 
Schaffhaufer, unterflügten. Meßmer aber führte auf das Re 
glement zurüd, laut welchem zunächſt zu entjcheiden fet, ob ver 
Geſetzesvorſchlag fogleih in Berathung gezogen, oder auf ben 
Kanzleitiich gelegt, oder ob er an eine Kommilfion gewiejen 
werden wolle oder nicht. Xaver Gmür und Advokat Gmür 
trugen auf fofortige Berathung an; Gegenanträge nad Regles 
ment, um wenigftend Zeit zu gewinnen, machte Niemand. Nah 
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einer furzen Weile erfolgte die Abftimmung über den Gmür’fchen 
Antrag; für ihn erhoben fih 36, gegen denſelben 33; ver 
ſchwachen Mehrheit gehörten vier katholiſche Regierungsräthe an 
(Müllers Friedberg, Dominif Gmür, Germann und 
Gſchwend), dann fünf Fatholiihe Großräthe aus den oberen 
Bezirfen (Xaver Gmür, Advofat Dominif Gmür, Büe— 
ler, Bernold und einer aus Kaltbrunn, ') endlich drei aus 
der alten Landfchaft: der oft genannte Müller von St. Geor- 
gen, Egger aus Tablat, der „reihe Schweizer” genannt, und 
Häfeli von Oberbüren, zulammen 12 Katholifen mit 24 Pro⸗ 
teftanten. Die Namen der vielen abwejend gebliebenen Katho- 
(ifen lafjen vermuthen, daß im gegentheiligen Bau ver Vorjchlag 
der Regierung unterlegen wäre. Die Abftimmung war ent- 
jheidend und mit ihrem Ergebniß war für bie Freunde des 
Stiftes aller weitere Erfolg abgejchnitten. Die Minderheit 
wollte über ven Geſetzesvorſchlag gar nicht eintreten, jelben 
auch nicht an eine Kommiffion weifen, weil diejes, nach ihrer 
Meinung, ſchon als Annäherung zur Annahme des Fleinräth- 
lihen Grundfages, daß das Klofter als ein bereits aufgehobenes 
zu betrachten jei, hätte angejehen werden fönnen. Ihre Legalis 
täts- und Gewiflensffrupel verhinderten die Anwendung einer 
rührigen Taktik des Hinhaltens und es erfolgte ſofort die ſäch— 
lihe Berhandlung. Die Mitglieder ded Kleinen Rathes, dann 
aus der Mitte des Großen Rathes Zaver Gmür, Advofat Gmür 
und Büeler, nebft Ungenannten, empfahlen die unveränderte Ge— 
nehmigung, wobei die beiven Gmür, Xaver vorzüglih, das ges 
jammte Kloftergut ald Staatögut erklärten. Ihnen traten bie 
fatholiihen Kantonsräthe aus den jogenannten drei Ordinariatd- 
landſchaften mit ver Behauptung entgegen: der Vorſchlag ei 
übereilt und vorgreiflih zugleih; unmöglich könne über die frag— 
lihe Sönderung von Staatd- und Stiftögut und. über die Vers 
wendung des legteren eine nach den Worten des Vorſchlags „auf 
alle Zukunft gültige” Verfügung getroffen werden, fo lange nicht 
der Ausschluß des Klofterd von den klaren Beftimmungen ber 
1) &8 bleibt ungewiß, ob ed Zweifel oder Zahner geweſen. 
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Bermittlungsakte, beziehungsweife deſſen bereits gefchehene Auf- 
hebung, rechtögenüglich erwieſen jei”; es Fönne jenes eben fo 
wenig gejchehen, ald man auf einen nur vermeinten Todesfall 
eines Menfchen zur unmwiderruflihen VBermögensvertheilung fchrei- 
ten dürfe. Nun berief fih Müller-Frievberg auf den Inhalt der 
neueften franzöfifhen Erklärung, wie fie laut Berichterftattung 
der beiden Abgeordneten an Vial gelautet, wobei das Neue 
gejagt wurde: es fei das. fragliche Schreiben dem Botjchafter 
„auf Befehl des fränkiſchen Kaiſers“ zugeſchickt worden; Redner 
berief ſich im Weiteren auf die helvetiſchen Geſetze und Dekrete 
von 1798 und 1800. „Alle Hochachtung vor dem fränfifchen 
Kaifer”, entgegnete Dudli; aber er beftritt die Zuverläffigfeit 
der behaupteten Erklärung; es zieme der Würde Seiner Majeftät 
und der Ehre des Kantons, daß dieſelbe in authentifcher viplos 
matilcher Form vorgelegt werde. Liege eine folhe urkundliche 
Erklärung, daß der Kaifer das Klofter St. Gallen wirklich von 
der Wohlthat der Mediationsakte ausgeichloffen wiffen wolle, 
nicht vor, jo müfle das Klofter als fortbeftehend betrachtet wer- 
den. Eben jo wenig fei das Klofter unter der helvetiichen Re— 
publif aufgehoben worden: das Gefeg von 1798 habe nur ge: 
wife Drohungen gegen Widerhandlungen und daherige Folge: 
rungen ausgefprodhen; die wirkliche Aufhebung eines Klofters 
aber müßte durch einen befonderen gejegliben Ausfpruch erklärt 
werden. Dudli machte auch darauf aufmerffam,. daß die An- 
gelegenheit bereit wieder vor der Tagfagung anhängig gemacht 
worden. Solche und andere Vorftellungen blieben fruchtlo8 und 
es wollte zur Abftimmung gefchritten werden; da erklärte Schaff- 
haufer, daß er an derſelben fich nicht betheiligen werde, fondern 
vielmehr Verwahrung einlege; ihm folgten Dudli, Brägger, Grob, 
Falf und mehrere Andere, mit Begehren, daß dieſe ihre Erflä- 
rung zu Protofol genommen werbe. Der Präftdent aber, ohne 
Rückſicht darauf, fehritt zur Abftimmung; nun verließen Dubli, 
Brägger und Falk den Sigungsfaal, die übrigen katholiſchen 
Mitglieder der Minderheit blieben, aber enthielten fi der Abs 
ftimmung, zwei oder drei ausgenommen, welcde für Verwerfung 
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ſtimmten. Die bekannte ſchwache Mehrheit ſtimmte für Ans 
nahme; ) ſeitens der Katholiken waren wieder nur die zwölf ſchon 
bei der Entſcheidung der Vorfrage Genannten bei der Mehrheit. 
So verfügten von einem Großen Rath, der verfafjungsgemäß 
aus 150 Mitgliedern hätte beftehen jollen, in Wirflichfeit da- 
mals aus 89 beftand, 36 (oder höchftend 38) Stimmen gegen- 
über 33, alfo ein bloßer Biertheil der vorgefchriebenen Geſammt⸗ 
zahl, über die wichtigfte Frage des Landes und fprachen über 
das Stift St. Gallen das.Urtheil der Vernichtung aus. Tages 
darauf jchrieb die Regierung triumphirend an Bial zu Handen 
des Kaiſers Napoleon in Mailand: ihr Vorſchlag fei mit ſehr 
großer Mehrheit angenommen worden. ?) Die Proteftation ber 
Minderheit erhielt feine Aufnahme in das Protokoll. Ihr Weg- 
(aufen oder Nichtftimmen war eine übel gewählte Form des 
Widerftanded. Die Katholiken in Toggenburg ungetheilt, in 
der alten Landfchaft und im Rheinthal die überwiegend größere 
Mehrheit derfelben, waren über den Großrathsbeſchluß entrüftet; 
fie fühlten, was fie damals und für die Zufunft verloren hatten. 
Ihren Unwillen und ihre Nievergefchlagenheit rechtfertigte ber 
Subel der Reformirten. Für Geſchenke an Behörven, welche 
fihb um die „Beendigung des Kloftergeichäftes“ beſonders ver- 
dient gemacht, warf der Kleine Rath eine Summe von 1000 
Louisd'or aus. °) 


9 Aus einer handfchriftlichen Relation des Kantonsrathe Fr. Joſ. K. 
Fall, Er gibt diefe Mehrheit zu 38 an, ohne Meldung der Gründe und 
wahrfcheinlich nur aus Verſehen. Es bleibt daher noch ungewiß, ob. bie 
Mehrheit wirklih aus 36 oder 38 beftanden hat, zumal nirgends nadiges 
wiefen ift, daß die Zahl der Anwefenden fich vermehrt Habe. Das Proto- 
toll gibt Feine Stimmenzahl an, weder über Vor: noch Hauptfrage. 

?) Woͤrtlich: „A trös-grande majorité“. Schreiben vom 9. Mai. 

2) Protofoll der geheimen Sitzung vom 16. Mai. Walk erzählt in fei- 
nem „Beitrag u. ſ. w.“: ein damaliger Regierungsrath Habe ihm beſtimmt 
verfichert, General Bial habe vom Kleinen Rath 10,000 Fr. ald Gratififa 
tion erhalten; Stapfer in Paris, fo fagt Falk weiter, werde auch nicht uns 
berückſichtiget geblieben fein. 

Einem eigenhändigen Briefe Müller Friedberg’d entnimmt der Berfaf- 
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Eben um dieſe Zeit hatte der Fürft feine Romfahrt aus- 
führen wollen, als feinen Begleiter den P. Konrad beftimmt. ') 
Bald aber wurde er wanfend, da er vom Landammann ver: 
nommen, daß eine Schweizer-Aborbnung in die ewige Stadt (für 
die Unterhandlung eines allgemeinen Bisſsthumskonkordates) nod) 
im weiten Felde ſei, er der Fürft, allein in Rom, nichts aus- 
rihten fünnte. Mit Schreiben vom 5. Mai empfahl er neuer: 
dings fein Stift dem Kaifer Rapoleon. 

Dis dahin hatte die Regierung weſentlich durch Mittel 
des Geheimnifjed gewirkt, und nur hinter Schloß und Riegel 
fonnte fie Erfolge, wie die erzählten, erringen. Nach geführtem 
Hauptihlag betrat fie den Weg der Deffentlichkeit. Der Bots 
haft vom 6. Mai gab ver Kleine Rath durch ven Drud größts " 
mögliche Verbreitung. Ihr Inhalt ift ein wiederholtes Gewebe 
aller und jeder Vorwürfe und Anklagen, die bald gegen ven 
Zürftabten, bald gegen die Komventualen, im Laufe ver mehr: 
jährigen Amtöforrefpondenzen erhoben worden; bie Regierung 
behauptete in der Botjchaft: ver Abt Habe die Auflöfung des 
Stiftes St. Gallen felbft herbeigeführt; er und der Wanfelmuth 
der fih an ihn anſchließenden Kapitularen haben die Wieder: 
berftellung beharrlich verhindert und endlich ganz unmöglich ges 
macht; ſolchem Berhalten gegenüber hätte die Regierung Feinen 
für diefelbe günftigen Schritt unternehmen dürfen, ohne fich ber 
formlichften Untreue gegen den Kanton fchuldig zu machen und 
fih, zum Untergange deſſelben, an der Bermittlungsafte jelbft 
zu vergreifen. Als Beweiſe für diefe Säge wurben angeführt: 
die Renitenz gegen die helvetifchen Gejege und Verordnungen; 
die öfteren Schritte des Fürften zur Wiedergewinnung feiner 
fer: Bial fei mit tem Gefchenfe nicht zufrieden gemwefen; ihm (M. Fr.) 
habe die Regierung 3000 Gl. angeboten. Da Bial „wieder ſchaden konnte“, 
opferte M. Br. diefen Betrag lieber auf, zumal ihm die Regierung „bie 
. Alternative” gefegt hatte. Demnach hätte M. Fr. für das ihm felbft An—⸗ 

gebotene zu Gunften Vial's verzichtet, und wäre Ießterer zweimal bedacht 
worden. 

) Tagebuch vom 21. Mai, laut welchem er dem Kardinal Conſalvi 
gemeldet hatte, daß er feine Reife bis Mitte Mai’s anzutreten beabfihtige. 
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weltlihen Herrfchaft über die St. Gallifhen Lande; vie ftets 
unterlafjene Ausftelung einer fürmlichen Berzichtleiftung auf 
biefelbe; die (nach Angabe der Regierung) unannehmbaren Bes 
dingungen und Worausjegungen, unter welden der Fürft in 
feinem Schreiben vom 17. Juni 1803 die Unterhandlung für 
MWiedereinfegung des Stifted angeboten habe (melden Schreibens 
die Botfhaft nur mit Verftümmelungen und Entftellungen er: 
wähnte); die WVorenthaltung des Stiftseigenthums durch den 
Abt und die Kapitularen; die „Wortbrücigkeit” der legteren in 
Bezug der oft angeführten Konvention. Am Schluß der Bot: 
Ihaft liest man die wiederholte Erklärung, daß das Stift St. 
Gallen in der Mediationsafte nicht einbegriffen fei, vie aber- 
malige Berufung auf die Mittheilungen des franzöſiſchen Bots 
ſchafters und endlich die Folgerung, daß es fih nur noch um 
„Bollziehung des Geſetzes“ und um die Liquidation handeln 
fünne. Einige Hauptjäge der Botichaft haben ihre Widerlegung 
im Kreife des Großen Rathes gefunden; der Fürft ſelbſt fchrieb 
eine ſolche Bunft für Punkt nieder; aber es liegt nicht vor, daß 
er öffentlichen Gebraudh davon gemacht habe. Eine gründliche 
und umfaffende Gegenſchrift, wie fie die Wichtigkeit der Sache 
und die Stellung der Angeklagten erheifcht hätten, ift weder 
verfaßt noch veröffentlichet worden, eine Unterlaffungsfünde, welche 
den Mitgliedern wie den Freunden des Stift zur Laft fällt. 
Statt folher Widerlegung erfchien vielmehr eine Art Apologie 
der Aufhebung des Stiftes aus der Feder des P. Ildefons von 
Arr, der fih hiefür mit Müller-Friedberg in vertraute Verbin— 
dung gejegt, ihm fein Manuffript zur Kenntnig und Beurthei- 
fung mitgetheilt, dann deſſen fchriftlihe Räthe für die endliche 
Herausgabe empfangen hatte. *) 
| Der Verfaſſer diefes Buches fieht ſich, nachdem er das 
reiche gefchichtliche Material mit Fleiß und Ausdauer geprüft 
hat, zu dem Ausſpruche berechtiget: die ganze ftaatsrechtliche 
Argumentation der Botſchaft des Kleinen Rathes Fällt als 
1) ©. „Die Urfachen der. Aufhebung des Stiftes St. Gallen. In 
zwei Briefen. 1805.“ 


— 203 — 


grundlog dahin; denn als oberftes Gejeg galt die VBermittlungs- 
afte; ihr mußte alles weichen, was Widerſprechendes in frühe- 
ren Gefegen gelegen; von einer durch die helvetiſchen Gefege 
ausgeiprochenen Auflöfung konnte daher im Ernfte die Rede 
nit mehr fein; gegentheild gebot die Wermittlungsafte bie 
Wiedereinfegung der Klöfter in ihr Eigenthum, ohne Ausnahme; 
in dieſem Sinne war die Bermittlungsafte rüdwirfend und 
war beftimmt es zu fein; Behauptungen, daß Frankreichs 
Kommiffarien oder Regierung bei Abfaſſung oder Erlaß ber 
Bermittlungsafte jene Ausnahme gewollt haben, find durd 
nichts belegt, barüberhin vor dem damaligen Bundesrecht ganz 
unftatthaft, weil von der Bundesbehörde in analogem Fall (in 
der Domänenfrage) foldhe franzöftiche Interpretationen als über- 
haupt unzuläffig mit der Erklärung zurüdgewiejen worden: ver 
Tert der Bermittlungsafte fei allein maßgebend; die Klagen 
gegen gefammte Stiftögliever (den Abt inbegriffen) über angeb- 
liche Widerhandlungen gegen vie öffentliche Ordnung find durch 
die mebiationsmäßige Amneftie gehoben. Daß aber alle dieſe 
Gründe rechtliche Kraft gegen die Regierung hatten, bemweijet 
entfcheidend der Umftand, daß fie zwei Jahre lang fih abmühen 
zu müffen geglaubt hat, um gegenüber dem Wortlaut der Me: 
diationsurfunde die franzöfifhe Ermächtigung zur Liquidation 
zu erhalten. So muß ſich jedem Unbefangenen vie Lleberzeu- 
gung aufpringen, daß vom Frühjahr 1803 an auf dem Kanton 
St. Gallen die Wiedereinfegung des Klofters in feine media- 
tionsmäßigen Rechte als rechtliche Pflicht gehaftet habe. Aber 
die Regierung und ihre Anhänger wollten diefe Wiedereinfegung 
nicht. Möglih war fie durchaus; die Unterhandlung hätte zu 
Bunften des Staates Billiges ausgeſchieden, das Uebrige dem 
Klofter gelaffen; Anftände über die Perſon des Abted wären 
wie in anderen Ähnlichen Fällen mit dem Heil. Stuhl beizulegen 
gewejen; das Stift hätte zum Nugen und Frommen der Fathos 
fischen Bevölkerung feine Schulen bergeftellt und ſich dadurch 
den Danf des Landes erworben; Regelung der Bisthumsver- 
hältniffe wäre Gegenftand befonderer fchweizeriicher oder Fantos 
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naler Konfordate geweien. Die Ruhe des Landes wäre durch 
die Wiederherftellung des Klofterd nicht nur nicht gefährdet, 
ſondern vielmehr befeftiget worben; die Regierung hätte um fo 
fiherer auf das Zutrauen des Volkes zählen können, während 
fie ein folches, wie der Verlauf dieſer Gefchichte zeigen wird, 
nie zu erwerben im Falle war, und fie vielmehr genöthigt ges 
wejen ift, ihre politiiche Sicherung in fremdem Protektorat zu 
fuchen. 

Die hoheitlihen Verfügungen aus den Maitagen von 1805 
lauteten: Es folle eine auf alle Zukunft gültige Trennung des 
jouveränen Gutes vom Flöfterlichen vorgenommen, das erfte dem 
Staatsvermögen einverleibt, aus dem klöſterlichen Antheil zu 
nächſt die Schulden des Stiftes bezahlt werden. Die Stiftskirche 
bleibe Fatholifche Hauptfirche des Kantons; ihr Kirchenfchag dürfe 
den gottesdienftlichen Zweden nie entzogen werden; die Kirche jolle 
binlänglich fundirt und mit einem Priefterfeminar verbunden, alle 
fatholiihen Pfarrpfründen auf eine angemefjene Kongrua erhoben, 
auch andere vom Staat abhängende Benefizien unterftüßt werben ; 
die Konventualen des Stiftes, „welche ſich den Gejegen unter- 
werfen“, werben angeftellt oder penftonirt; das dießfalls erfor- 
derliche Kapital ſoll bejonderd verwaltet, nad) Eingehen ver 
Penfionen „nicht anders ald zu religiöfen und moralifchen Ber 
dürfniffen aller Katholifen ded Kantons“ verwendet werben. 
Alles übrige Gut jei zum Theil zu Unterrichtsanftalten für die 
Katholiken, oder als Antheil derfelben an folchen allgemeinen 
Anftalten, zum Theil aber für das Schul- und Armenwefen in 
allen Fatholifchen Gemeinden des Kantons zu verwenden (Geſetz 
vom 8. Mai). In Bezug auf legteren Punkt hatte die Bots 
haft auf vie Nothwendigfeit einer höheren Erziehungsanftaft 
jowie der niederen Schulen und der Linderung der Armuth hins 
gewiefen, dann wörtlich beigefügt: „Dieſe Bedürfniſſe alle find 
unter den Katholifen dringender; auch ftammt die Quelle von 
biefem Religionstheil. Wir (Kleiner Rath) ftehen deßhalben in 
unferen Wünſchen feinen Augenblid an, dieſe Duelle wieder 
auf diefen Religionstheil Hinzuleiten.” Auf der Grundlage obigen 
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Geſetzes folgten verſchiedene Ausführungsbeichlüffe. Als Staats⸗ 
gut, aus dem ftiftifchen Nachlaß, wurden erflärt: die dem Staat 
durch die Mediationsafte zugefallenen Rechte und Gefälle, und 
jene Gebäude, welche für die Regierung ſelbſt nothwendig oder 
mit den von ihr audzuübenden regaliichen Rechten verbunden 
find, zunächſt das Regierungsgebäude bis am die öftliche Seite 
des Gonventgebäudes, die Sige ber öffentlichen Beamten, die 
Gerihtshäufer, jammt einem billig zu berechnenden Aequivalent 
der beftallungsmäßigen Beamtenbefoldungen; ein Theil der Wal- 
dungen, mit Rüdficht auf Beſchwerden und Bedürfniſſe auszu- 
Iheiven; die Güter und Kapitalien der (fürftlihen) Kammer, 
und was erweislih durch Konfisfation an das Stift gefallen 
(Dekret vom 11. Mai). Anregungen im Schooße der Kommif- 
fion zu Berfügungen, welche dem Stiftsgute weniger entzogen 
hätten, fo der Antrag, den Gebäubeflügel von ver Kirche bis 
zur neuen Pfalz dem Kloftergut zu laffen, blieben in Minver- 
heit. Bernold und Zaver Gmür, Mitglieder diefer Kommiffton, 
gegenüber dreien im großen Klofterprozeß Betheiligten, welche 
unter ſich jelbft nicht einig waren, fegten die Vorſchläge des 
Kleinen Rathed unverändert durch. Die Abftimmung brachte 
ungefähr gleihe Stimmenzahl wie jene bei der Hauptfrage am 
8. Mai; dagegen hüteten fih nun die Freunde des Stiftes vor 
dem MWeglaufen oder fonftigem Nichtftimmen, um nicht, möglicher 
Weile, gefährliche Spaltungen zu veranlaffen. Ein Anwurf, 
die Schulden, welche zum guten Theil für Staatszwede erlaufen 
waren, vom Staatd- und vom Katholifen-Antheil gemeinfam 
in Abzug zu bringen, ftatt bloß Tegterem aufzuerlegen, blieb 
unbeachtet. 

Ein zweiter Beichluß regelte die Penftonen für die Kon- 
ventualen, denen nun als Bedingung der Penftonsfähigfeit auf- 
erlegt wurde, ihre Unterwerfung unter die Gefeße durch eine 
Ichriftlihe Erklärung zu verfihern und darüberhin den Bürgereid 
zu leiften; für die Abgabe jener Erklärung wurde, je nah dem 
Aufenthaltsort, ein» bis dreimonatliche Frift feſtgeſetzt. “Die 
Jahrespenfion wurde für den Konventudlen zu 500, für den 
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Laienbruder zu 300 GI. beftimmt; im Kanton angeftellten Konz 
ventualen wurde, nebſt etwelcher Ausfteuer, eine Zulage bis 
auf jene 500 Gl. zugefihert, falls ihre Einfünfte geringer. 
Sene, welche fih in Klöfter zurüdziehen wollen, erhielten als 
gänzlihe Auslöfung den Betrag von zwei Jahrespenfionen. 
Widerſpännige (folche, die fih „ruhwidrige“ Schritte erlaubten, 
oder Stiftdeigenthum zurüdhalten würden), wurden mit Berlurft 
ihrer PBenfionen und andberweitiger Ahndung bedroht (Defret 
vom 18. Mai). Noch folgte ein Vollziehungspefret über Ver- 
wendung deſſen, was nad Ausſcheidung des Staatsgutes, Til- 
gung der Paſſiven, Dotation der Hauptlirdhe, des Prieſter⸗ 
jeminars, der Penftonen und Pfründen erübrigen werde. Diefer 
Reſt fol, fo verorbnete der Große Rath, in zwei Theile ge 
theilt, der eine Theil zu öffentlichen Unterrichtsanftalten für bie 
Katholifen over ald Antheil derfelben zu allgemeinen verwendet 
werben; der andere wurde den fatholifchen Gemeinden, zu gleichen 
Theilen für ihre Primarfchulen und für ihre Armenbedürfniffe, 
zugejchieden. Endlich wurde feftgefegt, daß der ganze den Ka— 
tholifen zugeſchiedene Fond auch durch eine eigene katholiſche 
Pflegichaft verwaltet werden fol. Letztere Garantie war nicht 
im Entwurf, fondern nur der Antrag, daß der Kleine Rath 
für jenen Bond eine „befondere” Pflegihaft aufzuftellen habe 
(Dekret vom 18. Mai). Die Veränderung geihah auf Bes 
gehren der Kommiffionsmehrheit, der fi ihre Minderheit, dann 
auch der Kleine Rath, anſchloß. So entftand für vie Fatholis 
ſchen Sonde die eigene Fatholifche Zentralverwaltung (Pflegſchaft), 
Adminiftrationdrath. Dagegen ließ jene Mehrheit ihren Antrag 
für Dotation auch des Ordinariates, das durch einen bifchöflichen 
‚ Generalvifar oder Offizialen verwaltet werden könne, auf bie 
Einwendungen von Bernold und Xaver Gmür, welde wieder 
den Sa aufftellten, daß im Grund aller Nachlaß des Stiftes 
Staatögut fei, auf fib beruhen, um nicht etwa eine neue fran- 
zöftfche Dazwiſchenkunft hervorzurufen und die angebotene Dos 
tatton der katholiſchen Anftalten überhaupt zu verlieren. Für 
die Schuldenliquidation endlih, inbegriffen die Auslöfungen 
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Der zu ordentlicher Seffton einberufene Große Rath wählte 
fih, mit 35 von 66 Stimmen, den Fräftigen Reutti zum Prä⸗ 
. fiventen (6. Mai). Nah einigen Vorlagen über Berwaltungss 
und Rechnungsgeichäfte rüdte der Kleine Rat) aus mit feinem 
Geſetzesvorſchlag über das Stift St. Gallen und der ihn begrün- 
denden ausführlichen Botſchaft. Nicht die Aufhebung des Stiftes 
trug er an, denn diefe feßte er als bereits vollendete legale 
Thatſache voraus, jondern die Liquidation des Kloftergutes, die 
Ausſcheidung desſelben in Staats- und wirfliche® Kloftergut, mit 
Anträgen über die Verwendung des letzteren (8. Mai). So 
wollte der Kleine Rath) abermald der Berathung des Großen 
Rathes jene Hauptfrage entrüden, ob derſelbe das Klofter St. 
Gallen ald von der allgemeinen Vorſchrift der Mebdiationsakte, 
betreffend Rüdgabe der Güter, beziehungsweije Wiederherftellung, 
ausgenommen und bereits als gejeglih aufgehoben betrachte oder 
nicht, und nur die von dem Kleinen Rath; bereits vorausgeſetzte 
und vielfach ausgefprodene Aufhebung des Klofterd in ihren 
Folgen regeln laſſen. Das Protokoll verzeigte 70 Anweſende. 
Der Berlefung der Botichaft folgte langes Stilfchweigen, und 
ſchon ftand der Präfident im Begriff, zur reglementarifchen Abs 
fimmung zu jchreiten, ob man über den Vorfchlag eintreten 
wolle oder nicht. In diefem Augenblid rettete Fr. J. K. Falk 
von St. Peterzell, einer der verurtheilten Sechszehn, die Ehre 
der Freunde des Stiftes; vor Allem aus, fo ſprach er, müſſe 
die Borausjegung, daß das Klofter St. Gallen als ein auf- 
gehobenes Klofter zu betrachten fei, „als richtig erzeigt fein“; 
andere Fatholiihe Mitglieder aus ver alten Landſchaft, aus 
Toggenburg und Rheinthal, namentlih Dudli, Brägger und 
Schaffhaufer, unterftügten. Meßmer aber führte auf das Res 
glement zurüd, laut welchem zunächſt zu entfcheiden fet, ob der 
Gefegesvorichlag jogleih in Berathung gezogen, oder auf ben 
Kanzleitiich gelegt, oder ob er an eine Kommilfion gewiejen 
werden wolle oder nit. Xaver Gmür und Advokat Gmür 
trugen auf jofortige Berathung an; Gegenanträge nach Regles 
ment, um wenigftend Zeit zu gewinnen, machte Niemand. Nach 
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denn in Solothurn war ein gefchicter Vertheidiger diefer Maß- 
nahme erforberlih, und X. Gmür befaß für ſolches Geſchäft alle 
nöthigen Eigenſchaften: er war rührig in Ausführung über- 
nommener Aufgaben, infinuant, guter Gejellichafter zugleich. 
Der Regierung war das Schreiben des Fürften längft befannt, 
denn der Negierungspräfident von Aargau hatte ihr gleich nad 
Empfang eine Abjchrift deſſelben zugefchidt. Der Fürft hatte 
inzwijchen Kenntniß von der Gewalthandlung in St. Gallen 
erhalten, und beflagte folhe, wenn auch wie immer mit Refig- 
nation; er ſah den römischen Hof eingefchüchtert, „ohne Zweifel 
mit Grund“, bedauerte, daß der Heil. Vater den eifrigen Groß- 
räthen und der Geiftlichfeit auf ihre Bittichriften nicht die mindefte 
Antwort habe geben laſſen. Doc wollte der Fürft, als pflich- 
tiger Borftand des Stiftes, feiner Obliegenheit ferner Genüge 
thun. Er ließ der erften Vorftelung an die Tagfagung ein 
zweites Schreiben folgen; es enthielt den Rekurs an die Tag 
fagung gegen den St. Galliichen Aufhebungs- und Liquidations- 
beihluß; der Fürft ftellte darin das Rechtsbegehren, daß durch” 
die Tagſatzung jene Verfügung aufgehoben, dem Stift fein 
Eigenthum zurüderftattet werde. P. Yemilian wurde mit dem 
Auftrage beladen, diefen Refurs in Solothurn perjönli geltend * 
zu machen und zur Anerfennung zu bringen. Der Fürft gab 
ihm zu bdiefer Sendung umftändliche Inftruftion mit, wonad 
fein Abgeordneter die Rüderftattung des Eigenthums, inbegriffen 
die geiftliche Jurisdiktion, nebft den ftiftiichen Kollaturrechten, zu 
verlangen hatte; Anderes nicht. Vorbeugend inftruirte der Fürft 
weiter: ſollte von Verzichtleiftung auf die weltlichen Rechte und 
Gerichtsbarfeiten die Rede fein, fo könne „ohne anderes bie 
Aeußerung gejchehen, daß fein Prinzipal (der Fürft) ganz geneigt 
feie, mit Begnehmigung des Papftes die Renuntiation zu machen, 
wenn er verfichert werde, daß feinem Stift eine folive und ehren- 
hafte Eriftenz garantirt werde“. Im ungünftigften Falle jolle 
der Abgeordnete Einftellung des’ Beihlufes vom 8. Mai 


1) Schreiben des Fürften an feinen Hofrati Müller in Wien, vom 
19. Mai. ' 


verlangen. P. Wemillan, in Solothurn augefommen, wurde 
vom Nuntius und vom Landammann empfangen. Sener ers 
öffnete ihm: „es liege eine beftimmte Willenserklärung Talley- 
rand's vor, des Inhalts: St. Gallen jei fchon 1798 aufge 
hoben worden, der Abt dürfe weder ald ſolcher noch als Biſchof 
zurüdfehren; die Aufhebung von St. Gallen ſolle jeboch ver 
Herftelung der übrigen Klöfter unnachtheilig fein; etwas Schrift 
liches aber dürfe die franzöſiſche Geſandtſchaft nicht abgeben. *) 
Unter diefen Umftänden finde er, der Nuntius, nicht räthlich, 
irgend eine Anregung für das Stift St. Gallen zu machen, 
weil er dadurch die Herftellung ber übrigen Klöfter gefährben 
würde. Glug, der Landammann ver Schweiz, empfing das 
Refursichreiben des Fürften in fichtlicher Verftimmung, behauptete, 
daß Angeſichts der Stellung Franfreihs nichts mehr zu machen 
jei, er felbft, ter Lantammann, auch nicht mehr helfen könne; 
mit weiterem Drängen würde man nur die Stellung in Bezug 
auf alle übrigen Klofter-Angelegenheiten erjchweren. Der Nun: 
tius hatte guten Eindrud auf P. Aemilian gemacht; daher be- 
richtete diefer feinem Auftraggeber, es jei derjelbe Feineswegs 
jo ſchlimm gegen den Fürften geftimmt, als diefer gemeint habe; 
auh habe der Nuntius ihm eröffnet, daß die Ausſage Müller: 
Friedberg's, als hätte der Nuntius (mittelft des Schreibens vom 
27. Zuni 1804) das Stift St. Gallen ald von der Wohlthat 
der Mediationsakte ausgenommen erklärt, falfch fei. Im weis 
teren Berlauf der mündlichen Verhandlungen erhielt P. Yemilian 
vom Nuntius den Rath, auf Erfüllung feiner Miffton gänzlich 
zu verzichten und wieder abzureijen. In dieſem Sinne fchrieb 
ber Nuntius ſelbſt an ben Fürften. Um der polizeilichen Weg- 
weilung, mit der der Abgeorbnete fich bedroht jah, zu entgehen, 
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1) Es ift als gewiß anzunehmen, daß die angeführte Erklärung (frog 
der Varianten in den Neußerungen des Nuntius) durchaus Feine andere ift, 
als jene, welche Bial den St. Gallifchen Abgeordneten im April mitge— 
theilt hatte. 

2) Berichte des P. Aemilian an den Fürften, vom 8. und 10. Juni, 
und Schreiben des Nuntius aus Solothurn an den Fürften, vom 10. Juni. 

Baumgartner, Kanton St. Gallen. 11. 14 


— 
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reiste er fchleunigft ab und traf den 12. Juni wieder bei dem 
Fürften in Ebringen ein. Begreiflid waren in biefen Tagen 
die Gefandtihaft und die Regierung von St. Gallen nicht un, 
thätig geblieben; kaum hatte jene die Ankunft des ftiftifchen Ab- 
georbneten in der Bundesſtadt erfahren, ſetzte fie fih gegen 
benfelben in Bewegung und gewann die fräftige Unterftügung 
des franzöſiſchen Gefandten. Die Regierung, nad empfangenem 
Bericht, erwiederte: die Geſandtſchaft folle auf Fortmweifung, 
oder, „was noch fchidlicher wäre, auf Fortführung befjelben 
dringen”, Gleiched gegenüber jevem anderen Klofter-St. Gallifchen 
Agenten verlangen, der fich betreten laſſen ſollte; vom Land» 
ammann jolle fie Mittheilung des neuen Schreibens des Fürften 
begehren. 1) Bon der Gefandtichaft vernahm fe ferner: Vial 
habe in Anmwejenheit der Abgeordneten von Uri, Schwyz, Unter: 
walden, Zug, Glarus und Solothurn „in den ftärfften Aus— 
drüden” erflärt, daß weder Abt noch Convent von St. Gallen 
mehr eriftiren dürfen. Trog al dieſes Terrorismus waren bie 
Sympathien für das Stift St. Gallen noch Feineswegs nieder: 
getreten. Nach dem Rathe des Landammanns Club, der Ge 
fandten Würſch, Reding ımd Anderer, wurbe zwar bei ber 
neuen Berhandlung der allgemeinen Klofterangelegenheit die St. 
Galliſche Frage unberührt gelaffen, aber ohne daß deßhalb vie 
Hoffnungen oder doch die Wünſche für St. Gallen aufgegeben 
worden. Der Landammann, nachdem er die Mittheilung des 
fürftlihen Schreibens an die St. Galliihe Gefanbtichaft ver: 
weigert, erließ über die Hergänge in Solothurn an Pancratius 
ein entſchuldigendes Antwortichreiben: daß zwar die Schweizer: 
fantone für das Stift günftige Gefinnungen gehabt, aber ſelbe 
wegen Frankreichs Aeußerungen nicht hätten an den Tag Tegen 
fünnen; nur Verwendung des Papftes bei dem franzöfifchen 
Kaifer Fönnte noch Helfen (Anfangs Auguſt). Der Regierung 
von St. Gallen fehrieb Vial in Erwiederung auf das empfangene 
Liquidationsgefeg: der erlauchte Vermittler habe das Gejchehene 

„nicht mißbilliget”. So geht die legte offizielle Erklärung des 
| 1) Protokoll des Kleinen Raths vom 14. Juni 1805. 
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franzöfiihen Staatöoberhauptes, wenn eine foldhe je gegeben 
worden, auf eine Negative hinaus, ganz in Uebereinftimmung 
mit dem bisherigen Verhalten: während Talleyrand und Bial 
die Aufhebung des Stiftes durch ihren diplomatiſchen Mantel 
gededt, zum Theil jelbft hervorgerufen hatten, blieb der Kaifer 
im Hintergrund und feine Diener legten ihm eine Erflärung in 
den Mund, die nichts anderes fagt, als: er fei nicht im Falle 
gegen das Gefchehene Einwendung zu erheben (Schreiben Vial's 
vom 21. Juni). 

Das deutſche Reich ging in Folge franzöſiſcher Tücke und 
Gewaltthat, auch inneren Verrathes, mit rafchen Schritten 
feiner Auflöfung entgegen. Am 11. Auguft 1804 hatte ver 
deutſche Kaifer Franz II. fib unter ver Benennung Franz I. 
zum Erbfaifer von Defterreich erklärt. England und Franfreich 
waren noch immer im Krieg, die Spannung zwifchen dem großen 
Eroberer und den übrigen Mächten eine ununterbrochene. Im 
Herbfte 1805 ftanden fih die öfterreichifchen und franzöſiſchen 
Heere, abermald in Deutichland,. fchlagfertig gegenüber. Defter- 
reih Fämpfte unglücklich. Conſalvi beobachtete feit Frühjahr 
Stilffchweigen gegen den Fürften Pancratius, jo daß dieſer die 
Reife nach Rom aufgegeben hatte. Bei Ausbruch des Krieges 
mußte der Fürft auch fein letztes Aſyl auf eigenem Gebiet ver: 
lafjen; er flüchtete von Ebringen über Innsbrud nah Agram, 
von dort nad WVraviga, wo er, am 28. November angefommen, 
bei ven Franzisfanern in Kleiner Zelle ein Obdad fand. Am 
legten Tage des Jahres vertraute der Fürft dem Tagebuch fein 
Herzeleid an: „fo ging abermal ein Jahr zu Ende, weldes 
noh unglüdlicer war als das vorige. Ich befinde mich in 
Slavonien, bei armen Franzisfanern, ohne fehen zu können, 
wohin ich von hier kommen werde. Ebringen wird aud vers 
Ioren fein, und fo babe ich fein Obdach mehr“. Bald ergriff 
er den Wanderftab wieder, reiste nad) gefchloffenem Frieden 
dur Ungarn nordwärtd nah Wien, wo er am 6. Yebruar 
1806 eintraf und bei den Schotten Genediktinern) Unterkunft 


erhielt; unverweilt ſchickte er feinen in Wien ftubirenden Neffen 
14 * 
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Fr. A. Ledergeriv zur englifhen Geſandtſchaft, ohne Zweifel 
um Hilfe in der Noth; er brachte Feine tröftliche Antwort zurüd. 
Alsbald, noch im gleihen Monat, wendete fich der Fürft durch 
perfönlihe Aborbnung feines Hofraths Müller an den Land— 
ammann der Schweiz in Bajel behufs einer Vereinbarung über 
die dem Fürften zuftehenden lebenslänglichen Subfiftenzmittel; 
defjelben Wünſche waren, bis zur endlichen WVerfügung tes 
Papftes über die St. Galliihen Stifts- und allgemeinen Bis: 
thumss Angelegenheiten der Schweiz, für fih und einige feiner 
Religiojen die Herrihaft Ebringen zu behalten und dazu eine 
Zulage von etwa 4000 Gl. jährlich zu beziehen, immerhin ohne 
Verpflibtung für ihn, den Abt, irgend eine förmliche Ver— 
zichtleiftung auf feine Rechte oder Aehnliches zu Handen des 
Kantons auszuftellen, jolang erwähnter Finalentfcheid des Papftes 
nicht erfolgt fein werde. Der Landammann empfahl der Re- 
gierung in den ernftlicften Ausdrücken die gewünfchte Rüdficht- 
nahme auf den Fürften: „Billigfeit, Mitleiden”, jo ſchrieb er 
an den Kleinen Rath (1. März), „der Wunjc vielfältiges Un— 
glück vergefjen zu machen, der große Lohn, welcher bejonders_in 
religiöfen Sachen auf milde und fchonende Sorgfalt zu folgen 
pflegt, die Möglichkeit, ale Gemüther einmal zu vereinigen; 
alle dieſe NRüdfichten einer liberalen und menſchenfreundlichen 
Politique werben Ihnen, Tit., nicht entgehen“. Noch erinnerte 
er daran, daß in EChambery der Kaifer fih in gleicher Bezie- 
hung günftig für den gewejenen Fürftabten ausgefproden habe. 
Der Landammann Merian felbft hoffte übrigens wenig auf Er- 
folg, „da St. Gallen aus allen Kantonen der am mindeften 
traitable jei”. Die Antwort des Kleinen Rathes lautete: ob— 
wohl er noch immer der Vermuthung feindjeliger Unternehmungen 
von Seite des Abtes Plag geben müſſe, wäre er toc geneigt, 
auf die Unterhaltungsfrage einzutreten, fobald fih ver Herr 
Abt auf Weifung des Landammanns und einzig zu jenem Zwed 
„in einfacher rejervationslofer Sprade” an den Kleinen Rath 
wenden, auch die Urkunden, Schuldtitel, Rechenbücher u. ſ. w. 
— reſtituiren werde. Von dieſer Autwort gab der Landammann 
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Merian dem Hofrath Müller zu Hanten des Fürften fchriftliche 
Mittheilung. Diefer erwieberte, Hagend „über das uneble Be— 
nehmen tes Kleines Rathes”, dem Landammann, „daß er dem 
an ihn geftellten Anfinnen ohne Verlegung feiner Pflichten nicht 
willfahren könne“ (12. Dezember). Müller’ Berhätigung für 
das Stift und feinen Borftand hatte num ein Ende. 

Die Regierung beeilte fih mit Vollziehung des Liquidations— 
geſetzes; vor Allem verficherte fie fich der Unterwerfung ter Ka— 
pitnlaren. Sie forderte von jetem Einzelnen die Leiftung des 
Kantongeides und darüberhin die befontere ſchriftliche Erklärung, 
daß er fih den Gefegen des Kantons unterziehe und nie etwas 
denjelben, namentlich den bezüglich des Stiftsvermögens erlafs 
jenen Gefegen und Defreten Entgegengefeßtes weder heimlich 
noch öffentlich unternehmen oder veranlaffen, auch weder Scrif- 
ten noch Schuldtitel, noch Wermögenstheile des Etiftes verheim- 
liben oder zurüdhalten werte. Weigernde wurden zum Voraus 
ald auf die Penfton verzichtend angefehen. Das Eingehen jener 
Erklärungen wurde mit militärischer Genauigfeit überwadt. P. 
Kolumban Ferch verweigerte ihre Unterzeichnung, als mit Pflicht 
und Gewiffen unvereinbar, im Uebrigen mit Mannesernft auf 
einen ganz zutreffenden Spruch Seneca's hinweifend und ben 
Kleinen Rath von St. Gallen erinnernd, daß die Regierungen 
anderer Staaten in ähnlichem Verhältniß ſolche Erklärungen nicht 
gefordert (31. Auguft 1805). Auch von P. Theodor Wid war 
die Erflärung nicht zu erhalten. Der geführten SKontrole zus 
folge Tief viefelbe bi8 27. Auguft von 47 Konventualen und 
12 Laienbrüdern ein; von fieben Konventualen,. die oben ges 
nannten inbegriffen, war fie damals noch nicht eingegangen. Die 
für Benftonirung und Anftelungszulagen nothwendig gewordene 
Leiſtung an Geld belief fich für die Kapitularen auf 10,197, 
für die Laienbrüder auf 3050, zufammen auf 13,247 Gl., eine 
Eumme, in der jedoch die ganze damalige Beforgung des Got: 
teödienftes in der Stiftskirche (mit einziger Ausnahme der Zus 
lagen für zwei Pfarrherren und zwei Kirchendiener) mit inbes 
griffen war. Die Regierung wußte ihre Pflicht auf ein Minis 
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mum herabzubrüden. Soldes war aber nur dur tadelnswerthe 
Kargheit möglid. Beiipiele bezeugen es; P. Ildefons von Arr, 
deſſen fchriftlihe Unterwerfungsurfunde zuerft einlief, wünſchte 
in die Solothurn’ihe Heimath zurüdzufehren, wo er entſprechende 
Anftellung zu erhalten Hoffe; würde jedoch die St. Gallifche 
Regierung, fo fchrieb er, dieſem Wunſch nicht willfahren können, 
fo wolle er fih dadurd „gemeinnügig” machen, daß er eine aus— 
führlihe Gejhichte des Kantons St. Gallen und ebenjo ein 
biftorisch-geographifches Lericon über gefammte Ortſchaften des 
Kantond abfafjen und herausgeben würde. Die Regierung be 
haftete ihm bei ver Zufage, ftellte ihn als Hilfspriefter an der 
Stiftsfirhe und als Seelforger der Kettenfträflinge im Schellen- 
haus an, mit der weiteren Verpflichtung, daß er die hiftorifchen 
Arbeiten „nah Anweiſung“ fortzufegen, und die Materialien 
feiner Zeit an die Verfügung der Regierung zu ftellen habe, welche 
wegen Unterftügung für Reifen und Abfchreiberei das Nähere 
beftimmen werde; dabei wurde er noch bejonvers zur Rückſtel- 
lung der „Kloftereffeften“ verpflichtet. Für erwähnte Obliegen- 
heiten erhielt Jo. von Are nichts als die knappe Penſion von 
500 ©I., Ausfteuer feine; der ausgezeichnete Gelehrte blieb in 
Folge dieſer filzigen Behandlung jo dürftig, daß er fpäter, zum 
Gebrauch einer Badekur in Pfäfers, bei der Regierung einen 
Beitrag zu ſolcher erbetteln mußte. Knauſerei und geiftige Ber 
fnechtung gingen ta Hand in Hand. ') Dem Luzerner P. Leos 
degar Krauer, der den Aufenthalt im Heimathfanton demjenigen 
in St. Gallen vorzog, wurde ein Abzug au der Penfton gemacht 
und ihm nur 400 Gl. zugefihert; abgejehen von foldhen Ver: 
fügungen wurde das 2008 der wirklich Angeftellten abfichtlich in 
ber Schwebe gehalten. Die Gejcbichte darf nicht verfchweigen, 

1) Daß Ild. von Arx bei Ueberreichung des erften und dritten Bandes 
feines St. Gallifchen Gefchichtwerkes, welches er der Regierung gewidmet, 
von diefer mit zufammen 50 Louisb’or honorirt wurde, ſchwächt die Wahr: 
heit obiger Darftellung nicht. 

2) Bericht der für die Klofterfachen beftellten Dreier: Kommiffton, 
Müller: Friedberg, Reutti und Gmür, über das Penfionsgefchäft, vom 27. 
Yuguft 1805. 
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daß tie damalige Regierung von St. Gallen weder dem berech— 
tigten Ehrgefühl, noch der hohen wifjenjchaftlichen Begabung und 
dem verdienten Rufe der Religiojen des Stifts, noch dem Un- 
glüf diefer Gelehrten und Priefter jchuldige Rechnung getragen 
habe. Darüberhin griff ſie mit verlegenden Befehlen ein; felbft 
dad Benediftiner Fleid fürdtend, befahl fie ven Kapitularen, 
jolches abzulegen und ſich gleich Weltgeiftlichen zu Fleiden. Gegen 
diefe Zumuthung madte P. Heinrih Müller-Frievberg, damals 
ald Pfarrer nad Goßau befördert, Einſprache für folange, bis 
er nicht vom heil. Stuhl die nöthige Einwilligung erhalten hätte. 
Eben zu guter Zeit war, in Folge Wunfches der Regierung, 
ſeitens des bijchöflihen Ordinariats in Konftanz bereits vie 
Difpenje vom Tragen der Ordenskleidung eingegangen (4. Sept.). 
Die harte Behandlung der Konventualen hörte auch in den näch— 
ftien Jahren nicht auf. Es galt ald Grundſatz: der ehemalige 
Kapitular müſſe fih, feinen Kräften gemäß, verwenden lafjen, 
wibrigenfals fei ihm nur die Hälfte der Penftion (250 ©I.) 
zu bezahlen. % | 
Wie in perjönlihen, fo ging die Regierung aud in ma- 
terielen Beziehungen vor. Ihr war es um vollftändiges Ein- 
bringen des gejammten Kloftervermögend zu thım. Daher er: 
folgte mit der öffentlichen Aufforderung zur Angabe aller Schul« 
den und zur Einlieferung aller und jeder Wermögenstitel und 
anderer Effekten des Stiftes die Erklärung, daß Verheimlihung 
gleich Diebftahl beftraft würde. Für das ganze Liquidationdge- 
ihäft beftellte fie zwei entſchiedene Gegner des Stiftes, den oft 
genannten Müller von St. Georgen und Gottfried Steinmann 
aus St. Gallen. Bon den Gebäuden wurden, die Pfalz un: 
gerechnet, weitaus die meiften ald Staatsgut erklärt, fo der 
Sig des Hoffanzlers zu St. Fiden, das Obervogteigebäude zu 
Rorſchach, das Amthaus zu Goßau, das „Vierorten⸗Haupt⸗ 
manns-Haus“ zu Wyl, die Landvogtei in Lichtenſteig, der 
Frauenhof zu Altſtätten, nebſt Zubehörden. Genannte und. üb- 
rige Gebaͤude des Stifts, nebſt anderen Liegenſchaften aus deſſen 
1) Antrag der Kommiſſion des Innern, vom 30. Juni. 
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Grundbeſitz, inbegriffen jene von Neu⸗St. Johann, zahlreich in 
den verſchiedenen Lanvestheilen und im Thurgau gelegen, theil- 
weife mit gejchichtlih berühmten Namen, wie die Sclöfier 
MWartenfee und Schwarzenbah, wurden dann öffentlih ausge— 
fehrieben, verfauft und zu Geld gemacht, wenige Gebäute aus- 
genommen, welche für den Staat und zu Zweden der Kathos 
Iifen zurüdbehalten wurden. Beſonders bemüht war die Re— 
gierung, die freie Verfügung über jene im Auslante gelegenen 
Befigungen des Stiftes zu erhalten, welche mit Sequefter ent- 
weder bebroht oder woirflih belegt waren. Die Herridaften 
Ebringen und Norfingen im Breisgau für die Liquidationsfafje 
zu retten (ber badiſche Kurhof hatte ein Auge auf fie geworfen, 
um fie repreffalienweife gegen die Schweiz an ſich zu bringen) 
wurde Büeler ald Kommiſſär entjendet; er brachte e8 durch ge— 
ſchickte Verwendungen zunäcft zur Inventarifirung, dann zur 
vollen Befignahme jener Herrichaften Namens des Kantons 
St. Gallen. Ein ‘zweiter Abgeordneter, Regierungsrath; Meßmer, 
unterhandelte und erzielte in Karlsruhe den günftigen Verkauf 
derfelben an die Markgrafen Friedrich und Ludwig von Baden 
um ben Betrag von 126,000 Gl., zu welcher Summe nod) 
14,000. Gl. für verkaufte WVorräthe, dann aus rüdftändigen 
Gefällen u. ſ. w. eingingen (1806). Durd Berwentungen des 
Lantammanns der Schweiz und des franzöftichen Geſandten in 
Wien brachte es der Kanton St. Gallen dahin, daß die fürft- 
lich Tiechtenfteinifche Regierung, welche zundchft Tängere Zeit, den 
Fürften von St. Gallen nicht für einen eidgenöfftiichen, jondern 
für einen deutichen Stand anfehend, die Befigungen des Stiftes 
zu Vaduz (zu Neu⸗St. Johann gerechnet) zurüdgehalten hatte, 
diefelben nebſt verfallenen Einfünften an die Regierung von St. 
Gallen überließ. Meßmer vermittelte umd beendigte auch dieſes 
Geſchaͤft, durch Veräußerung jener Befigungen um 17,300 Gl., 
ein dort haftendes Kapital ungerechnet. Aber auch mit Eidges 
noffen hatte St. Gallen um ähnliche Intereſſen zu kämpfen. 
&o laut au, befonders von St. Gallen angeregt, die Unzu- 
friedenheit in der Schweiz über den öfterreichifchen Inkamera⸗ 
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tionsbeichluß ſich hatte vernehmen Taffen, jo wurde doch das 
Gleihe auch vom ſchweizeriſchen Kanton Thurgau verfucht, der 
fi, nicht zufrieden mit beabfichtigter gelegentlicher Anhantnahme 
der Befigungen der thurgauiichen Klöfter, auch die auf feinem 
Gebiet gelegenen Befigungen des Stiftes St. Gallen aneignen 
wollte. St. Gallen klagte; darauf wurde an der Tagſatzung 
die Frage ad instruendum genommen: „ob, wenn ein jchwei- 
zeriſches Klofter aufgehoben und fäfularifirt wird, die Güter, 
weldhe in einem andern Kanton gelegen find, bei Abgang des 
Eigenthümers nicht ter Regierung dieſes Kontond Fraft des 
landeshoheitlichen droit d’epave anheimfallen follen, oder ob 
die Regierung, welche das Klofter aufhebt, fi durch die Sä— 
fularifation überall eigenmädtig an die Etelle vesjelben jegen 
und auf die Güter in andern Kantonen greifen könne“ (16. Juli 
1806). Da die Kantone nicht lüftern waren, fich in den St. 
Galliſch⸗Thurgauiſchen Streit zu mengen, wurde die Tagjagung 
im folgenden Jahre nur einig für einen Beſchluß, dem Entſcheid 
für einmal auszuweichen; für den Fall des Eintretend war be- 
reits durch einen Ausſchuß beantragt, das behauptete Heimfalls- 
recht als unzuläffig zu erklären (30. Juni 1807). Thurgau wid, 
ließ die anfänglich unterfagte Fertigung gejchehener Käufe vor 
fi gehen; fo brachte St. Gallen für gejammte dortige Stifte: 
liegenfchaften vie hohe Summe von 81,000 ©I. in die Liqui— 
dationskaſſe. Die Liegenfchaften mit Amthaus und Gefälle zu 
Stammheim im Konton Zürih wurden an dortige Regierung 
um 220,000 Gl. verkauft, ein Ertrag, mittelft welchem eine 
ältere ftiftiihe Schuld an Zürich nahezu getilgt werben konnte. 
Im Innern ded Kantons St. Gallen allein waren im Frühjahr 
1808 bereitd für 1,142,000 Gl. Bermögendtheile des Stiftes 
zu Geld gemacht. Anderweitige Thätigfeit der Regierung wurde 
der Sicherung oder Verwerthung der Domänen in den Landvog- 
teien augewendet. Die von Glarus verfündete Weigerung, fi 
dem Spruch der Liquidationsfommiffion vom Jahr 1804 zu 
unterziehen, gelangte zum Entſcheid an das Syndikat, welches 
zunächft die Stände an gütliche oder fchietsrichterlihe Austra- 
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gung des Streites verwies. Hierauf erfolgte unter Bermittlung 
des Gedelmeifters Stodar v. Neuforn aus Schaffhaufen und 
des Rathsherrn Hand Konrad Finsler von Zürich ein Vergleich, 
der mehrere gegenfeitige Anjprüche, zum Theil mit Abweichung 
- vom Spruche der Liquidationskommiſſion, zu billiger Erledigung 
brachte, die Ausführung des übrigen Inhaltes deſſelben ficherte, 
dem Kanton St. Gallen die Kollatur über die Pfarrpfründen 
Grabs, Sevelen und Buchs, „mit dem gefammten Pfrundforpus 
und mit allen Beſchwerden, namentlih der Unterhaltung der 
Pfrundgebäude” überließ, wogegen dem Stande Glarus die 
Kollatur über die Wartauer Pfrünven blieb (10. November 1806). 
Bald nachher erfolgte durch Bevollmächtigte beider Stände die 
Auswechslung der Ratififationen. 

Als Grenzfanton wurde St. Gallen während des neuen 
Krieges zwilchen Franfreih und den öftlihen Mächten beſonders 
in Anjpruch genommen. Die Schweiz rang. nad Neutralität ; 
der Kaiſer von Defterreih verhieß, deren Anerkennung in ver: 
bindlicher Weile auszuſprechen, ſobald Franfreich jeinerjeits dies 
jelbe zugefichert haben werde. Davon war Napoleon aber weit 
entfernt, und die Schweiz mußte gegentheild fi mit ver Wahr: 
nehmung begnügen, daß umlaufende Gerüchte von Einverleibung 
der Schweiz in das franzöfifche Reich nicht in Thatfache über- 
gingen. Die Tagſatzung verfammelte fih, abermals in Solo- 
thurn, außerordentlih (20. September 1805), beſchloß einftim- 
mig bewaffnete Neutralität, erflärte folhe zu Handen ver euro- 
päifhen Mächte, bot das geſammte Bundesfontingent von 
15,203 Mann auf, mit Einladung an die Kantone, ein zweites 
Kontingent von gleicher Stärfe in Bereitichaft zu fegen. So— 
fort machte Frankreich einen Strich durch die Neutralität ver 
Schweiz, indem ed ſchon die freie Wahl eines eidgenöffifchen 
Oberbefehlshaberd beanftandete und mit verlegender Zudringlid- 
feit die Berufung des geweſenen Landammanns d'Affry am viefe 
Stelle befürwortete. Die Tagfagung wählte in Mehrheit den 
gewefenen Landammann v. Wattenwyl. Der aldvann als 
außerorventliher Botihafter an Napoleon nah Straßburg abge- 
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jendete greife d'Affry erhielt nicht nur die erbetene Neutralitätd- 
zujage nicht, fondern wurde mit einer Flut von Vorwürfen 
überfchüttet, die ihm zum Ueberfluß auch noch fchriftlich zu Hans 
ben der Tagfagung mitgegeben wurden. Der franzöſiſche Kaifer vers 
langte in beleidigenden Worten von der Eidgenoſſenſchaft Schuß 
ber Srande-Gomte gegen einen allfälligen Einfall Defterreiche 
und vor Allem jchleunige VBollwerbung des erjten Fapitulirten 
Regiments (29. September). Borangegangene ſchwere münd— 
lihe Drohungen hatten über den wirflihen Sinn des Gebieters 
feinen Zweifel lafjen fönnen. Am 28. September löste fich die 
Tagſatzung wieder auf. Die Mehrzahl der aufgebotenen Truppen 
dbedten die Grenze gegen Defterreich und Süddeuiſchland in den 
Kantonen Graubünden, St. Gallen, Thurgau und weiter hinab 
bi8 in den Kanton Schaffhaufen. Diejes Kleine Heer war in 
vier Divifionen aufgeftellt, von denen die zweite, unter dem eid- 
genöffiichen DOberften Karl Fidel v. Sartori aud dem Kanton 
St. Gallen, die Rheingrenze vom Sarganferland bis hinab nad) 
Rorſchach befegt hielt. Durch wetterfchnelle Erfolge der Franz 
zoſen wurde bie Kriegsgefahr in Fürzefter Frift von der Schweis 
jergrenze entfernt. Doc hatten zwei Gelvfontingente von zu— 
lammen 981,014 $r. bei den Ständen eingehoben werben müſſen. 
Rah der Schlaht bei Aufterlig wurden die eidgenöfftichen 
Truppen entlaffen. Im Gefolge des Preßburger Friedens ers 
ftanden der Rheinbund, an der Grenze der Schweiz die König: 
reihe Baiern und Württemberg und das Großherzogthum Baden, 
Borarlberg und Tirol wurden Baiern. einverleibt. Das deutjche 
Reich lag in Trümmern; Franz II. legte deſſen Krone nieder 
(6. Auguft 1806). Bon nun an war die Schweiz auf allen 
Seiten von Franfreih (mit Italien) und den Gebieten feiner 
gekrönten Bafallen umgeben; fie jelbft wurte, noch empfindlicher 
denn zuvor, ebenfalls Vaſall, wenn auch mit Beibehaltung der 
republifanifchen Formen, da der Preßburger Friede ihre „Unab⸗ 
hängigfeit“ nach Maßgabe der Mediationsafte garantirt hatte. 
Das Fürftenthum Neuenburg wurde durch Preußen an Frank: 
reich abgetreten, deſſen Kaifer ed einem feiner Günftlinge, dem 
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Marfhall Alerander Berthier, übergab (30. März 1806). Die 
franzöfiihen Schildwachen und Mauthbeamten rüdten zum 
Schreden der Echweizerfantone, Bern’d zumal, nun aud bis 
an bie obere Zihl zwifchen dem Neuenburger- und dem Bieler- 
See vor. Am erften Tage des gleichen Jahres war das Amt 
des Schweizer Landammannd an den Bürgermeifter Andreas 
Merian von Bafel übergegangen. Der außerorbentlihen Tag- 
ſatzung unmittelbar vorangehend war der Große Rath von Gt. 
Gallen verfammelt; er ertheilte die Snftruftionen und beftellte 
die Abordnung, Müller-Frievberg ald Gejandten. Theild von 
der Regierung theils vom Großen Rat wurden eine Reihe 
friegerifcher Anordnungen getroffen: ed wurden durch das 2008 
die einzelnen Corps des erften und des zweiten Auszügerfontins 
gentes beftimmt; ta die Dragoner noch nicht organifirt waren, 
wurde die Stellung der nöthigen Anzahl derjelben auf die Mi- 
litärbezirfe vertheilt; man nahm Freimillige oder auch Ange- 
worbene an; daherige Koften hatten die Gemeinden ver betref- 
fenden Militärbezirfe zu beftreiten. Ein Geſetz befahl den Ge— 
meinden, der wahrgenommenen großen Zahl von unvermögenden 
Eliten die Bewaffnung anzuſchaffen, varleihensweife, oder gegen 
almälige Vergütung des Koftenbetragd durch die Empfänger 
(17. September 1805). Es wurbe ein Kriegsrath, aufgeftellt, 
dem unter dem Vorfig eines Mitgliedes des Kleinen Rathes 
die Leitung und Beforgung fowohl der innern Militärfachen als 
alles deſſen, was auf den auswärtigen Kriegsdienft Bezug 
haben mochte, übergeben wurde; ferner ein Kriegsgericht zur 
Beurtheilung der ſchweren Militärvergehen, und für jeden Bezirf 
zur Beurtheilung der bloßen Difziplinarvergehen ein Kriegszucht- 
rath (Geſetz vom 20. September). Tumultuariſche Widerſetzlich— 
feit von Militärpflichtigen bei einer Injpektion in Goßau wurde 
friegsrechtlih beftraft. Zu Beftreitung der außerorbentlichen 
Militirausgaben mit Inbegriff der an die Bundesfaffe zu bes 
zahlenden Geldfontingente wurde, neben der ordentlichen Ber: 
mögenöftener von 2 vom Taufend, eine außerordentliche von 4 
vom Zaufend, letztere in zwei Malen zu erheben, ausgejchrieben, 
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bald auch wirklich bezogen. Der Kleine Rath beftellte in allen 
- Gemeinden, wo Durchmarſch oder Kantonnirung eidgenöſſiſcher 
Truppen ftattfand, zu georbneter Beſorgung des DVerpflegungs- 
und Lieferungsdienftes, Duartierämter. In St. Gallen war 
ein Lazareth errichtet. Das Kantonskontingent wurde auf einen 
bi8 dahin nicht da gewefenen Stand gehoben. Inftruktions— 
ſchulen und Vorkurfe der verfchiedenen Waffengattungen wurden 
gehalten. Neben ver freiwilligen „Standeslegion“ war zu biejer 
Zeit oder doch in Folge der Neutralitätsanordnungen die ganze 
waffenfähige Mannfchaft organifirt. Dem Bolfe war bei ben 
hohen Militär und andern mittelbaren und unmittelbaren Laften 
nit wohl. Auf bie Zeitereigniffe, nicht auf die Regierung, fällt 
daherige Schuld; diefe öfonomifirte jo gut möglih, und ihren 
Eifer jpornten im gleichem Geift die fih jährlich wiederholenden 
Klagen der ftaatswirthichaftlihen Kommilfton zur Ausdauer. 
Die Geſetzgebung über die rein Fantonalen Angelegenheiten 
machte auch in dieſem Zeitabfchnitt rühmliche und nügliche Fort- 
ſchritte auf den meiften Gebieten des öffentlichen Lebens. Land- 
wirthſchaft und Gewerbe fanden dabei reichliche Aufmerffamfeit. 
Gin Geſetz über die Viehhauptmängel verfchaffte dem Handel 
mit Vieh wichtige Garantien. Ein anderes Geſetz ordnete, in 
Ausführung der Mediationsverfafjung, ven Losfauf aller Grund- 
und Bovenzinfe, d. h. der vormald ewig oder unablößlich ge- 
nannten auf Grund und Boden, Gütern oder Gebäuden hafs 
tenden Zinfe und Gefälle, nad wefentlich gleihen Grundſätzen 
wie den Losfauf der Zehnten, zum zwanzigfachen Betrag, für 
deſſen Berechnung Behufs Ablöfung der NaturalsZinsgefälle der 
jwanzigjährige Durchichnitt der SProduftenpreie angenommen 
wurde; wer nicht Tosfaufte, blieb gegenüber dem Grundzins— 
berechtigten zahlungspflictig wie bis dahin (24. Mai 1805). 
Der Kapitalbetrag der aus dem fchon früher verordneten Zehn: 
tenlosfauf fich ergebenden Summen wurde durd) ein neued Geſetz 
zu Gunften der Berechtigten, Kirchen, Schul- und Armenan- 
ftalten, als unantaftbar gejeglich fichergeftelt. Zur Hebung der 
Landwirthichaft wurde das fogenannte Tritt: und Trattredht (der 
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gemeinſame Weidgang auf Ackerſeld, Wies- und Waldboden) 
gegen Loskauf geſetzlich aufgehoben; beiſpielsweiſe führen wir 
an, daß der Eigenthümer von Ackerfeld 3 Gl. 30 Kr. für die 
Juchart Loskauf zu entrichten hatte. Die an ganze Gemeinden 
oder Korporationen fallenden Loskaufsſummen durften jedoch nicht 
an die Antheilhaber vertheilt, ſondern mußten als Kapital den 
Armen⸗ oder Schulfonden einverleibt oder zu andern allgemeinen 
Zweden verwendet werben (13. Mai 1807). Der wichtige 
Kornhandel in Rorſchach wurde durch eine vollftändige Markt: 
ordnung geregelt, die Handhabung derjelben einer eigenen Marfts 
polizeifommiffton unterftellt; von ihr ging die amtliche Ermitt- 
lung der Kornpreife aus, welche hinwieder maßgebend für bie 
Teftiegung der Brodtare wurden. Mieder ein Geſetz orbnete 
ausführlih die Errichtung der Handwerksgeſellſchaften, fünfzehn 
für den ganzen Kanton, fowie deren im Ganzen bejchränfte 
Verrihtungen, da die Berufsbetreibung völlig frei blieb und jeber 
Bürger, ohne zunftmäßige Erlernung eines Handwerfes, eines 
oder mehrere derjelben auszuüben berechtigt war. Eine der wich- 
tigften Gründungen biefer Zeit war jene der allgemeinen, ver: 
bindlihen Berfiherungsanftalt für gefammte Gebäude des Kan- 
tond gegen Brandfchaden. Bisher in Brandfällen geleiftete 
Unterftügung aus der Kantonshülfsfaffe war unzureichend. Eine 
große Feuersbrunft in Thal (7. Mai 1806) mahnte zu beflerer 
Vorforge. Das neue Gefeg half gründlich, verpflichtete, mit 
einziger Ausnahme der beſonders feuergefährlihen, zu Verſiche— 
rung jämmtlicher Gebäude; orbnete deren amtliche Schägung an 
und fiherte für Brandfälle den vollen Betrag des gewertheten 
Schadens ald Erſatz zu; dagegen hatten die Eigenthümer jähr- 
lih vier Kreuzer von hundert Gulden des Schabungswerthes zu 
leiften; zu Dedung außerorbentlicher Brandſchaden Fonnten fie 
darüberhin bis auf 20 Kreuzer von Hundert Gulden im Jahr 
angehalten werden (9. Mai 1807). So ging St. Gallen den 
übrigen Kantonen mit gutem Beifpiel voran; dad Verdienſt der 
Gründung fällt wejentlib dem Negierungsrath Meßmer zu, ver 
fofort auch der Reiter ver Anftalt wurde. Im Volke, weldes 
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den Neuerungen in der Regel abhold, waltete Mißtrauen, weil 
jede neue bleibende Leiftung fchwer fiel; viele Gebäudeeigen- 
thümer juchten ihren Vortheil in möglichft niedriger Schagung ; 
wiederholte Brandunglüde und die in Folge derſelben in bie 
Gemeinden abgegebenen Schadenserfagfummen gewannen all: 
mälig die MWiderftrebenden. Laut erfter Rechnung auf Ende 
März 1808 waren 42,332 Gebäude verfichert für den Geſammt— 
betrag von 19,129,505 Gulten. Den Andrang ver vielen 
Ichlechten deutſchen Scheidemüngen zu hindern, ſchloß St. Gallen 
mit Schaffhaufen, Appenzell und Thurgau eine Konvention in 
Münzfahen. Es ift dieß der Urfprung des vieljührigen Münz- 
vereind der genannten wier öftlichen Kantone. In diefer Zeit 
begannen die Fantonalen Prägungen, mit beträchtlichen Ausgaben 
für die Errihtung der Münzftätte. 

Die Thätigfeit der Regierung wendete fih auch den öffent: 
lihen KRommunifationen zu. Behufs geordneten Straßenunter- 
halts wurde, zu Gewinnung des erforderlichen Straßenmaterialg, 
das erfte Expropriationsgejeg erlaffen. Für die Hauptverfehrs- 
ftraße von Rorſchach nad) Züri und weiter durch die Schweiz 
einen leichtern UWebergang der Sitter zu gewinnen (vie alte 
Straße führte außerhalb Bruggen bis in die Tiefe des Fluffes 
zur dortigen gededten Holzbrüde hinab, die einzuftürzen drohte), 
wurde der Riefenbau einer gewölbten fteinernen Brüde in ent- 
iprechender Höhe beichloffen (15. Mai 1807), zur Beftreitung 
der auf 100,000 Fr. angefchlagenen Baufoften der Erlös ver 
gefeglich bewilligten Staatsgüterverfäufe angewiefen. Der Bau 
begann im Herbft 1807. Zur Förderung der Unternehmung 
bewilligte die Taglagung ein hochgehaltenes Brüdengeld. Der 
ihon in diefer Zeit projeftirte Bau einer großen Kommerzial- 
ftraße zwiſchen Rorſchach und Ragatz veranlaßte Grabs zu enerz 
gifcher Eingabe für Beibehaltung ver alten Richtung von Senn— 
wald über Sar, Cams, Grabs nah Buchs, im Gegenfaß einer 
neuen Richtung über Saleg und Haag (20. März 1807). In 
Folge der Tagſatzungsbeſchlüſſe über vie Linthforreftion über» 
nahm der Große Rath von der erforderlichen Gefammtzahl von 
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1600 Aktien zu 200 Fr. 200 Stüd für Rechnung der Staats- 
fafle; im Marimum mit 50 Stüd verfelben belaftete er die 
Stiftsliquidationdfaffe, mit 50 anderen vie Klöfter insgefammt, 
das Stift Schänis inbegriffen; die Vertheilung verfelben unter 
die verjchiedenen Klöfter war dem Kleinen Rath; anbeimgeftellt. 
Es geſchah dieß nad Erlaß ded vom Landammann der Schweiz, 
Hans v. Reinhard, ausgegangenen Kreisichreibend an geſammte 
Stände (vom 16. März 1807). Es folgten Aftienzeichnungen 
dur die ganze Schweiz. An der Spige der Aufſichtskommiſſion 
für das Unternehmen fand jest der jchon mehr genannte Hans 
Konrad Eicher von Zürich; in die Schagungsfommilfton für 
St. Gallen waren Ehriftoph Fuchs von Rapperfchwyl und der 
Gemeindammann oh. Anton Peter, von Sargans, berufen. 
Eine mit Zürich, Schwyz und Glarus im Jahr 1807 verab- 
redete Ordnung der Schifffahrt auf der Linth und dem Wallen- 
jee für den großen Schifffahrtöverfehr zwiſchen den Hauptftapel- 
plägen Wallenftadt und Zürich regelte allfeitige Nechte nah dem 
Syftem der befannten Rhodordnung zwiſchen den vier Klaffen 
von Sciffleuten, von denen jeder Kanton eine bildete. 

Aus dem Gebiet ver Rechtspflege find zu melden: der Er- 
faß einer gleihförmigen Schuldentrieb» und Konfursordnung für 
das ganze Kantondgebiet, nebft einem Vertrag mit Glarus über 
gegenfeitige Behandlung der Konfursfälle; das Geſetz zur Siche- 
rung ded Landmanns vor verichiedenerlei Wucher bei Geldan— 
leihen auf liegenfchaftliche Unterpfande; ein Gefeß über Vater— 
Ihaftöflagen zur Sicherung der Rechte unehelicher Kinder, nebft 
Verträgen mit mehreren Kantonen über ven gleichen Gegenftand; 
dad mit Befeitigung des helvetifchen Criminalcoder erlafjene 
Strafgeſetzbuch über Verbrechen, nebft „dem rechtlichen Verfahren 
bei Verbrechen”, beide vom 14. Mai 1807. Jenes erſte Geſetz 
zählte als Strafarten gegen Verbrechen auf: die Todesftrafe, 
Freiheitsftrafen (als folche Kettenftrafe, einfache öffentliche Ar— 
beitöftrafe, Zuchthausftrafe, Landesverweifung, legtere jedoch bloß 
gegen Ausländer anwendbar), Keibesftrafen CStaupbejen, Brand— 
marfung), Strafen an der Ehre (Pranger), Gelvftrafen; in 
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100 Paragraphen waren die Grumblinien des Strafrechtes vors 
angeſchickt. Verfaſſer des Strafgejegbucdhes war Konrad Meyer 
aus Diten, damald Kantonsarchivar; Verfaſſer des rechtlichen 
Berfahrend, Karl Müller-Frievberg, älterer Sohn des Regie 
rungsrathes, ſeit einiger Zeit in St. Galliſchem Staatsdienft. 
Nad) dem Beiſpiele der übrigen öftlichen Kantone der Schweiz 
hatte auch St. Gallen mit dem Reichögrafen Schent v. Gaftell 
zu Oberdifchingen für die Jahre 1806 bis 1812 einen Vertrag 
abgejchloffen, vermöge welchem Verbrecher, fei es zur Unterfu- 
Hung, oder zum Aburtheilen oder Erequiren oder auch nur zur 
Berwahrung, in die dortige Zuchtanftalt gegen Koftenvergütung 
abgeliefert werden Eonnten. Abgejehen war es dabei jedoch nur 
auf fremde Gamner und VBagabunden; und die Regierung ver: 
fiherte den Großen Rath: daß fchon der bloße Ruf von Ober- 
diſchingen viel beitragen werde, fremdes Gefindel vom Kanton 
St. Gallen abzuhalten; dabei erflärte fie, daß Kantonsbürger 
jeweilen ihrem einheimifchen Richter übermwiefen werben; bie 
faatswirthichaftlihe Kommilfton verlangte darüberhin, daß jol- 
des auch gegenüber von Schweizern aus andern Kantonen be- 
achtet werde. Die Kettenfträflinge wurden damals im Schellen- 
haus („im grünen Thurm” in St. Gallen), die übrigen Sträf- 
linge in den Zuchthäufern zu St. Leonhard in St. Gallen und 
in Rapperſchwyl untergebradht; in allen drei Anftalten waren 
49 Köpfe; drei fremde Gauner waren nad) Oberdiſchingen ab- 
geliefert. 

Als Kalamitäten der Zeit find beſonders die Folgen des 
franzöftfchen Drudes zu nennen: der Zwangskriegsdienſt und 
die Handhabung der Napoleoniihen Kontinentalhandelsiperre 
gegen England. Die wejentlih im Intereſſe Frankreichs audge- 
führte Grenzbefegung von 1805 Hatte die ſchweizeriſche Bundes- 
verwaltung 891,226 Fr. gefoftet, die Auslagen der Kantone 
für ihre Truppenftellung noch ungerechnet. Aber die Bajallen- 
haft gegenüber von Frankreich erheilchte noch andere Opfer. 
Der franzöfifhe Kriegsdienft hatte feine alte Volfsthümlichkeit 
verloren; die junge Mannſchaft war ihm abgeneigt, ja fürdhtete 
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ihn jogar wegen ftrenger Friegerechtlicher Ordnung; unterlaffene 
Auszahlung von Ruhegehalten an die alten treuen Krieger aus 
früherem Dienft trug das ihrige zur Mipftimmung bei. Die 
Werbung machte fih daher langſam; im Juli 1806 fehlten dem 
erften Regiment noch 2000 Mann, die andern drei Regimenter, 
mit deren Organifation anfänglich die franzöfifhe Regierung 
jelbft gezaudert hatte, follten num raſch aud noch aufgeftellt wer- 
den. Zu dieſem Zwecke ließ der franzöfiihe Kaifer drohende 
Noten an die Schweiz jchreiben ; vertraulich wurde ſchon auf die Noth⸗ 
wendigfeit einer Art Konfkription hingewiejen. Solchermaßen ge- 
trieben, mahnte der mit Neujahr 1807 in das Amt eingetretene 
Landammann der Schweiz, Bürgermeifter Hans v. Reinhard von 
Zürih, die Kantone zur Lieferung der nöthigen Mannjchaft. 
St. Gallen, für die vier Regimenter (zufammen 144 Kompagnien) 
mit 12 Kompagnien bedacht, mußte zu außerorbentlihen Maß- 
nahmen jchreiten, um namentlih die Mannjchaft für die neun 
Kompagnien der noch erft zu refrutirenden Regimenter zu liefern. 
Der Kleine Rath beftellte zu vdiefem Ende mehrere Werbungs- 
injpeftoren in den Bezirken, fette dieje in Verbindung mit den 
Werboffizieren der Regimenter, damit gemeinfame Einwirkung 
um jo ſchneller die erforberlide Mannſchaft auftreibe. Das 
Uebrige mußten Geld und Geige thun. Jedem Refruten wurden, 
ohne Abzug von feinem Handgeld, zwei Kronenthaler Prämie 
aus der Staatskaſſe verabfolgt; für die ganze Baftnachtzeit hin- 
durd (1807) wurde Bewilligung zu täglihem Tanz in einem 
Wirthshaus jeder Gemeinde ertheilt. Werber und angetrunfene 
Rekruten, diefe mit der frangöfifhen Tricolor-Kofarde und Bän- 
dern reichlich geſchmückt, zogen unter Begleit zahlreiher Gaffens 
jungen und mit hoch erhobenen Flaſchen, tanzend und fingend, 
die Reize des Solvatenlebens entfaltend, durch die Städte und 
Dörfer. Und da die anfängliche Prämie nicht erfledlich war, 
mußte der Kleine Rath bis auf 2 Louisd'or auf den Mann aus 
der Staatsfafje bezahlen und war varüberhin genöthigt, die Ge- 
fammtzahl der aufzutreibenden Refruten nad dem Mannjchafts« 
fuß auf die Gemeinden zu verlegen und fo jede Gemeinde für 
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die Lieferung der erforderlichen Zahl Refruten zu verpflichten. 
Die Ausgabe der Staatskaſſe an Prämien betrug einzig im 
Rechnungsjahr 1806 auf 1807 15,488 Gl. Alle tiefe außer: 
ordentlihen Vorfehren für den mißbeliebten Kriegsdienft erregten 
allgemeine Unzufriedenheit im Bolfe. In Folge der angewen- 
beten Mittel brachte man endlich doch jene Schaaren junger Leute 
zufammen, welche zunäcft auf die Depots in Franfreih, von 
dort auf die europäiſchen Sclachtfelver geliefert wurden. Die 
Klagen Franfreih8 aber wollten doch Fein Ende nehmen; in 
Folge deifen erließ die Tagjagung ein allgemeines Verbot gegen 
Werbung für andere fapitulirte Kriegspienfte, als folche, welche 
bereitd8 durch den Allianz: Vertrag mit Franfreih als zuläffig 
erflärt worden. MWiderhandlungen, jo gebot die Tagſatzung, 
mußten wenigftend mit dem Verlurft des Kantond- und Ge: 
meinbebürgerrechtö beftraft werben. Zur Bollziehung erließ der 
Große Rath) das überaus ftrenge Gejeg gegen fogenannte Falſch— 
werbung; auch genehmigte er Namens des Standed St. Gallen 
den Webertritt des erften franzöſiſchen Schweizerregiments in ben 
Dienft des neuen Königs von Neapel, Joſeph, aus dem Haufe 
Bonaparte. Für den Zwed der Bekämpfung Englands in feiner 
Grundfefte, dem Welthandel, mußte auch die Schweiz ſich das 
franzöſiſche Zoch gefallen laſſen. Als die Einverleibung Neuen- 
burgs herannahte, warf der Spefulationdgeift der Schweizer 
Kaufleute no eine Maſſe engliiher Waaren nad Neuenburg 
zu gewinnreihem heimlihen Verkauf im weiten franzöſiſchen 
Reich. Darob ergrimmte der franzöſiſche Herrſcher und verlangte 
Abhülfe unter Drohungen, die, wie ſchon öfter, felbit den Fort— 
beftand der nur noch formellen Unabhängigkeit der Schweiz als 
gefährdet erfcheinen ließen. Dieſem Ungeftüm folgten ftrenge 
fantonale Maßnahmen. Die Regierung von St. Gallen verbot 
die Einfuhr aller engliihen Manufafturen, mit einziger Auss 
nahme des für die eigene Fabrifation erforderlichen Baumwollen- 
garns, aud allen Handel mit jenen Waaren nad den unter 
franzöfifcher Botmäßigfeit ftehenden Ländern; zur Handhabung 
des Verbots wurde eine Außerft läftige Kontrolpolizei an ber 
. 15* 
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Grenze nothwendig; Widerhandlung wurde mit Beſchlagnahme 
der Waare, bdarüberhin mit Gelvbußen, auf wiederholte Rüd- 
fälle felbft mit SKriminalftrafen bedroht. Rorſchach, Rheined 
und Trübbab wurden als alleinige Einfuhrpläge, von Außen 
ber, bezeichnet, wo geübte Grenzauffeher das Verbot zu hands 
haben fih abmühten. Den fantonalen Verfügungen folgte die 
allgemeine jchweizerifhe, durch Tagſatzungsbeſchluß, der vie 
ftrengften Vorfchriften ebenfalls enthielt und Schulvige felbft mit 
Zudthaudftrafe und Landesverweifung bebrohte, dann, zur Ber 
ftreitung der Koften, die Erhebung einer läftigen Viſagebühr 
von allen zugelafjenen Waaren bewilligte (5. Zuli 1806). 
Dem Schulwejen wurde, von Seite des Erziehungsrathed 
wie der Regierung jelbft, pflichtige Fürforge gewidmet. Da bie 
feitend des Staated aufgeftellten Inſpektoren nicht ausreichen 
fonnten, wurde für jede Gemeinde die Aufftellung eined Orts⸗ 
ſchulrathes verordnet, beftehend aus dem Pfarrer und einigen 
weltlihen Mitgliedern nebſt Schulpfleger; in paritätijchen Ge— 
meinden war für jede Religionspartei ein eigener Schulrath zu 
beftellen, jo wie jede auch ihren eigenen Schulfond hatte oder 
zu errichten eingeladen wurde. Im letztern Gemeinden war bie 
Bezeihnung der weltlichen Mitglieder dem Verwaltungsrathe 
des Fatholiichen und jenem des reformirten Gemeinvegutes, in 
ungemifchten Gemeinden dem Gemeinderath übergeben. Der 
Schulrath hatte den Prüfungen beizuwohnen, die Schulhäufer 
und Schulftuben zu beauffichtigen, ſaͤumige Aeltern zur Beſchickung 
der Schule feitend ihrer Kinder anzuhalten, Gelege und Ver— 
ordnungen über das Unterrichtsweſen zu vollziehen, auch ven 
Schulfond zu verwalten. In den Städten und Ortichaften, 
weldhe höhere Schulanftalten hatten und wo der Schulräthe 
wegen nicht fchon befondere Uebereinkommniſſe beftanden, hatte 
der Erziehungsrath deren Errichtung noch einzuleiten. Der Er: 
ziehungsrath empfing jährlich von feinem Aftuar einen eingehen- 
den Bericht über den Stand des Erziehungswejens im Kanton. 
Aermere Gemeinden erhielten Unterftügung; es wurde Bedacht 
genommen, weniger fühige Schullehrer durch befjere zu erjegen; 
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neue Schulbücdlein wurden eingeführt; manche Gemeinden beider 
Konfeffionen erwarben fih durch Hebung ihrer Schulen den Beis 
fall des Erziehungsrathes; im Ganzen aber hielt er dafür, daß 
das Schulweſen im Fatholiichen Theile des Kantons im Ver—⸗ 
gleiche zu dem reformirten zurüdftehe. Gerühmt wurde (im 
Beriht vom Jahr 1805) die Theilnahme des Konftanziichen 
Generalvifard für die Verbefjerung des Schul: und Erziehungss 
wejend. Den Pfäferſer Gelvbeitrag gedachte ter Erziehungs 
rath für Real» oder Mittelfchulen zu verwenden. Im Jahr 1807 
wurde die ganze Organifation des Erziehungsrathes einer Res 
vifion unterftellt, wejentlich mit der Abficht, aus dem Erziehungs» 
rath eine ftehende Kommiſſion zu bilden, deren Mitglieder fi 
leicht und wenigftens jede Woche einmal zu jchneller Geihäfts- 
beforgung verfammeln fönnten. Der Kommilfion lag die Vor: 
berathung aller wichtigeren Geichäfte ob, deren Entſcheid vom 
Erziehungsrath abhängig war. Neben diefer Kommiſſion hatten 
wei beſondere konfeſſionelle Ausjchüffe für Behandlung deſſen, 
was in das Religiöſe einfchlug, fortzubeftehen, und wurden noch 
um einige Mitglieder verftärft. Sie hatten Vollmadt, mit den 
firhlichen Behörden das Weitere zu beforgen. 

Durch die Aufhebung des Stiftes St. Gallen und bie 
Fernhaltung ſeines Abtes hatte fih die Regierung einen weit 
überwiegenden Einfluß in Fatholifchen Kirchenfachen erobert. Sie 
verfügte über dad Geld und die geiftigen Kräfte zugleih. Der 
Widerftand feitend der Ordensgeiftlichkeit verftummte; für die 
MWeltgeiftlichkeit ftand ökonomiſche Verbeſſerung ihrer Lage in 
Ausfiht; da die Regierung über alle ehemaligen Stiftsfollaturen, 
eben jo über die ehemaligen landeöherrlichen Kollaturen in den 
reformirten Kantonstheilen verfügte, jo war der größere Theil 
der Geiftlichfeit beider Konfeffionen in faum vermeidlicher Ab- 
hängigkeit von der gemijchten Regierung, die ihrerjeits, wie da— 
für viele Beweiſe ſchon gegeben worden, auch den Großen Rath 
in ihrer Hand hatte. Die Thätigfeit der Regierung ift nad 
diefer neuen Lage der Dinge zu beurtheilen. Sie war wejentlich 
auf die Durchführung der Liquidationsbeſchlüſſe auch in Firchlicher 
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Beziehung gerichtet, Die Regierung dotirte aus dem Stiftöver- 
mögen die ehemalige Stiftskirche, nun fatholiihe Hauptfirche ges 
nannt, mit 200,000 Gl., erklärte diejed Kapital ald für „ewige 
Zeiten unveräußerlihe Fundation“ derjelben, verordnete, Daß der 
ehemalige Kirchenſchatz ihr ausſchließlich gewidmet jein folle, 
regelte im Einverftändniß mit der bifchöfliben Behörde die Dr- 
ganijation ded Pfarramted mit Zugabe der nöthigen Hülfs- 
priefter, und wies bie erforderlihen Pfarrwohnungen in den 
Stiftögebäuden an (Regierungs- und bijhöfliche Erlafje aus den 
Jahren 1806 und 1807). Der Kleine Rath jegte für die Ver: 
waltung ded Vermögens ver Hauptfirche, in Betracht, daß dasz 
jelbe „nie das Eigenthum einer bejondern Gemeinde geweſen“, 
ein eigened aus fieben Mitgliedern beftelltes Kollegium ein, 
defien Präfivdent aus dem Kleinen Rath zu nehmen war; er 
verordnete die Auswahl eines engern Ausſchuſſes aus dieſer 
Verwaltung, auch die Aufftelung eines Kaſſiers (Regierungsbe- 
ihluß vom 6. Mai 1808). Laut obigen Anordnungen waren 
der fatholiichen Pfarrei St. Gallen zugetheilt: Tablat, nebft ven 
Katholiken in der Stadt St. Gallen, dann St. Georgen, Rot- 
monten und ein Theil von Straubenzell, zu jener Zeit im Ganzen 
"zu 3000 Seelen angejchlagen. Wittenbach, Bruggen, St. Jo— 
fephen und Engelburg wurden von der ehemaligen Pfarrei 
St. Gallen getrennt und zu beſondern unabhängigen Kuratien 
erhoben; St. Fiden und St. Georgen blieben Filialen; Die 
Heilig- Kreuz- Kirhe (in der Gemeinde Tablat) war von der 
Hauptfirhe aus zu verfehen. Die Pfarrei Alt-St. Johann 
wurde durch Meberlafjung des dortigen Propfteigebäudes nebft 
Zugehör und eines Kapitals von 30,000 Gl. votirt; die Pfarrei 
Stein mittelft Mebergabe eines Kapitald von 8000 Gl., dem 
bald nachher eine Nachtragspotation von 8272 Gl. folgte; die 
Katholifen von Neßlau und Krummenau vereinigte die Regierung 
zu einer Pfarrei Neu-St. Johann; für die Pfarrgeiftlichkeit ders 
jelben behielt fie die nöthigen Wohnungen in dem Kloftergebäude 
vor; dem alten Kirhenvermögen fügte fie ein Dotationdfapital 
von 9000 Gl. bei. Das Kloftergebäude von Reu-St. Johann 
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jammt dabei liegenden Gütern überging um den Preis von 
33,000 Gl. an Private. Eine Abkurung zwiſchen der Kirch- 
gemeinde und dieſen SPBrivatfäufern des Klofters überließ der 
erftern einen durd Vertrag näher bezeichneten Theil der Klofter- 
gebäude zu PBfarrwohnungen (1810). Eben jo wurde ſeitens 
der Regierung die Fatholiihe Pfarrei St. Peterzell mittelft 
Ueberlafjung dortiger Firhlihen, Meßmer: und Bropfteigebäube 
dotirt; im legterem behielt fi jedoch die Regierung etlihe Woh- 
nungen für dorthin zu verſetzende Geiftlide vor, was auf ihre 
Abſicht fließen läßt, jenes Gebäude ald Berjorgungsanftalt 
für einige ältere Geiftliche zu benügen. Katholiſch Hemberg, 
das bis damald dur einen Konventualen von NeusSt. Johann 
aus der Propftei zu St. Peterzell paftorirt wurde, trennte die 
Regierung, nah Wunſch der Hemberger, von der Pfarrei 
St. Peterzell und ftattete die neue Pfarrei mit dem erforber- 
lihen Einfommen aus; begleichen leiftete fie einen Geldbeitrag 
von 1500 Gl. aus dem St. Galliihen Stiftsfond zum Bau 
eines Pfarrhauſes in Hemberg. Aehnlihe Verfügungen folgten 
im Rheinthal. Bon der alten Pfarrei Montlingen wurden 
wichtige Theile ausgefchieden: die Rhode Oberriet mit Rehag 
und Moos zu eigener Pfarrei Oberriet erhoben, die dann als— 
bald zum Bau einer Kirche jchritt, — Hard, Kobelwies und 
Freienbach ver bereitS im Jahr 1801 unter der helvetijchen 
Regierung neu gefchaffenen Pfarrei Kobelwald zugetheilt (1807 
und 1808). Eine ähnliche Veränderung war im Jahr 1802 
mit der alten katholiſchen Pfarrei Berned vorgegangen, von 
welcher damals Au, Meonftein und Haslach abgelöst und zu 
der neuen Pfarrei Au erhoben worden. Für die evangeliiche 
Geiftlichfeit erließ die Synode im Jahr 1805 eine allgemeine 
Predigerordnung, alle Theile der Paftoration umfaffend; am 
4. Dezember gl. 3. erhielt viefelbe die Genehmigung des 
Kleinen Rathes. 

In Folge Anfuchens der Kantonsregierung verordnete ber 
Biſchof von Konftanz dur feine Kurie daſelbſt die Vermins 
derung der gebotenen Feiertage auf fiebenzehn, uneinbegriffen 
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für jeden Pfarrbezirf das Feft des Schupheiligen ver Pfarr: 
firhe (4. Nov. 1806); jorglich verbot der bifchöflihe Erlaß für 
die Zufunft die Abhaltung jedes anderen Gottesbienftes, ald an 
Werktagen, öffentliche Andahten an den Borabenden der „ab- 
gewürdigten Fefttage* und Aehnliches. Die Regierung ver 
fündete im lobenden Ausprüden eine ausführliche Plazet- und 
Bollziehungsurfunde unter Strafandrohung gegen Widerhandelnve 
(13. Rovember). Der Biſchof von Ehur folgte für den St. Gal- 
liſchen Theil feines Sprengeld mit ver gleichen Berminderung 
der Feiertage, empfahl aber im Gegenfage zu Weffenberg 
wenigftens der wohlhabenderen Klaffe, an diſpenſirten Feiertagen 
dem heil. Meßopfer beizumohnen (12. Januar 1808); obrig— 
feitlibe Plazetirung wie für die Konftanzer Verordnung. 

Das Klofter Pfäfers war noch immer nicht im Zuftande be 
friedigender Difziplin. Bei nahendem Hinjcheide des Abtes Bene: 
dift Borler meldete der Dekan Joſeph Arnold dem Fürftabten 
von Einfieveln als Viſitator feine Noth. Einige Kapitularen, 
namentlih P. Plazidus Pfifter und P. 3. B. Steiner, hatten 
fih thatfächlich vom Klofter getrennt, ohne fäfularifirt zu fein. 
Dekan Arnold erflärte daher dem Bifltator: er werbe denfelben 
weder Stimmredt noch Wahlbefähigung zugeftehen, falls fte nicht 
feierlich geloben, auf den erften Ruf in das Klofter zurückzu— 
fehren, dem Entſcheide des Bifitators jedoch unvorgreiflich. Abt 
Benedikt ftarb bochbetagt am 21. November 1805. Dem Wunſche 
des Pfäferfer Defans entfprechend übertrug der Nuntius feine Prä- 
fidialrechte bei der Abtswahl auf den Fürftabten von Einfieveln; 
denn diejer ſei, jchrieb er dem Abt, am Beften mit vem unglüd: 
lihen Zuftand des tortigen Klofterd vertraut; namentlich Fenne 
er dad Verhalten der jüngeren Kapitularen, welche die Ordens⸗ 
regeln verachteten und mit weltlichen Gelüften („ne ulterius 
loquar”) umgingen (25. November). Gleichzeitig empfahl er 
ihm befte Verwendung für eine entjprehende Abtswahl, mit dem 
Wunſch, daß der neue Abt dem Beifpiele desjenigen von Ein- 
fiedeln folgen möge; nur dadurch könne im Klofter Pfäfers bie 
Difziplin wieder hergeftelt werben, welche allein daſſelbe von 
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dem Untergange zu retten vermöge. Am 10. Dezember wurde 
aus der Gefammtzahl von zwanzig Kapitularen der Dekan Jo— 
ſeph Arnold zum Abte gewählt; P. Plazidus war anmwejend, 
niht aber P. 3. Bapt. Steiner, der der Einladung feine Folge 
gab, jondern widerfpännig auf feiner Pfarrei zurückblieb. Augen- 
blidlih nad) der Verfündung der Wahl in der Kirche, gab eine 
Kompagnie Waadtländer, die damals ald Grenztruppen in Pfäs 
ferd Fantonnirten, ein „Ichönes Feuerfalve" zu Ehren des Ge- 
wählten. Diefer leiftete den Kantongeid in die Hände des ans 
weienden Regierungsabgeorbneten Bernold. Ein Jahr nad Ein— 
ſetzung des neuen Abtes, und nachdem ber frühere Plan zur 
Errichtung einer höhern Lehranftalt, unter Staatsleitung, gejchei- 
tert, unternahm das Klofter die Gründung einer ſolchen in feldft- 
fändigär Stellung (einer vierfurfigen Lateinfchule mit verjchie- 
denen Realfähern). Am 1. Dezember 1806 wurde diefe Schule 
eröffnet und fie war zeitweife ein wenn auch fchwacer Erſatz 
für die früheren Klofterfchulen in St. Gallen und in Neu⸗St. 
Johann. Der Yahresbeitrag des Kloſters an das Fantonale 
Schulwefen wurde durch den Kleinen Rath von 2000 auf 1000 Gl. 
herabgejegt (1808). 

Langfam nur ſchritt die Staatsbehörde zur weitern Ber 
freiung der Frauenklöfter vom helvetiichen Joche; Wurmsbach, 
Magdenau, Notkerded, St. Maria bei Wattwyl und Mariahilf 
in Altftätten erhielten die Befugniß zur Aufnahme von Novizinnen, 
wobei jedoch das zuläffige Maximum der Profeffinnen (je 24 
für Magdenau und Wurmsbach, für die andern eine geringere 
Zahl) verbindlich feftgefegt wurde; eben jo wurden Marimum 
und Minimum der Ausfteuer beftimmt, für ausländifche Frauens— 
perfonen 2400 Fr.; Liegenfchaften durften Feinem Klofter zuge: 
bracht werben, aus Furcht vor der „todten Hand“; das Gelübbe 
durfte erft nach vollendetem zwanzigften Altersjahr abgelegt wer- 
ven. Als Erſatz für die „Wohlthat“ der Rechtsanerkennung 
wurden die Klöfter zur Leiftung von jährlichen Gelobeiträgen 
(200 bis 800 Fr. jedes) an eime zur Erziehung und Bildung 
ver. katholiſchen Jugend zu errichtende Zentralfaffe verpflichtet. 
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Meder von beweglicem noch unbeweglihem Vermögen durften 
fie, ohne Genehmigung des Kleinen Rathes, etwas veräußern; 
aljährlih hatten fie demfelben Rechnung über ihr Vermögen 
abzulegen. Bezüglich der andern Frauenklöfter follte die Regie- 
rung noch unterfuchen, in wie weit fie als weibliche Erziehungs: 
oder vorzüglih als Waifen- oder Kranfenanftalten fih nützlich 
machen könnten (Großrathödefret vom 21. Mai 1805). Ein 
ſpaͤteres Großrathsdekret bewilligte auch den Frauenforporationen 
zu Weſen und Berg Sion bedingte Novizen-Aufnahme (16. Mai 
1806). Der Tagſatzung gab die Gefandtichaft von dem erften 
der obigen Defrete Kenntniß (1805), wiederholt das Eingehen 
von bundesrechtlihen Berbindlichkeiten über dieſen Gegenftand 
im Namen des Kantons ablehnend. 

Die Zeitungsprefie war bis zu dieſer Zeit nur von unter: 
geordneten Geiftern bevdient worden. Mit Anfang des Jahres 
1806 erſchien unter Leitung des in allen Richtungen thätigen 
Müller-Frievberg ein Wochenblatt: „der Erzähler“. Das Blatt 
erhielt bald Anjehen und politiichen Einfluß. Johann v. Müller 
war vom Gründer vefjelben um Mitwirkung erfucht worden. 
So lang Napoleon herrfchte, war diefe Zeitung voll Devotion 
für die franzöſiſche Herrichaft. 

Der Zeitpunft zur Leiftung des Kantonseides ſeitens der nach— 
gerücdten jungen Bürger war wieder eingetroffen. Die Regierung 
aber wollte, daß die Handlung feierlicher vor fich gehe, als es früher 
geſchehen, daher die Verfügung, daß. die Beeidigung nicht mehr nad 
Kreijen, jondern bezirföweile und zwar in jedem der Landbezirke 
an zwei Orten vorgenommen werde. Die Ortöpfarrer wurden ans 
gewiejen, in einer Predigt zuvor den jungen jchwörpflichtigen 
Bürgern die Wichtigkeit der vorzunehmenden Handlung an’d Herz 
zu legen. Eidweigernde wurden mit Beftrafung bedroht. Im Nos 
vember 1807 ging die Eidesleiftung gefeglih von ftatten. Die 
erfte fünfjährige Amtsvauer des Großen Rathes (in der dama- 
ligen Amtsſprache „Legislatur” genannt) nahte ihrem Ende. Der 
Kleine Rath erließ daher an den im November 1807 außerorbent- 
ih verfammelten Großen Rath eine Abfchiedsbotichaft, in welcher 
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gefammte Leiftungen defjelben während jener erften Amtsperiode 
mit lobender Anerfennung überfichtlich dargeftellt find (25. Nov. 
1807). 


Siebenter Abfchnitt. 


Zweite Legiölatur. Die Gründung der Höheren fatholifchen Lehranftalten; 
ein gemeinſames Lyzeum verworfen, ein (fantonales) evangelifches Gymna— 
fium erfolglos angeftrebt. Die Verwaltung der fatholifchen Fonde und Anz: 
falten. Die Frauenklöfter. Aufhebung des Stiftes Schänis. Liquidationd- 
ergebniffe der Etifte St. Gallen und Schänis. Das Kollaturwefen beider 
Konfeffionen. Andere Kirchenangelegenheiten. Das untere Schulwesen. 
Gefepgebung und Verwaltung in bürgerlichen Sachen. Deffentlihe Bauten 
Der Krieg von 1809. Franzöflfche Drängereien; Soldatenpreffe und fchwei- 
zeriſche Mauth; vergebliche Borftellungen bei Frankteich. Fürft Pancratius 
im Exil. Dritte Integralerneuerung des Großen Rathes. Schlacht bei 
Leipzig. Auch das Bolf von St. Gallen vom Franzofenjoche befreit. 
(Bom Frühjahr 1808 bis Herbft 1813.) 


Aus den Wahlen des Frühjahrs 1808 ging ein verfaſſungs— 
mäßig volftändiger Großer Rath hervor. Die Regierung ver: 
urtheilte aus eigenem Antriebe die Willfür und Verfaſſungs— 
widrigfeit, welche bei Bildung des erften Großen Rathes im 
Jahr 1803 gewaltet, indem fie fih in der Wahlverorbnung 
ausdrücklich vorbehielt, Ergänzungswahlen anzuordnen, falls die, 
Kanditatenlifte die verfafjungsmäßige Zahl der Großrathsmit- 
glieder nicht nad Erforderniß überfteigen würde. Die Frage, 
was mit Regierungsräthen zu geichehen habe, welche weder uns 
mittelbar noch mittelbar in den Großen Rath gewählt würden, 
gleihwohl aber die Amtsdauer, für welche fie ald Mitglieder 
des Kleinen Rathes ernannt worden, nocd nicht abgefponnen 
hätten, beantwortete fie mit dem naiven Entſcheid, daß ſolche 
ald „überzählige” Mitglieder des Großen Rathes in diefem zu 
bleiben hätten (Beihluß vom 24. Februar 1808); die gleiche 
Vorſchrift überging in ein jpäteres Geſetz für kommende Integral» 
erneuerungen (9. Mai 1812). Die Protokolle über die Wahl 
der Kandidaten brachten deren nur joviele, daß eine Auslofung 
nit vorzunehmen war und barüberhin noch 39 Stellen im 
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Großen Rath unbefegt blieben; für dieſe nun wurden Ergän- 
zungswahlen angeordnet, „ba der Große Rat nad) dem 6. Art. 
der Kantondverfaffung aus 150 Mitgliedern beftehen und über- 
dieß laut dem 16. Art. anno Kandidaten zu Wiederbeſetzung 
der Stellen, die in der Zwifchenzeit von fünf Jahren im Großen 
Kath erledigt werben, vorfindlich fein ſollen“; jo verfündete die 
Auslofungstommifton jelbft in ihrem Protofoll. In Folge dieſer 
Nahwahlen blieben dann noch 22 Kandidaten zu Ergänzungen 
in der Folgezeit übrig. Aus diefen „Kandbidaten” wurden von 
Zeit zu Zeit, bid zum Frühjahr 1813, diejenigen Stellen des 
Großen Rathes durd das Loos wieder befegt, welche durch 
Hinfchied oder Refignation erledigt worden. Unter den beveutfamen 
Männern, welche vurd die Wahlen von 1808 neu in den Großen 
Rath gelangten, ift der Appellationsrichter Peter Aloys Falk 
zu nennen, ber frühere helvetifhe Senator; auch Ignaz Gmür 
von Schänis, Dr. Johannes Neff von Altftätten, Joh. Nep. v. 
Bayer aus Rorſchach, J. 3. Schirmer von St. Gallen, 3. N. 
Wirz a Rudenz von Wyl; von den Regierungsräthen war nur 
einer, Gichwend, nicht in den Großen Rath gewählt; eine Stelle 
des Kleinen Rathes war vafant, da der während ver erften 
Amtsperiode für den freiwillig ausgetretenen Hermann Feld er- 
nannte Johann Kaſpar Girtanner, einer der ehemaligen Bürger: 
meifter der Stadt St. Gallen, feither geftorben war. Auf die 
Kandidatenlifte waren aud ein paar Geiftlihe gewählt worden, 
der Pfarrer Steinmüller in Rheined und ver Pfarrer Blattmann 
in Bernhardzell; fie lehnten die Beehrung ab. Müller: Friedberg, 
eben Regierungspräfident, eröffnete ven neuen Großen Rath mit 
ausführlicher klaſſiſcher Rede. Es war am erften Maimontag; 
diefen nannte er das „Heft der Verfaffung”, auch ein „Feft für 
die Bürger“ ; daffelbe war ihm „die erfte Jubelfeier der Stiftung 
des Kantons St. Gallen“. Glodengeläute und 36 Kanonens 
ſchüſſe verfündeten dem Volke den Aft der feierlichen Eivesleiftung 
des Großen Rathes. Reutti wurde abermals zur Präfidenten- 
würde erhoben. Durch Revifton des Gejhäftsreglements wurde 
verordnet: daß grunbfäglich die abjolute Mehrheit ver Anweſen⸗ 
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den gelte; falls aber deren Zahl unter Hundert herabfinfe, ſei 
die abjolute Mehrheit von zwei Drittheilen der wirklichen Kans 
tonsräthe zu gültigen Beichlüffen in Saden der Gefeggebung 
nöthig. Gſchwend nahm mit Berufung auf fein Hohes Alter 
den NRüdtritt, den ein vom Großen Rath bewilligter jährlicher 
Ruhegehalt von 660 Gulden für den Reft feiner Amtsdauer 
erleichterte. An feine und Girtanner’8 Stelle wurden P. 4. 
Falk und der ebenfalls oft genannte Joſeph Anton Dubli, bis- 
heriger Präfivent des Appellationsgerichtes, ernannt; über dieſe 
Wahlen drüdte Fürft Pancratius im Tagebuch fein Wohlgefallen 
aus. Andere hinwieder waren unzufrieden; denn im Kleinen Rath 
jaßen nur noch drei Proteftanten gegenüber ſechs Katholifen; letz⸗ 
tere hatten von dann an das Uebergewicht in der Leitung des 
Kantons; in Folge deſſen waren die Proteftanten auf Sicherung 
ihrer Eonfefftonellen Stellung bedacht; den Umftand, daß fie ein 
Mitglied mehr aus ihrer Konfeifion in das Appellationsgericht 
erhielten, jahen fie nicht ald genügenden Erfa an. Das Prä—⸗ 
ſidium des Appellationsgerichtes überging auf Büeler. Der 
Gehalt der Mitglieder des Kleinen Rathes blieb unverändert 
1500 Gl., auf, welde Summe er im Jahr 1806 erhöht wor: 
den war. 

Längere Vorbereitungen zu Gründung höherer Lehranftalten 
für die Jugend des Kantons gediehen in diefer Zeit zur Reife. 
Die Grundlagen hiezu waren bereitö in den Großrathsdekreten 
vom Mai 1805 gegeben. Die Regierungsräthe Müller-Fried- 
berg, Reutti und Gmür waren mit den Borbereitungen für 
deren Vollziehung betraut; mehrfach wurbe aud) der Erziehungs- 
rath dafür in Anfpruch genommen. Das Syſtem, welches bei 
den Vorberathungen vorſchwebte, war: gleihwie bie Primar- 
ſchule ganz konfeſſionell geblieben, fo jolle e8 auch der Gymnafial- 
unterricht fein; für höhere wifjenichaftliche Ausbildung fei dagegen 
eine gemeinjame kantonale Anftalt zu gründen; für die theolo- 
giichen Fächer insbejondere hätten hinwieder die Konfeſſionen zu 
ſorgen. Dieſes Syftem lag in der Geſchichte ded Landes wie 
in den Bebürfniffen defjelben, nach moderner Auffaffung, bes 
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gründet. Wichtige geichichtlihe Momente waren, daß die Stabt 
St. Gallen von jeher ein eigenes proteftantiiches Gymnaſium, 
erweitert durch eine Gelehrtenfchule für philoſophiſche und theo- 
logische Fächer, unterhielt, die Katholifen hinwieder ihre Bildungs- 
anftalten in den St. Galliihen und anderen Klofterfchulen ges 
funden hatten, welde fie feit der Revolution ſchwer vermißten. 
Die fonft unerbittlih nivellirende helvetiſche Republif, emfig mit 
der Vernichtung der Klöfter und der durch diefelben unterhaltenen 
Bildungsanftalten beichäftigt, ehrte um fo bereitwilliger bie 
Sonder-Eriftenz; des Gymnaſiums und der Gelehrtenfchule ver 
Stadt St. Gallen. Dafür gibt Zeugniß die zwiſchen ver hel- 
vetiichen Behörde und ver Stadt abgefchloffene Uebereinkunft 
über DOrganifation und Wirkſamkeit eines in erzeptioneller Weile 
und abweichend vom Gefege zu beftellenden Schulrathes für dies 
jelbe, wobei alle geſchichtlichen Verhältniffe ihre Berüdfichtigung 
fanden (26. April 1801). Die Regierung des neu geſchaffenen 
Kantons St. Gallen beftätigte, aldbald nad) ihrer Einfeßung, diefe 
Drdnung (7. DOftober 1803), ebenfalls in Abweichung von den 
allgemeinen gejeglichen Borfchriften. Um den oben angeführten 
Grundplan zur Vollziehung zu bringen, war nuu das erfte Ger 
Ihäft, fi mit der Stabtbehörbe für die Organiſation eines 
allgemeinen Gymnaſiums evangelifcher Konfeffton zu verftändigen, 
d. h. das ältere gefchichtliche Stadtgymnafium follte zwar als 
ſtädtiſche Anftalt erhalten, aber für den allgemeinen Gebraud 
der evangeliſchen Kantonsbürger auch der Landbezirke ‚geöffnet, 
zugleih dann fo eingerichtet werden, daß es in entipredhenden 
Zufammenbang mit dem beabfichteten fantonalen Lyceum gebracht 
werben könne (Konvention vom 19. Mai 1806). Gleichzeitig 
waren bereits Entwürfe für die übrigen projeftirten Anftalten 
gefertiget. Die Regierung war einverftanden mit dem Inhalt 
obiger Konvention; zu fürmlichen Abſchlüſſen kam es damals 
nur aus dem runde nicht, weil erwähnte andere Entwürfe 
ihre volle Reife noch nicht erhalten hatten.  Soldhed war erft 


1) Schreiben der fommittirten Regierungeräthe an den Erziehungsrath, 
vom 27. Mai 1806. 
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der Kal im Jahr 1808. Eine ausführliche Botjchaft des 
Kleinen Rathes an den Großen Rath, vom 3. Dezember dieſes 
Jahres, gibt der oberften Landesbehörde Kenntniß vom ganzen 
Plan. Die politiihe Organifation, jo lautete die Botfchaft, fei 
vollendet; nun müfjen aber noh die Männer zur Verwaltung 
der öffentlichen Gejchäfte herangebildet werden; die nöthige Bils 
dung an ausländifchen Schulen zu holen, ſei nicht Jedermanns 
Sache. Jene (höhere) Klaffe von Bewohnern, die fich bisher 
dem Staate gewidmet, jei im ihrem Vermögen geſchwächt, er- 
giebige Anftelungen ſeien felten wie ungewiß; dadurch fei ver 
Reiz, Aufwand für Bildung zu machen, vermindert. Für bie 
Kirche jei eben jo wenig gejorgt: kaum habe man die erfledliche 
Anzahl Fatholifcher Prieſter; die proteftantifche Geiftlichfeit müfle 
fi) dur ausländiſche Kandidaten ergänzen. Für die Ausbil- 
dung der unteren Beamten fehle es ebenfall® am der nöthigen 
Anftalt; jo aud für die Heranbildung zu nüglihen Gewerben. 
Mit dem glüdlihen Erfolge der Primarjculen ſei es daher 
nit gethan; das fei der bloße „Anfchritt”; für die Heranbils 
dung ded Knaben zum Jüngling und zum Mann au jorgen, ſei 
nun Aufgabe ver zweiten Legislatur. Sie zu löfen, brachte die 
Regierung folgende Anträge an den Großen Rath: erftens 
einen Beichluffesvorichlag zur Errichtung eines Gymnafiums für 
die katholiſche Sugend, das zugleich den Erforberniffen einer 
guten Bürgerfchule zu genügen habe, eine Anftalt, die aus dem 
übrig gebliebenen Vermögen des Stiftes St. Gallen dotirt werden 
ſolle, Alles in Folge Defretd vom 18. Mai 1805. Die Wichtig. 
feit des Unternehmens erfordere Zentralijation, obgleich die Re— 
gierung geneigt fei, Beftrebungen zu gleihem Zwede „an mehr 
ald einem Drte” zu begünftigen. Rüdfiht auf das mäßige 
Vermögen der betheiligten Bevölferung, und das waltende Be- 
bürfniß, daß neben dem Unterricht auch die Erziehung gefördert 
werde, erheifche zudem, daß mit dem projeftirten katholiſchen 
Gymnaſium ein Penfionat zu Aufnahme der Zöglinge verbunden 
werde, denen dann erleichterte Zahlungsbedingungen zu Gunften 
fümen. Für die Unterbringung der Anftalt habe der Kleine 
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Rath; fih das Stiftsgebäude auserfehen, nach feinen Anſichten 
nicht nur die angemefjenfte, ſondern auch die einzige Lokalität, 
in welcher alle feine Abfichten erreicht werden können, ohme zu 
übermäßigen Gelvopfern fchreiten zu müffen; darüberhin könnte 
das Stiftsgebäude zu jedem anderen Gebrauch nur mit großem 
Aufwand eingerichtet „und nie mit gleichem Anftand und Scid- 
lichkeit, auch nie mit feiner moralifchen Beftimmung fo jchön 
und milde übereintreffend benugt werden“. Zweitend empfahl 
die Regierung dem Großen Rath zur Genehmigung den Entwurf 
eines Dekrets zu Errichtung eines Kantons⸗Lyceums; es ſei dieß, 
ſagte fie, ver erſte Schritt in das eigentliche wiſſenſchaftliche 
Gebiet und zugleich eine weitere unnachläßliche Vorbereitungs- 
ſchule für Jene, welche ſich zu einem höheren Beruf im geift- 
fiben oder weltlichen Stande ausbilden, wie überhaupt für alle, 
welde für Amts» oder Privatkreije ſich eine erweiterte Bildung 
aneignen wollen. Zwed aber fünne nicht jein, hiermit eine An— 
ftalt nur für eine Religionspartei zu gründen; fie foll viel 
mehr die Gejammtheit der bildungsfähigen Bürger ohne alle 
Unterfchiede in fih aufnehmen können. Das theologiihe Studium 
endlich, welches eigentlich die Schranfen eined Lyceums ſchon über: 
jchreite, habe der Kleine Rath jedem Religionstheil, für fich felbft, 
früher oder fpäter einzurichten überlafjen. Ein dritter Defretövor- 
fchlag bezweckte, zur Leitung aller werdenden Anftalten, die Errich— 
tung einer Studienfommiffion, welche im Wejentlihen bezüglich ver- 
jelben in die Verrihtungen des Erziehungsrathed einzutreten be 
flimmt war. Für die mit diefen Plänen in Zufammenhang ftehende 
evangeliiche Gymnaftalanftalt waren die Geldmittel in den ftäbtis 
ſchen Fonds und in befondern dortigen Dotationen bereitd angewie— 
fen; für das beantragte Fatholiihe Gymnaſium war ſchon durch 
Geſetz eine Dotation aus dem Stiftsfond geſichert. Viel Ver—⸗ 
legenheit machte der Regierung dagegen die Herbeiſchaffung der 
Mittel für das Lyzeum. Sie ſtand der Abſicht durchaus fern, 
die für die Katholiken auszumittelnde Dotation als eine ſolche 
feſtzuſetzen, welche nach Belieben der Staatsbehörde für eine 
konfeſſionell-katholiſche, oder, im Gegenſatz zu einer 
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folhen, für eine allgemeine Anftalt rechtlich angefprochen und 
dann auch verwendet werben möge. Die Regierung wollte bie 
für das gemeinfame Lyzeum erforderlichen Geldmittel vielmehr 
auf folgende Weile zufammenbringen: 1. durch Einfammlung 
patriotifcher Beiträge; 2. durch Ermittelung eines freiwilligen 
Beitrags aus dem Fatholifchen Fond (d. h. aus dem Gejammt- 
ftiftsvermögen, weldes, nad Ausſcheidung des ftaatlidhen An- 
theils am ehemaligen Stiftsvermögen, und nad) Anmweifung der 
gejeglichen Dotationen für Fatholifche Anftalten und katholiſche 
Zwede aller Art erübrigte), und zwar insbefondere in Berüd- 
fihtigung des beträchtlichen Vorſchubs, welchen das Lyzeum zur 
Bildung der Fatholiihen Priefterfchaft leiften werde „und in 
weitern Rüdfichten”; 3. durch einen ähnlichen freiwilligen Bei- 
trag feitens der Stadt St. Gallen, mit Rüdfiht auf die Vor— 
theile, welde ihre eigenen Bürger in dem günftig gelegenen 
Sig des Juftitutes finden. Zur Beibringung diefer verſchiedenen 
Geldmittel und Beiträge verlangte der Kleine Rath dur er- 
wähnte Botichaft Auftrag und Vollmacht feitens des Großen 
Rathes, im Weitern endlich auch dafür, daß der Schulrath von 
St. Gallen eingeladen werde, das dafige Gymnaſium beftens 
zu veredeln und ven evangeliichen Kantonsbürgern (aus den 
andern Bezirken) den freien @intritt in daſſelbe zu geftatten, 
wie es bereit in der früheren Konvention zugefichert worden 
war. Zur Beftreitung der Koften des Lyzeums war auch ein 
unmittelbarer, fpäter erft zu beftimmender Staatsbeitrag beab- 
fihtigt, zur allfälligen Ergänzung deffen, was auf den anderen 
oben bezeichneten Wegen nicht beigebracht werden Fünnte. Kaum 
waren Entwürfe und Botſchaft volftändig verfaßt und bereiniget, 
verfammelte fih, in außerordentliher Seffton, der Große Rath 
(5. Dezember). Zwei Tage nachher empfing er Mittheilung 
von den oben angeführten drei Vorfchlägen. Sie wanderten an 
eine Fünfer-Kommiſſion; die Vorgänge in vderfelben find, aus 
Mangel an Mittheilungen feitens der Zeitgenoffen, geſchichtlich 
nicht zu berichten. Sicher aber ift, daß das Lyzealprojekt auf 
Widerſtand geftoßen; auch Teuchtet ein, daß in der durch deſſen 
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Einführung bedingten wichtigen Veränderung im Rechtsbeſtand 
des ftädtifhen Gymnafiums, dann in der mehrfachen Verquidung 
des fatholifchen Gymnaſiums nebft Penſionat mit dem Lyzeum 
(in Bezug auf Lofalität, Einrichtung und Leitung), endlich in 
den allfeitig geforberten Beiträgen der Gründe genug für Kar 
tholifen und PBroteftanten vorlagen, um das vorgeſchlagene Ly— 
zeum zu befeitigen. ) Immerhin war nun das Lieblingsprojeft 
Müller-Frievberg’8 und feiner in diefen Dingen nicht zahlreichen 
Anhänger gebrohen. Der Kleine Rath zog gelammte drei 
Vorſchläge zurück und übergab dagegen dem Großen Rath einen 
“ (bereit8 am 9. Dezember vorbereiteten) neuen und einzigen Be— 
ſchluſſesantrag „zur Errichtung der Gymnaftalanftalt für die ka— 
tholiſche Jugend“ mit dringender Empfehlung zur Sanftion. 
Es folgte ſofort Verlefung, mündliche Beleuchtung feitend ber 
Kommiffion und Annahme des Vorſchlages (10. Dezember). 
Der Beihluß enthält in feinem Eingang die ausvrüdliche Er- 
klaͤrung, daß-er zur Vollziehung des Gefeges vom 8. Mai 1805 
und des Defrers vom 18. Mai gl. J. bezüglid der für bie 
Katholifen zu errichtenden öffentlichen Unterrichtsanftalten be— 
ftimmt fei, verordnet die Errichtung des Fatholifchen Gymnafiums 
nebſt Penfionat, beftimmt das Lehrerperjonale und die Lehrgegen- 
fände, die Aufftelung einer Kuratel von drei aus der Mitte 
des Kleinen Rathes gewählten Mitgliedern, ſpricht dem Kleinen 
Rath deren Wahl wie die Ernennung des Lehrerperfonals zu, 
firirt das Marimum des von den Penfionatszöglingen zu lei— 
ftenden Koftgelvdes auf 2 Gulden für die Woche mit Belaftung 
des Dotationsfondes zur Leiftung des allfälligen Mehrbevarfs 
für die Verköſtigung, weijet für die erforderlichen Bauten (im 
Stiftsgebäude) den Betrag von 10,000 Gl. an und verorbnet 
endlich, daß die Hauptdotation de8 Gymnaſiums und des Pen—⸗ 
fionats Tängftens binnen einem Jahr „auf bleibendem Fuß” feft- 
gefegt werde. Der Unterricht, einige Ertrafächer abgerechnet, war 

ı) Müller Friedberg jchiebt die Schuld einzig auf einige Proteftanten, 
denen felbft ein „mäßiger” Staatöbeitrag zu viel gewefen fei. Schweiz, 
Annalen; Bd. III. ©. 152, 
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unentgeltlich zugeſichert. Ton und Haltung biefes Gründungs⸗ 
beihluffes befunden, daß durch venfelben eine fefte und endgül« 
tige Stiftung beabfichtiget wurde. Er lautet vorbehaltlos in 
Bezug auf das Weſen ver Anftalt wie auf die Berechtigung der 
fatholiichen Kantonsbürger auf dieſelbe und auf den daherigen 
Stiftungsfond. inzig ift (in Art. 3) vorgefehen, daß für den 
Fall eines ſpäter zu errichtenden Lyzeums auch die Fatholifchen 
Zöglinge befjelben Aufnahme in dem Penſionat finden mögen. 
Roh am gleihen Tag entließ der Kleine Rath ven Großen 
Rath mittelft einer Abjchiedsbotichaft, in der micht eine Spur 
von Mißbehagen über das Scheitern des Hauptprojeftd in ber 
Schulangelegenheit wahrgenommen werben kann, ſondern vielmehr 
dem Großen Rath das Lob geipendet wurde, daß er durch Fluge 
Scheidung aller Intereffen die Bande ver Eintracht und des 
Zutrauend auf immer befeftiget habe. Seht enblih war ein 
Ihmweres Unrecht, das eine revolutionäre Zeit gegen die Kathos 
Iifen des Landes verübt hatte, jo weit noch möglich, gefühnt. 
Die mechanische Baummwollfpinnerei, ') welde in ven ehrwürdigen 
Räumen des St. Gallusftiftes aufgeftellt worden, mußte weichen ; 
die Gebäude wurden wenigftens theilweife ihrer Beftimmung 
jurüdgegeben. „Religioni scientiis et artibus pie redditum in 
ipso festo St. Galli die XVI. oct. MDECCKK ;“ dieſe Worte 
ließ die Kuratel oberhalb der Pforte zum neuen Fatholifchen 
Symnafium anbringen. Auf den gleichen Tag war bereits eine 
jzahlreihe Schaar munterer Zöglinge aus allen Fatholifchen Landes: 
gegenden eingerüdt. In die Kuratel hatte der Kleine Rath 
die Regierungsräthe Müller-Friedberg, Reutti und Falk ernannt. 
Ihr Präfident, Müller-Frievberg, befonders begabt, öffentliche 
Fefte durch finnige Anordnung und geiftige Würze zu beleben, 
verlegte die Feier der Eröffnung in den kunſtvoll eingerichteten 
Saal der berühmten Stiftsbibliothef. ) Hier ftand die frohe 


) Auch eine Branntweinbrennerei. Sp erzählt Falk in feinen hinter: 
lafjenen Papieren. 
?) Der Eröffnungsfeier vorangehend war ein ausführliches Programm 
der neuen Schulanftalt feitens der Kuratel herausgegeben worden, in befjen 
16* 
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Landjugend, *) mitten unter Herren und Büchern, deren fie kaum 
je fo viele zufammen geiehen, laufchend auf die feierlichen Worte 
des Präfiventen der Kuratel, und auf die Amtsreden des Reprä— 
fentanten des Erziehungsrathes und des Stellvertreterd des noch 
abwejenden Präfekten der Anftalt. Die Galerien waren burd 
theilnehmende Zuſchauer angefült. Müller⸗Friedberg's Feſtrede 
beſprach die neue Anſtalt in Worten, die fie als bleibendes In— 
ftitut der Katholiken bezeichnen, wenn,er aud ven Wunſch feft- 
hielt und ausſprach, daß fie „eines der Fußgeſtelle“ fein möge, 
„auf welchen bald eine höhere gemeinfchaftliche Anftalt fich erhebe”, 
d. h. ganz verftändlih, daß über den beiden Gymnafien, dem 
ftäptifchen proteftantifchen, und dem katholiſchen Gymnaftum im 
Stiftögebäude, anno das gemeinfame Lyzeum errichtet werde 
(16. Dftober 1809). Die Eatholifche Anftalt gedieh ſichtlich; 
ſchon in ihrem erften Jahre zählte fie 54 Benftoniften und 
17 Externe. Aloys Bol, ſpäter Domdekan des Bisthums 
Bafel, wirkte drei Jahre lang mit großem Anfehen als ihr 
Vorftand; die Kuratel entwidelte lobenswerthe Thätigfeit in 
jeglicher Förderung des Gymnaſiums. Durch Fundationginftrur 
ment vom 6. April 1810 ftattete der Kleine Rath; die Anftalt 
mit einem Dotationsfapital von 300,000 Gulden aus, die Er: 
böhung dieſer Summe im Fall des Bedürfniſſes noch vorbe— 
halten, und verordnete gleichzeitig die Errichtung „eines vollftäns 
digen philofophifchen Kurfes mit Inbegriff der Phyſik und höhe 
ren Mathematik”. 2) Dadurch iſt thatjächlich die oft erwähnte 


Eingang zu lefen: „Durch diefes (Gymnaſium und Benftonat) folle dem 
langen Mangel an Bildungs-Fürforgen für Fatholifche Kantonsbürger ges 
fteuert und die Erziehung und Verpflegung ihrer Zöglinge mittelft beträcht: 
licher Beiträge aus den fatholifchen Fonds erleichtert werben.“ Weiter: ber 
16. Oftober war zur Feier gewählt worden, als der „Erinnerungstag des 
heiligen Gall's, des Urhebers des Anbaues, der Benölferung und des fitt- 
lichen Zuftandes in diefen Landesgegenden“. 

ı) In ihrem Kreis auch der Verfaſſer diefed Buches. 

?) In Folge Berichtes der Kuratel an den Kleinen Rath vom 2. April 
1810, „indem fih die Hoffnung zu einem gemeinfchaftlichen Lyzeum weit 
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Lyzeumsfrage, feitend des Kleinen Rathes und des Staates 
überhaupt, abgethan. 2) Für den phyſikaliſchen Unterricht wurde 
eine foftbare Inftrumentenfammung in Paris angefhafft (1811). 
Dem philofophiihen Kurs folgte in den mächften Jahren vie 
Errichtung dreier. theologifcher Lehrſtühle. Dem Erziehungsrath 
wurde jede Betheiligung bei der Zeitung biefer Forporativen Anftalt 
entrüdt. Betroffen darüber, verlangte er Aufichluß über feine 
Stellung zu berjelben und erhielt jeitens der Kuratel die Antwort: 
fie, die Kuratel, repräfentire die gefammte katholiſche Korporation 
ald Eigenthümerin der Anftalt, und fei nicht als bloße Kom- 
miffton der Regierung zu betrachten. Deßhalb ſei es unmöglich, 
dem Erziehungsrath eine Stellung über over neben der Kuratel 
oder zwiſchen dieſer und dem Profefforenfollegium, anzumeilen. 2) 
Das Gedeihen der fatholifhen Anftalt wedte den Eifer 
für ähnliche Stiftungen auf proteftantifcher Seite, zumal die 
früher beſprochene Konvention wegen des ftähtifchen Gymna- 
ſiums auf fih ruhen geblieben. Kaum war erwähnte Dotation 
ver Fatholiihen Gymnafialanftalt und deren Erweiterung zu 
einem Lyzeum verfügt, begrüßte die „evangeliihe Kommilfton“ 


mehr entfernt als annähert“. S. auch das Protokoll ded Kleinen Rathes 
vom 6. April 1810. 

1) Es find nämlich in der Dotationsfumme der 300,000 GI. für Grüns 
dung des philofophifchen Kurfes 43,260 GI. inbegriffen und ift fomit die 
(katholische) Lyzealanftalt bereits in der erften Dotation ded Gymnaſiums 
und Penſionats volltändig bedacht. ©. den Beihluß im Protofoll des 
Kleinen Rathes vom 6. April 1810. Durch ſolche Dotation auch ver 
kyzealkurſe ift auch gemüglich die rechtliche Tragweite des oben angeführten 
Artikels 3 des Stiftungsbefchluffes vom 9. und 10. Dezember 1808 von 
der Stantöbehörbe felbft, nicht Bloß von einem einzelnen Mitgliede verfelben, 
aufgeflärt. 

*) Schreiben der Kuratel an den Erziehungsrath vom 20. November 
1809. Die wiederholt und überall vorfommende Bezeichnung der höheren 
fatholifchen Lehranftalt ala „Eigenthum der Fatholifchen Korporation“ ift 
der fchärffte ſtaatsrechtliche Beweis, daß der Staat felbft fie als unantaft: 
bare Anftalt anfah, und nicht etwa bloß als ein der Tatholifchen Korporas 
tion übergebenes Berwaltungsobjett, das man nach Belieben umwandeln 
ober aufheben, oder durch eine Sentralanftalt abforbiren laſſen dürfe. 
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des Erziehungsrathes ven Kleinen Rath mit den Projekt für 
Gründimg einer ähnlichen Anftalt „für die evangelijche Jugend“. 
Bei Abgang von Fonden, ſo ſchrieb fie an die Regierung, fei 
das Privatvermögen der evangeliihen Mitbürger die einzige an- 
zufprechende Hülfsquelle. Jene Kommilfton erfuchte daher um 
die Erlaubniß zu Aufnahme von Subjfriptionen, und, für ven 
Fall, daß ſolche Sammlung freiwilliger Beiträge wicht ergiebig 
genug fein würde, um bie feitens des Großen Rathes zu er- 
theilende Bewilligung zur Erhebung einer Steuer bei den evan- 
geliihen Kantonsbürgern (12. April 1810). Unverweilt ſprach 
der Kleine Rath feine volftäindigfte Billigung des Vorhabens 
aus, und jofort erfolgte ein ſchwunghafter Aufruf genannter 
Kommilfion an ihre „geliebten Mitbürger” zu reichlicher Unter 
ftügung des Vorhabens; das Programm hatte eine ausgedehnte 
Anftalt im Auge, welche „von den höheren Stufen einer Mittel 
ſchule“ bis zu den „niedereren Stufen des afademifchen Unter: 
richtes“ hinaufreichen jollte, mit vollftändigen philologifchen, dann 
philojophiichen und theologiichen Kurfen. Als Bedarf der Fun—⸗ 
dation wurde die Summe von 80,000 Gl. (die Koften des Lofald 
und der Einrichtung der Lehrzimmer ungerecdhnet) bezeichnet; eine 
beigegebene Mahnung des Kleinen Rathes unterftügte vie Kol 
lekte, ebenfo eine fpätere Weifung vefjelben an die Vollziehungs— 
beamten ver theilweije reformirten Bezirke. Im Aufruf ift aus— 
drüdlih gelagt, daß der Gemeinde- und Schulrath ter Stadt 
St. Gallen dem Unternehmen ihre hülfreihe Hand zugefagt 
haben (2. und 5. Mai 1810). Auch die ftaatswirthfchaftliche 
Kommilfion rief, unter Berühmung des Fatholiihen Gymna— 
fiums, dem beabiichtigten „Ichwefterlihen” Inftitut. Durch diejen 
Akt ift die Stellung zwifchen beiden Koufeffionen, und beider 
gegenüber dem Staat, in Bezug auf die Frage der höheren 
Schulanftalten, gründlich aufgeklärt: mit der Errichtung der fa: 
tholiihen Anftalt und ihrer Erweiterung zum Lyzeum gleicher 
Konfeffion war den Abfichten der Gefebe und Defrete von 1805 
ein Genüge geleiftet; das gemeinjame Lyzeum, zu welchem übri- 
gend, laut Botſchaft des Kleinen Rathes felbft, die Katholifen 


# 
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höchſtens einen freiwilligen Beitrag zu leiften gehabt hätten, zeigt . 
fih als aufgegeben; die evangeliihen Behörden und Bürger, 
weit entfernt, an das ehemalige Kloftervermögen over an das 
nunmehrige fatholijche Stiftungsgut für höhere Anftalten irgend 
welche Anſprache zu machen, oder auch mur eine Berechtigung 
zu foldher für die Folge vorzubehalten, jchritten zur Gründung 
einer gejönderten höheren Unterrichtsanftalt für ihren eigenen 
Bedarf und aus eigenen Mitteln, dieß Alles unter Genehms- 
haltung und Unterftügung ſeitens der Staatsregierung und im 
volften Einverftändniffe mit derjelben. Der Ertrag der Unter: 
zeichnungen entjprady dem Plane und den Bebürfniffen nicht; 
ftatt 80,000 warfen fie nur 11,852 Gl. 8 Kr. ab. Die evans- 
geliiche Kommilfton des Erziehungsrathed wollte gleichwohl das 
Vorhaben nicht aufgeben. Ein neued Projekt zur Ausführung 
wurde verfaßt, nach welchem auf ſämmtliche reformirte Gemein- 
den eine verhältnißmäßige Steuer hätte ausgefchrieben, das 
Kapital den Händen der Gemeinden jelbft anvertraut, die Ver— 
waltung einem „evangeliihen Ausſchuß“ hätte übergeben werben 
ſollen. Das Vorhaben fam nicht wieder in Fluß, 

Durb urfundlichen Akt, ver Sönderung des Staatsgutes 
von dem Stift St. Galliihen Vermögen im engeren Sinne 
(vom 9. Dezember 1808) und durch die erwähnten mehreren 
Dotationen war der Fatholiichen Bevölferung des Kantons nun 
bereits ein bebeutendes Vermögen zugeichieden; ed waren wich— 
tige Anftalten als ihr Eigenthum gegründet worden; auf nod 
Mehreres hatte fie Anwartihaft aus dem weiteren Ergebnifjen 
der ftiftifchen Liquidation; für all Das war eine eigene Fatho- 
liihe Verwaltung erforberlih und der Kleine Rath ſelbſt ftellte 
fie auf, nad; Vorſchrift des Defrets vom 18. Mai 1805. Sie 
erhielt den Namen „katholiſche Pflegihaft". Sie wurde aus 
neun Mitgliedern beftelt, die Wahl verjelben einem Wahlfolle- 
gium von. neunzehn Mitgliedern übertragen, weldes für das 
erfte Mal der Kleine Rath felbft erwählte, dad aber für die - 
Folge, bei eintretenden Balaturen, fich ſelbſt ergänzte. “Die 
Mitglieder des Wahlkollegiums der bereitd früher beftellten Ads 
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minfftration der Hauptfirche übergingen in das neue Wahlfol- 
legium. Aufgabe der Fatholifchen Pfleaihaft war die Berwal- 
tung aller der „katholiſchen Korporation” bereitö zugeſchiedenen 
oder ihr Fünftig noch zugufcheidenden Kapitalfonde.. So erhielt 
der Eigenthümer dieſer Fonde von nun an, durch Berfügung 
der Staatsregierung felbft, forporatived Recht. Die Mitglieder 
des Kleinen Rathes waren von der Wählbarfeit in dieſe Vers 
waltung ausgefchloffen. Neben ver Pflegihaft wurde ein Gym- 
naftal- und Kirchenrath aufgeftelt, in weldhen die Mitglieder 
des Kleinen Rathes wählbar waren. Aus diefem Gymnaflal- 
und Kirchenrath wurde als nächfte Aufficht für das Gymnafium 
die Kuratel, als eine ſolche für die Angelegenheiten ver Haupt: 
firbe und das Kirchenweſen überhaupt, eine Kirchenkommiſſion 
beſtellt. Kuratel und Kirchenfommiffion mußten von Fatholifchen 
Mitgliedern des Kleinen Rathes präftbirt werben; jener wurde 
die (früher vem Kleinen Rath zugeſchiedene) Ernennung des 
gefammten Lehrerperfonals am fatholiihen Gymnafium und Ly— 
zeum übertragen (10. Mai 1810). Die Grundlagen zu bdiefer 
Verordnung hatte an eben diefem Tage der Große Rath ger 
nehmiget. Frühere Verwaltungsorgane (namentlich alſo die im 
Jahr 1808 beftellte Momintftration der Hauptfirhe) hörten mit 
Einfegung diefer Zentralverwaltung der Fatholiichen Korporation 
auf. Die Entftehung und der Beftand dieſer zentralen Fathos 
lifchen Verwaltung unterlag von dann an, befonders in fpäteren 
Jahren, vielem Tadel und fchweren Angriffen. Gleichwohl war 
fie ein ganz natürliches Ergebniß ver St. Galliſchen Verhälts 
niſſe. Was ift natürlicher, ald daß der Eigenthümer Das ver 
walte, was die Staatsbehörden jelbft ihm förmlich als Eigen- 
thum zufcheiden! Daß dieſes aber gefchehen, beurfundet insbes 
fondere die dießfallſige Botfchaft der Regierung an dem Großen 
Rath, im welcher viefelbe erklärte, daß fie dem oben befprochenen 
Wahlkollegium gerade deßhalb das Recht ver Selbftergängung 
zugeſchieden habe, damit ven Eigenthumsrechten ver Fatholifchen 
Korporation das gleiche Recht getragen werde, welches die Res 
gierung allem Eigenthum ſchuldig ſei, und in welcher fie weiter 
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eröffnet, daß die Anftalt (Lyzeal- und Gymnafialanftalt) nun 
in die Hände der Korporation gelegt werde, „welcher fie eigen- 
thümlich gehört,” bloß die Aufficht vorbehalten, welche der Lan- 
desregierung über ſolche Anftalten und Stiftungen „im Allge- 
meinen” zukommen müfle. 9 

Mittlerweile handelte die Regierung auch in anderen fon« 
feffionellen Fatholijchen Angelegenheiten. An die Stelle älterer Verfü—⸗ 
gungen erließ auf ihren Antrag der Große Rath einen allgemeinen 
Beichluß, betreffend die St. Gallifchen Frauenflöfter. Durch dens 
jelben wurde der Fortbeftand gewährt den Frauenklöſtern Magden- 
au, Wurmsbach, Notkersed, St. Maria zu Wattwyl, Weſen, 
Berg Sion, Glattburg, Wyl, Altftätten und Rorſchach. Rech— 
nungsftelung über ihr Vermögen zu Handen der Regierung 
blieb vorbehalten; Grundftüfe oder Kapitalien zu veräußern, 
wurde ihnen unterfagt; die Zahl ihrer Profeffinnen abermals 
auf ein Marimum bejchränft, veßgleichen Ausfteuer und Nach— 
fall beftimmt, in feinem Fall die Zubringung von Liegenfchaften 
geftattet. Die Frauenklöfter insgefammt wurden zur 2eiftung 
eines jährlichen Gelpbeitrages an vie Tatholiihen Erziehungs- 
inftitute des Kantons verpflichtet; das Marimum veffelben für 
eines war zu 800 Fr. feſtgeſetzt. Es wurde eine Bevormuns 
dung aller Art nicht verfäumit, jelbft ver Fall nöthig werdender 
Auflöfung vorgejehen, falls das Vermögen eines Klofterd zur 
Erhaltung der Korporation nicht mehr hinreihen würde (Groß- 
rathöbejchluß vom 3. Mai 1809). Der legtangeführte Grund: 
jag wurde bald gegenüber dem Klofter St. Wiborada in St. 
Georgen zur Anwendung gebradt. Mit Berufung darauf, daß 
diefe Flöfterlihe Frauenforporation ſich außer Stande befinde, 
ſich aus eigenen Mitteln und Berbienft den benöthigten Unter 
halt zu verjhaffen, wurde fie unter ftaatliche Verwaltung ges 
ftellt; Novizen durfte fie nicht mehr aufnehmen; für den Unter- 
halt der Frauen wurde ein jährlicher Unterftügungsbeitrag aus 

) Botſchaft vom 10. Mai 1810, in welcher auch gefagt ift, daß die 
Regierung durch Aufftellung der Tatholifchen Pflegfchaft beabfichtiget Habe, 
„ben fundierten Anftalten eine bleibende — — Einrichtung zu geben“. 
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dem fatholiichen „allgemeinen Fond“ zugeſichert; dieſem, jo ſagte 
das Großrathsdekret weiter, joll bei Auflöjung ver Korporation 
ihr Vermögen einverleibt werden und ald „eigen erfannt fein“ 
(11. Mai 1812). 

Noh blieb eine religiöfe Frauenforporation übrig, über 
welche bisher nicht verfügt worden, das Stift der abeligen 
Ehorfrauen in Schänid. Der Schug, deſſen fi dieſe Frauen— 
forporation unter der helvetiihen Regierung erfreut hat, iſt noch 
in Grinnerung. Damalige Behörden jahen ihren Fortbeftand 
nicht im Widerſpruch mit der Berfafjung der einen und untheil- 
baren Republif. Die Regierung des neuen Kantons St. Gallen 
ftellte jih bald auf anderen Fuß gegenüber tem Stift. Sie 
ließ die Statuten über den Eintritt in die Korporation abforbern, 
um zu ſehen, „wie weit berfelbe mit der gegenwärtigen Ord— 
nung der Dinge zu vereinbaren ſei.“ Gleichzeitig wahrte fie 
die fantonale Souveränetät; das Stift Schänis jei von feinem 
fremden Staat abhängig, jontern vielmehr als jelbftftändig mit 
der Landſchaft Gafter an die Schweiz übergegangen; es werde 
auch gleich jedem anderen „inneren“ Klofter behandelt; jo jchrieb 
der Kleine Rath an den Landammann der Schweiz (12. Auguft 1806). 
Aber im Widerfprucd hiermit wurde ed ausnahmsweiſe behan- 
delt, in Berfügungen, welche mehreren Frauenflöftern den be- 
dingten Fortbeftand fiherten, nicht aufgenommen. Daß die Auf- 
(öjung des Stiftes Schänid derjenigen des Stifts St. Gallen 
folgen werte, ſchien ja ſchon zur Zeit ver Aufhebung des letzteren 
eine unter den KHäuptern des Staates einverftandene Sade. 
Das Stift Schänis hatte zahlreiche Mitglieder aus den erften 
Adelögefchlechtern Süddeutſchlands und der Schweiz gezählt; 
jo aus ben Familien Blarer v. Wartenjee, v. Ramſchwag, 
Reihlin v. Melvegg, v. Roggenbach, v. Wefjenberg, v. Epp- 
tingen. Letzte Abtiffin (gewöhnlich „vie Fürftin® genannt) war 
Walpurga Freifrau von Liebenfels zu Worblingen. “Sie ftarb 
am 4. Februar 1810. Der Kleine Rath unterfagte nun fofort 
die Wahl einer neuen Abtiſſin und erklärte auf gejchehene Ans 
frage: „bei der beftehenden Staatöverfaffung umd den ange 
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nommenen Maximen“ könne feine Dame mehr in tas Stift 
aufgenommen werden. Bergebend baten die Stiftsfrauen um 
FHortbeftand ihrer Korporation. ) Um eben diefe Zeit war 
einer ver Brüder Gmür (Xaver) jchon ſehr thätig für den An- 
fauf von Grundbefig des Klofterd; er erwarb ſich deſſen Hof 
in Herrliberg. Der Kleine Rath jelbft förderte die Veräußerung 
von Grundbefig des Stifts in andern Kantonen, mit Weiſungen 
und Rathſchlägen, aus denen Ear erfihtlih, daß er das Ver— 
mögen gegen alfälliges Zugreifen anderer Staatshoheiten vor: 
beugend fihern und zu dieſem Ende alles in den eigenen Kanton 
bringen wollte. Nach ſolchen Vorbereitungen gelangte ver Kleine 
Rath mit dem Vorfchlag der Auflöfung an den Großen Rath; 
mehrere Jahre lang habe er unterfucht, ob wohl das Damen 
ftift „bei der waltenden Unverträglichkeit deſſelben mit der Kan— 
tonalverfaffung für den Kanton nugbar könnte umgejchaffen wer: 
den; bis dahin hätten fih immer noch politische Schwierigfeiten 
entgegengeftellt; ver jetzige Augenblid jcheine nun aber geeignet 
zu endlicher Befeitigung des Gegenftandes (Botihaft vom 
6. Mai 1811). Folgte das Auflöfungsbefret; „va es im den 
Abfichten der Regierung liegen muß, ale Elöfterlichen Korpo- 
rationen den Grundfägen der Mediationsafte angemefien aus— 
zubilden und dieſelben, ihrem Stiftungszwede gemäß, gemeins 
nügig zu machen“, ſolches aber mit Beibehaltung der gegen- 
wärtigen Einrichtungen des Stiftes ſich micht erzielen laſſe, be— 
ſchloß der Große Rath auf den Vorſchlag der Regierung: 
Aufhebung des Stiftes, Liquidation ded Vermögens, Penſtoni— 
tung der noch übrigen Stiftövamen mit 600 Gl. jährlich für 
jede; Uebergabe von 33,000 Gl. aus dem Stiftönermögen an 
den Staat zu Unterrichts, und Armenunterftügungen „für ven 
Kanton“; das übrige Vermögen des Stifts „joll als Eigen- 
thum der katholiſchen Neligionspartei verbleiben” und theild für 
die Errichtung eines theologiſchen Studiums, theild zur Unter: 

1) Aus mündlicher Weberlieferung eines Zeitgenoffen , des Regierungs— 


raths Falk, der ſich Bei den Angelegenheiten des Stiftes amtlich zu bethä- 
tigen hatte. 
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ftügung der unvermögenden und verbienten Kuratgeiftlichen vers 
wendet werden (8. Mai 1811). Der Beichluß wurde damals 
nicht veröffentlichet; überhaupt ift von der dießfallfigen Verhand- 
lung fein Wort im „Kantonsblatt” zu leſen; eben jo wenig 
im „Erzähler“. Der Kleine Rath gab dem Biſchof von Chur 
Kenntnig von der Aufhebung des Stifted und deren Gründen. 
Die Geſchichte hat aber doch noch zu erinnern, daß Regierung 
und Großer Rath bei diefem Anlaß ohme alle Begrüßung des 
Nuntius und des heil. Stuhles vorſchritten, obwohl ed doch im 
Sinne der am 25. Auguft 1804 gegebenen Erflärung geweſen 
wäre, ſich mit den oberften Firchlichen Behörden über eine all 
fällige Umwandlung des Stiftes in eine andere analoge religiöfe 
Anftalt ind Einverftändniß zu jegen. Am 6. Auguft wurde vom 
Kleinen Rat) eine Liquidationsfommiffton ernannt; Mitglieder, 
neben Xaver Gmür, deſſen Befreundete Friedensrichter Glaus 
von Schänis (bisheriger Amtmann des Stiftes) und Bettiger 
von Utznach; Glaus war Präfivent. Der Bruder Zaver Gmür’s, 
Regierungsrath Dominif Gmür, war in Angelegenheiten des 
Stiftes, ald Mitglied der Kommilfion des Innern, Mithans 
deinder, wohl auch ſelbſt Referent. Die Auflöfung des Stiftes 
jegte der Kleine Rath auf den 16. Dftober 1811 au. Er 
nahm Bedacht, daß die Pfarrgemeinde Schänis durd die Auf: 
hebung des Stiftes in ihrem Gottesbienft feinen Abbruch er: 
leide ; fie wurde deßhalb aus dem Stiftövermögen mit 37,500 Gl. 
audgeftattet; die Dotation der Pfarr- und Kaplaneipfründe ift in 
biefem Kapital inbegriffen (Beihluß vom 9. November 1811). 
Laut gleicher Urkunde überläßt die Regierung der Gemeinde 
Schänis die dortigen Stiftögebäubde in ihrem ganzen Umfang 
für 4100 Gl. R. B., mit unentgeltlihem Iebenslänglihem Woh- 
nungsrecht der Stiftsdamen in benfelben, deren damals noch 
jeh8 waren. Der Stiftöfaplan wurde, unter Beftätigung ber 
bifhöflichen Behörde in Chur, zum fünftigen Kaplan-ver Pfarrei 
ernannt. Auch diefe Beichlüffe erhielten Feine Veröffentlichung. 
Die noch übrigen Liegenichaften des Stiftes Schänid wurben, 
nad ftattgehabter öffentliher Werfteigerung und in Folge eines 
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Nachgebotes, um den Betrag von 105,278 Gl. Glarner W. 
(Louisd'or a 10%), Gl.) an Zaver Gmür und Statthalter Heufft 
verfauft. Die Aufhebung des Stiftes wie die Umftände, unter 
denen der Güterverfauf ftattfand, erregten Aufſehen bei Dritt- 
männern. Dberft und KRathöherr Stehlin aus Bajel, Linth- 
Ihasgungsfommiffär, jchrieb an feinen Freund, Hans Konrad 
Eicher: das Stift ſei der „einzige neutrale Standpunkt” im 
dortigen Lande gewejen; „der Zweck feiner Stiftung war gewiß 
edel und nüglih, blieb auch wohlthätig bis an's Ende“ 
(8. Zuni 1811). Eſcher feinerfeit3 tadelte, daß aud die Wal- 
dungen, und zwar an Private, verkauft worden, ven Käufern, 
durh Abnahme von Schulpbriefen aus dem „Land“ ald Zah: 
lungswerth feitend ver Regierung, die Erwerbung aud gar zu 
leicht gemacht worden ſei; eben jo der beabfichtigte Erwerb der 
Stiftögebäude feitend der gleichen Käufer, den er als „Ipott- 
wohlfeil” bezeichnete. ‘) Diefer Erwerb fand wirklich ftatt, ins 
dem die Kirchgemeinde das Stiftsgebäude nebft Zugehör ver 
Familie Gmür um 4000 GI. R. DB. ald „Mannslehen“ mit 
der Klaufel überließ, daß erwähnter Grundbefig nah dem all» 
fälligen Ausfterben des Gmür’fchen Mannsftammes an die Pfarr- 
gemeinde zurüdfallen folle.2) Die Schlußrehnung der Liqui- 
dationsfommiffton ergab ein Reinergebniß von 198,634 GL. 
34 Sch. 2 Angfter Glarner V. (ungefähr 208,000 GI. R. V.). 
Die Liquidatoren empfingen für ihre Bemühungen Honoranzen: 
Slaus 1100 Gl., Zaver Gmür und Vettiger jeder 550 GI. 
Mittlerweile war auch die Vermögensliquidation des Stiftes 
St. Gallen ihrem Abſchluß entgegen gereift. In Bollziehung 
des Sönderungsaftes zwiſchen Staatd- und Stiftögut vom 9. De- 
zember 1808 ?) fand Anfangs des Jahres 1813 die befonvere 


1) Bier Briefe Eſcher's an Stehlin, von 1811 und 1812. 

2) Vertrag vom 12. Januar und 15. März 1812. Durch fpäteren 
Vertrag vom 22. März 1849 verzichtete die Kirchgemeinde auf das Heim: 
fallsreht um die Summe von 6000 Gl., welche, brittheilsweife, an den 
Kirchen:, den Schul- und den Armenfond vertheilt wurde. 

) Durch diefen waren dem Staat aus dem GStiftsvermögen abermal 
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Ausicheidung der Waldungen ftatt; 1909", Juchart waren vom 
Sabre 1805 bis 1812 zu Gunften der Liquidationdkaffe verkauft 
worden; von den übrigen GStiftungswaldungen wurben 1344 
Judarten dem Staat, 821 '/, Jucharte der „Katholizität“ zuers 
fannt (jene zu 70,790 Gl., diefe zu 45,000 Gl. geihägt); bie 
den Katholiken zugeſchiedenen Waldungen wurden ein Theil ihres 
„allgemeinen Fondes“. Endlich berichtete die Regierung dem 
Großen Rath, e8 fei der Zeitpunkt gefommen, „wo der Staat 
ber katholiſchen Religionsparthei die ihr zugehörigen Sonde als 
ihr Eigenthum zur Selbftverwaltung und Verfügung überant- 
worten folle” (27. Januar 1813), und es erfolgte die Fertigung 
einer umfaffenden Urfunde über das „katholiſche Eigenthum“ und 
über die Beforgung der „Eatholifchen Angelegenheiten”, durch 
Grofrathsdefret vom 30. Januar gl. 3. Daſſelbe erflärt als 
katholiſches Eigenthum und Angelegenheit: die St. Galliiche 
Stifts- und Hauptkirche, das damit verbundene Alumnat, das 
Seminarium und das theologifhe Studium, die Gymnaftal- und 
LyzealsAnftalten, die ftiftiih St. Galliſche Bibliothek, die Fonds 
obiger Anftalten, den Stiftsfond von Schänis, den Fatholijchen 
geiftlihen Penſtonsfond, die der Fatholifchen Korporation zuger 
theilten Waldungen und die freie Benugung der Steinbrüche 
nah Maßgabe des oben erwähnten Sönderungsafted vom Jahr 
1808, endlich jeven andern Fond, welder in Zufunft der „Kar 
tholizität“ des weiteren anheimfallen mag (hier war offenbar 
und zunächft das Vermögen allfälig fpäter eingehender Klöfter 
verftanden)... Was nad Erlöfchen der Penſionen für die St. 
Galler Kapitularen und für die Scänifer Chorfrauen übrig 
blieb, das wurde zur Verwendung für die Pfarrpfründen und 
die Geiftlichkeit des Kantons, für die Armen und für die Schu- 
(en (der Katholiken) beftimmt. Für die Verwaltung der Fonde 


eine Anzahl von Gebäuden, fo Kornhaus und „Gredhaus“ (Kaufhaus) in 
Rorfchach, nebft anderen, dann 10,508 GI. unter dem Titel fürftlihe Kam— 
mer: und Tafelgüter, und 160,000 Gl. als äquivalentes Kapital für den 
Gehalsbetrag der ehemaligen weltlichen Beamteten des Stiftes zugeichieben 
worben. 
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blieb zwar die früher aufgeftellte Pflegichaft; für die Leitung 
gefammter Fatholiicher Anftalten und Beforgung ver Fatholifchen 
Angelegenheiten überhaupt wurde aber, in höherer Stellung, ein 
Adminiftrationsrath eingefegt, deſſen dreizehn Mitglieder von 
dem ſchon früher aufgeftellten MWahlfollegium ernannt wurden 
und ihren Präſidenten (viefen obligatoriih aus der Mitte des 
Kleinen Rathes) jelbft wählten. Alle frühern abweichenden Ver: 
fügungen wurden zurüdgenommen. Der neue „Eatholiiche Ad- 
miniftrationsrath” hatte ein hohes Maß von Selbftftändigfeit. 
Dem Kleinen Rath; blieb nur, im allgemeinften Ausdrud, „jene 
unmittelbare Aufficht über vorbemeldete Anftalten vorbehalten, 
welche ihm von Landes-Regierungs wegen zukommt“. Der neue 
Adminiftrationsrath wählte fih den Regierungsrath Dominif 
Gmür zu feinem Präfiventen fowie zum Vorftand ver Kuratel 
über Hauptfirdhe, Gymnaftale und Lyzealanftalten. In der 
erften Zufammenjegung des NAöminiftrationsrathes fanden fich 
auch die fünf übrigen Fatholiihen Regierungsräthe; unter den 
“andern katholiſchen Notabeln war Sojeph Schaffhaufer oben an. 
Genannte Behörde trat mit dem 18. Februar 1813 in's Amt. 
Am 13. Dftober gl. 3. übergab ihr eine Aborbnung der Res 
gierung, Namens diejer und im Beifein des Liquidationsbüreau’s, 
Schlußrehnung und Saldo der Stiftsliquidation. Durch dieſe 
General» und Schlußrehnung waren die verwertheten Aftiven 
an Liegenfchaften, Schuldpoften und an Grundzins- und Zehnt- 
fapitalien im Ganzen angegeben zu 3,243,865 Gl. 19 Kr. 5 Hl. 
Das ift alſo jedenfalls das Minimum des Aftivvermögeng, 
welches das Stift bei feiner Aufhebung inne hatte, und zwar 
ohne irgend eine Anrechnung der ftiftiichen Gebäute in Et. 
Gallen, und bei notorijher Mißverwaltung, ja Plünderung, 
welche während der Zeit der Revolution flattgefunden hatte. 
Was die Liquidationstommilfton während ihrer Amtsdauer von 
1805 bis 1813 an Zinfen und Gefällen aller Art einnahm, 
gibt erwähnte Schlußrehnung zu 296,488 GI. 5 Kr. an; fie 
hatte daher im Ganzen eine Ginnahme von 3,540,353 Gl. 
24 Kr. 5 Hl. gemacht. Aus diefem Aftivftand wurden zunächſt 
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die Schulden des Stifts bezahlt mit 1,250,418 Gl. (für Haupt- 
gut und Zinfen), der Staat für feine Anſprüche befriediget, dann 
die Dotationen für die Hauptfirhe und die Fatholiihe Gymna- 
fial- und Lyzealanftalt angewiefen, die manderlei Dotationen 
der Pfründen auf dem Lande und die jogenannten Kompetenz- 
laften, die Penſionen der Stiftöfapitularen und bie gottesdienft- 
lichen Koften an der Hauptfirhe, der Unterhalt der Gebäude 
und übrigen Domänen, endlich die Liquidations- und Adminiftras 
tionsauslagen (dieſe mit 47,350 Gl.) beftritten; wornach ſich 
ein Aktivfaldo an Kapitalien und Liegenſchaften von 837,590 Gl. 
42 Kr. 7 Hl. zu Handen des katholiſchen Adminiftrationsrathes 
ergab. Die angeführten Ziffern liefern ven genügenden Beweis, 
daß das Neinvermögen des Stiftes in der Hand eined wach— 
famen Berwalterd, wie Fürft Pancratius ein folder gemwejen, 
zur ehrenhaften Erhaltung der Korporation vollfommen binreis 
chend geweſen wäre, da ed nad) der ungünftigften Annahme in 
runder Summe auf 2 Millionen und 200,000 Gulden ange: 
ſchlagen werben kann.“ Die Verwaltung hatte auch zur Zeit 
der Liquidation der nöthigen Kontrole ermangelt; Müller von 
St. Georgen, das Haupt der Liquidation, hatte im Jahr 1809 
perjönli den „großen Ader“ in St. Fiden um 27,000 Gl. 
erfauftl. Im Sahr 1814 wurde dem fatholifhen Adminiftra- 
tionsrath das Bekenntniß abgelegt, daß Müller in der Zwifchen- 
zeit weder an Kapital noch an Zinfen irgend etwas bezahlt habe, 

‘) Zu bemerfen ift no, daß in dem von der Liquidationsfommiffton 
berechneten Gefammtbetrag der Aftiven, zwar der Erlös von den Liegen: 
haften in den Kantonen Zürich und Thurgau, nicht aber auch derjenige 
von Ebringen und Norfingen inbegriffen if. Was der Staat in Wirklich 
feit zu Handen genommen, ift nicht mit Genauigfeit zu ermitteln; jedenfalls 
ift e8 von Belang; aus den Rechnungen fand der Berfaffer rund 216,600 Gl. 
heraus, die Waldungen und die vielen Gebäude ungerechnet; an Baarfchaft 
alſo anfehnlich mehr, als das Sönderungsdefret vom 9. Dezember 1808 
auswarf. Auch gegen die Gemeinden war die Regierung überaus generös; 
von den Liegenfchaften des Stiftes bezahlte die Liquidationsfommiffton den: 
felben „an Kriegsanlagen“ 76,272 Gl.; mit Grund fagte daher die Liqui- 
dationsfommiffton in ihrem Referat: „Die Gemeinden anerkennen mit Danf 
die Wohlthätigfeit der Regierung“. 
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und, wollte man ihn bei dem Kaufe behaften, ſolches zu feinem 
Ruin führen würde. Der Adminiftrationsrath entließ ihn ver 
Haftung, nahm jene ſchöne Liegenſchaft in eigene Verwaltung 
zurüd und legte dem Liquidator-Schuldner bloß eine entjprechenve 
Zinszahlung auf, für welche diefer mit knapper Noth die erfor: 
derliche Dedung leiften konnte. Das Geſchäft endete nicht ohne 
Verlurſt für den fatholifchen Fond. Bon früher durch Defterreich 
auf feitherigem württembergifchen Gebiet infamerirten Gefällen 
des Stiftes fam durch Vertrag mit der Regierung von Würt— 
temberg von 1813 ein anſehnlicher Theil zurüd an den Kanton. 
Die Verwaltung des Stiftövermögend von Schänis blieb 
längere Zeit, man weiß nicht warum, in den Händen von Glaus 
zurück. Endlich, im Frühjahr 1815, verlangte der Fatholifche 
Adminiftrationsraty von der Regierung die Ablieferung des 
Stiftsvermögend, Schuldtitel und übrige Papiere, an feine Be- 
hörde. Nun ergab fih, daß Kaver Gmür, ver frühere Käufer 
der Liegenichaften des Stiftes Schänis, 94,200 Gl. an, Schuld- 
titefn bezahlt hatte, welche die Kommittirten des Adminiftrationg- 
rathes als unannehmbar zurüdwielen. Schaffhaufer bejonders 
führte das Wort des ftrengen Verwalter in dieſer unerbaus 
lihen Angelegenheit. Es Fam zwijchen beiden Parteien zu langen 
Verhandlungen, denen ein Wergleib vom 15. Februar 1817 
ein Ende machte, durd welchen fih Xaver Gmür, unter Garantie 
feiner Brüder Dominif und Ignaz, sur Einlieferung von meift 
neuen und vollwerthigen Schuldtiteln mit fiheren Unterpfanden 
binnen einer Frift von ſechs Jahren verpflichtete. Im Jahr 
1823 war den Anforderungen der Behörde Genüge gethan. 
Noch war der Kleine Rath in der angemaßten Alleinherr- 
haft in Sachen der Kollaturen beibfeitiger Konfeffionen. Das 
zog ihm jährlich ſcharfe Vorwürfe der ftaatswirthichaftlihen Kom— 
miffton zu, welche in Grinnerung bradte, daß man fchon feit 
1805 die enblihe Bereinigung dieſer Angelegenheit vergebens 
erwarte. Der Kleine Rath behalf ſich mit allerlei Ausflüchten: 
bald fand er, daß die Ueberlafjung der Kollaturen an die Ge: 


meinden, nad) einzelnen gemachten Erfahrungen, als bevenklich er- 
Baumgartner, Kanton St. Ballen, I. 17 
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ſcheine; bald vermißte er noch eine feſte Regelung der biſchöf— 
lichen und der kirchlichen Verhältniſſe überhaupt; endlich glaubte 
er vor „Novationen“ warnen zu ſollen, als ob die von ihm an 
Handen gezogene Ausübung des Kollaturrechtes nicht eine ver 
größten aller Neuerungen diejer Zeit gewejen wäre. Endlich 
riß der ftaatswirthichaftlihen Kommiſſion die Geduld: fie er- 
mahnte den Großen Rath, fein Souveränetätsrecht in dieſer Sache 
durch fürmliche SProtofollerflärung zu wahren. “Der Kleine Rath 
wih nun „dem Ungeftüm ded Großen Rathes“ und brachte 
einen Gejegesvorichlag ein; dieſem zufolge hätten zwei Tonfef- 
fionelle Kommijfionen, in welche der Kleine Rath felbft je zwei 
feiner Mitglieder zu ernennen gehabt hätte, nur das Recht eines 
doppelten Perjonalvorfchlages zu Handen der Regierung gehabt; 
diejer jelbft aber wäre dann die Ernennung zur Pfründe zuge- 
ftanden. So hätte der Kleine Rath die Kollaturrechte, deren 
Ausübung er bis dahin nur ad interim befaß, für immer ge 
jeglih erworben. Gegen dieſes fünftlihe Machwerk trat eine 
Großrathskommiſſion, für fie deren Vorftand und Berichterftatter, 
Regierungsrat; Gmür, ernft tadelnd auf (Mai 1812); e8 wurde 
verworfen. Es erjcheint als unzweifelhaft, vaß die Häupter des 
Großen Rathes beider Konfeffionen einig waren im Unmuth über 
das Verhalten der Regierung in diefer Sade. Das Ende des 
beinahe acdtjährigen higigen Kampfes erblidt man in dem Ge— 
je vom 30. Januar 4813; es überläßt daſſelbe den Ge— 
meinheiten und Privaten die bisher von ihnen geübten Kollatur- 
rechte; von den Kollaturrechten, weldhe bis dahin der Kleine 
Rath gebt, wurden die Fatholiichen dem neu gefchaffenen Ad— 
miniftrationsrath gleicher Konfeffton, die evangelijchen 1) den be- 
treffenden Gemeinden übergeben; die Kollatoren insgeſammt ver: 
pflichtete das Gefe zur Anzeige der von ihnen getroffenen Pfrün- 
denbejegungen an den Kleinen Rath und zur Einholung feiner 
„landesherrlichen Genehmigung“ für diefelben; Ausländer durften, 
ohne vorläufige Bewilligung des Kleinen Rathes, nicht auf eine 


1) Unter diefen waren auch jene Kollaturrechte, welche ehedem dem 
Klofter St. Gallen auf reformirte Pfründen angehört hatten, inbegriffen. 
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Pfründe ernannt werden. Durch dieſes Geſetz wurde die Ober: 
herrlichfeit des Kleinen Rathes in einer der wichtigften geifti- 
gen Beziehungen aufgehoben und traten die beiden chriftlichen 
Konfeffionen, jede für fich gefönvert und ohne Einmiſchung von 
Mitgliedern der andern Konfeffton, in das ihnen gebührenve 
Recht ein, ihre Seeljorger felbft zu wählen; der $Brivatfollaturen 
waren nemlih nur wenig. Gin Kollaturredht wäre beinahe 
herrenlo8 geworden, das über die Pfarrpfründe Sargand. Früher 
dem aufgehobenen Klofter Mehrerau gehörend, dann von Nies 
manden angejprochen, übertrug ed die Regierung der Pfarrge— 
meinde Sargans, nachdem der Fatholiihe Adminiftrationsrath 
deſſen Uebernahme abgelehnt hatte (2. Auguft 1813); ein Jah 
jpäter überließ es die Gemeinde Sargand durch Bertrag an 
das Klofter Pfäfers. Da in der Folge Mißhelligfeiten zwifchen 
dem Klofter und der Gemeinde eintraten, ftellte jenes das Kollatur— 
recht an die Gemeinde zurüd; endlich überging dafjelbe ſammt 
daherigen Verpflichtungen durch Vertrag an den fatholijchen Ad- 
miniftrationdrath (27. Dezember 1826). 

Die eriten Tage des Jahres 1813 zeigen und das Ein: 
lenken der St. Galliſchen Behörden in eine Auffafjung der reli- 
giöfen Angelegenheiten kirchlichen und ökonomiſchen Belanges, 
welche zu der feit ver helvetiichen Nevolution eingeführten Geſetz⸗ 
gebung und Praris ſich in günftigen Gegenfag ftellte. Aktiv 
tritt jedoch dabei der Einfluß der Laien jtärfer hervor als jener 
der Kirche jelbft. Die Verhältniffe zu diefer waren zur Zeit 
im Wejentlichen noch unverändert. Mit Grundfägen und Praris 
ber bijchöflihen Behörde von Chur Fonnte fih die Regierung 
noch immer nicht befreunden. Sie ſprach ihren Unwillen darüber 
aus, daß fie wegen Eheverlöbnifjen und vießfalljiger Judikatur 
noch zu feinem Cinverftändniß mit dem dortigen Biſchof ge: 
fommen jei, und drohte deßhalb mit ftrenger Vollziehung der 
helvetiichen Gejege, „damit die Wünfchbarfeit eines  befjeren 
Zuftandes auch bijchöflicherfeit8 gefühlt werde”. Glüdlicher war 
fie mit der Kurie von Konftanz, mit welcher eine Verftändigung 
über den gleichen Gegenftand erzielt wurde (31. März 1808), 

17* 
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die alsbald die Gutheißung des Großen Rathes erhielt. Der 
Regierung lagen eine Anzahl biſchöflich konſtanziſcher Verord⸗ 
nungen vor, durch welche weſentliche Veränderungen im Kultus 
eingeführt werben jollten, jo die Anwendung der deutſchen Sprade 
ftatt des alten lateinischen Ritus bei „Feldfegnungen” und Fron⸗ 
feihnamsprozeffionen. Die Regierung holte über dad Ganze 
diefer Verorbnungen dad Gutachten einer geiftliben Kommilfton 
ein, deren Mehrheit fih ven erwähnten und ähnlihen Neuerun- 
gen abgeneigt zeigte, wogegen die Minderheit den Anordnungen 
der bifchöflihen Kurie von Konftanz enthuftaftiiches Lob jpendete. 
(1809). Es ift befannt, daß die alte kirchliche Ordnung auf- 
recht erhalten wurde.) Durch Werabredung der Konftanzer 
Bisthumsfantone wurde feftgefeßt, daß von dem Ertrage ver 
ihnen vertragsweiſe zuerfannten bijchöflihen Dotationsſumme 
von 300,000 Gl. ter Betrag von 10,000 Gl. jährlih dem 
Biſchof, 3000 GL. zu Handen des Kapiteld abgeführt werben 
ſoll; der fich ergebende Zinsüberfhuß wurde im Verhältniß ver 
Kommunifantenzahl unter die betreffenden Kantone vertheilt. 
Die allmälig erfolgende Fonfeifionele Miſchung ver Bevölkerung 
erforderte Dbforge für die Einpfarrung der Niebergelafjenen. 
Der Kleine Rath; verordnete, daß Proteftanten in Fatholifchen 
Gemeinden, Katholifche in evangeliichen Gemeinden fih vor 
dem Eintritt in das Recht der Niederlafjung bei dem Gemeinde- 
rath auszuweiſen haben, daß fie in einer der nächftgelegenen 
Pfarreien ihres neuen Wohnorted eingepfarrt feien, dann ſich 
rüdfichtlih des ‚religiöfen und bürgerlichen Unterrichtes an die— 
jenige Gemeinde halten, in welcher fie als Pfarrgenoſſen auf- 
genommen wurben (17. Mai 1809). Die evangeliihe Synode 
verordnete den Beginn des Religiondunterrichted für die Jugend 


+) Kommittirte waren die Defane P. Beda Gallus und Joh. Jak. 

Germann, dann die Pfarrer P. Dominif Schmid und Meinrad Ochsner. 
Die Gutachten der Mehrheit und der Minderheit zu Handen der Kommilfton 
des Innern liegen vor; Schmid drüdt fih in feinem Minderheitögutachten 
mit beißender Ironie über die kirchliche Haltung der Gegner aus. (Akten 
in der Stiftsbibliothef; aus dem Nachlaß des Pfarrers 3. N. Zürcher.) 
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zwifchen dem 9. und 12. Zahre, und deſſen Beendigung fpäte- 
ſtens mit dem 18. Jahre (5. Juli 1808); vom Kleinen Rath 
plazetirt. Unwürdigem Marften bei Pfründebejegungen vorzus 
beugen, verordnete die Eynode aub, daß Aufbefferungen von 
Pfrundeinfommen nicht bloß auf beftimmte Frift bewilliget wer- 
den können, fondern daß fie vielmehr ald etwas Bleibendes follen 
beichloffen werben (4. Juli 1809). Für gefammte evangeliſche 
Gemeinden des Kantons fegte fie die gleichen Feft- und Koms 
muniontage an. Das Primarfchulwefen machte auch in dieſem 
Zeitabfchnitt erhebliche Fortfchritte und zwar bei beiden Konfeſ— 
fionen zugleich; die Fatholifchen Schulgemeinden thaten fi in 
Berbefferungen nicht weniger hervor als jene der andern Kons 
feifton; ungünftige Vergleichungen feitens des Erziehungsrathes 
in dieſer Beziehung hörten auf. Dagegen konnte ſich dieje Ber 
hörde längere Zeit hindurch nicht mit dem Halten von Mädchen— 
Ihulen durch Frauenflöfter befreunden. Als das Frauenfloiter 
in Wyl im Jahr 1808 fih zu Errichtung einer Töchterſchule 
erbot, fand die Kommiſſion des Erziehungsrathes, daß es jener 
Korporation fowohl an Kenntniß der heutigen Lehrmethode als 
am nöthigen Vermögen für Errichtung und dauerhafte Er- 
haltung der Schule gebreche; etwas anderes wäre es, jagte fie, 
wenn man das Klofter aufheben und ſolches in ein Erziehungs 
inftitut umwandeln wollte; dann allerdings würde ſolches Unters 
flügung verdienen. Weniger ungnädig war die Regierung; fie 
empfahl das Vorhaben des Klofterd der Gemeinde Wyl, welche 
den nächſten Nugen davon hätte; würde aber vom Klofter eine 
fantonale Töchterfchule bezwedt, fo Könnte fie, die Regierung, 
aus Mangel eines Fondes nichts dafür thun; und doch ſchwamm 
fie in (Klofter-) Geld. Im Laufe der Jahre gedieh die im 
Sahr 1809 errichtete Töchterfchule der Klofterfrauen in Wyl zu 
beftem Flor und der Erziehungsrath felbft fpendete ihr die ver— 
diente Anerfennung. Für Fabriffinder vermittelte der Erziehungs— 
rath nöthigften Unterricht an Sonn» und Feiertagen. Für Schul» 
lehrerbilvung hielt er befondere Vorbildungsfurfe ab. Gegen 
die Sache an ſich wurde nichts eingewendet; aber die ftaatd- 
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wirthichaftlihe Kommiſſion verlangte, daß für die Kurfe ver 
Schullehrer jeder Religionspartei „Initruftoren von ihrer Reli— 
gion“ beftellt werden, was die vielfach bewiefene Thatfache ber 
ftätiget, daß man damals, troß der Unitarifirung ver Leitung 
des Erziehungsweſens in der Hand einer und derjelben Behörde, bie 
Schulen jchlehterdings als Eonfejfionelle hatte erhalten wollen. 
Dem Strafgeiegbuh über Verbrechen folgte jenes über 
Vergehen nebft rechtlibem Verfahren, vom Großen Rath am 
10. Dezember 1808 erlaffen und mit dem 5. Februar 1809 in 
Vollziehung gelegt. So war die Strafgejeggebung bereits in 
ſich abgejchloffen; doch ſprach man ſchon in diefem Zeitabfchnitt 
von nothwendiger Revifion des Strafgefegbuches über Verbrechen, 
nit aber auch jener bes rechtlichen Verfahrens, das ſich feit 
1807 ſchon durch mehrere Jahre hindurch als befriedigend er- 
probt habe. Einen wejentlihen Vorſchub erhielt die Strafrechts- 
pflege durch den Umbau des” Unterfuhungsgebäudes am St. 
Karlsthor (1812). Mit der Aufhebung der Zuchtanftalt Ober: 
diichingen durch die königlich württembergifche Regierung fielen 
dahin auch die ſeitens der Schweizerfantone (St. Gallen inbe 
griffen) abgeichloffenen Verträge für dortige Unterbringung von 
Berbredern. Nach guten Leiftungen in der Strafgefeßgebung 
war ernftlih von der Abfafjung eines bürgerlichen Geſetzbuches 
die Rede. Müller-Friedberg‘, Sohn, war auch mit diefer Auf— 
gabe betraut; er verfaßte den Entwurf der Abtheilung über das 
Perſonen- und Familienredt. Zu einem Abſchluß fam es nicht, 
ohne Zweifel, weil der Entwurf den Fonfeflionellen Ehefagungen 
feine Rechnung trug; denn der Kleine Rath felbft entichuldigte 
bei dem Großen Rathe die eingetretene Verzögerung durch vor- 
angehend nöthige Verftändigungen mit den Firhlichen Behörden, 
Beiprehungen, zu denen die Zeit nicht günftig geweſen ſei (1810). 
Auch Später ftetS mit Hoffnungen abgefpeifet, verbat ſich vie 
ftaatswirthfchaftlibe Kommiſſion das längere Zaubern und vers 
langte Vorlage nicht bloß einzelner Fragmente oder Abtheilungen 
eines bürgerlichen Geſetzbuches, wie ed der Kleine Rath beab- 
fihtiget hatte, fondern eines vollftändigen und in ſich zuſammen— 
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hingenden Entwurfes (1813). Im Gegenfab zu dieſer An— 
Ihauung war übrigens bereitd im Jahr 1808 an die Stelle der 
zahlreichen und unter fi abweichenden Statutarrechte über vie 
Erbfolge ein für alle Theile des Kantons verbindliches Geſetz 
über diefe wichtige Nechtömaterie erlafjen worden, das mit dem 
12. Februar 1809 in Anwendung fam. Anläßlih wurde vie 
Mehrjährigkeit für Perſonen beiverlei Gefhlehts auf den Ans 
tritt des 24. Jahres feftgefegt. Verfaſſer diefes ausführlichen 
Erbfolgegefeges ift ebenfalls der jüngere Mülfer-Frievberg. Der 
vom Kleinen Rath in Bereitihaft gejegte Entwurf zu einem 
Handelsgeſetzbuch blieb unberüdjichtiget. In Ertheilung der poli- 
tiichen echte, beziehungsweile des Kantonsbürgerrechts, an nie- 
vergelafiene Schweizer, hatte fi der Große Rath, jo fand er 
nun felbft im Jahr 1808, in dem erften Geſetz von 1804 zu 
freigebig erzeigt; eben jo günftige Behandlung wurde den St. 
Gallern in den übrigen Kantonen nicht zu Theil; deßhalb 
machte er vom bundesmäßigen Rechte Gebrauhb, die Schranfen 
was enger zu ziehen: Schweizerbürger, welche das St. Gal- 
liche Kantonsbürgerreht zu erhalten wünſchten, fonnten foldes 
von nun an nur vom Großen Rath erhalten, mußten Liegen- 
haften von 6000 Fr. an Werth im Kanton St. Gallen oder 
den gleichen Betrag von Schuldtiteln befigen, oder Bürgſchaft 
feiften, daß fie ſolche in der übrigen Schweiz befigen und in 
Sahresfrift in den Kanton St. Gallen einziehen werden; Maris 
mum ber Taxe für das Kantonsbürgerredht 800 Fr. 

Die Berhätigung der Regierung und des Großen Rathes 
in den meiften Zweigen der Verwaltung war eine eifrige wie 
ununterbrocdhene, in den Erfolgen aber befchränft, weil im Geifte 
der damaligen Zeit und in Folge der bitteren Erfahrungen von 
der Revolution ber der Große Rath) auf ftrenger, ja knapper 
Defonomie hielt. Die ftaatswirthichaftlihe Kommiffton erhob 
in diefer Richtung Jahr um Jahr ihre Stimme; ja fie wollte 
die Jahresausgabe auf eine Summe befchränft wifjen, die kaum 
den fünften Theil deſſen betrug, was fünfzig Jahre fpäter faft 
als mäßiges Büdget angefehen wurde. So hatte der Jahres: 
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haushalt von 1811 auf 1812, nach Abzug der außerordent- 
lihen Ausgaben, nur ungeführ 158,000 Gl. erfordert. Außer: 
ordentlibe Zufälle ausgenommen, fo meinte nun die Kontrol: 
fommilfion, follte die Jahresuusgabe jene Summe, alſo rund 
160,000 Gl., nie überfteigen. Das folgende Jahresbüdget war, 
mit Inbegriff der vorgefehenen außerorventlihen Ausgaben, auf 
nur 175,940 Gl. büdgetirt; gedeckt war es theilweife durch 
ordentliche Einnahmen von 91,050 Gl. Die Kommiſſion be— 
antragte aber gleichwohl nur die Erhebung einer ordentlichen 
Steuer von 60,000 Gl. Ein allgemeines Finanzſyſtem kam 
auch in dieſer Periode nicht zu Stande; man verblieb bei Ein— 
führung einzelner mittelbarer Steuern: Getränksabgabe, Stempel 
(mit Inbegriff jenes auf die Zeitungen) und Jagdpatentgebühren, 
Abgaben, welche das Defizit ſollten ausfüllen helfen. Bei oben 
erwähnter Grundanſchauung über die für das Land nöthige 
Finanzordnung iſt es nicht befremdlich, daß die ſteigenden Aus— 
gaben für den Bau der Sitterbrücke das Grauen der ſtaats— 
wirthichaftlichen Kommiſſion erwedten. Mittlerweile ftiegen 
Pfeiler und Widerlager der Brüde „in ftolger Pracht“, wie 
die Regierung freudetrunfen an den Großen Rath meldete, empor 
zur angewiejenen Höhe der Fahrbahn, und vollendet ftand ber 
Bau im Spätfommer 1811 vor den Augen der Neugierigen 
von Nah und Fern.) Die Regierung benuste den ſehr will: 
fommenen Anlaß zur feierlichen Eröffnung der Brüde am St. 
Gallusfefte des gleichen Jahres. Sie felbft befuhr dieſelbe zuerft 
unter Zuzug der übrigen Behörden und unter Theilnahme einer 
großen Volksmenge; ein feftlihes Mahl in einem Pavillon ober: 
halb ver Brüde, Slumination und Feuerwerk, madten den Schluf 
der Amtsfreuden. Am folgenden Tag ‚trat die Kehrfeite hervor: 
die Eröffnung des Weggeldsbezuges, deſſen reichlidher Ertrag 
einen anfehnlihen Theil der Baufoften verzinfete, da er bald 
8000 Gl. und jpäter noch höhere Summen erreihte; Appenzell 
A. R., weldes, mit Berufung auf alte Befreiung, unentgelt- 


*) Baumeifter waren Sohn und Enkel des in Bd. I genannten Hal: 
tiner, von Altftätten. 
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liche Benutzung der Brücke angeſprochen hatte, wurde abgewieſen. 
Eine Generalrechnung über den Betrag der Baufoften erſchien 
nie. Die Annahme einer Gefammtfoftenfumme von 310,000 Gl. 
ift eher zu niedrig al8 zu hoch. Der Bau war eine der beveuts 
famften Unternehmungen dieſes Faches in der Schweiz und brachte 
der Regierung hohen Ruhm nah und fern; in der größeren Volks— 
mafje aber hatte er die vorherrfchenne Unbeliebtheit der Re— 
gierung nur noch gefteigert. Ein anderer Bau vermochte neben 
biefem bei den befchränften Finanzen und der wenigen Geneigt- 
heit der Dberbehörbe nicht aufzufommen. Meßmer war uner- 
müdlich in Förderung feines Straßenprojeftes für die Rorſchach⸗ 
Ehurer Linie, um eine lebhafte und leichte Verbindung mit Chur 
und den graubündneriichen Bergpäflen einzuleiten. Er hatte eine 
neue Richtung der Straße von Altftätten bis Ragatz audfteden 
lafjien. Hauptaufgabe war die Sprengung der Hochwand am 
Scholberg. Mit ängftliher Beſorgniß fah die ftantswirthfcaft- 
lihe Kommiffion auf das Projekt, verlangte vor Allem aus 
Einbringung eined Boranjchlaged. Die Regierung trat nun 
ernftliher auf; e8 wurden nöthige Vorftudien gemadt, dann 
mit Botſchaft vom 10. Mai 1810 der Bau einer neuen hori- 
zontalen Straße durch die Feldwand längs dem Rhein mit einem 
Gefammtvoranfhlag von 100,000 Gl. und die vorläufige Dedung 
dieſer Koften mittelft Anleihen dem Großen Rath, in Antrag ge 
bracht. Obwohl die Regierung diefen ihren Vorſchlag auf den 
richtigen Umftand begründet hatte, daß es gelte, den Waaren⸗ 
und Reifenden-Transport vom jenfeitigen auf das St. Gallifche 
Gebiet herüber zu bringen, drang fie doch nicht durch. Sie legte 
fih envlih auf das Bitten, flehte namentlih auch um Berüdfichti- 
gung des „Dberlandes“, damit dortiger Bevölkerung der Wahn 
benommen ſei, „als hätte ſich bloß der zunächft unter den Augen 
der Regierung liegende Theil des Kantons feiner Sorgfalt zu 
getröften®. DVergeblih. Die Kommiffton ftemmte fi neuerdings 
entgegen: beſſere Gründe feien für die bloße Herſtellung ber 
alten Straße vorhanden; der Koftenbetrag einer ganz neuen wäre 
faum zu berechnen. „Unfere Kaffe ift erfchöpft; unfer Wolf mit 
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fortdauernden Auflagen und Abgaben geplagt, die Zeitverhältniſſe 
in Erwerb und Conſumtion laſten bereits auf ihm“, und größere 
unausweichliche Beſchwerden ſtänden noch bevor. Man ſolle es 
daher bei ſchon bewilligtem Kredit für die Herſtellung der alten 
Straße bewendet ſein laſſen. So fiel das große Unternehmen. 
Weniger bedeutſame Verbeſſerungen der öffentlichen Kommuni— 
kationen in mehreren anderen Theilen des Kantons konnten durch— 
geführt werden, ſo die Herſtellung der Hauptſtraße von St. 
Gallen nah der Thurgauer Grenze in der Richtung von Kon— 
ftanz, für welche Linie die betheiligten Gemeinden eine Weggelds— 
bewilligung erhielten; die Herftellung der Straße von Schmerikon 
längs des Züricherſee's nad Rapperſchwyl. Die Einführung 
eines zwedmäßigen Rheinwuhriyftems war mit dem benacdbars 
ten Baiern und mit Liechtenftein in Unterhandlung; bie baie- 
riſche Regierung Hatte eine vollftändige NRheinkorreftion in der 
Abfiht und zu diefem Zwede das ganze Stromgebiet aufnehmen 
lafjen; von baierifcher Seite war auch der Bau einer Bogen; 
brüde über den Rhein, die unterhalb der Fähre zwilchen St. 
Margarethen und Höchit erbaut werben follte und zu 68,000 fl. 
veranjchlagt war, in gemeinjhaftlihen Koften angetragen; Pros 
jefte, deren Ausführung ſchon die Ungunft der Zeiten nicht aufs 
fommen lafjen fonnte, abgefehen von den Einwendungen ber 
ftaatswirthichaftlihen Kommiſſion aus militäriishen Gründen 
(1813). 

Die Linthkorreftion nahm guten Fortgang; aber der Geld» 
verbraub war ein größerer, als anfänglich berechnet worden ; 
die Zahl ver Aktien mußte auf A000 vermehrt werden. Auch 
der Große Rath von St. Gallen entichloß fih daher zu ftärfes 
rer Betheiligung und nahm dafür aud, die reicheren Klöjter in 
Anſpruch. Dabei fonnte ed aber fein Bewenden nicht haben; 
mehrere St. Galliihe Linth- und Wallenfeegemeinden waren 
entweder mit fahlen Entichuldigungen oder nadten Ablehnungen 
zurüdgeblieben. Als Antwort auf dieſes Benehmen erließ die 
Regierung einen warm gehaltenen Aufruf an viefelben zu wirk— 
ſamer Unterftügung des Unternehmens (2. April 1811). Zwei 
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Jahre jpäter war abermalige Betheiligung des Großen Rathes 
nothwendig geworben. Er übernahm neuerbings 160 Aftien, 
indem er 100 ver Salzfaffe auferlegte, bezüglich der übrigen 60 
fih empfehlend an die St. Galliihen Linthgemeinden wendete. 
Mittlerweile war, unter dem Jubel von Taufenden von Zur 
Ihauern, am 8. Mai 1811 der Mollifer Kanal eröffnet worden 
und ftrömte nun die Linth in den Wallenfee und lagerte fie ihr 
mächtig Gejchiebe in deſſen Tiefen ab; Bernold von Wallenftadt 
befang das glüdliche Ereigniß in ſchwunghaftem Lied. Ueber 
den neuen Maag- oder Linthfanal, unterhalb Welen, entftand 
eine neue Brücke (1813); weiter abwärts wurde, jchon früher, 
der Neubau der im Kriege von 1799 abgebrannten Ziegelbrüde 
ausgeführt. Die Tagfagung regelte durch Polizeiverordnung die 
Aufficht über die Kanäle, Dämme und Hintergräben, übertrug 
diefelbe einer befonderen Kommijfion, in welche aus jedem ver 
drei betheiligten Kantone ein Mitglied gezogen werben mußte, 
und übertrug die Pflicht der Unterhaltung aller Neubauten den 
Befigern der entjumpften Güter, welche zu biefem Ende in 
mehrere „Genoſſamen“ eingetheilt wurden (6. Juli 1812). Als 
Folge der Linthforreftion entftand auch eine neue Linthſchifffahrts— 
ordnung, vertragsweile zwilchen den Kantonen Zürich, Schwyz, 
Glarus und St. Gallen, und neue Regelung der Kantond- 
grenzen zwiſchen St. Gallen einerfeit3, dann den Kantonen 
Glarus und Schwyz anderfeits; in Folge diefer Verträge bildet 


der Thalweg des Linthfanals, jo weit Glarnergebiet reicht, die 


Grenze gegen St. Gallen; von dem Punkte, wo Schwyz an 
Glarus am Linthfanal grenzt, ift theilweife auch der Kanal die 
Grenze, theilweife ragt die Hoheit des Kantons St. Gallen 
über den Kanal hinüber, jo daß auf dem linken Ufer deſſelben 
ein St. Galliſches Gebiet von 1591 Jucharten liegt. Mit 
Glarus allein wurde auch das ſchwierige Verhältniß der Schiffe. 
fahrt auf dem Wallenfee durch Vertrag geregelt (1309). la: 
tus erhielt durch denfelben das Necht, alle aus dem Glarner: 
land fommende Waaren in die Suft niederzulegen, welde es 
jelbft auf eigenem Territorium erbauen werde, und fie von dies 
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ſer Suſt aus, ohne ſie in die Weſener Suſt abliefern zu müſſen, 
durch Glarner Schiffleute nah Wallenſtadt führen zu laſſen; 
desgleichen das Recht, Salz und Getreide für eigenen Gebrauch 
von Wallenſtadt durch Glarner Sciffleute nah dem Lande 
Glarus abführen zu laffen, jedoch gegen Entrichtung der Ab- 
fuhrgebühr; im Uebrigen blieb es bei den alten Monopolrechten 
der Mallenftabter und Wefener Sciffleute; aud der Wejener 
Zoll wurde beftätigt und mußte von dann an von den Waaren, 
welche Weſen nicht berührten, in Wallenſtadt entrichtet werden. 
Dieſer Vertrag wurde fpäter zu heftiger Fehde ausgebeutet. 
Auch für den Verkehr über ven Rhein wurbe durch eine zweck— 
mäßige Schifffahrtsordnung gejorgt. Auf daß die Branbver- 
fiberungsfafje nit in übertriebenem Maße heimgefucht werde, 
erließ der Präftvent ihrer Verwaltung, Meßmer, mit Genehmi- 
gung des Regierungsrathes, eine mit dem rühmlichften Fleiß 
abgefaßte Feuer- und Löſchordnung. Am 8. Dezember 1811 
vernichtete ein Brand beinahe das ganze Städtchen Sargand. 
Abgefehen von der Brandverficherungsfumme floßen beinahe 
18,000 Gl. milde Beiträge aus St. Gallen und andern Kan 
tonen zu Gunſten der Befchätigten. In Armen» und Waijen 
ſachen wirften Staat, Gemeinden und Privaten. Findelkindern 
und erwiefenen Heimathlofen wurden Duldungs, oder Nieder: 
laffungsfcheine gegeben (Geſetz von 1810); aus dieſer Ver: 
fügung entftand die während längerer Zeit fehr beträchtliche 
Anzahl der „Geduldeten“, die auf Rechnung der Staatskaſſe 
erzogen und unterftügt wurden. Dem St. Antonsfpital in Utz— 
nad, einer kirchlichen une Armenftiftung zugleich, gab der Kleine 
Rath eine neue Verwaltungsordnung. F. Gmür ftand im Jahr 
1809 an der Spige der Verwaltung. Die Stadt St. Gallen 
baute mit einem Aufwand von 106,000 Gl., zu deſſen Beftrei- 
tung in Folge Aufrufes des Stadtgemeinderathed vie Bürger. 
68,000 Gl. an freiwilligen Beiträgen geliefert hatten, das neue 
Waiſenhaus, in welches am 22. Zuli 1811 eine Schaar Waifen 
beider Gejchlechter einrüdten, in feftlihem Zuge das alte büftere 
Spitalgebäude verlaſſend. J. 2. Eufter, gewiffermaßen Bater 
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des evangeliihen Rheinthales, vergabte, nachdem er früher jchon 
eine anſehnliche Summe zu einem Schulfond für die dortigen 
evangelifchen Schulen geftiftet, im Jahr 1811 den rheinthaltichen 
Gemeinden feiner Konfeifion 16,000 Gl. zu einem gemeinjchaft- 
fihen Armenfond. Kantonsrath Krömler in St. Fiden jchenfte 
1000 Gl. an dortige Schule, 8000 Gl. zur Bertheilung an 20 
andere Schulen der alten Landichaft, der Abt von Pfäfers 
1000 Gl. an die Schulen der Umgegend des Klofterd. Im 
Zolge ver neuen Souveränetätsverhältniffe mußte der ehemalige 
gemeinfame Bruggen’sche Armenfond zwiſchen St. Gallen und 
Thurgau getheilt werden, und endlich gab die Regierung, wenn 
aud ungern, jeder berechtigten St. Gallifhen Gemeinde ihren 
Antheil am Kapital heraus. Mit Thurgau waltete auch ein 
wichtiger Streit über Territorial- und Kollaturverhältniffe, ver 
jeldft an.die Tagfagung gelangt war; er wurbe beigelegt durch 
Vertrag, in welchem St. Gallen das Souveränetätsreht Thur- 
gau’s über das die Kirche, Pfarr und Meßmerhaus zu Hagen: 
wyl in fich faflende Gebiet, Thurgau dagegen das unbedingte 
Kollaturreht St. Gallen’ auf dortige Pfründe jo wie deſſen 
Rechte über die Verwaltung des Pfrund- und Kirchengutes nebft 
Schulfond anerkannte; der gleihe Vertrag ſpricht St. Gallen 
die fatholifchen Kollaturrechte in Sitterdorf und Rickenbach zu, 
wogegen verjelbe Kanton auf das Kollaturrecht der Fatholijchen 
Pfründen zu Heiligkreuz, Romanshorn, Sommeri und Welfend- 
berg, und auf die ‚reformirten zu Salmsach und Sitterdorf vers 
zichtete (1809). Bon erwähnter Mutterfirche zu Hagenwyl 
trennte ein bilchöflihes Defret (1814) die Filiale Muhlen vor: 
(äufig proviforifh ab und bewilligte ihr eine felbftftändige Kus 
ratie. Die Forftverwaltung war leidend, weil unter unfundiger 
Leitung. Dagegen fallen in dieſe Periode wichtige Verbeſſe—⸗ 
rungen im Poftwefen, ba für die Hauptftraßen in allen Rich— 
tungen regelmäßige Poftwagenfurfe (au für den Perfonenver- 
fehr berechnet) eingerichtet wurden, zuerft wöchentlih einmal, 
jpäter zweimal und öfter die Woche. In fanitätspolizeilicher 
Beziehung war neu die Einführung einer Steuer von 2 Fr. auf 


jeden Hund, von 4 Fr. für die Haltung eines zweiten, u. ſ. f. 
Das Vorhandenfein von A000 dieſer Thiere im Lande war 
hinreihender Beweggrund für die Erlaſſung ſolchen Geſetzes 
(1812). Eine Bevölferungsaufnahme vom Jahre 1809 ermittelte 
135,209 Einwohner (84,309 Katholiken, 50,900 Broteftanten). 

Nach einem frievliben Jahr, während welchem Scultheiß 
Pinzenz Rüttimann, von Luzern, das Amt eines Landammanns 
der Schweiz beffeivet hatte, folgte ihm Anfangs 1809 d'Affry 
von Freiburg zum zweitenmal in vieler Würde. Die großen 
MWeltbegebenheiten wirkten auf die Schweiz wie auf die anderen 
Staaten Europa's naditheilig zurüd. Won einem europäifchen 
Gleichgewicht war längft feine Rede mehr. Ja eine Zeit lang 
ſchien es, als ob Franfreih und Rußland, nah dem Tilſiter 
Frieden zu Freunden geworben und in Erfurt jelbft die Intimi— 
tät ihrer Herricher zur Schau tragend, fih in die Herrichaft 
Europa’s theilen würden. Defterreih konnte der neuen Gefahr, 
ja der bejorgten gänzlichen Vernichtung, nicht gleihgültig zur 
jehen. Es waffnete darum abermald gegen den franzöftjchen 
Dränger, für eigene Selbftftändigfeit und für jene anderer euros 
päifchen Staaten zugleich, welche in fhmählicher Knechtung dar 
niederlagen. Erzherzog Karl war Oberanführer des öfterreidi- 
hen Heeres. Daffelbe überfchritt im Frühjahr 1809 gegen Alte 
Baiern, Tirol und Stalien die Grenze, in allen Richtungen mit 
Erfolg vorrüdend; in patriotifhem Aufftand erhob ſich Tirol 
gegen die franzöftichen und baieriſchen Unterdrücker; das Wolf 
in Waffen nahm Innsbruck ein. Dem öfterreichifchen Heere in 
Deutichland warfen fih die franzöſiſchen Schaaren entgegen, an 
deren Spige wie immer Napoleon in Perſon heraneilte. Weber 
Schmweizergebiet verfügte Franfreih nad Ermeſſen; vom 11. 
März bis 9. April zogen franzöſiſche Kolonnen über Baſel vors 
wärts in die Rheinbundslande zur Vereinigung mit den übrigen 
franzöſiſchen Korps und jenen ihrer deutſchen Alliirten. Be— 
ſchwerden des Landammanns gegen diefe Gebietöverlegung wur— 
den mündlich mit der Ausflucht abgefertiget: die Neutralität 
gelte erft vom wirklichen Kriegsausbruch an; jchriftlihe Antwort 
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fonnte er nicht erhalten. Hans v. Reinhard, durch den Land» 
ammann d'Affry als außerorventliher Gejandter der Schweiz 
an Napoleon nad Deutſchland abgeſchickt, wo er im deſſen 
Hauptquartier Regensburg empfangen wurde, erhielt zwar einen 
Ihriftlichen Beſcheid, der eine verflaufulirte Beachtung der neu- 
tralen Stellung der Schweiz enthielt, mußte aber doch manche 
hochfahrende Worte einfteden, die nichts anderes bejagten, als 
daß im Grunde die Schweiz von feiner Willkür abhänge. Mittler: 
weile war die Tagſatzung außerordentlich nad Freiburg einberufen 
worden und zu biefem Ende hatte fid aud der Große Rath 
von St. Gallen verjammelt. Als Gefandter wurde Müller- 
Friedberg abgeorbnet. Am 30. März eröffnet, erwog die Tags 
jagung die Lage der Schweiz, gab dem Landammann nöthige 
Vollmacht für Truppenaufgebote und Wiedereinberufung des be- 
reits im Jahr 1805 in Dienft gewefenen eidgenöſſiſchen General: 
ftabs, unter Billigung deffen, was der Landammann für Geltend- 
machung der jchweizerijchen Neutralität gegenüber ver franzöftichen 
Regierung bereits gethan. Ein Drittheil des Kontingentes wurde 
aufgeboten, nöthige Verftärfung in Dienftbereitichaft gejegt, ſpäter 
auch noch in Aktivität gerufen. ‘) Der öfterreichifche Gejandte aber 
legte Beichwerde und Verwahrung gegen den franzöſiſchen Truppen- 
durchmarſch über Schweizergebiet bei dem Landammann ein und 
gab auch in anderer Weije feine Mißftimmung über parteiijches 
Verhalten der Schweiz zu erfennen. General v. Wattenwyl 
nahm jein Hauptquartier zuerit in Zürich, jpäter aber, ale im 
Mai aud Vorarlberg, dem Beilpiele der muthigen Tiroler fol 
gend, die Fahne für fein Kaiſerhaus und nationale Selbftftän- 
digkeit -erhob, in St. Gallen. Die eidgenöffifhen Truppen 
hatten vornemlih das Rheinthal, dann die Graubündner Grenze 
gegen Tirol bejegt. St. Gallen hatte zunächft zwei Kompagnien 
in das Engadin zu liefern, die mit fpäter aufgebotenen drei 
Kompagnien zu einem Bataillon vereiniget wurden, eine halbe 


1) Es waren im Ganzen 19 Bataillone Fußvolk nebft Spezialwaffen. 
Geſammtkoſten des Feldzuges von 1809 1,529,700 Fr. 
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Kompagnie Scharfihügen und fünf Dragoner, die bei dem eid» 
genöfftichen Dberften Guiguer in Ragay Staffettendienft bejorg- 
ten. Im Herbft Calfo nicht früher) wurde jämmtlihe Manns 
fchaft mit Mänteln verfehen. Im Rheinthal ftanden Ziüricher, 
Luzerner und Andere, im Werdenbergiſchen Teffiner. Früher 
ſchon hatte der Kleine Rath; die St. Galifche Bevölkerung ind- 
gefammt zu Hugem politiihem Verhalten Angefihts der großen 
Ereigniffe gemahnt (24. April 1809). Durb nachfolgende Ber: 
ordnung verbot er, zu Handhabung „der Neutralität”, alle Auss 
fuhr von Pulver, Blei und Waffen aller Art, bedrohte Wider: 
handelnde als „Feinde des Vaterlandes“ und mit Einfeitung 
an das Kriminalgeribt (1. Juni). Wie gewohnt jchoben die 
Franzoſen den Defterreichern feindfelige Abfichten gegen das 
Schweizergebiet zu, während fie jelbft daſſelbe nah Gutfinden 
zu ihren Eriegerifchen Zweden benugten. In diefem Sinne hatte 
aud der erwähnte Brief Napoleon’d an den Landammann der 
Schweiz gelautet. In Zufammenhang hiermit hielt der General 
v. Wattenwyl für wichtig genug, dem Landammann der Schweiz 
feine Beforgniß fund zu geben, daß dur die Anhänger des 
vertriebenen Fürften PBancratius von St. Gallen die öffentliche 
Ruhe dieſes Kantons geftört werden möchte, eine Beſorgniß, die 
nach der wirklichen Sachlage dafelbft eine ganz grundloje war, 
wohl aber die Befangenheit beftätiget, welche diefer ſchweizeriſche 
Magiftrat und Feldherr früher ſchon als Landammann ver 
Schweiz gegen den Fürften und fein Stift fundgegeben hatte. 
Nach glänzenden Siegen ftanden die Franzoſen bald wieder in 
den Umgebungen der öfterreichifhen Hauptftabt; doch wurde 
nob länger mit wechſelndem Güde geihlagen. Der Tiroler 
Aufftand, einmal erbrüdt, brach zum zweitenmal aus, und im 
Vorarlberg hatte Dr. Schneider die ganze Fampffähige Manns 
ihaft unter die Waffen gejammelt. Der Waffenftillitand von 
Znaim machte dem Kriege, nach deſſen Abichluß eine Kapitulas 
tion des Bolfsführers in Vorarlberg dem dortigen Aufftand ein 
Ende. Der Wiener Frieden regelte die neuen Berhältnifje 
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zwifchen den beiden Friegführenden Theilen (14. Oftober 1809); 
Defterreich Hatte ſich fruchtloß geopfert und wurde nun vollends 
zu einer Macht zweiten Ranges herabgebrüdt. Umgekehrt wuchs 
bie Abhängigkeit der franzöſiſchen Bajallenftaaten, fo auch jene 
der Schweiz, von ihrem ®ebieter, ver bei dieſem Anlaß (im 
Friedensinftrument) vor ganz Europa zu feinen übrigen Titeln 
jenen des „Wermittlerd der Schweiz“ beifügte. Ende DOftober 
wurde das Hauptquartier des ſchweizeriſchen Oberbefehlshabers 
von St. Gallen nad Zürich zurücdverlegt und bald nachher 
nahmen die militärischen Anftrengungen der Schweiz ein Ende. 
Dem General v. Wattenwyl war in St. Gallen feitens ver 
Regierung und der Stadtbehörde verdiente Beehrung ermiefen 
worden und der Kleine Rath; ſprach dießfalls ausdrücklich der 
legteren feine Anerkennung aus; die Regierung hatte dem Ge- 
neral während einiger Zeit zwei’ Kompagnien der St. Galliihen 
Legion zum Garnifonsdienft in eidgenöffiihem Sold überlaffen. 
Ein Theil des franzöfiichen Heeres nahm feinen Rückmarſch 
durch die Schweiz über Schaffhaufen, mit Wiederholung alter 
Entfchuldigung. Der Schweiz, und dem Kanton St. Gallen 
insbefondere, hutten die außerordentlichen Ereigniffe große Laften 
auferlegt, zu deren Beftreitung der Große Rath abermals außer: 
ordentlihe Steuern zu 4 Gl. vom Tauſend einheben laſſen 
mußte. Wefentlih in Folge der während des Grenzfeldzuges 
vom Jahr 1809 gemachten unbefriedigenden Wahrnehmungen 
wurde die Gefammtheit der beftehenven gejeglihen Anordnungen 
St. Gallen's über das Militärweien einer Reform unterftellt 
und eine neue wejentlich verbefjerte Militärorganifation geſchaffen; 
fie verpflichtete die vom Dienfte Befreiten zu einer jährlichen, 
übrigens fehr mäßigen, Geldleiftung (1811). Der abgehende 
franzöſiſche Geſandte Vial wurde durd den Grafen Auguft v. 
Talleyrand erſetzt; eine Rundreife des legteren in die Kantone 
führte ihn auh nah St. Gallen, was die Regierung „aus 
leicht begreiflihen Rückſichten“ zu feftlihem und Foftipieligem 
Empfang des Diplomaten veranlaßte, wie fie ſelbſt an den 
Baumgartner. Kanton St, Gallen, I, 18 
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Großen Rath zu vorbauender Beſchwichtigung über dießfallſige 
Ausgaben berichtete. *) 

Vor⸗ und nachgehend wiederholte fih das franzöſiſche 
Drängen nad) Ergänzung der Fapitulirten Regimenter. In Folge 
defielben ſah fich die Regierung gezwungen, Ausreißer mit dem 
BVerlurft des Kantons- und Gemeindebürgerrechtes zu bedrohen. 
Sie war aud genöthiget, die Werbungsprämie für den einzelnen 
Mann bis auf 4, fpäter fogar auf 6 Louisd'or zu erhöhen, ja 
jelbit die Refrutenfammer zu beauftragen, eigene Werber auf 
diefe Menſchenjagd zu jchiden. Im Laufe der öfteren Klagen 
über Unvollftändigfeit der Negimenter und Unzulänglichfeit der 
MWerbungen in den verfchiedenen Kantonen ſprach Frankreich 
wiederholt von Einführung der Konfkription, ohne fie übrigens 
der Schweiz von ſich aus aufdrängen zu wollen. Unzufrieden— 
heit und Beſchwerden von beiden Seiten führten endlich zur 
Unterhandlung und zum Abjchluß einer neuen Militär Kapitulas 
tion (1812), bei welchem Anlaß fich die ſchweizeriſche Abordnung 
(Reutti von St. Gallen war einer der fünf Beauftragten) vom 
franzöſiſchen Botichafter jagen laſſen mußte, daß der Vertrag 
im Intereſſe und nah den Machtbedürfniſſen Frankreichs abzu— 
ſchließen fei, die Schweiz fi dießfalls Feiner Täuſchung hin 
geben, jondern vielmehr froh fein folle, daß fie nicht in dem 
Mage in Anſpruch genommen werde, wie die übrigen Allirten 
Frankreichs, „denn die Dienftpflicht ſei eine allgemeine Schuld 
geworben”. In der gegenfeitigen Stellung der beiden Staaten 
änderte der neue Vertrag nichts Wejentliches; die von ber 
Schweiz gewünſchte Herabfegung der Truppenzahl von ven 
früheren 16,000 auf 10,000 Mann wurde von Franfreich ab- 
geichlagen, dagegen die Verminderung bis auf 12,000 Mann 
in vier Negimentern gewährt; aber am Ende fam es nicht auf 
biefe Grundzahl an, fondern auf die Zahl der jährlich geforber- 
ten Refruten, und ſolcher ſollten jährlich 2000, bei Kriegszeiten 


1) Für Bezahlung der Koften eines zu Ehren des Gefandten veranftal: 
teten Balles hatte der Praͤſident der Finanztommiffion 100 Louisd'or an: 
gewiefen. 
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in Deutfchland oder Stalien 3000 geliefert werden, 3660 Mann 
ungerechnet, welche von früher her rüdftändig waren. In Folge 
deffen dauerte die Noth der Kantone für Aufbringung der erfor- 
verlihen Mannfchaft fortz auch in St. Gallen, wo die Regie: 
rung deren Lieferung auf die Kreife vertheilte. Diejes Mittel 
und Geld zufammengenommen reichten noch nicht aus. Hatte 
St. Gallen in den zwei Amtsjahren von 1811 bis 1813 die 
hohe Summe von 35,740 Gl. an Prämien für die Werbung 
ausgeben müflen, jo war es jpäter vollends genöthiget, zu 
einem Mittel zu greifen, das nur die Noth der Zeit entfchuldi: 
gen mochte. Der Eintritt in Fapitulirten franzöfifchen Kriegs» 
dienft wurde als Strafe gegen eine Reihe Vergehen und Ber- 
brechen aufgeftelt, mit Vollmacht für den Richter, je nach Er- 
meſſen die ordentliche gejegliche oder die erwähnte Ausnahme; 
ftrafe gegen den Schuldigen auszufprehen. Wurde dann ein 
allfo zum Kriegsdienſt Verurtheilter „als untauglich ausgeftoßen”, 
jo mußte derſelbe annoch der durch die Strafgefege beftimmten 
ordentlihen Strafe unterworfen werben; hinwieder war jeber 
zum Kriegsdienſt Werurtheilte befugt, aus feinem Wermögen 
und auf feine Koften für fich einen anderen tauglichen Refruten 
zu ftellen (Defrete vom 19. Januar und 15. Februar 1813). 
Aber das Alles wirkte noch nicht nah Bedarf und Erwarten. 
Deshalb wurde Schließlich der Kleine Rath noch ermächtiget, 
dienftfähige Leute, die ſich lockerem Lebenswandel oder, obwohl 
gefund und arbeitsfählg, dem Bettel ergeben, oder Weib und 
Kinder muthmwillig verlaffen und den Gemeinden aufbürden, 
oder endlich fih aus dem Spielen ein Gewerbe machen, in vie 
Regimenter abzuliefern. Zur Ausführung trat ein ganz außer: 
gerichtliched Berfahren ein: die Verfügung über folch liederliche 
Geſellen wurde einerevom Kleinen Rath zu beftellenden Fünfer- 
Kommilfton übertragen (8. Mai 1813). Dieſe Solvdatenpreffe 
erreichte ihr Ende erft mit der großen Kataftrophe, die bald 
nachher folgte. Und damit die eigene fchweizerifche Deſpotie 
zu Gunften der fremden erjchöpft werde, mußten mittlerweile 
auch alle im engliſchen Kriegsdienft befindlichen Angehörigen des 
18* 
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Kantons, unter Androhung des Verlurſtes des Bürgerrechte, 
zurückberufen und jedem Bürger verboten werden, in ſolchen je 
einzutreten (Obedienzdekret des Großen Rathes vom 16. Aus 
guſt 1811). 

Auch die alte Noth wegen des franzöſiſchen Kontinentals 
ſyſtems gegen England war noch vorhanden und mußte wachen 
mit der Schärfe feiner Anwendung. Der gewaltige Kaifer an 
der Seine verbot allen Handel mit England und deſſen Kolo- 
nien, verordnete auch, daß alle jeewärts einlangenden Kolonials 
waaren (ohne Rüdficht ihres Urfprungs) einem Zoll von 50 Pro⸗ 
zent des Werthes zu unterwerfen feien (5. Auguft 1810); fpätere 
Defrete erweiterten vie Lifte der im gleicher Weife zolfpflichtigen 
Waaren. Franfreih verlangte die Anordnung gleiher Maß— 
nahmen zum Ruin des engliſchen Handels auch in der Schweiz. 
Wunſch oder Begehren war Gebot. Sofort mußte zur allge 
meinen Beichlagnahme aller engliihen Waaren überhaupt, dann 
der Kolonialwaaren gefchritten, erftere Fonfiszirt, die andern 
jenem Tarif unterworfen werden. Eine vom Landammann ber 
Schweiz berufene Erpertenfommiffton, unter deren Mitgliedern 
oh. Jak. Scherer aus St. Gallen, hatte die Vollzugsmaß— 
nahmen zu entwerfen. Nun folgten fantonale und eidgenöfftiche 
Defrete auf dem Fuße. Auch St. Gallen hatte zu handeln, 
ordnete das Verlangte an, verbot darüberhin jelbft allen Handel 
mit Kolonialwaaren auf feinem Gebiet, mit einziger Ausnahme 
des nöthigften Detailhandels, um fih aller Verantwortung einer 
Zögerung zu entichlagen, „welche das Mißfallen des mächtigen 
Verbündeten” hervorrufen könnte (Regierungsbeſchluß vom 16. 
Dft. 1810). Eine allgemeine eidgenöffiihe Mauth ringe um 
die Schweiz mit einem Tarif, der auf Fabrikation und andern 
Verbraud den empfindlichften Drud üben mußte, war die Folge 
der von Franfreib her gebotenen Maßnahmen. Die Handels— 
leute in den gewerblichen Kantonen (St. Gallen befonders) waren 
mit dem Verfall ihres Vermögens, fünfzehn bis zwanzig tau- 
tend Arbeiter in denjelben Gebieten mit Arbeitlofigfeit und Hunger 
bedroht. In St. Gallen und andern Kantonen mußte man fid 
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ſogar die Amtsinſpektion eines franzöſiſchen Douaneninſpektors 
gefallen laſſen. Auch aus andern Gründen zitterte die Schweiz 
mit der übrigen Welt unter ven Gewaltſchritten des Herrſchers 
in Baris. Mehrere Nachbarländer Franfreihs, dann auch der 
Kirchenftaat, wurden dem neuen Kaiſerreich einverleibt, Papſt 
Pius VII. als Gefangener nah Frankreich abgeführt; die Schweiz 
ftand faft immer in Furcht vor gleicher Einverleibung. Am legs 
ten Tage Dftobers 1810 bejegten 2 bis 3000 Mann italienische 
Truppen den Kanton Teffin, angeblih zu Werhinderung des 
Schleihhandeld nah Italien. Zwölf Tage nad der Bejegung 
Teſſins erwürgte die franzöfifhe Herrſchſucht nod vollends die 
Scheinrepublif Wallis und vereinigte fie, als Departement des 
Simplon, mit dem großen Kaijerreib (12. November 1810). 
Schmeideln, Betteln, Kriechen, auch vie ſchmachvollſte Selbft- 
erniedrigung, veränderte nichts am thatfächlichen Unterthanen- 
verhältniß der Eidgenoſſenſchaft. Gleichwohl ermübdeten die 
Schweizer nit, dem Dränger wiederholte Zeichen von Devo— 
tion zu geben. Als dieſer fih anſchickte, Schwiegerfohn des 
öſterreichiſchen Kaiſers Franz des I. zu werden und die Verlo— 
bung mit der Erzherzogin Marie Louiſe amtlich bekannt ge— 
worden, ging d'Affry zur Beglückwünſchung nach Paris ab, 
freilich auch mit Aufträgen des Bundeshauptes für materielle 
Intereſſen der Schweiz beladen. Als die Nachricht von der 
Geburt des kaiſerlich-franzöſiſchen Kronpringen, des „Königs von 
Rom*, die Welt durchflog, ließ der Landammann der Schweiz, 
Grimm v. Wartenfels, in der Bundesſtadt Solothurn das Er- 
eigniß dem Volke durch 50 Kanonenſchüſſe verfünden (23. März 
1811); allüberall in der Schweiz geſchah Aehnliches, fo in St. 
Gallen, wo, vom Rofenberg her die „Artilleriefalven”, 100 Kas 
nonenfchüffe, alfo doppelt fo viel als in Solothurn, ertönten. *) 


1) Der „Erzähler“ bezeichnete den Vorgang als „Nationalfeſt“. Die 
Regierung war nicht minder überfchwänglich; fie fchrieb an den Großen 
Rath: fie habe für die bezüglichen Anordnungen die außerordentliche Ber: 
fammlung des Großen Rathes gewählt, „damit wir unfere Gefühle mit ven 
Shrigen theilen mögen, und damit alle unfere KRantonsangehörigen möglichſt 
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Gerade in diefer Zeit ſahen viele Schweizer den Fortbeftand ber 
Eidgenoſſenſchaft als höchſt gefährdet au; einzelne Kantone vers 
langten deßhalb die Einberufung einer außerordentlihen Tag _ 
fagung, die dann jofort auf den 16. April ausgejchrieben wurde. 
Aber der Landammann wollte nicht zaubern mit Abjendung einer 
außerorbentlihen Gefanbtichaft nad Paris, dem Kaifer Napoleon 
Glück zu wünſchen zu den dynaftiichen Vaterfreuden und ihm 
zugleich die jchwerften Anliegen der fchweizeriihen Kantone zur 
Abhülfe vorzutragen. Der gewejene Landammann Hans v. Rein: 
hard erhielt den jchwierigen Auftrag, mit zwei Mitabgeorbneten, 
dem Landammann Michael von Flüe aus Obwalden und dem 
St. Galliſchen Regierungsrathe Müller-Friedberg. Der Kaijer 
empfing dieſe Gejandten mit allen Höflichkeiten am Ofterfeft- 
tag (14. April); alle Hofgenüffe wurden ihnen eröffnet. An 
Erfüllung jchweizerifcher Wünſche war aber nicht zu denken; gegen- 
theils mußten die Gefandten wegen Teffin’s manches harte Wort 
des Gebieterd ſich gefallen laſſen und erbetene Rüdfichten für 
bie traurige Lage der Schweiz in Handelsſachen wurden mit 
Hofbeicheiden abgefertige. Müller-Friedberg, dem vorzüglich 
diefer Theil der gefandtichaftlichen Aufträge zur Vertretung über- 
tragen war, erfchöpfte fih im jchriftlihen und mündlichen Ber 
firebungen, wurde mit „jeltener” Gebuld vom Kaijer angehört, 
länger jeitend des Vizekönigs von Italien, Eugen Napoleon 
(Beauharnais); er pflog aud die einläßlichften Verhandlungen 
mit den Hauptgejhäftsführern im Minifterium des Innern, an 
weldes vie jchweizerifche Abordnung der Handelsfachen wegen 
verwiejen war; vergeblich: Frankreich wollte feinen mit eigenen 
franzöſiſchen Fabrifaten überfülten Magazinen allein die ganze 
Welt offen behalten. ) Diejer Grund war für die franzöftiche 
Regierung maßgebend; Montalivet jelbft, der Minifter des In— 
nern, machte fein Hehl daraus, und Iehnte daher „mit Bes 


ſchnell wiffen: der König von Rom, der geliebte Sohn unfered erhabenen 
Bermittlers, lebe!“ (Botfchaft vom 9. April). 

1) Aus einem eigenhändigen Privatbriefe Müller-Friedberg’s an den 
St. Galliſchen Kanzleidireftor 3. 3. Zollifofer, aus Paris, 10. Mai 1811. 
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ftimmtheit“ ab. Das waren Hiobspoften für St. Gallen. Wie 
Teſſin militärisch von fremdem Kriegsvolf befegt blieb, fo mußte 
die Schweiz durch Vollziehung franzöſiſcher Handelsvefrete ven 
Reichthum der Franzoſen Aufnen helfen; fie hatte das doppelte 
Opfer für Franfreih zu bringen: das Blut ihrer Söhne auf 
den auswärtigen Schlachtfeldern und den Wohlftand im Innern. 
Zu jenem gab der Feldzug Napoleon's gegen Rußland abermals 
Veranlafjung (1812). Mit gefpannter Aufmerffamfeit folgte bie 
Melt dem Riefenunternehmen. Die Schweizer im Dienfte Franf- 
reichs thaten auch auf ruſſiſchem Boden ihrer Kriegerehre und 
ihrem Fahneneide Genüge; mit Ruhm gefrönt Fehrten fie Ende 
des Jahres mit den Meberreften des zum größern Theil vernich— 
teten frangöftichen Heeres über den Niemen zurüd. Neue Refru- 
tenforderungen von Seite Franfreih& waren die nächfte Folge 
der Kataftrophe. 

Der Et. Galliſche Flüchtling in Defterreih, Fürft Pan— 
cratius, hatte die neuen Folgen der napoleonifcher Kriegsluft zu 
tragen, wie bie früheren. Nach dem rafchen Vorbringen der 
Frangofen im Jahr 1809, und als fie bereits die öfterreichifche 
Hauptftadt bedrohten, flüchtete der Vertriebene aus Wien zu 
feinen Ordensgenoſſen, den Benediftinern in Tyrnau, wo er am 
15. Mai anfam, von dort nah Neutra, einer ebenfalls unga- 
riihen Stadt, wo er dem Biſchof aus Geldnoth für 9000 Gl. 
zwei PBeftoralien überlaffen mußte; dann 309 er aus Ungarn 
rückwärts nah Mähren (Olmütz), von dort nah Schlefien 
(Troppau und Breslau), weiter nad Prag, und traf endlich, nad 
einer Abmwefenheit von 14 Monaten und 4 Tagen, am 13. Juli 
1810 wieder in Wien ein. Die hinterlaffenen. Schriften des 
- Fürften geben Feine Spur von Berbindungen deſſelben während 
diefer mühenollen Wanderung mit ver Schweiz; um fo lädher- 
licher erfcheint die oben beiprochene Vorgabe, als hätten zu 
jener Zeit feine Anhänger die öffentliche Drönung zu ftören bes 
abfihtiget und für Herftellung alter Zuftände Umtriebe gemacht, 
zu denen ohnehin angefichts der franzöfiiben Siege aud die 
geringfte natürliche Veranlaſſung fehlte. 
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Bald nah der Ankunft in Wien beſprach fih ver Fürft 
mit dem dortigen päpftlichen Nuntius über die Frage, wie von 
St. Gallen her Suftentationsmittel für ihn erhalten werben 
fönnten; fein Entſchluß war auch dießmal wieder: lieber gehe 
er betteln, als daß er feiner Pflicht untreu würde, d. h. daß 
er auf eine amtliche Stellung renumzire, die nach kirchlichem 
Geſetz rechtlih noch immer fortbeftand; ohnehin war ihm am 
Gelde nicht viel gelegen, nur wünfchte er, wenn möglich, feine 
Mitbrüder und den ehemaligen treuen Diener Hofrat) Müller 
verforgt zu wiffen. An P. Gerold, den Senior der erfteren, er 
ließ er fchriftlihe Mahnung zu Handen „feiner Geiftlihen”, „fi 
auferbaulicher zu benehmen, wie ed Prieſtern gebühre”, jo auch 
in der Kleivung. Er erhielt ven Beſuch des P. Earolus Ey» 
prian, eined Goßauerd, der ihm pietätwoll von Geite des P. 
Innocenz zwölf Kreuzthaler brachte (1811); auch Briefe von 
P. Ildefons, der ihm feine Geſchichte von St. Gallen über- 
mittelte und ihm gleichzeitig empfahl, auf eigene Verforgung Be: 
dacht zu nehmen; pflog freundfchaftlihen Umgang mit Landam- 
mann Aloys Reding, der eben damals für Intereſſen des Klofterd 
Einfiedeln ſich in Wien befand; wurbe von P. Theodor Wick 
angefragt, ob er die ihm angebotene Pfarrei St. Gallen an- 
nehmen dürfe, was zu feinen Handen an P. Aemilian abrathend 
beantwortet wurde. 1) Den eigenen Lebensunterhalt ficberte Pan— 
cratins endlich durch Vertrag mit dem Fürften Eszterhazy, vers 
möge welchem er dieſem theils an einem Pektoral, theild an 
einem Kapital einen Geſammtwerth von 8000 GI. ald Eigen- 
thum überließ, wogegen ver ungarifche Fürft ihm (zu 18°%/, ge: 
rechnet) eine lebenslängliche Leibrente von 1440 GI. W. V. zu: 
fiherte. Ebenfalls forgte er durch „ein Teftament” für die öfo- 
nomiſche Sicherftellung des P. Columban. Diefe Sorge für Andere 


1) Tagebuch vom 2. Juni und 28. Juli 1812. In Folge Vernach— 
läßigung der großen Pfarrei St. Gallen waren ſchwere Klagen gegen P. 
Martin Greffer erhoben worden, worüber er amtlich in fo ernfter Weife zur 
Rede geftellt wurde, daß er ſich zum Nücktritt entfchliegen mußte. Protofolle 
im Archiv des fatholifchen Adminiſtrationsrathes. 
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machte, daß Pancratius felbft in Dürftigkeit lebte. Wie man 
aus obigem Briefwechfel erfieht, betrachtete er den P. Aemilian 
immer noch als feinen ftellvertretenden Vorſtand der St. Galler 
Konventualen, 

In St. Gallen war mit dem Frühjahr 1813 die zweite 
„Legislatur“ abgelaufen. Eine dritte Neuwahl des Großen Rathes 
für abermalige fünf Jahre wurde vorgenommen. “Diefelbe bradıte 
neben anderen Männern von Anjehen neu in vie Behörde den 
mehrgenannten Karl Müller-Friedberg jünger, welcher von bann 
an eine hervorragende Stellung im Großen Rath einnahm, in 
allen feinen Amts- und Berufsverhältniffen durch den Einfluß 
jeined Waters, eigenes großes Talent und Förperliche Gefundheit 
begünftiget. Neu im Großen Rath war auch Melchior Kubli 
aus Glarus, der frühere Schiedsrichter im großen Streit zwi- 
hen dem Fürften von St. Gallen und feinen aufftändifchen 
Gegnern, jegt Bürger von Duinten. Für nachfolgende Ergän— 
zungen blieb vorgejchriebener Maßen eine anfehnliche Lifte von 
Kandidaten zurüd. Es war abermald Aufgabe des Regierungs- 
rathes Müller» Friedberg, die neu gewählte Behörde durch eine 
feiner gedanken- und funftvollen Reden zu eröffnen; dieſe lautete, 
im Bergleich zu früheren Vorträgen, etwas gebämpfter in Be— 
zug auf die Stellung zum „Wermittler”, doch immer noch Treue 
am Bündniß mit Franfreih empfehlend (3. Mai). Mit dem 
gleichen Eifer wie früher widmete ſich der Große Rath feiner 
Aufgabe und traf Ergänzungen an der Gejeßgebung, deren Er- 
gebnifje meiſt ſchon erwähnt worden. Unterdeſſen dauerten alle 
Bedrängniſſe der Schweiz und ihre Mißhandlungen feitend des 
allzu viel gelobten Alliirten und Vermittlers noch fort bis zur 
großen Völkerſchlacht bei Leipzig (18. Dftober 1813). Die 
italieniihen Truppen verließen Teſſin (5. November). Die 
Franzoſen wichen ſammt ihrem gejchlagenen Heerführer über ven 
Rhein zurüd. Die Stunde der Befreiung der Schweiz vom 
franzöftfchen Joch, das fie nun mehr denn fünfzehn Jahre lang 
getragen, war gefommen. Mit ihr trat aud für den Kanton 
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St. Gallen eine ganz neue Lage ein. Die Reihe zum Sprechen 
kam wieder an das Volk. 


Fünftes Bud). 


Bon der Aufhebung der Mebiationsakte bis zur Einführung des 
Bunbesvertrages von 1815. (1813 bis 1815.) 


Erfter Abſchnitt. 


Neutralitätserflärung der Schweiz und Truppenaufgebot. Gin: und Durd: 
marſch der Heere der Alliirten. Aufhebung ver Mebdintiondafte. Die 
Schweiz in proviforifchem Bundesverein. Beitritt ded Kantons St. Gal- 
len. Der Stadt St. Gallen Souveränetätöregungen und Vorrechtsan— 
fprüche; ähnliche Ansprüche feitend anderer Städte im Kanton. Die Ber: 
faffungsrevifion in ihren verfchiedenen Stadien. Demofratifche Bewegung 
in den Landbezirken; Trennungsbegehren von Sargans und Utznach; Anars 
chiſche Auflöfung des Kantone. Des Fürften Pancratius neue Reftaura: 
tionsbemühungen in der Schweiz und im Hauptquartier der Allürten. Wie 
berherftellung einer Tagfagung der XIX Kantone. Intervention der alliirten 
Mächte in die Refonftituirung des Kantons Et. Gallen. Abſchluß der neuen 
Perfaffung. (Vom November 1813 bis Ende Auguft 1814.) 


Die Mächte, welche fich früher, meift vereinzelt, von den 
Sranzofen hatten jchlagen und ausplündern laffen, waren jeßt 
Verbündete. In Frankfurt am Main hielten die Sieger Raft. 
Es waren der Kaifer Franz. I. von Defterreich, Kaiſer Alerans 
der I. von Rußland, König Friedrih Wilhelm III. von Preu— 
fen; ihnen hatten ſich der Reihe nach die bisherigen Rheinbunds- 
fürften mit ihren Heeren augefchlofjen. Tirol war bereits von 
den Defterreihern bejegt. Noch größere Ereigniffe, als bie 
bereitd erlebten, fchienen bevorzuftehen. Der Landammann der 
Schweiz hielt außerordentlihe Sicherheitsmaßnahmen für uner- 
läßlich und verfügte was möglich von fih aus. Er ließ mit 
1800 Mann Milizen die Grenze in Teſſin und Graubünden 
bejeßen; drei Kompagnien St. Galler unter Kommandant Das 


— 233 — 


nieliß8 von Rorſchach waren ſchon im September nad Graubüns 
ven befehliget. Er ordnete ähnliche Bejegung ver weftlichen 
und norbweftlichen Grenze von St. Moriz in Wallis bis Bajel 
und Laufenburg an. Ein nah allen Richtungen unverfängliches 
und ftreng neutrales Berhalten mar der Hauptinhalt der Amts— 
inftruftionen, welde den Kommandirenden ertheilt wurben. Bei 
diefen vorläufigen Anordnungen aber fonnte es fein Bewenden 
nicht haben. Landammann v. Reinhard berief auf den 15. No— 
vember eine außerordentlihe Tagjagung nad Züri. Der eben- 
falls außerorbentlih verfammelte Große Rath von St. Gallen 
ordnete an diefelbe den Regierungsrat Müller-Friedberg als 
Gelandten ab, als Legationsrath den Kantonsrath Joh. Fried- 
rih Eufter von Rheineck. Noch hatten die Sorgen für Komple- 
tirung der Schmweizerregimenter in franzöfiihem Dienit nicht 
ganz aufgehört, da Franfreih Verſtärkung nöthiger hatte denn 
je. Der Große Rath bewilligte daher durch Beſchluß vom 9. 
November allen „Geduldeten“, vie fich für jenen Dienft anwer— 
ben ließen, die unentgeltliche Ertheilung des Gemeindebürger: 
rechtes dur jene Gemeinde, für deren Rechnung fie angewors 
ben würden, mit Zuficherung nachheriger Ertheilung des Kantonds 
bürgerrechted. inhellig wurde feitens der Tagſatzung ſchon in 
ihrer erften Sigung der Grundfag der Handhabung der Neutra- 
fität gegenüber den friegführenden Mächten erfannt; eine Kom— 
miffion mit der Vorbereitung der jchriftlichen Aktenſtücke betraut. 
St. Gallen’3 Stern aber erbleichte; bei der Wahl der Kommij- 
fionsmitglieder wurde der St. Galliibe Geſandte übergangen. 
Warm befürmwortete die Kommilfion „bewaffnete“ Neutralität. 
Einig hiermit ftellte vie Tagjagung das ganze Truppenfontingent 
dem Landammann zur Verfügung, ließ ein zweites für die Neus 
tralitätszwecke in Bereitſchaft jeßen. Verhältnißmäßige Geld: 
mittel wurden, in einzuhebenden Geldfontingenten, ebenfalls an- 
gewiefen. Schultheiß v. Wattenwyl von Bern erhielt und über- 
nahm zum drittenmal den Dberbefehl über das Heine Neutralis 
tätöheer ver Schweiz, dazu den Auftrag, zu unverlegter Erhals 
tung der Neutralität Gewalt mit Gewalt abzutreiben. Nöthige 
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Ernennungen für den Generalſtab wurden ebenfalls vorgenoms 
men; neben anderen Friedrich Heinrich Högger von St. Gallen 
zum eidgenöffifhen Oberſten beförvert. Außerordentliche Ge- 
fandte in beide Hauptquartiere erhielten den Auftrag, bei den 
friegführenden Mächten fih um die Zufage ‚ver Anerkennung 
der Neutralität zu bewerben. Cine Proflamation der Tag- 
fagung vom 20. November 1813 gab den fchweizeriihen Böl- 
ferfchaften Kenntniß von den getroffenen Anordnungen. Die ver: 
bündeten Monarchen zu Branffurt a. M. ficherten bereitwillig 
fünftige Selbftftändigfeit und Neutralität der Schweiz zu, ja 
mit Erweiterung ihres Gebiets auf die alten Grenzen, fchwiegen 
aber über das Neutralitätöbegehren für den Fall. Kailer 
Napoleon hingegen hatte nichts Befleres zu wünjchen, als bie 
ihm angebotene Neutralität, mit welcher übrigens die Schweizer: 
Regierungen den Bortbeftand der Fapitulirten Regimenter und 
jelbft deren fortgefegte vertragsmäßige Ergänzung als vereinbar- 
lich anfehen wollten. Wejentlich abweichend dachten fie und die 
Tagfagung in Bezug auf die verderblihe Mitwirfung der Schweiz 
zu der bisherigen franzöſiſchen Kontinentaliperre gegen Englant. 
Sobald ald Gewißheit vorlag, daß Franfreich über den Rhein 
und bie Alpen zurüdgedrängt werde, fprengte die Tagſatzung 
felbft die Feſſeln, die der genialfte fremde Uebermuth der Schweiz 
angelegt hatte, hub die Einfuhrverbote und verbotähnlichen Zoll- - 
füge auf und verordnete dagegen die Erhebung einer einfachen 
für erleichterte Beftreitung der Militärausgaben der Eidgenofjen- 
Ihaft zu verwendenden Einfuhrgebühr nad) mäßigen Tariffägen 
(26. November). Mit diefem Tage ſchloß die mebiationsmäßige 
Tagfagung der XIX Kantone ihre außerordentliche Seſſion; es 
‚war ihre letzte. 

Mit Bedauern blickt der Gefchichtichreiber auf die Tage der 
nun eintretenden Rathlofigfeit und Zerfplitterung. Gefanmte 
Heere Europa’d, aus den Völkern vom Ural bis an den Rhein 
gebildet, wälzten fi heran gegen den Krieger, der die Weltherr- 
ihaft angeftrebt hatte. Hier aufftrebende, dort finfende Riefen- 
fräfte ftanden fich gegenüber. Unter dieſen Umftänten mußte 
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vie Schweiz entweder fih auf das MWohlwollen ver Kriegfüh- 
renden, ober dann aber auf den eigenen ftarfen Arm verlaffen. 
Das erftere war ihr bereits durch eine Note des öfterreichiichen 
Gefandten Baron v. Schraut, weldhe der Schweiz die Rüdfehr in 
ihre volle Selbftftändigfeit anfündigte, zugelagt worben (8. De- 
zember). Die Schweiz that Schritte, ſolches Wohlwollen fich zu 
fihern, drohte aber gleichzeitig aud mit den Waffen. Allein das 
vor aller Welt gegebene Wort der Handhabung bewaffneter 
Neutralität wurde nicht gelöjet. Die Heere der Allirten zogen 
rheinaufwaͤrts, fegten am 21. Dezember und an den folgenden 
Tagen über Schaffhaufen, Laufenburg und Baſel (dad Haupt- 
forp8 bier) über den Rhein auf Schweizergebiet und von dieſem 
aus nad Franfreih zur Bekämpfung des franzöſiſchen Heeres 
auf deſſen eigenem Boden. Der Befehlshaber der alliirten 
Truppen verfündete den Schweizern Grund und Ziel des Kampfes, 
in feinem Gefolge die Wiederherftelung des alten eidgenöfftichen 
Föderativverbandes und einer glüdlichen Zeit, „wo Fein fremdes 
Gebot, fein fremder Drud die freie Volksſtimmung mehr feffeln“ 
werde (PBroflamation vom 20. Dezember). General v. Watteıt- 
wyl zog vor dem Einmarjch der Alliirten feine Kleine Schaar 
zurüd und entließ dieſelbe mittelft Aufrufes von St. Urban aus 
am 24. Dezember. Am 30. gl. M. legte er den Oberbefehl 
in die Hände des Landammanns der Schweiz nieder und gleich» 
zeitig waren gefammte Truppen entweder ſchon in ihrer Heimath 
wieder angekommen oder auf dem Marche nad) derſelben be- 
griffen, viele erfüllt von vaterländiihem Unwillen über die trau— 
ige Rolle, die ihnen auf dieſem Neutralitätszuge angewielen 
worden war. Die vollen Aufflärungen zu dieſem Ausgang 
finden fih in einer halbamtlihen, von Freiburg im Breisgau, 
dem Hauptquartier der Alliirten, am 21. Dezember ausgegangenen 
Schrift, worin zu lefen: der Wunſch, durch die ſchnellſten und 
fräftigften Maßregeln einen gründlichen und dauerhaften Frieden 
zu erringen, habe die Heere der verbündeten Souveräne an die 
Grenzen der Schweiz geführt und dieſelben gemöthiget, zur Fort— 
jegung ihrer Operationen einen Theil ihres Gebiets zu betreten; fei 
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auch dieſer Schritt in den Augen der Welt durch den Zmed 
des Krieges an ſich gerechtfertiget, jo hätten die Werbündeten 
jelbft diefe Rückſicht keineswegs für entfcheidend gehalten, wenn 
die Schweiz ſich in einer Lage befunden hätte, wo fie dem Fort: 
gang der Waffen (ter Alliirten) eine rechtmäßige und Achte 
Neutralität hätte entgegenftellen Fönnen. In dieſer Lage aber 
befinde fih die Schweiz nicht; wahre Neutralität könne nemlic, 
ohne den Belig wahrer Unabhängigfeit nicht beftehen. ine 
ſolche habe die Schweiz feit fünfzehn Jahren nicht mehr bejeffen; 
im Grund fei fie, mit einem geringen UWeberreft eigenthümlicher 
Gerechtfame und Formen, doch nichts Anderes als eine Provinz 
des franzöſiſchen Reiches geweſen. Cine Neutralitätserflärung 
aus ſolchem Boden entiprofjfen, verliere allen ernftlichen Anſpruch 
auf den Namen, mit dem fie fich fchmüde. Schließlid wurde 
in der Schrift erflärt, daß die vollfommenfte Unabhängigkeit 
der Schweiz nicht nur die erfte Bedingung ihrer eigenen glüd- 
fihen Eriftenz, jondern zugleich eines der erften politiſchen Be- 
dürfniffe des ganzen europäifchen Staaten-Vereins, mit folcher 
Unabhängigkeit aber die Fortvauer des biöherigen Zuftandes ver 
Dinge in der Schweiz unvereinbarlih ſei. Die vdiplomatifchen 
Schritte der alliirten Mächte gingen mit dieſer Denkichrift Hand 
in Hand; Bevollmäctigte von Defterreih und Rußland, Ritter 
v. Lebzeltern und Graf Capo d'Iſtria, gaben gleichzeitig dem 
Landammann der Schweiz eine Note ein, im welder der weſent— 
liche Inhalt obiger Denkſchrift nur in kürzere diplomatifche Form 
gebracht ift (20. Dezember). Der Fortbeftand der Mebiationd- 
afte war dadurch zur Unmöglichkeit geworben. Zum Weberfluß 
hatte noch ein anderer Agent Defterreichs, Graf Senft v. Pilfach, 
in Webereinftimmung mit vielen Altgefinnten, die Wiederherftellung 
der durch die Frangofen zerftörten alten Republif Bern und 
ihrer Berfaffung betrieben. Durch mande Bücher und Flug— 
Ichriften ift einzelnen Bernern der Vorwurf gemacht worden, 
daß fie die Heere der Alliirten in die Schweiz gerufen hätten; 
zu zweifeln ift nicht, daß Einzelne fie gern ſahen; allein ein 
Blick auf die allgemeine Weltlage, auf die Aufgabe der Alliirten 
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und auf ihre vießfalfigen amtlichen und anßeramtlichen Erkläs 
rungen zeigt biß zur Evidenz, daß der Durchmarjch eines Theile 
ihrer Heere durch die Schweiz einen unvermeidlichen Theil ihres 
Operationspland ausgemaht hat. In Folge diefes Durch: 
marſches hörte in Wallis und in Genf, dann in Neuenburg und 
in den übrigen Jura-Gebieten vie franzöſiſche Herrfchaft auf; 
Wallis wurde von derſelben durch ein öſterreichiſches Corps 
am 28., Genf durch ein anderes am 30. Dezember befreit, beide 
der Selbftftändigfeit wieder gegeben. 

Zu dem dießmaligen Neutralitätszuge ver Schweizer hatte 
der Kanton St. Gallen im Ganzen gegen 2000 Mann ins 
Feld zu ftellen gehabt, wovon ein Theil (das Bataillon Danie- 
lis) zulegt im Kanton Teſſin geftanden. Noch mehrere, bis auf 
die Zahl von 2670 Mann, mußten in Marfchbereitichaft geſetzt 
werden. Die St. Galliihen Truppen kamen aus dem Teſſin 
und von Schaffhaufen mit ehrenvollen Zeugniffen ihrer Feldobern 
zurück. Der Kleine Rath verfündete die amtlihe Meldung von 
dem Eins und Durchmarſch der Berbündeten dem Volke von 
St. Gallen am 22. Dezember, Vertrauen und Folgſamkeit em- 
pfehlend, damit dem Vaterlande nicht unnöthige Webel zugezogen, 
der Unwille der Mächte nicht gereizt werde. Bald nachher 
mußte die Regierung von St. Gallen für öfterreichiiche und rufe 
fiiche Armeetransporte durch die Schweiz 60 vieripännige Wagen 
liefern (Februar 1814). Zögerung wurde dur die ruffifche 
Intendantur mit Einlegung von Koſaken bevroht. Die Koften 
für folche Fuhrleiftungen verlegte die Regierung fpäter auf ſämmt— 
liche Kreije des Kantons. Die ganze außerordentliche Bewaff- 
nung jener Zeit foftete den Kanton, das eidgenöffiiche Geldkon— 
tingent inbegriffen, 86,850 Gl. 

Der Landammann von Reinhard fegte die Stände von den 
neueften Greigniffen in Kenntniß und lud fie ein, je einen oder 
zwei Abgeordnete nach Zürich zu fenden, damit fie den Lanb- 
ammann der Schweiz als eidgenöſſiſcher Rath umgeben, nad 
Eintreffen von Abgeordneten der Mehrzahl der Kantone fich zur 
Tagſatzung Eonftituiren mögen; ein Programm zur Inftruftiond- 
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ertheilung übermachte er ihnen nicht, und von einer jolden durch 
die Großen Räthe konnte überhaupt wegen der Kürze der Zeit 
nit die Rede fein. Die Form ver Einladung deutete jchon 
auf das Eintreten eined eidgenöfftihen Proviſoriums. Der 
Kleine Rath entſendete die Regierungsräthe Zollifofer und Reutti 
in die Bundesftabt, erließ dann die fchon erwähnte Proklama— 
tion an das Volk und berief zu außerorventlicher Verfammlung 
den Großen Rath ein. Im gebrängter Botjchaft erftattete ihm 
der Kleine Rath) Bericht über die Vorgänge jeit der außerorbent- 
lihen Tagſatzung, ſprach lebhaftes Bedauern darüber aus, daß 
„das Kleinod des Baterlanded, feine Neutralität”, nicht habe 
behauptet werben können, und über vie Ungewißheit der nun 
der Schweiz bevorftehenvden Scidjale, warnte aber gleichzeitig 
vor rathlofem Weſen. Am Schluß trug der Kleine Rath auf 
Beftätigung der den beiden Abgeorbneten bereits gegebenen all 
gemeinen Aufträge an und lud den Großen Rath zu eigener 
Beſtellung der Geſandtſchaft ein (27. Dezember). Trauer und 
bange Beforgniß war auf den Gefichtern der Mitglieder des 
Großen Rathes ausgeprägt.) Aus feinen Beiclüffen ging für 
die Geſandtſchaft als erfte Pflicht hervor, zu wachen, daß die 
Berfaffung des Kantons St. Gallen und die Gruntfäge ber 
eidgenöſſiſchen Bundesverfafjung unbetaftet bleiben; daß das 
ſchweizeriſche Neutralitätsfyftem wenigftens in fo weit gerettet 
werde, daß die Schweiz in feinem Falle und gegen feine Macht 
zur friegführenden Partei werde; daß die Tagſatzung die erfor: 
derlichen und gedeihlichen Maßregeln zur Erhaltung der verfaj- 
jungsmäßigen und gefegliben Ordnung im Vaterlande ergreife; 
bis hieher jeien die Gefandtichaft und der Kleine Rath bemäcdhtis 
get, alled Dagegenftehende müßte wieder an den Großen Rath 
gebracht werben. Alsdann wurden „die vom Kleinen Rath vor 
läufig getroffenen Geſandtſchaftswahlen beftätiget*. Durch die— 
jen Gang der Dinge fand ſich der erfte Staatsmann St. Gal: 
len's für beinahe zwei lange Jahre hindurch aus einer wichtigen 

1) So erzählt NRegierungsrath Falk in einer handfchriftlichen „Darftels 
fung der Ereigniffe vom Dezember 1813 bis Februar 1815”. 
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Stellung verdrängt; er ſuchte und fand theilmeifen Erſatz darin, 
dag er von dann an dur ununterbrochen fich folgende Wei— 
jungen des Kleinen Rathes an die Geſandtſchaft deren Thätig- 
feit zu beftimmen und zu regeln bemüht war. In Zürich aber 
war ed von ben beiden Gefandten der Regierungsrath Reutti, 
welcher, feinem Kollegen Zollifofer an Geiſt, Beredtſamkeit, That- 
fraft und Beweglichkeit weit überlegen, das gemwichtigere Wort 
für St. Gallen führte, 

Die St. Galliſchen Inftruftionen waren gut gemeint, beruh— 
ten aber auf feldftgefälliger Täuſchung und auf einer Anfchauung 
der Dinge, welche wejentlih nur die eigene Stellung, nicht 
aber vie vielfeitigen Wünfche und Bebürfniffe anderer Kantone 
und Gebietstheile der Schweiz im Auge hatte. Bern hatte die 
foftbarften Evelfteine (Waadt und den reformirten Theil des neu- 
geichaffenen Kantons Aargau) aus feiner republifanifchen Krone 
verloren und forderte fie bereitd zurüd; die Urfantone und die 
übrigen Demofratien, fie, die Gründer oder doch älteren Glieder 
der Eidgenoffenfchaft, jahen fih durd die Mebiationsafte in den 
zweiten Rang zurüdgebrängt und mußten zuſehen, wie die grö- 
Beren Kantone, mit verboppeltem Stimmrecht, bei jeder Gelegen- 
heit auch das große Wort führten; in den Städtefantonen hat- 
ten, abgejehen von Bern, nur ver Drud von Außen und der 
gebieteriiche Ausſpruch des Diktators in Paris eine gewiſſe Aus- 
gleihung zwiſchen den Intereſſen von Stadt und Land hervor: 
gebracht, die feinen von beiden Theilen befriedigen fonnte; in 
den meiften Verfaſſungen Hatte ein franzöfifch-birreaufratifches 
Wahlſyſtem das Erftehen einer ächten und rechten Volksreprä— 
fentation verhindert; für die wiederbefreiten Altern Gebietstheile 
der Schweiz, Wallis, Genf, Neuenburg, Biel, die ehemals 
bifchöflich bafel’ihen Lande, mußten neue bundesrechtlihe Ver— 
hältniffe zu der Schweiz gefchaffen werben. Es lag daher ein 
reiher Stoff zu Differenzen vor, welcher bewältiget, und zu 
neuen Geftaltungen, welche entworfen und verwirflichet werben 
folten: in der That Aufgaben, welche durch den einfachen Sta— 
tusquo, wie ihn St. Gallen und vie bisherigen Regenten in 
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einigen anderen neuen Kantonen zu behaupten wünfchten, jchlechter- 
dings nicht gelöfet werden konnten. Soldes bewiefen vie 
nächſten Ereignifle. 

Dem Rufe des Landammanng zur Verſammlung in der Bundes— 
ftabt hatten nur zwölf Kantone entiprochen: Zürich jelbft, dann Uri, 
Luzern, Glarus, Zug, Bafel, Schaffhaufen, Appenzell, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau und Waadt. Es fehlten von den neuen Kantonen 
Graubünden und Teffin; von den alten: Schwyz und Unterwalven, 
Bern, welches bereits feine alte Regierung wieder eingejegt hatte, 
Freiburg und Solothurn. An eine wirkliche Tagfagung wagte ver 
Landammann, nod immer Bundeshaupt, nicht zu denfen, und 
fie wäre auch wirklich nicht möglich gewejen, da die Vollmachten 
der Standesgefandtichaften fiber die bundesrechtliche Bedeutung 
der angeordneten Zujammenfunft verfchieden lauteten. So er: 
griff man den Ausweg eines vertraulicden Wiederfehens in ber 
Wohnung des Landammannd (27. Dezember). Es wurden bier 
die innere und Äußere Lage der Schweiz erwogen; in erfter Be: 
siehung die Frage der Erhaltung einer Eidgenofjenfchaft ver 
XIX Kantone im Gegenfaß zu der von Bern beabfichtigten 
Miedergewinnung der erwähnten alten Gebiete; dann die nöthigen 
Schritte, um den Eintritt der noch fehlenden Kantone zu erzielen. 
Die Theilnehmer an dieſer Verhandlung verzichteten auf die 
Konftituirung der Tagfagung; ihr Verband hieß von num an 
„die eidgenöſſiſche Verſammlung“; dadurch war die Mebiations- 
afte nun thatfächlih aufgegeben, das ſchweizeriſche Proviforium 
auch offiziell erklärt. Ein Ausſchuß folte das Weitere vorbe- 
rathen; ein St. Galler Abgeorbneter wurde nicht in venfelben 
berufen. Dagegen eilte Reutti nad St. Gallen zurüd zu münd- 
licher Berichterftattung im Kleinen Rathe; er fhilverte die ber 
reitd eingetretene Auflöfung und ohnmächtige Stellung des Vater- 
landes; wie der öfterreichifche Bevollmächtigte v. Lebzeltern immer 
auf -Mitwirfung der Schweiz an dem großen Kampfe gegen 
Frankreich hinziele; wie die Abſicht der Alltirten, daß allent- 
halben der alte Rechtsſtand wieder eingeführt werde, überall 
durchblide; wie die Gejandten von Waadt und Aargau gleidr 
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ſam mit Verzweiflung von der durch Bern beabfichtigten Wie— 
dervereinigung ihrer Gebiete gefprochen, dann um die Hülfe ver 
Mitftände gegen diefes Vorhaben dringendft erfucht hätten. 
Der Wirkfamfeit der bisherigen Bundesverfaffung machte 
vollends der Umftand ein Ende, daß der nah Inhalt derfelben 
auf den legten Tag Dezembers fallende Uebergang der Diref- 
torialgewalt vom Stande Zürich auf den Kanton Luzern unters 
bleiben mußte. Die alliirten Mächte und ihre Bevollmächtigten 
wiberfegten fih und es erging die nähere Anweifung an Rein— 
hard, unter der Form alt-Zürcheriicher Vorortſchaft eine Dik— 
tatur aufzuftellen, die, den Umftänden nach, Niemanden als dem 
eben genannten legten Landammann der Schweiz zufallen fonnte. 
Reinhard entſprach und unterließ die Amtsübergabe an Luzern. 
Das erwähnte Anfinnen der Verbündeten ſchloß ſtillſchweigend 
das Begehren in fi, daß die ſchweizeriſche Bundesordnung auf 
neue Bafis geftellt werde: Zu diefem Ende fchaarten fich, unter 
Reinhard’s Mitwirkung, nach jener erften gemifchten Zufammen- 
funft von Ständen, zehn der alten XIII Kantone allein zu= 
jammen, entwarfen und bejchloffen die Grundlagen einer neuen 
Bundesafte (29. Dezember); ed waren Uri, Schwyz, Luzern, 
Zürih, Glarus, Zug, Freiburg, Bafel, Schaffhaufen und Appen- 
zell beider Rhovden. Nachdem fie im Eingang der VBertragsurs 
funde die einmüthige Meberzeugung ausgeſprochen, daß die me- 
diationsmäßige Bundeeverfafjung nicht ferneren Beftand haben 
fönne, vereinigten fie fi auf folgende Punkte: Fortdauer des 
ſchweizeriſchen Bundesverbantes im Geiſte der alten Bünde; 
Einladung zum Beitritt an die noch übrigen altseidgenöfftichen 
Stände, ſowie aud an „diejenigen, welche bereits feit einer 
langen Reihe von Jahren Bundesglieder geweſen find” ;. Auf- 
ftelung des Grundſatzes, daß feine mit den Rechten eines freien 
Volkes unverträglichen Unterthanenverhältniffe hergeftellt werden 
ſollen; Zürich fei biß auf Weitered um Leitung der Bundesans 
gelegenheiten erſucht. Zürich entiprach diefem Geſuch und gab 
dem gewefenen Lantammann feh& Beiſitzer. So war die pro— 
viforifche Bundesbehörde (der vorörtlihe Staatsrath) geichaffen, 
19* 


— 9 — 


Reinhard ihr permanenter und einflußreicher Präfivent. So uns 
fiher biedurh die Stellung der neuen Kantone geworben, blieb 
diefen doch nichts anderes übrig, ald Rettung auf dem Brete 
zu fuchen, welches ihnen die zehn alten Stände geboten hatten. 
Zu einer neuen Verſammlung beigezogen, ſprachen daher bie 
Kantone St. Gallen, Aargau, Thurgau und Waadt, unter VBors 
behalt der Ratififation, ihren Beitritt aus (29. Dezember Nach— 
mittags). Teſſin folgte am 15. Januar 1814. Graubünden 
hielt mit feiner Entſchließung zurüd; dort walteten nämlich Ge— 
lüfte nach völliger Trennung von der Schweiz und Herftellung 
des alten Freiftaates der drei Bünde. 

Der alsbald wieder einberufene Große Rath von St. 
Gallen empfing fortgelegten Beriht vom Stand der Dinge. 
Der Fortbeftand ter neuen Kantone ſchien dem Kleinen Rath, 
laut feiner Botjchaft, als gefihert —, zumal der Waadtländer 
Geſandte, welcher Zutritt bei dem ruffiihen Kaifer gefunden, 
hiefür befte Ausficht erhalten hatte. Der Große Rath ſprach 
den definitiven Beitritt zur eidgenöfftichen Webereinfunft vom 
29. Dezember aus und erklärte den Kanton St. Gallen „burd 
feine Anfchließung am diejelbe, zum Mitglied des wieder erftan- 
denen und auf obige (die befannten) Grundlagen zu bildenden 
eidgenöffiichen Bundes’. Diefer Ausfpruh war zwar ein ein- 
helliger; aber Syndik Steinlin, der ehemalige Bürgermeifter, uns 
terließ nicht, unterftügt durch feine Mitrepräfentanten aus ber 
Stadt St. Gallen, eine Verwahrung der der Iegteren „gebüh- 
renden rechtmäßigen Rechte” zu Protofoll zu geben, deren Aufs 
nahme jedoch der Große Rath ablehnte (7. Januar 1814). ?) 

In der übrigen Schweiz erhielt vie bereits eingetretene 
Spaltung neue Nahrung. Wie Bern die alten Zuftände zurüd- 
gerufen, fo thaten ed auch Solothurn und Freiburg; ehevorige 
Staatsordnungen traten dort wieder in Wirkfamfeit. Diele 
Trennung erfüllte tie Geſandtſchaften an der „eidgenöfftichen 
Verſammlung“ mit Wehmuth und Bejorgniffen. Selbft die Bes 
vollmächtigten der Alltirten, Ritter v. Lebzeltern und Graf Capo 

1) Kalk: Darftellung der Ereigniffe u. f. w. 


— 293 — 


d'Iſtria, Außerten darüber ihren Unwillen; überhaupt hatten 
fi diefe fhon vorher jedes Mißverftändniß über ihre Aufträge 
und Anfinnen verbeten;. jo entjchieden fie fich nemlich für die Befeiti- 
gung der Mediationsafte ausgeſprochen gehabt hatten, fo wollten 
fie doch nicht, daß unter diefer Aenderung zugleidy ver Sturz der 
beftehenden Ordnung in den Kantonen mit ihren Behörven vers 
ftanden werde. Der Stand der Sachen übrigens ließ nicht zu, 
fi) länger nur auf theoretifhem Felde zu bewegen; daher be— 
tonten auch jene Gejandten die Nothivendigfeit der Entwerfung 
einer neuen Bundesverfaſſung, jo wie entiprechender Grundlagen 
für Abänderung der Fantonalen Verfafjungen, Aufgaben, mit 
denen fih bald eine Kommilfion ver eidgenöffiihen Verſamm— 
lung befaßte, in welche wieder fein Abgeordneter von Gt. 
Gallen, wohl aber ein folder von Thurgau (Morell) zugezogen 
wurde. In Bajel hielten am 13. Januar 1814 die alliirten 
Monarden ihren feierlihen Einzug; fie begrüßte Namens ver 
Schweiz eine Abordnung, an deren Spige fi Reinhard befand; 
die Monarchen ſprachen ſich höchſt wohlwollend aus, mehr im 
Sinne der Erhaltung als gewagter Umänderungen, ganz be 
ftimmt gegen anarchiſche Auflöfung und Zerftörung; namentlich 
hatte fich der Kaifer von Rußland für die Erhaltung aller XIX 
Kantone erflärt. Alsbald ſprachen die mehrgenannten zwei Ber 
vollmächtigten der verbündeten Höfe Namens verjelben ven 
lebhaften Wunſch aus, die Gejandten ſämmtlicher neunzehn Kan— 
tone in Zürich verfammelt zu jehen (19. Januar). Aber Bern, 
Solothurn und Freiburg verharrten in ihrer Abjonderung, wol 
ten nur die alten XIII Stände anerkennen, und fahen in ber 
„eingenöffiihen Berfammlung“ nur den wirfungslofen Zufammen- 
tritt unbefugter Gejandtichaften. 

Reinhard, über die Zuftimmung der verbündeten Mächte 
außer Zweifel gejegt, wirkte im Sinne des Zufammenhaltens 
alfer Theile der Schweiz. Gleichzeitig war er aber auch thätig 
für die innere Umgeftaltung der Kantone. Er berief die in 
Zürih anmejenden Kantonsgejandtichaften der Reihe nad zu 
ih, am 23. Januar jene von St. Gallen. Hier feine Eröff- 
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nung: Die fantonalen Berfafjungsrevifionen feien dringlich ge— 
worden, da bießfallfige Anleitungen feitens der eidgenöſſiſchen 
Verſammlung noch feineswegs zu erwarten jeien; vorläufig 
müfjen alio doch die Kantone Hand anlegen, um jeder jpäteren 
unwillfommenen Ueberraſchung vorzubeugen. Aber die Revifion 
folle nicht zu einer Verfchlimmerung führen, vielmehr von einem 
Syſtem ausgehen, welches die Garantien der Solivität und des 
Beftandes in fich jelbft trage, dann auch die Garantie der Eid: 
genoffenfchaft und jene der hohen Mächte erwarten Fönne. Zu 
diefem Ende müfje man fi nicht nur vor jevem noch ftärferen 
Demofratifiren hüten, jondern vielmehr auch das Schmwanfende 
der jegigen Ordnung entfernen, daher eine jolhe Wahlart be 
ftimmen, „durch welde wenigftens in den mittelbaren Wahlen 
(falls man die unmittelbaren in jegiger Weiſe beibehalten wollte) 
vorgejorgt werde, daß diejenigen Bürger, in denen fich vie 
Stärfe alles phyſiſchen und moraliichen Vermögens vereiniget 
und die mit Recht als Repräfentanten des Grund: und andern 
Vermögens, fo wie der Talente und des Anjehensd betrachtet 
werben können, in den Dienft des Paterlandes berufen werben 
fönnen, ohne dem blinden Looſe bloßgeftelt oder mehrere Jahre 
einer Kandidatenlifte einverleibt zu fein“. Eben fo fei die Wan— 
velbarfeit der Stellen, ald jeder guten Ordnung im Innern und 
der Erhaltung guter Verhältniffe zu den andern Kantonen nad) 
theilig, durd längere Amtsdauern zu bejeitigen, ferner eine (aus— 
Ichliegliche) Initiative der Regierungen feftzuhalten, damit nicht 
die Großen Räthe zu Landsgemeinden ausarten. Diefen Räthen 
fügte Reinhard die Mahnung an die Gefandtihaft bei, ſich 
förberlihft nad) Haufe zu begeben und einzuwirfen, daß feitend 
der Regierung eine Reviftionsfommiffton beftellt werde, welde 
in obigem Sinn verfahre. Aehnliche, ja noch ftärfere Auffor- 
derung erhielt die St. Gallifche Abordnung bei einer Audienz 
feitens der Bevollmächtigten der Alliirten, Lebzeltern und Capo 
d'Iſtria, fowohl in Bezug auf die einzuhaltenden Revifiond- 
grundfäge als in Hinficht der Dringlichkeit der Reviftonsarbeit. 
Sofort erfchien Neutti wieder in dem St. Galliihen Rath zur 


— 295 — 


Berichterftattung, trug das Vernommene mit möglichft ftarfen 
Farben vor. Auf Grundlage der erwähnten fjchriftlichen und 
münblihen Berichte, wohl auch bereits in Kenntniß von Der 
vieljeitig übeln Stimmung im Kanton, entfchloß fi der Kleine 
Rath, freilich mit großem MWiderftreben, zur Vornahme einer 
Verfaffungsrevifion und ernannte hiefür eine zu je zwei Kan 
tonsräthen aus jedem Bezirfe nebft zwei Regierungsräthen 
(Müller-Friedberg und Dudli) beftellte Kommiffion (28. Zanuar). 
Genau an diefem Tage gab die Stadt St. Gallen dem im 
Großen Rathe von ihrem Syndif (Gemeindammann) Steinlin 
bereit8 Eundgegebenen Willen Folge, verfegte fich in ihre ehe— 
malige unabhängige Stellung zurüd und warb in Zürich für befte 
Geltendmahung ihrer Anſprüche. Es geſchah durch zwei Abge- 
ordnete: Züblin, Präſident des Faufmännifchen Direftoriums, 
und Kantonsrat Kaſpar Bernet, die fih, mit ftadträthlichem 
Krebitiv verfehen, in bie proviforifche Bundesftadt begaben. Be- 
ftürzt über diefen Vorgang mahnte Müller-Friedberg, als zeitiger 
Präſident des Kleinen Rathes, fofort in amtlicher Form die 
Kantonsgefandtihaft in Zürich zur Wachſamkeit gegen die Stadt: 
abgeordneten, von denen zu beforgen fei, daß fie die Föderali- 
firung des Kantons betreiben wollen; „beftimmte Zurechtweifung” 
(der Stadtabgeorbneten), fo: fchrieb er weiter, würde für bie 
Ruhe des Kantons und das vernünftige Befte der Stadt ſelbſt 
jehr wirffam fein (29. Zanuar). Aber Züblin und Bernet 
fanden in Zürih willfommene Ermynterung, bei Rathöherr 
Hirzel und bei Reinhard, welde beide riethen, einen Drittheil 
der Stellvertretung zu fordern, Reinhard mit dem Zufage: gehe 
ed nicht, fo folle die Stadt mit der Drohung ausrüden, daß 
fie gänzlih zur alten Unabhängigkeit zurüdfehren werde; dann 
bei Aloys Reding, Bürgermeifter Eicher und Capo d'Iſtria, 
weniger bei Lebzeltern, der den Wunſch ausſprach, daß fich bie 
Stadt St. Gallen namentlih niht vom Kanton ablöfen möchte, 
Vom St. Galliihen Standesgejandten Zollifofer empfingen bie 
Stadt-Abgeordneten den Rath, fib dem reformirten Theil des 
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Kantons anzufchliegen und mit diefem gemeine Sade zu maden. 
So beridhteten die Abgeordneten dem Gemeinderath. ') 

Die Revifionsfommiffion beftellte Müller-Friedberg zu ihrem 
Präſidenten und begann alsbald ihre Arbeit. Bon Zürich ber 
aber wurde fie gemeiftert: Reinhard empfahl die Stabt, nament- 
lih zu Gewährung ftärferer Repräfentation, mit Rüdfit auf 
ihre frühere Souveränetät, ihren ftarfen Beitrag zu den Staatd- 
ausgaben, ihren geiftigen Kultur- und materiellen Vermögens 
ftand; zunächſt verlangte er auch, daß aus der Stabt mehrere 
Mitglieder in die Revifiondfommiffton zugezogen werben. 2) Er- 
bittert über das Verhalten der Stadt und die hohe Protektion, 
die ihr in Zürich geworden, aud die Gründe für eine privile- 
girte Stellung derſelben Feineswegs als ftihhaltig anerfennend, °) 
entjendete der Kleine Rath ven Regierungsrat} Gmür nad 
Zürich (8. Februar), das Bundeshaupt, die übrigen eidgenöf- 
fiihen Gefandten und die auswärtigen Diplomaten eines Befjern 
zu belehren und gegen die verlangte Bevorzugung der Stadt 
Einwendung zu erheben; der Kleine Rath fand aber doch gleich- 
zeitig rathfam, die Mitglieder der Neviftonsfommiffton durch 
zwei Zuzüger aus der Stadt zu vermehren. Solche Verdop— 
pelung der Stadtrepräjentanten in ber Kommiffion machte in 
biefer den bitterften Eindrud, jo daß fofort die Mitglieder dreier 
Landbezirfe ihre Abreife anfündeten, falls dem Beſchluß Folge 
gegeben werben wollte. Die Stadt ließ entichuldigend eröffnen: 
fie habe durch ihre Sendung nah Zürih nur Erfundigung ein- 
ziehen wollen, wie weit fie in ihren Begehren, ohne Trennung 
vom Kanton zu verlangen, etwa gehen fünnte, da das Erlöfchen 
der Mediationsafte die Stadt, welche allein im Kanton fouverän 
geweien, in eine ganz andere Stellung verfege; ihr Hauptbes 
gehren jei gerechtere Repräfentation, und zwar jchon in ber Res 


) Aus den Handfchriftlichen Notizen eined Mitgliedes bes Gemeinde: 
rathes von St. Gallen. 

2) Falk: Darftellung der Greigniffe u. f. w. — ETIENR Reinhard's 
an den Kleinen Rath, vom 4. Februar. 

°) Falk: Darſtellung der Ereigniffe u. f. w. 
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vifionsfommilfton; bis diefem Begehren entiprocdhen fein werde, 
würden bie ftäbtifchen Mitglieder den Sigungen nicht mehr beis 
wohnen. Der Kleine Rath, hiedurch nod mehr aufgeregt, 308 
den Beichluß für Vermehrung der Kommiſſion durch zwei weitere 
ftäbtifche Mitglieder zurüd, lud die Revifionsfommiffton ein, ihre 
Arbeiten mit allem Nachdruck fortzufegen, und mahnte die zwei 
urfprünglichen Mitglieder der Stadt zu fernerer pflichtmäßiger 
Theilnahme an den Berathungen; ven Gemeinderat) von St. 
Gallen wies er an, feine Wünfche fchriftlich einzugeben (9. Bes 
bruar). Gmür's Vorftelungen in Zürich fanden meift Eingang, 
fonnten aber die bereits fchwierige Lage in St. Gallen nicht 
heben. Die Stabtabgeorbneten in die Revifionsfommiffion (es 
waren Steinlin und C. 4. Wetter) erhielten vom Gemeinverath 
den Auftrag, in derjelben nicht wieder zu erfcheinen, bis nicht 
mehrere Mitglieder aud der Stadt zugezogen fein würben. Die 
Reviſionskommiſſion aber feste ihre Arbeiten unentwegt fort, 
trug dabei den Berhältniffen der Stadt, ald wäre dieſe jelbft 
repräfentirt, billige Rechnung und vollendete den Verfaſſungs— 
entwurf. 

Durch diefe Unverdroffenheit war jedoch nicht geholfen. Die 
Stadt beſchränkte fich nicht auf die bereits eingenommene Sepa— 
ratftellung, ſondern gab der Regierung, für den Fall der Forts 
ſetzung ter Revifionsarbeiten ohne ihre aktive Mitbetheiligung, 
feierliche jchriftlihe Verwahrung ihrer Rechte ein; der Kleine - 
Rath erwiederte, daß eine ſolche Verwahrung Feine Berüdfich- 
tigung finden werde, lub aber wiederholt zu fchriftliher Eingabe 
der ftädtifchen Wünfche ein. Angefichts der unverfennbaren Uns 
terftügung , welche die Bewerbungen der Stabt in Zürich ges 
funden, war nemlich aus deren Sonderftelung eine bleibende 
Trennung vom Lande, in Folge derjelben Auflöfung des ganzen 
Kantons zu beforgen; 1) das war mit ein Bemweggrund, ber 


) Den verderblichen Einfluß der Beftrebungen der Stadt fchildert bes 
fonders feharf die im Spätherbft 1814 erfchienene Flugſchrift: „Noch etwas 
über den ganzen Canton St. Gallen an die Gefammtheit des Volkes beö- 
ſelben.“ Sie betont, daß dad Berhalten der Stadt felbft Beforgniffe der 
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Stadt dur jene Einladung eine Brüde zur Verftändigung zu 
bieten. Inzwiſchen empfahl Reinhard fie wiederholt zur Berüds 
fihtigung und nahm fie vollends entichuldigend unter feine Fit- 
tige; alljo ermuthiget jpannte vie Stadt in einer Antwort ihre 
Anſprüche möglihft hoch. Der Stadtgemeinverath fchrieb an 
die Regierung: nad Aufhebung der Mediationdafte und ver 
auf felbe fi gründenden Kantonsverfafjung wäre die Stadt, 
ehedem ein jelbftftändiger Theil der Eidgenoſſenſchaft, nad) dem 
Beifpiel der übrigen fouveränen Städte und Orte derſelben be- 
rechtiget, die Wiedereinfegung in ihren vorigen Stand zu bes 
gehren; eifte fie nun, um mit dem Kanton im bisherigen Bers 
band zu bleiben, Verzicht auf jenes begründete Recht, jo müßten, 
dieſes großen Dpferd halber, nachftehende Anfprachen Berüds- 
fihtigung finden: 1. wegen bisheriger „allzugroßer Dijparität 
der beiden Religionen“ in ven oberften gefeggebenven Voll— 
ziehungs- und Gerichtsbehörden jolle eine gänzliche Parität in 
genannten Behörden hergeftellt werden; 2. ſolle der Stadt eine 
mit ihrer ehevorigen jouveränen Stellung, dem Bermögend- und 
Bildungsftand ihrer Bürger proportionirte ftärfere Repräjentation 
eingeräumt werden; 3. daß den Gemeinderäthen in ven Städten 
überhaupt und demjenigen in der Hauptftadt in Rückſicht auf 
deren befondere Verhältniffe fowohl in polizeilicher Beziehung 
al8 in Betreff der niedergerichtlichen Jurisdiktion ein erweiterter 
Wirkungsfreis eingeräumt werde (16. Februar); fo viel vorläufig; 
weiter müſſe die Stabt auf die Einführung eines auf „ſoliden 
fammeraliihen Grundfägen beruhenden Finanzſyſtems“ und ver: 
befferte Juftizpflege abftelen. Die Allgemeinheit und Wichtig: 
feit ber Forderungen bewogen den Kleinen Rath, die Abwehr 
alled Uebertriebenen durh das Mittel mündlicer Unterredung 
zu verfuchen; fie fand zwiſchen beibfeitigen Abordnungen in ges 
heimnißvoller Stille in der Wohnung des Regierungsraths Zollis 
fofer ftatt. Unter ven Abgeorbneten für den Kleinen Rath war 
Landbewohner erweckt habe, es fei auf „Unterjochung der Landſchaften“ abs 


gejehen. Berfaffer bat einigen Grund zur Vermuthung, es fei jene Schrift 
eine Arbeit Reutti's. 
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Müller-Friedberg dabei; für die Stadt an der Spige einer zahls 
reihen Abordnung Steinlin. Die Verhandlungen fcheuten nament— 
ih das Licht vor den Mitgliedern der Fatholifchen Partei in 
der Regierung; die Fatholiihen Kantonsbürger bejorgten eine 
Stadtherrihaft überhaupt, dann die Vernichtung berechtigten 
fatholifhen Einfluffes im Befondern. Schon in der Reviſions— 
fommilfion hatte Müller» Friedberg den Vorwurf vernehmen 
müffen, daß er für das Intereſſe der Katholiken ganz erfaltet, 
nur für dasjenige der Stadt und der Reformirten thätig fei; 
und ironiſch bemerfte der Kantonsrath 3. J. Stadler von 
Flawyl: es lohne ſich für die Katholifen nicht der Mühe, fich 
gegen die Parität oder jelbft gegen eine Mehrheit ver Refor- 
mirten im Großen Rathe fo fehr zu ereifern; denn diefen gebreche 
es nicht an Mitteln, von den Katholifen jo viele auf ihre Seite 
zu bringen als nöthig, um jeweilen ihren (der Neformirten) 
Willen durchſetzen zu können; alle zeitweiligen Bemühungen ver 
Katholiken gegen diefen Stand der Dinge werben daher frucht— 
[08 fein. ) Am 25. Februar war, eidgenöffticher Angelegenheiten 
wegen, der Große Rath verfammelt. Der Kleine Rath legte 
über die Fantonale Verfaſſungsfrage nichts vor, obgleich der 
Berfafjungsentwurf vollendet war. Darüber im Großen Rath 
Unruhe und Unzufriedenheit und verfchiedene Anträge zur Anhand» 
nahme ver Verfafjungsrevifion durch eine vom Großen Rath jelbft 
zu beftellende Kommilfion. Sie drangen nicht dur; der Große 
Rath überließ die Handhabung der Ruhe und das Verfaſſungs— 
gefchäft noch weiter dem Kleinen Rath. In der erwähnten ges 
heimen Berhandlung zwiſchen ben Abgeorbneten der Regierung 
und der Stadt waren der legtern Begehren weit jchroffer ber- 
vorgetreten, als in der vorgängigen brieflichen Eröffnung: fie 
hatte abjolute Parität und das Recht verlangt, den vierten 
Theil der Mitglieder des Großen Rathes zu wählen, d. h. aljo: 
ver Große Rath ſolle aus jeder Konfeifion zur Hälfte beftellt 
werben, an die reformirte Hälfte der Mitglieder hätte die Stadt 
hinwieder die Hälfte zu liefern (verfteht fih, nur aus ihrer 
1) Falk: Darftellung der Ereigniſſe u. f. w. 
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eigenen Bürgerſchaft); im Kleinen Rathe und im Appellationds 
gerichte follen ebenfalls von jeder Konfeffion gleichviele Mitglieder 
fein, das ungerade Mitglied abwechjelnd der einen, dann wieder 
der andern gehören; in beiden genannten Behörden folle ver 
vierte Theil der Mitglieder aus Bürgern der Stabt bejegt fein; 
dann wurden auch die befondern Polizei und NRiedergerichtd-An- 
fprüche wiederholt. Ueber Barität und Repräjentation empfingen 
die Stadtdeputirten Belehrungen, die fie zu erbauen ſchienen; fie 
verjprachen biefelben dem Gemeinderath zu berichten; den dritten 
Punkt betreffend, hieß ed, werden Rüdfichten walten, aber es 
fünne nur durch Gefege, nicht in der Verfafjung felbft ftattfinden. 
So berichtete Müller- Friedberg im Kleinen Rath. Nachhin berieth 
die Regierung den von der Revifionsfommiffion um die Mitte 
ded Monats März empfangenen Berfaffungsentwurf, welcher 
namentlih dem auf 140 Mitglieder zu rebuzirenden Großen 
Rath eine jelbftftändigere, alfo auch wirfjamere Stellung gegen: 
über der Regierung einräumte, als die Verfaſſung von 1803. 
Der auf Grundlage dieſes Kommiffionalvorfchlags entftandene 
Berfaffungsentwurf des Kleinen Rathes behält zwar die 44 
Wahlfreife, wollte aber den Kanton in 23 -erftinftanzliche Ge— 
richtöfreife eintheilen, verhieß der Stadt ald Hauptort eine bes 
fondere Gemeindeorganifation, behielt den Großen Rath in ver 
frühern Zahl von 150 Mitgliedern, ſchwächte nicht unweſentlich 
feine Stellung gegenüber dem Kleinen Rath) wieder ab, räumte 
in Gerihtsfachen dem Kleinen Rath und tem Großen Rath 
zufammen gewiflermaßen Kafjationsbefugnifje ein; ſchuf für 
„Treitige Staatöverwaltungsrehtsfälle” ein Adminiftrativgericht 
neben den orbentlihen Zivilgerichten. Der Große Rath follte 
aus 48 von den Kreifen, 70 durch Bezirfswahlforps, und aus 
32 von den erften 118 gewählten Mitgliedern beftehen, letztere 
32 frei (doch mit Rüdfiht auf die PBarität) aus jenen Kantons— 
bürgern gewählt werben, „welde durch Bildung, Erfahrung und 
Anſehen vorzüglich geeignet find, in die oberfte Kantonsbehörde 
einzutreten.“ Im Ganzen follte ver Große Rath aus 85 Ka 
tholiken und 65 Reformirten beftehen; der Stadt waren aus 
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allen drei Klaffen im Ganzen 20 Repräfentanten zugetheilt. 
Amtsdauer für die höhern Behörden zwölf Jahre. Unter den 
„allgemeinen Gemwährleiftungen“ findet fih die nachhin ſoge— 
nannte Eonfefftionelle Trennung; fie war am 24. März im Kleinen 
Rathe beantragt worden. Die Stadt wurde eingelaven, ihre 
MWünfhe wegen der eigenen inneren Drganifation einzugeben. 
Aber auch mit den Abfchlüffen des Kleinen Rathes, inſoweit 
es fie betraf, nicht zufrieden, entjenvete fie neuerdings ihre Ab- 
geordneten, Züblin und Bernet, zur Geltendmachung ihrer ver 
meintlichen Vorrechte, nah Zürih. Die Stadt St. Gallen 
gewann Berftärfung durch das gleichzeitige Auftreten der Schwe- 
ſterſtadt Biel, die ſich mit jener brieflich in Verbindung feßte. %) 

Die Regierung hatte noch mit anderen Gegnern, als bloß 
mit ver halb wiedererftandenen Stabtrepublif St. Gallen zu 
fimpfen. Schon unmittelbar nach ver in Folge des Durch— 
marſches der Alliirten erlaffenen Proffamation hatte fie Miß- 
trauen in bie öffentlihe Stimmung ver Landbezirfe und zog 
darüber Bericht durch die Vollziehungsbeamten ein. Sie ahnte 
richtig. Die völlig unrepublifanifhe, vollends ganz undemofra> 
tiiche Bevormundung, unter welcher das Volk aller Bezirke wäh- 
rend der ganzen Mediationdzeit gehalten worden war, und bie 
Erinnerung an ältere fruchtlofe Verfuche zur Erwerbung und 
Erhaltung fihernder Selbftftändigkeit, in Verbindung mit dem 
Bewußtſein des Volkes, daß die Franzoſenherrſchaft fammt ihren 
Folgen nun befeitiget fei, rief vielfeitige Bewegung hervor. Das 
Volk jchritt zu eigener Bethätigung. Im Rheinthal trat bie 
Partei der alten Demofraten wieder auf. Sie verfammelten 
fih auf Schloß Weinftein in anfehnlicher Zahl (die gegnerifchen 
Amtsberichte fprechen von 40 Männern), unter ihnen der Alt 
Ammann Johann Graf, von Rebftein, jchlauer und energifcher 
Demofrat zugleih; was fie wollten, war eine einfache, unfoft- 


) Zum großen Unwillen Müller-Briedberg’8, der vergebens erwartete, 
daß die Stadtbehörde den an „Bürgermeifter und Rath; der Stadt St. Gal- 
Ien“ gerichteten Brief „gebührend“ ver Regierung einfenden werde. (Sein 
Schreiben an die Gefandtfchaft in Zürich, vom 29. März.) 
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ipielige Regierung, zu diefem Behuf Einführung einer ganz 
neuen Ordnung der Dinge; fie beiprachen dieſe, nahmen fidh 
vor, die Kantonsräthe von Ober: und Unterrheinthal entweder 
für ihre Zwede zu gewinnen, oder dann aber ihnen zu ver: 
deuten, daß ihr Reich zu Ende; entjendeten eine Abordnung an 
Steinlin in St. Gallen, Rath und Mitwirfung zu erbitten und 
erhielten gute, tröftliche Verfiherungen von ihm. Kaum von 
diefen Borgängen im Allgemeinen in Kenntniß gejegt, verorbnete 
der Kleine Rath die Einvernahme der Betheiligten, forderte 
ſämmtliche acht Friedensrichter auf, „jeden ftörriihen oder ver: 
fafjungs- und gefegwidrigen Schritt augenblicklich zu unterdrücken“, 
und verlegte, da in ber Hauptftabt eben noch das von adıts 
zehnmwöchentlicher Grenzbejegung in den Kantonen Graubünden 
und Teſſin zurüdgefehrte Bataillon Danielid anweſend war, 
drei Kompagnien defjelben in vie Gemeinden Marbach, Rebftein 
und Balgach, damit nöthigenfaNs für den Fortgang der Unter 
fuhung die bewaffnete Macht in Anfpruch genommen werben 
fönne (12. und 13. Sanuar), an weld’ legterem Tage bie 
Truppen dort einrüdten. Das Ergebniß war geringfügig und 
brachte nichts ald das ſchon Gemeldere an den Tag. Den 
Wünſchen Grafs und feiner Genoffen wäre ohne Zweifel bie 
Wiedereinführung der Demofratie von 1798 und 1802 das 
Genehmfte geweſen. Die Gemeinveräthe, eingefchüchtert durch 
die Beforgniß, Erefutionsfoften auf fih und die übrigen Bürger 
ihrer Gemeinden zu laden, ftanden für Handhabung der Ruhe 
und Ordnung ein; es ward für einmal wieder ftille, die Trup⸗ 
pen wurden am 20. Januar zurücgezogen und der Kleine Rath 
gab, auf ein bejonderes Loyalitätsſchreiben des Gemeinderathes 
von Balgach, die erfreuliche Verficherung, daß für die gejchehene 
Einquartierung die reglementarijche Vergütung werde geleiftet 
werden. Auch aus anderen Bezirfen waren bie Berichte nicht 
günſtig. Bon Wyl meldete Frievensrichter Reutti: man jehe 
mit Auflöfung der Mediationsafte auch die Regierung als ver: 
abfchiedet an, made Schwierigkeit gegen die Bezahlung der 
Steuern, wolle zuerft wiffen, wer Regierung ſei; ja es liefen 


— 303 — 


jelbft Gerüchte um, man werde den Käufern der Liegenfchaften 
des Stiftes St. Gallen zu Leib gehen. Vollends eine ‚ernfte 
Geftalt nahm die Volfdbewegung im alten Sarganferland an. 
Dort war Johann Baptift Gallati von Sargans noch immer 
ein gewichtiger und rühriger Mann; aber ehemals rüftiger Freund 
der helvetiichen Einheit und ihr thätiger Beamter, war er jest 
Demokrat und Föderalift zugleih. Manche wollten die Beran- 
lafjung ſolcher Gefinnungsänderung ausschließlich in egoiftiichen 
Deweggründen wahrnehmen. Die nächte Urfache aber lag in 
den Öffentlichen Zuftänden jelbft und namentlich in der Unzufrie- 
denheit des Sarganjervolfed mit der Regierung, welder ed un— 
geheure Koftipieligkeit vorwarfz dann, wie im Nheinthal, in 
der Erinnerung an die demofratiihen Bewegungen von 1798 
und 1802; endlich in der augenfälligen Unnatur der politifchen 
Verbindung diejes Gebirgslandes mit dem entfernten, ihm ganz 
unbefannten alten St. Gallerlande an der Grenze von Thurgau, 
eine Unnatur, deren ftarfed Hervortreten damals noch nicht, wie 
jeit mehr als einem halben Jahrhundert gefchehen, durch Ver— 
kehrs- und andere Bande in Vergefjenheit gebracht worden war. 
Gallati ergriff die demofratiiche Fahne mit dem ihm eigenen 
Geſchick, hielt fie hoch empor und erreichte augenblidliche Erfolge. 
Der Anftoß ging jedoch nicht unmittelbar von ihm, jondern von 
der Gemeinde Mels aus. Auf Begehren derſelben berief Gal— 
lati, damals Gemeindammann von Sargans, auf 25. Januar 
eine Verſammlung von Worgefegten oder ſonſt angefehenen 
Männern. ES erfchienen von Meld: der Gemeindammann 
Joſ. Fridolin Good, Kantonsrath Rudolf Good (ver nemliche, 
der alsbald als Mitglied der Fantonalen Revifionsfommilfton 
nah St. Gallen berufen wurde), Bezirfsrichter Franz Perret; 
von Wallenftabt: der Gemeindammann und Kantonsrath Zuftus 
Franz Huber; neben ihnen mehrere Andere, zuſammen neun. 
Gallati führte dad Wort, durchlief in einem einleitenden Vor— 
trag die ganze ihm fehr geläufige Gefchichte des Sarganferlandeg, 
ſchilderte dann, wie daſſelbe durd die Mediationsakte „unter 
die Vormundihaft eines Kantons gefallen, deſſen Regierungs: 
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form und Marimen unfer Land in einem Zeitraum von zehn 
Sahren an den Rand des Verderbens gebracht haben;“ viele 
bejondere Beſchwerden beifügend, namentlich jene über die große 
Entfernung von der Hauptftadt. Andere Anweſende ſprachen 
ebenfalls „mit vieler Entrüftung”. Trennung vom Kanton 
fam zur Sprache, doc wurde der einmüthige Beichluß gefaßt, 
über diefe Frage noch nicht abzufchließen, jondern „vorher noch“ 
den Berfuh zu mahen, im Kanton St. Gallen eine befiere, 
weniger Efoftjpielige, überhaupt angemefjenere Verfaſſung zu er- 
zielen; zu diefem Ende jollten größere Verfammlungen veran- 
ftaltet und namentlich bie Werdenberger Gemeinden auch beige: 
zogen werben. Gallati und die beiden genannten Good von 
Mels wurden mit den weiteren Anordnungen und mit der Ent: 
werfung einer verbefjerten Kantonsverfaffung betraut. 1) Die 
Regierung ſchrieb befchwichtigend, wies auf die eben von ihr 
jelbft eingeleitete WBerfafjungsrevifion und befahl dem Volks— 
führer, die verabrevete zweite Verfammlung zurüdzuftelen ober 
fie do von dem Inhalt ihrer Mittheilungen in Kenntniß zu 
fegen; aber Gallati, in Verbindung mit drei anderen Gemeinde 
ammännern, erwiderte: zu allem, was fie thun, feien fie wohl- 
berechtiget; im Kanton St. Gallen dürfe man fo gewiß von 
Grund aus neu bauen, wie es bereits in anderen Kantonen 
geichehen ſei; und höhniſch erklärte er die von der Regierung 
eingeleitete Revifton ald ganz unbefriedigend, den Zuzug zweier 
Mitgliever des Großen Rathes aus jedem Bezirfe ald ungenü- 
gend; die gejeglihe Drdnung werde man übrigens nicht ftören. 
Die zweite Berfammlung wurde gehalten, und war zahlreicher 
ald die erſte; ſchon erjchienen jechszehn Abgeorvnete aus ven 
Gemeinden Mels, Flums, Wallenftadt, Sargans, Weißtannen, 
aus dem Werdenbergifchen aber Niemand ald aus Gams. Der 
Dreier-Ausfhuß wurde erweitert, dann angewieſen, fich mit ber 
Stadt St. Gallen und den übrigen Diftriften in Verbindung zu 


4) „Protofoll der Landeszufammenfünfte für die Erzwedung einer bef: 
feren Berfafjung im Sarganferland u. f. w.” Bon Gallati felbft gefchrie: 
ben. Im Kantondardiv. 
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fegen, aud in Zürich gute Freunde zu fuhen, dann allenfalls, 
wenn Berichte und Ausſichten über die Bedingungen fernerer 
Verbindung mit St. Gallen ungünftig lauten würden, nadızus 
forſchen, ob Sargand nicht vom Kanton St. Gallen getrennt 
und an einen andern Kanton angefchloffen werden Fönnte; hiefür 
wurde als der „allergelegenfte” Graubünden bezeichnet; Gallati 
erhielt zu allem dem die ausgedehnteften Vollmachten. Als 
Rudolf Good feine Abreife nah St. Gallen zu den Berhand- 
lungen ber Revifionsfommilfion im Ausſchuß anzeigte, erflärten 
ihm deſſen übrige Mitglieder, daß man ihn keineswegs als ber 
fugten Landesrepräfentanten in diefer Sache anjehe; weiter erließ 
der Ausſchuß eine Verwahrung gegen jene Verfaſſungsreviſion, 
als der „von den Alliirten anerfaunten Volksſouveränetät“ zu— 
wider. Einen eigenen Berfafjungsentwurf für den Kanton St. 
Gallen gedachte der Ausfhuß auf Grundlage der Selbftftändig- 
feit der einzelnen Landesbezirfe, nad Analogie von Graubünden, 
auszuarbeiten, die Bezirke ſodann durd ein Föderalband zu ver- 
einigen und mit der erforderlihen Zentralbehörve auszuftatten. 
In diefem Sinne wurde weiter gearbeitet, bei wachſender Theil: 
nahme audy aus den Gemeinden, welche fich bisher ferne ges 
halten. Dringend mahnte Reutti aus Züri her, durd Schrei» 
ben an Bernold, von der Reife Gallati’8 in die Bundesftadt 
ab; fie werbe fruchtlos fein; die Mufterfarte der projeftirten 
Heinen Staaten fei bei den Alliirten übel angejehen, wie bie 
neue Demofratie verhaßt. Aber Gallati ließ ſich nicht abhalten, 
war vielmehr bereit3 nach Zürich verreiöt, wo er jedoch bei 
Reinhard Feine befriedigende Antwort vernahm. Gleihwohl 
erließ er bald nachher Namens aller Sarganjer Gemeindeabge- 
ordneten an den Großrathspräfidenten eine PBroteftation, in 
welcher ter Regierung und dem Großen Rath ale und jede 
Befugniß in Sahen ter Verfafjungsrevifion, namentlich dem 
Großen Rath das Recht der endgültigen Sanftion des von ber 
Revifionsfommilfion ausgearbeiteten Entwurfes abgefprochen 
wurde; gleiche Proteftation erging aud an die Sarganfer Kan: 
tonsräthe gegen eine Betheiligung an einer Mi Berathung 
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des Großen Rathes (23. Februar). Jetzt ließ ihn die Regie 
rung mit Feftnahme bedrohen, wenn er der neuen Abmahnung 
niht Folge gebe. Auch dieß war in den Wind geſprochen. 
Dem Befehl der Regierung hatte Müller-Frievberg perſönlich 
beigefügt: Bernold folle die Vorgefegten belehren, daß gewiſſe 
Wünſche gar nicht zuläffig ſeien; „höhere Macht jest uns 
Schranfen, und wir dürfen feinen Schritt zur Demofratie over 
Schwächung machen“. 

Alsbald nah den erften Schritten des Sarganferlandes 
regte fi) auf Betreibung des Melfer Kantonsraths Rudolf 
Good auch die ehemalige Landſchaft Utznach; unter Vorſitz des 
Gemeindammanns Borler von Utznach verfammelten ſich - zuerft 
in Utznach, jpäter in St. Gallenfappel, die Vorfteher der fieben 
Utznacher Gemeinden und rathichlagten ebenfalls über eine Ver: 
faflung; ihr Ausſpruch war, daß aud fie eine minder Foftipie- 
lige und namentlich eine demofratiihe Verfaffung wünſchen; an— 
fänglid) war ayd von Anſchluß an Glarus die Rede. Rapperſch— 
wyl blieb nicht zurüd; wahrnehmend, daß „gegenwärtig jeber 
Staat in der Schweiz ſich zu organifiren und befonders jebe 
Stadt fich ihre Vorrechte zu erhalten juche”, wollte auch der 
Bemeinderath von Rapperfchwyl ſich, ſoweit e8 tortige- Stadt 
betraf, ebenfalls bethätigen und beftellte eine zahlreiche Kom— 
milfion (deren erſtes Mitglied war Syndifus und Appellations: 
richter Ridenmann), mit allen möglichen Vollmachten ausge: 
ftattet, Rapperſchwyl „in eine befjere Lage” zu verfegen. Allers 
nächft wanderte eine Abordnung nah Zürich zu den eidgendift- 
ſchen Magiftraten und zu den fremden Geſandten; hier gab fie 
eine feierlibe Denkſchrift ab, in welcher folgende Begehren ges 
ftellt find: Erhebung Rapperſchwyls zum Bezirfshauptort; höhere 
Polizeibefugniß, ftärfere Nepräfentation und die Garantie ver 
alten Zölle, Umgeld u. f. w. (17. Februar). Der Erfolg ver 
Sendung fchien fie zu Hoffnungen zu berechtigen. Denn der 
Gemeinderath fehrieb alsbald klagend an den Kleinen Rath: 
die leidige Revolution habe die alte Selbftjtändigfeit der Stadt 
zerftört, die Mediationsakte dieſelbe „noch vollends” gebeugt, 
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indem fie den ohnehin ſchon fo fehr gefränften Ort durch Ans 
ſchluß an den Kanton St. Gallen „in die Kategorie des fim- 
pelften Dorfes“ herabgedrückt habe; er wolle Berüdfichtigung 
der Stadt nad den in Zürich empfangenen „Winken“ hoffen, 
„und zwar Alles diefes in annäherndem Verhältniß mit den 
Anfprüchen der Stadt St. Gallen“; ſchließlich verwahrte er 
noch alle „habenden Rechte” (23. Februar). 

Aufmerkffam folgte von Wien aus Fürft Pancratius dem 
Gang der Weltereigniffe. Nah Räumung des ruffiihen Ges 
biet8 durch den Neft des franzöftfchen Heeres beglückwünſchte 
er den Kaifer Alerander I. zu den großen Erfolgen (6. März 
1813) und erhielt von ihm aus Kalifch die „Ichmeichelhafteften 
Lobfprühe und Zuficherungen”. Bald nachher wendete er ſich 
perfönlih an den Kaifer von Defterreih, der ihn ermunterte, 
bei Fünftiger Unterhandlung eines allgemeinen Friedens fein 
Anliegen geltend zu machen, ſprach zu auch bei dem rujfifchen 
Gefandten in Wien, Grafen v. Stadelberg, feste fih in uns 
mittelbare WVerbindung mit der k. k. Staatöfanzlei (dem Mini- 
fterium des Aeußern) in Wien, und erhielt vom Haupt ders 
jelben, dem Fürften v. Metternich, beten Beſcheid. Allgemein 
war in der öfterreichifchen Hauptftabt die Stimmung für die 
MWievderherftelung des Stiftes vorherrſchend. Der Fürft jelbft 
nährte Hoffnungen, wollte wenigftens für den günftigen Fall 
nichts verfäumen, weßhalb er den treuen P. Aemilian erfuchte, 
fi) für Uebernahme des St. Galliihen DOffizialates in Bereit: 
ichaft zu fegen (15. Nov. 1813). Bei Antritt des entſcheiden— 
den Jahres 1814 zweifelte er nicht an der Erfüllung feiner 
heißeften Wünfche. Eben damals erhielt er vom Grafen Johann 
v. Salis-Soglio, ver fih in Bafel befand, den Rath, perſönlich 
in das Hauptquartier der Alliirten abzugeben. Solche Ermuns 
terung führte den Fürften weiter, als vor der Hand nöthig: 
er ernannte den Freiherrn v. Salis-Zizers zu feinem Geheimen 
Rath und Bevollmächtigten bei den Kaiferhöfen und bei ben 
XII Kantonen, beftellte ihn auch als Generaltommifjär, um 
eintretenden Falls in des Fürften Namen Befis von den Ge— 
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bieten des Stiftes zu nehmen und daſelbſt, bis zu ſeiner eigenen 
Ankunft, Ordnung und Ruhe zu handhaben; gleichzeitig erließ 
er entſprechende Inſtruktionen an P. Aemilian; der Fürſt ſchrieb, 
zur Vertheidigung ſeiner geiſtlichen und weltlichen Rechte, auch 
eine Note, mit der Abſicht, ſie in Bern drucken zu laſſen. Aus 
dem kaiſerlichen Hoflager zu Freiburg im Breisgau erhielt er 
vom Fürſten v. Metternich die ſchriftliche Zuſicherung, daß er 
ſich beſtens für die Erreichung ſeiner Wünſche verwenden werde; 
der ruſſiſche Geſandte in Wien, Graf v. Stackelberg, verſah 
ihn mit einem Empfehlungsſchreiben an ven im Hauptquartier 
weilenden ruffiihen Minifter Grafen v. Nefjelrove. Bangen 
Herzens entichloß ſich der Fürft zu dem Unvermeidlichen, zur 
Reife in jened Hauptquartier, trotz geſchwächter Geſundheit, 
faum genügenden Reiſegeldes und ver herben Jahreszeit; „ic 
muß meiner Schuldigfeit gegen Gott und mein Stift Genüge 
leiften”, jo fchrieb er in fein Tagebuch (22. Januar 1814); 
P. Columban war fein Begleiter. Jubelnd empfing man ben 
hohen Reiſenden im Klofter Rheinau; denn von feiner Da: 
zwilchenfunft hoffte man dort die Erfüllung der heißeften Wünfche 
für die ſchweizeriſchen Klöfter. Aber Pancratius, troß der hei— 
teren Stimmung, die ihn wenige Wochen vorher belebt Hatte, 
fah die Zufunft feineswegs jo rofenfarben an und war jelbft 
auf mwiderwärtige Erfahrungen gefaßt. Am 3. Februar traf er 
in Zürih ein. Dort hatte inzwifchen die St. Galliihe Ges 
fandtihaft bereits ihre vorbeugenden Schritte bei Reinhard fo- 
wohl ald bei den diplomatischen Agenten gethan; fie verdoppelte 
ihre Wachſamkeit und Anftrengung, um die Anfprüche des Abtes 
zurüdgutreiben (ihr Schreiben vom 4. Februar an den Kleinen 
Rath). Sie reichte zu dieſem Behuf jenen auswärtigen Res 
präfentanten eine Denfjchrift gegen den Fürften ein und gab 
fih ale Mühe, diefelben zu überzeugen, „daß auch nur vie 
bloße Herftelung des Klofters der politiichen Eriftenz des Kan— 
tons ſehr gefährlich jei, ja felbft ven Umſturz der Verfaſſung 
in der Folge unausweihlih nach fich ziehen müßte.” Reinhard 
machte fich eigentlich zum Agenten gegen das Stift und ließ 
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ſich Nacdweife geben, daß ſchon wegen des geringen vom Stift 
noch übrigen Vermögens deſſen Wiederherftelung nicht möglich 
fei. Die doppelte Elle fam bier ohne Rückhalt in Anwendung: 
Unterftügung ter weitgehenden Anſprüche der proteftantifchen 
Stadt St. Gallen, wohl berechnete fyftematiihe Abweifung aller 
Beftrebungen für das Fatholiihe Stift. Unverweilt nad Anz 
funft in Zürich ließ der Fürft fich bei Lebzeltern melden. und 
erhielt von dieſem höchſt unbefriedigende Antwort; es ſei be- 
ftimmt, daß die XIX Kantone fortzubeftehen haben, von ven 
mediationsmäßigen Zuftänten nur das Untauglihe entfernt 
werde; Alles fomme daher darauf an, ob die Rechte des Stif- 
tes mit der Forteriftenz des Kantons vereinbar wären. Der 
Fürft bejahte e8 und zwar mit der Aeußerung, daß das Stift 
jelbft in die Regierung ded Kantons eintreten könnte. Lebzeltern 
verlangte jchriftliche Mebergabe eines jolchen Planes an ihn und 
Capo d'Iſtria. Dem entiprad der Fürft am folgenden Tag; 
die Antwort der Diplomaten aber vernichtete alle jeine Hoff 
nungen; fie erflärten ihm unumwunden, bie Proteftanten woll- 
ten das Stift nicht mehr auffommen laſſen; es bleibe nur übrig, 
fi eine Benfton zu fihern; Lebzeltern drang in den Fürften, 
fie anzunehmen; allein diefer wollte fich jchlechterdings zu einer 
jolhen Abfindung nicht herbeilafjen, indem dadurch weder dem 
Staat noch der Kirche, noch dem Stift gedient wäre. Gegentheile 
ergriff er num den Wanderftab zur Abreife in das Hauptquartier 
der Alltirten. Zuvor jedod) reichte er der vorörtlihen Behörde 
zu Handen des Standes Zürich jelbft, dann der übrigen XI 
alten Kantone der Eidgenoſſenſchaft, ein Schreiben ein, in wel— 
chem er die Wiedereinjegung des Stiftes in feine nie erlofchenen 
ehevorigen Rechte verlangte, mit Erinnerung an die ftetö wieder: 
holten Proteftationen, an den Rechts- und Biederfinn der alten 
Kantone und an die zu Aarau Anfangs 1798 gegenfeitig be- 
ihworene Treue (11. Februar). Von Bürgermeifter Eicher, dem 
der Fürft diefes Schreiben perfönlich übergab, erhielt er ſehr 
unbefriedigenden Beſcheid; Reinhard machte noch mehr Einwen- 
dungen. Der Vorort legte das Begehren ganz unberüdfichtiget 
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zu den Akten und würdigte den Fürften nicht einmal einer Ant: 
wort. Wie in den Jahren 1803 bis 1805 wurde jede eid- 
genöffiihe Berathung über das Anliegen des Fürften ſchon von 
diefer Stelle aus verhindert. In Langres dur ſchwere Krank: 
heit mehrere Tage zurüdgehalten, traf der Fürft endlich in Chau- 
mont ein, wo ſich das Hauptquartier befand. Fußfällig bat er 
bier den Kaijer Franz von Defterreihb um Anerkennung und 
Geltendmahung der Rechte des Stiftes. Aber Lebzeltern war 
ihm vorausgegangen und hatte dem Kaifer ſolche ald unmöglich 
dargeftellt; und eben im jenen Tagen hatten die Monarchen 
von Napoleon eine militäriiche Schlappe erlitten. Kaifer Franz 
Iprach fih daher verbrüßlich ablehnend aus. Ganz fruchtlos 
blieben auch nachherige Schreiben an beide Kaifer und gleiche 
Verwendungen bei den Miniftern Metternih und Neſſelrode. 
Eine Audienz bei Kaifer Alerander konnte der Fürft fchlechter- 
dings nicht erhalten. Ein zweiter Empfang jeitend tes öfter 
reichiſchen Kaiſers war zwar weniger ungünftig als ver erfte; 
allein eine wirffame Unterftügung ließ der Kaiſer doc nicht 
hoffen; Rückſichten auf Rußland, veffen Kaiſer dur Friedrich 
Cäſar Laharpe ganz für die ungefhwächte Erhaltung der neuen 
Kantone, aljo au des Kantons St. Gallen, eingenommen war, 
hatten den Kaiſer von Defterreih gezwungen, diejem politijchen 
Plan feine Hinderniffe entgegen zu ftellen. Er verwies daher 
ben Fürften Pancratius auf eigene Thatkraft. Er folle fih in 
der Schweiz felbft „wehren“, folle fih im eigenen Land eine 
Partei machen (11. März). Wieder in Zürich angelangt, wurde 
er zu einer Konferenz mit den Miniftern ver vrei alliirten 
Mächte gerufen (zu Lebzeltern und Capo d'Iſtria hatte fich ver 
preußifche Gefandte v. Chambrier gefellt); die Wiederherftellung 
des Stiftes jchilderten fie ihm ald unmöglih, weil dann aud 
politiihen Reftaurationsbegehren einzelner Kantone (Bern gegen 
Waadt und Aargau 3. B.) Folge gegeben werden müßte; berebt 
drangen fie daher wiederholt auf Annahme einer Penfton, „reich. 
liche Verſorgung“ verheißend; aber von einer ſolchen wollte ber 
Fürft auch jegt nichts hören. Eine Reife nach Luzern brachte 
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ihn mit dem Aubditor Cherubini zufammen (der Nuntius feldft 
war frank); fie verhandelten friedlich, aber felbftverftändlich ohne 
reelles Ergebniß. Auf dem Rückweg ichrieb er (30. März) aus 
dem Klofter Muri neuerdings an die XII Kantone, feine alten 
Verbündeten, um Wiedereinjegung in feine Rechte, ein Schreiben, 
das er abjchriftlich den auswärtigen Gefandten mittheilte. Die 
Kantone antworteten meiftend günftig; Schwyz namentlich be- 
auftragte feine Geſandtſchaft, das Beitmögliche für das Stift 
St. Gallen zu thun. Die Antwort des Standes Zürich ſchickte 
der Fürft uneröffnet zurüd, weil fie an „den gewefenen Abt des 
ehemaligen Stiftes" St. Gallen überfchrieben war. Den Brief 
an die alten Kantone wnterftügte der Fürft durch perfönliche 
Beſuche ihrer Geſandten in Zürich, die fich meift wohlwollend 
und in entjpredhendem Sinne Außerten, auch verficherten, daß 
fie von ihren Regierungen günftige Inftruftionen erhalten hätten. 

Im Kanton St. Gallen rief die Erjcheinung des ftand- 
haften, nüchternen, von Alter und Sorgen ſchwer gebeugten 
geiftlihen Fürſten die verfchiedenften Gindrüde hervor. Die 
Proteftanten und mit ihnen die Stadt St. Gallen fürchteten in 
feiner PBerfon den Regenten, und verwünfchten nicht weniger das 
MWiederaufleben des Stiftes, das, als Stütze der Katholizität, 
ihnen ein Dorn im Auge war. ntgegengejegt war die Stim- 
mung in der alten Landſchaft, auch jene der Fatholiichen Be— 
völferung im Toggenburg und im Rheinthal; hier jehnte man 
ſich aufrichtig nach dem Stifte zurüd, hoffte deſſen Wiederher— 
ftellung feitend des Fürften und freute fich ſchon derjelben. Ueber 
die Herftellung aud feiner Negierungsgewalt liefen die Mei- 
nungen der Katholiken auseinander. Utznach und Sargang, mit 
eigenen Entwürfen fich befaffend, waren im diefer Frage ziemlich 
gleichgültig; ed behagte ihnen der Mitgenuß am reichlichen ehe— 
maligen Stiftsgute von St. Gallen. In diefe Zeit fällt das 
wichtigfte Ereigniß des Jahres 1814. Die verbündeten Mon— 
arhen waren mit ihren Heeren in Paris eingezogen, hatten 
Napoleon geftürzt, die Bourbons in alte Herrfcherftellung wieder 
eingefegt. Ludwig XVIIL nahm Befig vom Thron feiner Väter, 
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Alle Zweifel über die Zufunft waren gehoben. Diefe neue Lage 
wirfte daher aud ermunternd auf alle Jene in der Schweiz, 
welde alte Rechte zurüdzufordern hatten, oder überhaupt eine 
veränderte Stellung wünfcdten; fo auf den Fürften Pancratiug, 
der ehrfurdtvoll auf die höhere allweife Leitung der Dinge 
blickte. ) Wyl trat in die Fußftapfen von Rapperſchwyl, ver: 
langte von der Regierung erweiterte und ausnahmsweife Rechte; 
Unterzeihner waren nebft Anderen der ehemalige Schultheiß Jof. 
Nikolaus Sailer, einer der Verurtheilten vom Jahre 1805, und 
defien Sohn Franz Anton. Förmliche Abhaltung einer Gemeinde 
verfammlung unterfagte der Kleine Rath (16. April; dann 
folgten neue Unterzeihnungen, Wirz a Rudenz an ber Spitze. 
Diefer, dem Stifte ganz ergeben, fette fich gleichzeitig mit dem 
Fürften in fchriftliche Verbindung, befuchte ihn auch perfönlic 
in Zürich. Balf und Dudli, die Regierungsräthe, zeigten eben- 
falls ihren guten Willen für das Stift durch Briefe, doch we— 
niger im Sinne ded Fürften, ald nad eigenem freien Ermeflen. 
Die Wiedergewinnung der Lanvesherrlichfeit fei ganz und gar un- 
möglich, fchrieben fie; Begehren um Wiederherftellung alfo follten 
fih auf das Stift als ſolches beichränfen; diefelbe möchte durch 
Zuthun der alten Kantone und Defterreichd erhältlich fein; mit 
allgemeinem Zubel des Volkes würde ein ſolches Ereigniß auf 
genommen werden; noch würde dann das Stift mit der bifchöf- 
lihen Würde geziert; blühende Anftalten würden daraus her— 
vorgehen; noch immer fei ein reichliches Kapital von mehr denn 
einer Million Gulden verfügbar; die Gebäude feien in gutem 
Stand; auch das Klofter Rorſchach zu freier Verfügung noch 
vorhanden. An die allfo begründeten Ermunterungen zu Hans 
den des Fürften, auf die alte Landesherrlichfeit zu verzichten, 
fnüpfte fih der Gedanfe: das Stift, wie es in eigenem Ge— 
bietsumfang, von der Stabt umgeben, beftehe, ald eigene Ge— 
meinde oder Kreis zu Fonftituiren, mit und neben ver Stadt 


') „Nun ift der Heil. Vater wieder zu Rom und Bonaparte nichts mehr“; 
fhrieb er am 15. April in fein Tagebuch. Der Fürft antizipirte die Nüd- 
kehr des Papſtes. 
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und gleich verfelben (5. April. Im Namen Beider fchrieb 
dann Falk zum zweitenmal: ver Fürft folle doch nit gar zu 
genau und Ängftlih über die Garantien und Bedingungen ber 
Herftelung des Stiftes rechnen; ſei diefe einmal im Grundſatz 
ausgefprochen, werbe fi das Uebrige wohl von felbft geben; 
habe das Stift eigene Polizei in feinem erwähnten engeren Ges 
biet, zugleich eine gewiffe Anzahl Kantonsräthe als feine Re- 
präfentanten in den Großen Rath zu entfenden, fo würde bie 
fünftige Unantaftbarfeit des Stiftes Faum mehr zu bezweifeln 
fein; es laufe das Gerücht, der Fürft wolle noch immer nicht 
auf die Landesherrlichfeit verzichten; „den Feinden des Stiftes 
ift diefe Stellung die willfommenfte” (21. April. Auch Baron 
Wirz ſchrieb dem Fürften für Wiederherftelung des Stiftes, 
aber im Sinne „modifizirter politifcher Ordnung”, die Unter— 
flügung der Alliirten vorausgefegt; Wyl mit den gefammten 
benachbarten Gemeinden des ehemaligen Unteramtes und Unters 
toggenburgd wären für folche Umgeſtaltung. Schwanfend da— 
gegen fchrieb Regierungsrath Gmür an P. Aemilian, wejentlich 
im Sinne der Erhaltung der beftehenden Ordnung; P. Ildefons 
von Arr an den Fürften für Herftelung des Stiftes mit Bis— 
thum. Der Fürft gab Beſcheide an feine St. Gallifchen Freunde, 
welhe Hoffen ließen, daß er fchließlichh auf die Souveränetätd- 
rechte verzichten würde, fall nur die Wiederherftellung des 
Stiftes mit foldhen Garantien umgeben wäre, die defjen ficheren 
Fortbeftand außer Zweifel ftellen würden. Seiner Amtspflicht 
übrigens Genüge zu thun, erließ er bald nachher Briefe an bie 
Kaifer von Defterreih und Rußland, welche feine gute Ge— 
finnung für die Erhaltung der XIX Kantone, alfo auch tes 
Kantons St. Gallen, befunden follten, in denen er aber doch 
ftiftifche Souveränetät wieder in Anfpruh nahm, da er eine 
Kombination für möglich hielt, nad) welcher der Kanton, wie 
etwa Appenzell und Unterwalden, in zwei Theile ausgejchieden 
worden wäre. Auch bewarb er fih um den Schuß des Grafen 
von Artois, des Bruderd des neuen franzöſiſchen Herrſchers. 
Nebenhin liefen neue Unterredungen mit dem Nuntius, der nun 
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ſelbſt nach Zürich kam. Se geringer die Ausfiht auf Ein- 
willigung der Alliirten zu Herftelung irgend einer weltlichen 
Gewalt des Stiftes, um fo ernfter wurde zwijchen beiden Prä- 
laten bejprochen, was im Gegenfalle zu thun. Der Fürft reichte 
für ven Sal, daß ihm die landesherrlichen Rechte nicht wieder 
eingeräumt würden, dem Nuntius ein vollftändiges Programm 
tarüber ein, was er unter bloßer Wiederheritellung des Stiftes 
als geiftlicher Korporation verftehen würte und welches dann— 
zumal jeine Forderungen wären: Nüdgabe des vollen ftiftiichen 
Vermögens, wie ed vor der Revolution gewejen, mit einziger 
Ausnahme deſſen, was für Tilgung der Schulden verwendet 
worden; Erſatz für die an den Staat übergegangenen öffentlichen 
Gebäude, die feiner Zeit vom Stift errichtet worden; freie Aus- 
übung des Kollaturrechteds und der geiftlihen Jurisdiktion; 
Exemtion des ganzen Stiftsumfanges CHofplag) von anders 
weitiger geiftlicher und weltlicher Jurisdiktion (3. und 4. Mai). 
Diefe Anſprüche hielt der Nuntius in Folge feines häufigen 
Verkehrs mit den Gefandten ver Alliirten für unausführbar; er 
drang, im Verein mit dem Aubditor Cherubini, auf Annahme 
eined zu gründenden Bisthums Chur und St. Gallen; der 
Fürft aber jchlug dieſes Anerbieten „rund ab und wollte von 
tem Bisthum mit Werlurft und Zernichtung der Abtei nichts 
wiſſen“ (Erklärung vom 6. Mai). Gleiche Antwort gab er 
dem ruſſiſchen Geſandten auf gleiches Anfinnen; Schraut, ver 
jeit dem Abgang Lebzeltern’d das Wort für Defterreich führte, 
war nur für das Anerbieten der Penſionirung inftruirt. 

Die Kantone hatten fib über die Grundlage eines neuen 
Bundes noch immer nicht geeiniget. Ein neued Hinderniß 
brachte eine Staatsumwälzung in Luzern. Mittelft bewaffneten 
Aufftandes wurde dort ein neuer Großer Rath, dann durch dieſen 
eine neue Regierung eingefegt. Luzern ſchloß ſich nun einerjeits 
an die beharrlichen alten Stäpdtefantone, anderſeits an die drei 
Urfantone an; mit leßteren namentlich vereinigte es fih zum 
Begehren der Ausfchreibung einer Tagfagung der dreizehn Kan— 
tone; Bern that ein Gleiches, In eine bloße Vorkonferenz der 
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XII Kantone willigte Züri ein; ihr aber ſollte dann vie volle 
Tagfagung der XIX folgen; beide in Zürich ftattfinden. Die 
Altgefinnten erfchienen aber nicht; die vier Waldſtädter Kantone 
verlangten vielmehr, daß die Verfammlung in Luzern gehalten 
werde. Dort verfammelten fih ihre Abgeordneten; mit und 
neben ihnen Bern, Freiburg, Solothurn und Zug. In Züri 
fanden ſich die übrigen ein, und da hier auch die Abgeordneten 
der neuen Kantone. wieder eintrafen, ftanden im Ganzen eilf 
Kantone hier, den andern act in Luzern gegenüber. Nun Ver: 
gleihsverhandlungen hin und her, dann Dazwifchentreten ber 
Kepräfentanten von Defterreih und Rußland (Lebzeltern und 
Capo d'Iſtria) mit Erflärungen, namentlich des Lebteren, daß 
nur eine Tagſatzung der neunzehn Kantone anerfannt würde; 
würden die Schweizer nicht aus freien Stüden fi zu folder 
Grundlage ihrer fünftigen Einigung bequemen, fo ftänte ver 
Schweiz auswärtige Vermittlung bevor. So eröffneten Ab- 
geortnete der fünf alten Kantone in Zürich jenen ber acht alten 
in Luzern. Der Widerftand der legteren war mun gebrochen; 
fie gingen auseinander; am 6. April 1814 waren die Abgeord— 
neten aller XIX Kantone zur Tagfagung in Zürich verfammelt, 
deren Berhandlungen fih von dann an bis in die zweite Hälfte 
des folgenden Jahres erftredten. Zollifofer und Neutti waren, 
ohne neue Wahl, die Abgeordneten des Kantons St. Gallen 
an der Tagfagung. In eine zur Bundesrevifion niedergejegte 
Kommilftion wurde feiner von beiden berufen. 

Im Kanton St. Gallen Fündete fib allgemeiner Zerfall, 
das volle Auseinandergehen an. Die Regierung verlor alles 
Vertrauen, allen Einfluß; ihre einzige Hoffnung war nod auf 
den Großen Rath gerichtet, von dem fie erwartete, daß er das 
von ihr ausgegangene Verfafjungsprojeft gegenüber demjenigen 
der Kommiffion zu Ehren ziehen werde. Der Große Rath 
wurde am 2. Mai eröffnet. Der Bericht der Regierung war 
höchſt ſchwankend; er deutete auf die Schwierigfeiten, angefichts 
der noch in Frage ftehenden Bundesordnung, ſchon jegt ab» 
Ichließlich über eine Kantonsverfaffung zu verfügen. Die Stim- 
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mung des Großen Rathes gab ſich auf eine für die Regierung 
unerwartete Weile fund. Michael Egger, von Eggeröriet, einer 
jener bemofratifhen Lantrepräfentanten, deren Volkswitz oft 
ſchlagender wirft ald die ftubirte Nede des gelehrten Staatsmannes, 
verlangte für den Großen Rath das Recht völlig ſelbſtſtaͤndiger 
Vorbereitung des ganzen Verfaſſungswerkes; denn nur von ihm, 
nit vom Kleinen Rathe, dürfe daffelbe ausgehen. Und ver 
Große Rath zollte dem munteren Redner Beifall. Alles, was 
die vom Kleinen Rathe beftellte gemiſchte Kommtifion, dann 
jener jelbft, unter vielen Sorgen projeftirt, wurde bei Seite ges 
fest, und der Große Rath ernannte, mit gänzlichem Ausſchluß 
der Mitglieder des Kleinen Rathes, eine Kommilfion von je 
zwei Mitgliedern aus jedem Bezirf, mit dem Bertrauendmann 
J. 2. Eufter als Präfiventen an der Spige; unter ben neuen 
Mitgliedern aus ven Bezirken befand fih aud Michael Egger. 
Die Aufgabe der Kommiſſion war indeß nur befchränft: fie 
hatte zu begutachten, warn und wie zur Verfaffungsrevifton zu 
Ichreiten fei, und unmittelbar dem Großen Rathe ihren Bericht 
zu erftatten. Diefer vertagte fih dann, bereits am 3. Mai, 
auf unbeftimmte Zeit. Eben jest ftiegen die Wogen für Tren- 
nung vom Kanton in einigen Bezirfen am höchften. Ungefcheut 
wurden bezügliche Begehren bei ven St. Galliihen Amtöftellen 
felbft angemeldet. Für Weſen erfchien bei der St. Gallifchen 
Geſandtſchaft in Zürich der Gemeindammann Klein mit ver 
Eröffnung, daß jene Gemeinde an Glarus angefchloffen zu wer 
den wünſche; beide Kantone möchten fi) ohne weitere Das 
zwiſchenkunft darüber verftändigen (16. April. Eben dort erfchienen 
auch, Namens der Gemeinden der ehemaligen Landſchaft Utznach, 
der Gemeindammann Borler von Utznach und Raymann von 
St. Gallenfappel, zogen Erfundigungen ein über das, was zu 
erreichen wäre, Flagten über Zerfplitterung der Landſchaft, bie 
früber ein einheitliches Ganze geweſen, in fieben Gemeinden, 
und verlangten Wiederdereinigung derjelben zu einer ungetheilten 
Landſchaft. Ihnen gegenüber arbeiteten Xaver Gmür und Bet: 
tiger ebenfalld in der Bundesftabt, behauptend, daß jene Worts 
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führer ohne Vollmacht feien. Diefe aber ließen fih nicht ab- 
wendig maden; nad ihrer Rüdfehr verlangten ſämmtliche Ge— 
meinden der Landſchaft: Utznach, Eſchenbach, St. Gallenfappel, 
Ernetihwyl, Gomiswald, Schmerifon und Goldingen, durch 
Schreiben an den Großen Rath; „Entlaffung vom Kanton Et. 
Gallen”, um fi an einen andern anjchließen zu können, Alles 
unter feierliher Verwahrung gegen die Verfaffungsarbeiten, an 
welchen fie fich nicht betheiligen wollen. Der Große Rath; aber 
verweigerte das Eintreten und beauftragte die Regierung, das 
Begehren im Sinne der beftehenden Ordnung zu beantworten 
(3. Mat). Für Sargand Hatte unterteffen Gallati von feinen 
Vollmachten Gebrauh gemaht und in längerem Aufenthalte 
zu Zürih einer Trennung ebenfalls vorgearbeitet. Angeſichts 
diefer Trennungsverfuhe und der Anzeichen von Auflöfung auch 
in anberen Kantonstheilen, vor Allem aber „ver höchft unjcid- 
lihen und Auffehen erregenden Permanenz Stadt St. Galliicher 
Deputirter am Vorort“, der dadurch hervorgerufenen beinahe 
allgemeinen Beunruhigung, „befonderd unter dem Fatholifchen 
Theil des Volkes”, der konfeſſionellen Spannung zwiſchen bei- 
den Religionstheilen, auch einer gereizten Stimmung der Bezirke 
unter und gegen einander, und ftetd neu auftauchender Begier- 
lichfeiten, hielt die Regierung einen Fräftigen Schritt zur Ret- 
tung ihrer Stellung und zur Sicherung ded guten Fortgangs 
der Berfaffungsarbeit für unausweichlih und ſann dießfalls 
ernftlich jelbft auf auswärtige Hülfe ; fie beſchloß eine außeror- 
dentliche Sendung nach Zürich zu dem Zwecke, den Bundespräs 
fiventen und die auswärtigen Gefandten von der überaus kläg— 
lihen Lage der Dinge zu unterrichten und das Begehren an 
diefelben zu ftellen, daß allen weiteren Umtrieben gegen die Ruhe 
des Kantons ein Ende gejegt, die Wortführer aller und jeber 
Sonderbegehren aus den verfchiedenen Theilen des Kantons zur 
Ruhe, und, „unter Androhung jchwerer Berantwortlichfeit zurüd 
und an die gefeßliche Obrigkeit in St. Gallen gewiejen”, bie 
dortigen Berfafjungsarbeiten unter höheren Schug genommen 
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werden.) Regierungsrath Dominif Gmür wurde zur Sendung 
erforen. Diefer, unterftügt durch die St. Galliſche Gefandt- 
Schaft in Zürih, gab dem Auftrag Folge. Aber Reinhard er: 
flärte: mit den Zurückweiſungen der allfeitigen Abgeorbneten fei 
ed nicht gemacht, das wären nur PBalliativmittel; Hauptſache 
jei vielmehr, daß eine Berfaffungsrevifion auf Zutrauen er: 
wedende Weiſe eingeleitet werde; Capo d'Iſtria forderte vie 
Regierung auf, ihr Anfehen zu behaupten, mit Emft und Nach— 
druck einzufchreiten, Komplottirer zur Strafe zu ziehen; in dieſem 
Sinne habe er namentlich die Männer zurückgewieſen, welche zu 
Gunften des Abtes Schritte gethan. Schraut fprach fih im 
Allgemeinen gleihen Sinnes aus. Der fi aufraffenden Regie: 
rung gegenüber war die Stadt genöthiget, entweder zu weichen, 
oder mit offenem Viſier aufzutreten. Sie that das Lebtere und 
überging zu den fräftigften Schritten für eine privilegirte Stel 
lung bei der oberften Bundesbehörde ſelbſt. Ihre Abgeorbneten 
Züblin und Bernet wendeten fih mit Schreiben an die Tag- 
jagung, um „im Namen und aus Auftrag der Vorfteher und 
Bürger” der Stadt „unfere ſeit 16 Jahren entbehrten uralten, 
feftgegründeten Rechte zurüdzufordern, die wir während ber 
Reihe von 360 Jahren ungeftört genoffen”; das Schreiben 
Ichilderte die Schöne Stellung der Stadt ald jouveräner und zus 
gewandter Ort, wie fie dann „1803 in Paris mit neun ver- 
ihiedenen, mehr oder minder abhängigen Völkerſchaften ver: 
mengt, in den Kanton St. Gallen verfhmolzen wurde, mit 
Hintanfegung der billigen Rüdfihten auf ihre ehevorige Lage 
und Rechtſame“. Jedem Dorfe gleich behandelt, wenn aud 
Regierungsfig, habe fie dagegen den dritten Theil der pefuniären 
Laften des Kantons tragen müffen. Sie (die Statt) wolle 
nun zwar nicht auf das Aeußerfte gehen und die gänzlidye Wie- 
derherftellung verlangen., fondern wäre geneigt bei dem Kanton 
zu bleiben, ſofern ihr eheworiges Verhältniß gehörig berüdfic- 


‘) Schreiben des Kleinen Rathes an die Standesgefandtfchaft in Zü— 
rih, vom 11. Mai, zugleich die Inftruftion für den auferordentlichen Ab: 
geordneten enthaltend. 
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tiget werde. Daher wollen fie (vie Abgeordneten) vor allem 
aus fragen, „wie man die Nepräfentation der Stadt zu dem 
Kanton anordnen wolle? Auf diefen Entjcheid hin nehmen 
wir dann unferen endlichen Entſchluß“. So beftimmt und auss 
drücklich, als je Fürft Pancratius gethan, fagten fie dann weiter: 
„Wir haben dem ewigen Bunde nie entfagt, auch unfer Recht 
ald zugewandter Drt nicht verloren und find nur in andere 
Berhältniffe durh Gewalt gezwungen worden“. Züblin und 
Dernet unterzeichneten als „die Abgeorbneten des alt-eidgenöſ— 
fiichen und zugewandten Ortes der Stadt St. Gallen” (18. Mai). 
Glücklicher ald der Fürft, hatte die Stadt doch die Ehre gehört 
zu werben. Ihre Eingabe gelangte an der Tagfasung zu förm— 
licher Verhandlung; die St. Galliſche Gefandtichaft Iegte Ver: 
wahrung ein; Beſchluß vom 21. Mai: für einmal Nichtein 
treten, um allfälligen fünftigen Beftimmungen wegen der Kan— 
tonsverfafjungen nicht vorzugreifen. Dabei blieben aber die 
Dinge doch, wie fie waren. Die Noth der Regierung wuchs; 
an einer Landsgemeinde zu Lachen eröffnete Joachim Schmid: 
nächſtens werde die Landichaft Utznach mit Schwyz vereiniget 
werden; großes Aufjehen von dorther in Rapperſchwyl und Um— 
gegend ; Vettiger in Utznach erhielt mündliche Anzeige, daß ber 
Anſchluß eine ausgemachte Sache, auch bereitd zu diefem Behuf 
eine Abordnung von Utznach nah Schwyz abgegangen ſei. Nach 
der Rückkehr Gallati’8 von Zürich beftellten die unzufriedenen 
Sarganfer eine Landrathsfommilfton zur Einleitung der Tren- 
nung; Chiodera von Ragag, der ſich dagegen geftemmt, zog fi 
mit Oberli und Beter von folder Oppofition zurüd. Die 
Mehrheit der Gemeinden aber faßte einen förmlichen Beichluß 
für Trennung von St. Gallen, dann Anſchluß an Glarus 
(19. Mai); die Kommiffton betrieb dieſen jofort durch perſön— 
lihe Verwendung in Glarus. Auch Abgeorbnete von Wefen 
und Amden gingen zu gleihem Zwede nad Glarus. Auch im 
Rheinthal Herrfchte Aufregung; Advofat Buſchor und I. B. 
Hengartner, vereint mit Joſeph Eihmüller, waren mit viel Volk 
verfammelt, und nährten die demofratifchen Gelüſte; tumultuirend 


— 320 — 


wurde von Abreißung ver Staatdwappen von den Thoren ger 
ſprochen. Mit all diefen Nachrichten in der Hand, lief die St. 
Galliſche Geſandtſchaft zu Schraut, dem öfterreihifhen Minifter; 
was fie wenige Tage zuvor mit Gmür begonnen, das wurde 
nun vollendet; es wurde die fürmlihe Einmiſchung und Protef- 
tion dieſes Nepräfentanten einer auswärtigen Macht zu dem 
Ende verlangt und errungen, daß allen erwähnten Bewegungen 
ein Ende gemacht werde. Schraut mißbilligtee nah Wunſch 
alles Gefchehene und fchrieb darüberhiu, für fi und im Namen 
der abwejenden Minifter von Rußland und Preußen, an den 
Kleinen Rath von St. Gallen, ihn ermahnend wie folgt: 
„Daß er allen Angehörigen des Kantons, ohne Ausnahme, Ads 
tung und Unterwürfigfeit für die beftellten Behörben anbefehle —, 
daß er jedes Ginfchreiten, jeglihe Anregung oder Schluß— 
nahme, welde, ohne Mitwirfung ter Regierung, von was 
immer für einer Angahl Bürger, ausgehen würde, ) zurückweiſe, 
jolhe für null, nichtig, und an der Öffentlichen Ruhe und Ord— 
nung vergreiflih erfläre, — daß er endlich ven gegenwärtigen 
Zuftand im Innern des Kantons genau, ftrenge und ohne 
mindefte Abweichung auf dem gleihen Fuß, als er biöher war, 
erhalte, jo daß die Magiſtrats-Perſonen, welchen das wichtige 
Werk der Berfaffungs-Herftelung zukommt, fih mit Würde und 
Ruhe ihrer Berufspfliht widmen können” (24. Mai). Die Re 
gierung erwiberte die Note mit einem ſchmeichleriſchen Dank— 
ihreiben an Schraut, ganz im Ton der früher an Talleyrand 
und andere franzöſiſche Wortführer erlafjenen Briefe. So ſehen 
wir die St. Gallifche Regierung leider wieder nur unter Schuß 
und Schirm des Auslandes ſich haltend, wie es ſchon einmal 
geweien, damals abhängig von Frankreich, jegt von den fiegen: 
den Alliirten. 

Und die Regierung that, wie die auswärtigen Geſandten 
befohlen: fie gab durch Proflamation dem Volk Kunde von 


) Im franzöfifchen Original der Note wörtlich: „de röprimer tout 
acte, motion ou decision pris, sans le concours du Gourernement, par tel 
nombre detachö de citoyens que ce puisse Ötre etc.“ 
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deren Willen und Erklärung, verſprach beftmögliche Förderung 
des Verfafjungswerkes, ſoweit e8 der Gang der eidgenöfftichen 
Angelegenheiten jelbft erfordere, und mahnte ab „von allen Be- 
trieben und Handlungen”, welche, „ver jet noch beftehenven 
gefeglihen Drönung zuwider” wären (27. Mai). Folgenden 
Tages erklärte der Kleine Rath, unter Hinweiſung auf oben er- 
wähnte Erklärung der auswärtigen Gefandten, den „ogenannten“ 
Landrath im Sarganferland als aufgehoben, alle von demſelben 
ausgegangenen Verhandlungen fowie einfchlägige Beſchlüſſe der 
bortigen Gemeinden ald „null und nichtig” und ruheftörend, 
unter perjönliher Mahnung an die Mitglieder des Landrathes, 
das Weitere in Ruhe und Gelaſſenheit zu erwarten. Gallati, 
nah St. Gallen vor die Regierung befchieden, lehnte das per- 
ſönliche Erfcheinen ab; die Regierung möge ihm ihre Befehle 
Ihriftlib fund thun. Auf bereits beabfihtigte neue Großraths⸗ 
verfammlung ließ ver Kleine Rath die Mitglieder des Bezirks 
Sargans noch bejonders zu perfönlicher Theilnahme einladen. 
Gleiche und- gleichzeitige Mahnung erging an die „Ausjchüffe 
der alt-Ugnadiichen Landichaft”. An gefammte Gemeinderäthe 
des Rheinthals erließ der Kleine Rath die Mahnung, alles Ruhe— 
ftörende fern zu halten; alle Verantwortlichfeit, jo ſchrieb er 
ihnen, würde nicht bloß „auf einen Haufen nichtswürdiger Ruhe— 
ftörer“ fallen, fondern auf den ganzen Gemeinden erliegen; alle 
Gemeinteverfammlungen zur Beiprehung von Berfafjungsar- 
beiten wurden verboten. Er feßte bei: die hohen Mächte würden 
nicht die minpefte Unterbrechung ber gefeglihen Ordnung dulden. 
Die Wyler wollten fih das durch die fremden Gefandten und 
den St. Galliihen Kleinen Rath auferlegte Stillihweigen in 
Verfaſſungsſachen nicht gefallen laffen; neun dortige Bürger, 
unter ihnen Wirz a Rudenz, zwei Sailer und Dr. Falk (des 
Regierungsrath8 Bruder) wendeten fich jchriftlih an die Sieb- 
zehner-Kommiſſion ded Großen Rathes mit dem dringenden 
Wunſch, daß bei der Entwerfung der Verfaffung „ver Volks— 


wille und deſſen ungehinderte Erhebung als Fundamentalbafis 
Baumgartner Kanton St. Ballen. U. >21 
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aufgeftellt werde” (9. Juni). Die jüngfte Proflamation der 
Regierung wurde in Wyl verächtlid von den Thoren abgeriffen. 

Der Große Rath verjammelte fih wieder am 13. Juni. 
Seine Verhandlungen leitete der Kleine Rath ein mit einer 
Botſchaft voll bittern Tadels über die anardijchen Tageserſchei⸗ 
nungen. Der Große Rath beihloß zunähft Handhabung ver 
Integrität des Kantons. Für die Verfaſſungskommiſſion be 
richtete Xaver Gmür: Revifton durch das Volk gehe Angefichts 
der Erklärung der auswärtigen Gejandten niht an; Reviſion 
durch fremde Vermittlung habe man zu vermeiden; jomit bleibe 
nur das eigene Einjchreiten und Abjchließen übrig. Mit legtem 
Antrag übereinftimmend, beihloß die Behörde die Vornahme 
einer Verfafjungsrevifion durch eine freie innerhalb oder außer 
halb dem Großen Rathe zu wählende: neue Kommilfion, mit 
Zugabe von Zwei Mitgliedern des Kleinen Rathes (Müller-Fried- 
berg und Meßmer). 3. 2. Eufter wurde wieder Präfivent; von 
den übrigen jechszehn Mitgliedern war nur eines außerhalb des 
Großen Rathes ernannt; der demofratiiche Egger von Eggeröriet 
mußte weichen. Der Große Rath) beharrte bei feinem, alle 
Voltsthümlichkeit verfchmähenden Verfahren, vaher über ven zu 
erwartenden Verfaſſungsentwurf gleihjam das Amts⸗Stillſchwei⸗ 
gen geboten wurde. Und raſch verlief er ſich wieder bis auf 
60 Mitglieder, bevor er nur die auf die Tagesorbnung gefegte 
neue Bundesafte berathen hatte (14. Juni). ) Die Bewegung 
im Volk aber hörte nit auf; Eingaben in Menge gelangten 
an die neue Verfaſſungskommiſſion. Eine durch den Gemeinde 
rat) von Altftätten veranftaltete „Kommilfton“ ftellte folgende 


) Ueber diefe Großrathöverfammlung fchrieb Ildefons von Arc an den 
Fürften (26. Juni): „die Regierung hat in dem jüngft gehaltenen Großen 
Rath obgefleget. Gegen eine Hauptveränderung in der Verfaffung erflär: 
ten fich die Proteftanten und Alle, die Stellen, Nemter und Gehalte haben, 
dadurch nicht undeutlich, daß fie folche Glieder in die Kommiſſion der Ber: 
faffungsentwerfung wählten und den im Sinne des Volkes fprechenden Eg— 
gerörieter wieder daraus audmufterten. Es gieng dann wieder, wie bei ber 
Aufhebung des Stiftes, wo die Sarganfer, Utznacher, Gafterer auch nicht 
erfchienen, die Proteftanten aber in pleno aufzogen.“ 
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Begehren: Verminderung der Zahl der Mitglieder des Kleinen 
Rathes von 9 auf 3, da die zentrale Wielregiererei aufhören 
jollte, — des Großen Rathes von 150 auf 100; Aufhebung 
der zentralen Gerichte, dagegen Aufitelung von legtinftanzlichen 
Gerichten in jedem der acht Bezirke; für Füllung von Todes— 
urtheilen ein aus allen Gerichtöpräfidenten zufammengefegtes 
Gericht; Drtögerichte in jeder Gemeinde; allgemeine Stimmfähig- 
feit vom 20. Altersjahr an (mit Abjchaffung des Zenfus); un- 
mittelbare Wahl des Großen Rathes durch die Kreife nach der 
Volkszahl; Integralerneuerung aller Behörden von zwei zu zwei 
Sahren; Amtszwang wenigftend für eine Amtsdauer; die Abs 
änderung der Berfafjung wurde als unerläßlich bezeichnet, weil 
die bisherige Ordnung zu drückend. Am Schluß wurde noch 
verlangt oder empfohlen: eine Strafjuftiz nah dem Mufter von 
Appenzell, mit Hinweifung auf die Nachtheile von Schellenwerf 
und Zuchthaus; Verminderung des Beamtenheeres und der Amts: 
gehalte, ver Amtögebühren für Handänderungen und Hypothefar- 
verfchreibungen; Aufhebung der Stempelabgabe und der Hunde: 
fteuer; Schuß gegen den Andrang fremder Handwerfsleute zu 
Gunften „des Eigenen“. Reichlich floffen auch die Volkswünſche 
von Berned: wohlfeilere Regierungsform; Reduktion des Großen 
Rathes auf etwa 88 Mitglieder, alfo auf jeven Kreis zwei; 
durchweg unmittelbare Wahlen; allgemeines Stimmrecht; mehr 
Recht und Einfluß für den Großen Rath, insbejondere Einräu- 
mung des Vorſchlagsrechtes (der Initiative) an denjelben; dann 
auh Manches wie die Altftätter; öffentliche körperliche Beftra- 
fung der Verbrecher, ftatt fie Jahre lang in Schellenwerf oder 
Zuchthaus herumzuſchleppen; freier Weinausichanf im Kleinen, 
ohne PBatentlöjung und ohne Getränksabgabe. Oberriet, auch 
meift wie Altftätten, dazu: Uebergabe des Erziehungsweſens an 
die Bezirke, von jedem Religionstheil durch feine Geiftlichen zu 
bejorgen; freier Salzhandel. In ähnlichem Geift gaben auch 
Marbach und Rebftein SBetitionen ein; Marbah wollte, daß das 
Erziehungsweſen vom Kleinen Rath „mit Zuzug von Geiftlichen“ 
beforgt werde. Auch die Stadt Rheineck ſchloß ſich dießmal in 
21” 
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wichtigen Dingen an, verlangte Aufhebung des Zenjus mit all 
gemeinem Stimmredt, und legtinftanzlide Gerichte in den Be 
zirfen. Auch die Stadt St. Gallen blieb micht zurüd; ihre - 
Eingabe an die Berfaffungsfommilfion ſchloß fich wefentlich an 
frühere Begehren an, die mit ausführlicher Begründung wieder 
holt, wohl audy erweitert wurden; jo verlangte fie auch Schuß 
gegen allzu häufige Nieverlafjungen von Fremden und Schweizer 
bürgern. Das evangeliihe Kapitel Toggenburg verlangte auss 
jchließlihe Leitung des evangeliihen Kirchenweſens durch die 
eigenen Konfeffionsgenoffen: denn es ſei ganz unangemeffen, 
„daß Katholiichen, die in diefer Hinficht von ganz anderen Grund» 
fügen ausgehen und geleitet werben, die Mitauffiht über evan- 
geliihe Angelegenheiten übertragen werde.” Aehnlich wie bie 
reformirte Geiftlichfeit fümpften Fatholifhe Gemeinden in der 
alten Landſchaft für das konfeſſionelle Recht; Steinach verlangte 
die Selbftverwaltung jür „jede Religionsparthei” durch geiftliche 
und weltliche biezu von ihr jelbft beftellten Räthe, die auch das 
Erziehungsweien zu dirigiren haben ſollen; Parität bei allen 
Behörden von oben bis unten, nach der Volkszahl; dann vieles 
in politifchen Dingen wie die Rheinthaler, ebenſo Rorſchacherberg 
und Mörſchwyl. Wyl verlangte Hauptort des Bezirfd (Goßau) 
zu werben und Repräfentation im Großen Rath nah Berhält- 
niß anderer Städte; auch Lichtenfteig meldete ſich eventuell für 
Stadtvorrechte in gleihem Maß. 

Sargand und Utznach jegten ihre Beftrebungen bei ven 
Nachbarkantonen fort. Hatte Sargand feinen Blick zuerft auf 
Graubünden gerichtet, fo wendete es fich jpäter hinab nad) 
Glarus und fand dort Gehör. Gallati, ftatt in St. Gallen 
fih zu ftellen, wie ed von ihm gefordert worden war, reiste 
wieder nad) Zürich (mit ihm auch Ammann Huber von Wallen- 
ftabt) und übergab dort perfönlid den Geſandtſchaften eine 
Drudiarift, %) im welcher er zu beweiſen bemüht war, daß die 


1) „Wahrhafte Darftellung der gegenwärtigen Lage des Sarganferlans 
ded. Im Mai 1814." Ohne Drudort; 14 Seiten ftarf. Unterzeichnet: 
„Für die Gemeinden des Sarganferlandes, die Vorfteher.“ 
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Verbindung von Sargans mit St. Gallen ſchon aus geogras 
phiſchen Gründen ganz unpafjent geweſen, die Vereinigung mit 
Glarus dagegen für diefen Kanton wie für Sargans ebenmäßig 
eriprießlih fein würde. Die Regierung befahl vie Beſchlag— 
nahme diefer Schrift; der großräthlichen Aufforderung zur Ruhe 
jeste eine der Feder Gallati’s entfloffene Proflamation der „er 
meinbevorfteher des Sarganferlandes” die Erklärung entgegen: 
die Ruhe fei weder geftört, noch wolle man fie in der Folge 
ftören, aber die Befreiung (vom Et. Galler Joch) hoffe man 
noch immer; laut Beihluß der Tagſatzung fei alfälige Berich— 
tigung der Landesgrenzen eine offene Frage geblieben. Die 
Landögemeinde von Schwyz bevollmächtigte die Regierung zur 
Aufnahme von Usnab in den dortigen Kantonsverband (26. 
Juni). Am gleiben Tage verhandelten in Schwyz drei Abge- 
ordnete „ter Grafihaft Utznach“, Leopold Suter, von St. 
Gallenfappel, Michael Eteinah von Utznach und Alois Keller 
von Schmerifon mit der Regierung und einem Siebener⸗Zuzug 
über den Anſchluß. Das Ergebniß war nachftehende Veberein- 
funft: 1. der Landſchaft Utznach werben drei Abgeorbnete in 
den Landrath von Schwyz bewilligt, Ammann, Statthalter 
und Eedelmeifter; das Volk ift berechtiget, auch drei Andere zu 
ſchicken, ſtatt dieſer Amtsmänner; 2. die Landſchaft Utznach 
erhält einen Bezirksrath von ſieben Mitgliedern (nach der Zahl 
der Gemeinden), mit Ammann, Statthalter und Sedelmeifter an 
der Spite; das Volt mag diefe Behörde auf vierzehn Mit- 
glieder verdoppeln; Punft 3 und 4 regeln das Gerichtöwefen, 
möglichft jelbftftändig für die Landſchaft; 5. Beitrag an vie 
Staatöfoften nad dem Mapftab der Bevölferung; Gleiches in 
Bezug auf Mannſchafts- und Geldkontingent für „militärifche 
Auszüge”; 6. in allem Uebrigen unterwirft fi Utznach, gleich 
andern Bezirfen, den Schwyzer Landesgefegen; 7. endlich be> 
zahlen die Usnacher für die Gnade der Aufnahme als gefreite 
Landleute‘ und als Bergütung tes ehemaligen Kaufſchillings 
„dem alten Kanton Schwyz” 4000 Münzgulden in Baar (29. 
Juni). Für den Stand Schwyz ift die Uebereinfunft durch 
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„Louis d'auf-der⸗Mauer“ unterzeichnet. Zu diefen Vorgängen 
gejellten fich verfchievene andere, den Beftand des Kantons St. 
Gallen, wie er bisher geweſen, bedrohende Greigniffe, aud 
ernftere Schritte für Wiederherſtellung des Stiftes, mit ben 
Schwierigfeiten der Löfung der noch immer anhängigen Ver—⸗ 
faflungsfrage. Die Standesgefandtihaft von St. Gallen be- 
lagerte deßhalb Tag um Tag die Gejandten Defterreihs und 
Rußlands, ebenjo den Bundespräfidenten Reinhard; Schug und 
Hülfe juhend von jenen empfing fie bald Grmunterungen für 
geficherten Fortbeftand ded Kantons, den man von feiner Seite 
ber antaften laſſen werde, bald auch wieder Vorwürfe, daß bie 
Urfade der traurigen Zuftände und des langjamen Ganges in 
der Verfafjungsfahe im Zwiejpalt der leitenden Staatsmänner 
jeldft liege. Im Auftrage der Regierung und mit Ueberreichung 
einer Denkſchrift derſelben, betitelt: „Expose sur les dechire- 
mens projetes du Canton de St. Gall“, verlangte fie endlich 
das unmittelbare Einfchreiten jener Minifter gegen die Angreifer 
alle, welche den Beftand des Kantons bedrohten. Sie will- 
fahrten und verfündeten für fih und im Namen des preußijchen 
Gejandten, durch Note vom 30. Juni: eine Zerftüdelung des 
Kantons St. Gallen fei dem Willen ihrer Souveräne ganz 
fremd; weder Utznach noch Sargand, noch irgend ein anderer 
Theil des Kantons, folle von demfelben getrennt werben; auch 
von der Rückkehr des Fürftabtes und feines Stifted in ihre 
vorigen Rechte und Beſitz könne feine Frage mehr fein; die 
Regierung fei erfucht, folches im ganzen Umfang ihres Kantons 
befannt zu machen. Augenblidlib nad Empfang. machte ver 
Kleine Rath das auswärtige Schugdefret durch öffentlihen Ans 
ichlag befannt. Er fufpendirte den Gemeindammann Gallati 
in allen feinen Amtsverrichtungen und befahl feine Haft und 
Einlieferung. Eine ähnliche Erflärung wie an St. Gallen er: 
ließen die Minifter gleichzeitig an die Regierung von Schwyz 
mit dem Begehren, ven Umtrieben gegen St. Gallen ein jchleu- 
niged Ende zu machen. Aufsder-Mauer, damals Gejandter von 
Schwyz an der Tagfagung, z0g hin und her, von Schwyz 
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nad Zürih und zurüd. Nah geichlofiener Uebereinfunft war 
er ſchon wieder bei den fremden Gejandten in der Bundesſtadt 
und fand fie weniger herb als ihren Brief. Als er verfichert 
habe, daß Schwyz (einzig) auf frieplihen Weg zum Ziel zu 
fommen wünſche, hätten fie ihre „bons ofices“ verjprochen, um 
auch den Kanton St. Gallen zu einer Verftändigung zu bewe—⸗ 
gen; jo berichtete Aufsder-Mauer dem Landammann von Schwyz 
(2. Juli); Gleiches ungefähr meldete er von ber Unterrevung 
an demfelben Tag mit Reinhard. Den Geſandten Schraut 
jedoch fand er ſchwieriger als ſeinen ruſſiſchen Kollegen, und 
Reinhard verſtand die Sache nur ſo, daß Utznach jedenfalls bei 
St, Gallen bleiben, Schwyz dafür irgend welche andere Vor— 
theile als Erſatz erhalten ſolle. Die mehr oder weniger ſchwan— 
kenden Aeußerungen über den Span erklären ſich durch den Um— 
ſtand, daß die Tagſatzung damals die zwiſchen den Kantonen 
ſtreitigen Territorialfragen noch als offene behandelt und künftige 
„Grenzberichtigungen“ als möglich in Ausſicht geſtellt hatte. 9 
Schwyz und Glarus handelten in dieſer Zeit ſtets gemeinſam; 
Glarus doch vorſichtiger und weniger hochfahrend. Sie theilten 
ſich gegenſeitig ihre Beſchlüſſe mit, verwieſen auf gemeinſame 
Beſprechungen ihrer Geſandtſchaften an der Tagſatzung behufs 
übereinftimmenden Vorgehens. Schwyz bot Glarus den Verzicht 
auf Gaſter an, wenn Glarus hinwieder keine Anſprüche auf 
Utznach mache. Sonntags den 3. Juli war der Wunſch der 
Sarganſer um Aufnahme in den Staatsverband von Glarus 
von einer Landsgemeinde daſelbſt mit hohem Beifall vernommen, 
das Ganze übrigens, ohne wirklichen Abſchluß, „der Obrigkeit 
überwiefen worden“. Den Brief der fremden Gefandten hatte 
auch Glarus empfangen und feinen Inhalt „etwas auffallend“ 
gefunden; fo ſchrieb es an Schwyz (6. Juli). Von nun an 
entſpann fich eine längere, oft herbe Korrefpondenz zwilhen St. 
Ballen einer: und den Kantonen Schwyz und Glarus anderſeits 

1) Abſchied der Tagſatzung von 1814 und 1815. Bd. I. S. 117 und 


148. Kreisfchreiben der Tagfagung an gefammte Stände, vom 31. Mai 
1814; am Schluß, S. 120. 
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über ven Gegenftand des Streited. St. Gallen, dem die Res 
gierung von Schwyz den Landsgemeindebeihluß für Anſchluß 
von Utznach amtlich mitgetheilt hatte, erinnerte jene, daß Utznach 
fih im Jahr 1798 mit Einwilligung diefes Kantons frei und 
jeldftftändig Fonftitwirt hatte, Anfprühe von Schwyz alfo auf 
diefes Ländchen nicht mehr auf frühere (nun erlofchene) Rechts— 
verhältnifje gegründet werden können, — daß Utznach fpäter 
(1803) zu St. Gallen gekommen ſei jogar gegen den Willen 
anderer jegiger Landestheile des Kantons und ſelbſt unter Zus 
ftimmung von Schwyz, das damald nur die March zu feinem 
alten Gebiet verlangt habe; — und verlangte jchließlih, daß 
die Regierung von Schwyz ihre Landögemeinde über die Ge— 
rechtigfeit der St. Galliſchen Sache felbft belehren und erbauen 
möchte (15. Jul. Glarus fteigerte allmälig Ton und Umfang 
jeiner Anſprüche, richtete diefe auf Sargans und Ugnach zus 
gleich (Abfinden mit Schwyz vorbehalten), fuchte diefe Begehren 
in langen Briefen an St. Gallen und an die fremden Minifter 
durh Berufung auf die Nahbarichaft, daherigen Verkehr und 
Bedürfniſſe, Gleichartigkfeit von Sitten und Karafter der beid— 
jeitigen Völkerſchaften, endlich durch Hinweiſung auf die alten 
Rechtöverhältniffe zu begründen (24. Juli). 

Wie Fürft PBancratius und Befreundete in St. Gallen für 
Wiederherftellung des Stiftes gewirkt,“ wurde theilweife ſchon 
gemeldet. Woran unter den weltlichen Gönnern in hohen Yem- 
tern ftanden Falf und Dubdli, beide vorfichtig bis zur Schüchtern⸗ 
heit, doc, unternehmend, weil ihnen die Herftellung des Stiftes 
Gewiſſensſache war. Sie allein in der Negierung waren bie 
Bertheidiger ded Stiftes; ihr Kollege Germann dagegen war 
Ihmwanfend und wechjelnd in feinem Handeln und Stimmgeben. 
Nachdem die einleitende Verbindung angefnüpft worden, ſann 
Falk auf weitere Schritte. Bon der Regierung war nichts zu 
erwarten; denn den Gönnern des Stiftes ftanden, als deſſen 
beharrlichfte Widerſacher, Müller-Friedberg und Reutti gegenüber, 
welche beide ihren ganzen Einfluß auf vie auswärtigen Ge: 
fandten gegen bie Wieverherftelung geltend machten. Ueberhin 
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lag Reinhard's Plan offen vor, den Neformirten im Kanton 
das Uebergewicht zu verjchaffen, der Stabt jelbft die Thüre zur 
Kantonalherrichaft zu eröffnen. So fah der aufmerkfame Falt 
den Stand der Dinge an; jenen Plan im Sntereffe der Katho- 
lifen zu vereiteln, juchte er feinen Rathsfollegen Dominit Gmür 
für die Herftellung des Stiftes zu gewinnen, die ihm ald das 
einzige Mittel erjchien, die Unabhängigkeit der Katholiken gegen» 
über der reformirten Hauptftadt ficher zu ftellen. Eine Ver— 
jammlung fand ftatt, an welcher ſich (nebft Falf,) Gmür, Dubli, 
Brägger und Schaffhaufer betheiligten. Verabredet wurde, zwei 
Mitglieder der Regierung, Gmür und Dudli, an den Fürften 
abzufenden, um nöthige Verftändigung einzuleiten. Im Kleinen 
Rath nahm das Vorhaben eine abweichende Wendung. Eine 
Sendung wurde allerdings bejchlofien, aber fie fiel dem Regie: 
rungsratl; Gmür allein zu und fie war wefentlich gegen die Bes 
firebungen der ſtädtiſchen Aborbnung in Zürich gerichtet; das 
Ergebuiß ift bereit oben erzählt. Zur Verhandlung mit dem 
Zürften begaben fih, im Einverftändniß mit den ſchon genanns 
ten Gefinnungsgenofien, Schaffhaufer und Wir; nah Muri. 
Der Fürft empfing fie mit großer Freude, und erklärte, daß er, 
nah der Souveränetät gar nicht lüftern, bereitwillig darauf Ber- 
sicht Teifte, Falls das Eigenthum des Stiftes zurüderftattet, die 
Eriftenz des Iegtern garantirt werde. Dabei unterließ übrigens 
der Fürft nicht, den Abgeordneten bie ganze Schwierigfeit des 
Borhabens vor Augen zu führen. Wirz, für Herftellung felbft 
der ftiftifchen Landesherrlichkeit enthuftaftiich eingenommen, hatte 
die Unterfchriften der Vorfteher von zwanzig Gemeinden bei ſich, 
welhe die Wievereinfegung der ehevorigen fürftlichen Regierung 
verlangten (13. Mai). Wereinbart wurbe nichts Beftimmtes. 
Auf dem Rückweg in Zürich angelangt, bewarben fi die Ab— 
geordneten bei Reinhard und den fremden Gefandten für den 
Zwed ihrer Sendung, wurden aber von jenem „gegneriich“, 
von dieſen „froftig” empfangen; wollte man das Stift wieder 
herftellen, müßte e8 in Rorſchach gefchehen, nicht in St. Gallen, 
ſagte Reinhard. Mit dem Berichte hierüber an ven Fürften 
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ſandte ihm Wirz 550 Gl. Trotz dem Mißerfolg in Zürich 
famen die Abgeordneten ſehr befriediget über die Erklärungen des 
Fürften zurüd nab St. Gallen und berichteten ihren Auftrag: 
gebern. Nun neuer Rathſchlag zwiſchen den Abgeorbneten, dann 
Gmür, Falf, Dudli und Germann, und im Einverftändniß mit 
Gmür (der eben jegt die Präfiventichaft der Regierung beklei— 
dete), Schritte der Obgenannten bei dem Kleinen Rath jelbit, 
der die baldige Berathung des Gegenftandes verhieß und tem 
Appellationsrichter Scaffhaufer jolches amtlich zuficherte (20, 
Mai). Mehrgenannte Katholiken wurden nun einig, die Frage 
der Wiederherftellung in den Bereich des Fatholiihen Admini- 
ftrationsrathes zu ziehen. Diele Behörde verhandelte ausführ- 
(ih über die Mittel, „wie dem Begehren des Fürftabts und 
dem unter dem katholiſchen Volkstheil vielfeitig geäußerten Wunſch 
zur MWiederherftellung des Stiftes begegnet werben könnte”, umd 
beſchloß: durd eine befondere Abordnung dem Fürftabte „vie 
Anfichten des Adminiftrationsrathes in Hinfiht der Stellung 
des Stiftes zu eröffnen und von ihm zu vernehmen, wie und 
unter was für Beftimmungen er felbft wünſche und glaube, daß 
das Stift Et. Gallen mit Berüdfihtigung der Urzwecke des— 
felben, namentlich der Erziehung der Jugend und Bildung ber 
Geiftlichfeit, wieder aufgeftellt und eingerichtet werben Könnte“ 
(4. Juni). So die amtliche Fafung des Beichluffes. Privat: 
aufeihnungen geben als „Anfichten” der Behörde Folgendes: 
da mit der bloßen MWiederherftelung eines Klofterd den Bepürf- 
niffen der Katholiken nicht Genüge geleiftet wäre, ſolle der Fürft 
um gleichzeitige Uebernahme ver bifchöflihen Angelegenheiten und» 
der bereits beftehenden fatholtichen Unterrichtsanftalten, Gymnas 
fium, Briefterfeminar und theologische Anftalt, erjucht werben; 
würde der Fürft Garantien für den Beftand des Stiftes fordern, 
jo könnte das Anerbieten gemacht werben, das enclavirte Eleine 
Gebiet (den fogenannten Stiftseinfang) ald Bezirk anzuerfennen, 
mit der Berechtigung des Stiftes, durch eine verhältmißmäßige 
Anzahl Abgeordnete im Großen Rath an der Mitregierung des 
Landes Theil zu nehmen. Auf die freudige Zuftimmung des 
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fatholifchen Volkes und der katholiſchen Kantonsräthe glaubte 
man unbedingt zählen zu Eönnen.) Den Erfolg ſolchen Ein- 
ſchreitens vorzubereiten und zu ſichern, verfaßte und veröffent- 
lichte Falk eine Flugſchrift: „Das Stift St. Gallen in dem neu 
‚erftandenen Kanton St. Gallen; 1814.” Durd die Herder'ſche 
Buchhandlung in Konftanz wurde fie zahlreich verbreitet. Die 
Schrift begründete das umverjährbare Recht des Stiftes auf 
Fortbeftand und empfahl jchließlih oben erwähnten Plan feiner 
Mit-Betheiligung bei der Regierung. Nun großer Schreden im 
Regierungsgebäude. Durch Gmür in außerordentliche Sigung 
berufen, berieth die Regierung das unwillkommene Greigniß ; 
Müller⸗Friedberg hielt ven Fürften jelbft für ven Verfaſſer; ver 
Wolf habe nun den Schafspelz abgelegt, fagte er; heftig Außer: 
ten ſich Andere; Falk behauptete die Ruhe eines Unbetheiligten; 
daß der Verfaſſer ſelbſt am langen grünen Tiſche fige, ahnte 
feiner feiner Kollegen. Beſchluß: Konftsfation des Schriftchens 
und Requifitorialien überallhin zur Entdeckung des Berfaffers ; 
vergeblihe Mühe. Mittlerweile fam der Abichluß des Fatho- 
liſchen Adminiftrationsrathes zur Vollziehung. Dudli und Schaff- 
haufer reisten als Abgeoronete diejer Behörde nad Muri. Der 
Fürft empfing au fie mit Freuden, obwohl er nicht überjah, 
daß fie ohne Kreditiv gefommen. ine Berftindigung erfolgte 
nicht. Sie war bei den jehr abweichenden Anfichten auch nicht 
möglich. Gefegen und Verordnungen zufolge lag das übrig ges 
bliebene Stiftövermögen in den Händen ded Adminiftrations- 
rathes; einen Theil deſſelben hatte der Staat jelbft bezogen. 
Der Arminiftrationsrath beſaß bereits hohe Macht im Lande; 
Gmür am wenigften war geneigt fie abzutreten und das Ber: 
mögen aushinzugeben. Im Hintergrunde der abdminiftrations- 
räthlichen Anträge Iauerte daher eine Vollziehungsweiſe, die dem 
Fürften nimmer annehmbar ericheinen Fonnte: das Kapitalver- 
mögen bed Stiftes wäre in den Händen des Adminiftrationd- 
rathes geblieben; dem Stifte felbft, beziehungsweife feinem Vor: 
ftand, wären, in runder Summe von 40,000 Gl., nur die 
1) Falk: Darftellung der Ereigniffe u. ſ. w. 


— 332 — 


Zinfen überlaffen worden; der Fürft hätte die bereitd gegrün- 
deten neuen Fatholifchen Anftalten nach ihrem wirklichen Beftande 
beforgen und leiten, felbftverftändlich auch ven Fortbeſtand und die 
fortgefegte auffichtlihe Wirffamfeit des Adminiſtrationsrathes 
ftillfhweigend oder fürmlich anerkennen müfjen, wäre enblid 
und unvermeidlich in ein fubalternes Verhäftniß zu diefer jelbft 
untergeorbneten Landesbehörde gekommen.) Der Gegenftand 
wurde in langer Unterredung zwijchen dem Fürften und ben 
beiden Abgeordneten verhandelt; zweifelhaft ift, ob dabei ber 
Plan ganz in obigem Sinne enthüllt worden oder ob es mur 
bei Allgemeinheiten geblieben. Gewiß aber ift, daß die Aner- 
bietungen ver Abgeordneten in den Augen des Fürften weder 
die Eriftenz des Stiftes, noch die unabhängige Wirkſamkeit ſei— 
ned Vorftandes und deſſen freie Bewegung in Verwaltung der 
ftiftiichen Anftalten hinreichend ſicherten. Er erflärte veßhalb, 
in die ihm gemachten Anerbietungen nicht eintreten zu können 
und forderte namentlih, was den Vermögenspunft anbelangte, 
alles, auch das zum Staatsgut erflärte, Stiftsgut zurüd, über- 
haupt alles ftiftiiche Vermögen, gleichviel in weflen Händen es 
liege. Die Unterhandlung jcheiterte ganz. Am 9. Juni fehrten 
die Abgeorpneten, gewiß höchſt betrübt, nah St. Gallen zurüd. 
In diefem Fall, mehr ald in irgend einem frühern, hat ber 
Fürft wejentlich in Uebereinſtimmung mit den Anftchten der Ka- 
pitularen gehandelt, mit welchen er zur Zeit mittelbar oder un— 


1) So geht es übereinftimmend hervor aus Briefen des Barons Wirz, 
dann des P. Karl Eiprian und des P. Ildefons von Arx, vom 3. 4. und 
15. Juni, theild an den Fürften, theild an P. Eolumban Ferch, feinen be— 
fländigen Begleiter. Der genannte P. Karl bezeichnet in feinem Brief vom 
15. Juni Folgendes als die Bedingungen, denen ſich der Fürft zu unters 
ziehen gehabt hätte: Anerkennung des Fatholifchen Adminiftrationsrathes 
mit feinen Befugniffen; Uebernahme des Gymnaſiums u. f. w. in feinen 
damaligen Einrichtungen; Anerfennung der Ausscheidung zwifchen Staate- 
und Stiftsgut. In einem Brief an P. Ild. von Arx fagt der Fürft felbft: 
„Ich konnte“ (in Folge der vernommenen Anträge) „weder eine gute Orb» 
nung, noch innerliche Einverftänpniß und Hausfrieden, noch eine Dauer mir 
versprechen“ (7. Zuli). 
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mittelbar Verbindung unterhielt; unter dieſen war auch P. Ilde⸗ 
fond von Arx, der nun in guten Treuen die Herftellung des 
Stiftes ald Korporation mit völliger öfonomifcher Selbftftändig- 
feit empfahl, auch alle Kapitularen als in ihrem Gewiſſen ver: 
pflichtet erklärte, ſolche Wiederherſtellung nah Kräften zu be- 
treiben. ‘) P. Ildefons Hatte ſich durch eigene Befprechungen in 
St. Ballen überzeugt, daß mit der Gegenpartei nichts zu machen, 
diefelbe nur immer für fih erhalten, dagegen nichts anbieten 
wolle. So jehen wir denn zur richtigen Würdigung des Ver—⸗ 
haltend des ehemaligen Kloftervorftandes felbft einen Mann zus 
rüdgefehrt, der früher jo gern als Autorität für die neue. welt- 
lihe Regierung angeführt wurde. Sofort nad Abreije der Ab- 
geordneten des Fatholifchen Adminiftrationsrathes erließ der Fürft 
ein ausführliches Schreiben an den Großen Rath von St. Gallen, 
des wejentlichen Inhaltes: er habe bei mehreren Anläffen fich 
zur Berzichtleiftung auf die Landesherrlichkeit bereit erflärt, falls 
vorangehend dem Stift „eine fichere, anftändige, unabhängige“ 
Eriftenz gewährleiftet, ihm fein von Rechtswegen gebührendes 
Vermögen feineswegsd vorenthalten und die Ausübung feiner 
geiftlihen Gerichtsbarkeiten und Kollaturrechte nah ehemaligen 
Gebrauche und Ausweiſe der DOffizialats- und Konfiftorial-Pro- 
tofolle geftattet würde”; die mit den vom Adminiftrationsrathe 
„mit Vorwiſſen der Regierung” an ihm abgeorbneten Räthen 
gepflogenen Unterhandlungen haben ihm feine Hoffnung übrig 
gelafien, daß viefem feinem Verlangen werbe entfprochen wer: 
den; vielmehr mußte er einer forgenvollen, aus mehrern Grün- 
ben unficheren, feinen Berufspflichten nicht entfprechenden Eriftenz 
entgegenfehen. Deßhalb, und weil das St. Galliſche Volk fi 
nah der ehevorigen Regierung fehne, fordere er feierlich die 
Rechtſame des Stiftes zurüd. Dabei ſuche er weder Glanz 
noch Größe, fondern nur die Mittel, feine Regentenpflichten zu 


!) Sein Brief an P. Eolumban, vom 14. Juni. — Mit Ausnahme 
von Martin Greffer und Franz Weidmann war die Wiederherftellung auf: 
richtiger Wunſch aller Kapitularen; das bezeugt Ildefons von Arr in einem 
Brief an den Fürften vom 26. Suni. 
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erfüllen, des Landes Wohl zu fördern; „eine möglichft ſparſame 
Verwaltung, die Abſchaffung einer Menge Abgaben, die unent- 
geltlihe Rechtspflege fo, wie fie ehevor war”, ſolle wieder ein- 
treten; zum Schluffe das Erſuchen an die Großräthe, bei Feſt— 
jegung der neuen Kantonsverfafjung dem Inhalt dieſes Schrei 
bens billige Rechnung zu tragen (10. Juni). Dudli follte, nad 
Wunſch des Fürften, den Brief zur Kenntniß des Großen Rathes 
bringen; bei Abgang der Smitiative wußte er fich jedoch nicht 
anderd zu helfen, ald durch deſſen Mebergabe an den Kleinen 
Rath; derſelbe aber handelte wie immer, und fcheute fich nicht, 
auch dieſen Erlaß des Fürften dem Großen Rath vorzuenthalten, 
mit dem lächerlichen Motiv, daß ver Große Rath „Feine for: 
refpondirende Behörde“ fei, und begründet dann auch auf ven 
dur den Großen Rath inzwilhen am 14. Juni gefaßten Be 
Ihluß für Handhabung der Integrität des Kantons. Der Brief 
des Fürften war übrigens den tonangebenvden Mitgliedern des 
Kleinen Rathes höchſt erwünjcht: Müller-Frievberg, Reutti und 
Meßmer vermochten faum ihre Freude zurüdzubalten; Falk und 
Dudli hinwieder jahen durd das neue Auftreten des Fürſten 
alle ihre Hoffnungen und Beftrebungen als vernichtet an. Dubli 
jandte ihm den Beichluß des Kleinen Rathed mit der Bemer— 
fung: „S. Hodf. Gnaden hätten zu viel Glauben und Werth 
auf Berficherungen gejegt, daß ein großer. Theil des Volkes die 
alte Ordnung der Dinge zurückwünſche“ (15. Juni). Der Fürft 
aber ließ fih dur die Ungewogenheit der St. Galliichen Re 
genten nicht irre machen und fchrieb nun an die neue Vers 
faſſungskommiſſion des Großen Rathes; mit dieſem zweiten 
Brief berief er ſich auf die im Allgemeinen noch unausgetrage— 
nen Souveränetäts- und Gebietsanſtände, die ſelbſt nach dem 
Ausſpruche ver Tagſatzung offene Fragen geblieben, wie ben 
eben zu dieſer Zeit Schwyz eine fürmliche Anſprache auf Usnad 
anhängig gemacht habe, fandte der Kommilfion eine Abfchrift 
des früher an den Großen Rath; gerichteten Schreibend und er 
fuchte um deffen Erwägung, gleich als ob es an die Kömmiſ— 
fion gerichtet wäre; würde übrigens er, der Fürft, „über die 
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Stimmung des St. Galiihen Volkes nicht gründlid unterrichtet 
worden jein“, jo bitte er, „ſolche auf gefegmäßige Art einzu— 
vernehmen und dabei dem Wolfe volle Freiheit fih zu erklären“ 
zu geftatten. Er fünne fi) unmöglich vorftellen, daß die Mon- 
archen und die Eidgenofienfhaft das Wohl des St. Gallifchen 
Volkes der Wilfür der mediationsmäßigen, jegt nur noch pros 
vijoriichen, von dem Volfe nicht beftätigten, Regierung aufopfern 
wollen. *) Wieder vergeblich! Die Kommilfion ging über diejes 
Schreiben rüdfihtlos hinweg. Bitter klagte P. Ildefons von 
Arr bei Meldung dieſes Vorganges an den Fürften, daß in 
St. Gallen das Volk gänzli umgangen worden, und der alte 
Große Rath in Sachen der Verfaſſung gehandelt habe, wäh- 
rend es anderswo umgefehrt gejchehen. Der ziemlich allgemeine 
Wunſch ſei gewejen, daß dem Stift Alles zurüdgegeben und im 
Großen Rath) zwei Stimmen eingeräumt werben jollten.?) Und 
weiter jchrieb er: „So muß denn immer ein gewiſſes Mißge- 
ſchick das Stift verfolgen. Aber wir wären nur zum Bortheil 
des Landes wieder aufgelebtz will es jolches nicht, jo trage es 
den Schaben.” ) Und ganz empört über den Gang der Dinge 
ichreibt derfelbe wieder dem Fürften, erinnernd, wie feiner Zeit 
eine. große Summe zur Beftechung ver frangöfiihen Diplomaten 
verwendet, diefe dann den Kaiſer Napoleon zum Bruce der 


+) Diefes und das frühere Schreiben an den Großen Rath übergab der 
Fürſt fofort dem Drude, unter dem Titel: „Neuefte Aktenſtücke über die 
Angelegenheiten des Stiftes St. Gallen“, worin namentlich der Vorwurf 
widerlegt wird, als fei er der Verfaſſer der früher befprochenen (Falk'ſchen) 
Flugſchrift, und Verſchiedenes, diefelbe ergänzend oder berichtigend, beigefügt 
ift (23. uni); er fandte diefe nenefte an allen Kantonsgefandtichaften 
an der Tagjagung. 

2) Wirklich liegen in den binterlaffenen Papieren des Fürften zahlreiche 
Adhaͤſions-Erklärungen vor, von BVorftehern und Bürgern fo zu jagen aus 
allen Gemeinden der alten Landſchaft und aus Fatholifch Toggenburg. Die 
dem Stift günftige Volksſtimmung gibt auch das Protokoll des fatholifchen 
Adminiftrationdrathes vom 4. Juni zu. 

3) Schreiben des P. Ildefons von Arx an den Fürften, vom 2. Juli. 
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Mevdiationsafte verführt, die von ihm zur Auflöfung des Stiftes 
ertheilte bloße Erlaubniß als einen Befehl zu folder geltend 
gemadt haben, der Große Rath zu dem Aft ver Auflöfung 
„dur Lug und Trug“ verleitet, dieſelbe endlich mit der (fnappen) 
Mehrheit von zwei Stimmen durchgeführt worden jei.!) Als 
die Proflamation der Regierung mit der Erflärung der Gejandt- 
ſchaften Defterreihs und Rußlands vom 30. Zuni dem Fürften 
befannt geworden, nannte er fie das „Todesurtheil“ des Stiftes. 
Ein päpftlihes Breve vom 23. Juni, durch welches ©. Heilig- 
feit fi bei den Mächten für Wiederherſtellung des Stiftes vers 
wendet hatte und die zu gleihem Zwede gethanen Schritte des 
Fürften belobte, vermochte die Sachlage nicht mehr zu Ändern. 
Hohen Troft brachte ihm dagegen die durch Pius VII. verfügte 
MWiederherftellung der Geſellſchaft Jeſu, und mit inniger Freude 
lad er die bezügliche päpftliche Bulle vom 7. Auguft 1814. Ale 
ein europäifcher Kongreß eingeleitet wurde, ſchickte fih der Fürft 
zu neuer Reife nah Wien an, um frühere Reklamationen für 
die MWiederherftellung des Stiftes wieder aufzunehmen. Zunächſt 
brachte er fie wieder in ihrer ganzen VBollftändigfeit bei der Eid— 
genofienihaft an durch Eingabe vom 5. September an die Tag 
fagung, auf den Wiener Kongreß hinweifend, falls ihm nicht 
entjprochen würde. Dem Baron Wirz ließ er Vollmacht für 
Wahrung feiner Intereffen in der Schweiz zurüd (3. Septem- 
ber); fie lautete, vorforglich, felbft auf Befignahme der ftiftifchen 
Lande in des Fürften Namen und bezeichnete ihn ald Abgeord- 
neten zu den Verfammlungen der alten Kantone. Es geſchah 
dieß wohl im Hinblid auf die kurz vorher ausgebrochenen hefs 
tigen Zerwürfniffe über die Bundesfrage. Nah allſo beftelltem 
Haus verließ er das Klofter Muri und eilte in die Kaijerftabt 
Wien, wo er am 21. September eintraf, und fofort eine neue 
vielfeitige Thätigfeit für die Rechte des Stiftes, vornemlich bei 
Kardinal Conſalvi, begann. Wenige Tage vorher hatte bie 


1) Schreiben des P. Jldefons von Arr an den Fürften, vom 8. Au: 
guft 1814. 
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Tagfagung oben erwähnte Eingabe des Fürften mit Mehrheit 
der Stimmen „einfacherweife” zu den Akten gelegt. ') 

In St. Gallen arbeitete die Kommilfton am Berfafjungs- 
entwurf. Bon Schraut und Capo d’Iftria vernahm fie die Mah— 
nung, den Begehren der Stadt St. Gallen, fo wie jenen ber 
fatholifchen Bevölferung in angemefjener Weiſe zu entfprechen, 2) 
fo wie dad Berlangen um Mittheilung der Verfaſſung vor deren 
Einführung. Zu deren gemeinfamer Beiprehung beriefen jene 
Gefandten den Präfidenten der neuen und jenen der früheren 
Revifionstommilfion zu fih nah Züri. St. Gallen war nun, 
wie früher Bafallenftaat Franfreichs, fo jegt zur Landvogtei ber 
alliirten Diplomatie in Zürich geworden. @ufter, der Kommif- 
fionspräfident, lehnte den Ruf nach Züri ab; ftatt feiner be— 
gleiteten dann den Regierungsrat; Müller: Friedberg, früheren 
Kommilfionspräftventen, die Kantonsräthe Büeler und Stadler. 
An den Berhandlungen mit den beiden auswärtigen Geſandten 
nahmen Antheil auch die St. Galliſche Standesgefandtichaft und 
die Abordnung der Stadt St. Gallen. Das Ergebniß war 
eine lange Reihe von Veränderungen, welche Schraut und Capo 
d'Iſtria am Entwurfe vorzunehmen dringend empfahlen. Be- 
fonderd feien, fo meldeten fie, die Anfprühe der Stadt St. 
Gallen und die Verhältniffe zwiſchen beiden Konfeffionen einer 


1) Reinhard Hatte Sorge getragen, daß fie der Tagfagung erft neun 
Tage nach der Berhandlung über den neuen Bundesvertrag vorgelegt wurde. 

2) Schreiben der Herren Capo d'Iſtria und Schraut, vom 30. Zuni, 
an ben Kleinen Rath, worin wörtlich zu leſen: „ils eroient devoir inviter 
les magistrats de St. Gall charges de la redaction d’un nourel Acte con- 
stitutionnel d’achever sans perte de tems leur ouvrage et de le baser sur 
des principes propres & faire droit d’une manidre convenable aux r&clama- 
tions de la ville de St. Gall, ainsi que des habitans de la communion 
eatholique“. Daß auch das letztere Begehren geftellt worden, wurde bis 
dahin immer noch verfchwiegen. Die Mahnung erfcheint als Folge bitterer 
Klagen, welde Baron Wirz in einer Denffchrift an die beiden Minifter 
vom 21. Mai über den Verfall ver Eatholifchen Religion in den St. Gal: 
liſchen Landen feit 1798 erhoben hatte. 

Baumgartner Kanton St. Gallen. I, 29 
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firengen Erörterung unterworfen worden. 1) Manches Freiheit: 
liche im Entwurfe wurde auf diefem Wege theild ariftofratifchen 
theils überhaupt gouvernementalen Anſprüchen geopfert. Befeitiget 
wurde das allgemeine Stimmrecht, ftatt deſſen die Wiederein- 
führung des Zenjus (Vermögensbeſitz von 200 Franken) gefors 
dert; verurtheilt auch eine gewiſſe Ueberorbnung des Großen 
Rathes über dem Kleinen Rath, mit dem Recht einer etwelden 
Snitiative des erfteren; die beiden Behörten müßten koordinirt 
fein, meinten die Minifter; abgelehnt die Verminderung der Mits 
glieverzahl des Kleinen Rathes und die kurze Amtsdauer feines 
Präfidenten; Standeshäupter, wie in ben Ariftofratien, follen 
geichaffen werden, mit jährlihem Wechjel unter fich und Erfegung 
des (modernen) Präftvententiteld durch eine andere zeitgemäßere 
Benennung G. B. Burgermeifter, Schultheiß); verworfen vie 
autonomifche Seldftftändigfeit der beiden Konfeffionen, „zur Er: 
haltung der Einheit im Staat und in der Regierung“; daher 
jolle die Eonfeffionele Verwaltung unter die höhere Aufficht und 
Beftätigung der Regierung geftelt werben; es wurde von ben 
Miniftern „feftgefegt”, daß der Große Rath nicht (wie im Ent 
wurf beabfihtigt war) auf 110 Mitglieder vermindert, fondern 
wieder auf 150 geftellt werbe, von denen 82 den Katholiken, 
68 den Reformirten, und unter dieſen 24 der Stadt St. Gallen 
zufalfen follen; von allen folle bloß ein Drittheil unmittelbar 
gewählt werden; es wurde gefordert, daß der Stadt St. Gallen 
eigene Verwaltungs, Gerichts⸗ und PolizeisOrganijation gewährt 
werde, Rapperſchwyl ald Hauptort des Bezirfes empfohlen, 
wenn ſolches möglih. Tief eingreifend waren endlich die For- 
- derungen: daß die neue Verfaffung ausſchließlich von der Gefeh- 
gebung Calfo ohne allfällige höhere Sanktion durd das Wolf) 
erfafjen, für Einführung dieſer neuen Verfaſſung nicht ein neuer 
Gefammtgroßrath gewählt, fondern zunächſt nur ein Drittheil 
des alten erneuert werde. Die Vermuthung fteht jehr nahe, 
daß diefe Forderungen alle nicht unmittelbar dem Gehirn der 


1) Schreiben der Gefandten Schraut und Capo d’Sftria, vom 7. Juli 
1814, an den Kleinen Rath. 
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fremden Gejandten, fondern vielmehr den Rathichlägen einzelner 
Abgeordneter jelbft entflofjen fein mögen. Beftätiget ift durch 
Mithandelnde, daß die Stadt St. Gallen und die übrigen Re— 
formirten, nebſt Müller-Briedberg, al Obiges mit Wohlgefallen 
betrachteten; und diefer ſah fich bereits im Geifte mit verftärkter 
Regierungsgewalt wieder an der Spige der Staatöverwaltung. ?) 
Der Große Rath) verhandelte Alles während mehreren Tagen 
umftändlic, ließ fih Manches ganz nad) Begehren, Anderes nur 
mit Abänderungen gefallen, und gelangte namentlich über bie 
Repräjentation zu einem Fonfeffionellen Abfinden, welches ven 
Katholiten 84, den Reformirten 66 Pläge im Großen Rathe 
anwies. Aus den jchwierigen Berathungen entftand der Bere 
fafjungsentwurf vom 14. Juli.) Der allfo verabrebete und 
einhellig genehmigte Entwurf wurde nun abermal nad Zürich) 
gebracht; vier Mitglieder (die beiden Standesgejandten dafelbft), 
dann Müller-Frievberg und Joh. Mathias Näff von Altftätten 
(man hatte die vier Abgeordneten in Parität geftellt), ſollten 
nad dem Willen des Großen Rathes dort Gevatterftele für 
den Entwurf bei den fremden Geſandten vertreten. Und wieder 
wurde in Zürich bekämpft, was im Entwurf noch Günftiges für 
die Selbftftändigfeit der Konfeffionen, für die freie Bewegung 
des Großen Rathes in Sachen ber Gejeggebung, und für Hand- 
habung demokratiſcher Grundfäge in Beftelung der Staats- 


1) Falk: Darftellung der Greigniffe u. f. w. Mit patriotifchem Un— 
willen bezeichnet er die aus dem Konventifel zu Zürich hergefommenen Be: 
gehren als eben fo viele Anmaßungen und Eingriffe in die Fantonale Sou— 
veränetät. 

2) Der wichtige Eonfeffionelle Artikel lautete nach früherem, aus dem 
Schooße der Revifionstommiffton hervorgegangenen Entwurf wörtlich: „Jede 
Religions-Parthei beforgt gefündert ihre religiöfen, matrimonialen, kirch— 
lichen und Höfterlihen Verwaltunge: und Grziehungsangelegenheiten, nach 
den Vorfchriften der bereits beftehenden und noch zu errichtenden Geſetze“. 
Nach dem vom Großen Rath befchloffenen Entwurf vom 14. Juli: „Jede 
Religions⸗Parthei beforgt geföndert, unter der höheren Auffiht und dem 
Schuß des Staates, ihre religiöfen, matrimoniellen, kirchlichen und klö— 
fterlichen Verwaltungs: und Erziehungsangelegenheiten.” 

22* 
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häupter geblieben. Es kamen nemlich die Abgeordneten mit 
dem wiederholten Anfinnen der fremden Minifter zurüd, daß vie 
fonfeffionellen Verwaltungen „unter die Auffiht und Sanktion ver 
Regierung“ (nicht bloß allgemein „des Staates") geftellt wer- 
den, dann mit dem Begehren, vaß bei Konflikten zwiſchen dem 
Großen Rath und der Regierung über Einbringung von Gefepes- 
vorfchlägen der zu beftellende Grofrafhsausfhuß nah der Zahl 
feiner Mitglieder gegenüber der Regierung in Minderheit gejegt 
werde (während der Entwurf das Gegentheil vorfchrieb), die 
zwei „Landammänner“ ftet3 wieder wählbar fein follen, wäh— 
rend der Entwurf einen größeren Wechfel in ter Staatsleitung 
fiherte; alfo abermals fortgejegter Kampf für die unbebingte 
Herrichaft der Regierung über den Großen Rath und für bie 
Sicherung der Regierungsgewalt gegenüber der konfeſſionellen 
Selbftftändigfeit der Katholifen, welde in Hauptfachen bereits 
durd die Gefege von 1813 über die Korporationdverwaltung 
und die Kollaturen errungen worden war, Alles unter der 
Maske der auswärtigen Gefandten. Anläßlich wurde von biefen, 
gegenüber der Aborbnung, auf dem Begehren beharrt, daß, ber 
Wahl der neuen Regierung vorgängig, nur der erfte Drittheil 
des Großen Rathes erneuert werde.) Neue Berathungen im 
Kleinen Rathe riefen neue, namentlich konfeſſionelle Kämpfe her⸗ 
vor; die von Zürich her begehrten Hauptabänderungen fanden 
lebhafte Unterftügung feitend der drei reformirten Mitglieder mit 
Müher-Friedberg und Reutti. Der Eonfejftionelle Artifel erhielt 
dann wirklich eine den Forderungen der fremden Gefandten ans 
nähernde Faſſung, welche den Konfeffionen mit der einen Hand 
nahm, was fie mit der andern gewährte. ?2) Wiederholter Kampf 

1) Die neuen Begehren wurden von den Miniftern mit Schreiben vom 
20. Juli nah St. Gallen gefendet uhd liegen ausführlich vor (in franzö- 
fifcher Sprache, im Kantonsarchiv). 

2) „Jede Religions: Parthei beforgt gefündert, unter der Höheren Aufficht 
und der Sanftion des Staates, ihre religiöfen, matrimoniellen, Firchlichen 
und Eöfterlihen Verwaltungs: und ErziehungssAngelegenheiten. Das Ger: 
feß wird diefe Aufficht beftimmen und die Fälle für die Sanftion feftfegen.“ 
Redaktion, welche dann fchließlich in die Verfaſſung überging. 
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nachher im wieder verfammelten Großen Rathe (30. Auguft). 
Die Veränderung ging bier mit Mehrheit durch. Uber anweſend 
waren nur 71 Mitglieder. Bon Falk wurde die Rechtskräftig— 
feit der Abmehrung erfolglos beftritten. Am 31. Auguft Fam 
ed zur Hauptabftimmung. Dubli verlangte die Handhabung 
des Meglements; dieſes aber forderte für jede Berathung und 
Schlußfafjung über Gejege und Defrete (alſo gewiß aud über 
eine neue Verfaſſung) die Anweſenheit von wenigftend 75 Mit 
gliedern, dann von dieſen, für einen vechtöfräftigen Beſchluß, 
die Zuftimmung von zwei Drittheilen der Anweſenden. Ihm 
entgegen erhoben fich die Proteftanten Advokat Fehr und Bernet 
aus ter Stadt für Abänderung des Neglementd in der Weife, 
daß die Aumwelenheit von 60, dann eine abjolute Mehrheit von 
31 Mitgliedern genüge Balf aber trat wiederholt in bie 
Scyranfen, nannte den im Entwurf vom 14. Juli ftehenden 
Eonfeffionellen Artifel 2 einen im Laufe der langen Berhands 
lungen zwijchen den Katholifen und Reformirten abgeſchloſſenen 
Pakt, au dem um fo weniger durch eine ganz reglementswidrige 
Minderheit, beftehend aus der Gefammtzahl der Reformirten und 
einigen wenigen mit ihnen einig gehenden Katholifen, gerüttelt 
werden dürfe. Müller- Friedberg und Zollifofer nannten das 
Drängen Falk's revolutionär und warfen vor, daß es von bie- 
fer Seite ſich um nidts Anderes handle, ald auf Schleid- und 
Umwegen den „Fürften“ wieder in's Land zu bringen und eine 
Herrichaft ver Katholifen einzuführen. Mit ſolchen Vorwänden 
warfen die Vertheidiger des neueften Verfaſſungs-Entwurfes 
durch- Abmehrung die Reglementsvorſchrift von 1813, willfürlich 
zu Boden und gaben der einfachen abfoluten Mehrheit der Ans 
weſenden das Recht zu verbindlichen Abjchlüffen aud in Haupt: 
jahen (31. Auguſt). An der Spike ded Protokolls ift die 
Zahl der Anmefenden auf 73 angegeben. Die Mehrheit be- 
ftand aus proteftantiichen Mitgliedern, mit Müller » Friedberg, 
Reutti, Büeler, Ehiodera, dem oft genannten Müller von St. 
Georgen und dem Gemeindammann Härtfh von Tablat; alle 
übrigen Katholifen, zwölf am ver Zahl, bildeten die Minderheit; 
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unter diefen Kalt, Dudli, Germann (Regierungsräthe), dann 
einige Häupter aus den Bezirken.) So ift die Verfaffung des 
Kantond St. Gallen vom 31. Auguft 1814 entftanden, das 
Merk einer Minderheit gang unberufener Großräthe, mit gänz- 
lihem Ausschluß des Volkes und gegen deſſen Willen ala 
Grundgeſetz ded Kantons erffärt. Nach folhem glücklich voll- 
endeten Machwerk fcheuten die Herrfcher fih nicht, die Einfüh— 
rung diefer DVerfaffung durch einen Aft auffallenver Willfür, 
mit einer Verlegung dieſer nemlichen Verfafjung zu beginnen. 
Sie verordneten, nicht etwa, daß ein neuer Großer Rath nad 
der neuen Verfafjung erwählt werben folle, fondern daß vor ber 
Hand der alte fortzubeftehen habe und bloß zu Drittheilen er 
neuert werden, die gelammte Erneuerung aber mit dem SHerbit 
1815 vollendet fein ſolle. So mußte ein Großer Rath ent 
ftehen, von dem anfänglih 50 Mitglieder nah der neuen Ber: 
faffung gewählt wurden, 100 dagegen nach der alten Berfal- 
fung von 1803 gewählt in vemfelben zurücblieben, und in welchem 
fodann 100 nad neuer Verfafjung mit noch 50 nad ver alten 
Verfaſſung Gewählten neben einander famen, und erft fpäter 
der Reft der Alten durch weitere 50 neue Wahlen erjegt wurte. 
Und da zwifchenhinein doch eine neue Regierung gewählt wer 
den mußte, jo wurde fie das Geſchöpf eines Zwitter-Großrathes, 
der zu zwei Drittheilen noh nah alter Verfaffung gewählt 
war (Defret- vom 31. Augufl). So war ed von ben fremben 
Gejandten geboten worden; Regierung und Großer Rath unter 
zogen fih dem Machtgebot, Fnechtifch gegen das Ausland, herriic 
gegenüber dem eigenen, obgleich ihnen ebenbürtigen Volk. Und 


1) Das Protokoll des Großen Rathes gibt Feine Stimmenzahl an. 
Die Erzählung Falk's fagt nicht genau, ob die von ihm im Einzelnen ver: 
zeichnete Stimmgebung der Reglementsabänderung oder ber Verfaſſung 
felbft gegolten habe. Säclich fommt das auf das Gleiche hinaus und man 
ift berechtiget, anzunehmen, daß im günftigften Fall (felbft wenn alle 73 an- 
weſend geblieben) die Berfaffung pas Werk von 55 Reformirten mit 6 Ka 
tholifen gewefen, gegen eine Fatholifche Minderheit von 12 Mitgliedern. 
Falk fchweigt über das Votum der Brüder Gmür, von denen XRaver Gmür 
bie Berfafjung ald Großrathöfefretär unterzeichnet hat. 
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damit diefer Willfüraft vollgiehbar jei, wurden unmittelbar nad 
Erlaß des Defreted und am gleichen Tag ein Drittheil der 
Mitglieder des Großen Rathes durd das Loos bezeichnet und 
für deren Pläge die neuen Wahlen angeorbnet, während das 
dur die Verhandlungen felbft verpönte Loos der Pariſer Ver- 
faffung von 1803 aus der neuen Verfaffung entfernt if. Nach 
langem Ringen war demnach dem Volk das ſchwache Recht zu- 
beichieven, in 16 Kreifen eben fo viele Kantonsräthe von fi 
aus zu wählen; die Bezirfswahlforp8 und der Große Rath 
jelbft Hatten 34 zu ernennen; und wie der Bandwurm ber Hel- 
vetif in die Mebdiationsverfaffung übergegangen war, fo blieb 
er auch behaglich in der neuen Berfaflung figen, fih von den 
ihm zur Beute gelaffenen Freiheiten des Wolfes nährend. Auf 
den 18. September oronete die Regierung die erwähnte be- 
Ihränfte Zahl von Neuwahlen an. Am 15. gl. M. reichte die 
Gefandtfchaft des Standes der Tagſatzung die neue Verfaf- 
jung ein. 

Was inzwilchen zur Förderung der Ablöfung einzelner Kan— 
tonstheile gefchehen Fonnte, wurde ſeitens der Unzufriedenen nicht 
verfäumt. Sargans blieb in der eingenommenen Sonderftellung ; 
Gallati, keineswegs eingefchüchtert durch die auf ihn angeorbnete 
Fahndung, feste feine Bemühungen für die Trennung fort. Der 
Stand Züri, um die Auslieferung Gallati's angegangen, gab 
zur Antwort, er fei nicht zu finden. In Usnah war die Tren- 
nung thatfächlih organifirt und vollzogen. Die Gemeindeaus- 
ſchüſſe regierten als Landeskommiſſion. Die Regierung entjendete 
Meßmer'n in beide Bezirke, um zur Rückkehr zu der beſtehenden 
Ordnung zu mahnen. Er verhandelte zunächſt mit den Utznacher— 
Ausſchüſſen. Sein Begehren, alle weiteren Trennungsſchritte 
aufzugeben, wurde mit Ausflüchten erwiebert; die Ausſchüſſe 
verfprachen nur, an ihre Gemeinden zu berichten. Der anfcei- 
nend friedlichen Verhandlung folgte ein Tumult. Eſchenbacher 
und St. Gallenfappeler, auch viele Marftleute von anders woher, 
verlangten mit Ungeftüm, daß der Regierungsfommifjär das 
Protokoll der Landeskommiſſion herausgebe, welches derſelbe in 
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feinen Befig zu bringen gewußt hatte (im Protokoll waren na- 
mentlih die Berhandlungen mit Schwyz verzeichnet). Die 
BVorfteher unterftügten das Begehren, äußerten fih bejorgt um 
die Perſon Meßmer’s und dieſer lieferte das Geforderte aus, 
begab fih nah Schänid und berichtete won dort das Gefchehene 
an die Regierung (23. Juli). Schmid von Lachen, ver unters 
befjen in Orinau geweilt, hatte fi bis Utznach vorgewagt, und 
war daher in Verbindung mit dem Aufitand. In Sargans an- 
gefommen, mußte der Kommifjär wahrnehmen, daß dort eben 
fo wenig auszurichten fei, ald unten an der Linth; er traf Gal- 
lati gegen eine allfällige Haftnahme dur bäuerliche Wachen 
gefhügt, Mels und die meiften andern Gemeinden in voller 
Gährung, den Militärbezirfsfommandanten (Good) felbft auf 
Seite der Trennungsluftigen. Ohne alle Anhaltöpunfte für 
Erfüllung feiner Sendung eilte er zurüd nad St. Gallen. Sein 
von antern Mitgliedern des Rathes lebhaft unterftügter Antrag, 
fofort die auffländifchen Bezirke mit einer ftarfen Zahl St. Galli: 
Iher Truppen (ed war von einigen Bataillonen Fußvolf, nebft 
Artillerie und Kavallerie die Rede) fiel durch und die Regierung 
beichränfte ſich auf den Beſchluß, die Dazwifchenkunft ver Tag- 
lagung nachzuſuchen. Uebereinftimmend hiermit verlangte bie 
Standesgefandtinaft, daß zur Belegung der beiden Landſchaften 
vier bis fünf Kompagnien eitgenöffiiher Truppen an die Ber 
fügung der Kantonsregierung geftelt werben, ganz unvorgreiflic 
den Anfprücen der Stände Schwyz und Glarus, bloß zu Hands 
habung des Statusquo. Das Begehren führte unvermeidlich 
zur gejchichtlichen und ftaatsrechtlihen Erörterung der waltenven 
Gebietöfragen zwifchen jenen anfpredhenden Kantonen und dem 
Kanton St. Gallen, was nicht ohme Hige verlief; namentlich 
proteftirte Schwyz gegen die Befegung und ftellte jelbft Gegen- 
wehr in Ausficht, warf die Schuld der Utznacher Vorgänge ganz 
auf die Heftigkeit des St. Gallifhen Kommiffärs (3. Auguft). 
Die Tagſatzung entiprah dem St. Galliihen Begehren halb, 
verordnete die Abjendung von Kommifjären in die aufftändifchen 
Gebiete, mit Vollmacht für den Vorort, nöthigenfalls „zu kräf— 
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tigeren. Maßregeln” zu fchreiten, alles dem fpäteren Entfcheid 
über die erwähnten Gebietsanfprachen und über das endliche 
Schidjal der angefprochenen Landestheile unvorgreiflich (16. Aus 
guft). Zwiſchen ven beiden Verhandlungstagen hatte ein frucht- 
loſer Berfuh zur Berftändigung unter den drei Kantonen ftatts 
gefunden. Es war nemlich, durch Beihluß der Tagfagung vom 
1. Auguft, der Entjcheid über Gebietsanfprachen der einen Kan— 
tone gegen die anderen (die gegen St. Gallen erhobenen Ans 
ſprachen waren keineswegs die einzigen) an ein Schiedsgericht 
gewiejen worden. St. Gallen blieb dem Beſchluſſe felbft fremd 
und lehnte darüberhin defjen Anwendung auf den vorliegenden 
Fall bei der Konferenzverhandlung ab. Die bewilligte wirfliche 
Intervention unterblieb für einmal, da die Regierung von St. 
Gallen mit weiteren ausdrüdlihen Begehren an den nun zum 
Einſchreiten bevollmädtigten Vorort zögerte. 

Bei dem großen Werk einer neuen Konftituirung des Bun— 
des hatte auch St. Gallen fih zu betheiligen. Aus den Ber: 
bandlungen der „eidgenöffiichen Verfammlung“, die am 27. Des 
zember 1813 eröffnet, am 11. Februar 1814 gefchloffen worden, 
gingen die „Grundlinien eines eidgenöfftichen Bundesvereins“ 
hervor, jpärliche WVorfchriften oder Wereinbarungen über bie 
Rechtsverhältniſſe zwifchen den Kantonen unter fib und jene 
zum Bund, dann über die Drganijation der Bunbesgewalt. 
Territorialanfprücdhe der einen Kantone gegen die andern lagen 
bereits vor; St. Gallen verwahrte feine Nechte dagegen. Err 
wähnte „Grundlinien“ gelangten nachher an die Berathung ver 
Stände und der Tagjagung. Auch in dieſer Zeit (Periode vom 
6. April bis 16. Auguft) vertheidigte der Kanton St. Gallen 
im Kreije der Bundesverfammlung feinen ferneren Beftand, feine 
Souveränetät, feinen ganzen Gebietsumfang gegen die mancherlei 
Anfechtungen, befonderd gegen jene von Schwyz und Glarus, 
die Beftätigung der Doppelftimme für die Kantone, deren Be- 
völferung 100,000 Seelen überftiege, kämpfte aber nicht bloß 
für fi, fondern auch für das Ganze, indem er einer Fräftigen 
Bundesgewalt das Wort ſprach und für die geſammte Schweizer⸗ 
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bevölferung das Recht der freien Niederlafjung von Kanton zu 
Kanton befürwortete. Die Doppelftimme für die volfreicheren 
ſechs Kantone wurde jedoh durd Mehrheit ver Stände befeiti- 
get, und eine abweichende Anfiht, bloß den Ständen Bern und 
Zürich folhe zu gewähren, fiel ebenfalls durd. Auf Grundlage 
diefer Vorberathungen entftand ein erfter Entwurf eines Bundes— 
vertrages in 43 Artikeln; einige der Hauptbeftimmungen waren: 
gleiches Stimmrecht aller Kantone; Zürich (alleiniger) Vorort; 
Aufftellung eines Repräfentantenrathes für außerordentliche Zeiten, 
wenn die Tagfagung felbft nicht außerordentlich verfammelt ift. 
Bei Berathung dieſes Entwurfes rüdte Schwyz zum erften Mal 
amtlich mit feiner Anfprahe auf St. Gallifche Gebietstheile her- 
vor, wogegen die St. Galliſche Geſandtſchaft nöthige Einwendung 
nebft Verwahrung erhob (28. Mai). In diefe Zeit Fällt das 
Begehren des päpftlichen Nuntius für verfchiedene Garantien zu 
Gunften der Fatholifchen Kirche in der Schweiz, namentlih das 
Begehren um Garantie des Fanonifchen Fortbeftandes der Klöfter, 
beziehungsweife ihrer Herftellung, wie fie vor dem Jahr 1798 
gewefen. Die Note des Nuntius wurde zunächft an einer Kons 
ferenz der Fatholifhen und paritätifchen Kantone beiproden, an 
der fih auch die Gefandtfhaft von St. Gallen betheiligte; fie 
nahm dabei die gleiche ablehnende oder verwerfende Stellung 
ein wie in den Jahren 1803 bis 1805; St. Gallen wolle fein 
fremdes” Proteftorat; das vorliegende Begehren gehe ohnehin 
weiter als die Mediationsafte, welde nur die Rüdgabe des 
Vermögens verlangt habe; durch den Bundesvertrag eine Ga- 
rantie ausfprechen, hieße einen fortwährenven Streit der Klöfter 
gegen bie Kantone organifiren. In der Tagſatzung jeldft, wo eine 
Mehrheit die Garantie der Klöfter in den Bunbesvertrag auf- 
zunehmen bejchloß, erflärte vie St. Galliſche Gejandtichaft das 
Referendum, mit Berufung auf Mangel an Inftruftion feitens 
ihrer Kommittenten. Der aus den langen Berathungen hervors 
gegangene Gefammt-Bundesentwurf wurde den Ständen zu bal- 
diger Annahme empfohlen. Der Große Rath von St. Gallen 
ſprach fie aus ohne Diskuffion (8. Juli); diefe unbebingte Ges 
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nebmigung wurde der Tagfagung am 18. nahhin angezeigt; an— 
gefichtS aber der Einreden, die von Seite anderer Kantone in 
Ausfiht ftanden, eröffnete die Gefandtichaft die Bereitwilligfeit, 
an nochmaligen Vereinigungsverfuchen Theil zu nehmen. Gleiche 
Zuftimmung aber hatten nur noch fieben andere Kantone, Zürich, 
Bafel, Aargau, Thurgau, Tejfin, Waadt, Graubünden, nebft 
Appenzell Außer-Rhoven, ausgeiprochen; unter den nur bedingt 
annehmenden oder vollends ganz verwerfenden Bundesglievern 
waren die meiften alten Kantone. Diefer Stand der Dinge 
führte zu neuen Berftändigungsverfuchen. Als einer derſelben 
jolte der am 1. Auguft gefaßte Beſchluß der Tagſatzung gelten, 
daß alle Gebiets- oder Entfhädigungsanipradien der einen Kans 
tone gegen andere durch eitgenöffiihe Sciedsgerichte entſchieden 
werben follen. Dadurch war, namentlich für St. Gallen, Alles 
wieder in Frage geftellt. Abgeſehen von ver Gebiets- und das 
herigen Garantiefrage wurden abermals viele der. wichtigeren 
Bundesbeftimmungen vurchberathen. Namentlich Fam die Vororts⸗ 
frage in Behandlung; St. Gallen ftellte fib auf Seite jener 
Kantone, welde Züri allein ald Worort bezeichnen wollten; , 
‚ andere machten andere Vorjchläge, zum Theil auf gleiche Be— 
rüdfichtigung beider Konfeflionen berechnet. Nach neuen langen 
Berathungen über das Ganze war die Zerflüftung unter ven 
verfchiedenen Gruppen von Kantonen jo volftändig, daß an 
dem Zuftandefommen irgend einer Bundesafte beinahe verzweifelt 
werben mußte; jeden Augenblid war entweder eine völlige Aufs 
(öfung der Eidgenofjenfchaft oder (zum Zujammenhalten derjelben) 
ein fremder Machtſpruch zu erwarten. In dieſer traurigen Lage 
wurde eine allgemeine Abftimmung über ven verhandelten Bundes- 
entwurf unterlaffen; man fonnte und mußte ihn als gefallen 
anſehen. Rüttimann, der Gefandte Luzern's, ſchlug ein, mit 
den Abgeordneten gleichgefinnter Stände verabredetes, ganz kurz 
gefaßtes Bundesprojeft vor. Darin war der für St. Gallen 
und andere neue Kantone gefährliche und verhängnißvolle frühere 
Beſchluß aufgenommen, laut weldem ver Gebietdumfang der 
Kantone von dem mehrerwähnten fchiedsrichterlichen Ausſpruch 
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abhängig worden wäre, die gegenfeitige ®ebietögarantie nur 
das allfo ermittelte und feftgeftellte kantonale Gebiet jedes 
Standes umfaffen ſollte. Die Geſandtſchaft von St. Gallen 
fegte fih daher neuerdings zur Wehre und wollte von dem 
neuen Entwurfe nichts wiſſen, zumal fie vom Großen Rath nur 
für den früheren inftruirt worden. Es folgte eine jcharfe fchrifts 
lihe Mahnung der Gefandten von Defterreih, Rußland und 
England zum Frieden, widrigenfalls fie den Verkehr mit ver 
Tagſatzung abbräden (13. Auguft), dann neue Sonderfonferengen 
unter den einzelnen Ständegruppen; Ufteri (von Zürich) und 
Wieland (von Bafel) warfen fib in's Mittel, um für Austra- 
gung der Gebietdanftände eine weniger verlegende Form zu finden; 
fie war niedergelegt in den Entwurf einer bießfalfigen Ueberein— 
funft; ein revidirtes Bundesprojeft ging ebenfalld aus vielen 
Sonderverhandlungen hervor, das nun auf Beifall rechnen Fonnte, 
weil die ftreitige Gebietöfrage an Separatentfcheid gewiefen war. 
Es ergingen günftige Erflärungen von Seite der alten, aber aud 
der neuen Kantone (16. Auguft). Am 31. Auguft fprach fi 
der Große Rath von St. Gallen im Wefentlihen für Genehmi- 
gung der Entwürfe aus, doch nicht ohne neue Wahrung unge 
ſchwächten Gebietsumfanges. Er ftimmte gleichzeitig für Ab- 
jendung einer eidgenöſſiſchen Abordnung zum Kongreß nad Wien, 
um alldort für die Selbftftändigfeit, Integrität und Neutralität 
der Eidgenoſſenſchaft nach Bedarf zu wirken. Bei Wieberver- 
fammlung der Tagfagung wurde ber neue Bund, erläutert durch 
die mehrerwähnte Uebereinfunft, al8 angenommen erklärt (8. und 
9. September). Der Kleine Rath verfündete ſolches freudig dem 
Voll. Aber ſolche Freude konnte noch Feine volle fein. Auf 
den Inhalt des Bundesentwurfs und den Art. 1 erwähnter 
Vebereinfunft vom 16. Auguft ſich berufend, hatten inzwiſchen 
die alten Kantone ihre Gebiet: und andere Anfprachen an bie 
neuen rechtöförmlich angemeldet. Es verlangte nemlich Uri, als 
Entſchädigung für ehemalige Rechte und Wortheile in den nun 
mehrigen Gebieten des Kantons St. Gallen: freied Werbungs- 
recht in den ehemaligen Landvogteien Rheinthal und Sargand; 
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freies Niederlafjungsrecht daſelbſt; Entſchädigung für den neunten 
Theil ver vom jeweiligen Landvogt im Rheinthal bezogenen 
Zehnten und benupten Weinberge, jo wie des Amtöhaufes zu 
Rheinek und des Schloſſes mit Zugehör zu Sargans; Alles 
unter Anerbieten freundlicher Berftändigung (Schreiben vom 
18. Auguft). Gleiches geichah von Seite beider Theile des 
Kantons Unterwalden. Schwyz und Glarus gaben die gemein- 
Schaftlihe Anfprache auf die Landichaften Gafter (mit Weſen) 
und Utznach ein; Glarus noch befonderd eine folde auf Sar« 
gand. Appenzell I. R., einer Vergrößerung bebürftig, wie es 
fagte, verlangte das Rheinthal als Zugabe zu feinem Gebiet, 
mindeftens „hinlängliche Schabloshaltung für verlorene Rechte” 
(23. Auguft). Unverjhoben gab die Regierung dem Großen 
Rath Bericht von allen diefen Anſprachen (29. Auguft); er war 
fonah in Kenntniß von denfelben, als er zwei Tage nachher 
über die Verfaſſung abichloß. 


Zweiter Abfchnitt. 


Die Kantonsverfaffung vom 31. Auguft 1814, die Volksrechte wie bie 
frühere beſchränkend. Verſuchte Ginführung, Wiberftand des Volkes. 
Berhaftungen im Unterrheinthal unter militärifcher Mitwirkung. Die Re⸗ 
gierung, ſchutz⸗ und Hilflos in der Hauptftabt, ruft die Intervention ber 
Tagſatzung an. Die eidgenöffifchen Repräfentanten Zellweger und Eicher. 
Ihr Wirken. Sie werden in Sargand infultirt. Militärifche Beſetzung 
und Unterwerfung des Sarganfer-Landed. Schwyz und St. Gallen in Streit 
wegen Utznach. Fruchtlofe Vermittlung zwifchen beiden Ständen. Schwyz 
waffnet. Einführung der Verfaſſung gleihwohl auch in Utznach. Die Re 
gierung von St. Gallen und Fürft Pancratius vor dem Wiener Kongreß. 
KRonftituirung des Großen Natbes nach neuer Berfaffung; Wahl der Re 
gierung. Ende der Sendung der Repräfentanten. 
(Bom Herbft 1814 bis Februar 1815.) 


Die Verfaffung vom 31. Auguft 1814 war ausführlicher 
als jene von 1803 und erweiterte fih von 24 auf 44 Artifel. 
Die Borfchriften über religiöfe und konfeſſionelle Verhältnifie 
wurden an die Spige der Grundrechte geftellt, vie Garantie in ⸗ 
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erfter Beziehung durch den Ausipruch verftärft: „Die Verfaſſung 
fichert die freie und uneingejchränfte Ausübung des Fatholifchen 
und evangeliichen Glaubensbefenntniffes und Gottesdienſtes“, 
während vie frühere Berfaffung nur des „Gottesdienſtes“ er- 
wähnt hatte. Die fonfeflionelle Trennung und Gelbftverwaltung 
in der Schon oben erwähnten Faflung wurde durch Art. 2 ge 
währleiftet. Statt der früheren Bundesverfaſſung erflärte nun 
die Kantonsverfaffung, daß es feine Vorrechte des Orts, ver 
Geburt, der Perjonen und der Familien gebe; fie beftätigte bie 
Loskäuflichkeit der Zehnten und Grundzinſe. Die Eintheilung 
des Kantons in acht „Bezirfe” (man wählte nun deutſche Ber 
nennungen) und vierundvierzig Kreife wurde beftätiget. in 
eigener Abjchnitt ordnete in ſechs Artifeln den „politiichen Stand ' 
der Bürger”. Der Bürger einer Gemeinde war auch Kantons 
bürger; eheliche Abftammung von einem Bürger verlich das 
Bürgerrecht; Uneheliche Fonnten das Bürgerrecht nur nach ben 
Beftimmungen des Gejeges erhalten; ein Kantonsfremder erwarb 
das Kantonsbürgerrecht durch ein Großrathsdekret, im Fall vor: 
läufiger Erwerbung eines Gemeindebürgerrehts ; ohne jenes De- 
fret blieb aber die Zuficherung ded Gemeindebürgerrechts wir: 
fungslos. Des Kantonds und des Gemeindebürgerrechts wurde 
man verlurftig durch Verzichtleiftung, Verjährung oder durd Urs 
theil, doch ohne Rückwirkung auf jene Kinder, welche jchon vor 
der Verzichtleiftung oder Verwirfung erzeugt waren. Die freie 
Niederlafjung für die Kantonsbürger, von Gemeinde zu Ge 
meinde, wurde beftätiget (jene für die Schweizerbürger aus ande: 
ren Kantonen hörte im Kanton St. Gallen wie in den anderen 
Kantonen auf). Zur Ausübung ver politifhen Rechte wurden 
ald befähigt jene Kantonsbürger erklärt, welche in bürgerlichen 
Ehren ftehen, nicht gerichtlich bevogtet find, noch Armenunter- 
ftügung genießen, wenigftens 200 Schweizer Franken fteuerbared 
Vermögen befigen und das 21fte Jahr angetreten haben; jenes 
Bermögenserforderniß fiel nur. weg in Bezug auf die Stimm— 
fähigfeit in einer „Verwaltungs &emeinde”. Die allgemeine 
u Stimmfähigfeit alfo wurde verweigert, wie in der Verfaſſung 
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von 18035 nur war das politiiche Stimmrecht durch letztere 
noch mehr befchränft, ald in der neuen Verfaſſung. Jede polis 
tiſche Gemeinde erhielt einen Gemeinderath von fünf bis neun 
Mitgliedern; zählte fie über 2400 Einwohner, einen ſolchen von 
dreizehtt Mitgliedern; Amtsdauer jechd Jahre, mit Drittheilser- 
neuerung von zwei zu zwei Jahren (wie früher). Für jede Ortd- 
gemeinde, und in berjelben für jeden „Religionstheil”, Der ein 
bejonderes Eigenthum befigt, wurde ein eigener Verwaltungs 
rath von drei bis neun Mitgliedern aufgeftellt, von den Antheil- 
habern der Genofjfenihaft zu wählen. Gleiche Amtsdauer wie 
für die Gemeinderäthe. Die Wahl der Präfiventen aller dieſer 
Gemeindebehörden (Ammänner und Berwaltungspräfiventen) 
verblieb unverfümmert den Gemeinden felbft. Die Feſtſtellung 
der Befugniffe genannter Gemeindebehörden wurde den Gejegen 
vorbehalten. Aus dem langen Kampfe ver Stadt St. Gallen 
für örtliche Berückſichtigung ging der Art. 17 hervor, ber ihr 
eine eigene DOrganifation in Verwaltungs- und Geridtsjachen, 
Begünftigung bezüglich der Polizei und ein Hanbelstribunal bes 
willigte. Der gleiche Artikel ftelt dem Geſetz anheim, auch ans 
deren Städten oder bedeutenden Marftfleden etwelche Ausdeh— 
nung der polizeilihen und gerichtlichen Kompetenzen zu gewähren. 
Rapperſchwyl war fomit an dieſe Vertröftung gewieſen. Kreis— 
behörben wie bisher; der Friedensrichter aber wurde in einen 
„Kreisammann” umgelhaffen, und die Friedensgerichte wurden 
nun „sreisgerichte”. Der Kreisammann übt den Borfig in 
den Kreisverfammlungen, ift Vermittler in bürgerlichen Rechtd- 
fällen und Unterbeamter der Regierung im Kreife. Die „Boll 
ziehungsbeamten” in den acht Bezirken erhielten die neue Be— 
zeihnung: „Statthalter“, die wieder die Regierung ernannte. 
Der Statthalter „hat den Vorunterfub in Kriminalfällen und 
die Oberaufficht über die Gemeinds-Verwaltungen und Polizei— 
behörden in feinem Bezirk“. Der Große Rath blieb an Zahl 
wie früher; er hatte fich ordentlicher Weife zweimal des Jahre, 
einen Monat vor der Tagfagung und fpäteftend drei Monate 
nach verfelben, am Hauptort zu verfammeln; Sigungsgeit je ; 
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weilen nicht länger als ein Monat, doch könne der Kleine Rath 
diefelbe verlängern. Staatsrechtliche Stellung des Großen Rathes 
in der Wefenheit unverändert; er fonnte bie Gejegesvorichläge 
nur annehmen oder verwerfen, und fie hatten in ver Regel auch 
ferner nur vom Kleinen Rath auszugehen. In Folge des viel- 
jährigen Kampfes um bie Initiative erhielt der Große Rath je 
doch einigen, wenn auch ſchwachen, Schug gegen allfälligen 
Starrfinn des Kleinen Rathes. Hätte memlich, jo wurte in 
Art. 22 vorgefchrieben, der Kleine Rath in zwei nad einander 
folgenden Seffionen des Großen Rathes Anftand genommen, 
über einen vom Großen Rath „empfohlenen“ Gegenftand einen 
Gefegesentwurf vorzulegen, vder wäre ein vom Kleinen Rath 
ansgegangener Geſetzesvorſchlag in zwei nab einander folgen: 
den Seiftonen ded Großen Rathes von dieſem verworfen wor: 
den, jo würde im erften Fall dem Großen Rathe das Nect 
zuftehen, dem Kleinen Rath für die Berathung des betroffenen 
Gegenftandes eine Kommiſſion beizuorbnen, die nicht zahlreicher 
fein darf, als ver Kleine Rath, uneinbegriffen feinen, Prüft: 
denten, von welcher Bereinigung dann der neue, der Verſamm— 
lung vorzulegende Gefegesentwurf auszugehen hätte. Im zweiten 
Fall könne der Kleine Rath einen ähnlichen Ausſchuß von dem 
Großen Rathe begehren, um fi gemeinfam mit vemfelben zu 
berathen. Alſo bei einer &liederzahl des Kleinen Rathes von 
neun, hätte diefem der Große Rath in beiden Fällen höchſtens 
acht Ausſchüſſe beiorbnen Fönnen. So war es in Zürich ger 
fünftelt worden. Uebrige Befugniffe des Großen Nathes wie 
früher. Die Berfaffung fchuf zwei „Standeshäupter”, „welde 
von beiden Religiond-Befenntniffen fein ſollen“, unter dem Titel 
„Landammann“; die Landammänner wurden jeweilen von zwei 
zu zwei Jahren gewählt, blieben alfo eben fo lang im Amt; 
fie waren, unter fih perfönlih von einem Jahr zum andern 
wecjelnd, Präftdenten des Kleinen Rathes und tes Großen 
Rathes jugleih; jo verlor der Kleine Rath das Necht felbft- 
ftändiger Wahl feines Vorftandes, und ver Große Rath hin 
‚wieder wurde beftändig durch den Vorftand der Regierung 
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präfibirt. Der zweite Landammann war jeweilen Vizepräſident 
in beiden Räthen. Die beiden Landammänner waren, ohne Un- 
terbrechung, immer wieder wählbar. Damit diefe ariftofratiiche 
Einrichtung, ganz den alten großen Kantonen nadhgebildet, den 
möglichft weiten Umfang gewinne, wurde ed in der Folge noch 
Praris, daß der jeweilige zweite Landammann Standesgejandter 
an der Tagfagung ſei. So fiel der leitende Einfluß im Kanton 
und deſſen Hauptvertretung im eidgenöfftichen Kreife zwei ein- 
zigen Männern, und unter diefen, der natürlichen Ordnung ge- 
mäß, demjenigen zu, ber die größeren und mehreren Gaben in 
fi) vereinigte. Die Zahl der Mitglieder des Kleinen Rathes 
war auf „wenigftend* neun feftgefegt; fie mußten aus den Mit- 
gliedern ded Großen Rathes gezogen werben und waren immer 
wieder wählbar; Befugniffe des Kleinen Rathes wejentlich wie 
früher; verfügte er über die bewaffnete Macht, jo mußte er, bei 
[ängerer Andauer viefer Verfügung, den Großen Rath ver- 
jammeln. Die außerordentlihe Einberufung des Großen Rathes 
war in allen Fällen ganz und gar vom Kleinen Rath, abhängig; 
der Kleine Rath wurde als erft- und lestinftanzlicher Richter 
über „ftreitige Adminiftrationsfälle” aufgeftellt. Bezirksgerichte 
und Appellationsgericht wie bisher, letzteres in der Zahl von 
treizgehn Mitgliedern; für Ausfällung von Todesurtheilen mußte 
das Appellationsgeriht volzählig fein. Art. 27 verordnete: 
„wie in legtinftanzlih abgeſprochenen Fällen gehandelt werben 
jolle, in welcher Klage geführt würde, daß die gefeglichen Formen 
von dem Gerichte überfhritten oder das Geſetz beiſeits geſetzt 
fei, oder Erläuterung deſſelben ftattfinden ſollte, wird das Geſetz 
beftimmen.“ "Ein joldes Geſetz ift dann aber nicht erlaffen 
worden. Sehr forglih waren „die Grundjäge über Religions— 
Parität“ feftgeftellt. In den gemifchten Bezirken Obertoggen- 
burg, Untertoggenburg, Rheinthal und Sargans mußten die Be- 
jirfögerichte aus derjenigen „Religions PBarthie“, welche vie 
Mehrzahl der Bevölkerung inne hatte, ein Mitglied mehr als * 
aus dem anderen Konfelftonstheil erhalten; in den paritätifchen 


Kreifen und Gemeinden der gleichen Bezirke waren die Kreis⸗ 
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gerichte, die Gemeinderäthe und die gemeinfamen Berwaltungs- 
räthe zur Hälfte aus jedem „Religionstheil” zu beſetzen; fanf 
ein ſolcher unter einen Drittheil herab, fo blieb ihm: noch der 
Drittheil der Stellen, infofern er nemlich noch woenigftens einen 
Sehötheil der Bevölkerung inne hatte; ftand er unter dem 
Sechötheil, jo gebührte ihm gleihwohl noch eine Stelle, wenn 
er nemlih 30 ftimmfähige Gemeindsbürger zählte bei einer 
Bevölferung, die nicht über 3000 Seelen ging; das der Zahl 
nad) ungerade Mitglied fiel immer dem ftärferen Religionstheil 
zu. Im Sleinen Rath und im Appellationsgericht erhielt die 
ftärfere „Religionsparthie” ein Mitglied mehr als die andere. 
In den paritätiihen Gemeinds- und Berwaltungsbehörben mußte 
die Präftdentenftelle unter den beiden Religionsbefenntniffen wech— 
jeln; ter Sefretär jeder Bezirks-, oder Kreid- oder Gemeinds— 
behörde mußte zum Präſidenten in Parität ftehen. Für vie 
Mitglieder der Gemeindsbehörden war ein Vermögenserforderniß 
von 500 Fr. und der Antritt des 25. Altersjahrs, für die Mit- 
glieder der Kreißgerichte ein Vermögen von 800 Franfen und 
das angetretene 30. Altersjahr erforderlich; die Statthalter ver 
Bezirke mußten aus den Bewohnern und Aktiobürgern der be: 
treffenden Bezirke gewählt werden. Die Bertheilung der Groß: 
rathöpläge auf die Katholiken und die Reformirten wurde durch 
eine unveränverlihe Ziffer feftgefegt. Der Große Rath zerfiel 
in drei Reihenfolgen; in die zwei erflen Abtheilungen wählten 
die Kreife 51, die Bezirfswahlforpe 49 Mitglieder; die dritte 
Reihenfolge von 50 Mitgliedern, von einem Kantonalwahlforps 
in dreifacher Zahl vorgeichlagen, wurde von dem Großen Rath, 
aus diefem verbindfichen Dreiervorfchlag, jelbit gewählt; dieſes 
Kantonalwahltorp war zufammengefegt aus den Mitgliedern 
des Kleinen Rathes und ded Appellationsgerichtes, nebft ven acht 
Bezirkäftatthaltern. Alterderforderniß für die erfte Reihenfolge 
das 30. Jahr; Wermögensausweis feiner; für die zweite Reihen- 
Folge gleiches Alter mit 4000 Schw. Fr. fteuerbaren Ber: 
mögend; die 49 diefer Reihenfolge waren auf die Bezirke ver- 
theilt, in den paritätifhen Bezirfen nad) Den Konfefftonen; 
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britte Reihenfolge: Bermögenserforverniß auch A000 Fr., aber 
ohne Alteröbeftimmung; erheifchte e8 das Ergebniß der Wahlen 
in bie erften beiden Klafjen, fo mußte durch die Wahlen in vie 
dritte Klafje das vorgefchriebene Paritätsverhäftniß hergeſtellt 
werben; „jonft aber trittet (bei diefen Wahlen der dritten Klafje) 
feine Rüdfiht als die folder Kantonsbürger ein, welche durch 
Bildung, Erfahrung und Anfehen vorzüglich geeignet find, in 
die oberfte Kantons-Behörde einzutreten“ (Art. 37). Amtsdauer 
des Großen Rathes wie des Kleinen Rathes neun Jahre, mit 
Drittheilsaustritt vor drei zu drei Jahren; den erften und 
zweiten Austritt beftimmte das Loos. Den „unmittelbaren“ 
Mitgliedern des Großen Rathes (Calfo der erften Klaffe) war 
Entihädigung durch die Kreife zugefichert; Reinhard und die 
fremden Gefandten hatten auch das nicht gewollt, fondern 
Gratisverrihtung von Seite Aller, nah ariftofratifcher An- 
Ihauung. In die Bezirkfswahlforps Tieferte jeder Kreis ſechs 
Wähler; die unmittelbaren Mitglieder gehörten fchon durch ihre 
Wahl den Wahlforps an; Parität auch hier zu beachten; bie 
Bezirkswahlforps Hatten geheim zu wählen, und ftanden unter 
Vorſitz des Statthalters, welcher Stimmredt nur infofern hatte, 
als er jelbft Wahlmann war. Das Wahlforpd der Stadt 
St. Gallen beftand aus 30 Männern. Bon drei zu drei Jahren 
mußte jedes Wahlkorps ganz erneuert werben, jedoch bei fteter 
Wievderwählbarfeit der Mitglieder; zur MWählbarkeit in die Wahl— 
korps war das 30. Altersjahr und ein Vermögensbeſitz von 
800 Fr. erforderlich. Vermögensbedingniß für die Mitglieder 
des Kleinen Rathes: 6000 Fr. Ebenfo für das Appellationd- 
gericht. Amtsdauer und Dritteldaustritt des Iegteren wie für 
die übrigen höheren Behörden; den Präſidenten wählte der 
Große Rath, aus den Mitgliedern des Appellationsgerihts. Die 
Bezirfögerichte, jedes zu neun Mitgliedern, wählte aus einem 
jweifachen Vorſchlag der Bezirkswahlforps und einem einfachen 
Vorſchlag des Appellationsgerichtes der Kleine Rath; die Präs 
fiventen der Bezirfögerichte wählte er ebenfalls felbft; Ber: 
mögenserforderniß für die Mitglieder: 2000 Fr.; auch hier 
23 * 
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feine periodiſche Integralerneuerung, fondern Drittheildaustritt 
von drei zu drei Jahren; den erften und zweiten Austritt be- 
fimmte das Loos. Das war der fünftlihe Staatsorganismus, 
den im Widerſpruch zu den Anfichten und Wünjchen des Volfes 
die Minderheit des alten Großen Rathes unter Aufficht und 
theilweifer Diktatur der ausländiichen Gefandten dem Kanton 
St. Gallen aufzubringen fi erfühnt hatte. Dieſe Berfaffung 
follte nun eingeführt werden. Die Mehrheit jener fiegenden 
Minderheit hielt fi geborgen durch vie bereits erzählte Geneh— 
migung bed neuen Bundesentwurfes. 

Sechszehn von der Gejammtzahl der Kreife (St. Gallen, 
Straubenzell, Mörſchwyl, Steinach, Rorſchach, Kirchberg, Dbers 
utzwyl, Flawyl, Alt:St. Johann, Rheined, Grabs, Sargans, 
Mels, Kaltbrunn, Rapperſchwyl, Eſchenbach) hatten zufammen 
fiebenzehn unmittelbare Wahlen in den Großen Rath zu treffen; 
alle Kreije indgefammt ſollten ihre Abgeorbneten in die Bezirks⸗ 
wahlforp8 bezeichnen, diefe dann den ihnen zufallenden Drittheil 
der Neuwahlen für den ausgelovfeten Großrathöbrittheil vor 
nehmen (für alle acht Bezirke zufammen jechszehn Wahlen). Am 
MWahltag aber (18, September), theilweife jhon vorher, gab das 
Volk in vierzehn Kreifen feine vollberechtigte Unzufriedenheit mit 
der beabfichtigten neuen Ordnung fund. Die Kreisverfammlungen 
wählten nid. So im Rheinthal die Kreife Thal, Berned, 
Marbad und Rüthi; die Wahlverfammlungen von Rheine und 
Altftätten Famen erft zum Ziel, als eine große Anzahl von 
Gegnern der Berfaffung tumultuirend fich entfernt hatte. Die 
Rheinthaler waren nemlih nun ſchon Monate lang bei der Des 
mofratie in die Schule gegangen. Was fie an Landsgemeinven 
des benahbarten Kantons Appenzell beider Rhoden gefehen und 
gehört, hatte fie für gleiche ftaatliche Einrichtung ermuntert. 
Trennungsgelüfte und Begier für Anfchluß an einen ver beiten 
Kantonstheile waren zwar aufgegeben; aber der Wunfch einer 
mehr demofratijchen Ordnung mit möglichft einfacher und unfoft- 
jpieliger Regierung war geblieben und er hatte namentlich in 
den Unterredungen mit Landammann Zellweger, deſſen Rath und 
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Unterftügung die rheinthalifchen Führer eifrig nachgeſucht hatten, 
Beftärfung erhalten. ) In Thal war ed Jakob Keller, ver die 
demofratifchen Berechtigungen in Erinnerung bradte: die Peti— 
tionen an die Reviſionskommiſſion feien unberüdfichtigt geblieben ; 
die Anfprüche der andern Kantone auf Utznach, Sargand und 
Rheinthal noch unentfchieden; Verſchub jeglichen Enticheides und 
Bedenfzeit von 14 Tagen fei daher nöthig (diefe Meinung gab 
er auch jchriftlih an den Friedensrichter ab). Im Kreife Mar: 
bach rief der Alt-Ammann Graf von Rebftein: der Große Rath 
jei Faum zur Hälfte verfammelt geweſen, ald er die Berfaffung 
angenommen; noch ſei unentjchieden, ob Utznach und Sargand 
zu Glarus und Schwyz kommen; Appenzell J. R. fordere das 
Rheinthal; er griff auch die Vermögensbedingungen für Aus: 
übung politifcher Rechte als unzuläßig an; in Altftätten hatte 
Joſeph Eichmüller von allem Eintreten abgemahnt. Dem Wahl: 
tage vorangehend, hatte 3. B. Hengartner von Altftätten den 
Gleichgeſinnten im Rheinthal gerathen, durch Anfrage bei Land- 
ammann Zellmeger von Appenzell A. R. ſich zu verfichern, ob 
und in wiefern ihre Wünſche für eine beffere Berfaffung Er- 
hörung finden möchten (8. September). Nah dem Berirfe 
Sargans, obern Theiles, hatte die Regierung fogleih nad Ge: 
nehmigung ver Berfafjung durch ven Großen Rath eine legte 
Mahnung an dortige Gemeinden ergehen laffen, ſich der geſetz— 
lien Ordnung zu fügen, mit andern Worten, allen Trennungs⸗ 
gelüften zu entfagen; fie follten binnen furzer Friſt beruhigende 
Erklärung hierüber einfenden (2. September). Einige Gemeinden 
"zeigten mehr oder weniger guten Willen, fo Ragatz, Pfäfers, 
Flums. Aber Gallati war nicht der Mann, fein Borhaben 
muthlos aufzugeben. Auf feine Anordnung verfammelte ſich eine 
„gandsgemeinde”; Plan des vorberathenden Komite war: bie 
bisherige Separatftellung auch ferner nah Maßgabe der Ber 
ihlüfe vom 19. Mai zu behaupten, alfo auf der Trennung zu 
beharren, falls ſolche aber nicht erhältlich, eine andere, dem Volfe 


1) Schlußbericht über die Spezialunterfuhung im Rheintbal; vom 
41. Juni 1815. i 
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genehme, durch vom Bolfe felbft gewählte Repräfentanten zu 
entwerfende Kantonsverfafjung zu verlangen und nur einer ſolchen 
fih zu unterwerfen; bis dahin bei dem Statusquo zu verharren. 
Ale Ausſchüſſe unterjchrieben. Die Landsgemeinve, aus den 
Gemeinden Meld, Sargans, Bilters, Wange, Wallenftapt, 
Flums, doch nicht jehr zahlreich befucht, verfammelte fich in ver 
Nähe von Sargand (im Guler), genehmigte das Worgefchlagene, 
wählte 43 Landesausſchüſſe, mit Beftätigung ver früheren Auf- 
träge (18. September Nachmittags); fie verlief ruhig und ohne 
alle Exzeſſe. In dem Komite, weldes dieſe Verfammlung vor 
bereitet hatte, faßen namentlich mehrere Meljer, neben Doktor 
Good aud feine zwei Söhne Martin und Franz Anton, und 
Landrichter Perret. Durch Schreiben an die Regierung wies 
der Landesausſchuß alle von ihr ausgegangenen Vorwürfe, als 
befinde das Land ſich im Zuftande der Auflehnung, ald unbe 
gründet zurüd, fih auf den Statusquo berufend, der von der 
Bundesbehörde jelbft feftgeftellt und anerkannt worden. Hier 
nun ftoßen wir auf ein Doppelipiel, welches höheren Ortes ges 
trieben wurde. Unzweifelhaft war die Gebietöfrage von Bundes 
wegen noch gar nicht gelöfet, fondern durch die Uebereinkunft 
vom 16. Auguft an eidgenöfftihe Vermittlung gewiejen, be- 
ziehungsweife fpäterer Austragung vorbehalten worben; eben fo 
gewiß waren die von den alten Kantonen angeiprochenen Gebiete 
zur Zeit noch außer die Garantie des Bundes geftellt; jeme 
Uebereinfunft war von einer eidgenöffiihen Mehrheit genehmiget. ?) 
Gleichfalls befannt war bereits, daß auf den Grund diefer Ur 
funde jene Kantone ihre Anſprachen auf St. Galliihe Gebiets⸗ 
theile in aller Form Rechtens bei dem eidgenöffiichen Vorort 
zu Handen des Kantons St. Gallen binnen der vorgejchriebenen 
Frift anhängig gemacht hatten. Ungeachtet nun, daß offenbar 
eben die wichtigfte Streitfrage noch unausgetragen vorlag, ver 
Kanton St. Gallen deßhalb fi noch im Proviforium befand, 

1) ©. den Wortlaut der Mebereinkunft S. 157 und 158 des Abſchieds 


ber Tagfagung von 1814 und 1815, Bd. J. Das Weitere im Abſchied 
Br. II, ©. 93; 8. September. 
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wollten jeine alten Behörden für den Kanton, deſſen Gebietöbe- 
ftand zur Zeit nicht einmal volle rechtlihe Bundesanerfennung 
hatte, in willfürlicher Veränderung des Statusquo dem ganzen 
Staatsgebiet eine neue Verfaſſung aufdringen. Gallati nun 
verftand den Statusquo im Sinne der Uebereinkunft; die Re- 
gierung im Sinne ihrer Integritätsanfprüde. Neben Beiden fteht 
unabhängig der gejunde Menjchenverftand, der da jagt, daß es 
eine mindeftend auffallende Handlungsweife gegenüber einem 
Bolfe ift, wenn man ihm einerfeits feierlich die Möglichkeit der 
Abtrennung von einem beftehenden Staatöverband eröffnet, ande: 
rerjeitd die Zumuthung macht, gleichzeitig für die Einführung 
einer neuen Staatdordnung fi zu bethätigen und durch ſolchen 
Aft die auf die erfte Alternative fich gründenden Hoffnungen 
felbft todt zu jchlagen. 

Im Bezirk Utznach verlief ed ähnlich wie in Sargand. An 
die Gemeinden der ehemaligen Landſchaft Utznach erließ die Re— 
gterung, gleih wie an die Sarganjer Gemeinden, die Auffor- 
derung, von jeglihem Widerſtand abzugeben, den verfaffungs- 
mäßigen Behörden in Allem Gehorjam zu leiften, die rüditän- 
digen Steuern zu entrichten, aller weitern unerlaubten Bedroh- 
ungen und Bewegungen ſich zu enthalten, mit dem Beifügen: 
die dazwiſchen gefommene Anfprache eines eidgenöſſiſchen Mit- 
ſtandes jei zwijchen dieſem und der Regierung auszutragen; 
die Utznacher Gemeinden follen ſich dießfalls Feine Einmifchung 
anmaßen; für den Fall befriedigenven Verhaltens wird Amneftie 
zugejagt, für den Gegenfall mit Strafeinleitung an die Gerichte 
gedroht. Schmid in Laden, und burd ihn die Regierung von 
Schwyz, erhielt alsbald Kenntniß von der Aufforderung. Auf- 
dermaur fammelte Geld und Waffen zu alfälig bewaffnetem 
Widerftand zu Gunften der Landfhaft Utznach; 100 Louisd’or 
hatte er von Genf ber verfügbar; durch Schultheiß Rüttimann 
waren ihm 100 Gewehre aus dem Zeughaus von Luzern zuge- 
fihert. 2) Die Gemeinden der Landſchaft Utznach antworteten 


4) Kommiffiondverhandlung in Schwyz, vom 27. September. Im 
Kantonsarchiv von Schwyz. 
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der Regierung von St. Gallen gemeinfam, beriefen fich in ihrem 
Schreiben auf den durd die Aufhebung ter Mebiationsafte her 
geftellten älteren Rechtszuſtand, d. h. auf ihre dadurch wieder 
erworbene Unabhängigkeit, die ihmen erlaube, über ihre Zukunft 
nac eigenem Ermefjen zu verfügen. Das ſei Bafis ihrer ganzen 
Handlungsweile; übrigend werben fie gerne alle gejeßlichen 
Pflichten gegenüber der Regierung von St. Gallen erfüllen, bie 
Abgaben bezahlen, der Obrigfeit gehorchen, Alles in dem Sinne 
und für fo lange, bis über ihr Begehren, mit dem Kanton 
Schwyz vereiniget zu werben, fompetenten Ortes entſchieden fein 
werbe; mittlerweile aber verwahren fie fich gegen die Einführung 
der neuen Verfaſſung und Bornahme ver Wahlen. Die Re 
gierung antwortete glimpflih und gab verlängerten Termin für 
Bornahme der Wahlen, doch ſollen fie jedenfalls noch vor dem 
25. September ftattfinden. Nun neue Verwendung von Schmid 
bei den Behörden in Schwyz zu Gunften von Utznach; viele 
entjendeten den Altftatthalter Dr. Karl Zay nad Schloß Grinau, 
der zu perjönliher Rückſprache mit den Vorſtehern der Utznacher 
Gemeinden fih auch nah St. Gallenfappel begab, dann auf 
tragsgemäß jene Vorfteher „bei ihrer perjönlichen WBerantwort- 
lichkeit“ fchriftlih aufforverte, die Wahlen zu unterlaffen und 
unbefchräntt den Statusquo zu handhaben, überhaupt alles zu 
meiden, was die Zukunft präjudiziren könnte. Hievon machte 
Zay Anzeige an den Vollziehungsbeamten von Utznach, ſich auf 
den von der Tagfagung felbft anerkannten Statusquo berufent. 
In Uebereinftimmung hiermit unterblieben die Wahlen in den 
beiden großen Kreifen Ugnah und Eſchenbach. Rapperſchwyl, 
jehr unwillig, daß es nicht fo günftig behandelt worden als vie 
Stadt St. Gallen, entjendete deßhalb eine Klagfchrift an Capo 
d'Iſtria nad) Zürich, der entjchuldigend, aber auch mit ver be- 
ftimmten Erklärung antwortete, daß alles, was die Stabt 
Rapperſchwyl bezüglich einer gejönderten Eriftenz begehre, fhlechter- 
dings zu gewähren unmöglich fei; dann ſich auf eine Empfehlung 
an Müller⸗Friedberg beſchränkte, Rapperſchwyl jo viel möglich 
anläßlih des Gemeinde-Organifationsgefeges zu berüdfichtigen. 
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Die alte Landfchaft war ebenfall8 aufgeregt, verftimmt und 
dem Wählen ungünftig. Im Kreiſe Wyl erhob ſich auf meh- 
rere Verſuche des Friedensrichters, zur Abmehrung zu gelangen, 
feine Hand; num machte Wirz a Rudenz anſchaulich, daß es fich 
zieme, vor Allem aus ven Enticheid des Wiener Kongreſſes 
über das Schickſal des Kantons, namentlich über die Anſprüche 
des Fürften abzuwarten; die Meinung von Wirz unterftügten 
viele andere Bürger aus den erften Gefchlechtern Wyl's; erzürnt 
rief Einer aus: wohl habe die Eidgenoſſenſchaft (durch ven 
Bundesentwurf) das „Unterthanenrecht” abgejchafft; aber vie 
Regierung wolle nun ein „Sklavenrecht“ einführen. Der Kreis 
wählte nit. Das gleibe Ergebniß bewirfte, im Kreis Ober: 
büren, Philipp Hug (von Laupen): man werde nur wieder 
„angeführt“; von der jegigen Regierung wolle er nichts; man 
jolle den Wiener⸗Kongreß abwarten; der geweſene Fürft und 
Herr behaupte feine Rechte, und er (Hug) finde, daß ihm bie 
Regierung gehöre, nicht denen Anderen. Mit diefen Worten 
entfernte er fih; die übrigen Bürger ihm nach, denn „Philipp 
hat Recht“, fagten fie, „unter'm Fürften haben wir nichts zah— 
len müſſen“. In der Kreidverfammlung von Goßau waren 
Schaffhaufer und Ammann Grüter von Andwyl, die Vertrauens- 
männer des Volkes, nicht erfchienen; darum fagten die Bauern: 
wär’ etwas Gutes an der Sache, jo würden biefelben nicht aus» 
geblieben jein. Weiter riefen fie aus: „man wolle (zwar) eine 
Regierung, aber nicht das alte Foftfpielige Zeug. Man folle 
trachten, daß der Bauer und der Herr zugleich beftehen können. 
Der Große Rath jei ja letzthin völlig auseinander gelaufen, 
und die Annahme der Berfafjung nur ein Machwerk Weniger.” 
Schildknecht, der Volkiehungsbeamte, war tur das Geſehene 
und Gehörte ſchwer betroffen; „ſolche Auftritte würde ich nicht 
mehr aushalten”, ſchrieb er an die Regierung; ferner: das Volt 
wünjche, theilmeife wenigftens, die ehevorige fürftliche Regierung ; 
wer aber aud der neuen zugethan fei, fühle ſich durch das ſehr 
beengte Wahlrecht des Volkes „in feiner Freiheit befchränft“; 
man bejorge Schlimmeres noch als unter der bisherigen Ber- 


fafjung (Briefe vom 18. und 19. September). Die Gewählten 
verweigerten die Annahme. Die Kreije Steinady und LUntereg- 
gen gehörten ebenfalls zu den Widerſetzlichen. Die Kreile 
Kirchberg und Mosnang wählten aud nit; in Kirchberg war 
wegen Tumult nichts zu machen; in Mosnang verlief die Ber: 
jammlung zwar ruhig, aber unter jcharfer Begründung der Op- 
pofition gegen die Regierung: der Große Rath jollte nicht zum 
Drittbeil, fondern ganz neu gewählt werben; die Regierung fei 
zu Eoftipielig und brüdend, während unter dem Fürften mit Be 
zahlung des „Faſtnachthuns“ Alles abgethan geweſen; der Kon 
greßentjcheid fei jedenfalls abzuwarten, ver vieleicht dem Fürs 
ften fein Eigenthum zurüderftatte, feine Anfprüche auf die Grafs 
Ihaft Toggenburg und die alte Landſchaft anerfenne; träten Up 
nah und Sargand in alte Verhältniſſe zurüd, jo müßte aud 
dem Toggenburg das gleiche Recht zuftehen. In Bütſchwyl 
wählte nur eine Feine Zahl Bürger, nachdem die weglaufende 
Mehrheit ihren Klagen Luft gemacht: daß die künftige Ver— 
faffung eigenmächtig, ohne Zuthun des Volkes, entworfen worden 
und Alles wieder zu Eoftipielig angelegt ſei, weßhalb fie bie 
alte Toggenburger Berfafjung wieder verlangen. Unbotmäßigfeit 
berrfchte auch in andern Beziehungen. Als in biefen Tagen auf 
Bundeögeheiß zwei Scharfihügenfompagnien nah dem Kanton 
Teſſin abgehen jollten, hatten fie die Verweigerung der Eides— 
leiftung verabredet; der Ungehorfam hatte feine vworzüglichen 
Träger in den Offizieren. Der Regierungspräfident, Oberft 
Meßmer, war jelbft zu fommandiren genöthigt. Dieß wirfte; 
die Offiziere gehorchten; lau folgten die Soldaten. 

Mit ſchwerer Sorge blidte der Kleine Rath auf den Aus— 
gang der Wahlverhandlungen. Meßmer wollte in dem Geſchehe—⸗ 
nen das Ergebniß einer weit verzweigten Berabredung jehen, 
und meinte, mit Verhaftung der Anführer wäre geholfen. Man 
berief ein Mitglied der Gejandtihaft aus Zürich zur Mitbera- 
thung. Alsbald erfchien der Gejandte Zollifofer im Rathsſaal 
zu St. Gallen. Er und andere riethen zu ftrengen Maßregeln; 
Half und Dudli dagegen empfahlen große Mäßigung im Vor— 
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gehen; fie ernteten Vorwürfe, daß hiedurch nur die Webelgefinn- 
ten begünftiget würden; Die opponirende Minderheit erhielt Fein 
Gehör, wenn fie jagte: „daß die Konftitution, welche nur ein 
Zwangswerf der Minifter fei, dem Volke fein Urrecht nehme; 
daß man das Volk fchonen müfle, das feine Freiheit nicht germe 
vermißt, und glaubt, es ftehe ihm zu, die Konftitution anzuneh- 
men oder nicht und in dieſem Glauben die Einführung derſelben 
ablehnt.” 1) Beichluß: alle Widerfpännigen zur ftrengften Ber- 
antwortung zu ziehen, mit Thal den Anfang zu. mahen; Egger 
und Speder (die Vollziehungsbeamten der Bezirfe Rorſchach 
und St. Gallen) ald Unterfuchungsfommifjäre zu beftellen, die 
Schuldigen einzuberufen, in Unterfuchung zu ziehen und am 
Hauptort bis auf Weiteres in Haft zu behalten. Dieſe Mapß- 
nahme traf Jakob Keller (von Thal), Philipp Hug (von Lau 
pen) und Wirz, auf den die Regierung „am gierigften“ war. 2) 
Auch Graf (von Rebftein) und ein paar andere Rheinthaler wur: 
den in erwähnter Weile eingezogen. Zugleich wurde vie Ab— 
haltung neuer Kreisverfammlungen zur Bornahme der Wahlen 
beſchloſſen (21. September) und durch Kreisfchreiben vom folgen- 
den Tag befohlen; die Verfaſſung ftehe bereitd unter Gewähr 
der Eidgenofjenjcbaft, jchrieb die Regierung, und Nachſicht könne 
fie nicht länger gewähren, Störer der Wahlverfammlungen oder 
ber öffentlichen Ruhe würde fie „als Rebellen an Leib und 
Gut beftrafen laſſen“. Die Vorgeladenen ftellten fib in St. 
Gallen und wurden alba in Haft gejest und einvernommen; 
Wirz und Hug wurden, auf befonvere Verwendungen im Klei- 
nen Rathe, bald wieder entlaffen. Jakob Keller von Thal hatte 
fi vor jeinem Abgang nad der Hauptitadt durch einige feiner 
Meinungsgenofjen schriftlich verſprechen laſſen, daß fie jederzeit 
treu zu ihm halten werben. Sie hielten Wort und fchaarten 
fih zufammen. Die Regierung, am 22. September früh mor- 
gend außerorbentlih verfammelt, erhielt Kunde von einem Be- 
richt des Friedensrichters Kuhn von Thal, wonach ſich bei 


*) Wörtlich aus Fall's Darftellung der Ereigniffe u. ſ. w. 
2) Falk, am angeführten Ort. — Protokoll des Kleinen Rathes. 
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Bäder Bärlocher bereitd 81 Männer eidlich gegen die Einführung 
der Verfaſſung verſchworen hätten und Geld zujammenfcießen. 
Eine neue Berfammlung der Unzufrievenen auf gleichen Abend 
vorausfegend, gedachte nun der Kleine Rath „durch unermwarte- 
ten Weberfall dad Neft auszuheben” und dadurch allem Wider: 
ftand ein Ente zu machen. ) Zu diefem Zwecke befehligte er 
die Grenabierfompagnie der Legion, welcher fpäter ein Detafches 
ment Jäger nadgeichidt wurde, unter dem Oberbefehl tes 
Majord Daniel Steinmann, zum Aufbruch nah Thal, mit 
Auftrag, fie auf Koften der Schuldigen in die Wirthshäuſer zu 
verlegen, die Führer zu verhaften und ſich ihrer Sammelgelber 
und alfäliger Verſammlungsprotokolle zu bemädhtigen. Zur 
Ausführung wurde der Eraminator Klemend v. Saylern als 
Regierungsfommiffär dahin abgeordnet. Die Abendverfammlung 
fand ftatt; Saylern umzingelte mit feinen Grenadieren das 
Haus, verzeichnete die Theilnehmer (deren ungefähr fechsund- 
dreißig), verhaftete die Häupter und lieferte fie, fünf an ber 
Zahl, unter Militärbegleit bei abfcheulichftem Wetter in ver 
Nacht auf den 23. September ald Gefangene nad St. Gallen. 
Erbittert über das Gefchehene rotteten fih am folgenden Morgen 
ein paar Hundert Bauern „auf dem Trüeterhof“ bei Thal zu: 
fammen, rüdten, zwar unbemwaffnet, doch mit Ungeſtüm und die 
Militärpatrouillen vor fich her jagend, zum Haufe des Friedend- 
richters und verlangten drohend die Freilaflung der Gefangenen 
und Hebung verfchiedener Beſchwerden. Nach Tangen Borftels 
lungen des Regierungsfommifjärs und des Militärfommandanten 
ging endlih der Haufe auseinander. Indeſſen liefen Sendlinge 
durch das Nheinthal hinauf bis Marbah, „Hülfsvolk“ zum 
Zuzug aufzufordern. Kommifjär Saylern erftattete Bericht und 
verlangte weitere Verhaltungsbefehle.. Die Regierung gab zwar 
Vollmacht, im äußerſten Fall Gewalt mit Gewalt abzutreiben, 
war aber über die eingetretene Sachlage bereitö dermaßen er- 
fhroden, daß fie auf eigenen Rüdzug Bedacht nahm. Sie be 
fahl folden der Grenadierfompagnie und dem nadhgerüdten 
1 Falk: Darftellung der Ereigniffe u. ſ. w. 
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Detafcbement, mit dem bejonderen Auftrag jedoch zu vermeiden, 
daß dieſer Rüdmarfh etwa ald Flucht erſcheine. Regierungs⸗ 
rath Meßmer wurde in das Rheinthal abgeorbnet, um ficheren 
Bericht einzuziehen. Gegen Mittag ven 24. September (Sams 
tags) rüdte die Erefutionsmannfchaft, von ihrem Feldzuge heim- 
fehrend, wieder in St. Gallen ein, von zahlreihem Wolfe ums 
geben, das über die mißlungene Expedition zugleich lachte und 
Ihimpfte. Die Regierung wurde in den Wirthöhäufern und 
auf den Gafjen der Gegenftand des allgemeinen Gejpöttes. Die 
Grenadiere jelbft hatten den Geift der Unbotmäßigfeit aus dem 
Rheinthal zurüdgebraht und ſtanden in ihrer Gefinnung bereits 
auf Seite des Volkes. Aufſtändiſchen, die fih in Thal, noch 
vor ihrem Abmarjche, wieder gejammelt, hatten fie ganz fried- 
jam zugerufen: „Seid ruhig, Ihr Männer, wir thun Eud) 
nichts zu leid!“ ') Die Regierung ſaß auch am 24, September 
jo zu jagen in Permanenz. Im obern Rheinthal war es ver- 
hältnigmäßig ruhig; auch die anfänglichen Berichte über die Zus 
ftände im untern Rheinthal lauteten nicht ungünftig. Allein 
fhon in der Naht vom 23. auf den 24. hatte fich neuerdings 
eine Anzahl Aufftändifcher, dießmal im Bauriet, angefammelt, 
wohin aud vie Oberrheinthaler bejchievden waren. Sie zogen 
vor die Häufer einzelner Bürger und Beamten, jo vor jene bes 
Friedensrichtere Kuhn und Kantonsraths Sanktus Bärlocher, 
drangen ein, trieben viel Unfug mit Gelärm und Trunf und 
ertrogten von ihnen jchließlich die Unterzeichnung eines Schreibens 
an die Regierung, durch welches die Freilafjung der Gefangenen 
verlangt werben folltee Des Morgens am 24. hatte der Auf- 
ftand gewifjermaßen ein militärifches Ausjehen gewonnen; bie 
Thaler erfchienen in Montur und Armatur und bewachten in 
diefer Haltung die genannten Beamten fo zu jagen als Geileln 
für jo lange, bis obiger Zwed, Freilaffung der Gefangenen, 
erreicht war. Die von den Thalern aber in das Oberrheinthal 
erlafjenen Mahnungen um Zuzug blieben, wie fich fpäter herz 
auöftellte, wirkungslos. Aus folhen und Ähnlichen Nachrichten 
‘) Brivatbrief eined Zeitgenofjen, vom 21. Oktober 1814. 
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ſchloß die Regierung auf eine „vollftändige Infurrektion”, ob- 
wohl fih aus den Verhören mit den Gefangenen bereits das 
Uebertriebene, zum Theil ganz Unmwahre des Kuhn'ſchen Bes 
richted ergeben hatte; fie beforgte einen allgemeinen Zug nad 
der Hauptitadt, traf daher Anftalten zu ihrer Vertheidigung, 
verlangte bewaffneten Zuzug bei der Regierung von Thurgau, 
für den Fall der Außerften Noth auch bei Appenzell A. R., von 
dortiger Regierung aber zunächft, daß allfälligen Infurgenten 
aus dem Rheinthal weder Durchpaß geftattet noch irgend welcher 
Vorſchub ſeitens der appenzelliichen Bevölferung gewährt werde, 
Vorangehend (am 23. September) hatte im Auftrage der Res 
gierung die Gejandtichaft in Zürich bereits die Fräftigfte Da- 
zwilchenfunft der Tagjagung verlangte. Am 24. September 
Nachts 9 Uhr traf bei der Regierung, hoch zu Roß, eine 
Bauernftaffete aus Thal ein, mit dem durch ſechs Vorgeſetzte 
aus den Gemeinden Thal, Bernef und Rebftein (Kuhn voran) 
unterzeichneten Schreiben, welches über die ftattgehabten Verhaf— 
tungen Verwunderung ausfpricht und verlangt, daß die Verhaf- 
teten (Bürger der drei eben genannten Gemeinden) auf ber 
Stelle und ohne Ausnahme losgelaſſen werden; beigefügt war 
Drohung durch Selbfthülfe, falls nicht entiprochen würde. So 
lautete das von den Aufftändifchen ertrogte VBermendungsfcreiben. 
Angſt und Schreden bemädhtigte, fih der Mehrheit der Regie— 
rung; fie ſah ſich ſchutzlos; unter dem aus dem Nheinthal zu- 
rüdgefehrten, nun in der Stadtfaferne einlogirten und durch bie 
in der Zwilchenzeit aufgebotene Scharffhüsenfompagnie der Le 
gion verftärkten, durch zahfreiche Beſuche aus der Stadt vielfach 
aufgehegten Militär brach eine Meuterei aus, die nicht gedämpft 
werben fonnte und zu zahlreicher Defertion führte, von der auch 
die Scharffhügen nicht frei blieben. Unter diefen Umftänden 
wid die Regierung (ſpät Abends am 24. Sept.), gab dem Reiter 
die fchriftliche Zufage an den Friedensrichter von Thal, daß fie 
früh morgend (Sonntag den 25.) die Gefangenen entlafjen 
werde, wogegen fie erwarte, daß die Mißvergnügten zur gejeß- 
lihen Ordnung zurüdfehren werben. Folgenden Tages in der 
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Frühe ließ der Regierungspräfivent (Gmür) die Gefangenen vor 
fi fommen und fündete ihnen, unter zeitgemäßen Ermahnumngen, 
ihre FSreilaffung an. Hiermit hielt die Regierung, bis zur An 
funft eidgenöffticher Repräfentanten und des verlangten bewaff- 
neten Zuzugs, die Sache für abgethan. Dem war aber nicht 
allſo; ihre Lage verichlimmerte fih von Stunde zu Stunde; 
Sonntags (in der WBormittagszeit) verweigerten die Legions— 
truppen, inbegriffen die Jägerkompagnie, ver Regierung jelbft 
die ordentlihe Mache, verließen die Fahne vollends und lösten 
fih auf. Die Regierung war in ihrem SBalaft jo :bloßgeftellt, 
ald wäre die Stadt wieder ſouverän, der gefürchtete Fürft wie- 
der in den Mauern des Gtifted. Die um 5 Uhr Abends 
empfangene Nachricht, daß ein Bataillon Thurgauer Hülfs- 
truppen im Anmarſch, vermochte fie nicht zu beruhigen. Spät 
Abends kam eine Schredenspoft aus dem Rheinthal; ein dem 
Regierungsraty Meßmer wohlbefannter Bauer, ter eben aus 
dem Rheinthal zu kommen vorgab, fagte aus:, die Rheinthaler 
Infurgenten jeien im Anmarſch gegen die Stadt, in zwei Rich— 
tungen, über Teufen und von Thal her, während in Wirklich» 
feit das Volk draußen, namentlih in Thal und Umgegend, auf 
nichts als auf eigene Sicherheit und die frievlihe Erfüllung 
jeiner politifhen Wünſche bevaht war. Gmür bot zur nächte 
lihen Sigung auf. Ob noch wirklicher Rathſchlag aehalten 
worden, ift amtlich nicht ermittelt und beurfundet. Die meiften 
Mitgliever des Kleinen Rathes ergriffen die Flucht: ') Regie 
rungspräftdent Gmür, Müller-Friedberg und Zollifofer nah Hub 
bei Romanshorn, Feld auf den Rotmonten in ein Bauernhaus ; 
Germann jchlih über die Berned und das Thal der „Demuth“ 
zum Pfarrer der Filiale St. Georgen; Falk und Dudli blieben 
zurüd, weil fie frei von aller Furcht waren; als Falk von 
jeiner entfernten Wohnung in die Sigung einrüden wollte, fand 
er das Rathszimmer ganz leer. Meßmer blieb zur Hut des 

*) Nachdem fie dem Oberften der Legion, Regierungsrat Meßmer, bie 


erforderlichen Inftruftionen ertheilt Hatten, fagt ein Privattagebuch des 
Kanzleivireftord 3. 3. Zollikofer. 
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Regierungsgebäudes zurüd, ver Kanzleidireftor zur Sicherheit 
der Staatdarchive. Die Flüchtlinge nah Hub, die fi der „Re 
gierungsfutiche“ bedienten, begleitete der ftarf bewaffnete erite 
Standesweibel. Vergebens harrten Meßmer und die zum Schuge 
der Stadt in Dienft getretene Mannſchaft (zwei Feuerfom- 
pagnien und Freiwillige verfchievener Waffen) nebft den auf 
dem Brühl und auf der Straße nad St. Fiden aufgeftellten 
Kanonen auf die Bauern; fein Bein erfhien. In der Stadt 
war die Flucht der Regierungsmehrheit ein Gegenftand der bit: 
terften Beurtheilung und wurde ihr nie verziehen. *) 

Die oben angeführte Injubordination und Dejertion der 
Legiondtruppen bildet nach ihrem Verlauf einen Theil der demo— 
fratifchen Bewegung jener Zeit. Sie hatten fid) anfänglich wils 
lig geftellt. Was fie aber in Thal gehört und gejehen, ftimmte 
fie zu Gunften ver Bauern. „Es fei nicht recht,“ ſagten die 
Einen, „daß man den Bauern in Thal in ihren Forderungen 
nicht habe entjprechen wollen; fie ziehen nicht mehr gegen bie: 
jelben zu Felde; es feien ihre Brüder.“ Hauptwortführer war 
der Grenadier Joh. Georg Engler (Schufter). „Können fie 
(die Milizen) nicht das Stimmredt bei den Gemeindeverfamms 
lungen befommen, jo jei man in militärijcher Hinſicht nicht vers 
pflichtet, der Regierung Dienfte zu thun;“ jo jprad Engler; 
zum Schutze der Stadt dagegen gehen fie willig, nicht aber für 
die Regierung; jo ſagte er weiter. Schufter Engler war es 
auch, der nah Abhaltung eines „Konvents“ der Legion. die 
Dffiziere um Verwendung erfuchte, daß überhaupt jedem Mili- 
tärpflichtigen das Stimmrecht bei den Gemeindeverfammlungen 
eingeräumt werde. In gleihem Sinn war fein Bruder (ein 
Tiſchler) thätig und laut; fo auch der Korporal Jakob Wild, 
ein in fpätern Jahren fehr populärer Bürger der Stadt. Ueber: 
al und immer, wo und wie wir den Urfachen des Aufftandes 
nachjpüren, bei den Bürgern wie bei den Miligen, tritt jeweilen 
die berechtigte Unzufriedenheit über die Verweigerung des allge- 
meinen Stimmrechts hervor. 

) Handſchrift von ©. 2. Steinlin, über die Legion. 
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Ebenfalls demokratiſcher Rüdfichten willen erhielt die Res 
gierung von St. Gallen einen Abfchlag feitens jener von Appen« 
zell A. R. auf das Begehren bewaffneten Zuzugs; dieſe fchrieb: 
bereitwillig habe fie jede Betheiligung am allfälligen Aufftand, 
Lieferung von, Waffen und Munition und Geftattung von Durchs 
marſch unterfagt; das Gefuh um Truppenzuzug babe fie da— 
gegen in Berlegenheit gejegtz weil fie dem täglichen freundnad)- 
barlihen Verkehr der beibfeitigen Angehörigen, dem Geift und 
den Grundfägen des politiihen Volkslebens im eigenen Land, 
und der Beibehaltung der Ruhe und der Eintracht in demfelben 
Rückſichten fehuldig fei (26. September). Monate lang waren 
nemlich die Blide des Rheinthals nicht nur auf Appenzell J. R. 
gerichtet, von wo aus die gegenfeitigen Sympathien zulegt in 
ein wirkliches BVereinigungsprojeft ausliefen, ſondern auh auf 
Appenzell A. R.; und fuchten die demofratifhen Nheinthaler 
einen Freund und Nathgeber, jo glaubten fie ihn in der Perſon 
des Landammanns Zellmeger von Appenzell A. R. zu finden, 
zu dem fie häufig wanderten. Zellmeger jelbft ift dieſen Ver— 
fehr nicht unfanntlich, weilet aber Behauptungen ver Rheinthaler, 
als hätte er ihmen befondere Ermunterung angeveihen laffen, als 
unrichtig zurüd; die verlangte Trennung des Rheinthals vom 
Kanton St. Gallen und feine Aufftelung ald eigener Staat 
oder feine Einverleibung in den Kanton Appenzell A. R. habe 
er als Unmöglichfeit erklärt; Hinfichtlih ihrer auf die Fünftige 
Kantonsverfaſſung bezüglihen Wünſche habe er fie an ihre eigene 
Regierung gewiejen; übrigens habe er auch mehrere vernünftige 
MWünfche (der Nheinthaler) den fremden Miniftern felbft vorge: 
tragen und ſolche verfochten; hätte man denſelben mehr Rech— 
nung getragen, fügte er bei, jo wäre die Unzufriedenheit im 
Kanton St. Gallen nie auf den fpäter eingetretenen Grad ges 
ftiegen. Schließlich erklärte er, daß Rathgebungen feinerfeits 
fih auf vie Zeit beichränften, die dem definitiven Abjchluß der 
St. Galifhen Verfaſſung vorangegangen. t) 

*) Brief des Unterfuhungsfommiffärd Dery an Landammann Zell: 


weger, vom 5. Januar 1815, und Erwiederung des leßteren, vom 9. Ja—⸗ 
Baumgartner, Kanton St. Gallen. IL. 24 
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Ueber die von der Regierung von St. Gallen angelpro- 
chene, nöthigenfalls bewaffnete Dazwiſchenkunft ver Tagſatzung 
war grundfäglic ſchon abgeichloffen (16. Auguft). Es handelte 
fih alſo nur no um die thatfächlihe Anwendung des Beſchloſſe— 
nen. Gegen jenen Beichluß legte Schwyz feierliche Verwahrung 
ein; er fei eine „auffallende Begünftigung” der St. Galliſchen 
Regierung, hinwieder „ein Fränfendes Merkmal der Herabwürs 
digung oder des Mißtrauend gegen zwei ber älteften Bundes— 
ftände” (Schwyz und Glarus); daher die Erklärung von Schwyz: 
„der Einmarfch einer Eleinern oder größern Truppenzahl in bie 
benannten Landſchaften“ (Utznach, after und Sargans) „werde 
ald eine gegen den Kanton Schwyz gerichtete Maßnahme be- 
trachtet werben”. Dieſe Erklärung wurbe am 6. September in 
das Protokoll. der Tagſatzung aufgenommen. Ueber das zwei 
Wochen ſpäter von St. Gallen dringend geforberte wirkliche 
militäriihe Einfchreiten waltete langer Rathſchlag. Die Gr 
fandtfchaft gab, vom Standpunkt der Regierung aus, Bericht 
über die bereitd erzählten Vorgänge, führte zum Beweis, wie 
namentlih Schwyz bereits amtlich in die Regierung von Utznach 
fih eingemilcht Habe, das Schreiben Zay's vom 18. September 
an Vettiger und des erftern perjönliches Exfcheinen (mit Schmid) 
in St. Gallenfappel und dortige Konferenzverfammlungen mit 
den Abgeorbneten der Landſchaft Usnad an, und forderte zur 
Herftellung der gejeglihen Dronung in den beiden Bezirken 
(Usnah und Sargand) die bereitd durch Beihluß vom 16. 
Auguft verheißene Intervention; ihrem Vortrag zufolge war bie 
erefutoriiche Handbietung zur Einführung der neuen Berfafjung 
in dem Beichluffe mit einverftanden. Worfihtig ſprach Glarus 
und erwähnte, wie jene Landichaften den Statusquo verftehen, 
ohne ausdrücklich ihre Anficht zu der feinigen zu machen. Andere 
Gelandtichaften fanden es geradezu begreiflih, daß gedachte 
Landfchaften die Einführung der neuen Berfaffung ald Berän- 
derung des Statusquo betrachten und ſich deßhalb ſolche Ein- 


nuar. Auch Zellweger's Brief an Dery, vom 24. gl. M. (Im Aftenband 
Nr. 1 über die „Sarganfer. Unruhen“, in ver Stabtbibliothef von Zürich.) 
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führung verbitten. Nach zweitägiger Berathung erging der Bes 
ſchluß: Es ſolle „zu Herftellung der gejeglichen Ordnung und 
des Gehorfams in den Diftriften Utznach und Sargans, jo wie 
auch zu Handhabung des von der Tagſatzung beichloffenen 
status quo”, die Regierung unterftügt umd zu biefem Ende zwei 
eidgendffifche Repräfentanten nah St. Gallen abgeorbnet wer: 
den; Alles jol wenn möglich auf gütlichen Wegen erzielt, falls 
jedoch nöthig, mögen auch Fräftigere Maßregeln ergriffen wer— 
den. Ausprüdlih aber wurde beigefügt: durch diefe Vorkeh— 
rungen ſolle „dem Entjcheid über die erhobenen Anſprachen eini- 
ger Kantone an diefe Landestheile und über das endliche Schick— 
fal diefer letztern im mindeften nicht vorgegriffen, und die Rechte 
feines Theils weder verlegt, noch gefährbet werden” (24. Sep- 
tember). Alſo blieb noch unbeftimmt, ob Utznach und Sargans 
Theile von Schwyz und Glarus werben, ober ſolche des Kans 
tons St. Gallen bleiben follen, und doch Erefution! Die finns und 
rechtlofe Verwirrung erfcheint noch ftärfer, wenn man erwägt, 
daß am 8. September die mehrerwähnte Uebereinkunft als uns 
zertrennlicher Zufagartifel des Bundes erflärt worden war und 
dag am 23. gl. M. St. Gallen jeglihe Einſprache gegen bie- 
jelbe zurücgezogen und ihr unbedingt zugeftimmt hatte. Sofort 
nach gefaßtem Hauptbeijhluß wurden der Geſandte von Appen- 
zell A. R., Landammann Jakob Zellweger, und Rathsherr Hans 
Conrad Eicher von Zürih, zu Repräjentanten ernannt. Wolf 
und Regierung von Appenzell A. R. ſahen ſehr ungern die Be- 
rufung Zellweger’d zu Diefer Sendung. 2) Schwyz wurde durd 
Schreiben der Tagſatzung aufgeforbert, ven status quo zu ehren 
und fich jeder Einmifchung in die Verwaltung des Landes (Utznach) 
jo wie jeder Friedensftörung zu enthalten. Unmittelbar nachher 
brachte die Gejandtihaft von St. Gallen neuere umfaflende Be- 
richte über die Ereigniffe au in den übrigen Theilen des Kan— 
tons, namentlich des Rheinthales, und verlangte wiederholt und 
dringend, nebft der Sendung der Repräfentanten, auch bad mi» 

) Appenzellifches Monatsblatt. Trogen, 1829. Bericht des Lands 
fchreiberd Tobler über die Vorgänge im Sarganferland. S. 161 bis 175. 

24* 


— 372 — 


litaͤriſche Einſchreiten. Dieß erzwedte ven Auftrag an die Re- 
präfentanten, „unverzüglib” nah St. Gallen abzureifen, und 
das Aufgebot zweier Bataillone zu unverweiltem Einmarſch auf 
erfted Begehren der Repräjentanten. Die Beihlüffe der Tag- 
fagung und die jchriftlihe Vollmacht der Repräfentanten ents 
hielten fein Wort von ver Einführung der neuen Berfaflung. 
Erfreut vernahmen die Gefandten von Rußland und Großbritan- 
nien das Beichlofjene, fanden es aber doch nicht ganz genügend; 
daher jchrieben fie zu Handen ver Tagfagung (26. September) 9: 
ed ſei hohe Zeit, daß die Regierung von St, Gallen in- die 
Lage verfegt werde, die neue Verfafjung in Wirkfamfeit zu fegen, 
übrigend mit dem Haren Vorbehalt, daß dadurch dem endlichen 
Schidjal der mehr befprochenen Landestheile nicht vorgegriffen 
werde. Diefe Mahnung veranlaßte fofort einen Zufag zur Ins 
ftruftion der Repräjentanten, wonach fie zur öffentlichen Erklä— 
rung im Kanton St. Gallen bemächtiget wurden: daß es „be 
ftimmter Wille und fefter Entjhluß der Tagfagung jei, die Ein 
führung der neuen Verfaſſung in allen Bezirken ohne Ausnahme 
zu unterftügen”, alles unter dem ſchon erwähnten Vorbehalt. 
St. Gallen hatte einen Tag lang nur eine halbe Regie 
rung (26. September). Meßmer erwartete noch immer den 
Bauern⸗Landſturm und refognogzirte jelbft bis zur Martins: 
brüde; enttäufcht ließ er endlich die an der Straße nad St. 
Fiden aufgepflanzten Kanonen in die Stadt zurüdführen. In 
den Morgenftunden waren bie Repräjentanten eingetroffen; fie 
pflogen Rathſchlag mit den anwefenden Mitgliedern der Regie 
rung (Half, Dudli, Germann; ob Meßmer und Feld eben jeht 
aud dabei, ift nicht gewiß), und übergaben ihre Kreditive; man 
ſprach von Erlaß einer Proklamation, verſchob aber die Abjchlüfe 
auf den folgenden Tag. Nach eingebrochener Nacht kamen aud 
die hohen Flüchtlinge aus Thurgau zurüf und am 27. morgens 


1) Vorher hatten fie ausführliche Mittheilungen über den Stand ber 
Sachen von der St. Gallifchen Gefandtichaft verlangt. (Schreiben Reutti’s 
an Gapo v’Sftria, vom 23. September; im Züricher Aftenband über die 
Sarganfer Unruhen, Nr. 1.) 
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nahm Gmür feine Präftvialverrichtungen wieder auf. Nun aber- 
mals gemeinfame (und nahezu vollftändige) Sigung mit den 
Repräfentanten; durch den Bericht über die wirflide Sachlage 
überzeugt, daß vor ver Hand bewaffnetes Einfchreiten nicht er- 
forverlih, entließen fie, was an St. Galliihen Milizen noch 
etwa in Dienft war, mit einziger Ausnahme ver für ihre Ehren- 
wache erforberliben Mannſchaft; den auf dem Marjch begriffe- 
nen Thurgauern wurde der Befehl zugeſchickt, bis auf ausdrück⸗ 
liche Forderung der Repräfentanten nicht einzurüden. Aber fie 
waren, von Neufirh her, fchon in den Kanton einmarfchirt und 
wollten auf das Nachtlager in der Stadt St. Gallen nicht vers 
zichten. Mit dem höchften Unwillen vernahmen dieſes die Bürger 
der Stadt, lärmten und fchimpften über die Regierung, wollten 
durhaus feinen Mann zur Ginquartierung übernehmen. Der 
Gemeinderath ſah ſich genöthiget, die drei der Stadt angewie- 
jenen Kompagnien in den Wirthshäufern unterzubringen; mit 
der vierten Kompagnie geihah das Gleiche im Tablat, da die 
Bewohner von St. Fiden dem Beijpiele der Hauptftabt folgten. 
Die Repräfentanten erließen an „jämmtliche Bürger des Kan— 
tons“ eine Proflamation im Geift ihrer Aufträge, mit ausbrüds 
licher Beftätigung, daß die Einführung der Verfaſſung allfällig 
„zu verändernden Kantons-Eintheilungen“ Feineswegs vorgreife; 
fie erklärten jeden Widerſtand als „unrehtmäßig und ftrafbar“ 
(27. Sept.). Am folgenden Tag begaben fich Zellweger und 
Eicher nad Rheineck, verfammelten dort die Ammänner aller 
Gemeinden des Rheinthals, auch die Urheber der befannten Auf- 
tritte in den Kreisverfammlungen von Thal, Berneck und Mar: 
bach um fi, legten ihnen die Nothwendigfeit der Einführung 
der neuen Berfafjung an’d Herz und machten fie mit der ſchweren 
Verantwortlichfeit für jeglihen Wiverftand befannt. Die Ein- 
berufenen jagten ihre Unterwerfung und Mitwirkung für ven 
bezeichneten Zwed zu. Der Aufftand im Rheinthal war zu Ende. 
Sonntags ven 2. Dftober wurden in den rüdftändigen Kreifen 
des Rheinthals die verorbneten Wahlen vorgenommen. Die von 
der Tagſatzung aufgebotenen und bereits in Marſch befindlichen 


* 
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Truppen aus Zürih und Aargau erhielten Gegenbefehl und 
nahmen zunächſt Stellung in Elgg. Den in der Stabt St. 
Gallen und Umgegend liegenden Thurgauer Miligen wurde, nad 
einem Rafttag, der Rüdmarjch über Goßau und Wyl nach ihrem 
heimathlihen Kanton befohlen. In Goßau wußten die Bauern 
recht gut, was fi die Städter im Regierungdgebäube und in 
der Stadt felbft herausgenommen; fie thaten daher wie biefe, 
und ed mußte ebenfalls zur Ginquartierung in den Wirthshäu— 
jern Zuflucht genommen werben. Ohnehin war die Woranzeige 
durch den Fourier eine verfpätete gewejen. Einige muthwillige 
Schimpfworte und Nedereien aus der Banerfame liefen mit. 
Aber im Ganzen wurde der Kommandant Egli und feine Truppen 
doch mit Anftand empfangen. ) Auf dem Weitermarjch Tehnte 
Zutzwyl die verlangte Einquartierung einer Kompagnie ab. 
In Wyl verweigerten die Bürger und der Gemeinderath bie 
Einquartierung anfänglich ebenfalls; dem umftehenven Wolf ge: 
genüber fommandirte nun Egli, in feinem Uebermuth: „Bataillon 
zum Feuer!“ 2) Die Wyler zerftreuten fib und der Komman- 
dant erreichte feinen Zwed, daß für beinahe gefammte Mann: 
ſchaft Duartierbillete abgegeben wurden. Am 30. September 
morgens verließ diefe Truppe das St. Gallifhe Gebiet. Mitt 
(erweile waren die Repräfentanten auch jelbft in den Bezirk 
Goßau eingerüdt. Sie forderten, mahnend und belehrend, aud 
bier was im Rheinthal. In Goßau hatte eine Vorverfammlung 
der Bauern im Hirfchen fi zu der Erflärung vereiniget: eine 
Revolution wollen fie nicht, wohl aber eine Verfaffung, „bei 
der man ed aushalten könne“; fie verlangen die dem Volk ges 


) Verhöre mit Gemeinderath Künzle und mit dem Kaufmann Löw, 
und Berichte des Bollziehungsbeamten Schilvfneht (vom 30. September 
und 2. DOftober). 

2) Ernſtlich war es aber doch nicht gemeint. ©. Bericht Egli's an 
bie eidgenöffiiche Militärfommiffton in Zürich, vom 9. Oktober 1814. Im 
oben angeführten Aktenband der Stabtbibliothef von Zürich. gli ergeht 
ſich in feinem Bericht eben fo leidenſchaftlich als unwiffend über den Einfluß 
der „Briefter”. 
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bührenden Rechte, namentlich eigene und freie Wahl der Kan— 
tonsräthe. In diefem Sinne fhrieben die Vorfteher von Goßau, 
Andwyl, Niederwyl, Waldfirh, Bernhardzel und Niederbüren 
an bie eidgendffiichen Repräfentanten ; fie tabelten das ganze bei 
der Aufftellung der neuen Verfaſſung eingehaltene, volfswibrige 
Verfahren, wie das Ergebniß ſelbſt, beffagten die nun noch 
größeren Beichränfungen, ald die früheren gewejen, wünjchten 
daher eine andere, befjere, entiprechende Verfaſſung; ingwifchen 
haben fie die Bürger zur Ruhe gemahnt (Vorftellung vom 29. 
September). Die betheiligten Kreife unterzogen ſich aber doch; 
die früher Gemwählten nahmen an. In Wyl hatten die Reprä— 
jentanten vier Stunden lang den Kantonsrath Wirz & Rudenz 
im Berhör; er gab eine beruhigende Erklärung für fein fünf- 
tiges Verhalten, ohne jedoch irgendwie eine ausdrückliche Mit 
wirfung zur Einführung der Verfafjung zugufagen (1. Oftober). 
Gleiche Einwirkung und gleiches Ergebniß gegenüber den von den 
Repräfentanten nach Gonzenbach berufenen Vorgefegten der Kreife 
Mosnang und Kirchberg. Mit dem bisherigen Erfolg waren die 
Repräfentanten dermaßen zufrieden, daß fie tie Entlaffung ber 
aufgebotenen Züricher und Aargauer Truppen verlangten, die dann 
auch erfolgte. Solche Unterwerfung haben aber die Repräfen- 
tanten durch Mittel erzielt, welche neue Täuſchung des Wolfes 
bhervorriefen; fie verlangten Gehorfam und eröffneten gleichzeitig, 
daß unbehindert gutfindende Wünfche an fie, die Repräfentanten, 
eingegeben werben mögen. Solches thaten dann in allem Ber: 
trauen und zwei Monate fpäter der Kreisammann von Goßau 
und die Gemeindevorfteher von Andwyl, Waldkirch, Niederwyl 
und Goßau in ausführlicher Bittfchrift, durch welche das ganze 
bei der Berfaffungsänderung eingehaltene unvolfsthümliche Ver: 
fahren, dann der Inhalt der Berfaffung felbft, jo namentlich der 
verfünftelte Artikel über die Zufammenfegung ded Großen Rathes 
und die Aufftelung des Kantonalmahlfollegiums (in weldem das 
Volk nur eine Stellen⸗Aſſekuranz für die bei den Kreid- und Bes 
zirkswahlen durchgefallenen Negierungsräthe erblide), einer ſchar⸗ 
fen Kritif unterftelt, auch die Wiederherftellung des Stiftes 
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Et. Gallen (ohne weltliche Herrfhaft deſſelben) verlangt wurbe.!) 
Viele Glieder der demofratiihen Partei jahen überhaupt bie 
Repräfentanten als (ihnen günftige) Vermittler an. So bie. 
Ausihüffe von Altftätten,. 3. B. Hengartner und Hans af. 
Eufter, welche den Landammann Zellweger, noch in dieſer Zeit, 
um Berwendung für Aufftelung einer wirklich volksthümlichen 
Verfaſſung baten (27. Sept). Ebenfalls in Folge „Ermun- 
terung” feitend der Repräfentanten erließ der wiſſenſchaftlich ges 
bildete D. Good v. Greplang aus Mels eine Denkſchrift an 
biefelben über das Bedürfniß einer ganz anderen Verfaſſung für 
den Kanton St. Gallen, namentlih ganz direfter Wahlen in 
den Großen Rath (26. Der.).?) 

Noch galt es Sargand und Utznach zu gewinnen oder zu 
erobern. Nach längerer Berathung im Kleinen Rath von St. 
Gallen wurde gefunden, mit der Landſchaft Sargans anzufangen, 
da, bei ver friedliheren Haltung von Glarus, als jene von 
Schwyz war, für die Einführung der Verfafjung im Sarganſer⸗ 
land fein Widerftand von Seite des Standes Glarus beforgt 
werden mußte. Die Repräfentanten waren hiemit einverftanden 
und trafen am 7. Dftober im Städtchen Sargand ein. “Der 
folgende Tag wurde zunächſt zur Einvernahme der erften Lan- 
desbeamten, dann der Vorfteher des Landesausſchuſſes verwen- 
det; von jenen vernahmen die Repräfentanten, daß fie in ihrer 
amtlihen Wirffamfeit gänzlich gehemmt jeien, alle thatjächlice 
Gewalt in den Händen des Landesausſchuſſes liege; hiermit 
empfahl der Vollziehungsbeamte Bernold das Land gütiger Be 
handlung und Fehrte, aus Beforgniß vor Volksaufläufen, nad 
MWallenftadt zurüd. Den Bräfiventen des Landesausſchuſſes, 
Joh. Bapt. Gallati, wollten die Repräfentanten durch verjchier 
dene Fragen und Mahnungen zum Geftändniß bringen, daß er 
ganz in ungefeglicher Stellung gehandelt habe und noch ftehe. 


4) Vorftellung an die Repräfentanten, vom 30. November 1814. Im 
Aktenband Nr. 1 der Stadtbibliothet von Zürich, über die „Sarganfer 
Unruhen“. 

2) Im gleichen Aktenband. 
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Sie fragten auch nad den Protokollen des Ausſchuſſes. Gal- 
lati antwortete in der ihm eigenen gewundenen und ausweichen> 
den Art, hatte Entihuldigungen für Alles und erklärte, daß er 
ald Abgeordneter des Landesausſchuſſes gehandelt habe und 
deſſen Sade nicht untreu fein wolle. Hierauf fündigten ihm 
die Repräfentanten an: er fei gerichtlicher Unterſuchung verfallen, 
werde zu diefem Ende in Haft genommen und nad St. Gallen 
abgeliefert. Noch gaben fie ihm indeffen Bebdenfzeit und vers 
langten von ihm die Unterzeichnung einer Erklärung, durch welche 
er jeine verſchiedenen „aufrührerifchen Schritte” ſelbſt als un— 
rechtmäßig und ftrafbar anerfennen und zugleich die Verfiherung 
geben fjollte, von nun an nad) beften Kräften zu Handhabung 
der gejeglihen Ordnung mitzuwirken, den Gefegen und der Re- 
gierung von St. Gallen gehorfam zu fein und auf ihren Ruf 
fih perfönlih zu ftelen. Doktor Good (Vater), ebenfalld vor- 
beſchieden, erfannte gefchehene Ungefeglichfeiten und unterfchrieb 
fih in diefem Sinne. Gallati jchidte fih an zu folgen, fofern 
ihm ein unparteiifcher Richter zugefichert werde, was die Regie: 
rung von St. Gallen, nach feiner Anficht, nicht wäre. Er erhielt 
nun die Zufage: daß Unterfuhung und Beurtheilung unter ihrem 
(der Repräjentanten) Einfluß ftattfinden werbe, und unterfchrieb 
alsdann. Noch denjelben Abend wurden dem Gallati die auf bie 
Gründung und die Verrichtungen des Landesausſchuſſes bezüg— 
lichen Papiere abgenommen; einige. bewaffnete und unbewaffnete 
Bauern, die fi in diefer Zeit vor dem Wirthshaufe anfam- 
melten und verjchiedentlich ihre Unzufriedenheit fund gaben, wur- 
den befhwichtiget und zur Entfernung berevet. Gallati wurde 
nah Haufe entlaffen. Unter feinen Anhängern verbreitete ſich 
alsbald die Nachriht, dem gefeierten Führer feien die Papiere 
des Landesausichufes gewaltſam abgenommen worden. Die 
Aufregung im Wolfe wuchs. Sonntag den 9. Dftober fam- 
melten fi größere Mafjen in Sargans, zum Theil von Mels 
herangezogen, wo Johann Willi die Bauern felbft während ber 
Predigt hiezu aufgefordert hatte. Die Repräfentanten wurben 
nun wiederholt durch zahlreihe Mannſchaft, die ungeftüm in 
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ihre Wohnung drang, aufgefordert, die dem Gallati abgenom- 
mene Erflärung und übrigen Papiere wieder herauszugeben, 
. was von beiden Repräfentanten abgelehnt wurde. Nach vielen 
Mahnungen und Erklärungen ſchienen die aufgeregten Leute be- 
ruhigt abtreten zu wollen. Aber plöglich erſchien Gallati, reizte 
die Bauern auf's Neue, ftellte über die Aufgabe ver Repräfen 
tanten Behauptungen auf, wonach fie nur vermittelnd zu wirken 
hätten, was die NRepräfentanten als unrichtig zurückwieſen. 
Längerer Wortwechſel folgte, wobei aus dem Munde der Bauern 
die bedeutſame Aeußerung fiel, daß es ihnen nicht fo faft um 
Anſchluß an Glarus, ald nur um eine mildere Regierung zu 
thun ſei. Nachdem viefe Auftritte länger denn drei Stunden 
gedauert hatten, erflärten die Nepräfentanten, daß fie nun ab 
reifen, dann aber mit nöthiger Macht wieder fommen und ber 
Eidgenoſſenſchaft Genugthuung verſchaffen werden. Das Wolf 
ſchien ſich der Abreife widerfegen zu wollen; Einer padte Zell: 
weger'n am Kragen, um ihn zurüdzuhalten, ließ ihn aber fo 
gleich wieder los. Endlich Fonnten fie in den Wagen einfteigen; 
in dieſem Augenblick verfuchte noch Einer aus dem „Haufen 
(Kafpar Hobi, von Ragnatih) durch einen kecken Griff auf 
den Rathöherrn Ejcher, ver zwiſchen Ober- und Unterkleid Gal 
lati's Papiere fefthielt, fich verjelben zu bemächtigen, was miß— 
lang. Nachmittags halb fünf Uhr endlich reisten fie von Sar— 
gand ab; auf dem Rückweg meldeten fie aus Altftätten dem 
Kleinen Rath, was oben in Sargans geſchehen. Montage 
den 10. hielten fie gemeinfamen Rathſchlag mit der Regierung, 
eilten dann nad Zürih und erftatteten folgenden Tages der 
Tagfagung ausführlichen Bericht. 1) Bon diefer verlangten bie 


1) Theils aus Falfs: Darftellung u. f. w., theild aus dem angeführ: 
ten Bericht des Landfchreiberd Tobler, damaligen Sefretärd der Repräfen 
tanten. Tobler tadelt Eſcher'n wegen allzu großer Bitterfeit gegenüber den 
Bauern, fand fich zudem durch die gegenüber den demokratiſchen Beftrebun- 
gen des Sarganferlandes zur Anwendung gefommene Zwangspolitik ſchmerz⸗ 
lich berührt und zog fich daher von weiterer Betheiligung an biefer Inter: 
vention zurüd. 
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Repräfentanten jchleunige militäriſche Maßregeln, „dem miß- 
kannten Anjehen der Eidgenoffenichaft, der beleidigten Würde ver 
Tagſatzung und ihrer NRepräfentanten Genugthuung zu verichaf- 
fen“, vorzüglich aber auch in der Abficht, „durch Unterwerfung 
der Landſchaft Sargans weitere Fortfchritte des Aufruhrs, viel- 
teicht auch den Abfall anderer jegt wieder zur Ruhe gebrachten 
Gegenden des Kantond St. Gallen zu verhindern“. Entipre- 
chender Beſchluß folgte: die Landſchaft Sargans fol militäriſch 
bejegt, der Aufftand durch Waffengewalt bezwungen werben; 
drei Bataillone mit verhältnißmäßiger Artillerie und Reiterei 
wurden zu dieſem Zweck aufgeboten, ftärfere Machtentfaltung, 
wenn nöthig, vorbehalten. Den Repräfentanten wurden Voll 
machten bis zum Weußerften ertheilt: „im Falle bewaffneten 
Widerſtandes Rebellenchefs oder folche, die mit ven Waffen in 
der Hand ergriffen würden, einem Militärgericht zu überliefern“. 
Schwyz wurde zu feinem Verhalten durch befonderen Brief ver 
Tagſatzung von dem Beichloffenen in Kenntniß geſetzt. Die 
eidgenöffiihe Militärfommilfton gab Hug berechnete Befehle an 
den Truppenfommandanten zu Wermeidung jeglichen Konfliftes, 
falls Schwyz die Grafſchaft Utznach befegen und den Marſch 
der Bundestruppen nad Sargans irgendwie würbe erfchweren 
wollen. WBorfichtig beftimmte fie aub alle Etappen für vie 
Truppen ohne Berührung des Schwyzer-Gebiets. Für den eben 
erfranften Oberſt Holzhalb trat Oberſt Füßli aus Zürich in 
das Kommando ein. Die zunächft aufgebotenen Truppen waren 
aus den Kantonen Zürich, Thurgau (wieder das Bataillon 
Egli) nebft einem Detachement Kavallerie aus St. Gallen, bie 
einen über den Wallenfee, die andern über das Rheinthal be— 
fehligt; in der Gegend des Scholbergs follten ſich die beiden 
Kolonnen in Verbindung fegen. In den militärifchen Inſtruk— 
tionen war auch der Fall vorausgefegt, daß die Sarganfer „Ins 
furgenten” gegen die aus dem Nheinthal her marfchirende Ko- 
fonne am Scholberg Wiverftand Heiften würden. Wie früher 
in St. Gallen die Erhebung im Rheinthal, fo hatte man im 
Zürich Willen und Kräfte des Sarganferlandes zum Widerftand 
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überſchätzt. Es war auf einen ſolchen nie ernſtlich abgeſehen 
geweſen; wohl aber war das Volk erbittert, daß es von den 
Glarnern im Stich gelaſſen worden.) Gallati floh in das 
Glarnerland; die Repräſentanten Zellweger und Eſcher beſetzten, 
ohne das mindeſte Hinderniß, aber zu großem Aerger der Glar⸗ 
ner, Sargans (17. Dftober); die Thurgauer rüdten am folgen 
den Tag, vom Rheinthal her, in die Nähe vor. Der Bolfs- 
ftimmung aber trauten die Repräjentanten doch nicht; fie for- 
derten auch noch das dritte Bataillon (Imhoof aus dem K. 
Aargau), das dann zum Theil ald Referve in das Rheinthal 
verlegt wurde. Zugleich ließen fi die Repräfentanten durch 
Gerüchte erjchreden, daß die unzufriedenen Sarganjer mit Ge 
finnungsgenofjen in Graubünden, dieſe hinwieder mit folchen 
im Teſſin, in Verbindung ftänden, das Komplot Begünftigung 
feitend der Kleinen Kantone erwarte. Die Regierung von 
Graubünden fegte fih mit den eidgenöffifchen Repräfentanten im 
Sarganferland in Verbindung, um von ihnen allenfalls nöthigen 
Zuzug gegen das Fatholiihe Volk im Hochgericht Difentis zu 
erhalten, welcher auch, in bejcheivenem Maße und in zwei Rich— 
tungen, über den Kunfeldpaß und rheinaufwärtd gegen Chur, 
zugefichert, durch rubigeren Gang der Dinge in Graubünden 
jedoch überflüffitg wurde. Während im Sarganferland die Res 
präjenianten mit Berhaftungen und Berhören ſich bethätigten, 
fam, zu großer Freude und Ermuthigung der hiebei Betheiligten, 
eine Abordnung des Standes Glarus, Altlandammann Burger 
und Landeshauptmann Zwidi nad) Sargand, mit dem dringen- 
den Wunſch Namens ihrer Regierung, daß die Beſatzungsmann⸗ 
Schaft bälveft zurüdgezogen, für einmal mit ferneren Erefutions- 
maßnahmen und Berhaftungen eingehalten werde, die Einführung. 
der Kantondverfafjung nur in folcher Weife vor ſich gehe, daß 
der feierlich zugeficherte Statusquo feineswegs zum Nachtheil von 
Glarus abgeändert werde. Die Repräfentanten beriefen fich auf 
die Tagfagung; dieſe aber ging auf die Hauptſache des Glar- 
neriichen Begehrend nicht ein, faßte jedoch den mildernden Ber 
*) Verhör mit Franz Anton Good, yon Mels, vom 22. Okt. 1814, 
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Schluß, die im Sarganferland liegenden Truppen bis auf ein 
Bataillon zu vermindern, dad andere nebft Artillerie zurückziehen 
zu laſſen. Betreffend die von den Repräfentanten dringend ges 
forderte Verhaftung und Auslieferung Gallati's lehnte die Tag- 
fagung eigenes Einjchreiten ab, da dieß gemeinjchaftliche Auf: 
gabe der Regierung von St. Gallen und der Repräjentanten 
jei. Jene jchritt dann zur Ausschreibung und Signalifirung des 
noch immer gefürchteten Mannes (4. November), Tequeftrirte 
fpäter aud fein Vermögen. Aber Gallati ließ fich nicht finden; 
er hatte befiere Freunde ald die Regierung von St. Gallen; 
aus dem Kanton Glarus zog er für einmal in das Gebiet 
von Schwyz hinüber. Mittlerweile zogen die Repräfentanten 
die rüdftändigen Steuern im Sarganferland ein, bei 10,000 Gl., 
und, auf ihre Anorbnung, fanden am 2. November die unmit- 
telbaren, am 7. die mittelbaren Wahlen ftatt. Die Unterjohung 
war vollendet, 

Mit Schwyz hatte St. Gallen ſchwereren Stand als mit 
Glarus. Utznach war von der Erefution noch unberührt ges 
blieben. Die Proflamation der Repräfentanten vom 27. Sep- 
tember war bort, im Einverftändnig mit Schmid von Laden, 
nicht veröffentlichet worden. Schwyz ſuchte audy gegenüber von 
Glarus eine vereinfachte Rechtsſtellung zu gewinnen und erjuchte 
um Ausftellung einer Urkunde, durch welche Glarus die Anſprüche 
auf Utznach ausſchließlich an Schwyz abtrete; Glarus lehnte 
dieß ab, denn es würde feiner „Reputation“ zuwiderlaufen und 
es gedenfe zudem, den Bundesentjcheid über feine Anſprüche ab- 
zuwarten (27. September). Gleiche Ablehnung aud in ver 
Folge. Die Regierung von Schwyz verlangte beharrlih und 
durch wiederholte Schreiben an die Taglagung die Handhabung 
des wirflihen Statusquo bis Austrag der Sache, alfo vor der 
Hand Nidht- Einführung der neuen St. Galler-Berfaffung in 
Utznach. Nachdem Schwyz ſich monatelang von der Taglagung 
ferngehalten und vergeblih fih abgemüht hatte, einen engern 
Bund der Urfantone zu Stande zu bringen, wofür ed nur Nid- 
walden gewann, trat die Regierung von Schwyz aus ihrer Bers 
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einzelung heraus und es erjchien eine perjönliche Aborbnung des 
Kantons Schwyz in-Zürich; ed waren bie Landammänner Zaver 
v. Wäber und Aloys v. Reding. Viele Beſuche abftattend, 
fpraden fie auch bei Schraut zu, ernteten herben Tadel über 
die SFfolirung ihres Kantons und deſſen Verhalten in ver Utz— 
naher Sade; die Auslegung, die Schwyz dem Statudquo 
gebe, ſei unannehmbar. Schraut und jeine: diplomatischen. Kol 
legen gaben den Schwyzern zu. verftehen, daß jchließlich ver 
Wiener Kongreß das entſcheidende Wort über die Territorial: 
anftände fprechen werde. Am 26. Oftober erichienen die beiden 
Schwyzer in der Tagſatzung ſelbſt. Mit Freuden aufgenommen 
verlangten fie. in berebten Worten die Beichlußfaffung,, daß bis 
auf Weiteres jeglicher - Schritt zu Einführung der neuen Ber- 
faffung in Utznach unterbleibe, gedachten der in ihrem Kanton 
herrſchenden Aufregung des Volkes, das bereits eine Landsge—⸗ 
meinde und eigene militäriiche Bejegung von Utznach verlangt 
hatte; eher ald die beabfichtigte Veränderung des Statusquo zu 
dulden, würde Schwyz das Aeußerfte wagen; für Schwyz würben 
in diefem Falle auch ale anderen demofratiichen Stände ſich er- 
heben, riefen fie aus. Wäber hatte ven Hauptvortrag, nament⸗ 
ih über den rechtlichen Theil des Gefchäftes, gehalten; nad 
ihm ſprach noch Rebing, tief ergriffen, von ber traurigen Lage 
der Schweiz und führte ver Tagfagung zu Gemüthe, daß bie 
bis jest getroffenen. Maßnahmen nicht die ‚geeigneten. zur: Herz 
ftellung des innern Friedens ſeien. Alsdann verließen die 
Schwyzer Geſandten die Verfammlung Die Beratung war 
lebhaft. Die St. Galliihe Gefandtichaft. blieb nichts ſchuldig, 
ging auf den gefchichtlichen Gang der Sade ein, betonte insbe- 
jondere, wie Schwyz im Jahr 1802 Utznach ſelbſt zurüdge- 
wiejen habe. Abgefehen von der Rechtsfrage fei die gleide 
mäßige Einführung der Verfaſſung Gebot abjoluter Nothwen- 
digfeit, für das Volk von Utznach felbft ein Bortheil, weil es 
durch den Wiedereintritt feiner Abgeordneten in den Großen 
Rath um fo befjer feine Wünſche und Bebürfniffe wahren könne. 
„Die Tagfagung habe nun zwifchen zwei Parteien zu wählen, 
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zwiichen dem, was ihre Ehre, was Bunbespfliht und das 
wahre Interefje der geſammten Schweiz fordere, und. zwifchen 
Herabwürbigung und Schwäche”, und warnend ſprach die Ge- 
ſandtſchaft im Schlußwort gegen etwaige Begünftigung und Ers 
weiterung bed Landsgemeindeſyſtems in der Schweiz. Nad 
mehrtägigen Zwijchenverhandlungen ftellte fih die Tagſatzung 
in einer Mehrheit von neun gegen fieben Stimmen auf bie 
Seite von Schwyz, ordnete vor Allem eine Vermittlung zwifchen 
den beiden ftreitenden Theilen an, und zwar jolle biefelbe „noch 
vor Einführung der neuen Verfaſſung“ vorgenommen werben 
(29. Dftober). Für die Thätigfeit der Repräfentanten, die eben 
in diefen Tagen aus Sargans nad) Utznach übergehen wollten, 
um bier, wie oberhalb dem Wallenfee, die neue Verfaſſung ein- 
zuführen, dann für die Regierung von St. Gallen, welche bals 
dige Konftituirung der neuen Kantonsbehörden in Abficht Hatte, 
wirfte der Beſchluß der Tagſatzung gleich einem Donnerſchlag. 
Deidfeitige Berechnungen, Pläne und Wünfche waren, wenn 
nicht völlig vernichtet, doch gründlid durchkreuzt. Sehr 
aufgebracht über die Tagfagung, eilte Zellweger nad Zürich, 
um ihren Beichluß rüdgängig zu maden. In gleihem Sinn 
that die Regierung von St. Gallen dad Yhrige, ohne unmittel- 
baren Erfolg; fie mußte feitens der Bundesverfammlung nod) 
Vorwürfe hinnehmen, daß fie zur Einführung der Verfaſſung 
gefchritten fei, ohme zuvor hierüber die Tagſatzung zu Rathe ger 
zogen zu haben (Schreiben vom 12. November). In eben dies 
fen Tagen kamen die Repräfentanten nah St. Gallen, berich— 
teten über bie Lage des Sarganferlandes, entließen von ben 
Truppen das Thurgauer Bataillon nebft der Artillerie und Ka- 
vallerie, wurden feitend der Regierung durch eine Mahlzeit ges 
feiert und ftellten dann vor der Hand ihre Verrichtungen ein; 
Zellweger ging in feine Heimath, Eicher zu feinen Lintharbeiten 
(11. November). Die Regierung von St. Gallen legte münd- 
liche und fohriftliche Verwahrung gegen den Beichluß der Tag- 
fagung ein, ftellte jpäter die Bedingungen, unter welchen fie fi 
zur Vermittlung herbeilaſſe und erzielte wenigftend das Zuger 
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ſtändniß, daß der Tagſatzungsbeſchluß den Rechten des Kantons, 
auch der Einführung der Verfaſſung unnachtheilig fein ſolle, die 
Bermittler nicht befugt feien, fih ald Schiedsrichter aufzumerfen, 
eben fo wenig den ftreitenden Gegenftand an das eidgenöffifche 
Recht zu weiſen, endlih, im Fall des Sceiternd der Bermitt- 
fung, der Status „des ganzen Geſchäfts“, wie er vor dem 
29. Oktober gemwefen, wieder in volle Kraft treten werde (Be: 
ſchluß und Schreiben der Tagſatzung vom 24. November). Die 
Regierung von Schwyz nahm einmüthig die Vermittlung an 
und berief ald Vermittler die Schultheißen Rüttimann von Lus 
zern und Glutz-Ruchti von Solothurn (ehemalige Landammänner 
der Schweiz) 9, St. Gallen den Staatsrath Ufteri von Züri 
und den Staatsrat Stehlin von Bafel, Mitarbeiter Eſcher's 
am Linthwerf. Bei dem Vermittlungsvorftand war St. Gallen 
dur die Regierungsräthe und Gefandten Zollifofer und Reutti, 
Schwyz durd die Statthalter Zay und Hebiger vertreten. Zu 
vermitteln war nichts zwifchen den beiden Streitenden, da jeder 
auf feiner Forderung beharrte, Schwyz auf der Bereinigung der 
Landſchaft Utznach mit feinem Kanton, St. Gallen auf der Ab- 
lehnung jeglicher Gebietsabtretung, jo wie jeglichen Eintretens 
in irgendwelche Entfchädigungsbegehren feitend von Schwyz. 
Die Bermittler waren gerade jo weit auseinander, als bie 
Parteien. Rüttimann empfahl dem Kanton St. Gallen frei- 
willigen Berzicht auf Utznach; Ufteri dem Kanton Schwyz das 
Gleiche. Bemerkenswerth ift Die durch die St. Galliiche Abordnung 
vorgetragene Aufzählung der Vortheile, welche Utznach durch die 
Bereinigung mit dem Kanton St. Gallen bereit8 genoffen. Diefe 
vergeblihen Verhandlungen waren vom 28. bis 31. Dez. 1814 in 
Zürich gepflogen worden. Während derfelben hatten die fieben Ges 
meinden der Landſchaft Utznach durch Denkſchrift vom 23. Des 
zember ihr Begehren um Bereinigung mit dem Kanton Schwyz 


) Aus der einfchlägigen Berathung des Landraths ergibt ſich, daß das 
mals eine Anregung gemacht worden ift, Benken und Kaltbrunn, mit und 
neben Utznach, für den Kanton Schwyz in Anfpruch zu nehmen. Landrathe: 
protoll vom 3. November. 
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erneuert, hoffend, „man werde fie nicht als eine Heerde Vieh ans 
ſehen und ohne ihr Wiſſen und Willen an Diefen oder Jenen 
übergeben, verfaufen over hintreiben”. Bor dem Auseinander- 
gehen waren beide Theile, Schwyz und St. Gallen, durd die 
Vermittler zu gegenfeitigem friedlichen Verhalten gemahnt wor—⸗ 
den. In Schwyz beftand aber eine ftarfe Volkspartei, die von 
ſolchem nichts wiſſen wollte, und felbft Reding fand unter dem 
Drude diefer . Stimmung. Der Landrath legte gegen Alles, 
was für die Einführung der St. Galler Berfaffung in Utznach 
geichehen möchte, Verwahrung ein, verlangte dießfalls volle be— 
ruhigende Zufiherung binnen acht Tagen, und drohte mit Ein- 
berufung der Landsgemeinde, falls nicht entfprochen würde (Be- 
ſchluß vom 19. Januar 1815). Er beſchloß im Fernern, durd 
befondered Schreiben den Schuß der übrigen alten Kantone an— 
zurufen, verorbnete allgemeine Bewaffnung aller Bezirfe „zur 
Bertheidigung des Vaterlandes”, befahl feinem Bevollmächtigten 
Schmid, unterdeffen auf Schloß Grinau zu verbleiben, genau 
zu achten auf alle Vorgänge im Utznacher Gebiet, den Uß- 
nachern mit gutem Rath an die Hand zu gehen. Da Niemand 
einen bewaffneten Angriff auf Schwyz vorhatte, jo konnte das 
Aufgebot feinen anderen Zwed haben, als die militäriiche Be— 
jegung von Utznach. Unverfchoben erließ der öfterreihiiche Ge- 
fandte, Freiherr v. Schraut, ein dringende Abmahnungsjchreiben 
an Schwyz: die verbündeten Mächte würden nicht zugeben, 
daß eine übel berathene Hand fih gegen ihr Friedenswerk er- 
hebe; nichts wäre unzwedmäßiger ald die Einberufung ber 
Landsgemeinde, denn der gute Rath fei nur in der Heinen Zahl 
der Klugen zu finden. Aehnliche Abmahnung erfolgte von Seite 
der Stände Bern, Freiburg, Graubünden und anderer ange- 
Iprochener Kantone auf den erwähnten Ruf um Unterftügung, 
befonder8 jcharf von Bern. Aus dem Schreiben von Schwyz 
hatte diefer Kanton „auf die Möglichkeit gewaltfamer Unters 
nehmungen“ zur Durchſetzung der Rechte auf Utznach geſchloſſen. 
Diefem entgegen fprady Bern zu Schwyz: „Wehret ſolchem 
furdtbaren Uebel; verhindert, daß nit von Schwyz aus ber 
Baumgartner, Kanton St. Ballen, I. 25 
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Bürgerkrieg entzündet werde” (30. Januar). Einlaͤßlich belehrend 
hatte Graubünven empfohlen, ruhig abzuwarten, was feiner Zeit 
„die zu Wien vereinigte europäiſche Weisheit“ fprechen werbe. 
Selbft von Glarus mußte fih Schwyz bei diefem Anlaß die derbe 
Erinnerung gefallen laffen: die Angelegenheiten beider Kantone 
ftünden beffer, hätte Schwyz fich feiner unglüdlichen Sonders 
ftellung enthalten und mit Glarus gemeinfam feine Sache im Schooße 
der Tagſatzung ſelbſt verfochten (Schreiben vom 1. Febr. 1815). 
Der Tagfagung ſandte Schwyz eime neue Proteftation vom 
31. Januar mit der Drohung: wolle man vorgehen mit ver 
Einführung der St. Galler Berfaffung in Utznach, fo Eönnte 
feiht vie Landsgemeinde, in ihrem Rechte jchwer gefränft fi 
fühlend, auf Maßnahmen Bedacht nehmen, die Verfaffung von 
Schwyz dort einzuführen. Gleichzeitig antwortete vie Regierung 
an Schraut mit Berufung auf urfundlihe Rechte und unter 
Betheurung, daß ed nie ihre Abficht gewejen, gefährliche Unruhe 
anzufachen oder zu verbreiten. 

Was Schwyz gethan war durch die Handlungsweile von 
St. Gallen hervorgerufen. Nah fehlgeſchlagener Vermittlung 
mußte Schwyz entweder vor» oder rüdwärts gehen. Zum Lep- 
tern fonnte es fich noch nicht entjchließen, daher feine Anftrens 
gungen‘, einen nach feinem Einn ehrenvollen Ausgang herbeizu- 
führen. Im Kleinen Rathe von St. Gallen war das Scei- 
tern des Vermittlungsverſuches „ganz erwartet“; man darf mehr 
jagen: ed war erwünſcht. Solches Ergebniß verbanfte die Re 
gierung der Stanthaftigkeit Uſteri's in Bertheidigung der St. 
Galliſchen Stellung. Sofort beihloß fie die Tagſatzung bei dem 
gegebenen Worte zu faffen und endliche Einführung der Kans 
tonsverfafjung in Ugnad zu verlangen (2. Januar). Die Res 
gierung wurde lebhaft unterftügt durch zwei Schreiben der Res 
präfentanten aus Trogen und Schänis, denn „es fei hohe Zeit“, 
fagten fie, „ven Kanton Et. Gallen dieſem mißlichen Zuftand 
zu entreißen und dadurch zugfeih den Weg zu bahnen, die Mis 
litärfoften von demſelben wieder abzumwälzen“. Bon fnapper 
Stänvezahl untertügt Züri, Baſel, Schaffhaufen, Graubünden, 
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Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, nebſt Appenzell A. R.), 
fand das St. Galliihe Begehren Erhörung; denn der Beſchluß 
lautete: es ſollen „bie Einführung der neuen Berfaffung des 
Kantons St. Gallen und die dießfalffigen Fonftitutionellen Wah—⸗ 
fen im Bezirf Utznach, den Anfprühen des Kantons Schwyz 
auf diefe Landſchaft unbefchadet, nunmehr ohne anderes vor ſich 
gehen“ (7. Januar 1815); Glarus proteftirte. Die Repräfen- 
tanten vereinigten fich vwoieder, trafen am 16. gl. M. in Utznach 
ein, verjammelten die Gemeindevorfteher und verlangten ihre 
Mitwirkung zu Einführung der neuen Orbnung. Das Bolf, 
mürbe gemacht, und um dem herben Schickſal des Sarganferlans 
des audzumeichen, unterwarf fih dem Machtgebot. Die Wahr 
fen wurden vorgenommen. Nach ihrer Beendigung begrüßte 
das Bezirföwahlforps die Repräfentanten durch eine Aborbnung. 
Zum Weberfluß hatte Kommandant Fornaro von Rapperſchwyl 
den Repräfentanten für den Nothfall den Beiftand von 100 
Mann „zuverläßiger Truppen aus feiner Gegend“ zugelagt. 
Mit ver Regierung zu gemeinfamen Rathichlag verjammelt, ers 
ftatteten ihr die NRepräfentanten Bericht: die Führer hätten ſich 
theilweife ſelbſt zurücgezogen. Die Gefahr weiterer Störungen 
wurde als befeitiget erflärt und auf Antrag der Repräjentanten 
befchloffen, unverweilt zu Einberufung und weiterer Ergänzung 
des Großen Rathes, dann zur Konftituirung ber neuen Behör- 
den zu fchreiten.. Auf Anfrage der NRepräfentanten, ob fie ihre 
Sendung nun als beendiget anjehen mögen, wurden fie erjucht, 
bis zu Einfegung der neuen Regierung noch auszuharren. Gleiche 
zeitig bezeichneten fie den Zeitpunkt ald geeignet, den Kanton 
von ten Erefutionstruppen nun gänzlich zu befreien, was um 
jo mehr geichehen könne, als die „Berhörfommilfion” überall 
willigen Gehorfam finde Am 6. Februar war der Kanton 
von den legten jener Truppen geräumt. Das Bolf blieb ruhig 
auch nad ihrem Abzug; aber vie früher Unzufrievenen waren 
ſolches noch, und glaubten noch immer, das Recht fei auf ihrer 
Seite. ine ſcharf gehaltene Proflamation der Repräfentanten, 
aus St. Gallen erlaffen, fündete gefammtem Volk des Kantons 
25 * 
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die nah dem Willen der Tagſatzung vollgogene Unterbrüdung 
des Aufruhrs an und die in Folge deſſen befchloffene Zurüchkzie— 
bung der Truppen aus dem Kanton. Beigefügt war die Wars 
nung, daß jede weitere Anftiftung neuer Unruhen von der St. 
Galliſchen Obrigkeit, oder nad Umftänden felbft durch die Bun- 
deöbehörde, zur Strafe gezogen würde (24. Jamtar). 

Mit jener Berhörfommiffion verhielt es ſich wie folgt: 
Unmittelbar nad dem Ausbruch der aufftändiihen Bewegungen 
im September und Dftober hatten nur. vereinzelte, - wenn aud 
zahlreiche, Einvernahmen, theils durch St. Galliſche Beamte 
oder Kommifjäre, theild durch die Repräfentanten ſelbſt ftattges 
funden. Zufammenhängende und vollftäindige Ergebniffe Fonnten 
nicht vorliegen. An Erlaſſung einer allgemeinen Amneftie, fo 
jehr fie durch alle Umftände geboten war, ſchien Niemand zu 
denken. Es Fam nur in Frage, ob das ordentliche verfaffungs- 
gemäße, oder ein außerordentliche, außergejeglihes Prozeßver⸗ 
fahren einzufchlagen fei, und ob die Erefutionsfoften, wie es 
ſchon Längft Abfiht war, auf die Schuldigen zu verlegen jeien. 
Ueber dieſe Fragen rathichlagten die Repräjentanten und bie 
Regierung gemeinfam (2. und 3. Dezember 1814). Die Re 
präfentanten, mit Gmür, Meßmer, Müller-Frievberg und Fels, 
waren einig für Niederfegung eines eidgenöffiihen Gerichts, an 
deſſen Ermeſſen Alles. übergeben werben ſolle. Die Minderheit, 
für fie Falk, widerfegte fich dem Vorhaben mit ausführlichen 
Vortrag: Delegation der Rechtsſprechung an die Eidgenofjenfchaft, 
beziehungsweije an ein eidgenöſſiſches Geriht, wäre fo verfafs 
fungswidrig, wie jeded im Lande ſelbſt aufzuftellende Spezial 
gericht; nichts, am wenigften der Vorwand der Zwedmäßigfeit, 
berechtige zur Ausftelung der verfafjungsmäßigen Gerichte. Bers 
geſſen ſolle man auch nicht, daß der Widerftand des Volkes in 
politifher Beziehung, .d. b. der Widerſtand gegen die Ein- 
führung der Verfafjung und die Vornahme der Wahlen ein ganz 
berechtigter gewefen. Solder Widerſpruch wurde von der Mehr: 
heit mit großem Berbruß vernommen, der Hauptantrag dann 
verschoben. Beſchloſſen wurde die Nieverfegung einer Unterfus 
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hungsfommiffion feitens der Regierung mit Zugabe eines eid— 
genöſſiſchen Kommifjärs feitend der Repräfentanten, damit dieſe 
fih von der Unparteilichfeit der Unterfuchung verfihern könnten. 
Diefe Kommiffion einfah an das gejegliche Unterfuchungsver: 
fahren zu weifen, gefiel nicht; es follte ihr eine befonvere In— 
ftruftion ertheilt werden. Bei der durch Zellweger und die Res 
gierung gemeinfam gepflogenen Berathung derſelben jegte es arge 
Zerwürfniffe ab, weil erfterer die verlangte Aftenmittheilung an 
die Regierung (diefe war nad Geſetz Anflagefammer) als Kund- 
gebung verlegenden Mißtrauens in die Repräjentanten anſah. 
Die Schließlich genehmigte Inftruftion verordnete genaue Aus- 
ſcheidung der fih ergebenden Fälle in rein politiiche Vergehen 
mit oder ohne gleichzeitigen Polizeivergehen oder Kriminalver- 
brechen verübt, dann in bewaffneten oder unbewaffneten Aufruhr 
gegen die Kantonsregierung, gegen die Eidgenoffenfhaft und 
ihre Repräfentanten, endlich gegen das eidgenöffifche und kan— 
tonale Militär begangen; wegen bleibenver Verhaftung war Be- 
richterftattung an den Kleinen Rath; geboten; trug bdiefer Ber 
denken, entſprechende Verfügung eintreten zu laſſen, fo blieb ges 
meinfamer Entfcheid mit den Repräfentanten vorbehalten (14. Des 
zember). Das Unterfuhungsverfahren war in perjönlicher und 
ſächlicher Beziehung ein außergejeglihes. Die Kommilfion war 
unter Anderem auch angewiejen, über dad Bermögen der Schuls 
digen „dienliche Erfundigungen” einzuziehen. Dieſe außerorvent- 
fiche Unterfuhungstommiffion wurde in einfachfter Weife beftellt: 
die Regierung ernannte den Eraminator Kl. v. Saylern zum 
Verhörrichter, mit Beizug des gewöhnliden Sefretärd der Gt. 
Galliſchen Kriminalbehörve; die Repräfentanten bezeichneten als 
Aſſeſſor den zürcher'ſchen Kriegsfommifjär Dery, der bereits vor« 
angehend jchon fich bei den Verhörarbeiten der Repräfentanten 
im Sarganjerland betheiliget hatte. Eine Kundmachung ver 
Regierung gab dem Volfe Kenntniß von Veranlafjung und Zwed 
diefer Maßnahme und verpflichtete Beamte und Bürger, allen 
Anforderungen der „Spezial Kommiffion Gehorfam und Folge 
zu leiften”, erftere noch insbeſondere, „diefelbe in ihren Verrich⸗ 


tungen fräftig zu unterftügen” (31. Dezember). Eine Inftrufs 
tion für die „der Verhörfommilfion zugegebenen eidgenöffiichen 
Truppen“ regelte deren polizeiliche Hülfeleiftung. 

Dem militärifchen Einfchreiten der Tagſatzung und ihrer 
Repräfentanten kam die Diplomatie am Wiener Kongreß er- 
muthigend zu Hülfe. Daß die Bölfergefhide ſchließlich von 
diefer Verfammlung würden entfchieven werben, baran zweifelte 
Niemand. Daher entfendete auch die Eidgenoſſenſchaft eine Ab- 
ordnung nah Wien: Bürgermeifter Hand v. Reinhard, den 
Staatsrath Montenah aus Freiburg und den Bürgermeifter 
Wieland von Bafel. Die Kantone, welche beſondere Intereſſen 
zu vertreten hatten, thaten ein Gleiches. Der ehemalige helve⸗ 
tiſche Direktor Laharpe und der ehemalige Minifter des Innern 
Dr. Rengger waren für Waadt und Aargau gegen die Anfprüce 
von Bern abgeorbnet. Die Regierung von St. Gallen, die 
Angriffe auf diefen Kanton vor der Diplomatie wirffam zurüd: 
zuſchlagen, ſchloß ſich an obige Schritte an, bevollmächtigte Reng⸗ 
gern auch für St. Gallen (3. September 1814) und empfahl 
ihre Sache gleichzeitig auch dem einflußreichen Laharpe, denn 
nur durd feine Bemühung und unter dem Schuß des großher- 
jigen Monarchen, dem man die Rückkehr zu beſſeren Zuftänden 
verdanfe, könne dieſelbe auch befeftiget werben; Anſpielung auf 
den Kaijer von Rußland, ter, wie früher Napoleon, als ter 
Retter St. Gallen’ angerufen wurbe. Laharpe verſprach bad 
Beſte. Eine ausführlihe Denkichrift, in franzöfifher Sprade, 
vom Kleinen Rath ausgegangen, führte Rengger'n vertraulich 
in die Verlegenheiten der St. Galliſchen Regierung ein und be 
zeichnete -die Angriffd- und WBertheidigungspunfte; fie enthielt 
insbefondere auch den Auftrag, fi den Anfprüchen des Fürſten 
Pancratius, felbft der bloßen Wiederherftellung des Stiftes als 
ſolchen, zu widerfegen; denn fchon mit legterer wäre ver Kanton 
bald verloren. Am-Kongreß beftand ein eigened Komite für die 
Schweizer Angelegenheiten. Auch Rengger wurbe vor bdaffelbe 
berufen und reichte ein Memorial gegen bie Gebietsanſprüche 
von Schwyz, Glarus und Appenzell J. R. ein. Nur von dieſen 
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wurde Kenntnig genommen und verhandelt, fchrieb Rengger, 
und die unveränberte Beibehaltung des St. Galliichen Kantons- 
gebietes türfe ald ausgemacht angefehen werben; die demofras 
tifhen Kantone feien feineswegs in Gunft am Kongreß (Ber 
siht vom 5. Dez. 1814). Die Wünfhe der St. Gallifchen 
Regierung gingen beftens in Erfüllung. 

Was Fürft Pancratius anftrebte, fand, wie vie Gebiets: 
anfprüche der genannten Kantone, in Wien nicht den geringften 
Anklang. Die drei Abgeordneten der Tagſatzung machten dem 
Fürften einen Anftandsbefuh; ihre Stimmung aber war eine 
gegneriiche. Vom Kardinal Conjalvi erfuhr er, daß der öfter 
reichiſche Staatsfanzler, Fürft v. Metternich, feine für Wieder: 
berftellung des Stiftes St. Gallen eingegebene Note nicht eins 
mal annehmen wollte. Bon dann an trat Gonfalvi felbft für 
daſſelbe in die Schranken, body ohne Erfolg. Jede Nachfrage 
bei den Bevollmächtigten der verfchievenen Staaten wurbe mit 
der Erflärung beantwortet: die Wiederherftellung des Stiftes 
gehe nicht an; dagegen fei feine, des Fürften, Penftonirung ge: 
fühert, welche PBancratius aber, wie bei früheren Gelegenheiten, 
jo auch jetzt wieder anzunehmen verweigerte. 

In St. Gallen fchritt man mit dem Werke der Neufonfti- 
tuirung vor. Es verfammelte fih das Fantonale Wahlfollegium 
und bildete die dreifache Vorſchlagsliſte für die fiebenzehn durch 
den Großen Rath; felbft zu wählenden Kantonsräthe. “Der 
Große Rath fodann, am 3. Februar verfammelt, ſchritt zu den 
ihm zuftehenden Wahlen, Fonftituirte fih, aljo ergänzt und in 
feinem PBerfonale wenig verändert, in neuer Berfammlung am 
22. gl. M., leiftete in Gefammtheit den neu vorgejchriebenen 
Kantondeid und befchloß, entgegen ven bei den Verhandlungen 
in Züri jo oft fundgegebenen Wünfchen um Aufftelung einer 
zahlreicheren Regierung und nad langer Erörterung, daß bie 
felbe, wie bisher, nur aus neun Mitgliedern beftehen fol. 
Wieder einmal, nad langer Störung, faß der Große Rath in 
achtungswerther Anzahl anweſender Mitglieder (das Protokoll 
gibt deren 130 an). Den Regierungswahlen ging fichtbare 
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Spannung voran. Eine Veränderung mußte erfolgen, da ftatt 
bisheriger ſechs Fatholifcher Mitglieder nad neuer Verfaſſung 
deren nur noch fünf gewählt werden burften. Den in ſolchen 
Tagen üblihen Wahlumtrieben fiel Dominif Gmür als Opfer; 
er war namentlih den Proteftanten nicht mehr eine genehme 
Perfon. Der Kleine Rath wurde in folgenden Perſonen be- 
ftellt: Müller-⸗Friedberg, Zollifofer, Reutti, Meßmer, Büeler (bis- 
beriger Bräfivent ded Appellationsgerichts), Joh. Jakob Speder 
(zur Zeit Vollziehungsbeamter im Bezirk St. Gallen), Falf, 
Melchior Kubli (der ehemalige Schiedsrichter im Stift St. Gal- 
lifchen Streit vom Jahr 1797, nun Bürger von Duinten) und 
Dudli (23. Februar 1815). Hermann Feld hatte ſich eine Wies 
derwahl im Laufe der Sfrutinien verbeten. Müller-Friedberg 
und Zollifofer wurden zu Landammännern gewählt. Von dieſer 
Zeit an wurde die Gegnerfchaft zwiſchen erfterem und ben Brüs 
dern Gmür eine bleibende und drang in alle Staatsverhältnifie. 
Müller⸗Friedberg, nach langer für ihn gefährlichen Krifts, ftand 
wieder an der Spite ded Staates. Capo d'Iſtria beglüd: 
wünſchte jchriftlih von Wien aus das nunmehrige erfte Stan- 
deshaupt von St. Gallen. Noch am Wahltage Eonftituirte ſich 
die neue Regierung. Müller-Srievberg, als erfter Landammann, 
übernahm das Präſidium des Kleinen und des Großen Rathes 
zugleich; der legte nach alter Verfaſſung gewählte Präſident des 
Großen Rathed, Meßmer, trat in diefer Eigenfchaft ab. Der 
gewejene Regierungsratö Germann überging in. das Appella 
tiondgeriht und wurde zu deſſen Präfiventen ‚gewählt. Die 
Regierung meldete ihren Amtsantritt „den geliebten Mitbürgern“, 
dann auch allen übrigen Ständen der Schweiz, der Tagjagung, 
den Gejandten der auswärtigen Mächte und ben eivgenöfftfchen 
Repräfentanten. Dieſe legten ihre Vollmachten in die Hände 
der Tagfagung zurüf und empfingen deren Danf für‘ den in 
ihrer „mühevollen Stellung bewiefenen vaterländifchen Eifer“ 
(25. Februar). Der Große Rath beftätigte in neuer Wahl bie 
beiden bisherigen Abgeordneten des Kantons an der Tagfapung. 
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Dritter Abſchnitt. 


Schwyz gibt Upnadh auf. Die Entjcheidung der Kongreßmächte über die 
Schweizers Angelegenheiten, inbegriffen die Territorialanfprachen; Fürft Ban- 
eratind penflonirt. Rückkehr Napoleon’s nach Frankreich; neuer Kriegszug 
der Alliirten gegen benfelben. Die Schweiz waffnet zur Sicherheit gegen 
Frankreich. Ihre Militärfonvention mit den Mächten; Votum St. Gallen's. 
Theilweifer Einmarſch des eidgenöffiichen Heeres in Frankreich; Meuteret, 
bei welcher auch St. Gallifche Truppen betheiliget. Der Bundesjchwur 
vom 7. Auguft. Entlaffung des eidgenöffifchen Heeres. St. Gallen in fer: 
nem Innern; Ergebniffe der Spezialunterfuchung; nur befchränkte Anıneftie. 
St. Gallen's Entfchädigung an die alten Kantone. Kaifer 
Franz L von Defterreich in St. Gallen. 
(Vom Februar bis Herbft 1815.) 


Die Anftände zwilchen den Kantonen hatte die befannte 
ebereinfunft vom 16. Auguft 1814 genau in zwei Klaffen 
ausgeſchieden: ſolche von Anſprachen auf Entſchädigungen und 
Vergütungen herrührend, und jene viel wichtigeren Anſprachen, 
welche auf einzelne Gebietstheile diefes oder jened Kantons ge— 
macht wurben. Erftere waren nad vergeblicher Vermittlung an 
das. fchiedsrichterlihe Forum gewiefen worden. „Da Schwyz 
aber Gebiet, nicht Geld, von St. Gallen gefordert hatte, fo 
foınte der Streit zwifchen jenem Kanton und St. Gallen um 
die Landfchaft Utznach nicht durch Schiedsrichter ausgetragen 
werden. Hinſichtlich der Gebietsanſprachen enthielt die Ueber: 
einfunft Die Beſtimmung, daß die betreffenden Landestheile fo 
lange von der Bundesgarantie auszunehmen feien, bis die dar— 
auf haftenden Anfprühe „durch fernere Entwidlung der dieß— 
fallfigen Verhältniſſe“ ausgetragen und befeitigt fein werben. 
Was unter diefer „ferneren Entwidlung“ zu verftehen ſei, blieb 
unentſchieden. Als entichieven aber mochte angejehen werben, 
dag nicht die Tagſatzung über die Gebietdaufprachen zu ente 
ſcheiden befugt fei; die Kantone, man denfe nur an Bern, wür- 
ben ſich einem, dahin zielenden Beſchluß nicht unterzogen haben. 
So blieben die Anfprahen von Schwyz und Glarus auf St. 
Galliiche Gebietstheile noch immer hängend, während die Tage 
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fagung die neue Berfaffung St. Gallen's auf exekutoriſchem 
Wege hatte einführen laſſen. St. Gallen jah in der „ferneren 
Entwidlung“ nichts anderes als den zu erwartenden Entjcheid 
des Wiener Kongreffes. In gleihem Sinne hatten ſich bereits 
im Dftober die auswärtigen Minifter mündlih gegen bie 
Schwyzer Abgeorbneten Wäber und Aloys Reding ausgefpros 
hen: „alle Territorialftreitigkeiten werben in Wien entſchieden 
werben”; folches wurde ihnen gejagt, und um fo mehr bebauer- 
ten fie, daß Schwyz in Wien nicht vertreten fei. Aber um jo 
ſchwieriger war nun die Stellung von Schwyz, und unerklärlid 
it e8, auf wen ed denn eigentlich feine Hoffnung gelegt hatte. 
Wirklich wuchfen feine Berlegenheiten. Die Drohungen hatten 
nicht verfangen; gegen die Waffnung und einen allfälligen Hand- 
ftreih auf Utznach waren feiner Regierung ernftlihe Mahnungen 
zugegangen. So blieb nur noch der Rüdzug übrig. Er erfolgte 
durch die Verhandlung einer neuen Landsgemeinde, von welder 
nad vernommenem Bericht des Landammanns über die erfolg. 
108 gebliebenen Bemühungen der Regierung beichloffen wourbe: 
„daß in der beruhigenden Weberzeugung, alles verfuht und ge 
than zu haben, ſoviel in unfern Kräften lag, um ven Bewohs 
nern von Utznach den hierorts zugefiherten Schug und Schirm 
angebeihen zu Iaffen, man wohl unfere Rechte auf Utznach feier- 
lid vorbehalten und verwahren, übrigens aber einsweilen ab» 
warten wolle, bis das Nefultat von dem Kongreß der hohen 
Mächte eingelangt fein werbe, nach welchem dann Alles wieber 
bei Biefer hohen Verſammlung in Berathung genommen werten 
ſolle“ (5. März). Hediger aus dem Muottathal hatte ver- 
gebens für energifche Behauptung von Utznach gefprodhen. 1) 
Das war das friedliche Ende der langen Fehde, offenbar nächſte 
Folge der ſchon befannt geweſenen Entſcheide in Wien, daß alle 
geforderten Gebietöabtretungen feitend der neuen Kantone an 
bie alten abgeichlagen fein. So war ed denn aud. Bes 
firebungen Englands, auf die Verritorialeintheilung der Kantone 


| 1) Landsgemeindebericht, im Kantonsarchiv Schwyz. — BVertraulicher 
Bericht Bettiger’d an die St. Gallifche Gefandtfchaft, vom 7. März 1815. 
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und daherige Anſprüche zurüczufommen, hatte Reinhard tapfer 
und mit Erfolg aus dem Felde geichlagen. Er erklärte: wollte 
man Anſprüche einzelner Kantone auf Zerftüdelung anderer bes 
rüdfichtigen, jo würde dann auch er, für Züri, als Anfpredher 
auftreten, die Grafichaft Baten, das Kelleramt, vie Stabt 
Rapperſchwyl mit Umgegend, und wohl aud einen Theil des 
Kantond Thurgau verlangen. Gleihe Beharrlichfeit wie für 
unveränderte Gebietdeintheilung entwidelte Reinhard gegenüber 
den Anfprücen des Fürften Pancratius von St. Gallen. Er 
befämpfte felbft die von Severoli, dem päpftlien Nuntius in 
Wien, ohne Zweifel im Einverftändniß mit Kardinal Confalvi zur 
Sprache gebrachte und empfohlene, Wiederherftellung des Stiftes 
St. Gallen mit Uebertragung ver bifchöflihen Würde auf den 
Abt (alſo den Älteren päpftlihen Plan vom Jahr 1804); wider: 
fegte fich überhaupt jedem berartigen Verſuche aus allen Kräften. 
Unter erwähnten Umftänden konnte für das Stift St. Gallen 
fo wenig als für die alten demokratiſchen Kantone das ger 
wünfchte Ergebniß erzielt werben. Für letztere brachte Capo 
d'Iſtria eine den neuen Kantonen aufzuerlegende Entſchädigung 
an Geld auf die Bahn. Zur Befriedigung Bern's wurde bie 
Veberlafjung des größeren Theiles von dem den Franzofen ab» 
genommenen ehemaligen Bisthum Bafel’ichen Gebiete im Jura 
auserſehen. Schwieriger waren bie Verhandlungen wegen ber 
jchmeizerifcherfeitö verlangten Gebietsabtretungen zu Gunften 
Genf's und der beharrlich betriebenen Rüdgabe des Veltlins 
mit Chiavenna und Bormio. 

Noch waren diefe Angelegenheiten nicht vollftändig audge- 
tragen und georbnet, ald ein Ereigniß von erfchütternder Wirf- 
famfeit eintrat. Kaifer Napoleon war aus feiner Inſel Elba 
auf franzöfiichen Boden hinübergefchifft und hatte dort gelandet, 
als ſich in Wien die Fürften und Minifter über manche häfelige 
Frage noch herumftritten. Allfeitige Gefahr machte fie einig. 
Am: 13: März erklärten die acht Kongreßmächte ihren großen 
Gegner als Weltfeind, ftellten ihn außer ven Schutz des Völfer- 
rechts und verficherten alle Länder, die von ihm angegriffen 
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werden würden, ihres Beiftanded. Es war dieß die Ankün— 
digung eined WBernichtungsfrieges gegen den wiedererftandenen 
Kaijer und Eroberer, der deſſen ungeachtet, von den franzöfiichen 
Truppen lebhaft begrüßt und unterftügt, alsbald feinen militä- 
riſchen Einzug in Paris hielt. Zu gleicher Zeit erfolgten nun, 
nebft der eventuellen Erklärung der Anerkennung und Gewähr- 
leiftung der immerwährenden Neutralität ver Schweiz, die bereits 
früher vorbereiteten Entfcbeide über deren immere Angelegenheiten, 
unter dem Titel eined „Vergleichs“, weſentlich wie folgt: ver 
unverlegte Beſtand der neunzehn Kantone, wie fih diejelben zur 
Zeit der Llebereinfunft vom 29. Dezember 1813 befanden, wird 
ald Grundlage des fchweizeriihen Bundesſyſtems anerfannt; 
Wallis, Neuenburg und Genf find der Schweiz einverleibt und 
werden drei neue Kantone bilden. Das Bisthum Bajel und 
die Stadt Biel mit ihrem Gebietsumfang follen Fünftighin einen 
Beſtandtheil des Rantons Bern bilden, erftered mit Ausnahme 
eined Bezirkes von drei Duabratmeilen Umfang, der dem Kans 
ton Baſel einverleibt werben joll; die Kantone Bern und Baſel 
entrichten dagegen dem gewelenen Fürftbiichof von Bafel (für 
feinen und der Domherren Unterhalt) einen Tebenslänglichen 
Zahrgehalt von 12,000 Reichsgulden. Der Stadt Genf wird, 
gegen Savoyen hin, eine angemefjene Gebietsermweiterung zuge 
ſichert. Behufs gegenfeitiger Entjchäpniffe werben die Kantone 
Aargau, Waadt, Teſſin und St. Gallen den alten Kantonen 
Schwyz, Unterwalden, Uri, Glarus, Zug und Appenzell 3. R. 
eine Summe bezahlen, die zum Behuf öffentlicher Unterrichts— 
anftalten und zu Beftreitung der Landesverwaltung (jedoch vor- 
züglih für den erften Gegenftand) in dem genannten Kantonen 
verwendet werben fol; für Aargau, Waadt und St. Gallen 
wurde die an die genannten alten Kantone zu entrichtende 
Summe auf 500,000 Schw. Franken beftimmt; als Mafftab 
der Leiftungen und des -Bezugs für die einen und die andern 
Kantone wurde die für die Beftreitung der Bundesausgaben 
feftgefegte Beitrags⸗Skala bezeichnet; Teſſin Hatte an Uri bie 
Hälfte des Ertragesd der Liviner Zölle zu bezahlen. So waren 
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bie. im Auguft 1814 von den. Hagenden Kantonen eingegebenen 
Gebiets- und Entfhädigungsanfpradhen beantwortet und abge- 
than, Der Art. 9, St. Gallen betreffend, lautet wörtlich: 
„die dazwifchenfommenden Mächte, anerfennend, daß die Ge— 
rechtigfeit erheiiche, dem Fürftabt von St. Gallen ein ehren- 
volled und unabhängiges Dafein zu fichern, verorbnen: der 
Kanton St. Gallen wird ihm einen Tebenslänglichen Sahrgehalt 
von 6000 Reihsgulden, und feinen Beamteten einen lebens» 
länglichen Sahrgehalt von 2000 R.Gl. bezahlen. Diefe Jahr- 
gehalte. follen, vom 1. Jenner 1815 an gerechnet, vierteljährlich 
dem DireftorialsKanton zugeftellt werben, welcher diefelben nach 
obigem Berhältnifie an die Verfügung des Fürftabtes von St. 
Gallen und feiner Beamteten wird auszahlen laſſen.“ Gleich— 
zeitig ſprachen die intervenirenden Mächte die Erwartung aus, 
dag die Kantone nicht zögern werben, dem durch die große 
Mehrheit ihrer Mitſtände, bereitd zu Stande gefommenen Buns 
deövertrag beizupflichten; die Webereinfunft aber vom 16. Auguft 
1814, da „ihr Zwed vermittelt der Erflärung der Mächte 
ſchon erreicht ift”, jolle nun „von jelbft als nicht gefchehen an— 
gefehen werden“. Folgte noch die Erflärung: „Um die Ruhe 
der Schweiz mehr und mehr zu befeftigen, liegt e8 in bem 
Wunſch der Mächte, daß eine allgemeine Amneftie allen den— 
jenigen ertheilt werde, welche durch eine Zeit von Ungewißheit 
und Epannung irre geführt, auf irgend eine Weile der ber 
ftehenden Ordnung zuwider handeln mochtenz“ dieſe Urfunde 
wurde ausgefertiget zu Wien am 20. März 1815 durch die 
bevolfmächtigten Gefandten von Defterreich, Spanien, Frankreich, 
Großbritannien, Portugal, Preußen, Rußland und Schweden. 
Alsbald berief Stratford Canning, der britifche Gefandte tn ber 
Schweiz, die Gefandtichaften von St. Gallen und Aargau an 
ver Tagfagung zu fih, und ermahnte fie, zu Handen ihrer 
Kantone, zu bereitwilliger Annahme der Kongreß-Entſcheide; 
. DOppofition könne da nicht angehen und wäre nur Vorſchub für 
die eigenen Gegner; auch damit follen ſich die beiden Kantone 
vertraut machen, daß ein unbedingtes Neutralitätsverhältnif 
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nicht angehe, die Umftände vielmehr den Anfchluß an die Pos 
litik der Mächte erheilchen (6. April. Die Tagſatzung ſprach 
am 27. Mai ihren Beitritt aus zu der Erflärung der Mächte 
und verfprach gleichzeitig die getreue und gewifjenhafte Erfüllung 
ver in derfelben enthaltenen Bergleihs-Bedingungen. Der St. 
Galliſche Bevollmäctigte am Wiener Kongreß, Rengger, mels 
dete der Regierung: „dad Ergebniß hätte für St. Gallen nicht 
befriedigenver ausfallen können; die Opfer, die ihm dagegen 
aufgelegt werden, haben um fo weniger abgemwendet werben 
fönnen, da der Vorſchlag dazu gerade von’ der Seite kam, von 
welcher die neuen Kantone die mehrfte Unterftügung genoſſen 
haben. Solde Opfer. feien nothwendig geweien, um das 
Weſentliche zu erhalten“ (27. März). Inzwiſchen hatte Fürft 
PBaneratius, als ihm die Entſcheide der Mächte vorläufig bes 
fannt geworben, unter Billigung des Cardinals Eonjalvi, wider 
jede etwaige Kränfung und Beeinträchtigung der Rechte feines 
Stiftes St. Gallen feierliche Berwahrung eingelegt und fid 
zugleich jede für feine Perfon zu beftimmende Entſchädigung 
verbeten (13. März). Die Gefandten der Mächte aber vers 
harrten auf ihren Entjcheiden und ſchritten in erzählter Weiſe 
zu ihrer urfundlihen Ausfertigung; die amtlihe Kunde hievon 
war für Paneratius ein Trauerereigniß. 

In dem MWiedererfcheinen Napoleons auf ver Weltbühne 
ſah die Taglagung eine Kriegsgefahr für die Schweiz; fie rüftete 
gegen mögliche Angriffe von Frankreich her und rief zu ihrer 
Sicherheit auch die vier Regimenter, welche ihrem der Regierung 
des Königs Ludwig ded XVIH. gejhworenen Pflichteid, allen 
Berführungen wiberftehend, treu geblieben waren, zur Verthei⸗ 
digung des ſchweizeriſchen Vaterlandes in tie Heimath zurüd. 
Ohne ſolche eigene Schugmaßnahmen hätte die Schweiz all- 
fällige Belegung ihres Gebietes durch die allirten Mächte zu 
beforgen gehabt. In der erften Woche Aprild (1815) waren 
Reinhard und feine zwei Mitabgeorbneten aus Wien wieder in 
der Heimat eingetroffen und erftatteten der Taglagung Bericht 
über ihre Berrichtungen (10. April. Die allmäligen Truppen- 
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aufgebote ver Tagſatzung fteigerten ſich bis zur Zahl von 40,669 
Dann mit 2871 Pferden. Noch war bie internationale Stel- 
lung der Eidgenofjenihaft in der großen europäijchen Kriegs— 
frage genauer feftzufegen. Die tongebenden Kongreßmächte er- 
warteten von ihr freiwillige Anfchließung an die Sache Euro- 
pa's, bie alle Staaten zu den Waffen rufe. Die Tagfagung 
ihrerfeitd juchte Alles abzuwenden, was die Schweiz in einen 
Angrifföfrieg verwideln, oder dad Vaterland fonft gefährben 
fonnte. Aus dem in längerer Unterhanblung vermittelten Aus- 
tauſch der gegenfeitigen Anfihten und Anliegen ergab fi ein 
Bertrag zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und ven verbünbeten 
Mächten Defterreih, Rußland, Großbritannien und Preußen, 
folgenden Inhaltes: die Schweiz entjagt allen Verbindungen 
und Unterhandlungen, welde im Wiberfpruche zu dem aud von 
ihr angenommenen allgemeinen europäifchen Syftem fein könnten, 
wogegen ihre Intereſſen bei dem allgemeinen Friedensſchluſſe 
jollen gewahrt und namentlih die Kongreß-Beftimmungen vom 
März jollen aufrecht erhalten werden. Sie verpflichtet ſich ferner 
zur Bertheidigung ihrer Grenzen durch das aufgebotene und 
noch durch Referven zu verftärfende eidgenöfftiiche Heer, gegen 
das Verſprechen der Alliirten in der Nähe der Schweiz und 
zu ihrem allenfalls nöthigen Schutz eine genügende Streitmacht 
in Bereitihaft zu halten. Auf Schweizergebiet ſollen für bie 
Aliirten weder Militärftraßen, noch Feldſpitäler, noch fonft 
Täftige Depotd errichtet werden. Würden augenblidlihe Durch⸗ 
märjche verbünbeter Truppen über eidgenöffiihes Gebiet, im 
gemeinſchaftlichen Intereſſe, dringend, jo fol vorerft die Tag— 
fagung um ihre Einwilligung dafür angeſprochen, daherige Ents 
ſchädniſſe für die Schweiz durch beibfeitige Kommiffarien geregelt 
werben (20. Mai 1815). Langſam und vereinzelt liefen bie 
Ratififationen feitend der Stände ein; St. Gallen war ber 
legte, der das zuftimmende Votum abgab; wenn fiebenzehn 
Stände genehmigt haben, wolle St. Gallen die achtzehnte 
Stimme abgeben; fo erflärte die Gefandtihaft am 12. Juni, 
doch mit dem Vorbehalt, „daß dieſe Konvention in feinem 
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Falle jo verftanden werde, ald ob die eidgenöffifchen Truppen 
über die Grenzen geführt werben könnten“.) Noch am gleichen 
Tage wurden die Ratififationen des Vertrags mit den vier 
Mächten ausgewechſelt. Bald zogen durch Schaffhaufen in ver 
Richtung nah Bafel, dann über die Rheinbrüden bei Bafel 
und Rheinfelden, und über Sciffbrüden, die zwiſchen dieſen 
beiden Städten gejchlagen wurden, im Ganzen 120,000 Mann 
Defterreicher, nah Franfreih; ein anderes öfterreichiiches Heer 
marfchirte über den Simplon durch Wallid und Savoyen; bes 
ſetzte Ehambery und das franzöfifche Ländchen Ger. Mittler 
weile war die Schlabt von Waterloo gefchlagen worden, Ra- 
poleon auf dem NRüdzug, der ihn einige Monate fpäter auf die 
Felfeninfel St. Helena führte. Gleichwohl wurde die Schweiz 
auf verſchiedenen Punkten durch die Franzofen angegriffen; es 
wurde von Hüningen aus Bafel befchoffen; auf ver ganzen 
Linie von Genf bis Bafel waren die eidgenöffifchen Truppen 
Gegenftand vieler militärischer Nedereien ſeitens der franzöſiſchen 
Truppen. Der Obergeneral Bachmann wollte unter diefen Um— 
ftänden das eidgenöſſiſche Vertheidigungsſyſtem nicht im engften 
Sinne auslegen und erwirfte einen Tagfagungsbeihluß, durch 
welchen er, unter beftimmten Vorausfegungen, ermächtiget wurde, 
zur Sicherung fcehweizerifcher Ortfchaften und Landesgegenden wie 
auch der Verbindung ver eidgenöſſiſchen Truppen unter ſich nöthis 
genfalls die Grenze zu überfchreiten und Stellungen auf fran- 
zöſiſchem Boden zu nehmen (3. Juli). Unter den nicht zuftims 
menden Ständen war St. Gallen, deffen Geſandtſchaft erklärte, 
daß fie in feinem Falle zugeben bürfe, „daß die Schweizer 
truppen über die Grenzen geführt werben.” Der Einmarſch 
von 21,885 Mann und Kriegsthaten von geringem Belang auf 


1) Abſchied der Tagfagung von 1814 und 1815. Bd. III. ©. 261. 
— Woͤrtlich lautete die vom Großen Rath der Gefandtfchaft gegebene Ins 
ftruftion: — „daß alle eidg. Staatöhandlungen feinen andern Zwed haben 
follen, als die Aufrechthaltung fehweizerifcher Selbftftändigfeit und die Bes 
ſchützung der vaterländifchen Grenzen, — alfo volllommenfte Neutralität bed 
Bodens und des Volkes“ (20. April). 
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franzöſiſchem Gebiet folgten jenem unglüdlichen, nie genügend 
gerechtfertigten Tagſatzungsbeſchluß; alsbald nachher eine nam- 
hafte Reduktion des eidgenöfftihen Heered und ber freiwillige 
Rüdtritt Bachmann's, den Finsler im Oberbefehl erſetzte. Hü— 
ningen wurde von den Defterreichern mit Zuzug jchweizerifcher 
Truppen, unter denen fih ein Bataillon St. Galler Miltzen 
befand, ſämmtlich unter dem Oberbefehl des Erzherzogs Johann 
ftehend, belagert und zur Kapitulation gezwungen. Das Buns 
desheer wurde auf 12 Bataillone vermindert (31. Auguft), 
endlich, Anfangs November, durch ven hiezu bemächtigten Wors 
ort, ganz entlaffen, mit einziger Ausnahme der vier aus ven 
ehemaligen franzöftfhen Regimentern gebildeten Bataillone. Bon 
St. Gallen hatten fünf Bataillone Snfanterie und verhältniß- 
mäßige Spezialwaffen, im Ganzen 2700 Mann, am Feldzug 
Theil genommen; nebfttem hatte die Regierung 1000 Mann 
Reſerve in Bereitichaft geſetzt. Bon den Anfangs Zuli zum 
Einmarſch nad Frankreich befehligten fieben Bataillonen ver 
Brigade Schmiel hatten ſechs, unter ihnen die St. Gallifchen 
Bataillone Danielid und Rickenmann und die Scharfichügen- 
fompagnie Scherer (von Wattwyl), das Mißgeihid, den von 
der Tagfagung in ihren früheren Proflamationen verfündeten 
Zwed des Feldzuges buchftäblich zu nehmen; fie ſeien nur zur 
BVertheidigung der Schweizergrenze beftimmt, erachteten fie, und 
verweigerten den Gehorfam. Eiligft entjendete der Kleine Rath 
den Regierungsrath Meßmer zu diefen Truppen, um fie zu 
ihrer Pflicht zurüdzuführen. Das Bataillon Ridenmann, nad 
Biel inftradirt, wurde dort entwafnet, wenige Wochen nachher 
aber, als Finsler den Dberbefehl übernommen, von diefem wie— 
der in alle militärischen Ehren eingefegt. Mannfchaft und Chefs 
fielen in Friegsßerichtliche Beurtheilung; es Liegen 40 Urtheile 
des eitgenöffiihen DOberfriegsgerichts vor, von denen ein ganz 
freilprechendes; diefes wurde dem Kommandanten Danielis zu 
Theil, der für bewiefene gute Haltung belobt wurde und Koftens 
erfag erhielt. Ungünſtiger fiel der Sprud über Ridenmann, 


welcher wegen unerflärbarer Lauigfeit zu zmweijähriger Eingren- 
Baumgartner. Kanton St. Ballen. ıı. 26 
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zung in feiner Heimathgemeinde Rapperfchwyl und in die Koften 
verfällt wurde. Finsler verwendete fich fpäter jelbft zu Gunften 
des Verurtheilten, im Folge deſſen die St. Gallifhe Regierung 
die Eingrenzung für den längern Theil der Strafzeit nachließ. 
Unter den übrigen Beftraften war eine Anzahl folder, welche 
nach dem Einmarſch fih der Defertion ſchuldig gemacht hatten. 
Die ausgefällten Gefängnißftrafen wurden von der Regierung 
in Eingrenzung umgewandelt, die geſprochenen Koften einge: 
zogen. 

Sm Laufe diejer Ereigniffe wurde die Aufnahme der Re- 
publit Wallis, des Fürftenthums Neuenburg, und ter Repubfif 
Genf mit erweitertem Gebiet, als dreier neuen Kantone, zum 
bleibenden Abſchluß gebraht und vollzogen, alle8 unter aus— 
drüdlicher Zuftimmung des Großen Rathed von St. Gallen, 
und feiner Gefandtichaft an der Tagſatzung. Alle Zerwürfnifie 
unter den übrigen Kantonen traten in den Hintergrund. Schwyz 
genehmigte den neuen Bundesvertrag und bie Kongreßerflärung 
vom 20. März und trat dadurch ftillfcehweigend won feinen An- 
fprüchen auf Utznach zurück; eben fo wenig brachte Glarus vie 
feinigen auf andere St. Gallifche Gebietstheile, ungeachtet der 
zahlreichen früheren Vorbehalte und Berwahrungen, wieder in 
Erinnerung. Appenzell 3. R. Handelte in gleicher Weiſe. Der 
Inhalt des Bundesvertraged wurde, abgejehen von ven durch 
den Gang der Ereigniffe notwendig geworbenen forniellen Re 
daftionsveränderungen, als abgefchloffene Sache betrachtet und 
fam nicht wieder in Berathung. Die Gefandten der XXI 
Stände, für St. Gallen Zollifofer und Reutti, unterzeichneten 
und beſchworen denſelben Ramens ihrer Kommittenten; die 
feierliche Givesleiftung fand in der Großmünfterfirche von Zü— 
rich ftatt (7. Auguft). Am 31. Auguſt ſchloß die Tagfagımg 
(„die lange” genannt) ihre ſchwierigen Arbeiten. Die Koften 
der St. Galliſchen Gefandtfhaft an diefer Tagſatzung während 
beider Zahre 1814 und 1815- beliefen fib auf 16,340 Gl. 
36 Kr. Der zweiten Befegung von Paris durch die verbündes 
ten Heere folgte der zweite Pariſer Friede, gleichzeitig die früher 
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ſchon verheißene, feierliche Anerkennung und Gewährleiftung ber 
immerwährenven Nentralität der Echweiz und der Unverlegbar- 
feit ihres Gebiets (20. November). Die Eidgenofjenfchaft er: 
hielt ferner den Betrag von drei Millionen fr. Franken aus ber 
durch die Alliirten dem überwunvenen Frankreich auferlegten 
Kriegskontribution, eine Entihädigung, die durch Tagfagungs- 
beichluß insgefammt zu Militärzweden verwendet wurde. Für 
die Schweiz wie für die übrige europätfhe Welt war nun eine 
Zeit erfprießlichen Friedens eingetreten. 

Mährend dieſer entfcheidenden Vorgänge waren die St. 
Galliſchen Behörden bemüht, die neue Staatsorbnung völlig in's 
Leben zu bringen und den erjchütterten Haushalt zu ordnen. 
Die Wahl der Landammänner wurde jeweilen auf den Monat 
Juni, ihr Amtsantritt auf den 1. Juli angejegt. Als höhere 
Kanzleibeamtete wurben ein erfter und ein zweiter Staatsſchrei— 
ber aufgeftelt, um auch in biefen Dingen dem Kanton Zürich 
zu folgen. Im Frühjahr wurbe der zweite, im Spätherbft ver 
dritte Drittheil des Großen Rathes erneuert, jo daß endlich, im 
November 1815, der ganze Große Rath feine verfaffungsmäßige 
Wahlerneuerung erhalten hatte, was alles ohne erhebliche Aen- 
derung verlief. Die Regierung beftätigte die beftehenten Beam— 
ten in den Gemeinden und Bezirken bis zum Erlaß eines neuen 
allgemeinen organifchen Geſetzes. Ein neues Großrathöreglement 
wurde aufgeftellt, mit der Vorfjchrift, daß falls die Zahl ver 
anweſenden Großrathsmitgliever auf 120 herabfänfe, für gültige’ 
Hauptabſchlüſſe die Zuftimmung von mindeftens 60 Mitgliedern 
erforderlich fei. Es bewilligte auch den mittelbaren Mitgliedern 
des Großen Rathes eine Entfchädigung (3 Fr. täglih). Die 
Meinung des Schufters Engler wurde zu Ehren gezogen, indem . 
der Große Rath dur Geſetz alle Milizpflichtigen, welche ſich 
auf eigene Koften Uniform und Waffen anfchaffen, die politifche 
Stimmfähigfeit zuerfannte (20. April); jo wurde, in auffallen» 
dem Miverfpruch zu der neuen Verfaffung und mit Verlegung 
verfelben, wenigſtens theilweife gegeben, was man durch dieſe 
Urkunde felbft dem Volke zu gewähren eigenfinnig verweigert 
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hatte. Die Regierung entwidelte große Thätigfeit und ſcheute 
feine Opfer, um den in diefer Zeit überaus brüdend gerworbenen 
militärifchen. Verpflichtungen gegen die Eidgenoſſenſchaft Genüge 
zu thun und um namentlih ihr Kontingent zu der in Dienft 
gerufenen Reſerve wohlgeorbnet liefern zu können. Gie befahl 
den Gemeindebehörden, für alfällig in Noth oder Nahrungsſor⸗ 
gen zurüdgelafjene Eltern oder Familien der in Dienft getrete- 
nen Milizpflibtigen größtmögliche Sorge zu tragen und nöthige 
Unterftügung zu ſpenden. Schwer Iafteten die Finanzjorgen auf 
den Behörden; für 1814 hatte feine direkte Steuer eingehoben 
werden können; große ®eldfontingente waren an bie Bundes- 
fafje zu bezahlen. in gut berechnetes Finanzigftem fonnte am 
wenigften unter dieſen Umftänden improvifirt werten. Der 
Große Rath blieb aljo bei bisheriger Uebung: zunächft ließ er 
für die Dedung der Rüdftände eine Vermögensſteuer von 3 
vom Tauſend, dann außerordentliche Kriegsftenern erheben, vie 
vom Juli bis November in breimalen, zufammen zu 7 vom 
Tauſend, eingezogen wurden. 

Auch dem auswärtigen Kriegsdienfte widmeten die Behörs 
den, im Geifte jener Zeit, andauernde Eorgfalt. Mit König 
Ludwig XVIH. von Franfreih beftand zwar noch Feine Kapitu- 
lation; aber alsbald nad feinem Regierungsdantritt bewilligte 
der Große Rath die Werbung für die damals nod in Frank- 
reich geftandenen Reſte der vier ehemaligen Regimenter. Zürid 
fapitulirte für ein Regiment im Dienfte des Souveraind ber 
Niederlande, in der Stärfe von 2005 Mann; von den zwanzig 
Kompagnien ded Regiments übernahm der Kanton St. Gallen 
durch bejonderen Vertrag drei, was feinen Bürgern eine fchöne 
Zahl Dffizieröftellen öffnete. Den Fapitulirten Dienft zu fürs 
dern, verbot der Große Rath den Eintritt in nicht-fapitulirten 
auswärtigen Militärbienft; zumwiderhandelnde Bürger wurden mit 
dem VBerlurft des Land» und Bürgerrechts bedroht; Werber für 
andere ald die Fapitulirten Dienfte waren ebenfalld in harte 
Strafen, Ausländer felbft zur Ausftelung an den Pranger, zu 

verfällen (Dekret vom 18. Dezember 1815). 
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Die von der Regierung angehobene, dann gemeinfam mit 
den Repräfentanten fortgeführte ftrafrechtliche Unterfuchung gegen 
die Urheber und Theilnehmer der aufftändiichen Vorgänge vom 
Jahr 1814 war für Behörden und Volk die trübe Quelle vie- 
len Unheild. Der Gang derjelben war mehr von den Umftänden 
als vom Geſetz abhängig gemadt. Die erften Unterfuchungen 
waren zwei bejonderen Kommiflären übertragen worben; ihnen 
folgten die Repräfentanten mit Verhören in der alten Landſchaft, 
im Rheinthal und im Sarganferland, fpäter audy in Utznach, 
Verhöre, die fie bald felbft, bald allein dur ihren Sekretär 
vornehmen ließen; als folder war nad dem Abgang Tobler’s 
der eidgenöfftiihe Stabshauptmann Hottinger von Zürich einge- 
treten. Die erften diefer Verhöre, namentlich jene im Sarganfer- 
fand, waren vom 17. Dftober bis 5. November aufgenommen 
worden, und zwar ohne erforverlihe Ausführlichkeit, fo daß ihr 
Inhalt nur infoweit maßgebend fein fonnte, als Selbftgeftänd- 
niffe vorlagen; fo berichtete Hottinger. darüber. Eine Anzahl 
diefer Verhöre liegen in Conzepten vor, viele von der Hand 
Hottinger's, ohne alle Unterfehriften; % einzelne in Original und 
in amtlicher Form.“) Dery hatte bei Annahme der Stelle eines 
eidgenöffiihen Kommifjärd offen feinen „völligen Mangel juri- 
difcher Kenntniffe” zugeftanden. Bei den Verhören ging es hie 
und da lebhafter zu, als die Unterfuchungsregeln geftatteten; fo 
Hagte Wirz über die höchft verlegende Weife, in welcher er bei 
der Einvernahme zu Wyl durch Zellweger „apoftrophirt” wors 
ven fei. Der Gleiche bezeugt, daß das Erſcheinen zweier Re- 
präfentanten reformirter Konfelfion bei den Katholifen Unzu— 
friedenheit ermedt habe. Die gemilchte Spezialfommilfton ver- 
einigte fih in St. Gallen, machte fi hier zunächft mit dem 
früheren Aftenmaterial vertraut, was dem Kommiſſär Dery die 
Aeußerung des Befremdens darüber abnöthigte, daß nad dem 
bis dahin erhobenen Thatbeftand ein Theil der Regierung ſich 


1) Im Altenband Mr. 1 auf der Stadtbibliothek in Zürich. 
2) Diefe im Staatsarchiv von St. Gallen. Bollftändig Hat der Ber 
faffer die Verhoͤre nirgents vorgefunden. 
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dermaßen habe in Screden jagen laſſen, daß fie ihr Heil 
glaubte in der Flucht fucben zu müflen, worüber Landammann 
Zellweger beftätigend erklärte: dieſes wirklich unbegreifliche Er- 
eigniß beruhe hauptſächlich auf übertriebenen und unrichtigen, 
mündlichen und fchriftlichen Berichten. Bon St. Gallen begab 
fich die Kommiffion nach Unterrheinthal, zuerft nach Thal, dann, 
befieren Lokales wegen, nad Rheineck, in ihrem Gefolge eine 
Züricher Kompagnie Erefutiondtruppen; bei dieſen Unterfuchungen 
ftellte fih heraus, taß die Rheineder an ven politischen Bewe- 
gungen fich weit thätiger betheiliget hatten, ald man Anfangs 
glaubte und wußte. Auffallend iſt die große Zahl ver Einver- 
nommenen; ed waren deren 201 von Thal, 45 von St. Mar- 
garethen, 78 von Berned, 12 von Rheineck. Die Anfangs des 
Jahres 1815 in Antrag gefommene Verhaftung von 18 Bethei- 
ligten des Sarganferlanded wurde nad) näherer Ueberlegung bie 
zu dem Zeitpunft verjchoben, da die Mitglieder der Spezialfommil- 
fion dort perfönlih würden erjcheinen können. Das Lebtere 
unterblieb danı auch. So hatte es jein Bewenden bei den Vers 
hören, welche früher feitens der Nepräfentanten felbft oder von 
ihren befonderd Bevollmächtigten mit 31 Sarganferlänvern auf 
genommen worden. Dazu find verfchiedene Verhöre zu rechnen, 
welde die Repräfentanten im Laufe Sanuar’d in Utznach vor 
nahmen, und die Einvernahmen von 96 Bürgern durch Schild 
fuecht in Goßau, wohin die Unterſuchungskommiſſion ebenfalls 
nicht gekommen, anderer in den übrigen Gemeinden dieſes Be- 
zirfes nicht zu gedenken. Den Erhebungen ver Repräjentanten 
in Utznach zufolge hatten dortige Trennungsgelüfte ihren eigent— 
lihen Urfprung in Glarus, von woher die erften Anfinnen und 
Ermunterungen gekommen, und hatten die Führer von Utznach 
an ihre Gönner in Schwyz einige Geſchenke gefpenbet, jo an 
Wäber eine filberne Baffetiere und an Suter im Muotathal 
einen Degen (beide zufammen an Werth von 20 Louisb’or). ') 


1) Depofitionen des Kantondraths Suter von St. Gallenkappel und 
bed Gemeindammannd Borler von Utznach, beide vom 18. Jannar 1815. 
Im Aftenband Nr. 1 der Stabtbibliothet von Zürich. 
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Nah der Entlafjung der Repräfentanten wurde auch der Kommiſſär 
Dery aus der Unterfuhungsfommiffion abberufen. Saylern blieb 
allein für das traurige Geſchäft; von ihm allein ift auch ver 
Schlußberiht verfaßt und eingegeben, der ven ganzen Aufitand auf 
jeine amtlich erhobenen Urſachen zurüdführt: auf den Suhalt ver 
Schwarzenbergihen Proflamation vom Dezember 1813, welcher 
als Aufruf zur Befreiung von bisherigen Feſſeln erfhien; auf 
den Eindruck, den die Reden der Vorſtände der nahhin abge- 
baltenen Appenzeller Landögemeinden beider Rhoden befonvers auf 
die Rheinthaler gemacht, welche aus allen Theilen ihrer Hei- 
math zahlreich zu denfelben herbeigeftrömt waren; auf den Ein- 
drud der Unterredungen, welche die einzelnen Abgeordneten mit 
Zellweger, dem Landammann von Appenzell A. R., gepflogen. 
„Aus den Verhören“, fo jagt der Schlußbericht wörtlich, „ergibt 
fih, daß die Rheinthaler, betreff des letzteren Wunſches, von 
einem benadhbarten Standeshaupt jo eifrig unterſtützt wurden, 
daß ed nicht zu wundern ift, wenn fie auch den Räthen deſſel— 
ben eine zu extenfive Interpretation beilenten“. Jener „letztere 
Wunſch“ aber war fein anderer, ald, nachdem die Rheinthaler 
tie Unmöglichkeit erkannt hatten, einen eigenen Kanton zu bil 
den oder, was Einzelne auch gewollt hatten, mit Appenzell A. R. 
vereiniget zu werben, wenigitens ihre unter der landvogteilichen 
Regierung „genofjenen Rechte und Freiheiten zu refuperiren und 
eine weniger £oftende Regierung einzuführen”. Bon daher dann 
Zufammentritte von Volksausſchüſſen, perjönlihe Sendungen an 
Zellmeger, dann die befugte Eingabe der früher ſchon gemel« 
deten Bolfswünfche über die neu zu ertheilende Verfaſſung 
(wahrfcheinfih Ergebniſſe der Unterredungen der rheinthalifchen 
Demofraten mit Zellmeger);') und, als jene Volkswünſche un- 
erfüllt geblieben, das Gefühl erdrückender Enttäufhung; in Folge 
derfelben Aborbnungen nad Zürich, die bei Zellmeger und dem 
Tagfapungspräfidenten Reinhard zuſprachen, von welch lepterem 
fie „mit Strenge nad) Haufe gewieſen“ wurden. 2) Eben waren 


1) Sählußbericht über die Spezialunterfuchung, vom 1. Juni 1815. 
2) Ammann Graf, von Rebftein, war ver Sprecher einer ſolchen Aborbnung. 
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die Rheinthaler im Begriff, ein zweites Memorial nah Zürich 
zu jenden, um ihren bemofratiichen Wünfchen doch noch Geltung 
zu verfchaffen, als fie durch die von ver Regierung ausgegan- 
gene Anordnung der Kreisverfammlungen zur Bornahme der 
Wahlen überrafcbt wurden, dann in Walzenhaufen fich verfam- 
melten und gemeinfam verabrebeten, die Wahlen nicht vorzu— 
nehmen. Soldem Entfchluß feien dann die befannten mehr over 
weniger tumultuarifchen Vorgänge gefolgt, welde das erefutos 
riſche Einfchreiten der Regierung, dann jenes der Tagſatzung 
hervorriefen; die unbedeutenden Geldfammlungen waren nur zu 
Bezahlung der Deputationen und ähnlicher Unkoften beftimmt. 
Frühere herbe Anfchuldigungen, wie 5. B. die, daß dem Frie— 
densrichter Kuhn die Unterfchrift zum Brief für die Loslaffung 
der Arreftanten mit dem Bajonnett abgetrogt worden jei, find 
im Sclußberiht mit Stillſchweigen übergangen; daß die Ber 
freiung der Gefangenen der einzige Zwed des Aufftandes ge 
wejen, will verjelbe zwar nicht zugeben; es erhellt aber hins 
wieder aus dem Bericht felbft, daß «8 bei dem bloßen- Gerede 
blieb, nichts Keites verabredet wurde, der beiprochene Zuzug ber 
Eggersrieter auf einer vagen und ganz unbelegten Aeußerung 
berubte, die Verjchievenheit der Meinungen unter den Aufftän- 
difchen die Ausführung eines ſolchen Vorhabens überhaupt un: 
möglich gemacht hatte umd die „Aufrührer”, als Folge der Mah— 
. nung der von St. Gallen zurüdgefehrten Arreftanten, am 26. Sep: 
tember insgefammt zu ihren Gefchäften zurüdgefehrt waren. Sn 
Bezug auf tie Ereignifje im Sarganferland verweiſet der gleiche 
Schlußbericht auf das von den Repräfentanten über den Dftober- 
aufftand aufgenommene Protofoll, auf die vem Johann Baptift 
Gallati abgenommenen Schriften und endlich auf die oben ſchon 
erwähnten Verhöre. Dieſes Aftenmaterial möge für allfällige Be 
ftrafung der betheiligten Individuen genügen; inwiefern es fi 
aber nur um DVertheilung ver Koftenfumme handeln würde, wäre 
zu erwarten, daß die noch unbekannten Schuldigen vielleicht am 
Sicherften von den ſchon befannten Schuldigen entdeckt würden. 

So wurde von Amtswegen gefchrieben, nachdem der-Wiener 
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Kongreß bereits eine allgemeine Amneftie empfohlen hatte. Dies 
ſem Wunfche follte nun die Tagſatzung Nachachtung verfchaffen. 
Allein jo. fehr ihn der Zufammenhang der Ereigniffe als begrüns 
det erfcheinen ließ, wollten die Herrjchenden doch nicht won einer 
gewiflen Härte ablaffen. Die „diplomatiſche Kommiſſion“ ver 
Tagſatzung ging in ihrem Gutachten zwar auf eine Amneftie 
ein, aber auf eine wejentlich verfümmerte; fie beantragte: „ges 
fprochene Leibes- und Ehrenftrafen feien nachzulaſſen, aber uns 
befhadet der Rüderftattung der durch die Unruhen veranlaßten 
und gerichtlich repartirten Koften.” Glarus empfahl bei dieſem 
Anlaß der Regierung von St. Gallen eine allgemeine und uns 
bedingte Amneftie für die Sarganfer, Schwyz eine ſolche für bie 
Landſchaft Utznach; St. Gallen verficherte: Förperlih oder an 
der Ehre folle Niemand geftraft werben; ungerecht aber wäre, 
die Koften, falls die Eidgenoſſenſchaft fie nicht tragen wollte, 
auf die ruhig gebliebenen Einwohner zu verlegen. Bei ſolchen 
Erklärungen und Gegenerflärungen verblieb es; die Tagfagung 
erließ ein Kreisfchreiben an gefammte Stände genau nad) An—⸗ 
trag der Kommiffion (12. Auguſt). Schon vorangehend, bei 
Beiprehung der Wiener Kongreßerflärung, hatte der Große Rath 
bie Frage behandelt, für eine Amneftie fi zwar günftig erklärt, 
aber mit dem boppelten Vorbehalt, daß die Koften auf die „Urs 
jädyer” verlegt werden mögen, die Amneftie nicht zugleich auf 
folhe Handlungen und Gewaltthaten ausgedehnt werden müffe, 
welche ſich zu allen Zeiten als verbrecheriiche Beginnen geeignet 
hätten (20. April). Der Vorort, hievon in Kenntniß geſetzt, 
fand diefe Verfügung namentlich wegen des zweiten Vorbehalte 
durchaus nicht genügend, worauf der Kleine Rath ſich dem Be— 
Ihluß der Tagfagung fügte. Die Berechnung der St. Gallifchen 
„Snfurrektiondfoften”, wie fie vom Vorort geftellt wurde, belief 
fih auf 126,366 Fr., darunter 7407 Fr. für die Repräfentan- 
ten, der übrige Betrag für die Truppen. Die Regierung von 
St. Gallen erfuhte um Nachlaß derſelben. Der Vorort empfahl 
folchen, indem er unter Anderem auch anführte, daß die im 
Sarganferland ftationirten Truppen „zur Verhütung jedes weis 
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teren gefährlichen Ausbruches in anderen Gegenven mitgewirkt“, 
die Wirren im Kanton St. Gallen wejentlihd von Außen bin- 
eingetragen, von der Tagſatzung felbft verlängert worden jeien. 
Mit fünfzehn Staudesftimmen wurden 54,000 Fr. nachgelafjen. 
Den Reft hatte St. Gallen an die Bundeskaſſe zu bezahlen. 
Gallati, von Glarus wie billig ver Nachficht ver Regierung. von 
St. Gallen empfohlen, erhielt die Bewilligung zur Rückkehr 
unter Bedingungen, denen er ſich durch feierlide Beurkundung 
unterzog (12. Dftober); dieſe waren: daß er fich ver beſtehen⸗ 
den Ordnung füge und den Gejegen Gehorjam leifte; für Er: 
füllung diefer Pflichten unter die bejondere amtliche Aufficht der 
Behörden geftellt jei;z in Anliegen wegen feiner Bermögensver 
hältniffe (der Konkurs war anhängig) fih an die kompetente 
Gerichtöbehörde wende, Zu Anfang des Jahres 1816 wurde 
der gegen Gallati verhängte Sequefter von der Regierung zu— 
rüdgezogen, Gallati ſelbſt wieder in den Zuftand eigenen Rechtes 
verſetzt. 

Bon der an die alten demokratiſchen Kantone zu bezahlen 
den Entihädigung (gewöhnlih „Kongreßgelver” genannt) hatte 
St. Gallen 130,687 Fr. 84 Rp. zu entrichten, davon 41,796 Fr. 
47 Rp. an Glarus, 63,297 Fr. 89 Rp. an Appenzell 3. R. 
an Nivwalden 25,593 Fr. 48 Rp. Die Zahlungspflicht, bes 
siehungsweile die Berzinfung, lief vom 27. Mai 1815 an, als 
dem Tag, an welchem die Eidgenoſſenſchaft die Kongreßbefchlüfle 
angenommen hat. St. Gallen genehmigte unter. dem Borbe- 
halt, daß ihm Schwyz und Glarus die auf Usnad und Gafter 
Bezug habenden Pfandichaftsurfunden aushändige. Oben er 
wähnte Schuldfummen entrihtete St. Gallen in den Jahren 
1825 bis 1827. 

Auf der Rüdreife aus Paris nad feiner. Hauptftabt nahm 
Kaiſer Franz I. von Defterreih den Weg durd die Schweiz, 
and machte Aufenthalt in St. Gallen (13. Dft. 1815). Kaum 
vor dem ihm zur Wohnung angewiefenen Scerer’jchen Haus 
auf dem Brühl abgeftiegen, ließ er ſich ſammt feinen Reijebe 
gleitern fogleih in die Stifisfirde führen Der Pfarrer P. 


— 41 — 


Innocenz, in Ehorrod und Stola, empfing ihn bewillfommend 
an der Kirhthüre. Der Kaifer betete andächtig eine gute Weile 
auf dem für ihn bereiteten Betftuhl im Chor. Hierauf befuchte 
er die Stiftsbibliothef. Der Kaifer ftellte manche Fragen. Aber 
Innocenz und feine Mitbrüder waren durch die Anweſenheit 
Reutti's gehindert, nach Herzensluft zu ſprechen. Der Kailer 
erfundigte fich auch nach dem „Fürften“. „Iſt denn feine Wie: 
derherftellung mehr zu erwarten”? fragte er. Antwort: „Unfere 
Hoffnung ift auf Eure Majeftät gejegt”. Der Kaijer war be- 
troffen, ald ihm im Weiteren gejagt wurde, St. Gallen fei das 
einzige in der Schweiz vernichtete Klofter. Nachher verfügte 
fich die Regierung in Vollzahl zur Begrüßung des Monarden 
nah feiner Wohnung Müller-Frievberg führte das Wort in 
ausgejuchten und ſchmeichelhafteſten Ausdrüden. Der Kaifer 
ftellte viele Fragen an die Regierungsräthe über die vom Stift 
herrührenden Fonde und Aehnliches; die Regierungsräthe machten 
in ihren Antworten die für fie vortheilhaftefte Beichreibung von 
dereh Verwendung. Der Kaifer hinwieder Äußerte, wie nüglich 
ed wäre, wenn das noch Vorhandene durch eine Korporation 
verwendet würde. Nach ver Regierung von St. Gallen be- 
grüßten auch die Standeshäupter von Appenzell A. R. den 
Monarden. Die St. Galliſche Regierung ließ es nit an 
mancherlei Beehrung des Kaiferd fehlen; in Wyl jchon war 
feftliher Empfang; acht Kompagnien Legiond- und Kontingentds 
truppen paradirten unter Danielis in St. Gallen; bei dem Eins 
zug des Kaifers in St. Gallen erflangen alle Glocken der bei» 
den Hauptfirhen; Abends war der vordere Brühl feftlich bes 
leuchtet, und wie die wogende Volksmenge ven Kaiſer erblidte, 
rief fie ihm ein freudiges Lebehoh zu; Ankunft und Abreife 
befielben wurden darüberhin je durch 101 Kanonenſchüſſe ver- 
fündet. 
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Sechstes Bud). 


Bon Einführung des Bundesvertrages von 1815 bis zu ben 
Borboten der Volkserhebung im Jahr 1830. 
(Herbft 1815 bis dahin 1830.) 


—— ⸗ ⸗ 


Erſter Abfchnitt. 
Der Bundesvertrag vom 7. Auguft 1815; die Stellung St. Gallen's im 
Bunde. Neorganifation im Innern. Konfeffionelle Organifationen, inbes 
griffen das Schulwefen. Das obrigkeitliche Plazet. Kirchliches im evan- 
gelifchen Kantonstheil. Trennung vom Bisthum Konftanz. Fürſt Pancra 
tius in Rom; er ruft den Bapft für Wiederherftellung des Stifte an; 
bießfällige Mahnungen Pius VII. an die Tagfagung und an St. Gallen. 
Katholifch St. Gallen wünfcht eigenes Bisthum zu werden. Das Spezial 
oder Präfiventengericht über den Aufftand von 1814; Verlegung und Ein 
treibung der Inſurrektionskoſten. Die Finanzen; die Staatefchuld. Das 
Hungerjahr 1817. Gefeßgebung in verſchiedenen Verwaltungszweigen. 
Militärkapitulation mit Franfreih. Handelsſachen. 
(Bom Herbft 1815 bis Ende 1818.) 


Der Bundesvertrag vom 7. Auguft 1815 unterſchied ſich 
wejentlih von der mebiationsmäßigen Bunbedverfaffung von 
1803. Jener ftellte die Eidgenofjenjchaft ver fouveränen Kantone 
wieder her; er war ein wirklicher Bund unter dieſen mit Angabe 
der Zwede des Bundes und mit Bezeichnung der Mittel zu 
ihrer Erreihung. Der Zwed war ein bvoppelter: volle Unab— 
hängigfeit nad Außen mit Behauptung der Neutralität, Hand- 
habung der Ruhe im Innern, deßhalb Gemwährleiftung der Ber 
fafjungen und des Gebiets der Kantone. Die Bundesmittel 
mwurben erweitert und vermehrt, dad Kontingent, zu zwei Mann 
auf 100 Seelen berechnet, verboppelt und zu 32,886 Mann 
feftgefeßt, wovon 2630 Mann auf St. Gallen fielen. Das 
Gejammtgeldfontingent war vorläufig auf 540,107 Fr. feftges 
jest, an welde Summe St. Gallen 39,451 zu leiften Hatte. 
Solche Geldbeiträge waren zu Beftreitung der Kriegöfoften und 
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anderer Ausgaben des Bundes beftimmt; es wurbe je nad) Be- 
darf ein geringerer oder größerer Theil des Gelvfontingentes 
eingezogen. Darüberhin wurde eine Kriegskaſſe angelegt und 
aus dem. Betrag der Eingangsgebühren auf Waaren gebilvet, 
wozu dann auch die franzöfiiche Kontributionsfumme fam. Gegen 
Unruhen im Innern konnte ein Kanton andere Stände, nöthigen- 
fal8 die Tagfagung, zur Hülfe mahnen. Der Bund fußte auf 
der vollen Gleichberechtigung der Kantone, ohne irgend eine 
Rüdfiht auf Volkszahl oder auf Leiftungen an die gemeinfamen 
Laften und Ausgaben. Aus diefem Grundſatz, entſtand die Tags 
fagung der XXI Stände mit eben fo vielen Stimmen; jeder 
Kanton hatte nur. noch eine Stimme, die er durch einen Ge— 
jandten vortragen lafjen Fonnte; Mitgeſandte galten ald bloße 
Legationsräthe. Das perjönlihe Bundeshaupt, weldes unter 
dem Namen eines Landammanns der Schweiz beflanden, wurde, 
dem Geift des Föderalismus entjprechend, befeitiget, die Bundes- 
leitung der Regierungsbehörbe eines fogenannten Vorortes über: 
tragen; aber ald folder ward nicht Zürich allein, wie ehedem 
vor der Revolution, fontern Zürich von zwei zu zwei Jahren abs 
wechſelnd mit Bern und Luzern, beftelt. So erhielt die Eid- 
genoffenfchaft zwei reformirte Vororte neben einem Fatholifchen, 
während unter der Mediation drei katholiſche und drei reformirte 
Direftorialfantone geweſen. Den Präftventen der vorörtlichen 
Regierung, zugleih Präfivent ver Tagſatzung, hieß man häufig 
„Bundespräftvent“; perfönliche Kompetenz oder Macht hatte er 
gleihmwohl nit. Die Taglagung erhielt anſehnliche Befugniß 
nad Außen, geringere nad) Innen. Enticheide über Krieg oder 
Frieden und Büntniffe mit auswärtigen Staaten waren von ihr 
abhängig, dod waren drei Viertheile der Kantonsftimmen biefür 
erforverlih; in andern der Tagfagung übertragenen Angelegen- 
heiten des Bundes galt die abfolute Mehrheit von zwölf Kan- 
tonen. Handelöverträge mit dem Ausland fonnten nur von ber 
Tagſatzung abgeihloffen werben; Mititärfapitulationen dagegen 
und Verträge über ökonomiſche und Poltzeigegenftände Eounten 
Die einzelnen Kantone von fi aus mit den auswärtigen Staaten 
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abfchließen, doch den Rechten des Bundes und der andern Kan— 
tone unnactheilig, weßhalb ſolche Verträge der Tagſatzung zur 
Kenntniß gebradt werden mußten. Berbindungen unter ben 
einzelnen Kantonen, die dem Bund oder ven Rechten anderer 
Kantone nachtheilig wären, wurden unterjagt. Bon Zentrali- 
fation innerer Verwaltungsgegenftände fommt in dem Bundes— 
vertrag nichts vor; jelbft die Zölle blieben ven Kantonen garan- 
tirt, nur durften beftehende Tarife nicht erhöht, neue Zölle over 
MWeg- und Brüdengelver ohne Genehmigung der Tagſatzung nicht 
eingeführt werdene Doc wurde freier Kauf und Verkauf von 
Kanton zu Kanton zugeficher.. Die Organiſation des Militär 
wejens wurde der Tagfagung anvertraut; über dieſen Verwal⸗ 
tungszweig erhielt fie ausgebehntere Befugnig als im Jahr 1803; 
doch blieb die Souveränetät der Kantone auch in Eadhen ver 
Mititärverwaltung vorherrſchend. In Streitigkeiten zwiſchen 
Kantonen über Gegenſtände, die nicht durch den Bundesvertrag 
garantirt waren, hörte die Tagfagung auf, Richter zu fein; ver 
Entſcheid wurde. eidsgenöffiihen Schiedsgerichten überwieſen, zu 
welhen bie ftreitenden Kantone die Richter felbft zur wählen 
hatten. Damit die Tagfagung in außerorventlichen Zeiten nicht 
in Bermanenz verfammelt bleiben müſſe, wurde dem Vorort für 
ſolche Fälle ein Repräfentantenraty von fieben Mitgliedern bei- 
gegeben, welche die Kantone, gruppenweife unter fich abwechfelnd, 
zu wählen hatten. Zur Beruhigung der Katholifen wurde ver 
Fortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres 
Eigenthums gewährleiftet. Die feit 1803 abgeſchloſſenen Kon- 
fordate wurden mit Vorbehalt der Reviſion beftätiget. 

Die Stellung St. Gallen’d nah tem Bunde von 1815 
war eine wejentlich verjchievene won jener unter der. Mediation. 
Zu Napoleons Zeiten unter die bevorzugten Kantone gehörend, 
weil eine neue Schöpfung der Mediation, und darüberhin mit 
einer Doppelftimme ausgeftattet) nahm St. Gallen damals an 
der Tagſatzung und in eidgenöſſiſchen Geſchäſten überhaupt eine 
bedeutfame Stellung ein; von 1815 an war das nicht mehr 
möglih; St. Gallen mußte vielmehr von Glüd reden, daß «6 
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mit heiler Haut aus den Zerwürfniffen von 1814 hervorgegangen, 
und begreiflich wurde es länger noch von Jenen fcheel angefehen, 
bie ihm in dieſer Zeit herber Kämpfe gegenübergeftanden, ebenfo 
feitend der Ariftofratie, welche in manden Kantonen obenauf 
gekommen. Unter diefen Umftänden gebahrte ed fich wie andere, 
handelte und ftimmte fo Fantonal und eng geſchnürt als möglich 
und ſuchte vornemlich alles was Geld Foftete fernzuhalten. Won 
den zwei Stanbeshäuptern, welche abwechſelnd ven Kanton Gt. 
Gallen an der Tagſatzung vertraten, hatte Zollifofer feinen 
merfbaren perfönlichen Einfluß; Müller⸗Fiedberg dagegen über- 
tagte, wie früher, ven mehreren Theil der Standesgefandten an 
Wiffen und Geſchäftsgewandtheit. 

Den Großen Nath erwarteten zahlreiche vrganifarorifche 
Arbeiten. Ein neues Drganifationsgejeb verfügte ausführlich 
über die Wahlen und Verrichtungen aller Gemeinde, Kreids 
und Bezirföbehörden. Die genofjenfchaftlichen Gemeinden aller 
Oattungen: Drtögemeinden, Pfarreien und übrige mit Eigen— 
thum ausgeftattete öffentliche Genoſſenſchaften, erhielten vollſtän— 
digere Regelung als zuvor. Im gleichen Geſetz war aud bie 
Stellung und Kompetenz aller Gerichtsbehörden, inbegriffen des 
Kleinen Rathes als Adminiftrationsgericht, beftimmt und geord- 
net (1. April 1816). Bald nachher folgte die Iutegralernenes 
rung der Gemeinde» und Bezirksbehörden (die bei Beftellung 
der oberften Kantonsbehörden zu Tage getretene Scheu vor dies 
fer Maßnahme war überwunden); behufs genauerer Einhaltung 
der Paritätöverhältniffe in ven Gemeinde- und Bezirföbehörben 
wurde in den gemifchten Bezirken eine konfeſſionelle Volkszählung 
vorgenommen. Der Kleine Rath machte von feinen weiten 
Wahlrechten Gebraub, ernannte feine act Statthalter in den 
Bezirken nebft ihren Sefretären, aus den ihm  zugefommenen 
Vorſchlagsliſten die Bezirksgerichte und ihre Präftventen, dann 
auch die vierundvierzig Kreisammänner. Schon bie Bielheit 
und die Bedeutung vdiefer ihm zuftehenden Ernennungsrecte 
zeigt die überwiegende Stellung, welche vie Berfaffung dem 
Kleinen Rath angewiefen hatte, der fi von nun an „Landam⸗ 
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mann und Kleiner Rath” jchrieb, wie der Große Rath ſich von 
diefem den Titel: „Landammann, Klein und Große Räthe“ 
geben ließ. Auf 1. Auguft 1816 traten die aus den Neumah- 
Ien bervorgegangenen zahlreihen Beamten und‘ Verwaltungen 
in den Gemeinden, Kreifen und Bezirken in Wirkfamfeit. Es 
darf denſelben insgeſammt das Lob gefpenvet werben, daß, nadı- 
dem bie traurigen auswärtigen Einflüffe ver Mediationszeit und 
die aus denjelben hervorgegangenen Kriegsbedrängniſſe ihr Ende 
erreicht hatten, die Berhätigung in allen Zweigen der inneren 
Verwaltung eine erfprießlichere wurbe, als fie vorher geweſen. 
Neben der allgemeinen Drganifation war jene beſondere für bie 
Stadt St. Gallen zu fchaffen, welche bei den Verhandlungen 
über die Berfafjung in Züri -und in St. Gallen jo oft zur 
Sprade gefommen war. Der Wunſch der Städter, eine gewiſſe 
Abgeichloffenheit der „Stadtbürger” gegenüber den nievergelafle- 
nen Kantonabürgern zu behaupten, mit andern Worten eine Or⸗ 
ganijation zu erhalten, vermöge welder vie Stabtbehörbe nur 
von Stadtbürgern gewählt und nur aus folchen beſetzt würbe, 
wie es in den alten ariftofratiihen Städten ver Schweiz, (Zü- 
rich, Bafel und andern) geweſen, fuchte ſich Geltung zu verſchaf⸗ 
fen. Sole Abfihten fanden Widerftand in Regierungsfreifen. 
Talk eiferte Dagegen in einer eigenen Abhandlung. Im ven bes 
nachbarten Landgemeinden Tablat, Straubenzell und Gaiferwald 
waltete Bejorgniß: es gehe die Stadt mit dem Gedanken um, 
den ftäbtifchen Handwerksſtand, insbefondere das Bäder und 
Sleifhergewerbe ver Stabtbürger, gegen das Einbringen von 
Habrifaten, von Brod und Fleiſch aus der Landichaft, monopos 
liſtiſch zu ſchützen. Dagegen erhoben fih die Worfteher jener 
Gemeinden in fräftiger Eingabe an die Oberbehörbe. Die Ber 
handlungen endigten mit ‚einem Organifationsgejeße (vom 3. 
April 1816), welches einen durch gefammte Aftivbürger (alſo 
ohne Ausfchluß der Fantonalen Nievergelaffenen) zu wählenden 
Stadtrath aufftellte, mit einer Körperfchaft von Rathöbeifigern, 
die die Stattbürgerfhaft allein wählte, und welde für einen 
gewiſſen Kreis von Berrichtungen zu den Sitzungen des Stadt- 
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rathes beigezogen werden mußte; Berwaltungsbehörde für die 
Stadtgenoſſenſchaft als jolhe wurde der Stadtrat, jelbft; den 
bezügliben Verhandlungen aber durften nur jene Mitglieder 
beiwohnen, welde Antheilhaber am ftäbtifchen Gemeindegut 
waren. Auch erhielt die Stadt ein eigenes Stadt-, Bezirks: 
und Hanbeldgeriht, und. neben dieſen drei Gerichtöftellen eine 
Handwerkövorfteherfchaft. Zwei Präfiventen, als Erfag für vie 
ehemaligen Bürgermetfterftellen, ftanden abwechſelnd dem Stabt- 
rath vor.» Thatfächlih blieb vie Leitung des ganzen ſtädtiſchen 
Weſens, auch in wie weit ed die Einwohnergemeinde betraf, 
in den Händen der eigenen Stadtbürgerfchaft; niedergelaffene 
Kantonsbürger. gelangten weber zu Aemtern noch zu Einfluß. 
Auch blieb die Stadt ein Fonfefftonell abgeſchloſſenes Gemein: 
weien, da ihre Bürgerfchaft fi beharrlic nur aus Neubürgern 
reformirter Konfeffion refrutirte und nie einen Katholifen als 
Bürger annahm. Das Gebiet anlangend, trat feine Aenderung 
ein; der Stiftseinfang blieb von der Stadt getrennt; doch wurs 
den allfällige im Stiftseinfang wohnende Proteftanten ausnahms- 
weile ald in ver Stadtgemeinde ftimm- und wahlfähig erklärt. 
Die Stabtorganifation enthält Feine Vorfchrift, die den freien 
Verkehr zwiſchen Stadt und Land beeinträchtigte. 

Bon überragender Wichtigkeit war die Organifation beider 
Konfeffionstheile, hervorgerufen durch den Artikel 2 der Kantonss 
verfaffung. Sie hatten gewiſſermaßen eigene Berfafjungen nö» 
thig, die fie jedoch fich Felbft zu geben hatten. Am Großen 
Rath hinwieder ftand es, die Grundlagen und Bedingungen 
ſolchen Sonderlebens feftzufegen. Ein erfter Entwurf dieſes 
Grundgefeges fam aus der Hand von J. 2. Eufter. Das fon: 
feffionelle Gefep vom 3. April 1816 enthält folgende wefent- 
liche Beftimmungen. Jeder „Religionstheil” entwirft fidy feine 
Drganifation ſelbſt; die Mitglieder des Großen Rathes jeder 
Konfeifion fondern ſich zu diefem Behuf nad ihren Befenntnif- 
fen; die aus ihren Berathungen hervorgehende Organijation 
jeves Religionstheild unterliegt der Sanftion des Großen Ra- 


thes; dieſe wird ertheilt, nachdem ver Kleine Rath vorher aus- 
Baumgartner. Kanton St. Ballen. U. 27 
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gemittelt hat, daß die Drganijation Feine Schmälerung der 
Rechte des Staates enthalte. Die gefönderten Großrathsfolle- 
gien werben jeweilen burh ten Landammann ihrer Konfeſſion 
präfidirt. Dieſe Großrathöfollegien wählen bie Verwaltungs- 
und andere Behörben ihrer Konfelfion. Die von ihnen erlafies 
nen allgemeinen Verordnungen bevürfen, glei ver Drganifation, 
der Sanktion des Großen Rathes, eben fo neue Bisthumsein- 
rihtungen und Aehnliches. Das Iandesherrlihe Plazet über 
firhlihe Anordnungen und Kundmachungen wird beibehalten; 
der Große Rath aber fann wie bisher deſſen Ausübung an den 
Kleinen Rath delegiren. Den Behörden beider Religionstheile 
ift jede unmittelbare Verbindung mit auswärtigen Behörden 
unterfagt; ausnahmsweiſe aber mögen fie religiöfe und Eirchliche 
Angelegenheiten mit jeder geiftlihen Behörde behandeln; fo blieb 
für das fatholiihe Großraths-Kollegium der amtliche Verkehr 
mit dem Nuntius und dem Heiligen Water unbehindert. Jeder 
Religionstheil ift verpflichtet, die Kirchen, Pfrund» und Schul 
güter zu erhalten und ihrem Zwede gemäß zu verwenden. Dem 
Staate bleibt „die Konfirmation in Kollaturfachen” (Plazet für 
Pfarrwahlen) vorbehalten. Streitigkeiten zwijchen Korporatio- 
nen beider Religionstheile über religiöfe und kirchliche Gegen- 
ftände werden durch Schiedsrichter erlebiget, die von den PBar- 
teien zu gleichen Sägen gewählt werben. Die Matrimonial- 
Saden, inbegriffen daherige Forderungen und Entſchädigungen, 
werden jedem Religionstheil zur Beforgung überlaffen. Für 
Leitung des Schul- und Erziehungsweiend ernennt ſich jeder 
Religionstheil feinen Erziehungsrath; der Staat bezahlt jevem 
Religionstheil jährlih al8 Beitrag zu den Schulfoften 2000 Gl. 
Diejed Geſetz kann nur unter Zuftimmung der Mehrheit jeg- 
lichen Religionstheil® revidirt und abgeändert werden. Die bei- 
den nach dieſem Fundamentalgeſetz geichaffenen konfeſſionellen 
Großrathöfollegien hatten das Eigenthümlihe, daß ihre Mit- 
glieder nicht ausſchließlich das Ergebniß der Wahlen ihrer Kon- 
feffionsgenoffen waren, ſondern häufig aus gemiſchten Wahlkör- 
pern hervorgingen. Das Bleibe war der Fall mit ihren Prä- 
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ſidenten (dem Landammann jeder Konfeffion). Dem Geſetz folg- 
ten die Organijationen für beide Konfeffionen; die Fatholifche 
ftellte einen Adminiftrationsrath von fünfzehn Mitgliedern auf, 
welchem geſammte Fatholiiche VBerwaltungsangelegenheiten über: 
tragen wurden, mit Inbegriff ver Kollaturen und des Erziehungs: 

weſens für diefe Konfeffion, fo daß der Arminiftrationsrath zus 
gleich Erziehungsrath war; fein Einfluß rivalifirte mit jenem 
ber Regierung ſelbſt. Beachtenswerth ift eine Vorſchrift viefer 
Drganifation, daß die der Fatholifchen Korporation des Kantons 
Et. Gallen zugehörigen Fonde zu feinen Zeiten und Umftänden 
weber vertheilt, noch ven beftimmten religiöfen Zweden entzogen 
werben dürfen. Die evangeliihe Drganijation ftelte ald Ber- 
waltungsbehörde einen „Gentralrath” auf, deſſen ftändiger Prä— 
fivent der reformirte Landammann war; für Kirchliches einen 
Kirchenrath mit Synote und Kapitel; dann ein Chegericht, 
deſſen Präfivent aus den evangeliichen Mitgliedern der Negie- 
rung gewählt werben mußte, und einen eigenen Erziehungsrath. 
Beide Organifationen wurden vom Großen Rath; genehmigt am 
21. Juni 1816. Die Beftellung ver konfeſſionellen Sciebs- 
gerihte und den von benjelben zu beachtenden Rechtsgang ord— 
nete ein eigenes Geſetz, das Vorgehen für Unterhandlungen über 
Bisthumsorganijation und andere Gegenftände Eonfeiftoneller Nas 
tur ein Verkommniß zwiſchen dem Staat und dem Fatholifchen 
Konfeffionstheil, welches die Staatsbehörde berechtigte, aus den 
fatholiichen Mitgliedern des Großen Rathes einen Abgeordneten 
zu ernennen, wogegen der zweite vom „Fatholiichen Religions— 
theil” zu ernennen war; bezüglich der Inſtruktionen für folche 
Abgeordnete war forgſame Wahrung der Rechte des Staates 
vorgejehen, fo daß die Entwürfe entweder die Genehmigung des 
Kleinen Rathes, oder nah Umftänvden felbft jene des Großen 
Rathes erhalten mußten (genehmiget vom Großen Rath am 
21. Zuni 1816). Der gemeinfame Erziehungsrath wurde auf- 
gelöfet; die ftaatswirthichaftlihe Kommilfion Tieß eine Ehren- 
meltung zu feinen Gunften zu Protokoll fallen; der unter ber 
Verwaltung jener Erziehungsbehörde gefammelte Bond für Er- 
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ziehungszwede (13,212 Gl. 30 Kr.) wurde zu gleichen Theilen 
an beide Konfeffionen ausgeliefert. Bor dem Abtreten veröffent- 
lichte der Erziehungsrath über feine Wirkfamfeit feit dem Jahr 
1800 einen ſummariſchen Beriht, in weldhem der manden 
Fortſchritte gedacht ift, die namentlih das Primarjchulmwefen ſeit 
jener Zeit gemacht habe, was Niemand beftreitet. In feine 
Fußftapfen traten die beiden Eonfejfionellen Behörden, welche 
das früher Begonnene in rühmlichem Wetteifer fortjegten. Jede 
Konfeffion erließ ausführlide Schulorbnungen, deren Inhalt auf 
thunlihe Verbeſſerung namentlid des Primarſchulweſens und 
auf gehörige Bildung der Lehrer beredinet war; beibfeitige 
Großrathsfollegien fjorgten für Aufitelung thätiger Schulinjpek- 
torate (1817 und 1818); Fatholifcherfeits wirkte unter dem 
Adminiftrationsrath eine von ihm beftellte Erziehungsrathskom— 
milfton, welcher weite Befugnifje und Pflichten eingeräumt wurs 
den. Der evangeliiche Konfeffionstheil erließ eine neue „Ber: 
faffung der evangelifchen Kirche des Kantons St. Gallen“ 
(1. Juli 1817), eine allgemeine Drganifation der Kirchenvor- 
fteherfchaften in den Gemeinden ihrer Konfeffion, ebenfalls eine 
„Eraminationds und Ordinationsordnung“ für den Eintritt in 
das Predigtamt; endlich eine volftändige Matrimonialordnung 
unter der Bezeichnung von „Ehegerichtöjagungen für den evan— 
geliihen Theil des Kantons“, vom Großen Rathe verfafjungs- 
gemäß fanzirt (18. Juni 1818). So war nun die vollftäntige 
Autonomie der Konfefftonen, meift zur Zufriedenheit ihrer Anz 
gehörigen, in Gang gebracht und gefichert.und bewegte ſich in 
folhem unangefochten Jahre lang. Vom Großen Rath jelbft 
ging noch ein Abfinden über eine gemeinſame Bettagsfeier aus 
in der Weife, daß, wenn das Feft Mariä Geburt auf einen 
Dienstag, Mittwoch, Donnerstag oder Freitag falle, der Bet: 
tag von beiden Konfefftonen jeweilen an dieſem Tage, falls 
jenes Feft aber auf einen Sonntag, Montag oder Samdtag falle, 
am Donnerstag in der erften vollftändigen Woche Septembers 
gefeiert werden ſolle (Beihluß vom 19. Juni 1818). In den 
‚anmittelbar vorangegangenen Jahren war ber Bettag von jeber 
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Konfeffton geföndert angeordnet, darum dann auh auf ver» 
ſchiedene Tage verlegt worden. 

Die Trennung der fchweizeriihen Bisthumsantheile vom 
Bisthum Konftanz war in Folge der großen Staatöveränberungen 
in Deutjchland bereitd in den erften Jahren ver Mediationgzeit 
ald ausgemahte Sache angefehen. Die im %. 1804 mit dem 
Kurfürftenthum Baden abgeſchloſſene Konvention über die Do- 
tation der jchweizerifchen Bisthumsantheile aus dem Vermögen 
des Bisthums, ſowie über das Maß der Verpflichtungen ver 
betheiligten Kantone zur einsweiligen GSuftentation des Kon 
ftanzer Bifchofes, feste felbft den nahen Fall voraus, daß noch 
bei Rebzeiten des Biſchofs Karl Theodor v. Dalberg die Tren- 
nung wirffih vollzogen werde. Unmittelbar nachher, folgten zu 
ſolcher die einleitenden Schritte ded Landammannsd der Schweiz 
mit Kreisichreiben vom 11. Februar 1805; zugleich mit ver 
Trennung follten die neuen nationalen Bisthumseinrichtungen 
oder Bisthumsumfchreibungen verabredet werben. An der Zus 
ftimmung des Papftes und des Bilchofes ſelbſt zu der hiefür 
erforverliben Trennung von Konftanz glaubte man nach beibers 
jeitigen Aeußerungen nicht zweifeln zu dürfen. St. Gallen war 
nicht abgeneigt zur Mitverhandlung, äußerte eventuell fchon, daß 
bei wirklich eintretender Veränderung Thurgau und Appenzell 
FR. am fchilichiten mit einem Bistbum St. Gallen ver 
einiget würden, dieſem felbfiverftändlich auch die St. Galliſchen 
Gebietstheile des Bisthums Chur einverleibt werben follten, 
Alles übrigend in der Meinung, daß der Kanton fi bis zu 
gänzlicher Entſcheidung über die damals in St. Gallen verhan- 
beiten Hauptfragen freie Hand vorbehalte.‘) ine Konferenz 
ver betheiligten Kantone bevollmächtigte den Landammann ver 
“ Schweiz mit den nöthigen Unterhandlungen „auf das Funda- 
ment der Trennung von der auswärtigen Jurisdiktion“ (20. 
Juni 1805). Die nachfolgenden politiichen Ereigniffe im Auss 
land und die beflagenswerthen Schidjale des Papftes Pius VII. 


*) Antwort der Regierung von St. Gallen an den Landammann der 
Schweiz, vom 23. März 1805. 
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verhinderten die weitere Verfolgung des Plans, und die Kons 
ftanzer Bisthumsfantone befchränften fih in ihren gemeinjamen 
Verhandlungen während mehrerer Jahre auf die wenigen Ge: 
fchäfte, welde die Berwaltung des erwähnten bisthümlichen 
Dotationsdfondes erheiſchte. Im Laufe der Zeit zug Schwyz 
das Projeft der Trennung zuerft wieder in Erwägung. Der 
Nuntius verhieß feine Handbietung. Nun lud Uri im Namen 
der Urſchweiz geſammte Bisthumsfantune zu gemeinfamer Be 
rathung ein, die während der Tagjagung von 1813 in Zürich 
(24. Juni und 3. Juli) gepflogen wurde. Die Trennung wurde 
als Nothwendigkeit anerfannt in einem durch Müller-Friedberg 
Namens eined Ausichuffes verfaßten Gutachten, das alljo be 
ginnt: „daß ein fürforglicder Schritt zu machen fei, erhellte und 
aus der zerftörten Stiftung des konſtanziſchen SKirchenfprengels, 
aus dem allmäligen Auslöichen des Domfapiteld und der na- 
henden legten Krife, durch welche das Bisthum augenblicklich 
aufhören fol, over, aller Selbftftändigfeit beraubt, in gänzlice 
Abhängigkeit von einem fremden Souverän verfallen wird“, 
Ya das Bedürfniß der Trennung und eined Einverftändniffes 
über ihre Ausführung wurde aus dem noch dringenderen Be _ 
weggrunde nachgewieſen, daß unheilvolle Wirren entftehen müßten, 
wenn der Tod des Biſchofs die Kantone überrajchen würde, 
ohne daß fie fih über die Zufunft geeiniget hätten. Anftchten 
und Entwürfe über ſolche Einigung, beziehungsweiſe ſchickliche 
Gruppirung der Stände in neu zu errichtende Bisthümer, wur: 
den in das Gutachten hineingelegt. Es erfolgte Verftändigung, 
den Biſchof (Fürft-PBrimas des Rheinbundes) Namens der Kan— 
tone jchriftlih um feinen Beiftand für gewünjchte Trennung zu 
erjuchen. Der Entwurf des Schreibens ging aus der gleichen 
Feder hervor wie das Gutachten und ed wurde bafjelbe mit 
ausdrüdlicer Zuftimmung des Kleinen Rathed von St. Gallen 
(vom 13. Auguft) erlaffen. Die Antwort des Biſchofs war im 
Allgemeinen beifällig zufagend, doch. durch Klauſeln geſchwächt. 
Die Schwierigkeiten der Lage vermehrte die Sonverftellung, 
welche Luzern einzunehmen für gut fand. Die Kantone aber 
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beharrten, erneuerten ihre Beftrebungen Ende Jahres, und in 
Folge der politiihen Veränderungen von 1814 trat dann aud) 
Luzern denjelben bei. Im Namen gefammter Kantone erging 
endlih die jchriftlihe Bitte an den Heil. Vater feldft um Be- 
willigung der mehr befprocdhenen Trennung, wobei übrigens vor- 
ausgefegt war, daß ihrer wirklichen Ausführung die Bereinba- 
rungen der Kantone für neue Geftaltung der ſchweizeriſchen Bis- 
thümer unter Gutheißung des Papſtes voranzugehen hätten 
(16. April 1814). Biſchof Karl Theodor gab Zufage, daß er 
fih den Beichlüffen Sr. Heiligkeit gehorfam unterziehen werde. 
Der Bapft antwortete zuftimmend durch Breve vom 7. Dftober 
1814, vollzog bald nachher die Trennung durch ein zweites 
Breve vom 2. November an den Bifhof und ernannte endlich 
den PBropft Bernhard Göldlin v. Tieffenau zu Beromünfter zum 
apoftolifchen Vikar der von Konftanz abgetrennten jchweizeriichen 
Bisthumsgebiete (päpftlihes Breve vom 10. Januar 1815). 
Obwohl die Regierung von Et. Gallen den nun eingetretenen 
„Zwilchenzuftand“, wie fie Die neue Lage nannte, gern vermieden 
gejehen hätte und gleih anderen Kantonen vorausgelegt hatte, 
es würde die volle Regelung der fünftigen Bisthumsverhältniffe 
dem Trennungsafte vorangehen, jo verzichtete fie doch auf irgend 
welche Einjprache, nahm die Thatfache an, wie fie vorlag, und 
ließ fih auch durch die PBroteftation des Konftanzer Kapitels 
niht lange hinhalten, die MWirkfamfeit des apoftoliihen Vika— 
riatd anzuerkennen (Schreiben des Kleinen Raths vom 13. und 
14. Februar 1815). Augenblidlibe Schwierigfeiten, welde das 
durch entftanden, daß während einigen Wochen beide bifchöfliche 
Autoritäten, der apoftoliihe Bifar in Münfter und die Curie 
in Konftanz, Paftoralbriefe an die Geiftlichkeit des St. Gallifchen 
Bisthumsantheils hatten ergehen laſſen, waren durch erwähnte 
Erklärungen gehoben. Gejammte betheiligte Kantone mit Inbe— 
‚griff St. Gallen's erließen ein Dankſchreiben an Se. Heiligkeit 
für alles Berfügte (24. Mai). Ueber die vollgogene Trennung 
ſprach P. Heinrih Müller v. Friedberg, Pfarrer in Goßau, 
durch einläßliches Schreiben an feinen Bruder Regierungsrath 
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hohe Freude aus; Geiftlichfeit und Volk feien gleicher Gefin- 
nung, und ewiger Segen werde fiherlih den Urhebern und 
Förverern eined St. Galliiben Bisthums zu Theil werden (19. 
Januar). Es wurden aber auch abweichende Projekte beiprochen. 
Bon Graubünden her ließen fih Wünſche um Einverleibung des 
ganzen St. Galliihen Gebietes in dad Bisthum Chur ver 
nehmen, welches in Folge ver baierijchen, jpäter der öfterreichi- 
ſchen Verfügungen über die tiroliichen und voralbergijchen Bis: 
thumstheile von Chur große DVerlurfte gemacht hatte. Dr. Jo⸗ 
hann Peter Mirer war dur DBriefwechfel mit dem Landammann 
Müller⸗Friedberg der Vermittler folher Wünjche; weltliche und 
geiftliche Behörben in Chur, jo meldete er, hegen biefelben, und 
der Biſchof erwarte nur eine Einladung St. Gallen’s, um über 
die Organifation des erweiterten Bisthums Chur in Unterhand- 
lung zu treten. In gleichem Geifte jchrieb Cadoͤras, das Haupt 
des katholiſchen Landestheild von Graubünden. Die Antwort 
des St. Galliſchen Landammanns war jehr verbindlich für bie 
Perſon des Biſchofs, in der Sache aber zurüdhaltend, da vie 
Entſchlüſſe von der neuen fonfeffionellen Drganifation abhängig 
fein werben. Doc wurden noch Entwürfe über die Vereinigung 
und deren Beringungen ausgetaufcht CHerbft 1815). Eben 
damald [ud Luzern zu allgemeiner Konferenz ein. Reutti wohnte 
ihr ald St. Galliiher Deputirter bei, mit der Inftruftion, mehr 
zuzuhören, als fih irgendwie verbindlih zu madhen. Man 
ſprach von Errichtung eines „jchweizeriichen Nationalbisthums” 
und es wurde dieſe Bezeichnung felbft in amtlichen Aktenſtücken 
gebraudt. Verſammelt waren Abgeordnete von Luzern, Züri, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Fatholiih Glarus, Zug, Solothurn, 
Schaffhaufen, Appenzell 3. R. St. Gallen, Aargau und Thur 
gau. ES fielen einzelne Boten auf Verſchiebung; in dieſem 
Sinne ſprach auch Reutti. Es wurde gleichwohl die Drgani- 
fation eines gefammte Konftanzer Bisthumsfantone umfafjenden 
Bisthums, ald deffen Sig Luzern bezeichnet wurbe, entworfen, 
die Berathung derfelben aber verſchoben und ſolche zunächſt ven 
betheiligten Kantonsregierungen anheimgeftellt, damit fie nachhin 
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dem „Eatholifchen Vorort“, fo nannte man Luzern, ihre Ent- 
Ichließungen über den Entwurf melden möchten. So verzögerte 
fih die Angelegenheit von felbft und der Anfangs 1817 erfolgte 
Hinjchied des Biſchofs Karl Theodor von Konftanz fchien die 
kommenden Verhandlungen erleichtern zu wollen. Der Nuntius 
Teftaferrata war am 5. Mai 1816 abberufen worden. 

AS Fürft Pancratius die auf ihn Bezug habenden Bes 
ihlüffe des Wiener Kongreffes mit Proteft zurückwies, erfüllte 
er nur wieder feine Pflicht al8 treuer Neligios; denn nicht ihm, 
das war jeine fefte Anficht, ſondern dem Papft allein ftehe zu, 
das Stift St. Gallen aufzuheben oder ald aufgelöst zu erflä- 
ren; ihn, den Borftand des GStifts, feiner Pflicht zu entheben. 
Vebereinftimmend hiemit war auch feine fernere Handlungsmweife. 
Da alle anderen Mittel erfchöpft waren, „dem Stift wieder 
aufzuhelfen“, reiste er nah Rom, den unmittelbaren Beiſtand 
bed Heiligen Baterd anzurufen; Ankunft vafelbft am 30. Sep 
tember 1815. Bon Gonfalvi und dem PBapft Pius VII. wurde 
er beftend aufgenommen; durch ansführlihe Denkſchrift vom 
16. November erwirfte er den Entſchluß des legtern zu werk 
thätigem Eingreifen für Wiederherftellung des Stifte. So ift 
genugfam aufgehellt, daß der Staatsſekretaͤr Konfalvi wie Pan- 
cratius in dem Wienerfongreßbeichluß über St. Gallen nichts 
anderes erblicdten, als die Löſung ver politiichen und Gebiets— 
fragen. Der Papft bethätigte fih nun vom gleihen Standpunft 
aus und erließ durch drei Breven, eines an die Tagſatzung, 
ein zweites an bie Fatholifchen Kantone, ein britte® an katho— 
liſch St. Gallen insbefondere, den väterlichen Ruf zur Herftel- 
fung der oft genannten religiöfen Anftalt (fämmtliche Breven 
vom 12. Juni 1816). Im Schreiben an die Tagſatzung ges 
dachte Bapft Pius VIL zunächſt des alten und oft bewährten 
Rechtsſinnes der Schweizerfantone; übergehen auf die Sache, 
rügte er, daß die Regierung von St. Gallen im Jahr 1805, 
wenn auch ohne Erlaffung eines fürmlichen (Aufhebungs-) Be- 
ſchluſſes, doch durch die That jenes uralte und in der Schweiz 

vornehmfte Klofter des heil. Gallus gleichſam aufgehoben, über 
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feine Güter und Einkünfte theild nah Willkür verfügt, theils 
fi diefelben, unter dem Borwande von Staatögütern, unrecht- 
mäßig angeeignet habe; — daß dieß ausgeführt worden Ans 
gefichts und zuwider der Bundesverfaffung vom 3. 1803, welde 
verorbnet hatte, daß den Klöftern ihre Güter zurüdgegeben wer: 
den follen; in Widerfpruh zu den Tagjabungsbeichlüffen von 
1803 und 1804; in Widerfprud zu den Beiſpielen aller übri- 
gen Kantone, welche jedem Klofter feine Güter zurüdgaben, ends 
lih auch trog jenes (alten) Bundes, „durch welchen das Klofter 
mit den Schweizer-Kantonen vereint” gewejen, und um befjen- 
willen ſchon vafjelbe eine würdigere Behandlung verdient hätte. 
Soldye Aufhebung des Klofterd könne der Papſt nie ald recht⸗ 
mäßig oder gültig anerfennen; denn fie widerfpreche nicht nur 
allen Gejegen der ©erechtigfeit und den fanonifchen Vorfchriften, 
jondern auch, wie angeführt worden, dem damaligen jchweize 
riſchen Bundesrechte felbft. Hohl jei auch die Berufung auf 
angeblich bereits im I. 1798 gejchehene Aufhebung des Stiftes, 
weil jolhe damals zwar angedroht, nie aber durch förmlichen 
Beihluß ausgefprochen worden. Und eben jo wenig könne man 
fi) (gegen das Stift) auf den Wiener-Kongreß berufen, weil 
die dem Abt angewiejene Penſion nur als etwelcher Erfag für 
die landesherrlichen Rechte anzuſehen, von Sein oder Nichtjein 
der Abtei oder von ihren Gütern an jenem Kongreß keineswegs 
die Rede geweſen fei. Aus allen dieſen Gründen bat der Papft 
die Abgeordneten der Stände an der Tagſatzung um Berwen- 
dung bei der St. Galliihen Regierung für Wiederherftellung 
des Stiftes, wobei er feine Abficht erklärte, dem Abte vie volle 
bijchöflihe Gerichtsbarkeit im ganzen ehemaligen Konftanzifchen 
Gebiete St. Gallen's zu übertragen oder benfelben vollends, 
wenn ſolches vortheilhafter („magis proficuum*) erfchiene, zum 
Biſchof weihen zu laffen, doch unter der Bedingung, daß bie 
(Flöfterliche) Regularordnung ferner beachtet werde. Der Papft 
verwendete ſich aljo ausprüdlih nur um Wiederherftellung bes 
Stiftes als Firchlicher oder Drbend-Anftalt und ging dabei ganz 
in oft geäußerte Wünſche der St. Galliſchen Behörden ein, die 
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Abtei zum Bisthum mit Regular-Konvent umzugeftalten. We— 
jentlih gleichen Inhaltes, wie jenes Schreiben an die Tagſatzung, 
war der Erlaß an die vom Konftanzer Bisthum abgetrennten 
Kantone Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Fatholifch 
Glarus, Solothurn, Appenzell 3. R., wie aud Aargau und 
Thurgau Fatholiichen Theild; der Bapft belobte ihre Beftrebungen 
für Errichtung eines neuen Bisthums; fegte fie zugleich in Kennts 
niß von feinen Abfihten bezüglich der fünftigen bifchöflichen Ber: 
waltung des St. Gallifhen Gebietes und bat fie um Unter: 
ftügung derſelben mittelft der empfohlenen Wievderherftellung der 
dortigen alten Abtei. Befonders eingehend war das dritte Sends 
fchreiben des Bapftes: „an die Fatholifchen Mitglieder des Großen 
und des Kleinen Rathes des Kantons St. Gallen.” Zu ihnen 
Iprad er: jeit Jahren ber und noch jest ſei ihre Handlungs» 
weife nicht jo, wie fie die Gefege der heiligften Religion, bie 
Gerechtigkeit und tie heiligen Kirchenfagungen erheifhen; „hr 
habet es nemlich unternommen (conati estis), jener uralten und 
in der Schweiz ausgezeichneten Abtei des heiligen Gallus, aus 
welder Schmud und Zierbe über Euere Nation ſich ergoß, durch 
das, was ihr am achten Mai 1805 gethan, ven Untergang zu 
bringen (excidium afferre)”, einen beträchtlihen Theil ihrer 
Güter dem Staate. zugewendet, über den andern ganz nad) 
Euerer Willkür verfügt. Der Heil. Bater drüdte dann fein Be- 
fremden aus, wie das Alles ohne fchuldige Rüdfiht auf vie 
früheren Berbienfte des Stiftes um Religion, um Bildung und 
öffentliche Wohlfahrt geichehen fei, und erklärte mit Bezugnahme 
auf die bereit in den andern Briefen als widerrechtlich bezeich- 
neten Vorgänge: er könne, ohne feiner eigenen Pflicht untreu 
zu fein, die Abtei weder als aufgehoben noch als nicht beftehend 
anfehen. Gern erinnerte fih der Heil. Vater dann doch jener 
Männer, welde in früheren Tagen fi eifrigft für Wiederher- 
ftelung des Stiftes verwendet haben; die Urheber des Uebels 
aber und ihre Helfer mögen fehen, wie fie vießfalld mit ihrem 
eigenen Gewifjen fidy zurecht finden. Kolgte die Mahnung, dem 
Stift das Seinige zurüdzugeben und die Aeuferung: in ber 
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Wiener Kongreßverfügung könnten fle genügende Entſchuldigung 
für allfällige Rechtsverweigerung nicht finden, denn dort fei von 
Aufhebung des Klofterd und der Zurüdhaltung feiner Güter 
gar feine Rede geweien, ja „man bürfe nicht einmal vermuthen, 
daß gerechte und rechtmäßige Fürften jene Güter, welche felbft 
die franzöſiſche Regierung im Jahr 1803 den Klöftern zurüd- 
zugeben befahl, ver Kirche haben entreißen wollen“. Schließlich 
wurden bie Abfichten des Papftes in bisthümlicher Beziehung 
zur Kenntniß gebraht und angezeigt, daß der Nuntius bemäd- 
tigt worden, mit der St. Galliihen Behörde in Hinficht alles 
defien, was auf die Güter und bie geiftliche Jurispiftion Bezug 
habe, in Unterhandlung zu treten. Der Karbinal-Staatöfefretär 
Gonfalvi gab den Fatholifchen Kabineten von Wien, VBerfailles, 
Madrid und Turin von den Schritten ded PBapfted zu Gunften 
des Stiftes Kenntniß, mit befannten Gründen die Sache em— 
pfehlend (24. Zuni), und diefer Empfehlung Nachdruck zu geben, 
nahm er die Gefandten jener vier Mächte in Rom durch eigenes 
Rundfchreiben in Anſpruch. Als die päpftlihen Briefe nach der 
Schweiz abgegangen waren, folgte PBancratius ihnen nad, nach— 
dem er den PBapft bei der Abſchiedsaudienz noch mündlih um 
Erlaubniß gebeten hatte: für den Ball, daß die Abtei nicht 
wieder auffommen jollte, fein Weniges einem Klofter, wo er 
feine Tage zu beichließen gedenfe, zu übergeben, over auch einen 
Theil davon feinen Mitbrüdern überlaffen zu dürfen. Der Fürft 
war alſo bereit auf Alles, auch auf das Schlimmfte gefaßt, 
und feine Haltung, die jo oft ald Ausflug maßloſer Herrid- 
jucht angejehen worden, ftellt fi als gottergebene Demuth bar. 
Aber doch wollte er nichts verfäumen; darum feine neue Wan 


derung nad der Schweiz, die er, Rom verlafend, am 1. Juli 


antrat. 

Die Taglagung wurde am erften Montag im Juli eröffnet. 
In der Bundesftabt war Cherubini, als Imternuntius, einge 
troffen. Müller⸗Friedberg hatte hier, als erfter Geſandter des 
Kantons St. Gallen, feinen alten Ehrenplag wieder eingenom- 
men. Alsbald fegte fih jener Internuntius mit dem gewaltigften 
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Gegner Defien, was der Heil. Vater anftrebte, in vertrautefte 
Verbindung; er wollte ihn fprechen und fprad ihn, noch bevor 
er den Präſidenten der Tagfagung gefehen, und das war nun 
wieder Reinhard. Mit einer Befliffenheit, melde die unbefangene 
Nachwelt mit Befremden vernehmen muß, zeigte Eherubini dem 
Landammann von St. Gallen an, daß er drei päpftliche Breven 
zu übergeben habe; ben dritten diefer Briefe, jenen der an bie 
Fatholiihen Mitglieder des Großen und Kleinen Rathes von St. 
Gallen gerichtet war, überließ er „fehr vertraut” auf einige 
Stunden an Müller-Friedberg, der umverweilt feinem Kollegen 
Zollifofer in St. Gallen eine Abfchrift davon überfandte, fo 
daß der reformirte Landammann des Kantons das Senbfchreiben 
Pius VII früher kennen lernte, ald das Fatholifche Großraths- 
follegium, das zu diejer Zeit bereit8 Eonftituirt war und das erfte 
und befte Recht auf dieſes päpftliche Breve hatte. In diefer und 
in andern im Lauf der näcften Tage mit dem St. Gallifchen 
Gefandten gepflogenen Unterredungen verbreitete fi der Snters 
nuntius weitläufig über die ganze Angelegenheit, fragte jenen 
um feine Meinung über die Breven und rief dadurch deſſen 
Tadel über den Ton hervor, den der Papſt gegen die St. Gal- 
liſchen Magiftraten angefchlagen; es habe den Schein, fagte 
Müller-Frievberg, ald ob man die Ruhe des Landes gefliffen 
gefährden wolle. Weit entfernt, die Sprade des Papſtes zu 
vertheidigen, ftimmte Cherubini mittelbar ein in den Tadel, in- 
dem. er erwiederte: „er jelbft fühle dießfalls mehr als ihm zu 
fagen gezieme;“ an der Nuntiatur ſei der Fehler jedenfalls nicht, 
denn dieſe habe die Verhältnifje immer richtig dargeftellt, und 
jegt handle es fih nur noch darum, Mittel und Wege zu finden, 
„die Sache bald, angenehm und zu unbejchreiblihdem Bortheil” 
von St. Gallen zu wenden. Dabei feste er fchon von vorne 
herein den Abt Pancratius ganz bei Seite; daß von ihm per- 
ſönlich im St. Galliichen Lande feine Rede mehr feim Fönne, 
das wiffe man in Rom fo gut als in Zürich; St. Gallen jolle 
fi durd das Breve nicht irre machen lafjen, der Papft habe 
irgendwo anfnüpfen müfjen; fein Hauptzwed jei, daß in Gt. 
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Gallen ein Kapitel Benediktiner-Ordens eriftire und biſchöfliche 
Jurisdiktion gefihert werde; von einem Kloſter wie ehemals, 
von Mönchen wie ehemals, könne feine Rete fein; ver Papſt 
wolle nichts als ein Stift wie Fulda, das aus etwa fünfzehn 
Männern beftünde, „welche die Fähigkeit hätten, geiftliche Räthe 
oder zu andern Dingen nüglih zu fein“. Auch walte feine 
Abficht, irgend wen zur Rüdkehr (in das Klofter) zu zwingen; 
eben jo werde feine Rede mehr fein von Rüderftattung des 
Vermögens; man werde fih darauf befchränfen, für den Biſchof 
und das Kapitel eine gemäßigte Dotation auszumwerfen. Auch 
müßte ber Bifchofsfig nicht gerate in St. Gallen fein. St. 
Johann, fagte Eherubini, wäre jehr gut; auf Müller⸗Friedberg's 
Kopfichütteln fegte er bei: Rorſchach oder Wyl noch beffer. Für 
die Studien fönnten die Kapitularen gleihwohl verwendet wer 
den. Mau fühle aud wohl, daß ein Bisthum für den Kanton 
St. Gallen allein nicht rathfam wäre; Thurgau und andere 
Kantone müßten beitreten; ja. alle, die zu- Konftanz gehört 
haben, müßten St. Gallen zufallen; das würde man fdhon ein- 
zurichten wiſſen; mit Luzern (als Bifchofsfig) fei es aus, u. ſ. w. 
Ja, Eherubini ging jo weit, daß er auf die Bemerfungen bed 
St. Gallifhen Landammanns, wie jehr ein regulares Kapitel 
bei St. Gallen und bei andern Kantonen anftoßen werde, ers 
wiederte: das fei das Erfte (Nächfte), was er dem Papſt nod 
vorftellen werde, obgleich er damit feinem Hauptplane. in bie 
Duere käme; Hinweifungen auf dad „corpus catholicum“ von 
St. Gallen und daherige Bedenken fertigte er mit den Worten 
ab: „das thue alles nichts; wir fennen und von Alters ber, 
haben unfer Zutrauen wechfelfeitig gerechtfertigt und alles fei 
dermal jo offenbar gut, daß es ihn (Müller-Frievberg) feine 
Mühe Eoften werde, es Jedermann anfchaulih zu machen;“ zu 
wünſchen fei nur, daß er, Cherubini felbft, die Unterhandlung 
führen könne, noch vor Ankunft des neuen Nuntius. Wie Müller 
Friedberg dachte, geht aus feiner Aeußerung gegen Eherubini 
hervor: felbft. das von ihm befürmortete Heine Regularfapitel 
wäre noch immer „der Prätendent” im Staate, und aus feinem 
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Befund zu Handen der Regierung: „gut werde fein, für Ein- 
mal fi noch nicht herauszulaſſen“ und jedenfalls zunächft den 
Effeft des Breve's an die Eidgenoffenichaft abzuwarten. *) 
Reinhard zeigte fich bei diefem Anlaß in feiner alten Schroffs 
heit. In Kenntniß gejfeht von den Breven des Papftes, ließ 
er Müller-Srievberg rufen und verlangte feinen Rath zu vers 
nehmen. Die beiden Herren wurden einig, daß die Sache nicht 
jogleih in die Tagfagung geworfen, fondern zuvor mit Einigen 
beiprochen werden folle, „damit man weniger Feuer Eofte*. 
Ueber das Breve an St. Gallen war Reinhard „in hohem Grad 
entrüftet und erflärte frei, daß er ed zurüdgeben würde”. Im 
vorörtlihen Staatsrath von Zürich waltete gleiche feintliche 
Stimmung gegen die Schritte des Papſtes. Im gewöhnlichen. 
Gang der Dinge wäre ein Referendum erfolgt, weil die Breven 
jo jpät in die Schweiz gelangt waren, daß eine Inſtruktions— 
ertheilung ſeitens der oberften Kantonsbehörven nicht mehr mög— 
lid war. Ein foldyes längeres Verfchieben aber wollte ver Ges 
fandte von St. Gallen um jeden Preis verhindern. Er ging 
daher mit ver jo oft von ihm bewährten Rübhrigfeit auf Wer- 
bung und gewann eine anfehnlide Stimmenzahl nit nur für 
Eintreten, fondern jelbft für einen ablehnenden Beſchluß. An 
der Spige der Gegner des GStifted und des zur Sprade ge- 
fommenen St. Galliſchen Bisthums ſehen wir Luzern, deſſen 
Geſandter (Rüttimann), offenbar nicht ohne Rüdgevanfen an 
die Plane des eigenen Kantons, vor jeglihem Eingehen in tie 
Abfichten des Papftes eindringlih warnte und die Gefahren 
hierarchifcher Anfprüdhe, von denen ta die Schweiz bebroht ſei, 
mit den fchwärzeften Farben ausmalte, der gefährbeten Ruhe 
des Kantons St. Gallen, dem die übrigen Stände Treue jchul- 
dig jeien, nicht zu gevenfen, Eben jo Bafel und Zürich, beide 
mehr vom proteftantifhen Standpunkt aus vor der Anmaßung 
des Papſtes warnend, nad) eigenem Befund Bisthümer in ber 
Schweiz aufzuftellen, wogegen Zürich jura Evangelicorum wah—⸗ 
1) Briefe des Landammannd Müller Friedberg, aus Züri, an Land: - 
ammann Sollikofer, vom 8., 10. und 11. Juli. Im Kantonsarchiv. 
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ren müßte. Reinhard gab übrigens in feiner Rede zu verftehen, 
daß der Internuntius ſich Meußerungen über die Abfichten des 
Papftes erlaubt habe, welche theilwelje zu dem Inhalt des 
Breve’s ganz im Widerfpruch ftünden. Bern lehnte das Ein- 
treten ab, da jeitend der ſouveränen Kantonsbehörden noch Fein 
Rathſchlag Habe ftattfinden, Feine Inſtruktion ertheilt werben 
fönnen. Bon den Fatholifchen Stänten ſprach nur Schwyz. mit 
höherem Ernft von dem Unrecht, das gegen das Stift St. Gallen 
verübt worden und vergebend durch angebliches früheres Abs 
finden zwifchen dem Papſt und der franzöftichen Regierung be: 
mäntelt werben wollte, mit Andeutung, wie St. Gallen aud 
bei Aufhebung des Stiftes Schänis ohne alle Begrüßung des 
Heil. Vaters vorgegangen fei. Der Geſandte von St. Gallen 
fprad mit der ganzen Fülle feiner biplomatifhen Gewandtheit, 
erinnerte, daß es fih ta weniger um Snftruftionen, als um 
praktiſche Würdigung des vorliegenden Stoffes und um Erfül- 
lung daheriger Pflichten gegen Eidgenoffenihaft und Kanton 
handle. Der einfeitigen Diktatur, jo wie der unrichtigen Infors 
mation des Papftes gegenüber, die beite aus dem Breve an 
die Tagfagung wahrzunehmen feien, berief er ſich auf gefchehene 
Aufhebung ald rechtöfräftigen Aft und war aud zu beweilen 
bemüht, „wel ein gefährlicher Prätendent im Staate jelbft 
das Klofter, auch ohne den Abt, fein dürfte, beſonders, wenn 
eben daflelbe mit geiftlicher Gewalt verjehen würde, und daß in 
kritiſchen Momenten Feine Renuntiation (auf weltliche Rechte) 
die Ruhe des Landes fihern würde.” Begründet auf den unter 
der Mediationsafte anerkannten rechtlichen Zuftand, auf die Ver- 
hältnifje, mit welchen der Kanton in den neuen Bund einge 
treten, auf Artifel 12 deſſelben, ver nur die beftehenden 
Klöfter Shüse, endlih auf Art. 9 der Wienersflongreßurfunde, 
ftellte der Gefandte dad Begehren, daß die Tagfagung fich alles 
Eingreifens in die Rechte des Kantons enthalte und die vom 
Papft geforderte Intervention ablehne. Bei der Abmehrung 
‚fanden fih die Voten beinahe gleih; Bern mit Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn und Wallis 
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ſtimmten für Mittheilung an die Kantone ad instruendum, und 
dag dann noh an dieſer Zagjagung in weitere Berathung 
eingetreten werde. Nicht viel mehr Stimmen waren für unver: 
weilte Ablehnung des päpftlihen Begehrens: Zürich, Luzern, 
Bajel, Schaffhaufen, Aargau, Thurgau, Waadt und Genf, mit 
Teſſin, deſſen Stimme der Gefandte von St. Gallen nur durch 
bejondere Bemühung zu gewinnen vermochte, dann Graubünden 
oh mit Borbehalt der Ratifitation) und Appenzell A. R., 
defien Halbitimme, fächlich ganz ungänftig für das Stift, nicht 
zählte (16. Juli). Entfchieven war nichts, doch der enbliche 
Ausgang vorzufehen. Selbft wichtiger diplomatifcher Beiftand 
wurde wirfungslos gemacht. Fürft Metternich hatte inzwijchen 
in Folge ter aus Rom an ihn gelangten Note Conſalvi's dem 
öfterreichifchen Gejandten in Zürich den Befehl ertheilt, das 
päpftlihe Begehren zu unterftügen. Schraut erwieberte dem 
Stadtöfanzler: noch bevor feine Befehle angelangt, fei über die 
Frage entjchieden worden; ?) die Verwendung des SBapftes und 
feines Repräfentanten mußten erfolglos bleiben, weil der finan- 
ziele Beftand, ja ſelbſt die öffentlihe Ruhe des Kantons jchlech- 
terdingd von der Aufhebung (suppression) des Stiftes abhängig 
jeien; Gewährung wäre verführerifches Beijpiel für andere und 
früher aufgehobene Klöfter geweien, ihre Wiederherſtellung zu 
verlangen; Luzern, der Fatholiihe Vorort felbft, jei bei der Ab- 
lehnung des päpftlichen Breve's an der Spige geftanden; bie 
Gefandten von Preußen, Rußland und England hätten fich ein» 
ftimmig ausgeiprochen, daß das Begehrte mit dem Ausfpruche 
des Wiener Kongrefjes nicht vereinbarlih wäre; die Wiederher: 
ftellung des Stiftes hätte genöthiget, auf die Fonde und Dota- 
tionen zu greifen, welche für die Geiftlichfeit und die Unterrichts: 
anftalt ver Fatholiihen Jugend (St. Gallen’8) angewiejen wor— 
den (25. Juli). So ging der Schuß Defterreihd, von dem 
Alles abhing, feinem eigenen Intereſſe zuwider, für das Stift 
verloren. 

1) „Schrant wollte nicht”, jagt Pancratinus in einem Brief vom 15. 


Auguft 1816. 
Baumgartner. Kanton St. Gallen, IL 28 
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Wie die Breven ſich veripätet hatten, jo verfpätete ſich 
Fürft Pancratius. Er traf am 29. Juli in Muri, und, zum 
Schreden der St. Gallifhen Gefandtichaft, am 31. in Zürich 
ein. Vom treuen Aloyd Reting erfuhr er alsbald, wie Cheru— 
bini mit Müller-Friedberg fich eingelaffen und in mehrerem fich 
deffen Willen gefügt habe. Pancratius trat mit großer Ges 
fafjenheit und Ergebung auf; er fagte, daß er Diesmal nicht als 
Fürft, fondern nur als Abt erfcheine. Dem Buntespräfitenten 
Reinhard eröffnete er, was er ſchon dem Papfte gejagt: er ger 
denfe feine übrigen Tage im Baterland, in einem Klofter zu 
verleben, und gehe deßhab nah Muri; nebftbei empfahl er vie 
Angelegenheit des Stiftes; eine eigene Eingabe an vie Tags 
fagung machte er nicht, was tie St. Galliihe Geſandtſchaft 
wieter in ruhigere Stimmung verfegte. Zuvor hatte viefe fih 
verfichert, daß Reinhard ein Schreiben vom Abt nicht annehmen 
würde, ohne vor defjen Eröffnung eine Abjchrift zur Einficht er- 
halten zu haben. Die Geſandtſchaft ftellte überhaupt eine al 
fällige Wiederherftelung des Stiftes ald jo geführlih dar, daß 
diefe Etaatögefährlichfeit allmälig zum Glaubensjag in den amt 
lichen Kreifen und das Hauptbehelf für entliche Abweiſung des 
päpftliben Breve's wurde. Als Müller- Friedberg wahrnahm, 
daß Perfon und Anliegen des Fürften ta und dort mit gün- 
. ftigem Auge aufgenommen wurden, verfaßte er eiligft ein Memo: 
randum an die Gefandten von Defterreih, Preußen, Rußland, 
England, Fraufreih, Baiern, Württemberg und Batenz dieſes 
Aktenſtück war ganz geeignet, in obigem Sinn zu wirfen. Nach 
Hinweifung auf frühere Ereigniffe und Krifen wird unter anderm 
in demſelben gefagt: „Wenn man fib noch hinzudenft, daß eine 
ſolche Korporation“ (die berzuftellende Klofterforporation) „mit 
geiftlicher Macht verjehen würte, und wenn man die verborgenen 
und bedenklichen Mittel erwägt, welche ihr von daher zu Gebote 
ftehen würden, um anhaltend und fyitematiihb auf Dunkle 
Zwecke hinzuarbeiten, jo muß wohl jeder Zweifel ſchwinden, ob 
es nicht ebenſo gewagt ald beilviellod wäre, einen ſolchen fi 
jeldft für unſterblich haltenden Prärendenten in das Herz eines 
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Staates zu jegen, der mehr oder weniger nach populären Grund» 
jäßen regiert werden muß.” In ähnlicher Weife wirfte die St. 
Galliſche Gefandtichaft dur Eingaben an den Bundespräfidenten 
und an einzelne andere Standesgefandtichaften ein. Im Verlauf 
eined Monats fam ein rechtögültiger Tagſatzungsbeſchluß nad) 
dem Antrage Luzern’d und dem St. Galliihen Begehren zu 
Stande; Graubünten ratifizirte den ſchon am 16. Juli formu- 
lirten Beſchluß; Glarus trat über zu der ſchwachen Mehrheit, 
und Neuenburg pflichtete ihr, fichtlih zaudernd und ungern, 
ebenfalls bei; jo waren 13 Stimmen vereiniget (16. Auguft). 
Der Borort erließ in Folge deſſen ein in den beften viplomas 
tiihen Formen und in ehrerbietigem Ton abgefaßtes ablehnendes 
Antwortichreiben an den PBapft (25. September) und brachte 
ed gleichzeitig zur Kenntniß der Regierung von St. Gallen. 
Fürft Pancratius war unterdeflen der Gegenftand hoher Ber 
ehrung in der Bundesftadt. Der preußifche Gefandte, Zuftus 
v. Gruner, feierte den Geburtstag feines Königs, Friedrich Wil 
helm's IIT., durch ein großes Gaftmahl von 80 Gedecken. PBans 
cratius hatte einen der Ehrenpläge an feiner Seite. Hier war 
ed, wo der Fürft und der St. Galliihe Geſandte nad achtzehn, 
jähriger Trennung zum erftenmal wieter zufammentrafen und 
etlihe höflihe Worte austaufchten. Gruner fchrieb einige Tage 
nachher eigenhändig und wörtlih an Paneratius: „Ihre Gegen- 
wart bei der Feier des Geburtöfeftes meines Königlichen Herrn 
war eine jchöne Zierde deſſelben. Auch ohne Euer fürftlichen 
Gnaden perfönlih zu Fennen, bin ich feit lange ein Verehrer 
Ihrer fürftlihen und priefterliben Tugenden geweſen; es erfreuete 
mich daher doppelt, dieß bei einem fo öffentlihben Anlaffe bes 
thätigen zu können. Die Religion heilig haltend, — das alte 
Recht ehrend, — den Muth bewundernd — und die Beharr- 
lichkeit hochachtend — war id Hocdenenfelben das Auerfenntniß 
diefer perfönlihen Geſinnungen ſchuldig, als Sie nad langer 
Trennung zum erften Male wieder in dem allgemeinen Kreife 
der Eidgenofjen erfchienen“.t) Gruner fprah im Umgang mit 

1) Schreiben 5. v. Gruner's an den Fürften, aus — 18. Auguft 1816. 
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Taglagungsgeiandten unverhehlt aus, das Klofter St. Gallen 
jei ungerecht zerftört. *) 

Wie Eherubini, abfichtli oder unabfichtlih, Alles verkehrt 
angriff, jo that er auch mit dem Schreiben des Papftes an bie 
fatholifchen Kantone. Statt das Breve dem Präfidialfanton 
Luzern mitzutheilen, übergab er ed dem Amtsbürgermeifter von 
Zürih mit der Zumuthung, auch dieſes Breve zu eröffnen; 
Reinhard Ichnte ab, und ließ das Breve uneröffnet durch Rüt- 
timann nad Luzern abgehen. Dortige Regierung machte die 
fatholifhen Mitftände mit dem Inhalte bekannt, ließ fich in 
tabelnden Aeußerungen über das Vorgehen des Papſtes vers 
nehmen und fnüpfte die Erinnerung daran, wie nothiwendig bie 
baldige Regulirung der Diözefan » Angelegenheiten geworten 
(12. Juli). Das päpftlihe Breve an Fatholiih St. Gallen, 
ftatt es an den katholiſchen Adminiftrationsrath zu Handen des 
fatholiihen Großrathskollegiums abzujenden, überlieferte ver 
Internuntius mit einem auffallend kurzen Begleitichreiben in 
Iateinifcher Sprache an die Regierung von St. Gallen (8. Zuli). 
Diefe trat augenblidlic ein; ein befonderer Ausihuß erwog das 
Anfinnen und fam, mit Rüdfiht auf die befannten Ereigniſſe 
von 1798 bis 1815, zum Schluß: daß eine wie immer geſtaltete 
Wiederherſtellung des Kloſters und die Zurückerſtattung des dem 
katholiſchen Adminiſtrationsrathe übergebenen Vermögens an das— 
ſelbe „ohne Zuſtimmung des Staates unzuläßig ſei,“ wogegen 
jedoch, wie die Kommiſſion erwarte, die Regierung ſich zur Pflicht 
machen werde, den Adminiſtrationsrath in ſeinen Wünſchen be— 
züglich der biſchöflichen Angelegenheiten ſo weit zu unterſtützen, 
als es mit dem allgemeinen Wohl des Kantons vereinbarlich 
ſei. Mit dieſem unzweifelhaft von Reutti verfaßten Befund 
überging die Angelegenheit an ven katholiſchen Adminiſtrations— 
rath (20. Zuli); an den Internuntius erließ der Kleine Rath 
ein Antwortfchreiben, in weldyem bereits erworbene Rechte und 
Eigenthum, überhaupt der Statusquo, beftend verwahrt wurden. 

2) Brief des Landammanns Bifchoffberger, Gefandter von Appenzell 
% R. an Abt Conrad IV, von Einfiebeln, vom 1. Auguft. 
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Im Fatholifhen Adminiftrationsrath rieth Neutti zu bevächtigem 
Vorgehen und es meldete die genannte katholiſche Behörde dem 
Internuntius in einfahen Worten den Empfang des Breve’s, 
mit Zufiherung, daß es dem Fatholifchen Großrathskollegium 
werde vorgelegt werben, von deſſen religiöfen Gefinnungen fich 
erwarten lafje, daß es dem Gegenftand die ernfteite Aufmerf- 
jamfeit widmen und namentlich auf angemefjene Regulirung ver 
Bisthums- Angelegenheit Bedacht nehmen werde (27. Zuli). 
Einige Zeit nachher wurbe im Fatholifchen Adminiftrationsrath 
wirklich die Berathung über das päpftlihe Mahnbrewe angehoben ; 
zwei Anträge tauchten aus dem Schooß eines Ausſchuſſes her- 
vor, einer von Reutti, die Antwort zu geben: daß das Fatholifche 
Großrathöfollegium in dieſer Angelegenheit fein Entfheidungs- 
recht habe, fondern eine Unterhandlung mit der Regierung er- 
öffnet werden müßte; ber andere von Falk: dem PBapft in ehr 
erbietigfter Zufchrift den freudigen Willen für die „Erhaltung“ 
des Stiftes (dad, „nun von allen politifchen Sorgen befreit, 
fih ausfchließlich der Religion, den Wiffenfchaften und der mo- 
raliichen Kultur wibmen fann“) zu verfünden, mit der Ver: 
fiherung, alle in Folge der Ausfcheidung zwiſchen Staate- und 
Stiftövermögen in die Verwaltung des Fatholifhen Adminiftra- 
tionsrathes gelegten Bermögenstheile „an dieſe Anftalt des hei- 
figen Gallus“ zurüdzugeben, fobald zu deren Wiederbefignahme 
Se. Heiligkeit fich mit ver Landesregierung in Einverftändniß ges 
feßt haben werde (29. Januar 1817). Dieſe und fpätere Be- 
rathungen, bie fi) bis in ven Monat März verlängerten, führten 
zu feinerlei Abſchluß und der Papft blieb ohne Antwort. Die 
vorberrfchende Stimmung enthüllen einige Briefe; von den neum 
Mitgliedern der Regierung waren fieben faft leivenjchaftlich gegen 
die Wiederherftellung eingenommen, unter ihnen Reutti und Gmür 
(welch Ießterer am 21. Juni 1816 an die Stelle des kurz vor 
ber verftorbenen Büeler wieder in den Kleinen Rath gewählt 
worden war); im Großen Rat) machte die Gejammtheit ver 
Reformirten und wenigftend die Hälfte ver Katholiken eine ent 
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ſchiedene Mehrheit gegen das Stift aus.) Die übrigen Katho- 
liten konnten höchſtens den guten Willen äußern, in der Art, 
wie es Falk nahhin in obigem Entwurf gethan hat; in Wirf- 
lichfeit waren fie ohnmächtig, ja ſelbſt im katholiſchen Admini⸗ 
ftrationsrathe, wie der Erfolg gezeigt hat. 

In Luzern erſchien ver neue Nuntius Karl Zen, Erzbiſchof 
von Ehalceton; Cherubini verließ die Schweiz; Wully aus Frei- 
burg trat ald Kanzler der Nuntiatur ein. Bon nun an erhielten 
die Beftrebungen tes Fürften Pancratius auch die freudige Un- 
terftügung feitend der päpftlichen Nuntiatur. Der Fürft wendete 
fi neuerdings an Conſalvi, berichtete ihn genau über die Bor 
gänge an der Tagſatzung von 1816, verfiderte ihn, daß ver 
preußiihe Geſandte fih ganz anderd ausgeſprochen habe, als 
Schraut an Metternich gejchrieben, unterrichtete den Karbinal- 
Staatsjekretär, wie der damals gemachte Fehler wieder gut ge: 
macht werden könne, dadurch nemlich, daß neue Mahnungen des 
Papſtes rechtzeitig an ten Borort zu Handen der Stände ad 
instraendum erlafjen werben (1. November 1816). Man konnte 
ter freundlichen Mitwirfung tes neuen Worortes Bern ficher 
fein, deſſen Gejandtibaft am Schluß der Taglagung von 1816 
ſcharf mißbilliget hatte, daß ein Beichluß in Angelegenheiten des 
Stiftes mit Umgehung der oberften Behörten der Kantone gleic- 
jam erſchlichen worden ſei. Bern war, wenn nicht eben bem 
Stift, doch dem alten Freunde Pancratius, ſehr geneigt. Der 
Fürft machte, zu Handen feiner Bertrauten in Rom, auch Ge— 
brauch von dem oben erwähnten Briefe Falk's, worin der Rath 
enthalten war: „nachgeben dürfe man nicht; man jolle nur von . 
Seite des heil. Vaters die. fefte, beftimmte Erflärung geben, 
daß das Stift beftehe, und von der Katholizität Cbei Fird- 
lihem Gehorfam) deſſen Anerkennung fordern“. Gleiche Mit, 
theilung machte er an den Nuntius. Aus Rom erließ dann 
Bapft Pius VII. ein neues, in feiner Form fehr milde gehal⸗ 

1) Brief von Falf an P. Theodor, zu Handen des Fürften; vom 4. 


November 1816. Zu diefer Zeit fand eine adminiſtrationsräthliche Partei 
ber äbtifchen Partei entfchieden gegenüber. 
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tened Breve an gefammte Kantone der Eidgenoſſenſchaft, mit 
dem Erjuchen, feine Verwendungen für Wiederherftellung bes 
Klofterd St. Gallen, unterftügen zu wollen. In diefem Mahns 
jchreiben wird dad Bedauern ausgeſprochen, daß das frühere 
Breve nit an die Kantonsbehörden jelbft gelangt fei, dann bie 
Standesgejandten mehr nad eigenem Ermeſſen ald nah den 
Anfihten ihrer Kommittenten geftimmt zu haben feinen, über- 
haupt durch die Anbringen des St. Galliihen Gefandten, welche 
mit der Wahrheit nicht im Einklang finden, zu irriger Stimms 
gebung veranlaßt worden feien (5. April 1817). Der Borort 
Bern jandte es an die Stände zur Inftruftionsertheilung, nicht 
ohne wiederholte Erinnerung an das tadelnswerthe Werfahren, 
welches im Jahre 1816 in gleicher Sache eingehalten worden. 
Flugs erließ die Regierung von St. Gallen ein ihre Stellung 
wahrendes SKreisichreiben an die Stände, in weldem die bes 
fannten Vorwürfe gegen den Fürften wiederholt werben, daß er 
auf weltlihe Herrichaft nie habe verzichten wollen, feinen Ber: 
band mit der Schweiz einft jelbft als nicht beftehend erklärt 
habe; dann behauptet wird, daß die Wiederherſtellung des Stiftes 
die Ruhe des Kantons und der Eidgenoffenfchaft gefährden würde, 
während im gegentheiligen Fall die St. Galliſche „Katholizität”, 
bei jeder anderen Weile ihr Kirchenwefen zu ordnen, im Kanton 
jelbft „die größte Bereitwilligkeit und landeshoheitlihe DBerüd- 
fihtigung ihrer Wünfche finden werde" (27. Mai). Die bes ' 
fannte Botihaft von 1805 wurde beigelegt. Der Landammann 
(Müller-Friedberg) gab den Gefandten von Defterreih, Groß— 
britannien, Preußen und Rußland unverweilt empfehlende Kennts 
niß von dieſem Rundſchreiben. Fürſt Pancratiud war gerade 
in diefer Zeit befonders bemüht, dem päpftlihen Mahnruf Eins 
gang zu verfhaffen. Er fchrieb dem Kanzler der Nuntiatur 
Wully): e8 follte der Heil. Vater nun erklären, „daß die 
weltlichen Gerichtöbarfeiten des Stiftes auf immer dem Kanton 
überlaffen werben“; fobald der Heil. Vater dieß erlaube oder 
befehle, werde er (PBancratius) und fein Kapitel mit Freude ges 
horchen und eine Verzichtleiftungsurfunde abgeben (22. Mat 1817). 
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Er ſchrieb an die Stände um lnterftügung des päpftlichen An- 
finnene. Die von Seite des Kleinen Rathes gegen ihn ge- 
fchleuderten Vorwürfe ließ er keineswegs unbeachtet; er beant- 
wortete fie mit gebührendem Ernft, brachte das Falfıhe und Un- 
wahre In tem Regierungserlaß an das Tageslicht, daran er- 
innernd, wie ſchnöde man fein Anerbieten von 1803 zu gütlichem 
Verftändniß von der Hand gewielen habe, die Verfügung von 
1805 nichts anderes denn ein mit ſchwacher Mehrheit verübter 
Aft der Unterdrüdung geweſen ſei; fein Verhalten gegenüber 
der Schweiz eben fo tadellos daftehe, wie das des hochachtbaren 
Schultheißen Steiger von Bern und anderer Eidgenoffen, iu 
deren Gemeinschaft er nichts anderes beabfichtiget habe, als vie 
Rettung des Baterlandes von der Herrſchaft der revolutionären 
helvetiichen Regierung. ) Der Feberfrieg wurde noch Känger 
fortgeſetzt. Es folgte eine anonyme „Beleuchtung“ der obigen 
Rehtfertigungsfchrift des Fürften, ohne Datum, 2) dann eine 
„Beantwortung der Beleuchtung”, aus Arth vom 23. Zuli, 
wieder mit Namensunterfchrift des Fürſten. Der oft befpro- 
henen Verweigerung einer Berzichtleiftung halber fagt hier Pan- 
cratius das gewichtige Wort: „Dieje Berzichtleiftung Fonnte bis 
jegt nicht ftatt haben, weil die St. Galliſche Regierung nie 
einen Ernft zeigte, dad Eigenthum dem Stifte wieder zu er- 
ftatten. Sobald nad einer dem Stifte zugeficherten Eriftenz 
die förmlihe Verzichtleiftung auf die Iandesherrlichen Rechte mit 
Zulafjung des heil. Stuhles abgegeben fein wird, werben weder 
Ich, noch meine Nachfolger in der Abtei an die landesherrlichen 
Rechte mehr denken, und die Sorge der Regierung gern anderen 
überlaffen“. Diefe Schrift ift mit Würde und Geift gefchrieben 
und auch fählih das Befte, was ver Fürft je zur Rechtferti- 


*) „Bemerkungen über das Umlauffchreiben der St. Galliſchen We 
gierung, d.d. 27. Mai 1817, an die Eidgenöſſiſchen Stände“, aus Arth 
am 12. Juni mit Unterfchrift erlaffen. 

2) Unzweifelhaft, und nach ausbrüdlicher Angabe von D. Gmür an Fall, 
von Müller Friedberg verfaßt, dann an die Kantondgefandtfchaften an ber 
Tagfagung andgetheilt. 
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gung feiner Handlungsweiſe veröffentlichte. ) Für die Ver— 
handlung felbft Fam dieſes Aftenftüc zu ſpäͤt. Die Standesin- 
ftruftionen waren gegeben; deren Mehrheit Tautete auf ablehnen- 
den Beſcheid, obwohl eben damals ter Fürft und fein Stift 
weitum angejehene Freunde hatten, jo Aloys v. Reding, bie 
vielen hervorragenden Katholiken im Kanton Graubünden, deſſen 
Großer Rath ven ablehnenden Beſcheid nur mit 39 gegen 26 
Stimmen gefaßt hatte, den gelehrten Karl Ludwig v. Haller 
in Bern, der als Mitglied des dortigen Großen Rathes in 
ausführlicher Rede das päpftliche Anfinnen für Wiederherftellung 
des Stiftes unterftügte, audy andere proteftantifche Staatsmänner 
in Neuenburg und Genf. 2) Noch bevor ver Gegenftand an ber 
Taglagung zur Verhandlung fam, war in Luzern eine neue Kons 
ferenz der ehemaligen Konftanzer » Bisthumsfantone für Regulis 
rung der Bisthumsangelegenheiten gehalten worden. Regierungss 
rath Gmür war Abgeordneter an derſelben für St. Gallen, zus 
nächft vom katholiſchen Adminiftrationgrath, dann aud von ber 
Regierung als folcher erforen. Er verhielt fib im Ganzen un« 
einläßlih, wahrte für St. Gallen die freie Stellung, wies aber 
um jo fräftiger die Meinung einiger Standesgeſandtſchaften aus 
den Urfantonen zurüd, daß es jest der Fall fein dürfte, auf Wie- 
verherftellung des Stiftes Bedacht zu nehmen (ed war eben das 
neue päpftliche Breve befannt geworden), indem er erflärte, daß 
an jene MWiererherftellung nicht zu denken ſei. Allgemein aber 
war man im Großen Rathe von St. Gallen doch nicht Diefer 
Stimmung. Als es fih um die Inftruftion für die Gejandts 
Ihaft handelte, erhoben fich die Freunde des Stiftes mit feltener 
Rüſtigkeit. Germann zug die Regierung darüber zur Verant— 
wortung, daß fie vem Enticheid ded Großen Rathes durch Er- 
laß ihres Kreisſchreibens eigenmächtig vorgegriften habe. Falf 


4) Diefe Schrift lautet mit dem vollen Titel: „Beantwortung der Bes 
leuchtung Meiner Bemerkungen über das Umlauffchreiben der St. Gallifchen 
Regierung d.d. 27. Mai 1817.* Im Abfchied der Tagfagung von 1817 
abgedruckt. 

2) Brief K. 2. v. Haller’s an den Fürften, vom 17. Juli. 
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eben fo, mit Ausdehnung des Tadels auf das eigenmächtige Ges 
ſandtſchaftsvotum von 18165 er verlangte eine den Wünfcen 
des Bapftes entſprechende Schlußnahme, zu diefem Behuf Eröff- 
nung einer Unterhandlung mit dem heil. Stuhl, alles unter 
voller Sicherung des Staates gegen jegliche Eingriffe des Stiftes 
in feine Rechte. Joſeph Schaffhaufer, Michael Egger Cdieler 
mit großem Muth), unterftügten den treuen Kämpen für bad 
Stift. Von ihren Gegnern ſprach bejonders eifrig Xaver Gmür 
gegen ven Falfiden Antrag, Müller-Friedberg entwidelte aber- 
mals den ganzen Schag feiner Beredtfamfeit zur Rechtfertigung 
feiner und der Regierung Handlungsweiſe und eiferte lebhaft 
gegen Falf, vem es, wie er fagte, ziemen würde, feine Demiſ— 
fion zu nehmen, „weil ein Mann folder Gefinnung nicht im 
Kleinen Rath figen könne”. 1) Der Situation Meifter zu blei- 
ben, legte er jevoh in den Inſtruktionsentwurf eine den Wünſchen 
ber Katholiken für Regelung ihrer kirchlichen Verhältniſſe gün— 
flige Abänderung und errang dadurch eine weit überwiegende 
Mehrheit (21. Zuni).?) Für wirkfame Beftätigung der früheren 
Et. Galliſchen Stimmgebung gegen das neue päpftliche Breve 
wurde dem Gejandten Landammann Zollifofer (wie im $. 1805) 
der Kantonsrath Kaver Gmür als Legationsrath beigegeben. 
Die Tagjagung beftätigte mit dreizehn Stimmen ihren früheren 
Beihluß (21. Juli). Unter den dreizehn war Teſſin nicht mehr; 
der Große Rath diefes Kantons hatte eine Inftruftion gegeben, 
durch die er thatfächlih die Stimmgebung feiner Geſandtſchaft 
vom vorangehenden Jahr mißbilligte. Statt Telfin reihte fi 
dagegen nun Solothurn der abfoluten Mehrheit an. Bern jprad 
ſich weder für noch wider aus, da es bie Frage als eine rein 
fantonale anfehe. Uri, Schwyz, Zug, Freiburg und Nidwalden 

4) Brief des P. Theodor an ben Fürften (vom 29. Juni). Brief von 
P. Joh. Nep. Hauntinger, wahrjcheinlich an P. Columban Ferch (23. Juni). 
Sn den Papieren des Fürften. 

2) Erzählung Falk's in feinen Hinterlaffenen Schriften. Auch Fall's 
Rede ift vorhanden; fie ift eine fehr Sogifche und überzeugende Beweisführ 
zung, daß die Unterbrüdung des Stiftes und die Einziehung feines Ber 
mögen ein nicht zu rechtfertigended Unrecht gewefen. 
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erklärten ausprüdlih den Wunſch für entſprechende Einladımg 
an St. Gallen; Wallis und Appenzell J. R. ftimmten günftig 
für die Sade, aber ohne an den Kanton St. Gallen eine wirf- 
lie Zumuthung machen zu wollen; die fatholifchen Kantone 
waren aljo wieder getheilt, wie ein Jahr zuvor; einige ihrer 
Gefandten Sprachen mit Entfchiedenheit, fo vornehmlich Reding, 
für die Sache des Stiftes, gefchichtlih in die Vorgänge von 
1803 und der nächften Jahre, die ſchwächſte Seite St. Gallen’s, 
hineinleuchtend. Zug und Nidwalden in gleihem Sinne, indem 
fie dad Klofter noch als rechtlich fortbeftehend erachteten. Frei: 
burg jprad fein Befremden aus: wie ein großer und Fräftiger 
Staat (St. Gallen), deſſen Souveränetätsrechte durch die Wiener- 
Kongreßafte beftens gewahrt feien, 26 bis 30 Mönche zu fürch— 
ten haben jollte; um das Klofter allein aber handle es fich, 
wie es nun klar vorliege, und von deſſen Aufhebung habe der 
Kongreß nichts gejagt. Das St. Galliihe Begehren war wie- 
der Meifter geblieben, aber ohne vermehrte Stimmenzahl, unt 
gründlicher und mehrfeitiger angefochten, ald an ver Tagſatzung 
von 1816. Hier der Wortlaut des Bejchluffes der Taglagung: 
„Daß in Betrachtung aller Ereigniffe, welche ſich ſeit 1798 in 
Betreff des Klofterd St. Gallen zugetragen haben, und gegrün- 
det auf die Bundesverfaſſung und auf den Entſcheid des Wiener- 
Kongrefies die vom römiſchen Hofe gegen den Stand Gt. 
Gallen zu Wieverherftelung dieſes Kloſters verlangte eidgenöf- 
ſiſche Verwendung zwar mit aller Ehrerbietung gegen Se. päpft- 
liche Heiligkeit, aber eben jo beftimmt abgelehnt und dieſer Ber 
Schluß durch den I. Vorort dem römifchen Hof eröffnet werben 
fon”, — was bald nadhher in formell jehr ehrfurchtsvollem 
Schreiben Bern's geichah. 

Durch diefe Vorgänge näherten fih die Geſchicke des 
Stiftes St. Gallen ihrer endblihen Löſung. Ein perfönliches 
dringended Bittichreiben des Fürften an Regierungsraty Gmür 
um deſſen Herftelung mit Verſprechen umfafjender Leiftungen 
für Kirche und Schule (4. Juni) blieb unerhört; Gmür erwies 
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derte, daß unter den nunmehrigen Verhältniffen des Landes das 
Stift wohlthätig nur als Drbinariat (Bisthum) wirken fönne 
(14. Juni). Im diefem Sinne war er thätig, Bon Luzern 
zurückkehrend erftattete er Bericht über die ganze Lage des Bis— 
thumsgeichäftes, wie fie aus den erwähnten Konferenzverhand- 
lungen hervorgegangen; daſſelbe wurbe, mit bejonderem Bezug 
auf St. Gallen, in einer Kommiffion des Fatholifhen Admini- 
ftrationsrathes (D. Gmür, Falk, Dudli, Pfarrer P. Innocenz 
Bernardt und Reutti) in neue Erwägung gezogen, in Folge 
deſſen das Fatholiiche Großrathskollegium, unter erfolglofem Wir 
derſpruch feined Praͤſidenten Müller⸗Friedberg, zur Hebung aller 
bisherigen Anftände ten venfwürbigen Beichluß faßte: Seine 
Heiligkeit zu bitten, durch einzuleitende Unterhandlung das St. 
Galliſche Drdinariat zu einem Bisthum für den Fatholijchen 
Theil des Kantons St. Gallen zu erheben (18. Juni). Dem 
Papſt wurde diefer Wunſch durch ein Schreiben des Admini⸗ 
ftrationsrathed mitgetheilt; die Regierung verfandte dafjelbe, mit 
einer Empfehlung an den Heil. Vater, der jedoch die Erklärung 
beigefügt war: daß fie in Folge des fouveränen Willens des 
allgemeinen Großen Rathes verpflichtet jei, unmwanbelbar die 
Staatögefege zu handhaben, kraft welder an die Errichtung 
eines Bisthums nie die Wiederherftellung der Abtei St. Gallen 
gefnüpft werben dürfe (23. Auguft 1817); Regierungsrath Gmür 
war mit biefem Brief einverftanden. Der NRuntius Karl Zen 
fehnte anfänglich die Nebermittlung des Schreibens an den Papft 
ab; denn jolched wäre mit feinen Aufträgen, laut welchen er für 
Herftellung des Stiftes wirken jolle, in Widerſpruch, und tadelte 
gleichzeitig, was im Kreisichreiben der Regierung an die Stände 
vom 27. Mai „Unmwürdiges und Ungeziemendes” über den Papſt 
gejchrieben worden (3. September). Die Regierung aber be 
barrte auf ihrem Begehren und Falk gab durch Privatbrief dem 
Nuntius zu bevenfen, daß er durch weitere Ablehnung nur bie 
geheime Abficht der Regierung, das Bisthum nicht zu Stande 
fommen zu laffen, unterftügen würde. Der Nuntius gab nad 


umd verhieß die Abfendung ded Schreibens nad Rom.) Wäh- 
rend der Tagſatzung war wieder: Konferenz der Fatholifchen 
Stände; Zaver Gmür ver Abgeorbnete an derfelben für die ka— 
tholifche wie für die Staatsbehörde, von jeder mit eigener In- 
firuftion verfehen. So jehr der Kleine Rath; bei diefem Anlaß 
bemüht war, eine allfällige Verbindung St. Gallen’® mit den 
übrigen Diözefanftänden zu einem größeren Bisthum vorzube- 
halten, fo blieb joldhe Aeußerung doch wirfungslos, da die fa- 
thofifcherjeitd an den Papſt ergangene Bitte um das eigene 
Bisthum ebenfalls, und zwar in erfter Linie, ver Konferenz 
mitgetheilt wurde. Bon da an bejchränfte fih St. Gallen ge- 
genüber den anderen Bisthumsftänden auf Wahrung feiner 
Rechte am gemeinfamen Diözefanfond, und das „Nationalbis- 
thum“ war thatfächlich zu Grabe getragen. Diefen Vorgängen 
gegenüber war Fürft Pancratius meift duldſamer Zufchauer. 
Als Landammann Aloys v. Reding fein der Ehre und Selbft- 
ftändigfeit des jchweizeriichen Waterlandes geweihtes Leben ſchloß, 
widmete er ihm noch ein dankbares Andenken (Tagebuch vom 
9. Februar 1818). An die Furze Unterredung mit Müller- 
Srievberg bei Gruner fnüpfte ver Fürft einen längeren Brief 
an jenen St. Galliihen Staatsmann an, offenbar Berföhnung 
anftrebend und von der Hoffnung belebt, fein Gegner werde, 
wenn auch jpät, die Bahn, auf der er bis dahin gegenüber dem 
Stift gewandelt, doch endlich verlaffen. Müller-Frievberg er- 
wieberte: er habe nach jeweiligen Pflichten und nach feiner 
ftaatliben Stellung gehandelt; im eingetretenen Konflift mußte 
das Klofter der Wohlfahrt ded Staates weichen; jened wäre 
„perennirender Prätendent“ geblieben. Pancratius fchrieb zurück: 
bie vorgejchügte Gefahr ſei „eitel Gefpennft“; „ver Kanton ift 
jowohl durch den eigenöffiihen Bundes- als den Wienerifchen 
Kongreßaft feierlich garantirt“; das Stift alfo nicht zu fürchten ; 


) Schreiben ded Nuntius an den Kleinen Rath, vom 24. September, 
„Epistolam itaque — — ad eam apostolicam Sedem demittam, apud quam 
numguam fraus, nec deceptio invaluit*. — #alf, in feinen hinterlaffenen 


Schriften. 
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ed „wird jo wenig nad ben ehemaligen politischen Rechten lü— 
ftern werben, daß es vielmehr froh jein wird, derſelben entladen 
zu fein. Es wird fi den Wiſſenſchaften, der Seelforge u. f. w. 
widmen”, und, „weit entfernt, daß die Unzufrievenen im Kanton 
eine Stüge an dem Klofter finden werden, wird dieſes vielmehr 
jene zurückweiſen und zu Gehorſam und Ruhe ermahnen“ (5. 
April 1818). Pancratius unterzeichnete bloß ald „Abt“. Die 
Gemüthlichfeit hatte ihn faft zu weit geführt; Müller⸗Friedberg 
[a8 den (erften) Brief des Fürften und bie eigene Antwort 
feinen Kollegen der Regierung vor. Wie in St. Gallen, fo 
trug man fih auch in Rom mit neuen und großen Planen. 
Kardinal Eonfalvi verlangte zu wiflen, ob und wie im Stift 
St. Gallen eine Univerfität errichtet werben könnte. Pancratius 
entwarf großartig genug einen dießfallfigen Plan, ließ ihn durch 
Bermittlung des neuen Internuntius, Ganonicus Beli, nad 
Rom abgehen; dabei verhehlte er die manchen Schwierigkeiten 
der Ausführung nicht, und ſetzte bei, daß Rorſchach der geeig- 
netere Ort wäre, die Refidenz des Abtes aber in St. Gallen 
bleiben müßte (Sept. 1818). 

Die Staatöbehörden hatten im ihrer befchränften und be 
fangenen Auffafjung der Ereigniffe eine volle und allgemeine 
Amneftie verfagt; die „Inſurrektionskoſten“ jollen vergütet werben 
von den Schuldigen, nicht von der Gefammtheit der Bürger; 
jo war beichloffen. Aber die erftien und höchſten Schulvigen 
waren bie Lenker des Staates jelbit, die Dberbehörven des 
Kantons, namentlih auch der Große Rath, von dem die eine 
Hälfte aus den Verfaffungsberathungen weggeblieben, die andere 
(nicht einmal volählig) eigenmächtig dem Volk eine Berfafjung 
aufzubringen gewagt hatte; — dann jene eidgenöſſiſchen Stände, 
welche den Aufftand felbft, wenn nicht hervorgerufen, doch be- 
günftiget hatten, und ihre Häupter, bei welden bie St. Gal- 
liſchen Demofraten ein halbes Jahr lang und darüber vielfeitige 
Unterftügung und Ermunterung gefunden hatten; — tie Tags 
jagung dur ihre eigenen Zugeſtändniſſe und halben Entſcheide; 
— endlih die große Weltfrifis felbft, durch melde auch ver 
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Kanton St. Gallen hatte hindurchgehen müſſen. Mit gutem 
Grund hatte Glarus, unterftügt dur den Vorort, milde Bes 
handlung der armen Sarganfer empfohlen. Alle jene VBerhält- 
nifje aber wurden nicht gewürbiget und man häufte zu dem frü- 
heren außerorbentlihen Verfahren neue Willfürhandlungen. Die 
Zuftizfommilfion der Regierung, für fie der Berichterftatter 
Büeler, war in Verlegenheit, wie die Sache anzugreifen ei. 
Sie hatte nur eine höchſt unvollftändig geführte Unterfuchung, 
aus mehreren Bezirken nur die Anfänge einer foldhen, vor fid). 
Den Ausweg glaubte fie dann in dem Umftand zu finden, daß 
die Frage der Strafausfällung eigentlich mwegfalle, und daß es 
fit) nur um eine Verlegung der Koften auf das Vermögen, alfo 
um „eine Steueranlage*, handle. Solche Verlegung Fönne nicht 
Aufgabe des Richters, fondern allenfalls nur einer Großraths— 
fommiffion fein; fo lautete das Neferat (12. März 1816). 
Etwas abweichend urtheilte der Kleine Rath: Schuld und Bers 
mögen zufammen follen in Berüdfichtigung fallen; zu folder 
Ausmittelung eigne fih ein gewöhnlicher Gerichtöhof nit; „durch 
fouveräne Macht“ müſſe veßhalb eine „außergewöhnliche Be- 
hörte“ aufgeftellt und von verfelben „mit aller Gewalt eines 
fegtinftanzlichen Gerichtöhofes befleidet werben, deſſen Ausſprüche 
exekutoriſch ſind“ (Botihaft vom 27. März). So Ipridt in 
aller Welt die Staatswillfür. Eine Großrathsfommilfton (Bes 
richterftatter Xaver Gmür) fprah Beifall aus mit dem faben 
Wort: daß „Jolhe Handlungen ſich nicht zur Beurtheilung nad) 
gewöhnlicen Rechtsnormen und Tribunalien“ eignen, und ftimmte 
zur Beftelung der vom Kleinen Rath vorgefchlagenen „Kantos 
nalkommiſſion“, die nichts Anderes und Befleres war, als ein 
Ausnahmsgericht; daſſelbe wurde beftellt aus den Präfiventen 
der acht Bezirfögerichte, denen der Präfivent des Appellationds 
gerichts ald Obmann vorgefegt wurde. Der Großrathsbeſchluß 
entbindet die „Kommiſſion“ der gerichtlichen Formen, ermahnt 
fie aber zu „gewiffenhafter Unparteilichfeit“ und ermächtigt fie, 
nöthigenfalls und im Einverftändnig mit dem Kleinen Rath, zur 
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Bervollftändigung der Unterfuhung (1. April 1816). Mitglieder 
des Ausnahmesgerichtd waren: Germann (Präſident); Appella- 
tionsrichter 3. 3. Schirmer von St. Gallen (den die Regie 
rung ſtatt des in Hanbelögejchäften abweſenden Karl v. Gon- 
zenbadh in die „Kommilfion“ berief); Müller von*St. Georgen 
(der befannte Liquidator); Joh. Jak. Märk von Wyl; Joh. 
Jaf. Wirth von Lichtenfteig; Joh. Thomas Grob von Gonzen- 
bad); Joh. Matthias Näff von Altftätten; Joh. Anton Peter 
von Sargand; KZaver Gmür von Schänid. Weber vie zu ver 
theilenden Koften ftellte die Regierung dieſem Spezialgericht fol, 
gende Rechnung zu: an die Eidgenofjenfhaft zu bezahlenver 
Koftenreft 50,099 Gl. 51 Kr.; für Honoranzen an die Reprä- 
fentanten und Entſchädigung an die Mitglieder der Unterſuchungs— 
fommijlion 2200; für allerlei andere kantonale Koften 13,888 ©I. 
11 Kr., endlich für das Spezialgericht ſelbſt, nah muthmaßlicher 
Berechnung, 2000; Total in runder Summe: 68,188 Gl. Das 
Gericht jaß dann 32 Tage lang in den Monaten Auguft, Sep 
tember und Dftober; die von ihm „ſchuldig“ erfundenen Ange 
Hagten wurden in vier Klaſſen ausgejchieven, die erfte mit 
4°), Prozent, die zweite mit 9%/,, die dritte mit 137/,, vie 
vierte mit 27°), Prozent ihres Vermögens belegt; in die zwei 
höheren Klaffen famen überhaupt die Sarganfer, ald die Schul; 
digeren, M. Steinah und Raimann aus dem Bezirke Ugnad) 
ebenfalls in die vierte Klaſſe. Der Hauptipruh des Gerichts 
erging am 24, Dftober; es hatte nur die vom Staat für Zah: 
lungen an die. Eidgenofjenschaft und eigene Fantonale Ausgaben 
gemachten Anſprachen, nicht aber die „von Privaten erlittenen 
Beihädigungen” in der Verlegung berüdfihtiget. In Beur- 
theilung, beziehungsweije Beftrafung, fielen aus dem Bezirke 
St. Gallen 15, Rorſchach 14, Goßau 95, Untertoggenburg 11, 
Rheinthal 144, Sargans 63, Utznach 46, zujammen 388 Bür- 
ger, die insdgefammt zur Zahlung von 69,006 Gl. 17 Kr. 
verurtheilt wurden; als Unvermögende (unter diejen. viele Ler 
gionäre) find gezählt und angegeben aus den verjchiedenen Be- 
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jirfen 230; Total der Betheiligten 618 Bürger.) Die ge: 
ſprochenen Summen vertheilten fih nad den Bezirken wie folgt: 
St. Gallen 1866 Gl. 9 Kr.; Rorſchach 511. 56; Goßau 
17,290. 165 Untertoggenburg 772. 20; Rheinthal 15,662. 5; 
Sargand 25,152. 325 Utznach 7750 Gl. 59 Kr. Unange> 
fochten blieben nur die Bürger von Obertoggenburg. inund- 
zwanzig der Verurtheilten find mit Summen über 500 Gl., 
alle übrigen mit folchen von 500 und barunter belegt (unter 
diefen Schufter Engler von St. Gallen); am höchſten Wirz & 
Rudenz, mit 10,175 &L.,2) ein Bürger, von dem jchlechterdings 
nichts vorlag, als ver befannte Antrag in der Kreisverſamm— 
fung, mit den Wahlen bi8 nad dem Wiener Kongreßentſcheide 
zu warten; Gallati wurde, ganz außer Berhältniß zu feinem 
Vermögen, mit 4000, der Arzt Franz Anton Good (Vater) in 
Mels zu 2200, fein Sohn Martin Good zu 500 Gl. verur- 
theilt; der jüngere Sohn Franz Anton, Juriſt, bejchuldiget zu 
dem Auflaufe nad Sargans am 9. Dftober 1814 ermuntert 
zu haben, darum in die dritte Klaffe verfegt, ging leer aus, 
weil er, noch minderjährig, als vermögendlos im WVerzeichniffe 
ftand; höhere Summen zahlten auch noch einige Sarganfer; 
für Verftorbene, jo für ven Bezirfsrichter Franz Perret von Mels 
(1387 Gl. 30 Kr.), wurben die Erben behaftet; von den Utz— 
nachern ift Raimann der am höchſten Belegte (832 GL); von 
den Rheinthalern Jakob Keller und zwei andere Bürger feines 
Namend. Don den verurtheilten Sarganferländern aus den 
Kreifen Sargand, Mels und Ragatz wurden 17, unter ihnen 
Gallati, für den Betrag von 14,000 Gl. ſolidariſch behaftet; 
ed waren wefentli die, welche die Vereinigung mit Glarus 
betrieben hatten; für die Hälfte obiger Summe (7000 I.) 


1) Einer Botſchaft der Regierung zufolge wären ber Betheiligten im 
Ganzen 673 gewefen, von denen 231 unvermögend. Die Differenz in den 
Zahlen rührt wohl daher, daß Mehrere ald ganz unfchuldig vom Gericht 
entlaffen wurden. 

2) Da er mit 110,000 Gl. fteuerbaren Vermoͤgens eingefchrieben war, 
traf e8 ihn beinahe den zehnten Theil defjelben. 

Baumgartner. Kanton St. Gallen. 1. 29 
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wurde ihnen der Rüdgriff eröffnet auf Solche, vie fie ald Mit 
ichuldige wegen Theilnahme an den beveutfamften Vorfällen aus 
fehen mochten; Streitigkeiten zwiſchen den Betheiligten über 
ſolche Rüdgriffsanipraden hatte eine von der Regierung zu bes 
ftellenre Kommiſſion zu entſcheiden. So war die Gefahr her 
beigerufen, daß, zu allem übrigen Unglüf, wegen einer Baga- 
tellſumme tief frefiender Hader in die Ortichaften und Familien 
verpflanzt werde. In die Regreßfommilfton berief die Regie— 
rung Chiodera von Ragap, Glaus von Schänis, Xaver Gmür, 
J. M. Näff von Altftätten ımd den Kreisammann Gafafer von 
Oberſchan. Glüdlicherweife machten die Regreßberechtigten feinen 
Gebrauh vom Rüdgriff in der vorgefchriebenen Friſt. Der 
Zahlung halber beichloß ver Kleine Rath den Einzug der ge 
fprochenen Beträge je nad den vier Klaffen in verfchiedenen 
Terminen; bi8 Ende Dftober 1817 follte die ganze Summe 
erlegt jein; wer von den Terminen Gebraub machen wollt, 
hatte inzwifchen durch Fauftpfand oder Bürgen Dedung zu geben 
(12. November 1816). Nun wurde die Regierung mit Refurfen 
und Bitten um Nachlaß beftürmt; unter anderen machte die 
Familie Perret Einfprade, da die Strafe, in Folge Hinſchieds 
des Vaters, Unfchulvige, die Witwe und Kinder, treffen würde. 
Die ſolidariſch WVerurtheilten des Sarganjerlandes baten auch 
um ein Mittel der Erleichterung, allenfalls um nochmalige Vor: 
ftellung an die Tagſatzung für weitere Koftenübernahme auf 
eidgenöffiihe Rechnung, „denn der Negreß auf die einzelnen 
Bürger hätte die bevenklichften Folgen und würde unvertilgbaren 
Haß pflanzen“. Wirz klagte mit Recht: „die Summe, zu ber 
er verurtheilt worden, könnte man nad dem Kriminalfoder jelbit 
dem größten Verbrecher nicht auferlegen”; auch barüber, daß 
man überhaupt die Wyler belegt habe, ta doch ihrethalben dem 
Kanton überhaupt gar feine Militärfoften erwachſen ſeien. Die 
anderen Wyler machten Eimwendung gegen Bezahlung, da am 
Abbrechen der Wahlgemeinde der Friedensrichter doch felbſt große 
Schuld trage. Die Kirchberger wieſen auf Thurgau Hin, das 
gegenüber grelleren Auftritten dem inneren Frieden zu lieb ale 
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Koften auf allgemeine Rechnung genommen habe. Die Utznacher 
ftelten auf die Schwyzer als wejentlihe Schuld des Unglüds 
ab. Die Regierung war ergriffen durch den Inhalt der Ein, 
gaben und beantragte, wenn. auch mit Schwacher Mehrheit, bei 
dem Großen Rath; den Nahlaß der Hälfte. In ihrer Botſchaft 
hob fie namentlich den Umftand hervor, wie Viele von den Be- 
theiligten wegen Unvermögenheit nicht beftenert werben Eonnten, 
jo daß die anderen mit Recht über Doppelbelaftung Hagen; fie 
erinnerte an das große „Auflehen“, weldes der Gegenftand 
veranlaffe, und, faft prophetiih, wie er auch „für die Zufunft 
von wichtigen Folgen fein könne“. Der Große Ruth fchlug 
trog Alle dem ab, und verwarf auch den abgeänberten Antrag 
auf Nachlaß eines bloßen Dritttheild (15. Februar 1817). Mit 
diefer Ablehnung hatte es fein Bewenden noch nicht: Schwyz 
bat für die Ugnader, da fie doch nichts gewollt, ald was bie 
Tagſatzung jelbft bejchloffen Hatte, den Statusquo, ftatt Einfüh— 
rung der Verfaffung. Andere, fpätere Bittichriften wiefen auf 
die allgemeine Theurung und Noth, und auf die Vielen, welche 
mitgemacht, ohne daß fie belangt worden (fo ſchrieb der Ger 
meinderath von Thal im Sommer obigen Jahres). Mlle Klagen 
verhalten ungehört. Die Zahlungen aber gingen ſehr langſam 
bei der Staatöfafje ein. Für den armen Galati bezahlte endlich 
(1820) die Regierung von Glarus Kapital und Zins, zufammen 
4500 Gl., mittelft Abrechnung eines gleichen Poſtens, den St. 
Gallen noh vom Werdenberger Bergleich her ſchuldete, und ließ 
fi dagegen von Gallati Dedung geben. Wirz entrichtete den letz⸗ 
ten Reft feiner Schuld Ende 1837. Diefer Mann war einer der 
Angejehenften des Landes, von Langem her Mitglied des Großen 
Rarhes, im Jahr 1812 Legationsrath für St. Gallen an ber 
Tagfagung zu Bafel, feiner Bildung und vornehmen Weſens, 
gutmüthig und ohne alle Eigenſchaften der Staatögefährlichkeit; 
fein Verhältniß zum Fürften war Pietäts- und Gewiſſensſache. 
Kläglih fanden die Finanzen des Kantons. Bei Grün 
dung deffelden fand die Verwaltung nur höchſt geringe Hülfs- 
mittel vor. An Domänen überging in jeinen Haushalt nur 
29* 
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dad Wenige, was die ehemals regierenden Stände in den unter: 
thänigen Landſchaften bejefien hatten, und Etwas von der Stat 
(an ehemaligen landvögtlihen Gütern im Aheinthal, fogenannten 
„Rationalgütern” in der Stadt St. Gallen, und in den Bezirken 
Sargand und Utznach zufammen nur 221,600 $r., eine Kleinig- 
feit in Kaffe und für ungefähr 71,000 Fr. Schuldtitel). Was 
der Kanton aus dem ehemaligen Stiftsgut als fogenanntes 
Staatövermögen zu Handen gezogen hatte, wurde für den Bau 
der Sitterbrüde wieder verbraudt. Der Kanton wurde, wäh 
rend dem kurzen Zeitraume von T803 bis 1813 mit dreimaliger 
Mobilmahung feiner Milizen belaftet, was, mit Inbegriff des 
Geldfontingents, jedesmal 70 bis 100,000 Gl. in Anſpruch 
genommen hatte; dazu die innere Einrihtung des Zeughaufes, 
deffen Ausftattung mit Gefhügen und Munition, der Bau des 
Gefängnißhaufes, der erwähnten Brüde und die Unterftüsung 
des Linthunternehmend, für welches bis zum Jahr 1814 von 
Staatöwegen 41,000 Gl. beigetragen worben, endlich die Aus: 
gaben für die franzöftihe Werbung, im Ganzen bis damals 
aus der Staatöfaffe allein 70,000 Gulden. Die Belaftung 
war alfo verhältntgmäßig groß für Völkerſchaften, die noch we 
nige Jahre vorher jo zu jagen abgabenfrei geweſen waren, und 
die bald ordentlichen bald außerorventlihen Steuern erregten 
vielfeitige Unzufriedenheit, die fih dann Luft machte bei Anlaf 
der Verfaffungsänderung.*) Die meift unglüdlichen Folgen find 
bereit erzählt. Die Bewaffnung von 1815 legte dem Kanton 
noch weit größere Opfer auf; unter dem Namen von „Geld: 
fontingenten“ mußten allein im Rechnungsjahr 1815 auf 1816 
325,470 Gl. 45 Kr. für die Militärausgaben der Eidgenofjen- 
haft baar an die Bundesfaffe abgeliefert werden. In Folge 
folder und amberweitiger außerorbentliher Ausgaben (Entſchä⸗ 


1) Aus den „Bemerkungen über die Staatööfonomie des Kantons St. 
Ballen“, eigenhändig gefchrieben von I. 2. Eufter im Jahr 1814, ohne 
Zweifel auf Wunfch der eidgenöffifchen Repräfentanten. Diefe kurze Schrift 
ift im Bd. 1 der mehrberührten Aften in der Züricher Stabtbibliothef 
enthalten. 
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bigungsfapital an die alten Kantone) ergab fih auf 31. März 
1818 (ungerechnet den fpäter zu befprechenden Ausfall von ver 
Kornanfhaffung her) eine Staatsfchuld von 513,139 Gulden, 
bei wachjenden Bedürfniſſen und fich beinahe gleich bleibenden 
Einkünften. Wegen ungenügender Berfteuerung des Vermögens 
wurde im Rehnungsjahr 1816 auf 1817 zu einer Revifton ver 
Vermögensregifter gejchritten, in Folge deren das für die direkte 
Steuer in Anſpruch zu nehmende Kapital auf 28,050,165 Gl. 
gefteigert wurde, was eine Vermehrung von 2,155,170 Gl. 
herausftellte, aber doch nicht befriedigte, weil jene. Gefammtver- 
mögensjumme nur um ungefähr 3 Millionen Gulden höher ftand 
al8 die Brandafjefuranzihagung gefammter Gebäude. Aus der 
oft beſprochenen, namentlich von der Stadt St. Gallen bei Anlaß 
der Berfaffungswirren geforderten, fyftematifchen Finanzordnung 
wurde nichts. Lange Kommiffionalberathungen verliefen in klein— 
lihe Ergebniffe. Man behalf fih wie gewohnt mit Balliativen. 
Die direkte Steuer vom Vermögen blieb die Grundlage des 
Haushaltes, womit jedoch gewifjermaßen eine Erwerbsfteuer 
verbunden ward, da vorgefchrieben wurde, daß „Künftler, Ges 
werbsleute und Profeffioniften” nach Verhältniß „ihres Gewerbe 
und Berbienftes“ ebenfalls auf das Steuerregifter zu ſetzen jeien. 
Daneben wurden als indirefte Abgaben feftgejest: eine Getränfs- 
abgabe von in- und ausländifchen geiftigen Getränfen aller Art; 
die Stempelfteuer mit Inbegriff des Zeitungsftempels; die Taren 
auf Jagdpatenten, Zotteriebewilligungen, Handeld- und Hauſier⸗ 
patenten von nichteniedergelaffenen Kantonsfremden. So blieb 
es lange unverändert. Trotz ſchmalen Einfünften hatten bie 
Behörden aber doch den Ernft und den Muth, auf allmälige 
Tilgung der Staatsfchulden wirkſamen Bedacht zu nehmen. Ale 
Schattenfeite der Staatsverwaltung in damaliger Zeit verzeigen 
die Amtspapiere das ſchwere Unglück, weldes fih einer ber 
Domänen und Stiftögutsverwalter durch Mißbrauch feiner Stels 
lung zugezogen. Karl Häfeli von Oberbüren, Bezirkögerichtö- 
präfident für Goßau, Kantondrath und einer jener zwölf Kas 
tholifen, die bei Aufhebung des Klofters St. Gallen im Mai 
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1805 auf Eeite der ſchwachen Mehrheit geftanven, liquidirte 
viel Liegendes von der Hinterlaffenfchaft des Stifts, war häufig 
und für große Summen feldft Käufer ſolcher Liegenfchaften (für 
ihn auch hier und da gefällige Bauern als Scheinfäufer), daher 
mande Jahre lang in vielfeitigem Rechnungsverhältniß zur Liquis 
dationsfommilfton, mißbrauchte aber feine Amtsftellung zu allerlei 
verbrecherifchem Betriebe bi6 zur Veruntreuung einer Gejammt- 
fumme von mehr denn 50,000 Gl., worüber ein appellations- 
gerichtliched Strafurtheil von 1815 das Nähere angibt, verfiel 
in Folge deſſen in ſchwere Kriminalftrafe Pranger und ſechs— 
zehnjährige öffentliche Arbeit) und veranlaßte dem Staat den 
empfindlichen WVerlurft von 24,253 Gulden. Ein Verſuch ver 
Regierung, einen Theil defjelben auf den katholiſchen Adminiftra- 
tionsrath Cbesiehungsweife den Fatholiihen Fond) abzulaven, 
hatte nur den jchmählichen Erfolg der Entvedung, daß die Liquis 
dationsfommilften und die Finanzfommilfton rechtzeitigen pflic- 
tigen Incaſſo bei Häfeli verfäumt hatten. 

Die Elemente erzeugten eine allgemeine Noth. Der über: 
aus nafje und Falte Sommer von 1816 brachte Hungersnoth 
und Theuerung zugleih, über den Winter hindurch, bis eine 
befiere Ernte von 1817 glüdlichere Zeiten einleitete. Die Lebens» 
mittelpreife ftiegen auf eine nie erlebte Höhe, in St. Gallen das 
Pfund Kernenbrod auf 27 Kreuzer (im Jahre der Wohlfeilheit 
1760 Faufte man e8 um 2 Kr.), dad Viertel Erbäpfel auf 
3 Gl. 20 Kr. (in genanntem beften Jahr Foftete es nur 10 Kr.). 
Ein großer Theil der Bevölkerung wurde der Armenunterftügung 
bebürftig; beijpieldweife im Toggenburg allein 9475 Köpfe; ver- 
haͤltnißmäßig in den übrigen Landbezirfen, am wenigften doc 
in der alten Landſchaft. Im der Hauptftabt ſah man die Noth 
in ihren gräßlichften Zügen; denn das darbende Volk Cbefonders 
vom Kanton Appenzell A. R. herab) drängte fi Tag um Tag 
namentlih um das Schlahthaus, um heißhungrig das Blut der 
geichlachteten Thiere als willfommenes Nahrungsmittel zu ver 
ſchlingen. Hier und in den übrigen Bezirken wurde Fein Mittel 
der Abhülfe unbenugt gelaffen, fo mafjenhafte öffentliche Aus- 
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theilungen Rumford'ſcher Suppe; die Hülfsgeſellſchaft der Stadt 
ſpendete deren im Ganzen 180,537 Portionen, auch Vieles an 
Geld in. die nothleidenden Landbezirke hinaus. Aehnlich wirkten 
auch die eigenen Hülfsgeſellſchaften in dieſen Bezirken. Starker 
Rückgang der Volkszahl war das nächſte Ergebniß des Elends. 
Die Regierung that das Mögliche zur Abhülfe; der in Süd— 
deutſchland verhängten Fruchtſperre gegenüber ſorgte fie für Her⸗ 
beiſchaffung von Korn, erließ (14. November 1816) einen Auf— 
ruf zu freiwilligen Beiträgen für Bildung einer zu dieſem Zwecke 
beftimmten Kaffe und beftellte zur Eröffnung und Leitung des 
ganzen Geihäfts eine Dreier- Kommiffion aus ihrer eigenen 
Mitte (Neutti, Meßmer und Kajpar Bernet aus St. Gallen. ‘) 
Bald waren 88,800 GI. Kapital beifammen, deſſen Verzinſung 
zu 5 Prozent zugefagt war. Mit genannten Dreien arbeiteten 
eben jo viele Mitglieder des Faufmännifchen Direftoriums, alle 
zufammen als Fantonale „Kornfommiffion”. Es handelte fich 
wejentlih darum, den Kornmarft in Rorſchach ſtets mit Getreide 
zu verfehen, dann, durch Verkauf zu mäßigen Breifen, ja jelbft 
mit Opfern der Kaffe, dem Wucher zu fteuern und die Preiſe 
herabzubrüden. Wiederholt gingen zu erfterem Zwed Mitglieder 
der Regierung, mit deren Aufträgen und Vollmachten, an die 
ſüddeutſchen Regierungen ab, Meßmer nah Münden, Müller 
Friedberg nad Stuttgart, beide mit Erfolg. Bei dem Groß. 
herzog von Baden trat zu gleihem Zweck fchriftlihe Verwen⸗ 
dung ein; aber er verwies auf dortige Zoll, und andere Aus—⸗ 
fuhrbedingungen, die im Grunde für St. Gallen günftiger feien, 
al8 die bloße Anweifung eined Quantums zur Ausfuhr, neben 
Sperre im Uebrigen. Aehnliche Sendungen wurden, bei wach— 
jender. Noth nad) bald aufgezehrten Vorräthen im Mai, wieder 
holt, zu welcher Zeit Reutti in Stuttgart und Münden anflopfte 
und wieder einiges Getreide hereinbrachte. In Rorſchach leitete 
die Kornkommiſſion, Häufig Reutti in ihrem Namen, die Aus- 
theilung des vorhandenen Getreives nach Billigkeit und Bedarf 


s 9 Der für den aus Gefundheitsrüdfichten abgetretenen Speder in bie 
Regierung gewählt worben. 
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an die verfchiedenen Landesgegenden. Endlich fielen, in Folge 
reihliher Ernte, die Preiſe, und die Kornfommilfion hatte noch 
die Schwierige Aufgabe, weiter beftellted Getreide zu koſtendem 
Preis im Auslante loszuſchlagen. Kür Anſchaffungen aus 
Baiern, Württemberg, Trieft, Genua, Livorno und Holland her 
hatte die Kommiſſion, nebft Gejchäftsfoften aller Art, 932,099 Gl. 
verausgabt und auf diefem Betrag einen Verlurft von 59,384 Gl. 
zu tragen. Ihre Einkäufe hatten im Ganzen fih auf 162,967 
Viertel belaufen. Mit diefen Berpflegungsmühen gingen SPBolizei- 
vorfehren Hand in Hand: zu geregelter Feftiegung der Brobs 
preife und Einhaltung guten Gewichtes, zu Berhinderung des 
Auf und Vorkaufes (zu wucherischen Zweden) von Getreide und 
Lebensmitteln aller Art, aud andere Verorbnungen, die wäh. 
rend ber beiden Unglüdsjahre das Volk gegen den Nothitand 
zu fihern beftimmt waren. Mit hohem Danf wurde die Vers 
gabung des ruffiihen Kaiſers Aleranvder I. für Milverung ver 
Roth in der öftlihen Schweiz empfangen. Es war ein Gejchenf 
von 100,000 Silberrubeln, wovon die eine Hälfte zu Gründung 
von Armenfolonien an der Linth, die andere zu unmittelbarer 
Bertheilung beftimmt wurde. Von dieſer erhielt St. Gallen 
15,000 R., von denen dem Bezirf Sargand und den beiden 
Zoggenburger Bezirken je 4000 R., den dürftigen Gemeinden 
anderer Bezirke die übrigen 3000 zugefcieden wurden. Bon ber 
erften Hälfte ver Bergabung bezog St. Gallen 20,000 R., welche, 
da ein Objeft ver Verwendung zur Zeit noch fehlte, auf längere 
Jahre zinstragend angelegt und obrigfeitlih verwaltet wurden. 
Im Jahr 1817 gejellte fih zur Theurung eine außerors 
dentlihe Waſſernoth. Rhein und Bodenſee überflutheten bie 
NRahbargelände (14. Zuni); die Bewohner von Altenrhein muß- 
ten in Mariaberg untergebracht werben; die niebrigfte Gafje in 
Rorſchach ſtand 34 Zoll hoch unter Wafler. Das Unglück wier 
verholte fih in gefteigertem Maße an ven Schredenstagen vom 
26. und 27. Auguſt; mit unwiderftehlicher Gewalt flürzte ber 
Rhein aus den Graubündnerifhen Thälern hervor, warf Wuh— 
ren und Dämme vor fih hin, zerftörte diefe und jene in-großen 


— 457. — 


Streden und überſchwemmte zwölf Ortjchaften; die Ebene von 
Ragas bid an den Bodenſee war theilweiſe in einen See ver: 
wandelt; Werdenberg und Rheinthal waren gleich ſchwer heim- 
gejucht worben; von Buchs aus drohte der Strom feinen Lauf 
durch Haag und Saleg zu nehmen. Der Rhein hatte die Höhe 
vom Ueberſchwemmungsjahr 1762 um zwei Fuß überftiegen. 
Nur große Anftrengungen der Gemeinden und des Staated vers 
mochten der alljeitigen Noth zu fteuern. In Folge ftarfer Regen: 
güſſe begrub am 3. Juli 1816 ein Bergichlipf bei Goldingen, 
aus einer 400 bis 600 Fuß breiten Nagelfluhmafje beftehenv, 
die fih von ihrem durch Wafler erweichten Mergellager abges 
löfet hatte, ein Gelände von 109 Jucharten mit mehreren Woh- 
nungen und 18 Perjonen, von denen jedoch einige gerettet wurden. 

Schon im Herbft 1816 war im Scooße der Regierung 
- ernftllih von durchgreifender Armengefepgebung die Rede. Gie 
beftellte dann zu Entwerfung einer allgemeinen Armenordnung, 
welche die bereitd empfindlich gewordene Noth als dringlich er— 
jcheinen ließ, einen Dreier-Ausſchuß (3. L. Cuſter, Pfarrer 
Dlattmann in Bernhardzel und Statthalter Steger in Lichten- 
fteig); für ihm reichte Blattmann eine ausführliche Worarbeit 
ein (Mai 1817). Diefer Entwurf umfaßte alle gevenfbaren 
Fragen der Armenpflege. Den Eonfeffionelen Berhältniffen Rech— 
nung tragend, ftellte derjelbe die ganze Armenpflege auf kon—⸗ 
feſſionelle Grundlage, fowohl in Bezug auf die Sonde als auf 
die handelnden Behörden; die Oberaufficht jollte dem Fatholiichen 
Adminiftrationsrath einer, und dem evangelifhen Zentralrath 
anderjeitd anvertraut werden. Der Entwurf enthielt auch den 
Antrag, jeden heirathenden Bürger zu Handen ver Armenfaffe 
feiner Gemeinde mit einer Steuer (48 Schw. Fr.) zu belaften. 
Aus den Berathungen ter Regierung jelbft ergab fi ein Ge— 
jegesvorfchlag, der wejentlih von obigem Entwurf abwich, über 
der örtlihen Armenpflege eine Armenpflege ver politiihen Ge— 
meinde, dann eine Bezirkd- und über derſelben noch eine Kan— 
tonalarmenpflege aufftellen wollte, ein Vorſchlag, welcher auf die 
gefchichtlich gegebenen konfeſſionellen Berhältniffe nur verfümmerte 
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Rückſicht nahm; ferner ein Defretsvorfhlag zu Beltimmung ver 
Duellen ver Kantonal-ArmenDirektion (unter vielen felbft zeit: 
weiſe Beiträge aus der Staatöfafje), — entlid ein Geſetzesvorſchlag 
zu Verhinderung leichtfinniger Ehen. Alle diefe amtlichen Bor 
fchläge (fie gehören dem Jahr 1818 an) wurben, fo weit fie 
die Armenpflege betrafen, vom Großen Rathe verworfen, ta 
deffen Kommiffion den Gruntfag, daß jede Konfelfion ihre 
Armen felbft -beforgen ſolle, ungefhwädt eingehalten willen 
wollte und die in Ausficht geftellte zentrale Armenunterftügung 
als finanzverderblich zurückwies. Als Ergebniß der Berathung 
ift das einzige Gefe zu melden, welches jeden fich verehelichen- 
den Bürger zur Leiftung von 22 Gulden an die örtliche Armen» 
fafje verpflichtet und den Berwaltungsrath der Drtögemeinde 
zur Unterfagung der Ehe aus öfonomifchen Gründen berechtiget 
(20. Zuni 1818); doch wurde auch dieſes Geſetz nur verfuche- 
weile auf zwei Jahre erlaffen, erhielt dann aber in ver Folge 
fortgejegte Beftätigung, im Jahr 1830. „bid zu anderweitiger 
geleglicher Verfügung“. 

Auf politiichen Gebiete war die Vereingelung vorberrfchend. 
Mit der Aufhebung der Mediationsafte fiel das freie Nieder: 
laffungsrecht für Schweizer dahin. Die Regierung war bald 
bemüht, dem Uebelftand zu ftenern, und brachte zu diefem Ende 
einen Gefegesvorichlag ein, welcher den Schweizern jener Kan— 
tone die freie Nieverlaffung gewähren wollte, die eine gleiche 
Gewährung zu Gunften ter St. Gallifchen Bürger ausſprechen 
würden, — alfo Nieverlaffungsfreiheit auf Grundlage des Gegen- 
rechtes mit freier Gewerbsausübung gleih den Kantonsbürgern. 
Im Vorſchlag war für alle Eidgenoffen auch die freie Erwer- 
bung von Liegenschaften zugefichert. Derfelbe wurde vom Großen 
Rarh verworfen. In einem zweiten (pätern) Geſetzesvorſchlag 
wurde auch die Gewerbefreiheit, gleich der Niederlaſſung felbft, 
der Bedingung gegenrechtlicher Behandlung der Kantonsbürger 
untergeordnet. Er wurde dennoch und ebenfalls verworfen. 
Dffenbar wollte man die gewerbliche Konkurrenz der „Fremden“ 
fernhalten, dann aber auch Fatholifche und proteftantiiche Ges 
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meinden nicht zu gemifchten werben laſſen; ſolches Etreben war 
damald zu Stadt und Land vorherrſchend (1815 und 1816). 
Eben fo unglüdlih war die Regierung mit zwei Gejehesvors 
ſchlaͤgen, welde die Einbürgerung der zahlreihen gebulveten 
Heimathlofen ermöglichen ſollte; fie beantragte unentgeltliche Ers 
theilung des Kantonsbürgerrechtes an dieſelben; aber die Vor⸗ 
ſchläge fanden feinen Eingang bei dem Großen Rath; viefer 
wollte die angetragene Berpflihtung der Ortsgemeinden, fie 
gegen bie ordentliche Tare annehmen zu müſſen, auch aldtann 
nicht ausſprechen, als ſolche Verpflichtung bloß auf eine Drtd- 
gemeinde der gleichen Konfeſſion befchränft wurte (1817). Die 
Ertheilung des Kantonsbürgerrehts an Kantonsfremde (Schweizer 
und Ausländer ohne Unterfchiev) wurde eher erfchwert als er- 
feichtert; Minimum der Tare für Solche, die fich fogleich im 
Kanton niederlaffen, 330 Gl.; Minimum für einen anderen, 
Bewerber 1100 Gl. Der Aufgenommene konnte erft zehn Jahre 
nad erhaltenem Kantonsbürgerrecht das verfaffungsmäßige Recht 
des freien Zugs aus einer Gemeinde in die andere genießen 
(Geſetz vom 24. Juni 1817). Den allgemeinen Kredit zu heben, 
arbeiteten die höheren Staatöbehörben ‚während drei Jahren an 
Erlafjung eines allgemeinen Hypothefargefeges, das endlich im 
Sahr 1818 zu Stande kam; dem großräthlichen Kommilfional- 
bericht entnimmt man die Beftrebung des Gejeßgebers, die Geld» 
fuchenden vor wucheriſcher Mebervortheilung feitens der Darleiher 
zu ſichern. War man engherzig in Bezug auf Niederlaffung 
und Einbürgerung im Allgemeinen, nebftbei ängftlih in Abmej- 
fung aller Verhältniffe zwifchen den beiden chriftlichen Konfel- 
fionen, jo ift nicht auffallend, wenn in Hinficht: der Israeliten 
die herfömmlichen Anfichten gejchont wurben. Bon Gewährung 
der Nieverlaffung an viefelben war Feine Rede; wohl aber 
wurde ihnen zeitiger Aufenthalt und Verkehr im Lande gegen 
Einlöfung von Gewerböpatenten bewilliget (15. Mai 1818); 
Aufenthalt mochten fie in der Regel nur im Wirthshäufern 
nehmen. Hat die Geſchichte von Erlaffung eines Geſetzes über 
Beerdigung der Selbftmörder zu berichten, fo deutet dieß an, 
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daß hartnädige Bolfsanfichten zu überwinben waren, in Folge 
deren ihnen bis dahin eine anftändige Beerdigung verjagt wors 
den war; der Gejeggeber wollte der Rohheit fteuern und ver 
ordnete, daß jenen Unglüdlichen eine Ruheftätte an einem ab» 
gefönderten Pla im Kirchhof oder unmittelbar anftoßend an 
vdenfelben eingeräumt, die Beerdigung „ded Morgens früh oder 
Abends fpät und im der Stille dur die gewöhnlichen Todten- 
gräber” vollzogen werbe (1818). Der auswärtige Kriegspienft 
wurde beftend in Flor zu bringen gejuht. Der Kapitulation 
mit den Nieverlanden folgte jene mit dem König von Franf- 
reich, für zwei Garde⸗ und vier Linienregimenter (31. März 1816). 
St. Gallen ftellte fih in Verband mit Zürich, Baſel, Schaf 
haufen, Thurgau, Graubünden, Yargau und Waadt für zus 
ſammen drei Regimenter, wovon eines in die königliche Garde. 
St. Gallen war mit vier großen Kompagnien (einem Bataillon) 
bei der Linie, mit drei Kompagnien (einem Halbbataillon) bei 
der Garde interejfirt. Jenen Schweizern aus dem älteren Kriegs— 
dienft in Frankreich, welche am 10. Auguft 1792 Beweiſe un 
übertreffliher Soldatentreue abgelegt hatten, ließ die Tagjagung 
Zeichen ehrender Anerkennung zufommen; von den in Folge 
ihres Beſchluſſes Deforirten gehörten 17 dem Kanton St. Gallen 
an, unter ihnen 9 Sarganferländer. Sie empfingen Medaillen 
und Urfunden durch die Statthalter der Regierung (1818). Die 
Werbung für die neuen Regimenter ging gut von ftatten; von 
früherer Refrutenprefie Feine Rede mehr; mauche junge Männer 
drängten fih zu Dffiziersftellen; Högger aus der Stabt St. 
Gallen wurde Oberjt des einen der beiden Garberegimenter, 
Der Große Rath genehmigte den Eintritt der Schweiz in ven 
von den Monarchen von Defterreich, Preußen und Rußland ab- 
geichloffenen „heiligen Bund“, durd den diejelben vor aller 
Welt gelobten, in der Verwaltung ihrer eigenen Staaten wie 
in den internationalen Verhältniſſen die Vorſchriften der chrift- 
lihen Religion zu ihrer alleinigen Richtſchnur zu nehmen. Die 
merkantiliichen Berhältnifje der Schweiz, zu Franfreih waren 
noch immer gefpannt; die Taglagung fand fi dadurch zu einer 
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befonteren Sendung an die franzöfiihe Regierung bewogen, an 
welcher auch ver fachfundige Kaufmann und Kantonsrath J. J. 
Scherrer de Grandelos von St. Gallen betheiliget war; aber 
die frangöfifchen Kammern wiverfegten fich im Geifte des eigenen 
NationalsIntereffes. Um dieſelbe Zeit erließ Defterreich neue 
Mauthgefege, namentlih Einfuhrverbote in fein Tombarbifchsve- 
netianifches Königreich, Maßnahmen, durch welche die Gewerbs- 
erzeugniffe der Kantone St. Gallen und Appenzell A. R. ſchwer 
bedroht waren. Diefelben verftänvigten fi zu gemeinfamer Abs 
wehr und entjendeten zu diefem Zwecke den St. Gallifchen Kauf: 
mann Michael Weniger, dem von Ceite des Faufmännifchen 
Direftoriums von St. Gallen ein anderer Fachmann, Karl v. 
Gonzenbach, beigeorbnet wurde, nah Wien. ine trefflih abs 
gefaßte Denkfchrift an den Fürften Metternich follte ihren Bor: 
ftellungen Eingang verschaffen; Wunſch war: eine allgemeine 
Einfuhr» Bewilligung für die Baumwollen-, Leinen» und Hanfs 
fabrifate gegen mäßigen Zoll zu erhalten. Perſönlich vom Kaifer 
und von den Mitgliedern des Minifteriums gut empfangen, vers 
mochten die Abgeorbneten gegenüber dem Widerftand der öfter 
reihifchen Betheiligten mit ihren Vorftellungen doch nicht durch— 
zudringen, obwohl fie ihre Ansprüche zulegt auf ein Minimum, 
auf Begünftigung der gefticdten Waaren, befchränften. Sie fehrten 
von ihrer Sendung in die Heimath zurüd, noch bevor fie fürm- 
lihen Beſcheid hatten erhalten können. 

Auch wegen des Infamerationsgefhäftes Fam St. Gallen 
gegenüber der öfterreichifchen Negierung zu feinem befriedigenden 
Ziel. Daherige Reklamationen wurden von der Tagſatzung 
frifcherdings aufgenommen. Laut Kommifftonalberiht hatte St. 
Gallen eine Gefammtforderung von 355,510 Gulden, wovon 
302,246 Gl. für Güter und Gefälle des Stiftes St. Gallen, 
welche Defterreich, vermöge des fogenannten droit d’&pave zu 
Handen genommen hatte. Der Reſt betraf etwelches Eigenthum 
des Kloſters Pfäfers, dann dem Fantonalen Fiskus, der Stabt 
St. Gallen und einzelnen rheinthalifchen Gemeinden und Pfründen 
gehörige Gefälle und Kapitalien, welche letztere bei der allge- 
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meinen Inkameration irrtümlich als Kloftergüter mit Sequefter 
belegt worden waren. Die Tagfagung beſchloß, allgemeine 
Rückforderung von Allem zu fielen, was St. Gallen und andere 
Kautone aud angeführtem Titel zu fordern hatten (1816). Mehr: 
mals ergingen deßhalb vorörtliche Echreiben an bie öſterreichiſche 
Regierung, die jedoch erfolglos blieben. 

Eine andere Forderung an Defterreich ging von den Father 
Tischen und gemiſchten Ständen allein aus. Bonaparte, Ober 
general der franzöfiihen Armee in Ztalien, hatte das vom heil. 
Karl Borromäus geftiftete Schweizer-Seminar in Mailand (Col- 
legium Helveticum Borromaeum) im J. 1797 aufgehoben und 
beflen Vermögen und Ginfünfte dem Bürgerfpital der Tombar 
diſchen Hauptftadt zugewieſen. Als dann im Jahr 1815 Defter- 
reih in vertragsmäßigen Befig ber Lombarbei eintrat, ließ es 
obige Anordnung fortbeftehen. Die Stände vereinigten ſich nun 
zum Beſchluſſe: die öfterreichifche Regierung um Wiedereinfegung 
der Schweizer- Kantone in ihre bezüglichen früheren Berechtigungen 
anzugehen (18. Januar 1816). St. Gallen war hiebei aus 
dem einzigen Grunde betheiliget, weil die Stadt Rapperſchwyl 
einft durch Bündniß mit dem König-Herzog von Mailand fih 
einen Freiplag in jenem Kollegium erworben hatte. 


Zweiter Abfchnitt. 


Deffentlihe Zuftände im Allgemeinen. Das St. Sallifche Miligwefen ger 
hoben; glänzende Heerſchau. Reviſton der Strafgefepgebung; Geſetzgebung 
auf zivilrechtlichen Gebiet. Eidgenöſſiſche Konfordate. Die freie Nieder 
laffung beharrlich abgelehnt. Zoll: und Handelöretorfion gegen Franfreid. 
Verkehrshändel mit Thurgau und Glarus. Straßen: und Wafferbau; bie 
Linthforreftion vollendet. Ein Bistum St. Gallen an die Stelle bed 
Stiftes gefeßt und mit Chur vereiniget; Doppelbisthum; Fürftbifchof Karl 
Rudolph. Kirchliche Stiftungen des Fürften Pancratius; der Kanton zur 
Penfiongzahlung an denfelben durch den Borort angehalten. Schul» und 
andere Eonfeffionelle Sachen; das Säkular-Reformationgfeft der Proteftanten. 
Das Vereinswefen. (Bon 1819 bis 1824.) 


Mit dem Jahr 1818 war der Kanton in Zuftände erfprieß- 
er fiher Ruhe eingetreten. Zwanzig ftürmijche Revolutlons⸗ und 
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Kriegsjahre, die zum Theil auch die Schweiz und ihn felbft 
mitbetroffen, lagen hinter ihm; fehwere Prüfungen waren über: 
ftanden, innere Fehden zu Ende gebraht; das Voll konnte ſich 
erholen von drückenden Laften, die Regierung Ordnung und 
Sparjamfeit in den Haushalt bringen; ver Etreit über bie 
MWievderherftellung des Stiftes ruhte; die Fatholiiche Landesbe— 
hörde hatte ſich zu endlicher Regelung der kirchlichen Verhäftniffe 
vertrauendvoll an ven Heil. Vater ſelbſt gewendet. Es war 
bieß alfo eine günftige Zeit für Gefeßgebung und Berwaltung; 
aber die langen bittern Erfahrungen hatten bebächtlib, wenn 
nicht Ängftlich gemacht. Eo erflären fich einzelne Erfcbeinungen, 
die wir bereits im vorigen Abfchnitt erzählt haben. Diefe Stims 
mung blieb vorherrihend auch in ten folgenren Jahren. Die 
periodifch wiederfehrenden Dritttheilserneuerungen des Großen 
und bed Kleinen Rathes waren nicht geeignet, reges politisches 
Leben zu weden; fie verliefen beinahe unbeachtet. Wichtige Ver: 
änderungen, neue Ecdöpfungen, vollents Rüdfehr zu Einric- 
tungen, deren Entftehung in den Grundfägen der helvetijchen 
Republif zu juchen war, fonnten nur mit Mühe durchdringen. 
Freudiged Zufammenwirfen ver Regierung und ded Großen Rathes 
vermögen wir nicht zu finden. Doc bat aud dieſe Zeit ihre 
Leiſtungen aufzuweifen. 

Bor Allem wurde das Milizwefen in rühmliher Weile 
gehoben. Troß der friegeriihen Zeit war es während ben 
Meviationsjahren in fehr unvollfommenem Zuftand geweſen; Ins 
firuftion und Bewaffnung mangelhaft; die ganze Einrichtung 
des einheitlichen Geiftes entbehrend; die Führung hatte ſich als 
theilweife ſchwach erzeigt; grobe Indiſziplin hatte fi wieter- 
holt. Nach dem langen Feltzuge von 1815 wurte ausgerubt. 
Das that die ganze Eidgenoſſenſchaft. Durch die Beftrebungen 
Finsler's, eines ebenfo beſcheidenen und praftiichen als patrio- 
tifchen Mannes, wurde eine ſyſtematiſche Miligorpnung geichaffen, 
wie die Schweiz früher noch feine gehabt. Allgemein wurde 
fie mit Beifall begrüßt. Sie belaftete ven Kanton Et. Gallen 
mit einem Bundesfontingent von 2630 Mann der verjchiedenen 
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Waffengattungen und mit einer Referve von gleicher Stärte. 
Der Große Rath fchritt zur Aufftelung diefer Doppelfontingente 
durch Gefeg vom 20. Juni 1818. Der Bundesauszug beftand 
aus 1 Kompagnie Jäger zu Pferd, 1 Komp. Artillerie, 1 Komp. 
Train, 1 Komp. Scharfſchützen, 18 Komp. Grenadiere, Jäger 
und Füftliere in drei Bataillonen. Wenig abweichend wurde 
die Referve organifirt. Das Geſetz ſchweigt von der „Legion“. 
Die Aufftelung bejonderer „Freiforps” wurde von der Geneh- 
migung des Großen Rathed abhängig gemadt. Die in beide 
Kontingente nicht eingetheilte Mannjchaft hieß Landwehr, erhielt 
aber vor der Hand noch feine DOrganifation. Der Dienftpflichtige 
mußte fih auf eigene Koften ordonnanzmäßig bewaffnen. Die 
-Milizkleivung für die Mannſchaft vom Feldweibel abwärts lie 
ferte der Staat, gegen Bergütung von 9 Gl. ſeitens des Mili- 
tärpflichtigen oder, im Armuthsfalle, feitens feiner Gemeine. 
Für Erfüllung der Verpflichtungen der Militärverwaltung wurde 
eine eigene Militärfaffe gegründet. Der Reiter erhielt zu feiner 
Ausftattung 110 GI. Die Montur blieb (nad) erfüllter Dienft- 
zeit) Eigenthum des Milizpflichtigen, der Kaputrod Eigenthum 
des Staated. Zur Gründung der Militärfaffe dienten weſentlich 
Dienfterfegungstaren von Allen, die vom Dienft ausgenommen 
waren oder ſich für venfelben Hatten erjegen laſſen; für vie bes 
freiten Einheimifchen war fie jehr mäßig gehalten (2 Gl. per 
Kopf bis zum dreißigften Jahr, für die Folgezeit noch geringer)- 
Für den Unterriht und die Einübung der Truppen forgte das 
Geſetz beſſer als je gefchehen, namentlich durch alljährliche Trups 
penzufammenzüge in den Bezirken. Die „Refrutenfammer“ wurde 
aufgehoben, die „Militärauffichtsbehörde” gefchaffen mit einem 
Mitglied der Regierung an der Spite. Mit der Vollziehung 
diefer neuen Milizordnung wollte es längere Zeit nicht vorwärts 
gehen. Erft im Jahr 1820 gediehen die Vorbereitungen zur 
Reife, und während vollen fünf Jahren, vom 3%. 1816 an ge 
rechnet, hatten alle Waffenübungen, hatte alles militärifche Leben 
im Kanton aufgehört. Die Regierung fand einen fachfundigen 
und energiihen Mann zur Ausführung in der PBerfon eines 


ehemaligen Dffizierd aus fapitulirtem kaiſerlich-franzöſiſchen Dienft, 
Sohann Joachim Forrer aus Neu-St. Johann. Diefer warb 
Militär-Infpektor. Meßmer blieb Haupt ter Verwaltung, ftets 
emfig und treu im Amt; aber Wirkfamkfeit und Popularität 
übergingen auf Forrer. Am 27. September 1821 ftellte vie 
Landesregierung das ganze vereinigte erfte Bundesfontingent, 
mehr denn dritthalb taufend Mann mit vorgefchriebenen Ge— 
Ihügen, wohlbewaffnet und ganz neu gefleivet, verhältnißmäßig 
auch befriedigend eingeübt, dem Beauftragten der Eidgenofjen- 
. Schaft, Dberften Füßli von Zürich, auf dem Breitfeld unfern 
Goßau, zur Inſpektion vor. Sie wurde mit Ehren beftanden. 
Diefe „eidgenöffiiche Infpektion” war ein wahres Volksfeſt und 
dauerte im Ganzen drei volle Tage, vom 26. bis 28. September. 
Bon diefer Zeit hinweg raftete nimmer die Sorge für Verbeſ— 
jerung des Milizweiend, und die zunächft dem erften Bunbes- 
fontingent gewidmete Aufmerfjamfeit wendete fib alsbald der 
Aufitelung der Reſerve zu. Bon Zeit zu Zeit wurden bie St. 
Galifhen Truppen auch in die „eitgenöfftichen Uebungslager“ 
berufen. Ein folhes fand im Auguft 1824 ftatt auf dem Felde 
zu Schwarzenbach, wo ein zahlreiches Corps unter dem Befehl 
des Dberften Füßli von Zürich fi eine ganze Woche lang im 
edlen Waffenwerf übte. Von St. Galliihen Truppen waren 
zwei Bataillone Infanterie nebft Spezialwaffen zu dieſem Lager 
befehliget. Forrer war einer der Brigadekommandanten; Meß— 
mer erwarb ſich verdientes Lob als Regierungskommiſſär. Dieſe 
neue eidgenöſſiſche Anordnung gefiel allgemein; ſichtlich hob fie 
den militärischen Geift des Volkes und jenen der dienſtthuenden 
Milizen zugleich. 

Die frühere Strafgeleggebung rief einer Revifton. Die 
Regierung übertrug im September 1816 eine erfte Worarbeit 
einer Dreier-Rommiffion (Appellationsgerichtspräftdent Germann, 
Statthalter Steger und Advokat Guldin). Ihr Bericht enthüllt, 
was man damals wollte; die Kommiffion meldete, daß fie vor« 
züglich bedacht geweſen ſei, die allzu häufige, ja gegen jedes 
Verbrechen ohne Ausnahme vorgejchriebene Anwendung der 
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Strafe der Ehrlofigfeit (Infamie), beſonders aber tie für ven 
Staat fo läftigen und Foftipieligen Ketten, öffentlihen Arbeitd- 
und Zuchthausftrafen zu vermindern und den Richter in der An- 
wendung der Strafen weniger zu binden. In diefem Schreiben 
wiederhalften vie bei der Berfafjungsänderung von 1814 viel- 
fach vernommenen Klagen über die theure Strafjuftiz. Die 
Sade gelangte an eine Großrathskommiſſion, in welder Ger: 
mann, Müllers Friedberg jünger und Eraminator Saylern die 
Hauptperfonen waren. Sie ſckuf einen vollftändigen Entwurf. 
In ihrem Referat kündigte fie eine vermehrte Anwendung der 
Todesftrafe an, da jene der Kettenftrafe vermindert, ihre Dauer 
auf zehn Jahre beichräuft worden; doch folle vie Todesſtrafe 
nur den fchwerften und ven unverbefjerlichen Berbrecher treffen, 
„gegen den wahrbafte Nothwehr eintrittet”. Endlich finde man, 
jo berichtete die Kommilfton weiter, in ihrem Geſetzesentwurf, 
was jo fehr in den allgemeinen Wünfchen gelegen, die Bermins 
derung der Detentionsftrafen, an ihrer Stelle „Strafen furzer 
Vollziehung“: Auspeitihung, dann Pranger, Brandmarfung, 
Prügel, Ruthenftreibe u. |. w. Jene Detentionsftrafen ſeien 
nur gut in großen Staaten mit großen Mitteln; wo dieſe bei- 
den Borausjegungen nicht zutreffen, feien bie Strafanftalten nur 
Pflanz- und Hochſchulen des Verbrechens. Der Entwurf ent: 
hält aud einen beſonderen Abſchnitt über „Jauner, Landftreicher 
u. ſ. w.“ „Bon jeher wurden gegen ſolches Volk bejonvere 
Verordnungen feftgefeßt, wie die Reichögefepe zeigen. Wir 
fönnen fie nicht unter den gewöhnlichen allgemeinen Maßftab 
des ftäten Bürgers bringen, da weder Ehre noch Vermögen 
bei ihnen zu fuchen ift, Unfere Strafanftalten können und follen 
wir nicht mit ihnen belaften; ‚gegen fie blieb nur vie äußerſte 
Schärfe übrig.” Entwurf und Bericht find das Werf Müller: 
Friedberg's ded Jüngern. Noch folgte eine gemeinfame Be: 
rathung des Vorſchlages durch ven Kleinen Rath und die Koms 
miffionsmitglieder, zulegt eine Verfügung, in Folge deren, dem 
neuen Gelammtentwurf gegenüber, ver erfte Koder von 1807 
als Grundlage beibehalten, Reutti und der zweite Staatsfchreiber, 
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Dr. 30h. Barth. Maier aus St. Gallen, mit Ausarbeitung ber 
erforderlichen Abänderungen deffelben betraut wurden. Was bie 
Großrathskommiſſion ausgehoben, findet fich im enblichen neuen 
Kriminalftrafgefegbuche wieder, weldies der Große Rath am 
25. Juni 1819 erließ; von den Freiheitsftrafen waren bie 
Kettenftrafe und die Zuchthausftrafe auf höchſtens 10 Jahre 
verhängt; um fo häufiger mußte bie Todesftrafe zur Anwendung 
fommen. Als Leibesftrafen find bezeichnet: der Staupbefen, bie 
Brandmarkung und die Prügelftrafe; der Staupbejen beftand in 
dem Auspeitſchen mit Ruthen durch ven Scharfrichter; Marimum 
der Streihe 160. Als Strafen an der Ehre nennt das Belek 
den Pranger, die Ehrlofigfeit, die Austellung an der Echands 
jäule und den Berlurft des Aftivbürgerrehts. Die Ehrlofigkeit 
war, auch ohne beionderen Ausſpruch des Richter, eine gefeß- 
liche Folge jedes Kriminalurtheils, durd welches Ketten, Branger, 
Staupbejen und Brantmarfung auferlegt worden. Fremde, 
welde Ketten- oder Zudthauöftrafe verwirft hatten, waren in 
der Regel mit dem Pranger, der Ausftäupung und der Brands 
marfung (mit oder ohne Kumulation dieſer Strafgattungen), 
darüberhin mit Landesvermweilung zu beftrafen. Mit der Todes- 
ftrafe war bedroht: Hocdverrath, Aufruhr, Mord (Kindsmord 
inbegriffen), in gewiflen Fällen auch Kindesausſetzung, Eörper- 
lihe Mißhandlung, Nothzucht, Menfchenraub, Raub überhaupt, 
Erprefjung und Meineid, Brandftiftung; endlich unter gewiſſen 
Borausfegungen der Rüdfall in Verbrehen. Der legte Abjchnitt 
des Geſetzes ift den „Jaunern und Landftreichern” gewidmet, und 
bedroht diefelben ausnahmsweiſe noch in mehreren Verbrechens— 
fällen mit dem Tode. Im Jahr 1820 folgte ein rewidirtes 
Geſetzbuch über das rechtliche Verfahren bei Verbrechen; dafür 
wieder Müller⸗Friedberg, Sohn, und Staatsjchreiber Maier bes 
ſonders thätig. Eben damald wurde die Zuchtanftalt zu Raps 
perſchwyl aufgehoben und mit jener zu St. Leonhard vereiniget; 
an legterem Drte hatte die Regierung zunächſt einen Theil, vom 
Jahr 1828 an das ganze Gebäude in Miethe. 


Mehrfache gefeggeberifhe Thätigkeit waltete auch auf dem 
30 
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zivilrechtlichen Gebiet. Die Schulvdentriebs und Konfursortnung 
wurde einer burchgreifenden Revifton unterftellt und durch neues 
Geſetz geregelt. Nicht jo glüdlih war bie Regierung mit dem 
Vormundſchaftsweſen; wiederholt wurben Gefegesvorfchläge zur 
Regelung deſſelben eingebracht, ein ſolcher mit mehreren Abän- 
derungen früherer Projekte im Juni 1822. Aber es walteten 
bald diefe bald jene Meinungsverfciedenheiten zwifchen dem 
Kleinen Rath und dem Großen .Rath. Am Ende blieben vie 
Borfchläge auf fih beruhen und ver Kleine Rath erließ auf 
Probe hin für fünf Jahre einen abminiftrativen Beſchluß über 
die Verwaltung des Vormundſchaftsweſens (21. Juni 1823), 
welcher wohlthätigen Einfluß auf diefes Fach übte. Den ver 
worrenen Berhältnifjen zu anderen Kantonen und Staaten über 
Stand, Namen und Heimath außereheliher Kinder machte der 
Große Rath durd Einführung des Maternitätsgrundfages gegen 
über jenen Kantonen und Staaten ein Ende (1. April 1820); 
abweichende Ältere Verträge mit verfchievdenen Kantonen aus ber 
Mediationszeit wurden dadurch aufgehoben; für Waterfchafts: 
Hagen zwiſchen Angehörigen des Kantons blieb die bejtehende 
Geſetzgebung aufredt. „In Erwägung, daß politifche, religiöfe 
und häusliche Verhältniſſe es erheiſchen, daß die Kinder aus 
gemifchter Ehe nur auf einer Konfeſſion erzogen werben“, ver- 
ordnete ein Gefeg vom 30. April 1819, daß foldhe Kinder „in 
der Konfeifion des Vaters erzogen” werben follen. 

Durch neues Geſetz wurde der frühere freie Einkauf eines 
Kantonsbürgers in eine Ortsgemeinde aufgehoben, die Aufnahme 
in die Genofjenfchaft (Bürgerrecht) einer Ortsgemeinde von num 
an von der Bewilligung - diefer jelbft abhängig gemacht; in 
paritätifchen Gemeinden fprad) die aus den Bürgern beider Kon- 
feffionen beftehende Genofjenverfammlung über das Begehren 
ab; ver Aufgenommene mußte aber, abgejehen von. Erlegung 
der allgemeinen Tare, fi darüberhin in die befonderen Stif— 
tungen und Anftalten feiner Konfeffion einkaufen (22. Dezems 
ber 1824). Aus den von Zeit zu Zeit eingehenden Taren für 
Ertheilung des Kantonsbürgerrechts nebſt Zinſen befchloß der 


Große Rath einen Fond für künftige Errichtung irgend einer 
wohlthätigen Kantonalanftalt zu gründen. So entftand ber 
„Bürgerrechtstaxenfond“. Religionsänderung (Mebertritt von der 
einen chriſtlichen Konfeffion zu der anderen) war ehedem in man- 
chen Gebieten der Schweiz mit dem Verlurft des Heimathrechtes 
beftraft. Eine erheblihe Milderung dieſer Mißverhältniffe zu 
bewirken, gingen die meiften Kantone vertragsweife gegenfeitig 
nachftehende Verpflichtung ein: „Der Uebergang von einer chrift- 
liben Konfeifton zur anderen darf nicht mit dem Verlurſt des 
Land» und Heimathrechts beftraft werben; follte der eine oder 
andere Kanton dieſem Konfordat nicht beiftimmen, jo können 
jeine- Angehörigen, welche, der Religionsänderung wegen, beis 
mathlo8 werben, von dem Gebiete der übrigen Kantone zurück, 
in ihre vorige Heimath gewiefen werden” (1819). St. Gallen 
trat der Vereinbarung bei. Später wurde, zu Verhütung heim— 
liher Konverfionen, noch feftgejegt, vaß der Webertritt in einem 
anderen Kanton als in jenem der Heimat; nicht ohne Voran—⸗ 
zeige an die Regierung des erfteren gejchehen dürfe, die dann 
aud die Pflicht habe, der Regierung des Heimathfantond von 
diefer „Voranzeige“ ſogleich Kenntniß zu geben. Der Kleine 
Rath von St. Gallen verfäumte nicht, die Geiftlichfeit beider 
Konfeflionen zu Befolgung obiger Vorfchriften zu mahnen. Biele 
Eidgenofjen vermißten mit Bedauern die Gewähr für freie Nie- 
derlaffung der Schweizer im Bundesvertrag von 1815. Durch 
beſonderes Einverſtäändniß wollten fie erringen, was jener vers 
fagte. So entftand ein Konforbat für freie Nieverlaffung, 
welches im Jahr 1819 durch zwölf Kantone gejchloffen wurde, 
unter denen wir die mächtigften und einflußreichiten der Stände 
finden; der Vertrag gewährte das Niederlaſſungsrecht, unter 
genügend fchügenden BVorfchriften gegen Beläftigung durch Ber 
rufslofe und Unfittliche, jedem gut beleumdeten Schweizer, und 
verlieh ihm zugleich alle Rechte der Kantonsbürger des Nieders 
laſſungskantons, immerhin mit Ausnahme ver politischen Rechte 
und des Mitantheild an Gemeindegütern und frommen Stifs 
tungen. Gejegesvorichläge in dieſem Sinne waren vom Großen 
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Rathe St. Gallen’d verworfen worden. Die Regierung nahm 
nun den Großen Rath für den Beitritt zum Niederlaſſungskon— 
fordat in Anſpruch. Nicht länger könne man, fo erflärte fie, 
mit ausweichenden Antworten fich bebeifen; es ſei vielmehr 
Aufgabe St. Gallen's, auch in dieſer Angelegenheit mit jenen _ 
Kantonen zu gehen, welche wejentlich gleiche Verfaſſung mit St. 
Gallen haben; der „freie Zug“ fei ein freundfchaftliches Band 
zwifchen den Eidgenofjen; „er gilt in den Augen der Meiften 
als das Koftbarfte, was durch viele Revolutionsübel erfauft 
worden“; Nicht⸗Beitreten hieße den Werth; der Liegenjchaften im 
eigenen Kanton berabvrüden, auch den eigenen St. Galliihen 
Angehörigen das freie Unterfommen und freien Gewerb in an- 
deren Kantonen erjchweren (Botichaft vom 24. April 1820). 
Vergebliches Bemühen. Der Große Rath, bevenflihe Kränfung 
der gewerbtreibenden Bürger im eigenen Kanton zu vermeiden, 
verjagte den Beitritt. Als dann neue Konkordate unter ver: 
ſchiedenen Ständen über die vormundbfcaftlihen und Bevogtungs- 
verhältniffe, die Teftirungsfähigfeit und Erbrechtöverhäftniffe der 
Nievergelaffenen, und über die Behandlung der Eheſcheidungs— 
fälle zwifchen Solden — Konfordate, melde insgefammt dem 
Grundfag der heimathlichen Jurisdiktion Huldigten — abge: 
fchloffen wurden, war St. Gullen abermald zur Ablehnung ges 
nöthiget, weil der Kanton jchon jeit feiner Gründung den ent: 
gegenftehenden Grundfag ver Territorialhoheit fefthielt, d. h. fu 
erwähnten Beziehungen das eigene Geſetz und das eigene (St. 
Galliſche) Forum gegenüber den. in feinem Gebiet niedergelafjenen 
Schweizern beharrlih behauptete. Dagegen trat St. Gallen 
einem Konfordat über „die Ertheilung von Heimathrechten an 
die Heimathlojen” unbedingt bei (1819). Dafjelbe verpflichtete 
jenen Kanton, wo fi ein Heimathlofer am längften aufgehalten, 
zu Duldung deſſelben fo lange, bis über deſſen Heimathrecdhts- 
anſprache entfchieden fein werde; Streitigfeiten über folche Zus 
theilung oder Einbürgerung waren an ein eidgenöſſiſches Schieb6- 
gericht zu weifen, das nad Art. V des Bundesvertrages zu 
beftellen war. St. Gallen hat ein paar folder Heimathlofen: 


— 41 — 


Prozefje (über die Familien Nievergelt und Betſchmann) mit 
den Kantonen Zürich und Aargau beftanden; ed gilt ald ein hal- 
bes Wunder, taß im Betihmann’schen Prozeß die zwei Schiede- 
richter ohne Obmann zu einer gemeinfamen Urtheilsfillung ge 
langten. Im Laufe der Zeit wuchs. die Zahl der St. Gallifchen 
fogenannten „Geduldeten“ (im Jahr 1820 zählte man deren 
820 Köpfe); heimathlos waren fie als ſolche nicht mehr; 
wollten fie auswärts ihr Brod verdienen, fo erhielten fie zu 
diefem Behuf Angehörigfeitsfcheine, welche die Stelle wirklicher 
Heimathicheine vertraten. Im Unterftügungsfall trat der Staat 
mit dem nöthigen Beiftand ein; aber das Loos diefer „Gedul- 
beten” war doch Feineswegs beneivenswerth. Abhülfe Fonnte 
nur wirkliche Einbürgerung gewähren. Der Große Rath aber 
lehnte fie im Jahr 1821 neuerdings ab. Als die Firchliche 
Dberbehörde der Katholifen in Bezug auf die Einfegnung ge: 
mijchter Ehen genauere Handhabung der Kirchengefege verorb- 
nete, vereinigten fich zehn, meilt reformirte, Kantone fonfordats- 
weile zu dem Grundfage, daß die Verfündung folder Ehen 
nöthigenfalls entweder durch den reformirten Pfarrer oder durch 
den Zivilbeamten, die Einfegnung, nah Erfüllung aller geje- 
lihen Vorſchriften, durch den erfteren vorzunehmen ſei. Darauf 
folgte lebhafte Erörterung zwiſchen dem Fatholifhen Adminiftras 
tionsrath und der Regierung über den allfälligen Beitritt zu 
biefem Konfordat ; jener machte grundfägliche Einwendung gegen 
denfelben, da der Inhalt des Konfordats mit ven katholiſchen 
Kirchengefegen nicht vereinbar ſei. Der Kleine Rath mied 
weiteren Hader und meldete dem Vorort, daß der Kanton dem 
Konfordat fremd bleibe, womit übrigens die Zuläffigfeit ges 
mifchter Ehen St. Gallifcherfeits nicht angefochten werde (6. Mai 
1822). Anläßlih wahrte der Adminiſtrationsrath gegemüber 
der Staatsbehörte vie ihm laut Verfaſſung in Matrimonialan- 
gelegenheiten zuſtehende Initiative (11. Februar und 30. April. 

Die Handelsverhältniffe zum Auslande, namentlich zu 
Frankreich, waren und blieben meift ungünftig; aud St. Gallen 
war dadurch ftets empfindlich getroffen. Das Zollweien Frank— 
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reih’8, ſchon won länger ber auf dem Schutzſyſtem beruhend, 
wirfte im Großen und Ganzen als ein Prohibitivfgftem. Ende 
des Jahres 1821 trat in Paris ein neued Minifterium ins 
Amt, mit ihm ein neues noch ftrengered Mauthgejeg in Wirk: 
famfeit, welches die Gebuld aller Nachbarn mit Inbegriff ver 
Schweiz erihöpfte. Hier erhob ſich zunächſt Bern mit der übri- 
gen weltlihen Schweiz, weil die Einfuhr von Vieh, dedgleichen 
von Käſe und andern Landeserzeugniffen jchwer bedroht, dann 
gehemmt wurde. Der erften Verftändigung der brei Kantone 
Bern, Freiburg und Waadt in Peterlingen zu unerläßlich ger 
wordener Gegenwehr folgten auch anberwärtd Verhandlungen 
der Großen Räthe, von denen viele in gleichem Sinne ihren 
Geſandtſchaften zur Tagſatzung Inftruftion und Vollmacht ers 
theilten. So auch St. Gallen, das für feine vorzüglichften 
Ausfuhrartifel, die Baummollgemwebe, jest wie von jeher, mit 
betroffen war. An ver Tagfagung in Zürich fam es zu durch— 
greifender allgemeiner Behandlung des Stoffes; über zwei 
Hauptpunfte war man eins: zunächft, taß ver altſchweizeriſche 
Grundſatz des freien Verkehrs im Weſen gewahrt bleiben und 
durch zeitweile Anwendung der Repreflalie oder Retorfion gegen 
einzelne Staaten nicht aufgegeben werben folle; fodann aud) 
darüber, daß die Tagfagung die etwa zu fallenden Gegenmaß- 
nahmen nicht als allgemein, fondern mur für die beitretenden 
Kantone verbindlich erklären fünne. Ohne Rückſicht darauf, daß 
man fchon dur diefe Beſchränkung fi auf fchlüpfrigen Boden 
ftelle, griff man die Sache rüftig an, und ein Ausſchuß ber 
Taglagung, in welhem MüllersFrievberg das Hauptvotum im 
Sinne der Repreffalie führte, beantragte in feiner Mehrheit bie 
Aufftelung empfindlicher Retorfionszöle gegen Frankreich. Aber 
ſchon in diefem Stadium der Angelegenheit war die Grundlage 
des unglüdlichften Zwiefpaltes gegeben: der Wortführer für 
Bafel jprad für das Gegentheil und alsbald war die Koalition 
der Grenzkantone mit Zürich zur Verhinderung des ganzen Vor: 
gehend wie geichaffen. Allein Bern hatte mehrere Nachbarkan— 
tone für fein Beftreben zur Seite und. zudem die ‚gewichtige 
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Hilfe von St. Gallen und Appenzell im Oſten. Das Ergeb— 
niß der Taglagungsverhandlung war nachftehende Uebereinfunft: 
die Schweiz huldigt auch ferner dem Grundſatz des freien Ber: 
kehrs; gegen diejenigen Staaten, welche die jchweizerifchen Ein: 
fuhrgegenftände mit hohen Zöllen belaften oder ganz verbieten, 
tritt gerechte Neziprozität ein; jo lange das franzöfifche Mauth- 
ſyſtem in bedrüdender Ausdehnung und Strenge gegen die Schweiz 
in Anwendung bleibt, jollen eine Reihe von Einfuhrgegenftän- 
ben Frankre ichs mit einem bejondern jchweizerifchen Zoll belaftet 
fein, deſſen Tarif fofort feftgefegt wurde. Der Ertrag dieſer 
Eingangszölle von Getreide, Mehl, Brod und allem Getränfe 
jol jeweilen tem Kanton gehören, in welcdem fie verbraudt 
werden; die Eingangszölle von allen anderen Waaren find für 
Rechnung fämmtlicher (beitretenden) Kantone zu beziehen; ver 
Tranfit für alle Waaren und Erzeugniffe bleibt von jeder neuen 
30llauflage frei; die Leitung und Oberaufficht des Ganzen fteht 
bei dem Vorort (Uebereinfunft vom 27. und 28. Auguft 1822). 
Der Große Rath von St. Gallen, außerordentlich einberufen, 
genehmigte fie am 17. Dftober, nach fruchtlofem Widerſpruch 
Meßmer's. Das Ergebniß des Konkordates war ein Flägliches. 
ALS gegen Ende Dezember’s vefjelben Jahres die St. Galliſche 
Regierung die unerläßliche Volziehungsverorbnung erließ, waren 
(nebft St. Gallen) erft die Kantone Bern, Luzern, Uri, Gla— 
rus, Zug, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, Appenzell, Aar—⸗ 
gau, Thurgau, Waadt und der Halbfanton Unterwalten nid 
dem Wald definitiv beigetreten. Demnach waren der Weften 
und der Dften der Schweiz durch den Nichtbeitritt von Zürich 
und Schwyz ganz von einander getrennt und mußte, behufs 
Vollziehung, an der äußeren Grenze der aus St. Gallen, Ap- 
penzell, Thurgau und Glarus beftehenden Kantondgruppe nicht 
bloß ein Mauthforvon nad Außen, fondern auch ein folder 
gegen Zürich und Schwyz, dann gegen Graubünden, errichtet 
werden. So wurden Wyl, Rapperſchwyl, Schmeriton, Weſen, 
MWallenftadt und Ragatz Ein- und Austrittöftationen uud Zolls 
büreau's gegenüber den nicht beigetretenen Kantonen; Steinad, 
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Rorſchach, Rheined, St. Margarethen, Oberriet, Burgerau und 
Trübbab waren jolde gegen das Ausland. Die Vollziehungs— 
verortuung war in einer zu Frauenfeld gehaltenen Konferenz 
der öftlihen Stände Schaffhaufen, Et. Gallen und Thurgau 
(Appenzell war dur die Aborduung von St. Gallen vertreten) 
gemeinfam entworfen worden. Mit dem 1. Januar 1823 trat 
der Bezug des Retorfiongzolled ein. Bon nun an erhob fi 
ein leidenſchaftlicher Zank zwiſchen den Retorfioniften und ihren 
Gegnern dur die ganze Schweiz, beſonders heftig zwilchen ven 
Wortführern in Et. Gallen und Zürih, Müller-Friedberg und 
Ufteri; die Vollziehung blieb mangelhaft: die franzöfifche Ge- 
fandifchaft jchürte beftens die Glut. Luzern und Uri traten bald 
vom Konfordat zurüd. An ver Tagſatzung von 1824 entjchlof- 
fen fi die übrigen beigetretenen Kantone, dad Retorfionsfon- 
fordat auf den 1. Dftober gl. 3. aufzuheben. Die Schweiz 
war um eine überaus traurige Erfahrung reicher geworben, von 
nun an den Pladereien des Auslandes wehrlod ausgefegt. Im 
Frühjahr 1823 führten die auswärtigen Mächte, wohl in Folge 
des Veroneſer Kongrefies, Klagen über Dultung von Fremden 
in der Schweiz, welde nah Angabe der viplomatiihen Mit 
theilungen dortigen Aufenthalt zu gefährlichen Umtrieben gegen 
die rechtmäßigen auswärtigen Regierungen und tie Ruhe ihrer 
Staaten mißbraucten, fowie über verlegende Behandlung der 
Angelegenheiten auswärtiger Staaten in der ſchweizeriſchen Preſſe. 
Die Tagfagung erließ mahnende Beiclüffe an gefammte Kans 
tone, in beiden gerügten Beziehungen Allem zu begegnen, was 
die Stellung der Schweiz im europätfhen Staatenſyſtem und 
ihre Sicherheit gegenüber dem Auslande gefährden könnte. Die 
Beichlüffe waren einmüthig (14. Juli 1823) und die Zuftim- 
mung St. Gallen's mangelte jo wenig, als bei öfterer Beſtaͤ⸗ 
tigung derfelben, zu welcher ſich die Tagſatzung in den nachfol- 
genden Jahren bewogen fand. Die Betheiligung bei den Mili— 
tärfapitulationen mit dem König Beider Sizilien, die in. vieler 
Zeit megozirt und durch die Großmächte befürwortet wurden, 
lehnte St. Gallen ab. Mit ver königlich farbinifchen Regierung 
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geriet) der Kleine Rath in fchwierigen Konflift, als er nad) 
dem auf St. Galliihem Gebiet erfolgten Hinfchied eines fchon 
vor Jahrzehnten aus Piemont eingewanderten und in St. Gal- 
lifchen Landen verbürgerten Handeldmanned (Stephan Leiter, 
auch Sfaler genannt) den Territorialgrundfag bezüglich der Erb- 
theilung aud auf das in Piemont gelegene Vermögen des Erb- 
lafjerd geltend machen wollte und zu diefem Behuf bis zu all- 
feitiger Anerkennung feines Beichluffes ſeitens aller Erbberecd- 
tigten einzelne im Kanton St. Gallen erhebbare Erbtheile unter 
Sequefter legte (1824). Die Antwort aus Turin war die Se- 
‚queftrirung der dort und in Genua befindlichen Waarenlager 
St. Galliſcher Kaufleute. Die Angelegenheit verwidelte ſich 
auch dadurch, daß die farbinische Regierung die Erben noch als 
dortige Staatsbürger anfah, zu welder Rechtsanſchauung ein 
Theil der Erben felbft die Beweije beigebracht hatte. Es wurde 
bie außerordentliche Sendung des Oberftlieutenants Joſeph Kunk— 
ler nah Turin erforderlih; der Sequefter wurde aufgehoben, 
aber die Regierung von St. Gallen mußte fich die Anwendung 
der fardiniſchen Geſetze bezüglich der in Streit gelegenen Ber: 
laflenfchaftstheile gefallen laſſen. 

In Finanzfachen änderte fih wenig. Aber theils zur 
Schuldentilgung, theild für Beftreitung neuer Bebürfniffe waren 
erhöhte Vermögensfteuern nöthig; von Denjenigen, deren Ber: 
mögen nicht wenigftens 500 Gulden betrug, wurde zu Handen 
der Staatsfaffe eine Haushaltungsfteuer von 30, fpäter won 
36 Kreuzern erhoben. Auch auf Erhöhung anderer Einkünfte 
mußte Bedacht genommen werben. Der Salzpreis wurde durch 
gängig um einen Pfennig vom Pfund erhöht; bald nachher 
aber wurde in Verwaltung dieſes Monopols eine grundfägliche 
Aenderung vorgenommen, der ftufenmweife Preis (nad Entfer- 
nungen) abgeichafft, und verordnet, daß von Anfang 1825 an 
das Pfund Salz zu 40 Loth in allen Gemeinden des Kantons 
gleihmäßig zu 4 Kr. verkauft werde. Almälig waren auch bie 
Getränfsabgaben, die längere Zeit unter dem Namen von Ohms 
geld bezogen wurden, gefteigert worden. Die jchwierige Er- 
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mittlung des Ohmgeldes gegenüber ven Pflichtigen führte ven 
Großen Rath zum Beichluffe, gefammte SKleinverfäufer von Ge— 
tränfen, dann SBintenfchenfen und Tavernenwirthe mit jährlichen 
Patenttaren zu befteuern, deren geringfte auf 12, vie höchfte 
auf 220 Gl. feftgelegt wurte; daneben wurde die befonbere 
Konfumogebühr, die ſchon feit Jahren von allem ausländiſchen 
Getränke, dad in den Kanton zum Verbrauch eingeführt wurde, 
zu erheben war, auf alles Getränf ausgedehnt, gleichviel ob es 
jchweizerifchen oder ausländiichen Urfprungs jei (1824). Bon 
Zeit zu Zeit geichahen Schritte, fih "ver noch im Beſitz des 
Staates befindlihen Domänen zu entledigen; jo wurde die Bes 
figung Schloß Forfted, Gebäude und Güter, mit einziger Aus— 
nahme von 9 Jucharten Wald, zufammen um 21,800 Gl. an 
einen Brivaten verfauftz ebenjo einiges Gelände rings um ben 
Thurm des Schloffes Blatten bei Oberriet; den Thurm ſelbſt 
aber behielt der Staat als Eigenthum. 

Längere Zeit war die St. Galliiche Regierung durch eine 
heftige Fehde mit dem Kanton Thurgau in Anjpruch genommen. 
Dortige Staatöbehörde bewilligte der Gemeinde Ridenbach vie 
Errichtung eines Kornmarktes und zwar auf ben für den nahen 
Wyler Markt beftimmten Tag; jener neue Marft wurde zum 
allgemeinen Wochenmarkt. Dadurch war die gewerbliche Exiftenz 
der alten Marktſtadt Wyl und waren aud die dortigen alten 
Zollrehte bedroht. Regierung und Großer Rath von St. Gallen 
traten für deren Handhabung in die Schranken; der Kleine 
Rath verbot den Landesbewohnern das Feilbieten von Bieh, 
Lebensmitteln und andern Erzeugniffen auf dem neuen Riden 
bader-Marft (Februar 1818); Thurgau unterfagte, repreflalien- 
weile, den Beſuch des Wyler⸗Marktes und dehnte das Verbot 
jelbft auf die Käufer aus; durch die St. Gallifche Anordnung 
war der Markt von Rickenbach empfindlicd getroffen, der Ge 
meinte Wyl aber dennoch nicht gründlich geholfen; der dortige 
Verkehr ſank. Der unerbauliche Handel wurde mittelft Vertrags 
beigelegt, durch welden Thurgau auf den eigenen Markt ver 
zichtete, St. Gallen hinwieder fich verpflichtete, tie Thurgauer 
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auf dem Markt in Wyl den Eigenen gleich zu halten und vom 
Ertrage der Wyler Marftgebühren %,, oder runde 200 Gl. 
jährlih, an Thurgau zu überlaffen (1819). St. Gallen ge- 
riet) mit Glarus in Prozeß über die Tragweite des Schifffahrts- 
vertraged vom J. 1809; mit den durch diefen Vertrag den 
Glarnern gewährten Berechtigungen waren fie nicht zufrieden; 
fie ſuchten völlige Aufhebung des St. Galliihen Monopols. 
Sie waren berechtiget, Korn und Salz für eigenen Bedarf von 
Wallenſtadt aus bireft an die eigene Suft (Biäſche) zu fpediren 
und dieſe Gegenftände auch durch eigene Schiffleute dorthin zu 
verführen, Alles jevoh gegen Erlegung einer Abfuhrgebühr. 
Für ale übrigen Waaren glaubten die St. Galliſchen (MWallen- 
ftabter und Weſener) Sciffleute das ausfchließliche Transport- 
recht zu. befigen. Die Glarner forverten dagegen, daß fie auch 
für diefe andern Waaren gleiche Berechtigung haben follen, wie 
für Korn und Salz. Der Streit gelangte an das eidgenöfftfche 
Recht; Schiedsrichter waren Altlandammann Sidler von Zug 
und Staatsrath Ufteri von Zürich, legterer von St. Gallen ges 
wählt. Schultheiß Amrhyn von Luzern wurde Obmann. Nach 
fangen PVBorverhandlungen erging mit Stimmenmehrheit ver 
Spruch: der Angehörige des Kantons Glarus fei befugt, bie: 
jenigen ihm eigenthümlich zuftchenden Waaren, welche durch 
Schiffleute des Kantons St. Gallen von Wallenftabt jeeabwärts 
zu führen find, nach feinem Belieben entweder nach Weſen oder 
nady der Biäſche führen, und: in legterem Falle in Wallenftabt 
verzollen zu laſſen; die Koften wurden halbirt (Richterſchwyler 
Spruch vom 18. Dezember 1824). Die St. Galler Abgeord- 
neten kamen höchft erbittert über das Urtheil nad Haufe zurüd. 
Diefer Monopolhater gab dem Kleinen Rathe von St. Gallen 
noch mehr zu Schaffen; zur Sicherung St. Gallifcher Rechte ver- 
ordnete er. (1825), daß alle Waaren, welche durch den Kanton 
St. Gallen zur Spedition über den Wallenſee nah Wallenftabt 
beftimmt feien, ohne Abweichung von der Landftraße, nad Weſen 
geführt, dortjelbft abgeladen und nur durch St. Galliſche Schiff: 
leute von da über Wafjer geführt werden jollen. 
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Straßen» und andere Bauunternehmungen waren noch 
immer auf der Tagesordnung. Meßmer nahm die Herftellung 
der großen Handelsſtraße von Rorihah und Rheined an bie 
Graubündner-Örenze wieder auf. Soldes lag im höchſten In— 
terefie ded Kantons überhaupt, dann auch in der Pflicht ver 
Regierung gegenüber dem Bezirf Sargand. Der Straßenbau 
am Scholberg wurde zunächft in Angriff genommen. Der Große 
Rath gab feine früheren Bedenken auf; er bewilligte ven auf 
61,000 Gl. veranjchlagten Bau durd den Felsabhang längs 
und zunächft des Rheins, womit der gleichzeitige Bau einer 
langen Strede Dammftraße durch die Sümpfe oberhalb jenes 
Abhanges bis Bild verbunden wurde (28. April 1821); bis 
dahin war der Verkehr auf eine viel höher gelegene fteile Saum- 
ftraße verwieſen. Der Teſſiner Ingenieur Julius Pocobelli nahm 
den Bau in Afford und führte ihn, mamentlih durch Zuzug 
Richard Lanicca’s aus Graubünden als Bauaufiehers, zu all- 
gemeiner Zufriedenheit aus; Ende 1822 fonnte die neue Straße 
dem Berfehr übergeben werden. Als etwelder Erfah für bie 
Baufoften am Scolberg folgte der Bezug eines bejonberen 
MWeggelded. Dur den großräthlichen Baubeſchluß wurde bie 
Regierung angewiefen, die oberhalb und unterhalb des Schol—⸗ 
berges nothwendig werdenden Korreftionen durch die „Pflichtis 
gen“ auf deren eigene Koften ausführen zu laſſen. Dieſe Laft 
fiel aljo in der Regel den Gemeinden zu. Der Verkehr zwiſchen 
Rorſchach und Arbon wurde beförbert durch den Bau einer ftatt- 
lichen neuen Brüde über die Goldach, ftatt des früheren Fuß: 
gängerfteges, zu welchem Bau fih vie beiden Kantone - St. 
Gallen und Thurgau brüderlih vereinbarten. An ver Linth 
wurden unter ber fteten Theilnahme der St. Gallien Ber 
hörden die Arbeiten durch den unermüdlichen Ejcher rüftig fort- 
gejegt und endlich zu gebeihlihem Ziele gebradt. Bon den ver 
ſchiedenen Kanalftreden, welche jeit Beginn des Baues in Ans 
griff genommen worben, war bie legte, der „Benkener⸗Kanal“, 
am 17. April 1816 eröffnet worden. Bon dann an ftrömte 
die Linth, von ihrem neuen Ausflug aus dem Wallenjee bis 
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hinab in den Zürider-See, in dem neu gegrabenen Bette von 
70,000 Zuß Länge durch das fchöne Thal hin; das ehedem 
verfumpfte Land freute fich feiner allmäligen gänzlichen Ent- 
wäflerung; bie zahlreichen Schiffe, welche den Verkehr zwiſchen 
beiden Seen vermitteln follten und vorher oft zwei bis breit 
Tage lang zwilchen den unftäten Sandbänfen des alten Linth- 
betted ſich mühſam hatten durcharbeiten müſſen, oft auch ges 
nöthiget waren, bie Hälfte ihrer Ladung auszufegen, um mit 
der andern Hälfte fümmerlich vorwärts zu kommen, Fonnten 
‚ nun den Weg von einen See zum andern eben fo ficher als 
leicht in anderthalb bis zwei Stunden zurüdlegen. Doch waren 
noch mande Berftärfungs- und Bollendungsarbeiten da und dort 
an den meiften Kanälen nothwendig, und die Ausgaben wollten 
fein Ente nehmen. Zu ihrer leichtern Beftreitung waren fchon 
vorangehend die neueften Kantone nach ihrem Eintritt in ven 
Bund um Unterftügung der Unternehmung angegangen worben, 
in Folge deſſen Neuenburg und Genf durch Uebernahme zahl: 
reicher Aftien fich betheiligten. Ejcher jchrieb feinen legten Be— 
richt über den Linthforreftionsbau am 2. Juli 1822; im fom- 
menden Jahre (9. März) ftarb der vaterländiihe Mann, all 
zufrüh. Der Stand Zürich ehrte das Andenken feines verbien- 
ten Mitbürgers und Magiftraten mittelft Urkunde vom 12. Juni 
1823, durch welde die Züriher Regierung Eſcher'n jelbft und 
feinen männlihen Nachkommen ‚den Ehrennamen „Eicher von 
der Linth“ verlieh, eine Anerfennung, welder die andern bes 
theiligten Kantone, St. Gallen am 20. genannten Monats, urs 
kundlich beipflichteten. Diefem Beichluffe folgte eine Berfügung 
der Tagſatzung, welde ven BVerftorbenen durch Errichtung einer 
Gedenktafel am Biberlifopf und Berleihung einer dieſem Denf- 
mal entjprechenten goldenen Denkmünze an die nächlten Kamilien- 
glieder Eſcher's zu ehren beichloß (14. Auguft 1823). Dur 
einen zweiten Beſchluß von obigem Tage, dem eine allgemeine 
Beaugenfcheinigung gefammter Linthwerke durd Beauftragte aller 
Betheiligten und ein befriedigender technifcher Befund voran- 
gegangen war, übergab die Tagfagung die Kanäle und Zus 


— 480 — 


gehör zur fünftigen Unterhaltung den drei betheiligten Kantonen 
zu Handen ihrer Genofjamen. Der Große Rath von St. 
Gallen ſprach jeinerjfeits die Uebernahme verfelben durch Defret 
vom 3. Dezember 1823 aus. Die Vollendungsarbeiten wurden 
noch längere Zeit fortgefegt; Ende 1827 Hatten die Geſammt— 
ausgaben für das Unternehmen die Summe von 984,508 Fr. 
2 Rp. erftiegen. Die früheren zwei Linthfommilfionen, von 
denen die eine den Bau, die andere das Bodenſchatzungsgeſchäft 
zu beforgen gehabt Hatte, wurden aufgelöfet; an beider Stelle 
trat, von der Tagjagung das erftemal im 3. 1822 gewählt, 
die neue Linthpolizeifommiffion; Kantonsrat Ignaz Gmür von 
Schänis war lange Jahre das St. Galliihe Mitglied derjelben. 

Am Rhein hatten nicht bloß die Ueberſchwemmungen von 
1817 die öffentlihe Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt, fonvern es 
war aud die Bejorgniß eines möglichen Durchbruches deſſelben 
über die Sarganfer-Ebene nah dem Seez⸗ und Linthgebiet ent- 
ftanden. Lebhafte Phantaftien fahen im Geifte bereits die Ge 
waſſer des Rheinftromes mit jenen der Limmat und der Reuß 
auf ganz neuem Wege vermiſcht. Meßmer und Eſcher pflogen 
darüber Briefwechſel; die Tagſatzung berieth den Gegenftand 
jhon von 1816 an. Ihrem Befehl zufolge wurte die Sadlage 
durch eine eidgenöffifhe Expertentommiffion unterfuht. Im 
Namen vderfelben erftatteten Ejcher und Ingenieur Salomon 
Hegner von Winterthur Berichte, in Folge deren die Gefahr 
eined Durchbruches des Rheines nach dem Wallenfee nicht außer 
dem Bereiche der Möglichkeit zu liegen ſchien. Eſcher naments 
ih jhilderte in feinem Bericht die Folgen eines foldhen Durd- 
brucdhes für die Kantone Graubünden, St. Gallen, Glarus, 
Schwyz, Zürih und Aargau und drang auf vorbeugende Maß— 
regeln. Im folgenden Jahr berichtete Zulla, der großherzoglid 
badische Wafferbaudireftor, über die gleiche Frage, weſentlich im 
Sinne wie Eicher. Zur Abwendung der mächften Gefahr em- 
pfahl er den Bau eines hohen und ftarfen Dammes oberhalb 
Sargans von einem Gebirg zum andern, zu gründlicher Abhülfe 
dann eine durchgreifende Rheinkorreftion bis an den Bodenſee 
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hinab (4. Auguft 1819). Die betheiligten Stände Fonferenzirten. 
Kühlere Anfichten überwogen. Die Taglagung verfügte weiter 
nicht und der Rhein blieb feinem alten Rinnfal treu. 

St. Gallen, obwohl mit den Anträgen Eſcher's einver- 
ftanden, hatte am Rhein noch; näheren Gefahren zu begegnen. 
Korreftionsarbeiten im Großen waren zwiſchen den Nachbar» 
ftaaten noch nicht vereinbart. Um fo nöthiger war örtliche Hülfe 
da und bort, wo bie UÜferbewohner in den untern Abtheilungen 
des Rheins mit Wuhr- und Dammbrüchen und baherigen Ueber- 
ſchwemmungen bedroht waren. Bei folden Arbeiten forgte jede 
Gemeinde, jeder Wuhrbezirf auf dem dieß⸗ und jenfeitigen Ufer, 
in der Regel nur für fih. Solches war der Fal im Jahr 
1822 bei St. Margarethen; die Wuhren viefer Gemeinde be- 
drohten die jenfeitige Gegend; dortige Gemeinden klagten; St. 
Gallen brachte die Widerflage, daß Höchſt feine pflichtigen 
Schugbauten verfäume, in Folge defjen Gefahr walte, daß der 
Rhein aus dem Scheitel des fogenannten „Eſelſchwanzes“ (Na- 
men einer großen Konfave des Stromes in dortiger Gegend) 
den geraden Auslauf in den Bodenſee nehmen werde. Gt. 
Gallen verlangte Abhülfe. Der Streit wurde heftig; der ein- 
zige anmwejende Techniker, Ingenieur Duile aus Innöbrud, er- 
Härte: Abhülfe ſei nur möglich entwerer mittelft eined Durch» 
ſtiches dur die große St. Margarether Erdzunge („Reben- 
graben“ genannt) oder dann aber durch die direkte Ableitung 
des Rheinftromd aus jener Konfave hinab (Augenjchein und 
Konferenz am 26. November 1822). Die Regierung von St. 
Gallen ſah in der Lage der Sade und in den Erklärungen des 
öfterreichiichen Technikers jo hohe Gefahr für die dießfeitigen 
Landedintereffen, daß fie in mehreren Bejchwerbefchreiben, pro⸗ 
teftirend gegen jene abfichtlihe oder unabfichtliche direkte Ab- 
leitung des Rheines in den Bodenfee, den Vorort Bern um 
Schuß und Beiftand gegenüber der öfterreichiichen Behörde er- 
juchte; fie ftellte ver eidgenöffiihen Behörde vor, daß in bejag- 
tem Falle die Rheinmündung für die Schweiz verloren gehe, 
die Schifffahrt unter fremde Meifterfchaft zu nn kaͤme, bie 
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gewerbreihe Stadt Rheineck auf das Trodene verfegt, auch bie 
ſchweizeriſche Militärlinie gefährbet würde (Juni 1823). Der 
Vorort, weniger higig, wartete das Weitere in Ruhe ab; St. 
Gallen und der öfterreihiiche Nachbar aber ftritten noch länger, 
Zahr um Jahr, über dad Mehr oder Weniger der Gefahr und 
über gegenfeitige Pflichten. Der Rhein verließ auch hier fein 
altes Bett nicht. 

Ueber das Geſuch des fatholifhen Großrathskollegiums von 
St. Gallen um Erhebung des ehemaligen Drdinariatd zu einem 
Bisthum für den Kanton beobachtete der Papft längeres Still— 
ſchweigen. Ende 1818 erjegte Bincenz Macchi, Erzbifchof von 
Nifibi, den Nuntius Zen in gleicher Eigenfhaft. Regierung 
rath Gmür verfügte ſich, im Auftrag des Fatholifchen Admini— 
ftrationsrathes, zu dem neuen Nuntius nad Luzern, diefem bie 
nöthigen und von ihm jelbft gewünjchten Aufflärungen über vie 
ganze Angelegenheit zu geben. Machi, wenig erbaut, erwies 
derte, daß dem Lande St. Gallen am beften durch Wiederher⸗ 
ftellung des Stiftes entiprochen würde, erhielt aber von Gmür 
die mündliche und fchriftlihe Darlegung, daß nad der nun 
mehrigen Lage der Sahen im Kanton jene MWiederherftellung 
ſchlechterdings unmöglich geworben, den Kanton in Unfrieden, 
die Katholiken in Nachtheil fegen würbe; für diefe fei der fer 
nere Befis und Genuß tes ehemaligen Stiftövermögens eine 
abfolute Nothwendigfeitz denn „arm und aller Hülfsmittel ent 
blößt, könnte vie Katholizität neben den reichen Reformirten 
nicht beſtehen“. Der Nuntius aber erflärte- fih ohne alle Bers 
haltungsbefehle über dieſen Gegenftand zu fein.) Mit ven 
übrigen ehemaligen Konftanzer Bisthumskantonen wurde abge 
rechnet; von dem Dotationsfonde von 300,000 Gl. fielen dem 
fatholifhen Theile St. Gallens 60,594 Gl. 12 Kr. zu. Diejer 
Betrag wurde dem allgemeinen Fond ter Katholifen einverleibt. 
Am 16. Septeniber 1819 ftarb ter apoftoliiche Vikar Göldlin 
v. Tieffenau; nun neued Proviforium für die ehemaligen Kons 

1) Falk: Hiftorifche Fragmente über die Bisthumdangelegenheit. Hands 
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ſtanzer Diözeſantheile. Gmür fand den Fürſtbiſchof von Chur, 
bei perſönlichem Zuſammentreffen in Schänis, nicht nur bereit 
zur Uebernahme der proviſoriſchen Adminiſtration, ſondern auch 
zur bleibenden Vereinigung St. Gallens mit dem Bisthum Chur. 
Der Adminiſtrationsrath erneuerte nun durch Schreiben an den 
Heil. Vater die Bitte um Unterhandlung über die Hauptſache 
und verband damit zugleich das Geſuch um Uebertragung jener 
proviſoriſchen Verwaltung an Chur, Gewähr um fo mehr 
hoffend, ta ſchon ein Theil des Landes unter Chur gehöre 
(19. Oktober 1819). Die Regierung jah den gejchehenen Schritt 
ungern, da fie der Meinung geweſen, er hätte durch ihre Da— 
zwifchenfunft gejchehen follen; von unmittelbarer Korreſpondenz 
ver Fatholiihen Behörde mit dem Papſt beforgte die Regierung 
allen Einfluß in die geiftlichen Angelegenheiten zu verlieren. 
Papſt Pius VII. war erwähntem Gefuch bereit durch allge» 
meine Verfügung zuvorgefommen, welche gefammte jchmweizerifche 
Bisthumstheile, die Göldlin proviforifch verwaltet hatte, in 
gleicher Weife unter die Verwaltung des Fürftbiichofs von Chur 
ftellte (Breve vom 9. Dftober). Die Regierung vernahm diefe 
Berfügung in fo weit mit Beifall, ald fie in ihr eine neue 
Gewähr für die Vernichtung des Stiftes erblidte. Eine Abs 
ordnung des Fatholiihen Adminiſtrationsraths verfügte fich zum 
Fürſtbiſchof nah Chur, beglüdwünjchte ihn zu der Stelle eines 
Arminiftratord und nahm die Erklärung feiner Bereitwilligfeit 
entgegen, den Bebürfniffen ver St. Galliſchen Katholifen nad 
beften Kräften Genüge zu thun, wie er amberfeits feft ent— 
ſchloſſen jet, kirchliche Ordnung nad Pflicht zu handhaben. Im 
Laufe der Unterredung brachte der Biſchof auch die Vereinigung 
der St. Gallifchen Gebiete mit Chur zur Sprache, und verhieß 
in diefem Falle, für jene einen eigenen Generalvifar zu beftellen, 
übrigens auch perſönlich die Hälfte des Jahres daſelbſt Refivenz 
zu halten. Nicht fo rofenfarben, wie die Unterhänpfer, ſahen 
Antere die Beftrebungen zumal für Gründung eines eigenen 
Bisthums an. Der Fatholifhe Adminiſtrationsrath hatte im 
Frühjahr 1819 wie gewohnt ven Amtsbericht auch über feine 
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Thätigfeit in diefer Richtung dem Großrathskollegium vorgelegt. 
Da erging von Seite der Prüfungskommiſſion ſcharfe Mahnung 
gegen Schmälerung der Fatholifhen Fonde, mit welcher bie 
Katholiten durh Errichtung eined eigenen Bisthums unaus- 
weichlid bedroht wären; es jeien jene Fonde eine unverfiegbare 
Duelle des Segens für die St. Galliihen Katholifen; deßhalb 
folle man eiferfühtig dafür forgen, „daß fie ungerfplittert auf 
unfere Nachkommen übertragen werden”. Mit Bezug auf das 
Provijorium wurde von der Perſon des Biſchofs mit Zutrauen 
geſprochen; über die Eurie in Chur dagegen, ald zum Theil 
fremden (tiroliichen) Urjprungs, Bedenken erhoben. Anlaͤßlich 
wurbe die Entjchievenheit belobt, mit der die fchweizerifchen Alt: 
vordern jura circa sacra gehandhabt (Kommijjionsbericht vom 
Dezember 1819). Die Kommiffion war fomit gegenüber dem 
Beihluß vom Jahr 1817, deſſen Verwirklihung von der über- 
wiegenden Mehrheit der Katholifen angeftrebt wurde, in offene 
DOppofition getreten. Berfafler des Berihts und Haupt diefer 
Dppofition war Müller-Friedberg, Sohn, Er war Sofephiner 
durch und durch, daher abhold allen Beftrebungen der römijchen 
Kurie, die fih auf katholiſche Reftaurationen in oder außer dem 
Kanton St. Ballen bezogen; jcharfer Kritifer, berebt, in Wort 
und Schrift farfaftiih, daher von ver Fatholifhen Partei ge 
fürdtet. Er war in Wirklichkeit auch der Wortführer in ven 
weltlihen Behörden für jene Glieder der katholiſchen Geiſtlich— 
feit, welde, als Berehrer ehemaliger Weſſenberg'ſcher Kirchen- 
leitung, der Nuntiatur und den zur Zeit waltenden Reftaura- 
tionsbeftrebungen innerhalb der Fatholiichen Kirche, mißtrauiſch, 
oft ſelbſt feindfelig, gegenüberftanden. Almälig machte fich ver 
Ehurifche Biihof auh in dem ehemals Konftanzifchen Theile 
von St. Gallen befannt. Er erjchien zur Epenve ver heil. 
Firmung (1820). Die Regierung nahm ihn gut auf und ers 
wies ihm mögliche Ehren; der Biſchof hinwieder gefiel, aud 
Unbetheiligten, ob feiner edeln Umgangsformen. In diefer Zeit 
erihien, da Machi nad Paris verjegt worden, abermals ein 
neuer Nuntius, Graf Ignaz Nafali, Erzbiihof. von Eyrus; der 
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katholiſche Adminiftrationgrath Fnüpfte fofort mit dem neuen 
Bevollmächtigten des päpftlihen Stuhles geſchäftliche Verbin— 
dungen an, damit endlich die oft beſprochene Unterhandlung über 
die Hauptjache eröffnet werde; er (Adminiftrationsrath) werde 
nichtd verlangen, ald was mit der Gerechtigkeit verträglich; fo 
Ihrieb er an den Nuntius. Hohen Ernſtes erwiederte dieſer: 
gerechter und angemefjener in dieſer Sache fünne nichts fein, 
ald was der Heil. Vater dur fein Breve „Inter tot et tan- 
tas (acerbissimi doloris causas)*, vom 12. Juni 1816, ges 
wünſcht und ausgeiprochen habe. %) Man jolle dem Stifte feine 
Güter zurücftellen, der Abt dann würde Biſchof, das Stift 
durch fein Kapitel die Kirche und das Seminarium beforgen; 
jo jei nach den St. Galliſchen Wünfhen das Bisthum gegrüns 
det und gleichzeitig dem Anliegen des Heil. Vaters Genüge ges 
than, wogegen ohne ſolche Herftelung Bisthum, Kapitel und 
Seminarium erft und bejonders dotirt werden müßten; in obis 
gem Sinne fei er bereit, die Angelegenheit zu gutem Ende zu 
führen (24. Dftober 1820). Gmür war fofort zu einem Abs 
Ichlag entihloffen: das Klofter könne man nicht herftellen, und 
da man das Bisthum nicht gewähren wolle, jei nun am Beften, 
von der durch das Fatholifhe Großrathöfollegium bereits im 
Junti gl. J. eventuell gegebenen Vollmacht zum Anſchluß an ein 
anderes Bisthum Gebrauh zu machen, und das könne fein ans 
deres als Chur fein. So wollte die Aufftellung einer eigenen 
geiftlihen Zurisdiftionsbehörde im Kanton verhindert werben. 
Falf, der hierin nichts anderes jah, als die Neigung, „deſto 
ungehinderter auch in geiftlihen Sachen herrihen zu können“ 
und den ganzen Fatholiichen Bond in weltliher Hand zu behal 
ten, ?) war erbittert über das Vernommene, leiftete nad) Kräften 
Widerſtand und drang auf eine Antwort, welche zwar einerfeits 
die Unmöglichkeit der Wiederherftellung des Stiftes darftelle, 


1) Es ift dies jenes päpftliche Mabnfchreiben zur Wiederherftellung des 
Stiftes, auf welches die Fatholifchen Behörden dem Heil. Vater feine Sylbe 
geantwortet Hatten. 
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anderſeits aber die Bereitwilligfeit ausipreche, das eigene Bis- 
thum nebft Seminarium und theologijbem Studium genügend 
zu botiren, diefe und übrige höhere Schulanftalten durd eine 
(firhlihe) Korporation verwalten zu laſſen. Man fchritt vors 
läufig zum Mittel einer Kommiffionsberathbung. Warmer Kampf 
entipann fich, namentlich darüber, ob denn das eigene Bisthum 
für das ganze Land oder nur für den ehemaligen Fonftanzijchen 
Theil gemeint ſei; das Großrathöfollegium habe im 3. 1817 
das erftere gewollt; nie werden die oberen Bezirke die Berwen- 
dung ded Bonds für ein engeres St. Galliihes Bisthum ger 
währen; fo ſprachen Gmür, Reutti, Helbling von Rapperſchwyl. 
Starf trat das Beftreben einzelner Kommiffionsglieder hervor, 
jenen Beihluß vom 3. 1817 zu umgehen oder fallen zu lafjen 
und die Löfung der Aufgabe in einfahem Anſchluß an Chur 
zu ſuchen. Gmür und Falk entzweiten ſich bei dieſem Anlaß 
zeitweilig. - Vertrauliche Erplifationen zwiſchen vielen beiden 
fatholiiben Häuptern folgten; Gmür gab dabei feinen ganzen 
Plan fund: Bereinigung der St. Galliihen Katholifen durch 
die gemeinfamen Fonde der Stifte St. Gallen und Schänis; 
ihre Hebung zu angefehener und imponirender Stellung im 
Lande; zu diefem Ende auch ökonomiſche Förderung bderjelben 
mittelft Erziehung und Unterftügung. Falk entgegnete: das jei 
gewiß auch fein Streben jeit 1808 geweſenz aber e8 fjolle nicht 
auf Koften der Firchliden Rechte und Snftitute des bisherigen 
St. Galliihen Ordiniariatsgebieted gefchehen; vor Allem jei der 
Untergang jeiner kirchlichen Snftitute zu verhüten, das St. Gal- 
liſche Bisthum alfo anzuftreben felbft alsddann, wenn die Ver— 
einigung der Churiſchen Antheile mit demſelben nicht erhältlich 
wäre. Den Katholifen dieſes Landestheild könne man nicht 
zumuthen, auf ale Vortheile früherer eigener Firchlichen Ein- 
rihtungen zu verzichten und varüberhin noch die Fonde herzus 
geben, beziehungsweije fie mit dem anderen (dem oberen) Lan— 
beötheile zu theilen. An den Nuntius erging endlich die Ants 
wort: die Wiederherftellung des Stiftes liege gänzlich außer der 
Befugniß und außer der Macht der Fatholifhen Behörde St. 
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Gallen's; bejonvdere Verhältniffe erheiichen vielmehr die Grün 
‚ dung des Bisthums für den Fatholiihen Theil St. Gallen’s, 
wie foldhe bereit durch Schreiben an den Heil, Vater vom 
18. September 1817 gewünjcht worden; die Haupterforderniffe, 
Kathedrale, Seminarium u. f. w., feien bereitö vorhanden; zur 
genügenden Dotation ded Ganzen habe man Willen und Hülfs- 
mittel; den vielen Krifen, die über das Land ergangen, jollte 
eheftens durch Erfüllung obiger Bitte ein Ende gemacht werben 
(22. Dezember 1820). Mit ernftem Bedauern über die herbe 
Zurüdweifung des Vorſchlages, der mit der Errichtung des St. 
Galliſchen Bisthums zugleich die Klofterforporation hergeftellt 
hätte, ging endlich der Nuntius in die neueften Wünſche ein; 
dadurd fehlen jedenfalls ein St. Gallifches Bisthum geſichert. 
Man fchritt zur Bormulirung des Projefts. Die Aufgabe fiel 
einem meuen Ausichuffe zu (Gmür, Falk, Reutti, Dudli und 
P. Theodor Wick, damals erfter Pfarrer an ver Stiftskirche 
und Mitglied des Fatholiihen Adminiſtrationsrathes). Wid 
jcheint hier großen Einfluß geübt zu haben; tenn jene Herren 
vereinigten fich zu dem Plan, Gymnafialanftalt und pfarrliche 
Paftoration mit dem Bisthum zu verbinden, das ganze für dieſe 
Anftalten aufzuftellende Kapitelsperjonale in einem Konvikt zu 
vereinigen, ſonach unter gemeinfame Hausordnung zu ftellen, mit 
gemeinfamem Tiſch. Wick wollte noh mehr: „Stabilität” für 
gefammtes Perſonal, mit,anvern Worten, Lebenslänglichfeit der 
von den Einzelnen übernommenen Firchlihen Stellen und SPflich- 
ten, annähernd aljo Flöfterlihen Beftand. So weit zu gehen, 
verwarfen die anderen Kommilfionsgliever. Endlich verftänkigte 
man fich zu folgendem Plan: Errichtung eines eigenen Bisthums 
für den ganzen Umfang des Kantons; ein am Hauptort zu er- 
richtendes Kollegium bildet deſſen Grundlage; daſſelbe befteht 
aus 22 nad vorgejchriebener Hausordnung beifammen lebenden 
Prieftern; nach erfter Wahl ergänzt fib das Kollegium jelbft, 
doch bebürfen alle Wahlen der Zuftimmung des Adminiftrationd- 
rathes; das Kollegium beforgt den öffentlichen Gottesdienft in 
der Kathebrale und die Seeljorge am Hauptort; deßgleichen alle 


= ME: 
höheren Unterrichtsanftalten der Katholifen; es gibt ans feiner 
Mitte 18 Mitglieder in das Domkapitel; den 22 Kollegianten 
werben 4 Portherren oder Kapläne beigegeben. Zu den 18 
Refidentialfanonifern fommen 6 foranei (auswärtige); Dombes 
fan, Offigial und Domcuſtos bilden den Rath des Biſchofs; bie 
erften 18 Kanonifer werden vom Kollegium, die 6 foranei vom 
Adminiftrationsrath gewählt; in der Zufunft ergänzt fi das 
Domkapitel jelbftz auch diefe Wahlen bevürfen der Zuftimmung 
des Adminiftrationsrathes; der erfte St. Galliſche Biſchof ſoll 
im &inverftändniß zwiſchen biefer Behörde und dem Domfapitel 
ernannt werden; in der Folge wird der Bilhof vom Domkapitel 
frei aus feiner Mitte gewählt; dem Biſchof ift würbegemäßer 
Unterhalt nebft einem Baarbetrag von jährlichen 1500 Gl. zur 
gefihert; die DOrganifation und Befugniffe eines Konfiftorials 
rathes werben im inverftändniß zwiſchen Biſchof und Admini— 
ftrationsrath, feftgeftellt; deßgleichen ver Tarif über Sporteln und 
deren Verwendung; wollen in der Folge andere Gebiete dem 
St. Galliſchen Bisthum einverleibt werden, jo hat das Dom 
fapitel unter unmittelbarer Mitwirfung des Adminiftrationsrathes 
die Unterhandlung darüber zu pflegen. Für ven Fall höherer 
Genehmigung ded Projektes waren bereits auch Statuten für 
das Kollegium der Zweiundzwanzig entworfen, welche deren 
BVerrichtungen näher bezeichneten; ihm follten, nebſt den kirch— 
lihen Berpflihtumgen, unter denen jene der Chorftunden in ber 
Kathedrale aufgezählt find, das Seminar und das theologilde 
Studium; das philofophifche Studium; die katholiſche Stifte 
bibliothek nebft Archiv; die unteren Gelehrten oder Gymnaſial⸗ 
ſchulen; jener Theil der Lanpfchulen-Aufficht, welchen ihm ver 
Adminiftrationsrath übergeben würde, zur Bejorgung und Lei 
tung anvertraut werben; den Kollegial- beziehungsweile Bis— 
thumsfond hätte es ſelbſt zu verwalten gehabt. Thatjächlid 
verband alſo das Projekt Flöfterlihe Ordnung mit dem gewünſch⸗ 
ten Bisthum. Unverweilt gelangten die Defane ver ſechs Land- 
fapitel ehemals Fonftanzifchen Sprengeld, Dominif Schmid voran, 
dann Blattmann in Bernhardzell, Michael Euftor in Rapperſch⸗ 
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wyl, Joh. Kafpar Wölfle in St. Peterzel, Meinrad Ochsner in 
Henau und Joh. Jakob Zurburg in Au, mit dem Erfuchen an 
den Adminiftrationsrath, vor dem Abſchluß die fatholifche Land- 
geiftlichfeit anzuhören, da ihnen, als „Hirten zweiten Ranges“, 
die geiftigen und religiöfen Bebürfniffe des Volkes zumächft bes 
fannt jeien (16. April 1821). Sie ſprachen im Auftrage aller 
Kapitel; die Gefinnung der Weltgeiftlichkeit war dadurch als 
gegnerifch erklärt. Solche Einmiſchung wurde ald unannehmbar 
angefehen, daher die Eingabe ad acta gelegt; es beſorgten nem⸗ 
ih die Urheber des Vorſchlages weitgehende reformatorifche 
Pläne jeitend der Defane. Der Sturm aber gegen den amts 
lichen Bisthumsplan legte ſich gleichwohl nicht; er überging viel- 
mehr in das katholiſche Großrathsfollegium ſelbſt, dem der Ad- 
miniftrationsrath jeine Vorſchläge mit dem weiteren Antrag 
empfahl, auf die Bafis verjelben mit der päpftlichen Nuntiatur 
in Unterhandlung zu treten und als Dotation für die ganze 
Diözefan-Einrihtung im Marimum ein Kapital von 800,000 
Gl. anzuweiſen. Eine Kommiſſion des Fatholifhen Kollegiums 
(Berichterftatter Bernold) ftellte fich entgegen, entmidelte und 
begründete einen wejentlich abweichenden Bisthumsplan (Kapi— 
tel von geringerer Zahl ohne Flöfterlihe Zuthat, Seminarium, 
theologifhes Studium, ehrenhafte Ausftattung des Biſchofs mit 
freier Wohnung und 5000 Gl. SJahreseinfommen, Gefammtdo- 
tation 530,000 Gl.). Falk und Reutti vertheidigten den admi— 
niftrationgräthlihen Borfchlag; Gmür fprad dagegen; der Land» 
ammann Müller-Friedberg ebenfalls. Mit bloß 8 Stimmen 
Mehrheit drang das große Kollegialprojeft durch (15. Juni 
1821). Der Sieg der Mehrheit glich einer Niederlage; fie 
war mit ftaatlicher Einfprache bedroht, da namentlich das Recht, 
die beſonders dotirte Fatholiiche Gymnafialanftalt in eine neue 
firhlihe) Stiftung aufgehen zu laffen, beftritten wurde. Der 
Adminiftrationsrath fühlte und anerfannte das Bedürfniß, fi 
den im Bernolv’shen Kommilfionsbericht ausgefprochenen An- 
fichten wejentlih zu nähern, berichtigte und vereinfachte das Pro⸗ 
jeft und jandte es in ganz neuer Geftalt dem Nuntius zu Hans 
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den des heiligen Stuhles (15. Juli); in diefem neuen Entwurf 
war das Kollegium ter Zweiundzwanzig befeitiget, einem Ka- 
pitel von 11 Mitgliedern nur Kirchliches nebft dem theologiichen 
Studium zugewiefen, für das Kapitel aber doch das Konvift 
beibehalten. Ihrerſeits verfammelten fih vie ſechs Dekane in 
St. Peterzell und beſchloſſen, unzufrieven über das rückfichtlofe 
Stillichweigen des Adminiftrationsrathes auf ihr Schreiben, die 
Eingabe einer Refurdadrefje an die Regierung zu Handen des 
„Jouveränen Großen Rathes” (30. und 31. Zuli). ) Anfangs 
1822 folgte die Antwort ded Nuntius: da man St. Gallifcher 
Seitd auf Bereinigung aller dortigen Gebiete zu einem Bis— 
thum beharre, Chur aber nicht noch mehr geſchwächt werden 
dürfe, fo bleibe nur übrig, das gewünſchte St. Galliihe Bis: 
thum zu gleichen Rechten mit jenem von Chur durch SBerjonal 
union zu vereinigen. Gmür und Falk wurden mit den amtli- 
hen Unterhandlungen betraut; fie wurden gepflogen theils zwis 
jben diefen Beauftragten des Adminiftrationsrathed und dem 
Fürftbifhof von Chur, dann zwilchen dem Nuntius und dem 
Fürftbifhof bei perlönlicher Zuſammenkunft in Zürich, enblid 
zwifchen den St. Gallifhen Abgeordneten und den beiden cha 
Genannten an einer fünftägigen Konferenz zu Luzern (Auguf). 
Der Geldpunft war einer der wichtigeren; die Anfprüche bed 
Biſchofs gingen anfänglih auffallend hoch, ſowohl in Hinfict 
des Geſammtdotationskapitals als der einzelnen Anſätze. Eine 
andere Schwierigkeit war, die volle Selbfiftändigfeit St. Gallens 
dur ein unvermijchtes St. Galliihes Kapitel zu fichern. End- 
lih folgte Verftändigung zwijchen den Negoziatoren, im weite 
ren Berlaufe die Genehmigung des Vereinbarten ſeitens des 
fatholiihen Kollegiums (1. Mai 1823). Hier das Weſentliche 
ber 23 Artifel über Gründung und Organijation des neun 
Bisthums St. Gallen, dann defjen Vereinigung mit Chur: de 
Kirche des heil. Gallus zu St. Gallen wird zu einer Kather 
dralfirche erhoben und als gleich jelbftftändig wie die Kathebral 

) Der Entwurf liegt im Kantonsarchiv. Er wurde nicht offiziell 
abgegeben. 
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firche von Chur mit diefer vereiniget; das allfo entſtehende Biss 
thum ſoll das Churiſche und St. Gallifche heißen, der Bifchof 
den Titel Biſchof zu Ehur und St. Gallen führen, feinen Sig 
während einem Theil des Jahres in der St. Gallifchen Diözefe, 
während des andern in Chur halten; in St. Gallen wird ein 
eigened, von jenem zu Chur gefchiedenes Kapitel errichtet, eben 
fo ein eigenes, von jenem zu Chur getrennte®s Seminarium; 
für St. Gallen wird der Biſchof einen befondern Generalvifar 
bezeichnen, welcher jammt feiner Guria den Sig im St. Galli- 
ſchen Diözefangebiet nimmt; gleihe Zahl der Domfapitularen 
für beide Diözefen; vom St. Gallifhen Kapitel nehmen fieben 
Mitglieder Refidenz in St. Gallen, die übrigen acht find foren- 
ses; das Refiventialfapitel beforgt die Seelforge zu St. Gallen; 
ihm werden, zum Chor und zu Firdhlicher und pfarrlicher Aus- 
hülfe, fünf Kapläne zugegeben; der Biſchof wird von den Glie— 
tern beider Kapitel, welche fib dafür an einem Orte verfam- 
meln, dur gemeinfame Stimmgebung aus ihrer Mitte gewählt; 
die erfte Wahl des Kapitels fteht dem Papft zu, fpäter ab- 
wecjelnd dem Biſchof und dem Domfapitel (wobei dem fatho- 
liſchen Adminiftrationsrath eine gewiffe Erelufive zugeftanden 
wurde); Ginfommen des Bifchofs, für fich, feinen Generalvifar 
und übrige Curie, nebft freier Wohnung, 7500 Gl. jährlich ; 
Ausftener der Domkirche zu Beftreitung ihrer Kabrifa mit einem 
Kapital von 100,000 Gl.; 3000 Gl. jährlib find für das 
Seminar beftimmt; an demſelben follen durd drei Profefloren 
alle Fächer ver Theologie gelehrt werden; Reſervefond von 
10,000 Gl. für allfällige Defizite der einzelnen Anftalten und 
Einrihtungen; als Grundfapital für das Ganze jollen 510,000 
Gl. theild in liegenden Gründen, theild in guten Pfandtiteln 
angewiefen werden; bie Verwaltung dieſer Dotation fteht dem 
Biihof und dem Domfapitel, auf eigene Koften, zu; von dem 
AusfteuersKäapital ſollen fogleihb 150,000 Gl. als vie befondere 
Dotation des Biſchofs ausgehändiget werden; der Reft allmä- 
lig, im Verhältniß der Mittel des Fatholifchen Fondes; der Bi- 
ſchof regiert die Diözeſe frei nad den Vorſchriften der heil. Ga; 
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nonen und nad der gegenwärtigen vom heil. Stuhl genehmig- 
ten Diſziplin; Eheſachen gehen wor fein geiſtliches Gericht; über 
die kirchlichen Sporteln findet Einverftändnig mit dem Admini— 
firationsrath ftatt. In Vertrags oder Konkordatsform wurde 
nichts abgeſchloſſen. Der Beihluß des Fatholiihen Großraths⸗ 
follegium’8 vom 1. Mai wurbe ald „artifulirter Antrag zu Er 
richtung des neuen St. Galliſchen Bisthums“ dem Heil. Vater 
zur Genehmigung übermittelt, und zu dieſem Behuf ver Nun 
tius um jeine entiprechende Verwendung erjuht (14. Mai). 
Pius VII. verfündete feine Schlußnahme durd die Bulle „Ecele- 
sias quae antiquitate ac dignitate praestant“, vom 2. Juli 
1823. In diefer päpftlihen Urkunde ift ausdrücklich der frühere 
Zuftand, die Abtei St. Gallen mit ihren Rechten, als aufgeho- 
ben und erloſchen erklärt, nachdem ver Heil. Vater fich über 
zeugt hatte, daß alle Ausficht auf Erfüllung feiner Wünfche für 
die Herftellung des Stiftes verſchwunden ſei. Indem bierburd 
die daherigen vieljährigen Anftände und Fehden zum Abſchluß 
gebracht wurden, jah der Bapft im Geichehenen zugleich ein 
Mittel, das Bisthum Chur für die in Folge der Friegerifchen 
und politiihen Ereigniffe in Deutjchland erlittenen Verlurſte an 
Gebiet und Einkünften einigermaßen zu entfchädigen. Auch viele 
Abfiht ift im päpftlihen Erlaß unummwunden ausgefprochen. 
Die neue Einrichtung bot endlich den Anlaß, die mit dem län 
gern Beitand eines Firchlichen Proviſoriums unvermeidlich vers 
bundenen religiöjen Nachtheile zu heben. 

Aus obiger Erzählung geht hervor, daß jened Verkomm⸗ 
niß von 1816, welches der Regierung eine unmittelbare Bethei- 
ligung bei den Unterhandlungen über Bisthumsjachen einräumte, 
gänzlich außer Beachtung fiel; der Kleine Rath verzichtete ftils 
ſchweigend auf das Zugeftändnig. Wichtiger ift, daß das fon 
feiftonelle Geſetz vom gleihen Jahr, welches zur Einführung 
neuer bijchöflicher Einrichtungen die Sanftion ded Staates mits 
telft Großrathsdekretes erheiſchte, ebenfalls gänzlih umgangen 
wurde; das Fatholifche Großrathskollegium beſchloß nemlich: fie 
jet nicht einzuholen; es genüge, ver Regierung von der abges 
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ſchloſſenen Bisthumseinrihtung Kenntniß zu geben, da fie nur 
rein Kirchliches und Oekonomiſches befchlage. inverftanden 
hiermit meldete die Regiernng dem Großen Rath: fie glaube 
„von der Frage: ob der Große Rath hierüber, wenn ed Keiner 
der Kontrahirenden verlangt, im Falle fei, die hoheitlihe Sanf- 
tion auszusprechen“, gänzlich abftrahiren zu follen, und zwar um 
jo eher, als es ihr hohe Konvenienz fcheine, „eine fo ausdrück— 
liche Antheilnahme und Gutheißung der oberften Staatögewalt 
auszumweichen, damit ihr Necht in Firchlichen Dingen, fo wie bie 
bürgerlichen Befugniffe überhaupt, in ihrer vollen Integrität 
verbleiben und zu allen Zeiten als foldhe behauptet werben 
mögen“ (Amtsberiht vom 16. Juni). Nicht nur ließ ſich der 
Große Rath folhe Auslegung von Berfaffung und Geſezz ftill- 
ſchweigend gefallen, fondern der Bericht der ftaatswirthichaftlichen 
Kommiffion, vorgetragen von Zaver Gmür, betonte darüberhin 
die Kompetenz des katholiſchen Religionstheiles, in diefer Anz 
gelegenheit frei jo zu verfügen, wie es feinerfeitö gefchehen fei 
(3. Dezember 1823). Eine Berhandlung oder ein Abfchluß 
feitend des Großen Rathes hat gar nicht ftattgefunden. Was 
zuerft die Fatholiichen, dann die Staatsbehörden von St. Gallen 
zu ben erzählten Willfüraften und entfchuldigenden Zweideutig— 
keiten geführt haben mag, ift nirgends gejagt; erflären kann 
man fich viefelben nur durch die Bejorgniß oder Berechnung, 
daß das neue Verhältniß doch Fein bleibendes fein werde, die 
Klugheit vielmehr erheiſche, für allfällige jpätere Trennung von 
Ehur oder andere neue Kombinationen in Bisthumsſachen fich 
ganz freie Hand zu behalten; war ja doch das Hauptziel er- 
reiht, nad) dem man fo lange gerungen: die enblihe, aud 
kirchliche Aufhebung des Stiftes St. Gallen. ) Im Hinblid 


) „Pereat monasterium, dad war die Formel, welche gegen jede ans 
dere Stimme taub machte. Aus Angft vor einem abgelebten Greis, bem 
manche Leute nicht gern in's Geficht fehen, wurde auf jede halbleibliche 
Bedingung Hin — — — fapitulirt.“ Aus der Flugfchrift: „Bemerkungen 
über bie Beiträge des St. Galler Erzählers von 1824 zur Gefchichte der 
neuen Bisthumseinrichtung von St. Gallen.“ Chur; 1825, 
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auf diefen Erfolg ertheilte der Kleine Rath, in ſeltſamem Ger 
miſch von Thun und Laffen, der päpftlihen Bulle das hoheit- 
lihe Plaget und verkündete, daß der Vollziehung jener Bulle 
feine Hindernifje entgegenftehen, ver Biihof Karl Rudolph und 
feine nach deren Borjchriften zu wählenden Nachfolger als ka— 
tholiſche Landesbifhöfe werden anerfannt werden (14. April 1824). 
Im folgenden Amtsberichte ſprach er die Befriedigung aus, daß 
der Heilige Bater (in der Bulle) die förmliche, auch kirchliche 
Aufhebung des Klofters St. Gallen „unaufgefordert und motu 
proprio“ jelbft erklärt habe (21. Juni gl. 3). Zum Schluß 
belobte die ftaatswirthfchaftlihe Kommilfion (wieder Xaver Gmür) 
„das verbienftlihe Benehmen des Kleinen Rathes“. 
Berächtig, nach rhätifcher Art, beobachteten die Staatd- 
behörden in Graubünden, was zwiſchen ihrem Bijchof und ven 
St. Gallern vorging. Die Regierung von Graubünden führte 
Beihwerde bei St. Gallen, daß fie im Laufe der Unterhand- 
lungen gänzlich übergangen worden, und erflärte, daß fie das 
Geſchehene nicht als verbindlih anerfenne, fondern vielmehr 
bündneriſche Rechtfame verwahre (5. April); der Kleine Rath 
von St. Gallen gab ausweichende, jedenfalls nur halbe Ant 
wort: ed handle fih nur um die Verbindung beidfeitiger Kathe 
dralen; die gemeldete Verwahrung laſſe man St. Galliſchet 
Seits auf fih beruhen. Durch ſolchen Flugjand, in die Augen 
der Behörden von Graubünden geworfen, ließen biefelben fih 
jedoch nicht einfhüchtern. Das Haupt des Corpus catholicum 
(Landridter Martin Riedi), erfuchte den Biſchof um Mittheilung 
der abgefchloffenen Vereinbarung, nicht ohne Aeußerungen des 
Befremdens über das Vorgefallene (18. Juni). Der Bildef 
erwiederte: der weltlichen Behörde ftehe eine Einmiſchung in 
diefe Angelegenheit nicht zu; fie gehöre in den Bereich päpf- 
licher Kompetenz (23. Juni). Hierauf ſprach das Corpus (a 
tholicum feine Mißbilligung über das „anmaßende Benehmen’ 
des Biſchofs aus, eben fo über Form und Weſen ver bewußten 
Uebereinfunft und verwahrte feine Rechte und Anſprüche bezüglich 
einer künftigen Bifhofswahl, mit ver Erklärung, daß es das Ab 
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gefchloffene nur für die Lebenszeit des damaligen Biſchofs als 
anwendbar betrachte. Hievon gab das Fatholiihe Rathskollegium 
dem Großen Rath felbft Anzeige, ihn um Rath und Beiftand für 
Bertheidigung feiner Rechte erfuchenn. Der Große Rath ließ 
fi Soldes nicht zweimal Tagen, ſprach Billigung über das 
Schreiben des katholiſchen Rathspräfidenten an den Biſchof aus 
und erflärte: folange der Biſchof bündnerifchen Landesgejegen 
und ftaatlihen Rechten nicht entjpreche, anerfenne der Große 
Rath feinerfeitd das Doppelbisthum „Chur und St. Gallen” 
nicht, werde bei allfälliger Erledigung des bifchöflichen Stuhls 
zu Chur fein Individuum von den Temporalien (Einkünften, bi- 
Ichöflichen Gebäuden u. ſ. w.) Befig nehmen laffen, welches nicht 
dur einheimische Canonici, mit Berüdfihtigung früherer Landes» 
gejebe und der, ehemals dem Gottedhausbund, dermalen aber dem 
Kanton zuftehenden Redte, erwählt worden; beauftragte den 
Kleinen Rath, fogleih nah Erledigung des bifchöflichen Stuhles, 
die Reſidenz und füämmtlihes Vermögen des Churer Bisthums zu 
Bunften dieſes Bisthums unter Verwaltung zu feßen; ferner dem 
Biſchof (Karl Rudolph) zu melden, daß er ihn in weltlichen 
Dingen nit weniger als von fih abhängig anjehe, ald andere 
chriſtliche Souveräne ihre Biihöfe, und inftruirte endlich feine 
Geſandtſchaft, an das Protofol der Tagſatzung die Erflärung 
abzugeben, daß der Stand Graubünden geichehene Abkommniſſe, 
ſoweit fie feine oder feiner Angehörigen Rechte verlegen, in 
feinerlei Weiſe anerkennen und berüdfichtigen werde, felbft wenn 
fie in Form päpftliher Bullen eingefleivet wären (7. Zuli 1824). 
Ueber dad Thema der Standesbefugnifje von Graubünden in 
Bisthumsſachen und das unfreundliche Umgehen dortiger Bes - 
hörden jeitend der St. Galliſchen erhob fih ein ernfter Feder- 
frieg zwilchen dem Wortführer in St. Gallen, Landammann 
Müller-Friedberg, und einem bündnerifchen Staatsmann, der 
feine Anfihten in ausführlihe Schrift niederlegte, 1) weſentlich 

1) Dben erwähnte „Bemerfungen über die Beiträge des St. Galler 


Erzählers u. f. w.* Als Berfaffer nannte man den Ehurer Bürgermeifter 
Chriſtoph v. Albertini. 
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zum Beweis, daß der Gotteshausbund hoheitliche Rechte na— 
mentlich in Hinſicht der Biſchofswahl ſtets gewahrt und es als 
Landesgeſetz angeſehen wurde, daß der Biſchof von Chur je— 
weilen ein katholiſcher Bündner, alſo ein Angehöriger genannten 
Bundes ſein müſſe; Berechtigungen, welche durch das einſeitige 
Vorgehen St. Gallens gefährdet ſeien. 

In St. Gallen und Rom ſchritt man, ungeachtet der Ber: 
wahrungen Graubündens, zum Vollzug der päpftlihen Bulle. 
Dem Biſchof eine anftändige Refivenz anzumweifen, kaufte das 
katholiſche Großrathöfollegium einen Theil der alten Pfalz, 
welde der Staat feiner Zeit bei ver Theilung des Stiftögutes 
fich ſelbſt zuerkannt hatte, dem Fisfus um fchwer Geld wieder 
ab (um 38,000 GL); im Kaufe waren auch verfchiedene alte 
Nebengebäude im Klofterhof inbegriffen. Da: der Nuntius Na 
jalli vom Papſt eine andere Sendung erhalten, erließ, mit bes 
jonderer Vollmacht audgeftattet, der Internumtius Paschal Gizi 
das Erefutionsdefret (29. April 1824). Gizzi felbft war der 
mald anmwejend in St. Gallen; zu feiner Zufriedenheit wourben 
verſchiedene Dotationsinftrumente nah Maßgabe der Bulle aus 
gefertiget. Bei den St. Galliihen Proteftanten waren mittler 
weile Beforgnifje wegen der neuen Bisthumseinrichtung auf 
geftiegen. In der Bulle war nemlih die Stadt St. Gallen, 
gewiß ohne alle ufurpatorifche Abſicht, zur „biihöflihen Stadt“ 
erhoben; das befremdete den Stadtrath, da doch „in und ver 
möge der Verfaffung die Stadt St. Gallen einen rein pro 
teftantifchen Kreis, Bezirt und Gemeinde bilde“. Andere Br 
denfen veranlaßte die Beftimmung, daß dem fünftigen Bifchof 
dad gefammte St. Galliiche Gebiet unterftelt fei, worüber die 
evangeliichen Defanate fich klagend vernehmen ließen. Der 
Snternuntius, der bereitd im Exekutionsdekret auf bie richtige 
Auffaffung der Circumffription des neuen Bisſsthums Bedacht 
genommen hatte, erflärte die geäußerten Bejorgniffe ald ganz 
unbegründet (19. Mat), gab dann aber nod ausdrücklich die 
Berfiherung, daß die Bulle durchaus nur die Katholifen bes 
rühre. In St. Gallen ging man noch weiter und der Große 
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Kath beauftragte die Regierung, zu wachen, daß bei Vollziehung 
der Bulle die verfafjungsmäßigen Rechte und Freiheiten der evan- 
geliſchen Konfeſſton ſtets unverleßt erhalten werden (21. Juni). Bapft 
Leo XIL, nah Pius VII. zur päpftlihen Würde erhoben, beur- 
fundete durch Bulle vom 27: September 1824 vie Präfonifation 
Karl Rudolph’s als Biſchof von St. Gallen. Alsbald wurde diefer 
in feine neue Diözefe eingefegt. An der Grenze des Kantons im 
Auftrage des Adminiftrationsrathes durch den Abten von Pfäfers, 
in Rorſchach durch eine Abordnung der eben genannten Fathos 
lifchen Behörde feftlih empfangen, bezog der Fürftbifchof am 
14. Dftober unter dem Donner der Kanonen und dem Geläute 
der Glocken, und unter Paradirung einer militärischen Ehren— 
wache, feine neue Reſidenz. Mit hoher Eirchlicher Beier am Feſte 
bes heil. Gallus (der Eingang zur Kathedrale war mit finn- 
vollen Inſchriften geziert) begann er fein wirkliches Hirtenamt in 
der Diözefe Et. Gallen. Das fatholifche Volk nahm regen An- 
theil an ver Feierlichfeit. Zwei Tage nachher ehrte die Regierung 
den neuen Landesbiſchof dur ein feierlihes Gaftmahl im Caſino 
der Stadt. Dem Nuntius Naſalli und dem Internuntius Gizzi, der 
nach Abgang des erfteren bie nöthigen Verftändigungen für die Ein- 
führung des Bisthums gefördert hatte, jpendete der Adminiftra- 
tiongrath in Anerkennung ihrer Bethätigung bei ver mühevollen 
- Unterhandlung ehrende Geſchenke. Den Abgeordneten Gmür und 
Falf ſprach das katholiſche Kollegium aus gleicher Beranlaffung 
angemefjene Honoranzen zu, deren Beftimmung es jedoch dem 
Adminiftrationsrath, überließ (23. Dezember). Dem Fürftbifchof 
war ſchon früher (Ente 1822) für mehrjährige proviforifche 
Bisthumdverwaltung eine Entihädigung von 2200 Gl. entrich- 
tet worden. Der neue Bilhof von St. Gallen fehrte am 19. 
Dftober in fein Älteres Bisthum zurüd, nachdem er den P. Ae— 
milian Haffner, ehemaligen Kapitularen von St. Gallen, zu 
feinem Generalvikar bezeichnet hatte. Karl Rutolph, Graf von 
Buol-Schauenftein, geboren zu Innsbruck am 30. Juni 1760, 
durch päpftliche Beftätigung am 2. September 1794 zur biichöf- 


lichen Würde erhoben, verwaltete von diefer Zeit an mit Eifer 
Baumgartner, Kanton St. Gallen. II. 32 
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und Würde das Bisihum Chur, hatte wie antere weltliche und 
geiftlihe Größen die Wechfelfälle zu ‚tragen, welche die Revolu- 
tionsfriege Schlag auf Schlag häuften, und zeichnete ſich aus 
durch Beharrlichfeit in Fefthaltung der ihm angewiefenen Pflicht: 
und Rectöftellung, im Aeußern durch edle Ritterlichfeit, ſprechen⸗ 
der Zeuge jeiner Herkunft und Erziehung. 

Den Wunſch, bleibenden Aufenthalt im Kloſter Muri zu 
nehmen, hatte Fürft Bancratius anfänglid) nicht ausführen können; 
die Regierung von Aargau hatte amtliche Einwendung. dagegen 
erhoben (Auguft 1816). Hierauf zog er zu feinem St. Gal⸗ 
lichen Mitbruder, P. Sebaftian Enzler aus Zug, Pfarrer in 
Arth. Hier lebte er ſtill und befcheiden, ald Vater und Wohl: 
thäter der Armen befannt und verehrt. Gr hatte dort im 
Jahr 1817 allein 1000 Gl. an die Armen ausgetheilt, da: 
neben aud allüberall: und immer feine wohlthätige Hand ge 
öffnet, wie vieljeitig beurfundet ift. Abt Konrad von Einſiedeln 
fud ihn mit freundlichen Worten zur Theilmahme an einer Kon: 
gregation der ſchweizeriſchen Benediftiner-Mebte ein, indem .er 
ihm jchrieb: „Sie find immer noch das würdige von Rom am 
erfannte Dberhaupt des erften, vorzüglichften Stiftes in unferer 
Eongregation, — der Ältefte Abt aus uns Allen, — der ge 
wandtefte und erfahrenfte Gejhäftsmann, der mir Hand und 
Rath; bieten könnte; — — ed muß in der boshaften Welt nicht 
heißen, daß Sie uns aufgegeben haben, oder. wir Sie auf 
geben wollten.” Pancratius lehnte dankbar ab, jeglicher Miß— 
deutung vorzubeugen und daherigen Nactheil von ten Klöftern 
abzuwenden (Mai 1819). Seine Stimmung war eine weniger 
gedrückte, als feine treueften Anhänger geglaubt hatten; er war 
voller Refignation. inen Antrag des P. Nemilian, irgend 
einen ver Kapitularen auf den Fall feines Hinfchieves zu bes 
zeichnen, damit diejer die Anfprühe für Reftauration des Stiftes 
fortfegen könnte, hielt er für unzuläffig und rechtlich erfolglos. 
Seine Hoffnungen auf ein jold glüdliched Ereigniß waren über 
haupt herabgeftimmt, vollends erloſchen freilich nicht. Er ver 
ftand den Gang der Greigniffe. Dem Greifenalter ſich mähernd 
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und bei wachjendem Lebensernft gebachte er der Aebte, Kapi- 
tularen und Profeſſen des Stiftes, wie auch der Stifter und 
Gutthäter deſſelben. Das Andenken an jene Männer, bie. fich 
um Kirche und. Staat, und befonderd um das St. Gallifche 
Stift und Land, verdient gemacht haben, nicht nur der Vergefjen- 
heit zu entrüden, ſondern nad Verdienen in alle Zufunft wach 
zu. erhalten, entjchloß er fih, mehrere Anniverjarien oder fird- 
liche Gedächtnißfeſte zu ftiften. Die Hülfsmittel hiezu boten fi 
in den durd den Wiener Kongreß ihm angewieſenen Benfions- 
betrügen. Dieje waren, vom 1. Januar 1815 an gerechnet, 
bis Ende Juni 1819 auf 27,000 GI. angewachſen und ‚betrugen 
mit Hinzurehnung einer folgenden Jahrespenfion 33,000 Gl. 
(48,000 Schw. Fr). Durd Urkunde aus Arth vom 1. Juli 
1819 verfügte er nun: es folle dieſer Betrag in acht gleiche 
Zheile ausgeſchieden und als Stiftungsfond zu eben jo vielen 
Zahrzeiten zum Andenfen der genannten Aebte, Konventualen, 
und Donatoren des Stiftes St. Gallen verwaltet und vers 
wendet werden. Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden (ob und 
nid dem Wald unter fich abwechjelnd), Zug, Freiburg, Appen- 
zell J. R. und Wallis, bezeichnete er al8 die Kantone, au beren 
Hauptorten mit Zuftimmung des Pfarrerd vie Fahrzeiten ab- 
gehalten werden follen, und denen zu dieſem Zwed die bezeich- 
neten Kapitalien auszuhändigen feien; über die Verwendung ber 
aus jedem ‚Stiftungsantheil von 6000 Fr. herfließenden Zinfe 
von 300 Fr. verfügte er durch beſondere Stiftungsbriefe zu 
Handen der betreffenden Drte. Dem Gahlungspflichtigen) Kans 
ton St. Gallen ftellte er frei, jedem der acht Kantone jeinen 
Antheil fofort an Kapital auszubezahlen, oder damit bis Ende 
Juni 1825 zuzumwarten und inzwijchen, vom 1. Juli 1820 an, 
den Betrag zu verzinfen. Obige Stiftungen bezeichnete er als 
„zu ewigen Zeiten“ gemacht, mit dem einzigen und „ausdrück— 
lichen Vorbehalt, daß, wenn das Stift St. Gallen über kurz 
oder lang wieder als Benediktiner-Kloſter hergeſtellt werben 
follte, dieſes berechtiget fein folle, das Kapital diefer Stiftungen 


ungefchmälert zurüdzunehmen,“ womit dann die Stiftung jelbft 
32° 
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aufgehoben fein würde. Im Gingang der Urkunde erinnert der 
Fürft daran, daß er feiner Zeit (13. März 1815) zwar gegen 
jede Beeinträchtigung ter Rechte des Stifte Proteftation eins 
gelegt, der Kongreß aber gleibwohl, und ohne von ihm (dem 
Fürften) eine Verzichtleiftung auf vie Anfprüche des Stiftes zu 
verlangen, jpäter, am 20. März gl. 3., ven Kanton St. Gallen 
zu ber jährlichen Penfionszahlung an den Vorort zur beliebiger 
Verfügung des Fürften verpflichtet habe. Er ſah in Folge 
deſſen die Zahlungspflicht des St. Galliihen Staates als eine 
rechtlich unbeftreitbare an. ° Unbekümmert um das öffentliche 
Urtheil über feine Stiftung, fagte er ſich ſelbſt: „die Welt mag 
darüber urtheilen, wie fie will; die größere Ehre Gottes und 
der Troft der armen Seelen follen der Endzweck diefer Stiftung 
fein” (Tagebuch vom 6. September 1819). Pancratius über- 
mittelte die Haupturfunde, nebft einer befondern GStiftungs- 
urfunde für Luzern, der dortigen Regierung; dieſe hinwieder 
wollte vor Allem willen, was ver Kleine Rath von St. Ballen 
zu der unerwarteten beträchtlichen Anweilung auf feine. Kafje 
jagen werde. Derfelbe verweigerte die Anerfennung, gegründet 
darauf, Daß der geweſene Abt von St. Gallen nie auf feine 
„vermeinten Rechte” (die „landesherrlichen“ inbegriffen) verzich- 
tet babe, ed aber in den Jahrbücern ver Nechtsgelehrtheit und 
der Bolitif eine unerhörte Erjcheinung fei, daß Jemand An- 
ſprüche aus Traktaten folgere, gegen die er ſelbſt - feierlichen 
Proteſt eingelegt habe; diefe Ablehnung wurde im Weitern auf 
den Umftand begründet, daß der Abt dem Proteft auch die Ent: 
jagung auf jede für feine Perſon zu beftimmende Entſchädigung 
beigefügt habe. Die Schlußerflärung ver Regierung von St. 
Gallen lautete: bezahlen wolle fie zwar. die Penſion, doch ſolche 
erft von dem Tag an als laufend betrachten, an welchem ver 
Abt erklären werde, „daß er die von ihm neuerdings berührte 
feierliche Proteftation gegen die Kongreßafte, und alle in vers 
jelben enthaltenen Berfügungen, zurücdnehme und viefelbe in 
ihrem ganzen Zufammenhang anerfenne” (11. Dftober 1819). 
Die Regierung von St. Gallen ſchien fih faum mehr zu ers 
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innern, daß fie ihren eigenen wie ven Fortbeftand des Kanton 
wejentlih nur ben Befehlen des öfterreichifhen und des ruffl- 
schen Geſandten in Zürich, dann den fihernden Ausſprüchen des 
Wiener Kongrefies zu danken habe. Diefe Befehle und Aus— 
Sprüche Hatte fie höchſt zufrieden und in voller Unterthänigkeit 
angenommen; als ſie aber auch das ganz vworbehaltlofe Urtheil 
tes nemlichen Kongrefies: ter Kanton habe au ten Fürftabten 
jährlid 6000 Gl. zu bezaylen, beachten und vollziehen follte, 
glaubte fie. aus eigener Machtvollfommenheit der Kongreßvors 
jhrift einen Vorbehalt beifügen zu dürfen. So hatte ihr Rengs 
ger gerathen, ven fie über ven Fall vor Erlaß tes Antwort: 
jebreibend an Luzern zu Rathe gezogen. Aus der Et. Galliichen 
Zahlungsweigerung entſpann fib langer amtlicher Briefwechjel. 
Luzern in feiner Eigenihaft als Vorort lud St. Gallen zur 
Zahlung ein, denn bewußte Verwahrung tes Fürftabtes finde 
ſich durch die Kongreßakte jelbjt entfräftet; zutem fallen Rüds- 
ſichten auf die Verhältniſſe zwilchen dem Anfprecher und dem 
Angeſprochenen in Betracht. St. Gallen wiererholte feine" Eins 
rede: mit den beruhigenden Aeußerungen des Worortes jei dem 
Kanton Et. Gallen nicht gedient; der Abt „denke anders” als 
der Vorort über tie Frage der Entkräftung. Die vorörtliche 
Behörde aber beharrte: auf das, was der Abt denke, komme 
es nicht an; an die Stelle der ehemaligen fürftlihen Rechte trete 
die Penſton; im Begehren ver Penſion feitend des Abtes liege 
impHeite eine Anerkennung ver Kongreßafte, eine Berzichtleiftung 
auf die durch die Penfion erfegten ehemaligen Nechte; und zwar 
müſſe die Bezahlung auch der Rückſtände gefchehen. Mit diefer 
Anficht von Luzern waren einverftanden auch die beiden anderen vors 
örtliben Stände Zürich und Bern, welde der damalige wirkliche 
Vorort um ihre Meinung befragt hatte. St. Gallen beharrte auf 
der Ablehnung; ver Borort aber auf der Zahlung. Gegenüber dem 
Fürften that verjelbe jedoch. auch vergleichende Schritte: er vers 
langte von ihm eine Erklärung unbedingter Anerfennung der Kon- 
greßafte. Der Fürft ermwiederte (9. Zuli 1820): ſchon die bes 
vollmaͤchtigten Kongrepminifter hätten erflärt, daß man feine 
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Renunciation von ihm fordere; auch werde die Annahme ver 
Penſion nicht als Verzichtleiſtung angeſehen werden. Eine Ver—⸗ 
zichtleiſtung ſprach er alſo auch jetzt nicht aus; wohl aber äußerte 
er ſich im Texte dieſes längeren Schreibens weiter wie folgt: 
„daß er die im 9. Artifel ver Wiener Kongreßakte vom 20. März 
1815 enthaltene Berfügung nach ihrem ganzen Inhalt aner- 
fennend, die amtliche Verwendung bes eidgenöffiihen Vorortes 
angerufen habe, damit die Bezahlung der feit dem 1. Januar 
1815 verfallenen Jahresgehalte nachträglich, die der weiterd ver- 
fallenden aber auf feftgefegte Weife erfolge u. ſ. w.“ Mit dies 
jem Papier in der Hand erließ ver Borort neue Mahnung an 
St. Gallen, und erinnerte zuglei an die Forderung der Ge- 
rechtigfeit, dem ehemaligen Fürften von St. Gallen ein ehren; 
volled und unabhängiges Daſein zu fihern St. Gallen wi 
enblih und verhieß Zahlung von jenem 9. Juli 1820 an. Da- 
gegen rief num Panctatius die Tagjagung an, mit Begehren 
um Entrichtung au der Rüdftände. Zürich, nad Luzern wieder 
in das vorörtlihe Amt eingetreten, erklärte der Regierung von 
St. Gallen, daß es die Forderung des Abtes durchaus ber 
gründet finde; der Vorort würde bedauern, wenn er das Klag- 
jchreiben Des Abtes der Tagfagung vorlegen müßte; St. Gallen 
würde bei einer Berathung deſſelben fehr übel beftehen. Das 
Letztere beftätigte die St. Galliſche Geſandtſchaft mit Schreiben 
aus Zürih. Endlich gingen der Regierung von St. Gallen 
die Augen auf über die haftlofe Stellung, vie fie eingenommen; 
fie bat um Bertagung der angedrohten Tagfagungsverhandlung; 
der Fürftabt ließ fich dieß gefallen, mit Bitte jedoch, daß ver 
Gegenftand ohne längern Verſchub auf 1822 zur Verhandlung 
der Taglagung gebradt ‘werte, falls St. Gallen inzwiſchen 
nicht entſpräche. Auf Betreiben der Regierung fügte fi ber 
Große Rath tem Unvermeidlichen und gab: Bollmadıt zur Er: 
fedigung der Anfprühe „ohne mehrere Weiterung”; auf biefelbe 
geftügt verhieß die Regierung (Dezember 1821) auch die Zah⸗ 
lung der Rüdftände vom 1. Januar 1815 an in vierteljährigen 
Raten bis Ende Juni:1825, umd leiftete dieſelbe pünktlich. Bis 
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zu dem Hinſchied des Fürſten betrug die Penſion die Gefammts 
fumme von :87,000 Gulden, an welche das fatholiihe Groß» 
rathöfollegium, nach anfänglicher gänzlicer Weigerung feitens 
des WHominiftrationsrathes, gedrängt dur mehrmalige An- 
regungen im Großen Rath, einen Beitrag von 20,000 Gl. aus 
dem „allgemeinen Bond” des katholiſchen Konfeffionstheils Tei- 
flete (15. Juni 1830). Bon den den Beamten bed Yürften 
angerwiefenen jährlichen 2000 Gl., welche ebenfalld die Staats- 
faffe von St. Gallen zu entridten hatte, beftimmte ber Fürft 
500 Gl. feinem treuen Lebensgefährten P. Columban Ferch, 
1200 Gl. dem Hofraty Müller, die übrigen 300 Gl. einem 
andern feiner Beamten, dem Hofrat) Rutishaufer, geweſenen 
Amtmann in Ebringen. Ueber die Zahlung dieſer Beträge 
hatten fih nie Auſtände erhoben. Diefe Peufionslaften tes 
Staates erlofhen gänzlih mit Müller's Hinſchied im 3. 1342. 
Die Zahlungen der Staatdfaffe an den Fürften und an bie drei ges 
nannten Beamten zufammen erftiegen die Summe von 131,655 Gl. 
8 Kr. | 

Luzern lehnte, wohl aus freundlicher Rückſicht für die Re- 
gierung von St. Gallen, die ihm zugedachte Jahrzeitftiftung ab; 
Freiburg eben fo, für fo lange als nicht die ihm befannt ger 
wordene Einſprache des Stantes St. Gallen gehoben jei (12. 
November 1819). Der Fürft ſchied dann das für Freiburg 
beftimmte Betreffniß dem Kanton Unterwalden zu, jo daß nun 
beide Landestheile einen Stiftungsbetrag von je 6000 Fr., für 
Stanz und Sarnen gejöndert, erhielten. Der Fürft hatte ins 
zroifchen, unter Danfesbezeugung an die Regierung von Schwyz 
für wohlwollenden Schuß, fein Aſyl in Arth verlaffen (Dftober 
4819) und war nah dem Klofter Muri gezogen; feinen aber: 
mald beftrittenen bleibenden Aufenthalt: vafelbft bewilligte bie 
Aargauiſche Regierung endlib im Frühjahr 1820. Er hatte 
bald die Verehrung und bie Liebe Aller gewonnen. Genau 
erfüllte er feine priefterlihen Verpflichtungen; frommes Gebet 
war: ihm Bebürfniß. Im Umgang heiter und freundlich, in den 
fremden lebenten Sprachen wohl bewandert, mit trefflidem Ges 
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dächtniß und großer Menſchen⸗, Lokal und Sachenkenntniß aus⸗ 
geftattet, wedte er befonvers auch das Intereſſe der Säfte von 
nab und fern für feine Berfönlichkeit. Einzelnen Bewohnern 
des Haufes ertheilte er Unterricht in ver Mathematif; P. Eos 
lumban eben fo in alten und neuen Sprachen. Siets von. der 
Ueberzeugung belebt, daß er jeiner Ordensgelübde und ver ale 
Abt ihm obliegenten Pflihten nie enthoben worden, „folglid 
Wir die in Unfern Handen liegenden Baarichaften wicht ala 
Unfer Eigenthum betracten, noch Unfern Verwandten als Erb: 
theil hinterlaffen türfen”, fchritt Pancratius zu nenen Verga— 
bungen. Gr ftiftete weitere fieben Jahrzeiten für tie Aebte, 
Kapitularen und Wohlthäter tes Stiftes Et. Gallen, in deu 
Pfarrfirhen zu Rheinau, Pruntrut, Freiburg, Eolothurn, Wyl, 
Muri und Filchingen abzuhalten, jede mit 4200 Fr., zufammen 
30,400 Fr., ebenfalls mit tem Borbehalt des Rüdfalls, wenn 
das DBenetiftinerflofter St. Gallen je wieder hergeftellt würde. 
Dur dieſe zweite Stiftung find auch jührlihe Austheilungen 
beftimmter Almofen an tie Armen der betreffenten Pfarrgemeins 
den vorgejchrieben.. Bald nachher verordnete er Achnliches mit 
Vergabung gleiher Summen für Goßau und. Rorfbad. ') 
Das Kapitel zu St. Nikolaus in Freiburg nahm. die Etiftung 
unbetenflih an. Bon ven Berhandinngen über die St. Galli 
Ihe Bisthumsfrage war ter Fürft in der Regel gut unterride 
tet. Als er die Nahriht von dem Eintreffen ver päpftlichen 
Bisthumsbulle in St. Gallen vernahm, jchrieb er in fein Tage 
bud; „anders als durch befonvere Vorſehung des Herrn, deſſen 
Name ewig gepriejen ſei, ift für die Eriftenz des Kloſters nichts 
mehr zu hoffen.” Doch belebte ihn ein Schimmer von Hoff 
nung wieder, als Leo XIL den päpftlicen Thron beftieg und 
in die Vollziehung der Bulle etweldye Zögerung eingetreten war. 
Fürft Pancratins brachte dem neugewählten Papft befte Glüd- 
wünjde dar und fügte feine alte Herzendbitte bei. Leo XII. 

4) Urkunde aus Muri, 1. Juni 1821, beftätiget durch Inftenment vom 


17. Dezember 1824. Schreiben des Fürften an das Pfarramt in Goßau, 
vom 1. Juni 1822, 
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ermieberte durch einfaches Breve : das bereits Abgejchloffene und 
in Bollziehung. Begriffene Eönne vom nunmehrigen Papſt nicht 
rüdgängig gemacht werben (8. November 1823). Anläßlic dies 
ſes Ausganges feiner legten Verwendung jchrieb Pancratius : 
„da ib nun nad meinem jehsuntzwanzigjährigen vergeblichen 
Kampfe mein Stift von der ganzen Welt, auch am Ende vom 
römiſchen Stuhl -verlaflen ſah, betrachtete ich alle weitern Bes 
mühungen als fruchtlos, überließ alfo Alles dem Herrn und 
fügte mich in feine unerforfchlihen Urtheile*. 

Die fatholiihen Landesbehörden befaßten jih von Zeit zu 
Zeit auch mit den Angelegenheiten der noch anerkannten Klöfter. 
Pfäfers langte um Erleichterung jener Bedingungen ein, durch 
welde der Eintritt in das Noviziat bejchränft war. Derjelbe 
wurde, auf dad Erfuchen Ted Abted, in Abänderung des Ges 
ſetzes von 1804 mit dem Antritt tes 20. Altersjahres geftattet; 
der Große Rath ſprach die Sanftion aus. In Bezug auf die 
Frauenklöſter ließ das fatholiihe Großrathsfollegium eine weſent⸗ 
lihe Erleichterung in ihren Verhältniſſen nicht eintreten; was 
ter allgemeine Große Rath. im Jahr 1809 angeordnet, blieb 
aufrecht, nur wurde jedem Frauenflofter, „das ſich gemeinnüßig 
zu machen bejtrebt“, geftattet, zwei bis ſechs Laienjchweitern aufs 
zunehmen; Kantonsbürgeriunen jollen nicht mehr al8 400. Gl., 
Auswärtige nicht weniger als dieſen Betrag dem Klofter als 
Ausftener zubringen können (21. Zuni 1825); vom Großen 
Rath ebenfalls genehmiget. Im Uebrigen blieben gefammte 
Frauenklöfter unter jener weltlichen Bevormundung, welche jhon 
1809 angeordnet worden; nur wurde diejelbe durch den father 
liſchen Adminiftrationsrath ausgeübt, ſtatt früher durch die Staats— 
regierung; ter Adminiitrationsrath fandte zur Prüfung der Klos 
fterrehnungen von drei zu drei Jahren Kommifjarien an Ort 
und Stel, Auch die Verhältniſſe des Klofterd St. Wiboraba 
in St. Georgen ließen die fatholiihen Behörden unverändert 5; 
die Frauen genoſſen nur noch die Befuguiß des Beilammen- 
lebend. ohne das forporative Recht der Ergänzung; badurd ivar 
auch feitens der katholiſchen konfeſſionellen Behörde thatſächlich 
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die Aufhebung dieſes Klofterd beftätiget. In Pfäfers ftarb der 
Abt Zofeph Arnold in hohem Alter. Zur Wahl eines Nach—⸗ 
folgerd fanden fib der Nuntius Machi, dann ber Abt von 
Einfiedeln und der Fürftbiihof von Ehur ein. Die Regierung 
ließ den Nuntius zu Wallenftadt mit geziemenden Ehrenbezeu- 
gungen empfangen und entiendete ven Statthalter Bernold nad 
Pfäfers, doch ohne Auftrag, bei der Wahlverhandlung ſelbſt ans 
wejend zu fein. Der Regierungstommifjär brachte dem Neuge 
wählten — es war ber P. Plazidus Pfifter, damals Dekan — 
die Glückwünſche ver Regierung dar und begrüßte den Nuntius 
bei feinem Eintreffen wie bei ver Abreife mit zierlicher- latei— 
nifcher Anrede. Die Abtwahl gefhah am 4. Juni 1819, unter 
Theilnahme von ſechszehn Kapitularen. Eine mehrjährige Ber 
handlung zwifchen der Regierung und dem Fatholiihen Admini⸗ 
ftrationsrath über das bisher von jener allein verwaltete Archiv 
des Stiftes St. Gallen ſchloß mittelit Vertrages, welcher jenes 
höchft werthvolle Archiv als ein für den Staat und die katho— 
liſche Korporation gemeinfchaftliches Eigenthum erklärt (1825). 

Dem Fatholiihen Schulwefen widmete der Adminiftrationd» 
rath in feiner gleichzeitigen Eigenfhaft ald Erziehungsbehörbe 
volle Aufmerkfamfeit; dafür zeugt eine umfaſſende Inftruftion 
für die fieben Schulinfpeftoren; ihrer Ueberwachung wurden 
auch alle Privaterziehungsanftalten und jede Art tes Nebenum 
terricht8 unterftellt. Der Aktuar der Fatholiihen Erziehungs 
fommiffton erftattete (1823) einen ſehr ausführliben Bericht 
über den Gang der farholifhen Primar: und Mittelfchulen feit 
1817. Es waren tamald 198 katholiſche Primarjchulen; die 
Fonde aller betrugen 171,527 Gl. 53 Kr. Eigene Schulhäufer 
hatten weitaus die meiften Schulgemeinden. Der Priefter M. 
Y. Müller aus Wyl wurde nah Münfter (Weftphalen) entjen 
det, um bei Dverberg, dem Direktor des Normal⸗Schulinſtitutes 
in jener Stadt, ſich eigen® zum Lehrer-Inftruftor zu befähigen; 
in biefer Eigenſchaft hat-er fpäter mehrere Schullehrer⸗Kurſe 
geleitet. Namhafte Geldfummen wurden an die-ärmeren Schul: 
gemeinen verabfolgt. Der Bericht Hefert den Nachweis, daß 
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das während ven Berfaffungswirren eingefhlummerte Schulwejen 
in allen Bezirken wieder mächtig gehoben worben fe. Die 
höhere Fatholifche Schulanftalt war. für den Adminiftrationsrath 
der Gegenftand großer Sorgen. Das Lyceum mit den philo- 
ſophiſchen und theologiihen Kurfen wurde aufgegeben (Herbft 
1815); die für. diefelben in Thätigkeit gewejenen Profefjoren 
fchieden aus; die Schule wurde auf den Umfang eined Gym- 
nafiums mit Bürgerfchule zurüdgeführt. Innert dieſen Schranfen 
wurde mit wechjelnden Erfolgen gewirkt. Die Uebung ded Ad» 
miniftrationdrathes oder der engeren Studienkommiſſion, - die 
Lehrer und Borfteher ter Anftalt in Hinfiht auf Gehalt und 
übrige berechtigte Anſprüche möglichft knapp zu halten und bieje 
Stellen meift aus: dem jüngften Theile der Geiftlichkeit zu be- 
jegen, hatte verfchievene Nachtheile, den des häufigen Wechjeld 
in den Perfonen voraus. Im Jahr 1822 erließ der Adminiftra- 
tionsrath revidirte Statuten, insbeſondere in der Abficht, die et- 
welche. Loderung der Difeiplin, die in dem unmittelbar voran 
gegangenen Jahr gelitten hatte, durch ftrengere Ordnung zu ent 
fernen und der Anftalt das Vertrauen zu erhalten, welches vie 
fatholiichen Eltern ihr jo gerne zumwendeten. Das Lehrerperfonal 
unterftügte beftens die Abficht der Behörde. An dem SPriefter- 
jeminar war lange Jahre Ildefons von Arx ald Regend. Die 
wiſſenſchaftliche Bildung der Theologen zu fördern, verordnete 
der Adminiſtrationsrath, daß fie alle Fächer ver Theologie auf 
öffentlichen Schulen zu hören, dann vor. Einholung der Weihungen 
„ein Jahr unerläßlih* im Seminar zu weilen hätten, Diſpenſe 
wegen dringlicher Pfrüntenbejegung vorbehalten (1817). Später 
trat biſchöfliche Vorſorge für das Priefterfeminar ein. 

In Folge ver Eonfejfionellen Trennung. war ber ewangelifche 
Landestheil, für Beftreitung. von Verwaltungs⸗ und anderen 
Koften, zur Erhebung von Steuern genöthiget; der Große Rath 
gab ihm hiezu die erforderlihe Vollmacht. Im Uebrigen ver 
walteten die. SBroteftanten in gewohnter Stille und:Einigfeit ihre 
fonfelfionellen Angelegenheiten. :Der Aktuar des evangeliichen 
Erziehungsrathes erftattete im Jahr 1822 Bericht über die Lei- 
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ftungen im Schulweſen dieſes Konfelfionstheild; weniger Be 
frievigentes lief neben Erfreulichem einher;. das Letztere wurke 
bejonders an ver Statt St. Gallen gerühmt; in den Landbe—⸗ 
zirfen ſtanden Rheinthal und Dbertoggenburg oben. an. Im 
Jahr 1821 hielten die evangeliſchen Schulfehrer der. Landbezirfe 
aligemeine Berfammlung und. vereinigten fich zu Gründung einer 
Kafle für Unterftügung alter Schullehrer und der Schullehrer— 
Witwen. Gefammte Schulinfpeltoren jammelten dann Beiträge 
ver Gemeinbeverwaltungen zu gleichem Zwed; ber geſtiftete Fond 
wurde als unvertheilbar erklärt. Das Stadt St. Galliiche Schul 
wejen wurde in feinen untern und höhern Abtheilungen einer 
allgemeinen Reform unterftellt (1823). Der neue, vorläufig auf 
Probe hin für ſechs Jahre genehmigte, Schulplan war beſon⸗ 
ders auf bie. Pflege der religiöien Gefinnung bedacht. Wir leſen 
tarin: „Da es der eifrige Wunſch des Sculrathes ift, Daß Res 
ligion und Sittlichkeit in dieſer Anftalt (Gymnaſium) herrſchen, 
und chriſtliche Frömmigkeit und Tugend in derſelben nicht mur 
gelehrt, fonvdern eingepflanzt, ausgeübt und angewöhnt werben, 
jo jollen die Kinderlehren in Kirchen und Schulen und: bie 
Morgens oder Abendpretigten an Som und Fefttagen fleißig 
und andächtig befucht, in jever Schule des Morgens ver Unter 
richt mit eruftlihem Gebet angefangen und von ven Lehrern jede 
ſchickliche Gelegenheit benugt werden, um den Zöglingen vie re 
ligiöjen und moralifchen ‚Motive Diefes zu thun und Senes zu 
unterlafjen an das Herz zu legen, und von ihnen, als. weifen, 
edlen Männern und erleuchteten Chriften felbft das Beiſpiel 
eines ächt hriftlihen Sinnes, Gefühls und Betragens gegeben 
werden”. Im Jahr 1829 wurde die ſtädtiſche Schulreform 
friſcherdings aufgenommen ; dieß führte zu Verhandlungen: allge 
meinften Belanges, nemlih zur Wiederaufnahme des früher mif- 
glüdten Vorhabens der Gründung einer „evangeliichen Kantend 
ſchule“. Das evangeliiche Großrathskollegium pflog darüber 
Berathung im Juni 1830. : Die Anregung blieb erfolglos. 
Sonntags den 3. Januar 1819 wurde in allen ewangelifchen 
Pfarrkirchen zu Stadt und Laub das dritte Reformationsjubiläum 
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in würdiger, doch einfacher Weiſe gottestienftlich gefeiert. Eine 
reichliche Literatur an Reden und Gefängen, welche bei ‘diefem 
Anlaß zur Verherrlihung des Feftes und zu Ehren ver Urheber 
ber Reformation vorgetragen wurden, zeugt von der Regſamkeit 
ter begabteren Theilnehmer. Stattpfarrer J. M. Fels zu Et. 
Gallen mahnte in feiner Predigt zur Theilnahme an der Sonns 
tagöfeier, „nah dem Beilpiele religiöfer, chriftlicher Vorältern“. 
Gegen die „So höchſt nachtheilige Verirrung unferer Zeit”, nem 
lich die „jo fehr überhandnehmende Vernachläſſigung der Sonn 
tagsfeier” erließ bald nachher die reformirte Kirchenvorfteher: 
ſchaft der Stadt St. Gallen eine eifrig gehaltene Mahnung 
(12. Auguft 1819). 

Blicken wir auf die Zeit der Mediationdverfaffung zurüd, 
jo finden wir. damals feine. Bereinsthätigfeit. Was geſchah, 
fam von den Behörden. Kriegs- und andere Laften hatten auf 
die Gemüther gevrüdt. Seit 1816 und nachdem auch die große 
Roth -überftanden war, fühlte man fich freier und aufgelegter. 
Steinmüller, Pfarrer zu Rheine, gründete eine Gefellfehaft zur 
Förderung der Landwirthichaft, der Kimfte und Gewerbe; mit 
ibm war Defan Blattmann zu Bernhardzell an ver Spige des 
Vereins; die Geſellſchaft machte fih ihre ftatutariishe Ordnung 
und erflärte fih zu Handen ver Regierung bereit, dieſe in allen 
auf die Zwede ver Geſellſchaft bezüglichen Beftrebungen zu uns 
terftügen (1819); die Regierung hinwieder empfahl den Land» 
wirthen und Drtsvorftehern, der Geſellſchaft nad Kräften an 
die Hand zu gehen. Dr. Med. Zollifofer in Et. Gallen gründete 
eine Fantonale naturwiſſenſchaftliche Gejellihaft zur Beförderung 
„der phyſiſchen und naturhiſtoriſchen Kenntniß des eigenen und 
der nächſt angrenzenden Kantone”; dem Berein traten nament- 
lich viele angejehene Aerzte bei, ſolche auch aus Appenzell Inner⸗ 
und Außerrhoden (ebenfalls 1819). Die Uebergabe des Erzie- 
hungsweſens an beide Konfellionstheile war noch immer nicht 
von Jedermann verfchmerzt. In Beforgniß, daß eher Nachtheil 
ald Gewinn aus diefer Vorfchrift der Verfaffung erfolgen dürfte, 
juchten die Unzufrievenen ſolchem Ergebniß zu begegnen, um zu 
erfegen ober zu ergänzen, was den amtlichen Beitrebungen etwa: 
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nicht gelänge.. Es boten fi die noch lebenden Mitglieder. des 
gemwejenen allgemeinen Erziehungsrathed die Hand zur Grün- 
dung eined „Bereind zur Förderung der Volksbildung“. Stein- 
müller und Defan Schmid in St. Firen übernahmen bie Aus: 
führung (1823). Es wurden zierliche Zwedreden gehalten. PBraf- 
tiſche Ergebniffe find nicht zu melden. In St. Gallen verjam- 
melten fib in dieſem Zeitraum auch allgemeine varerländijche 
Bereine, fo die „Ichweizerifche gemeinnügige Geſellſchaft“ und 
die „ſchweizeriſche naturforichende Gefellichaft“; aus jener ging 
die Iofale gemeinmügige Gejelihaft der Kantone St. Gallen 
und Appenzell hervor, die fi, wie der Generalverein, für För⸗ 
derung des Erziehungsds, des Armen» und bes Gewerbeweſens 
bethätigte.. Nicht alle dieſe Bereine Eonnten fih gemwünfchter 
Rührigfeit ihrer Mitglieder rühmen; jo jchlief der St. Galliſche 
Berein für Volksbildung bald ein. Im dieſe Zeit Fällt die 
Gründung einer zinstragenden Erfparnißkaffe in St. Gallen 
durch D. N. Zollikofer. Bon hohem praftiihem Nugen war 
die ſchweizeriſche Mobiliarverfiherungsgefellfchaft, welche in: vem 
näcften Sahre auch im Kanton St. Gallen feiten Fuß faßte, 
von der Regierung dringend empfohlen (1826). 


Dritter Abfchnitt. 


Die St. Galliſchen Antipathien gegen Churifche Bisthumsregierung; 
Zerwürfniffe zwifchen dem Fürſtbiſchof und den katholiſchen Behörden; Ein— 
leitungen zur Trennung des Bisthums St. Gallen vom Churer-Bisthum. 
Des Fürften Pancratins Stillleben in Muri; feine Stiftung für Sefwiten 
Miſſionen in der Schweiz; Müller Friedberg’s Abbittfchreiben an den Fürften; 
des letztern Teftament und Hinfcheid. Allmäliger Berfonenwechjel in den 
oberftien Staatöbehörden des Kantons. in bürgerliches Geſetzbuch wieder 
angeftrebt, erfolglos. Anderes aus dem Gebiet der Gefepgebung und Ders 
waltung. . Rheinforreftion. Der WildhaufersPaß geöffnet; andere Straßen 
bauten. Das Ringen des Großen Rathes um jelbitftändige Stellung gegens 
über der Regierung; theilweife Erfolge. Die JulisRevolution in Franfreid; 
Rückſchlag auf die Schweiz. Die Vorboten der Stantsveränderung auch im 

Kanton St. Gallen. (Vom Jahr 1825 bis Herbft 1830.) 


Die Freude über die Gründung eines bifchöflichen Stuhls 
in St. Gallen wurde vielfach getrübt; Mißtrauen und Unzufrie— 
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denheit beſchlichen die katholiſchen Räthe; jeitend des Bilchofes 
und einiger ehemaligen Kapitularen des Stiftes bejorgten fie 
Abfichten, die ihnen nicht genehm waren. Der Biſchof ließ 
durchbliden, daß er das Bisthum St. Gallen nit in der ihm 
durch die Gründungsurfunden angewiefenen Selbftftändigfeit auf- 
fafje, ſondern dafjelbe vielmehr nur ald eine Zugabe, eine Aus 
nerion zum Bisthum Chur anjehe, vie Curie und dad Seminar 
unter die Leitung von Chur zu bringen, überhaupt nad bortis 
ger Weife und in Mebereinftimmung mit den dort vorwaltenven 
Einflüffen zu regieren beabfichtige. ) Der Fürftbiihof jchien 
wenig zufrieven mit ber ihm angewiejenen Refidenz, und mit 
Mipfallen ſahen ihrerfeits die Fatholiihen Räthe, daß er auf 
mehrere Jahre das ftattlihe v. Bayerfihe Haus im Oberdorf 
zu Rorſchach miethete, wie fie glaubten, um deſto ungehemmter 
in jeiner Verwaltung fih bewegen zu können. Gelbftftändig 
zwiſchen dem Biſchof und dem Adminiftrationsrath ftand Theo: 
dor Wid, den Abfichten beider entgegen; biejer ehemalige Kapi- 
tular begte den Plan, die in Verwaltung des Adminiftrationg- 
rathes befindlichen FBonde und Anftalten dem Domfapitel zu 
überlieferw, dieſes in Flöfterlihe Form zu bringen und dadurch 
der Erfüllung jeines alten Lieblingswunſches, Wiederherftellung 
des Stiftes, möglihft nahe zu kommen. MWid wollte demnach 
weder eine Churiſche Bisthumsregierung in St. Gallen, nod) 
die Fortdauer abdminiftrationsräthliher Befugnig und Madıt. 
Wick war nicht weniger thätig ald gewandt. Er wollte wenig- 
ftend drei Geiftlihe in den Aominiftrationgrath bringen, von 
dem aud alddann die Initiative zu den gewünfchten Umgeftal- 
tungen ergriffen werben follte. Der Adminiftrationsrath ſah in 
ſolchem Beftreben namentlich eine Duelle fchwerer und verberb- 
liher Zerwürfniſſe. Selbftitändiges Wirfen für den Bilchof 
bei allfälligen Anftinden mit der Staatdregierung, dann bins 
wieder den Ruf unabhängiger Stellung gegenüber dem Bi— 
ſchof bei Verhandlungen jeglichen Belanges mit demfelben für 
ih zu wahren, beantragte er bei dem Fatholiihen Großraths— 
1) Balf: Hiftorifche Fragmente u, f. w. 
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follegium tie Schlußnahme, daß hinfür fein Geiftlicher in den 
Adminiftrationsraty wählbar fein ſolle. Der Antrag wurte 
zum Beichluß erhoben und in die weniger verlegende Form eines 
Neglementsartifeld gehüllt (23. Dezember 1824). Inzwiſchen 
beftellte der Biſchof feine Curie. Aemilian Haffner trat mit 
dem 1. Januar 1825 das Amt eined Generalvifard an, nach— 
dem Defan Schmid zuvor, Namens der Kapitelsvorftände gra— 
tulirend, gegen ihn die Erwartung ausgeiprochen hatte: daß bei 
Regierung des Bisthums „der erhöhte Kufturftand der Kantonds 
bewohner“ berüdjichtiget, das „reine Chriftenthum, ver ächte 
Katholizismus den entbehrlihen und längſt abgelebten Formen 
und Menfchenfagungen vorgezogen“, das „Licht“ gegenüber der 
„Finſterniß“ zum Siege geführt werbe. Als geiftlihe Näthe 
berief Karl Rudolph den Pfarrer Leonhard Gmür, von Amden, 
Theotor Wild, damals erjter Pfarrer an der Kathedrale, und 
ven gelehrten Ildefons von Arx; ald Aktuar der Behörde ven 
ehemaligen Kapitilaren Viktor Spillmann, Koadjutor in Gt. 
Georgen. So war die Weltgeiftlichfeit des ehemaligen Ehuris 
Then Bisthumsantheild durch den Zuzug eines ihrer hervor 
ragenten Mitglieder berüdfichtiget, nicht aber jene des ehemali- 
gen Konftanzerantheild®. In andern Dingen, deren Regelung 
ter Adminiſtrationsrath gerne gejehen hätte, hielt der Biſchof 
beharrliches Stillfhweigen ein. Die alljeitigen Beziehungen um 
die Mitte tes Jahres 1825 zeichnet der Generalvifar Aemilian 
Haffner in einem Brief an ven Fürften Pancratius: felbft über 
das Weſen der Verbindung beider Bisthümer fei man uneinig; 
in Chur wolle man diefelben nur als ein Bisthum anjehen, 
beide dann auch auf eine und dieſelbe Weife regieren, in St. 
Gallen dagegen fehe man beide Bisthümer als völlig ſelbſt— 
ftändig an, vereinigt nur in Bezug auf die Perfon des Biſchofs; 
von daher große Unannehmlichfeiten für den Generalvikar; „wit 
trugen auf ein eigenes St. Galliiched Directorium, Rituale 
u. ſ. w. an; aber Chur will nur Ein und das Nemliche haben; 
vergebens beriefen wir uns auf die Beifpiele anderer Biss 
thümer, die öfters auch nur einen Biſchof hatten, jo Würzburg 
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und Bamberg”; während Verfchiedenes, was zur Zeit der Kons 
ftanzer Bisthumsverwaltung unter Weſſenberg eingeführt wor- 
den (4. B. über Sponfalien, gemijchte Ehen, Beerdigung der 
Broteftanten u. ſ. w.), in St. Gallen als rechtöfräftig anges 
jehen werde, wolle Chur dießfalls bei feinen alten Grundſätzen 
verharren und ohne Zuftimmung des heil, Stuhled nichts ändern. 
„Was aber noch das Bedeutendſte ift, glaubt fi die paritäs 
tische Regierung in St. Gallen und jelbft der Fatholiiche Ads 
miniftrationsrath ermädtiget, Alles zu thun und zu folgen“ 
(nadzuahmen?) „was in Deutichland, befonders in Defterreich 
vorgehet. Ich finde zwiſchen der Kirchenfection im Badiſchen 
und dem Aominiftrationsrath beinahe feinen Unterfchied u. ſ. w., 
nur daß jener” (dieſer?) „in manchen Fällen noch confequenter 
handelt u. f. w.” Unter ſolchen Umftänden fei höchft ſchwierig, 
auch nur den Grund zu einer erfprießlichen kirchlichen Ordnung 
im neu gegründeten Bisthum zu legen (19. Juli 1825). Dem 
alfeitigen Mißbehagen folgten ſächliche Zwiſte. Der Biſchof 
ftellte die Forderung, daß ihm alle, ehedem dem Stift zugehö- 
rige, zur Zeit vom Adminiftrationsrath ausgeübte Kollaturrechte 
übergeben werden. Er jchrieb aus Ehur: „Da der heil. Stuhl 
bei Aufhebung des proviforifchen Zuftandes und Errichtung eines 
eigenen neuen Bisthums daſelbſt“ (in St. Gallen) „alle vors 
malige diesfällige Abbatialredhte, worunter nad meinem 
Dafürhalten die Kollaturen unzweifelbar und vorzüglich gemeint 
waren, an das neue Bisthum übertragen hat, jo werde ich auch 
jelbe ald mir und meinem Nachfolger am Bisthum angehörend 
betrachten können;“ hätte der Aominiftrationsrath andere Anz 
fihten, möge. er ihm daherige Gründe mittheilen (28. Januar). 
Der Aominiftrationdraty antwortete: Seit dem 30. Januar 
1813 fei er im amerfannten gejeglichen Befiß der angefprochenen 
Kollaturrechte; daß die früheren Bilchöfe (über St. Gallen) 
diefe Rechte nie bejaßen, dafür zeugen Gefchichte und Urkunden; 
aud werde dem Fürftbifhof in Erinnerung fein, daß während 
der ganzen St. Galliſchen Bisthums-Unterhandlung von jenen 
Reiten nicht im Geringften die Rede gemefen, — keine Ver⸗ 
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zihtleiftung auf jelbe gefordert worden fei; aus dem Konforbat 
fönne aljo die nun geftellte Forderung aud nicht begrünbet 
werden; dann wörtlid: „die Abbatialrechte find erloſchen und 
dem Biſchof find und haben in ter Bulle feine andere Rechte 
übertragen werben können, als einzig die bilchöflichen echte, 
welche der Abt in suo territorio Nullius ausgeübt hat. Jede 
andere Auslegung ift einfeitig und könnte das Konfordat ges 
fährden;“ fie würbe ftörend auf die gegenfeitigen Verhältniſſe 
einwirfen, dad Zutrauen in die neue Schöpfung ſchwächen, das 
Borichreiten des ſchön begonnenen Werkes lähmen, Mißtrauen 
und allgemeine Unzufriedenheit hervorrufen. Endlich gedachte 
der Adminiftrationsrath, wie verdienftlich es feitens ver Fathos 
lifhen Laien gewejen, vie früher von der gemifchten Kantons- 
regierung ausgeübten Patronatrechte an die Dberbehörde des 
katholiſchen Volkes gebracht zu haben (22. Februar). Mit fol 
cher Ablehnung war auch Falk einverftanden, feiner vollen Ers 
gebenheit für die Firchlihen Behörden ungeachtet. 1) Da der 
Biſchof auch in perjönlichen Unterredungen nicht zur Nachgiebig- 
feit zu bewegen war, jondern vielmehr eine unterftügende Schluß- 
nahme feitens des heil. Stuhles zu erwarten fchien, fo wendete 
fih der Adminiftrationsrath beſchwerdeführend und mit dem Bes 
gehren an die Nuntiatur, daß der Fürftbiihof „in die Schranfen 
feiner Stellung zurüdgewiefen werde“, jpäter an die Kantons— 
regierung, die er von den fchriftlihen und mündlichen Berhand- 
lungen über den Gegenftand in Kenntniß ſetzte, „damit ven 
Anmaßungen des Biſchofs entgegengewirft werden kann, welde 
ungebunden über die Abbatialrehte fih ausdehnen möchten“ 
(4. November 1825). Die Regierung ging joweit als fie fonnte 
und ſprach in ausführlich motivirtem Schreiben die Dazwijchen: 
funft des SInternuntius Paschal Gizzi zu dem Ende an, daß 
die adminfftrationsräthlihe Ablehnung zur Anerkennung gelange 
(15. November). Der Fatholifhe Adminiftrationsrath verdanfte 

*) In feinen Papieren liegt eine einläßliche, auf firchenrechtliche und 
geichichtliche Momente fich ftühende, Beweisführung vor, daß die Anfprüche 
des Fürftbifchofes abzulehnen feien. 
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ſehr verbindlih den ihm bei diefem Anlaß gewordenen Staats: 
Ihug, den er ſich fonft bei jeder andern Gelegenheit verbeten 
hatte. Der Kollaturftreit zwifchen dem Adminiftrationsrath und 
dem Biſchof wurde noch einige Zeit fortgefegt; der Aominiftra= 
tionsrath aber blieb in den ihm durch Geſetz zugeſchiedenen 
Rechten, und eine die Anfprüche des Fürſtbiſchofs unterftügende 
Verfügung jeitend des Papſtes ift nicht ergangen. Die beiden 
katholiſchen Regierungen, die geiftlihe und die weltliche, welche 
die eigenthümlihen Verhältniffe St. Gallens neben einander ge- 
ſtellt, konnten fich aber nicht bloß der Kollaturen halber, fondern 
auch in Bezug auf mehrere andere Angelegenheiten nicht leicht 
verftehen. Der Adminiſtrationsrath wünfchte Verftändigung; ber 
Biſchof feinerfeits wollte Vorfchläge erwarten. So entftand feis 
tens der erftern Behörde der Entwurf zu einem Konforbat mit 
dem Bilchof, folgenden wejentlihen Inhaltes: 1. Eintheilung 
des Kantons in fieben geiftlihe Kapitel; 2. Selbftftändigfeit 
der Kapitel, nah Maßgabe der „Eanonifchen Rechte”; Ernen— 
nung der Defane, Entwerfung ihrer Statuten, bifchöfliche Ge— 
nehmigung vorbehalten; 3. in Bezug auf Ritus, dad „Diref- 
torium*, die Faftenmandate, Hirtenbriefe u. |. w. wird Gt. 
Gallen als ein eigenes, unabhängiges Bisthum behandelt; reſi— 
dirt der Biſchof nicht perfönlich in St. Gallen, fo gehen alle 
amtlichen Erlaffe (Hirtenbriefe u. f. w.) vom Generalvifar aus; 
4. ungejchmälerte Anerfennung der Kollaturrechte des Admini- 
ftrationsrathes feitend des Bilchofes; 5. Unterfuchung gefammter 
Kirchen: und Pfrundredinungen durch eine Kommilfion des Ad- 
miniftrationsrathes, der ver Bilchof ebenfalls einen Kommifjär 
beigibt; 6. zu fiherer Erhaltung des bisthümlichen Dotationd- 
fondes ſoll der Biſchof eine vießfallfige Verwaltung in St. 
Gallen nieverfegen, welde die Kapitalien (ver Bulle gemäß) 
nicht anders als auf fihere Unterpfande im Kanton anlege 
und von 3 zu 3 Jahren einer Kommilfton des Adminiſtrations⸗ 
rathes, unter Vorweiſung der Schuldtitel, Rechnung ablege; 
gleihe Vorfchrift bezüglich des Fondes des Domkapiteld, ber 
Domkirche und aller übrigen Fonde; 7. der Bilchof folle, zum 
33* 
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Beſten des Schulweſens, auf pädagogiſche Ausbildung der Se- 
minariften Bedacht nehmen; 8. der Abminiftrationgrath ver- 
pflichtet ſich, zu befrievigenvder Befegung der theologiſchen Lehr- 
kühle in St. Gallen, ausgewählte junge Geiftlihe im Einver- 
ftändnig mit dem Bilchof auf zu beftimmenden hohen Schulen 
ausbilden zu laſſen; 9. das Berfommniß mit Konftanz über 
Eheveriprehungen vom 3. 1808 trete in Kraft für den ganzen 
Kanton. Punkte 10 und 11 betreffen die Matrimonialgerichts- 
barkeit; das Konfiftorialgericht befteht aus 9 Mitglietern, 4 
geiftlichen und 5 weltlichen; jene wählt der Bilchof, dieſe ver 
Adminiftrationsrath; das geiftlihe biſchöfliche Conſiſtorium 
jpriht allein über Trennung des Ehebandes ab; ift Trennung 
ausgeiprochen, jo urtheilen die weltlichen Beifiger jenes Ge— 
richtd über Fragen der Entſchädigung u. ſ. w.e; das Konfiftorial- 
gericht entjcheidet auch über Klagen, betreffend die amtliche Wirk 
jamfeit der Pfarrer. Ueber viefen Entwurf fam ed zwar zu 
etweldhen mündlichen Verhandlungen, zu einer wirklichen Ver— 
ftändigung nie, da namentlih der Aominiftrationsrath den Ab- 
Ihluß über das Ganze zur Beringung machte, während ver 
Biſchof Feinenfalls von feiner Anfprade auf die Kollaturen ab» 
gehen wollte (1826). So bewegte fich die biihöflihe Bermal- 
tung fürwährend in einem Proviſorium, das+ weder den Laien 
noch der, Geiftlichfeit genehm fein Fonnte. „Nichts hat einen 
Fortgang und die Ausfichten in die Zufunft find noch erbärm- 
licher”, fo klagte Aemilian Haffner in einem Brief an ben 
Fürften Pancratins Cl. April 1828). Andere mißbeliebige Er- 
örterungen, theild mit der Nuntiatur, theils mit dem Bifchof, 
veranlaßten die vom Adminiftrationsrath geforderte „Gleich— 
ftellung“ des Ehurer Kapiteld mit dem St. Gallifchen, nemlich 
die Herabfegung feiner Gliederzahl auf die für St. Gallen be: 
ftimmte, dann die an die römische Eurie zu erlegenden Taren 
für die St. Galliihen Kanonifate. Der fath. Adminiftrationds 
rath haderte da um wenige Hunderte von Gulden, ftatt in ein- 
fachfter Weiſe den ernannten Domberren mit Rüdfiht auf ihre 
Ihmalen Einfünfte einen verhältnigmäßigen Beitrag aus dem 
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allgemeinen katholiſchen Bond an jene Koften zu verabreichen. 
Wie der Biſchof in feinen Verhältniffen zur Adminiftration 
wenig Rüdfiht auf St. Galliihe Anfchauungen und Bedürfniſſe 
zu tragen wußte, jo gefiel fih der Adminiftrationsrath in einer 
ftreitluftigen Korrefpondenz mit der Nuntiatur über untergeorb- 
nete Fanzleiifche Einrichtungen und UWebungen in Rom. Die 
Mißverſtändniſſe in St. Gallen wuchſen zur Schroffheit an. 
Die Nuntiatur ihrerjeits war höchſt gefällig und freundlich; fo 
war fie unter Anderm bemüht, ben hisigen Span wegen ber 
Kollaturrehte durch Empfehlung an den Adminiftrationsrath, 
dem Biſchof einige Kollaturrechte freiwillig zu überlaffen, zu 
Ichlichten, wogegen dann der Heil. Vater alle übrigen Kollatur- 
rechte des Aominiftrationsrathes als ſolche beftätigen würde. 
Durch Vermittlung der Nuntiatur erfolgte bald die Reduktion 
des Domkapitels von Chur auf die Normalzahl von fünfzehn 
Mitgliedern und es war dadurch die geforderte Gleichſtellung 
bewirkt (Bulle Papſt Leo des XIL, vom 4. Mai 1826). Sn 
erfter Beftellung des Domfapiteld für das Bisthum St. Gallen 
wurde Heinrih Müller-Frievberg als Propft, Leonhard Gmür 
als Domdekan ernannt; als Refidentialfanonifer wurden be— 
zeichnet: Aemilian Haffner, Theodor Wick, J. A. Blattmann, 
Conrad Scherrer, Thomas Brändle. * So hatten die beiden 
Opfer des Strafprogeffed von 1805 wieder Anerfennung ges 
funden; Thomas Brändle aber, treu feiner Beharrlichfeit für 
das Stift, lehnte ab; für ihn wurde Ild. von Arr erwählt. 
Als Forenjes waren verdiente Seelforger auf den Landpfarreien 
ernannt. Ganz Fonjequent wurde in Nom in Folge der mit ver 
Gründung des St. Galliihen Bisthums zugleih ausgeſprochenen 
Aufhebung des Stiftes angenommen, daß nunmehr für die zu 
Domherren ernannten ehemaligen Kapitularen die Säfularifation 
und Habilitirung zur Uebernahme von Pfründen einzutreten 
habe, wofür ebenfalls die üblihen Kanzleitaren eingeforbert 
wurden. Die betheiligten Prieſter wendeten fih dießfalls an 
den Heil. Vater mit Gefuh um Nachlaß, zumal fie bei allem 
Vorgegangenen ganz paſſiv geblieben feien, namentlich nie eine 
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Säfularifation verlangt haben noch verlangen werben. Leider 
wurde auch diefe Kleinigfeit Gegenftand vieler amtliher Schrei: 
berei. Die Akten bezeugen, daß der Papft viepfällige Bittſchrift 
nicht unbeachtet gelaffen habe. Durch ſolche und Ähnliche Ver— 
umftändungen verzögerte fich die förmliche Einfegung des Dom; 
fapiteld mehrere Jahre lang. Soldyes war dem fath. Admini— 
ftrationsrath ſehr ungelegen, denn er fürchtete, daß bei all- 
fäligem Hinfchied des bejahrten Biſchofs nod vor Einjegung 
des St. Galliihen Kapitels, dad Ehurer Domfapitel, veran- 
laßt durch die befannten obrigfeitlihen Einwendungen Graus 
bündend gegen dad Doppelbisthum, allein zur Wahl eines 
neuen Biſchofs fchreiten würte und müßte, ohne daß St. Gallen 
fi dabei betheiligen könnte, „wodurch die ganze Machenichaft 
aufgelöst würde“. ') Die Snftallation des St. Galliihen Ka- 
piteld erfolgte endlih, unter geziemender Feier, am 14. Juli 
1830. Statt des ſchon im 3. 1828 verftorbenen Leonhard 
Gmür war nun Aemilian Hafner Domdefan; in eine andere 
Vakatur unter den Refiventialen trat Joh. Nep. Zürcher ein. 
Die Forenjes waren die Pfarrer: Schönenberger in Waldkirch, 
Pfifter in Berned, Chr. Andr. Hardegger in Kirchberg, ob. 
Kajpar Wölfle in Lichtenfteig, Gallus Joſeph Popp in Häg- 
genihwyl, Joh. Joſ. Rußbaumer in Nieverhelfenfhwyl, Job. 
Jakob Schaffhaufer in Nieverbüren, und Rudolph Good in 
Moͤrſchwyl. Unterdeffen ergaben fib zwilchen dem Fürftbifchof 
und dem Adminiftrationsrath noch ernftere Anftände ald früher. 
Die biihöflihe Dotation war auf 7500 Gl. Rente feftgefest, 
davon 5000 Gl. für die bifhöflihe Menja, 2500 Gl. für bie 
Curie. Aus den angemwiefenen Kapitalien und Grundflüden 
zog der Biſchof in Wirklichkeit jene Gefammtjumme nicht; er 
berechnete vielmehr, daß er Jahr um Jahr eine Einbuße von 
1500 bi8 1600 Gl. erleive. An das Billigfeitögefühl des Ad- 
miniftrationsrathes fich wendend, trug er diefem an, die Ber 
waltung des betreffenden Fondes ihm, dem Biſchof, ab- und 


1) Schreiben des Generalvifars Aemilian Haffner an den Fürften Pans 
eratius; vom 18. April 1829. 
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jelbRt zu übernehmen, dagegen dem Biſchof die vollen durch bie 
Bulle zugefiherten 7500 Gl. jährlich zu verabfolgen; zugleich 
erjuchte er um Erjag bisheriger vierjähriger Einbußen (29. Nos 
vember 1828). Der katholiſche Adminiſtrationsrath aber trug 
fih mit Höherem; eine rechtliche Pflicht zur Ergänzung der be- 
fprochenen Rente aus dem Gang der früheren Unterhandlungen 
und namentlich in Folge unverklaufulirter Mebernahme ter ans 
gewiejenen Dotationsgegenftänte feitend der geiftlichen Behörde 
ablehnend, fi aber zu gütlicher Abfindung bereit erflärend, ers 
griff er den Anlaß, mit feinem Hauptanliegen auszurüden. Er 
jchrieb dem Fürftbifchof wörtlihd: „Es ift allgemein befannt, 
vie fehr die Bündnerifche hohe Regierung durd die Verbindung 
ber beiten Bisthümer Chur und St. Gallen geärgert worden 
ift und wie Hochdieſelbe ſelbſt Schlüffe gefaßt haben fol, bei 
dem Abfterben Euer Hocfürftlihen Gnaden — — — mit der 
Kraft des weltlichen Armed den Statum ab ante wieder zu be 
wirfen. Wir finden feinen Grund, diefer Hinwirfung entgegen- 
zuarbeiten, wohl aber fordern unfere Bedürfniſſe uns auf, der 
jelben auf jede geeignete Art Hand zu bieten. Selbft der an— 
fehnlichere und. größere Theil des Klerus beider Kantone St. 
Gallen und Graubünden wünſcht eine vollfommene Trennung 
der beiden Bisthümer, und findet die Verbindung den Forder— 
niffen des Volkes und der politiihen Lage beffelben zuwider. 
Diejer geipannte Zuftand der Sache wird daher andauern, bis 
die Vorſehung durch Vakantwerdung des biſchöflichen Sitzes 
dieſe Spannung heben und die Gelegenheit geben wird, bei 
dem heil. Stuhl um Trennung der beiden Bisthümer, auch im 
Haupte, einzufommen.” Alsdann aber, jo führt das Schreiben 
fort, werde bis Ausdtrag der Sache ein ſchädliches Proviſorium, 
mit ihm eine allgemeine Verwirrung eintreten; baherigen Be— 
denken follten biſchöfliche und weltliche Behörden gemeinfam vors 
beugend entgegenwirken; es follte ſchon jet der Heil. Water 
gebeten werden, „bie verlangte Trennung und vollfte Seldft- 
ftändigkeit ver beiden Bisthümer auf den Fall ver Vakant— 
werbung des biſchöflichen Siged auszuſprechen, und bie beiden 
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Domkapitel zu Chur und zu St. Gallen, jedes für fein Bis- 
thum beftehend, zu inftituiren.“ Hieran ſchloß fih die Bitte 
an Karl Rudolph um Mitwirkung zu erwähntem Zwed, und 
die Zufiherung, daß, jobald der Papft die Trennung und volle 
Seldftftändigfeit der beiden Bisthümer ausgeiprodyen haben werde, 
der Adminiftrationsrath die vom Biſchof gewünfchte Verwaltung 
des Dotationsfondes übernehmen und ihm für fich und die Kurie 
lebenslänglich den vollen Jahresbetrag von 7500 Gl. in viertel: 
jährlihen Raten ausbezahlen werde (5. März 1829). So war 
obrigfeitlich die Art an das Doppelbisthum gelegt, noch bevor 
das St. Galliihe Domkapitel inftallirt worden. Alsbald folgte 
eine Unterredung über den Juhalt obigen Schreibens zwiſchen 
dem Fürftbiihof und dem SPräfiventen, dann ein neuer Brief 
des Aodminiftrationsrathed an den Bilhof, in welchem dieſer 
um jeine Mitwirkung zu dem Zwed erfuht wurde, baß das 
St. Galliihe Kapitel bei erfter Sedisvakanz fofort allein umd 
von fih aus den St. Galliihen Biſchof ernennen möge, wo— 
gegen der Adminiſtrationsrath nebft Mebernahme der Verwaltung 
volle Zahlung der bewußten Rente vom 31. März 1829 an 
verhieß, unter dem Vorbehalt jedoch, daß, falls binnen einem 
Jahre von Rom aus dem Begehren um St. Galliihe Selbft- 
ftändigfeit nicht in erwähnter Weile entſprochen fein würde, 
dannzumal dem Atminiftrationgrath zuftände, dad Mehrbezahlie 
wieder in Abrechnung bringen zu fünnen (31. März). Der 
Biſchof gab feierliche Zufage zum Gewünfchten, verbat fih da— 
gegen die eventuelle Erfagpflibt (1. April. Nun neue Miß— 
helligfeit. Da bis zum Frühjahr 1830 das Projekt ver Iren 
nung nicht um einen Schritt vorwärts gefommen, namentlih 
der Biſchof dießfalls ganz unthätig geblieben war, jo machte 
der Adminiftrationsrath die vorbehaltene Erfagforderung geltend. 
Empfindlid darüber erklärte der Fürftbifchof: -zu einer Initia— 
tive in Sachen der Trennung habe er fich keineswegs anheiſchig 
gemaͤcht; fie würde fih für ihm auch nicht ſchicken; wolle ber 
Aodminiftrationsrath bei feiner Abficht verharren, jo möge er 
von fih aus ein zeigbares Schreiben an ihn richten; ſolches 
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wolle er (Biihof) empfehlend nad Rom einbegleiten (3. Juni 
1830). Nun folgte eine Zwiſchenhandlung. Im Spätherbft 
zuvor hatte die Prüfungstommilfton des katholiſchen Großraths- 
kollegiums Einfiht in die Korrefpondenz über die eingeleitete 
Trennung verlangt, dabei an die gefeglihen Worfchriften er- 
innert, welche nad ihrer Anficht bei daheriger Unterhandlung 
maßgebend wären. Ihr Begehren wurde vom Adminiſtrations⸗ 
rath abgelehnt; dagegen berichtete diefer umftändlich über Wefen 
und Gründe feines Vorhabens an das genannte Kollegium 
(14. Zuni 1830) mit Anträgen, was weiter gefchehen jollte. In 
Genehmigung derſelben wurde der Abminiftrationsrath beinahe 
einhellig beauftragt, im jchielich erachteter Zeit auf die Tren- 
nung für den Fall der Sedisvakanz hinzuwirken, „ohne jedoch 
über eine Vermehrung des jest beftehenden Bisthumsfondes fich 
einzulaffen, wenn eine folhe in Anregung gebracht werben 
möchte“ (Beihluß des katholiſchen Großrathskollegiums vom 
18. Juni). Aber eben in Folge diefer Verhandlungen gerieth 
die Sade vollends in Stoden; der Adminiftrationsrath ließ 
fein Projekt für einmal „auf ſich beruhen“, da er nicht im 
Tale ſei, bezüglich der Werzinfung des Dotationsfapitald zu 
vollen 5 Prozent zu entiprechen; folches meldete er dem Bilchof 
(20. Zul). Bon nun an ruhte dieſe Trennungsfrage einige 
Zeit hindurch. Inzwiſchen war der Aominiftrationsrath, wie 
immer, bedacht, in kirchlichen Sachen Autorität zu üben; jo gab 
er ter Berordnung des fatholiichen Großrathskollegiums über 
die Bedingungen für Anftelung von Prieſtern auf Pfründen 
mit der Erinnerung Vollzug, daß jeder Priefter, vor der Be- 
werbung um eine Pfründe, mit einem von ihm (dem Admini- 
ftrationdgrath) ausgeftellten Wahlfähigkeitsaft zu verjehen jei und 
folden dem Kollator vorzuweijen habe. Er erftredte feine Aufs 
fiht auch auf die Kapitularen, welche die angefehenften Manıs- 
flöfter der Schweiz (Einfieveln und andere) auf St. Gallijchen 
Pfründen anftellten, und auf die Beichtiger der Frauenklöſter 
(Verordnung vom 30. Dftober 1827). Auch zwiſchen der Kau— 
tondregierung und dem Fürftbiichof erhoben ſich Anſtände. Diefer 
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hatte am 15. März 1827 ein Kreisichreiben an bie Geiftlich- 
feit des Bisthums erlaffen, welches die Gingehung der ges 
mifchten Ehen erichwerte. ') Die Regierung befrembete ſich über 
ſolch eigenmächtigen und ohne Begrüßung ter Staatögewalt 
veröffentlichten Erlaß und richtete an ben Biſchof die Einladung, 
feine in allgemeinen Difziplinarjachen zu erlafenden Anordnungen 
in Zufunft ihr zeitig genug mitzutheilen, damit fie je nach Um- 
ftänden das landesherrlihe Plazet ertheilen, jedenfalls ftaatliche 
Rechte wahren könne (5. April). Im gleihen Jahr (1827) 
verordnete die Regierung, daß das mit der Konftanzer Biss 
thumsbehörde im 3. 1808 abgeſchloſſene Verkommniß betreffend 
Eheverjpreben und daherige Klagen auch im ehemaligen Churer 
Bisthumsantheil des St. Galliihen Gebieted zur Anwendung 
zu kommen babe, in Eheſcheidungsſachen bie biſchöfliche Kurie 
jowohl im ehemald Churiſchen als im ehemals Konftanziichen 
Bisthumsantheil nur über die Frage der Scheidung abzuſprechen 
habe, dagegen ter Entſcheid über alle und jede Rechtöfragen 
zwifchen ven Eheleuten, über Vermögen, Suftentation, Erziehung 
der Kinder u. f. w., ter bürgerlichen Gerichtsbarfeit überlafjen 
bleiben jolle (25. September). Es verdient noch Erwähnung, 
daß die Regierung von Appenzell 3. R. ſchon im Jahr 1825 
den Wunſch nad Einverleibung in das Bisthum Et. Gallen 
vernehmen ließ; ver Fatholiihe Adminiſtrationsrath von Gt. 
Gallen erwieberte: vor Allem wolle er dortige einläßfichere An- 
träge vernehmen. 

Während man in St. Gallen fi dem verderblichften Hader 
hingab, lebte Fürft Pancratius ftill wie immer in feinem Elö- 
fterliben Aſyl zu Muri, auf neue milde Stiftungen bevadıt. 
Hatte er durch bereitd berichtete Bergabungen die Vergangenheit 
berüdjichtiget und geehrt, jo wendete feine Aufmerkiamfeit fi 
nunmehr der Zukunft zu. Da die unterbrüdte Benebiftiner- 
Abtei St. Gallen für „das Seelenheil des Volkes“ nicht mehr 


1) Ein früherer Erlaß vom 10. November 1820 hatte, auf alte kirch⸗ 
liche Verbote gefußt, vollends verordnet, daß jeder einzelne Fall dem heil. 
Stuhl zur Kenntniß und Entſcheidung einberichtet werde. 
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wirken könne, allſo fchrieb er, wolle er Vorſorge für Erſatz 
treffen. Seine Berehrung für die Gefellihaft Jeſu und bie 
Sorge für die Erfüllung des erwähnten Zwedes führte ihn zur 
Stiftung regelmäßiger Sefuiten-Mifftonen in ver Schweiz. Schrift: 
lich beurfundete er zu diefem Ende feinen Entſchluß: „geiftliche 
Mifftonen zu ftiften, in der Meberzeugung, daß dieſe vorzüglich 
geeignet find, nicht allein die Erzielung des ewigen Heild mancher 
chriftlihen Seele ald erften Zwedes, fonvern aud das Wohl 
des Staated durch Bildung gottesfürdtiger — hiemit guter — 
Bürger zu bewirken”. In diefer Abficht vergabte er der „Ehr- 
würdigen Gejellichaft Jeſu“ durch den damaligen Vizeprovinzial 
in der Schweiz, P. Johann Baptift Drad, ) ein Kapital von 
16,000 Schw. Fr. zu jährlichen zwei Miffionen von je 8 bie 
9 Tagen, durch zwei Briefter der Gefellichaft an je zwei Orten, 
vom Jahr 1828 an einfchließlich, zu halten (Art. 2). „Die Ge: 
wifjenhaftigkeit ver Gefellichaft Zefu, auf welche Wir und ohne 
weitere zur Sicherheit des Stiftungsfondes anzumeifende Hypo» 
thef gänzlich verlaffen, ift Uns Bürge, daß fie diefen 2. Artifel 
genau erfüllen werde." Die allfo geftifteten Miffionen, fo ver- 
orbnete der Fürft weiter, ſollen „inner der Schweiz” ftatthaben, 
namentlih im Fatholifchen Antheil des Kantons Bern, in den 
Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob und nid dem 
Wald, Zug, Fatholifh Glarus, Freiburg, Solothurn, Bafel, 
Appenzell J. R., St. Gallen, Aargau, Waadt, Thurgau, Wals 
lis und katholiſch Genf. Jedem der Bilchöfe von Bafel, Sitten, 
Lauſanne und Genf, wie auch von Chur und St. Gallen, ließ 
er vibimirte Abfchrift der Stiftungsurfunde zuftellen; die Gefell- 
Ihaft Jeſu verpflichtete er zur Nieverlegung eines Empfangs- 
inftrumentes für ben Fond der 16,000 Fr. in das bifchöflich , 
St. Galliſche Ardhiv (Urkunde aus Muri, 27. November 1825). 
Bald naher folgte neue Bergabung: der Fürft ftiftete zwei 
Stipendien für zwei bei den Jeſuiten ftubirende Kandidaten ber 
Theologie aus den St. Galliichen Stiftslanden; die Auswahl 
der Stipendiaten blieb dem Generalvifariat des Bistums St. 
*) Yargauer aus Kirchdorf im Siggenthal bei Baden. 
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Gallen anheimgeftelt; Betrag der Stiftung 5000 Gl. rheiniſch 
(1. Auguft 1826); die Haupturfunde wurbe tem Bilchof von 
Laujanne übergeben. Auch für die Schuljugend in Muri und 
Umgegend öffnete Pancratius feine milde Hand: er gründete 
mittelt Anweifung von mehreren taufend Franken eine Schul- 
ftiftung, vermöge welder bie ſechs Schulen der Pfarrei Muri 
aljährlih vor dem Bezirfsjchulrath zu einer Konfursprüfung 
vereiniget, die Kinder dann je nad ihren Leiftungen mit an- 
ſehnlichen Preiſen in Geld beſchenkt werden; feierlicher Gotted- 
dienst ſoll jeweilen dieſes finnige Schulfeft einleiten. Die Ber 
gabungen des Fürften unter Lebenden berechnet P. Golumban 
wie folgt: für die bereit im Jahr 1819 geftifteten Anniverja- 
rien 33,000 Gl.; zu gleibem Zwed an die Pfarrfirhe in Nä— 
feld 4200 Gl.; zu Jahrzeiten in Fiſchingen, Wyl, Goßau, Ror 
hab, Bütſchwyl, Freiburg in ver Schweiz, Pruntrut, Solo 
thurn, an jeden Drt 2887 ©. 30 Kr.; „vieles Andere für 
Kirhen und Schulen da und dort”, zufammen 79,821 Gl. 
37%, Kr. Diefed Verzeichniß läuft bis 1. Juli 1828; P. Co 
fumban jegte eigenhändig hinzu, daß ed unvollitändig und um 
vollendet jet. Teſtamentariſch hatte Paneratius jchon am 1. Juni 
1821 (alſo am Tage der zweiten Jahrzeitenftiftung) verordnet: das 
Gotteshaus Muri ſei erfucht, die drei goldenen Pektoralien und 
zwei Abbatialringe fo lange in Verwahrung zu nehmen, bis in 
Et. Gallen eine Abtei oder ein Episcopatus sive saecularis 
sive regularis 1) errichtet jein werde, und erſt alsdann dieſe 
Pretiofen dem Abte oder dem Biſchof (von St. Gallen) als 
Eigenthum des Bisthums übergeben zu laffen; die zwei gol 
denen Ordensfetten B. Virginis M. Annunciatae ?) follen ver 
fauft, der Erlös zu vier gleichen Theilen den Pfarrherren zu 
Wyl, Rorſchach, Goßau und Lichtenfteig zur Austheilung an 
dortige Hausarme abgeliefert werben; die Hälfte des Lichten- 
fteiger Antheild dem reformirten Pfarrer dafelbft zu Handen ber 
1) Ein Bisthum mit oder ohne Kloftereinrichtung. 


2) Bergabung des Königs von Sardinien an den — Abt von 
St. Gallen feit 1686. 
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Hausarmen gleicher Konfeſſion; mehrere mathematiihe Inſtru— 
mente (Erinnerung an fein Lieblingsfah), einige goldene und 
andere Uhren und Aehnliches vergabte er dem Drte feiner Be- 
gräbniß für die daherigen Unkoften und Erequien, mit dem aus— 
prüdliben Beiſatz: es folle bei der Begräbniß alles Gepränge 
unterbleiben und mehr nicht al& bei der Begräbniß „eines jeden 
Religiofen” gejchehen. Anderes von weniger Bedentung, unter 
freundlicher Bedachtnahme für ven P. Eolumban. Am Todes- 
tage alfällig vorhandene Baarihaft und Guthaben beitimmte 
der Teſtator für die Hausarmen der oben genannten vier St. 
Galliſchen Pfarreien. Eine befondere Erklärung vom 17. Des 
zember 1824 beftätigte tas Teftament. Es liegt wie ausge— 
wieſen vor, daß der Fürft ungefähr die gleiche Summe, die ihm 
als Penſion für nahe an fünfzehn Jahre zugefommen, ausſchließlich 
für Kirden,, Armen» und Erziehungszwede verwendet hat. Im 
Frühjahr 1829 nahte der Fürft, an der Wafjerfucht leidend, dem 
Ziele feiner irbifhen Laufbahn; fein Tagebuch jchrieb er eigen» 
händig nur noch bis zum 15. Mai; von dann an enthält es 
bloß jpärliche Notizen, nah Diktat des Fürſten von des P. 
Eolumban netter Hand gejchrieben, bis in den Juli hinein— 
reihend. In diefen Tagen ſchrieb Müller-Friedberg dem hohen 
Kranfen eigenhändig Folgendes: „Hohmwürbigfter Fürft! Mit 
aufrichtiger Theilnahme vernahm ich das Erfranfen Euer Hoch— 
fürftlihen Gnaden; die Vorfehung möge über Hochjelbe walten, 
wie Sie über mich gnädig waltete. Ich war zweimal binnen 
2 Jahren ver Ewigkeit weit näher und lebe und wirfe noch. Das 
erinnert mich nun, nicht mehr zu verzögern, was mein Herz ſich 
fängft vorgenommen hatte. Gewaltfame- Weltkrifen haben un 
gewaltfam aus einander geriffen. Meiner Pfliht war ich treu, 
wie fie jedesmal über mich verfügte, und Perfönliches leitete nie 
mein öffentliches Handeln. Doch mag in folchen Wirren augen- 
blicklich Unehrerbietiges oder Mebelwollentes in mein Thun ein- 
gefloffen fein. Laffen Sie mich nicht von hinnen fcheiden und 
ſcheiden auch Sie niht von hinnen, ohne mir großmüthig ver 
ziehen zu haben. Berfhmähen Eure Hocfürftlihen Gnaden die 


— 526 — 


Bitte eined Mannes nicht, der die großen Eigenſchaften Feunt, 
die er an Ihnen zu verehren hat, und der, jo wie in tiefer 
Ehrfurdt, auch mit liebendem Andenfen verharren wild — — 
— — — — Euer Hobfürftlihen Gnaden gehorfamft und er 
gebenfter v. Müller-Briedberg, Landammann. St. Gallen, 29. Zuni 
1829”. ') Kürft Pancratius verſchied am 9. Juli nachhin im 
hohen Alter von 76 Jahren, „getroft”, wie er felbft fagte, im 
Hinblid auf die zwei erfreulichen Ereigniffe jener Zeit, die Kar 
tholifen-&manzipation in England und die neue Papſtwahl (Pius 
des VIIL) Ihm gebührt der Ruf eines ehrenveften, pflicht- 
treuen, durch Frömmigkeit und milden Sinn geadelten Karafters. 
Dankbar werden Geiftlichfeit und Bolf in den St. Galliichen 
Landen noch lange Jahre fein Andenken ehren. Pancratius war 
ein Regent, Abt und Priefter, der Feines Panegyriften bedarf. 
Die irdiſchen Ueberrefte des Berewigten wurden in der Klofter- 
fire beigefeßt; die Regierung von Aargau ehrte fein Andenken 
durh ein Beileidsfchreiben und dur Theilnahme am Begräb- 
niß mittelft perſönlicher Abordnung; das Wolf durd überaus 
zahlreiches Erfcheinen bei dieſer kirchlichen Handlung (12. Juli) 
P. @olumban Ferch, des Fürften Sekretär und Erilgenofje wäh- 
rend zwanzig Jahren, jegte dem Verftorbenen in der Klofterfirde 
zu Muri eine einfache Gevenftafel, die in kurzem Wort erinnert: 
Pancratins fei zwar der legte in der Reihenfolge der Aebte ges 
wefen, aber der Erften Einer an Verdienſten; unbeugfamer und 


4) Adreſſe: „A Son Altesse Röverendissime Monseigneur le Prince 
Pancrace, ci-devaut Abbö de Saint-Gall, Stift Muri im Aargau.” Brief 
und Adreſſe find vom Verfaſſer diefes Buches wörtlich dem Driginal ab: 
geichrieben. In den Papieren des Fürften liegt eine Antwort nicht vor; 
und in befjen Tagebuch findet fich feine Notiz von einer folden. Müller: 
Friedberg hinwieder erzählt, daß ihm eine ganz entfprechende Erwiederung 
zugefommen fei (Schw. Annalen, Bd. II., ©. 130). Der Berfaffer weiß 
von einem ganz fundigen und unbetheiligten Zeugen, daß ber Fürft immer 
und namentlich in den Tagen ber Krankheit in chriftlich verföhnlicher Stim- 
mung gewefen, nie irgend einen Groll über Semanden wahrnehmen ließ. 
Erwähnte Antwort dürfte im Auftrage des Kranken durch P. Columban 
ertheilt worden fein. 
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beharrlicher WBerfechter ver Kirche und feiner Gotteshäufer. *) 
Viebereinftimmend mit P. Columban fprah Aemilian Haffner 
das Lob des Hingefchievenen aus, fchildernd, wie er gleihjam 
allein dem Sturm der Zeiten widerftanden, jedenfalls rühmlich 
unterlegen ſei.) Drei Tage nad dem Hiuſchied des Fürften 
folgte ihm der treue P. Thomas Brändle, der feine legten Les 
bensjahre in Wyl zugebracht, in die Ewigkeit; im April 1834 
der treuefte der Treuen, P. Columban, im Gotteshaufe Murt. 

Pancratius’ legtwillige Anordnungen wurden theilweile an« 
gefochten. Kaum war das Teſtament befannt, berichtete ber 
Landammanı (Müllers Friedberg) dem St. Galliihen Rath: es 
jeien erbfühige Verwandte vorhanden; die vom Teſtator ges 
jhehene Berufung auf fein Ordensgelübde erfcheine, abgejehen 
von der im Kanton St. Gallen vollzogenen politiihen Umwand— 
lung, auch in Folge der durch den Heil. Vater felbft ausge— 
ſprochenen „Vernichtung des Klofters” als unftatthaft und es 
habe der Abt deshalb im diefer bürgerlichen Angelegenheit Feine 
privilegirte Stellung anſprechen können. Das Teftament dürfte 
daher von Seite der Snteftaterben Anfechtung erleiden. In Folge 
deſſen ftellte die Regierung das Begehren an den Vorort Bern 
und an den Stand Aargau, bis Austrag der Sache die Hins 
terlafjenfchaft mit Sequefter zu belegen (Beihluß vom 13. Aus 
guft 1829). Es geihah. Die Verwandten des Fürften bes 
ftritten dann wirkfih die Gültigkeit des Teftamented; es er- 
gingen in Folge veffen amtliche Vorlatungen vor das Friedend- 
gericht Muri, Den betheiligten Gemeinden ließ die Regierung 
wiffen, daß fie die Beftreitung allfälliger Prozepfoften aus ben 


) „Serie omnium Ultimus, meritis assecutus Primos; strenuus et con- 
stans Ecclesiae et Monasteriorum suorum Defensor.“ 

2) Aemilian's Schreiben an Abt und Konvent von Einfledeln, von 
11. Juli 1829: „Fuit Pancratius Princeps et Abbas noster vir constans 
animo, ad ardua natus, laborum patiens, rectique tenacissimus. Mens 
illi a recti justigue tramite flecti nescia. Cumgue suscepto vix suo Fegi- 
mine uti alibi gentium ita etiam in suo territorio omnia susquedeque 
verti vidisset, ipse quasi solus contra torrentem depravati saeculi nitens, 
in diuturno certamine tandem, gloriose tamen, occubuit.“ 
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öffentlichen Armenfonden nicht zugeben würde. Endlich wurde 
der Anſtand durch einen Vergleich beigelegt, welcher jeder der 
vier Gemeinden 1500 Gl. zuſchied, was die Regierung guthieß; 
den Ueberſchuß requirirte dieſelbe bei dem Vorort und bei der 
Regierung von Yargau zu Handen der Inteſtaterben (Novems- 
ber 1830). Die Bergleihsunterhandlungen waren Namens ber 
Verwandten durch einen Neffen des Fürften, den eidgemöfftfchen 
Oberſt Banfraz Ledergerw, geführt und zum Abſchluß gebracht 
worden. Das Gelammtergebniß deſſen, was laut Teftament ven 
vier Pfarrgemeinden zu Handen ihrer Hausarmen hätte zufom- 
men jollen, betrug nahe an 12,000 &. Es ift alfo annähernd 
balbirt worden. Die von den ernfteften religiöjen Anfchauungen 
des Berftorbenen ausgegangenen Verfügungen haben nur theils 
weife Erfüllung erhalten. Die durch den VBergleih ven Ge— 
meinden zugefchiedenen Beträge wurden von denjelben Fapitalifirt. 
Goßau büßte beinahe tie Hälfte feines Betreffniffes im Yalli- 
ment eines Toggenburger Induſtriellen ein; ven Neft wies es 
für Schulzwede an; die übrigen Gemeinden verwenden den Er: 
trag zu regelmäßigen Austheilungen an ihre Hausarmen. 1) 
Auch die Reihen der weltlihen Notabeln lichteten fich in 
diefen Zeiten. Sichtlich alterten jene Männer, welde die legten 
Jahre ver alten Eidgenoffenfchaft noch mit verlebt, die Stürme 
der Revolution durchgemacht, dann Jahrzehnte lang die Gefchide 
des St. Galliſchen Freiftaates mitgeleitet hatten. Der älteften 
Einer war J. 2. Eufter, fhon im Jahr 1818 aus dem Großen 
Rath ausgeſchieden; er lebte von dann an in würdevoller Muße, 
häufig auf Schloß Grünenftein; Anfangs des Jahres 1828 
ftarb er, nachdem er Jahre lang der Wohlthäter des Rheinthals, 
zumal feiner evangelifchen Konfeffionsgenofien, gewefen. Seine 
teftamentarifche Vergabung an jenen Landestheil belief ſich auf 
39,500 Gl., die früher erwähnten Schenkungen felbftverftänd- 
fih nicht einbegriffen. Zaver Gmür, der Beweglihe und Un: 
ermüdliche, thatfächlih das Haupt und der einflußreichite ber 


1) Alten im Kantonsarchiv und in den Archiven der beiheiligten Pfarr: 
gemeindben. 
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Großräthe, Die nicht zugleich die Negierungsfeffel inne hatten, 
er, der in den SKommiffionen ded Großen Rathes und durch 
deren Berichte für die öffentlichen Leiftungen und Unternehmungen 
die Schranfen zu jegen, für das Vorrücken oder den Stilfftand 
in der Gefeggebung das Loſungswort zu geben, zwiſchen der 
Machtfülle der Regierung und den Madtanfprücen des Großen 
Rathes die Waage zu halten gewohnt war, jchied im Frühjahr 
1825, noch wenig vorgerüdt im Alter. Einen eben fo bedeut— 
jamen Berlurft erlitt ver Kleine Rath in feinem engeren Kreis, 
und mit ihm ver Große Rath, im frühen Hinfchier des Negie- 
rungsrathes Meßmer (1826); hochbetagt war ihm Dubli, ber 
treue Kämpfer für die Selbftftändigfeit und die Rechte der „Ku 
tholifen, der Rechtskundigen und zugleich Gerechten Giner im 
Kleinen Rath, ſchon im Jahr 1824 vorangegangen. Ebenfalls 
aus dem Leben ſchied in diefer Periode der vieljährige Negies 
rungsrath und nachherige Appellationsgerichtöpräftdent Germann, 
deſſen Rechtlichkeit und Geſchäftskunde nie beftritten und der be- 
ſonders alsdann an die Spike der Großrathskommiſſionen ges 
ftellt wurde, wenn die oberfte Landesbehörde gut fand, fie aus 
Stelfvertretern aller acht Bezirfe beftellen zu laſſen. Wenige 
Wochen nachher (Anfangs des Jahres 1829) ftarb der Präſi— 
dialkollege Müller-Friedberg’8, der Landammann Jul. Hierony- 
mus Zollifofer von Altenklingen, der ſechsundzwanzig Jahre lang 
das Haupt der Finanzverwaltung gemein Müller-Friedberg 
ehrte die Verdienſte des Hingeſchiedenen in offizieller Rebe. 
Schon längere Jahre zuvor war ein Namend- und Bamiliens 
verwandter des verftorbenen Landammannd, Joh. Jak. Zollikofer 
von Altenklingen, Beamteter fchon in helvetiicher Zeit, dann 
Kanzleivireftor und zulegt erfter Staatsjchreiber, aus dem” ftaats 
lichen Amtsfreis ausgetreten, um ſich fürder den höheren Bes 
amtungen feiner Baterftabt St. Gallen zu widmen. Er war der 
Berfaffer der erften allgemeinen Sammlung der St. Gallifchen 
Geſetze, die bis dahin in den offiziell ausgegebenen Bänden zer> 
ftreut lagen; von dieſer Sammlung war im Jahr 1826 die 


zweite Ausgabe erfchienen. Im Rheinthal wie im Kanton bes 
Baumgartner, Kanton St. Ballen. I. 34 
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trauerte man (1828) ten Hinſchied des Appellationsrichters 
Johannes Neff, Dr. med., ter in verjchiedenen Amtsverhälts 
niffen, beionver8 aber im Fache der Gejuntheitspolizei, eine ber 
deutfame Stellung eingenommen hatte, tann des Kantonsrathes 
unt Kreisammanns Jakob Nifolaus Zündt (geftorben Anfangs 
1330), wie jener Bürger von Altftätten, Mann von Geift und 
anerfannt vorzüglibem Wirken, im Großen Rathe zu oppoft- 
tioneller Geftunung geneigt, vorzüglich im Fatholifchen Großraths— 
follegium dem Gmür'ſchen Adminiftrationsrathe gegenüber. In 
diefen Jahren ftand auch in Folge längerer Krankheiten bad 
Leben res Landammanns Müller Friedberg in Gefahr; feine 
amtliche Thätigkeit nahm allmälig ab, wenn auch fein Geiit be 
währte Lebhaftigfeit behauptete. An feine Eeite wurde Her 
mann Feld zum Landammann gewählt. Dubli wurde im ber 
Regierung durch ten Graminator Klemens v. Saylern erjeßt, 
der fich insbefondere dem Zuftizwefen widmete. Auf Meßmer 
folgte der in allen Kreifen beliebte Johann Mathias Näff von 
Altftätten, langjähriger Bezirfögerichtspräfttent des Rheinthales, 
ein Magiftrat, dem jedoch das Regierungegebäude nicht lange 
behagte; Nachfolger Näff's (für einen Theil der Finanzverwal- 
tung) war Johann Bonrad Eufter von Rheined, der in jüngeren 
Jahren (zur Mediationgzeit) Legationsfefretär der St. Galliſchen 
Gejandtihaften an ven Tagfagungen gewefen. An vie Stelle 
Germann's wurde Müller » Friedberg (Sohn) zum Präſidenten 
des Appellationsgerichtes erhoben, der jedoch bald (im Juni 
1830) fi eine Wiederwahl verbat. Sein Nachfolger auf dem 
wichtigen PBräfidentenftuhle war Job. Jakob Schirmer, von St. 
Gallen, von mehr ‚faufmännifher als allgemeiner Biltung, 
früher lange Jahre Mitglied des (kantonalen) Erziehungsrathet. 
Die Lücke, die Meßmer in der Staatöverwaltung gelaffen, wurde 
nicht völlig ausgefüllt. Statt feiner wurden zugleich zwei 
andere Mitglieder in die Kommilfion des Aeußern und des 
Kriegsweſens berufen, Reutti und der ſchon im Jahr 1821 eins 
getretene Barth. Mayer; dad Baumelen leiteten dieſe beiden 
Regierungsräthe von 1826 an meift gemeinfam, was Unbe— 


holfenheit und felbft Stodung herbeiführte; an die Spige des 
Militirweiend trat Mayer, mehr Juriſt ald Kriegsmann. Die 
Regierung nahm an Gelenkigfeit und Kraft fichtlih ab und bie 
Anzeichen waren bereit vorhanden, daß die ganze Staatsleitung 
alfmälig an jüngere Kräfte übergehen werde und müſſe. Wir 
führen diefe der Reihe nah auf. 

Am 21. Juni 1825 trat Baumgartner ') von Altftätten 
in die Reihen der 150 Landesväter. Ende November 1820, 
vielfach empfohlen, in den Staatsdienſt aufgenommen, arbeitete 
er einige Jahre lang in untern Amtsfreifen, kam durch dieſe 
in nächſte Berührung mit Müller- Friedberg und Meßmer, häufig 
auch mit der Negierung in Gefammtheit, wurde im Jahr 1823, 
durch das fantonale Wahlfollegium auf die großräthlice Kan- 
didatenlifte gefegt, bald nachher vom Großen Rath in feine 
Mitte gewählt. Allmälig nahm er lebhaften und freimüthigen 
Antheil an ven Berhandlungen. Im Mai 18326 ernannte 
ihn die, Regierung zum erften Staatsichreiber und Haupt ber 
zahlreih bejegten Staatskanzlei. Vorangehend war er ſchon 
von 1823 an Legationgfefretär an zwei Taglagungen im, 
Bern geweien. Bon 1822 an bis 1830 wurde er zumächft 
als Sefretär, häufiger als Mitabgeordneter bei verjchiedenen fan: 
tonalen und außerfantonalen Sendungen und Konferenzen ver: 
wendet. Bon 1827 an war er Mitglied mehrerer eitgenöf- 
ſiſcher Tagfagungen in ber Gigenfhaft eines Legationsrathes 
der St. Galliſchen Gefandtihaft. Den ermüdeten Müller: 
Srievberg erfegte er theilweife in Abfafjung ver eidgenöſſiſchen 
Korreipondenz des Kantone St. Gallen, und Jahre lang flof- 
jen aud die meijten Botfchaften an den Großen Rath aus fei- 
ner Feder. Steigend von Jahr zu Jahr wuchs fein Anfehen 
im Rathsſaal und im Volfe. Baumgartner’'n folgte fein Alterö- 
genofje Dr. Johann Stadler von Flawyl, Sohn jenes Kauf: 
manns Joh. Jakob Stadler, der von 1795 an die temofratifche 
Bewegung im Toggenburg geförbert, feither im Großen Rath 
“eine wichtige Stellung eingenommen hatte. Gelehrter Jurift, 


) Der Berfaffer dieſes Buches. 
34* 
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wurde er aus einem Advokatiebüreau aldbald als zweiter Kris 
minaleraminator berufen, auch in ten Großen Rath befördert 
(1826), wenige Jahre nachher zum Appellationsrichter, endlich, 
bei der Drittheils-Erneuerung der Regierung im Juni 1830, 
an die Stelle des hochbetagten Kubli von Duinten zum Mit: 
glied tes Kleinen Rathes erwählt. Statler wie Baumgartner 
war ein paarmal Legationsrath oder tritter Gejandter an ber 
Tagjagung. Drei Gefandte entjendete der Große Rath von 
1826 bi8 1830; ter dritte und jüngfte verſah zugleich bie 
Sefretärdftelle. Eben jo ſchnell, durch gute juriftiiche und alls 
gemein wiffenfchaftlibe Studien, nicht weniger durch Familien- 
verhältniffe begünftiget, rüdte Dr. Wilhelm Näff von Altftätten, 
Sohn tes früheren Negierungsrathed, aus dem Advokatenberuf 
hinüber in die Staatsbehörden; 1828 in den Großen Rath ge 
wählt, wurde er im Juni 1230 in das Appellationggerict, 
gegen Ente des gleichen Jahres an die Stelle des oben genann— 
ten Joh. Conrad Gufter in den Kleinen Rath befördert. Der 
Reihe nad wurden nocd andere jüngere Miünner, mehrere burd 
tie mittelbare ald turd unmittelbare Wahl, in ten Großen 
Rath berufen, jo Joh. Nepomuf v. Saylern, der jüngere Bru— 
der des Regierungsrathes, ein an der Hochſchule Wien gründ- 
lih gebilteter Zurift, dann zweiter Staatsichreiber, ſpäter erfter 
Verhörrihter; Dr. Chriftian Frietrihb Feld aus St. Gallen, 
ebenfalls bewährter Rechtögelehrter, auch in allen Landes- und 
Gemeindegejchäften ſehr bewauderter Mann, zu Neformen ge 
neigt; Karl Reutti, Sohn des gleichnamigen Regierungsrathes; 
Franz Schlumpf aus Wattwyl, Sohn des ehemaligen helnetis 
hen Bolfsrepräjentanten Gallus Schlumpf, ver gejchäftäge- 
wandte Sefretär und Kaffter des Fatholifhen Adminiſtrations— 
rathes, bejonderd verdient durch mufterhafte Verwaltung ber 
Fatholiihen Sonde; Joh. Georg Anderegg, mit Recht der Grün 
der ber fantonalen St. Galliihen Kavallerie genannt, auch ſonſt 
ein Mann von hohem und uneigennügigem Eifer für alle Zweige 
des Gemeinweiend; Johann Zweifel von Mafeltrangen, ein 
Icharffinniger Kopf aus dem ländlichen Mittelftande. Den 
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Schluß diefer Periode machten der SOberftlientenant Dominif 
Gmür aus Schänid, den an der Neige des Jahres 1830 ver 
"Große Rath felbft in fein Kollegium wählte, und der Arzt Anz 
dread Göldi aus Sennwald, der mittelft eined unerfchöpflichen 
Borrathed an orginellem Mig viel Heiterfeit in die Verſamm— 
fung, zugleih mande Wahrheit an Mann bradte. Einen der 
beften Köpfe jener Zeit, den Eraminator Dr. Albert Merz aus 
St. Gallen, ausgezeichneten Criminaliſten, raffte der Tod allzu: 
früh von hinnen. Die mehrfache Auffrifhung der Behörden war 
nüglich für tiefelben, obgleich fie den Gang ver Dinge im All: 
gemeinen und Ganzen micht durdhgreifend zu Ändern und zu ver: 
beſſern vermochte. 

Regierung und Großer Rath bethätigten fih auch ferner 
in mehreren Abtheilungen ver Geſetzgebung. Jene machte einen 
zweiten Verſuch, den Kanton mit einem „allgemeinen bürgers 
lichen Geſetzbuch“ zu erfreuen. Sie nahm zu bdiefem Zwecke 
neuertings die Sachkunde des jüngern Müller: Friedberg in An— 
ſpruch (1826). Müller⸗Friedberg ſagte zu unter Vorbehalt, den 
Referenten in Zuftigfachen, Regierungsrath v. Saylern, ald Eon: 
fulenten in Mitwirkung ziehen zu vürfen. Er machte aber auch 
eine wichtige Bedingung. Er Fannte die Beteutung ver konfeſ— 
fionellen Trennung, welche die Autonomie der beiden Confeſſio— 
nen in Matrimonialfachen garantirte. Gegenüber dieſer Ver— 
faffungsvorfcrift wollte er fib den Nüden fihern. Wollen ſich 
die beiden Konfeffionen, fo fagte er, ſoweit nähern, daß fie tie 
Vorſchriften über die Ehe, ald bürgerlihen Vertrag, ter allge 
meinen Geſetzgebung unterwerfen, dann gut; wenn nicht, jo 
wäre über den Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches der 
Stab ſchon von vornherein gebrochen. Die konfeffiouellen Ber 
hörden möchten jih nun über die Frage beftimmt ausſprechen. 
Dabei gab er den Befund ab, daß konfeſſionelle Eigenthümlich- 
feiten auch bei Bejahung jener Frage gewahrt werden mögen. 
Der Kleine Rat machte dann den Vermittler zwijchen dem 
gebietenden Redaktor und den beibfeitigen Konfeffionsbehörden ; 
erfte Antworten viefer fielen nicht ungünftig aus; doch ging mit 
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Beſtimmtheit aus denſelben auch hervor, daß definitive Entſcheide 
von tem katholiſchen Großrathötollegium einers, und dem evans 
geliihen Großrathöfollegium anderjeitd auszugehen hätten. Der 
Redaktor mahte ib aldvann an eine Vorarbeit, entwarf vie 
„Hauptmomente” tes bürgerlichen Eherechtes und begleitete fie 
mit beleuchtentem SPromemoria. Er folgerte aus Jenen: dem 
Katholifen bleibe das Saframentalijhe in der Unauflösbarfeit 
des Ehebandes unberührt, wie hingegen tem Evangelifhen von 
feinen religiöjen Anftchten über Trennung und Scheidung nidıts 
verrüdt werde. Die Gerichtöpflege in Ehejachen bleibe ferner 
gejöndert jeder Konfeifton, unter Sauftion ded Großen Rathes. 
Beide Großrathöfollegien rathichlagten nachhin über die Bor: 
lage, teren Inhalt die Regierung noch bejonderd als befriedi- 
gend empfohlen hatte. Beite ſprachen nur bedingte Zuftimmung 
aus: die Sagungen über die Ehe mögen für beive Konfeffionen 
gemeinjam aufgeftellt und in das bürgerliche Geſetzbuch aufge: 
nommen werden; der auszuarbeitende Entwurf des Eherechtes 
jei jedoch den beidjeitigen Konfejlionsbehörden wieder mitzu- 
theilen, auf daß fie entjcheiden mögen, ob er der erwähnten 
Grundlage entſpreche; und ſchon wurden von beiden Geiten 
weitere Vorbehalte gemacht: das Ffatholiihe Kollegium bedingte 
für Gültigkeit einer Che, daß fie (nicht nur dem Staatägejep, 
jondern auch) den Gejegen ver Kirche entipreche; der evangeliſche 
Konfeifionsiheil hinmwieder machte den Vorbehalt, daß in Zw 
funft Abänderungen über die werbenden (bürgerlichen) Che 
jagungen nur unter der Genehmigung der Mehrheit jeglichen 
„Religionstheiles“ ftattfinden türfen (Beichlüffe vom 21. Juni 
1827). So hatten aljo beite Theile doch wieder im Weſen 
ihre Autonomie gewahrt. Hier jaß die Hauptichwierigfeit. In 
den St. Galliichen Landen war die Ehe_von ten Älteften Zeiten 
ber ein ausjchließlich religiöſes Inſtitut; die Glaubenstrennung 
hatte hierin nicht nur nichts geändert, ſondern vielmehr beite 
Konfeffionen in den Anſchauungen über Weſen und Bolgen ihrer 
gegenfeitigen religiöfen Selbftftändigfeit durd drei Jahrhunderte 
herab befräftiget. So war bei dem beften Willen aller Be 
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hörten die Aufgabe, die Ehe, unbefchadet ihrer religiöfen Be— 
deutung, gleichzeitig als zivilrechtlichen Vertrag zur Geltung zu 
bringen, eine höchſt fchwierige. Mit dem in erzählter Weife 
genehmigten Programm in der Hand fehritt der Redaktor gleich— 
wohl zur Ausführung und übermittelte im Frühjahr 1828 ver 
Regierung zu Handen beidfeitiger Konfeſſionsbehörden ven Ent- 
wurf des Eherehts, in 63 Paragraphen beftehend. ) Der 
Entwurf ift ein Gemiſch von Vorfchriften, welche ausschließlich 
aus der Quelle der ftaatlichen Hoheit geichöpft find, und wieder 
anderen, die den kirchlichen Saßungen beider Konfeffionen ent— 
nommen waren oder doch mit ihmen übereinftimmten. Er ges 
fangte num an die adminiftrativen Räthe beiter Konfefftonen; 
fatfundige Mitglieder machten ihn zum Gegenſtand aufmerf- 
famer Prüfung. Ergebniß feitend des „evangeliihen Zentral ' 
rathes*: er fand im Entwurfe eine lange Reihe von Ab— 
weihungen von der beftehenden gejeglihen Ordnung („evans 
gelifhe Eheſatzungen“ genannt), überhaupt eine Menge von 
Gejegesparagraphen, die ihm vom Standpunft der eingewöhnten 
proteftantiihen WVorfchriften über das Eheweſen ald unannehm— 
bar erſchienen; er dürfe den Entwurf dem evangelifchen Groß— 
rathsfollegium nicht vorlegen, aus Bejorgniß, daß er verworfen 
würde; man folle entweder den angeführten Ausftelungen Ge- 
nüge thun, oder dann aber wie bis anhin das Eherecht in allen 
Detailbeftimmungen jedem Konfefftonstheil überlaffen (Schreiben 
an die Regierung vom 11. November). Sp war der Entwurf 
thatſächlich von proteitantifher Seite abgelehnt. Die Antwort 
des fatholifhen Adminiftrationsrathes mwahrte die Ehe ald eine 
durh die Staatöverfafjung garantirte religiöfe Anftalt und ver- 
langte zuwörverft die Anerfennung des Grundfages, daß im 
Kanton St. Gallen der Abſchluß eines Ehebündniffes nur in 
fofern als rechtsgültig anerfannt werde, als folcher den Bor: 
Schriften der betreffenden Kirche entfpreche; kirchliche Gültigkeit 
einer Ehe müffe Allem vorangehen, und ohne ſolche fei bie 
bürgerliche Anerfennung der Ehe unzuläfig. Diefer Sag 

1) Derfelbe liegt wörtlich im Archiv des katholifchen Adminiſtrationsrathes. 
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wurde in dem ausführliden Schreiben auf manche einzelne im 
Entwurf vorkommende Beftimmungen angewendet, was tiefen 
greifenden Widerfpruch derſelben zur erwähnten Grund» und 
Hauptforberung herausftellte (Schreiben vom 4. Dezember 1828). 
So war audb nadı den Erklärungen der fatholifchen Behörde 
eine wejentlihe Umarbeitung des Entwurfed über das Eherecht 
erforberlid. An das Fatholifhe Großrathsfollegium gelangte 
er eben jo wenig ald an das evangeliihe. Die Regierung 
feste den Redaktor von beidfeitigen Erklärungen in Kenntniß; 
derjelbe lehnte ſodann, durch Schreiben an den Konfulenten 
v. Saylern vom 21. Februar 1829, jede weitere Berhätigung 
für die Abfaffung des bürgerliben Geſetzbuches ab; ein Stär 
ferer möge Hand an dieſe Schöpfung legen, ſagte er. Der 
Kleine Rath; unterließ weitere Verfügung und das Vorhaben 
blieb unausgeführt. 

Vom projeftirten Ganzen Fehrte man zu einzelnen Theilen 
zurüd, Man verfuchte Bollziehung des Verfaffungsartifels über 
den Berlurft des Kantons- und Gemeindebürgerrechts; der vom 
Kleinen Rath; eingebradhte Gejegesvorichlag Icheiterte namentlich 
an Meinungsverfhicdenheiten über die Frage, unter welchen Br- 
dingungen Kantonsbürger im Ausland ihr heimiſches Bürger- 
recht beibehalten mögen; er wurde verworfen (22. Juni 1830). 
Die vom Kleinen Rath ausgegangene Vormundſchaftsordnung 
war nur auf befchränfte Zeit erlaffen; geleßgeberifche Arbeit 
über diefen Zweig fam nicht zum Abſchluß; jo blieb der Regie: 
rung nur übrig, jene Vormundſchaftsordnung für Weiteres und 
auf unbeftimmte Zeit zu beftätigen (1829). Der Große Rath _ 
aber verlangte Einreihung eines Geſetzesvorſchlages über den 
Gegenftand (15. Dezember gl. 3.). Das Begehren bfieb zunächſt 
ohne Erfolg und die Verwaltung hielt ſich auch ferner und unange 
fochten an die proviforische Verordnung von 1823. Nicht weniger 
unglüdlih als mit dem Eherecht war die Regierung mit einer 
Verordnung, dur welche fie eine volftändig befriedigende Ein- 
rihtung der Ehe-⸗, der Geburts: und Taufr und ber GSterberes 
gifter, jo wie die entſprechende Fertigung daheriger Auszüge zu 
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erzielen wünjchte. Die Führung al dieſer Negifter, jo wie bie 
Ausstellung der Auszüge aus denfelben blieb zwar unangefoch- 
ten Befugniß und Obliegenheit ver Pfarrer beibfeitiger Konfeſ— 
fionsgenofjenfchaften. Es wurden aber gleihmäßige Bücher, in 
tabellariſcher Form, gefordert, auch vorgejchrieben, daß die Aus- 
züge in deutſcher Sprache gefertiget werben ſollen; auch zu dies 
fen wurden Formulare gegeben (Verordnung vom 11. Mai 1827). 
Die beidfeitigen firchlihen Behörten machten Einſprache zum 
Zwede der Behauptung ungefhwächter Befugniß zur Führung 
der Kirchenbücher nah Maßgabe ihrer rejpeftiven kirchlichen 
Saßungen, und beftritten theilwelje auch die praftiihe Zweck— 
mäßigfeit der erlaffenen Verordnung; ber evangelifche Zentral: 
rath ſprach fchließlich geradezu den Wunfh aus: ver Kleine 
Rath ſolle es beim Alten belaffen (7. Dezember). Noch vor 
Ende des Jahres ftellte die Regierung den Bollzug der Verord- 
nung ein und Fam nicht wieder auf ſelbe zurüd; jo war fie 
thatjächlih aufgehoben. Mit Zürich wurde ein nüglicher Vertrag 
über das Verfahren bei Verpfändung der über beibfeitige Gren- 
zen hinüberreichenden Liegenfchaften abgejchloffen (6. Januar 
1825). Die Revifion des forreftionellen Strafgejegbuhes wurde 
angeftrebt; Dr. Albert Merz verfaßte den neuen Entwurf, der 
jedoch nicht zur Berathung gelangte. Frühere gejeglihe Bors 
Ichriften gegen ven Eintritt in nicht fapitulirten auswärtigen 
Kriegsdienft wurden abgeändert und gemildert, blieben aber 
gleichwohl noch Hart genug; Schuldige wurden mit hohen Geld- 
bußen und Einftelung im Aftivbürgerreht jo wie in ven öfos 
nomifchen Gemeindegenüffen, Werber für andere ald „St. Gal- 
liſche Standeskompagnien“ mit nocd höheren Gelvbußen oder mit 
Zuchthaus, im Rüdfall mit Kettenftrafe bedroht; Ausreißer aus 
„unferen Fapitulirten Standesfompagnien” waren „an das ver- 
brecherifch verlaffene Regiment” auszuliefern; der Eingang bed 
Geſetzes rühmte anläßlich die Vorzüge des Fapitulirten Kriegds 
dienſtes vor dem nicht Fapitulirten (23. Juni 1825). In Ver: 
bindung hiermit ftand ein Gefeg vom gleiben Tag, weldes 
verordnete, daß liederliche Maunsperfonen, welche das Gemein— 
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weſen durch Erzeugnng unehelicher Kinder beläftigen, ausnahms- 
weile zu vierjährigem Militärdienſt in ven kapitulirten Kom— 
pagnien zu verurtheilen ſeien. Das erſte dieſer Geſetze erlitt 
nachhin ungünſtige Beurtheilung anläßlich ver Beſprechung der 
Kapitulationsfrage im Großen Rath zu Ende 1829; es ſei mit 
dem Begriff von perſönlicher Freiheit nicht leicht vereinbar. Um 
eben dieje Zeit fiel die Anmwentung erwähnter Geſetze theilweife 
dahin; der König der Niederlante, von vertragsmäßiger Befug- 
niß Gebrauch machend, verabjchiedete auf 31. Dezember 1829 
die vier Schweizerregimenter, unter Anerfennung ihrer treu ges 
leifteten Dienfte und mit Anweifung von Halbjold und Pens 
fionen nah Maßgabe ver Kapitulation. Am 1. Januar 1829 
jtanden aus dem Kanton St. Gallen 15 Offiziere, 318 Unter: 
offiziere und Eolvaten im Regiment von Ziegler. Bon den zus 
rüdgefehrten Offizieren gehörten mehrere ven erften Familien des 
Landes au. Der fapitulirte Kriegsdienft in Spanien war in 
Folge früherer Ereigniffe in jenem Lande thatſächlich eingegan- 
gen. Amtlich wurden dortige Schweizerregimenter durch könig— 
lihen Beſchluß vom Jahr 1822 aufgelöfet. Die Lotterien 
waren bis tahin eine Duelle von Einfünften für die Staats— 
fafje (im Jahr 1827 bezog fie mehr denn 1200 Gl. an da— 
herigen Gebühren), für die Bürger ein Anlaß zu verderblichem 
Spiel. Der Große Rath ermannte fih endlich, verbot vie 
Lotterien und das Kollektiren für diefelben, verzichtete dadurd) 
auch auf jene mittelbare Abgabe (Gefeg vom 23. Juni 1827). 
Auch auf janitätspolizeihem Gebiet wachſam, erflärte Die Regie: 
sung die Schützpocken-Impfung ald obligatoriich für alle Waifen, 
für die Kinder von armenunterftügungsgenöffigen Eltern, für 
jene der niedergelaffenen Nicht-Kantonsbürger (bei Verlurft ihres 
Nieverlaffungsrechtes), entlih für die Heimathloſen; bezüglich 
aller übrigen Kinder befchränfte fich die Verordnung auf nöthige 
Belehrung und Mahnung an die Eltern (20. Januar 1825). 
Ende des gleichen Jahres wurde wegen wiederholter Wuthkrank— 
heit unter den Hunden tie Erhebung einer jährliben Hundetare 
(2 Gl., für den zweiten Hund 4 GL.) wieder eingeführt, ter 
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Ertrag zur Hälfte dem Kantonal-Armenfond, zur Hälfte der 
Armenfaffe ver politifchen Gemeinde zugefchieden. In Revifion 
fiel auch das Gejeg über die VBiehhauptmängel. Zur Förderung 
der Viehzucht wurde jährlihe Schau und Prämienanstheilung 
für die Eigenthümer „auserleſener Zuctftiere” angeordnet (1828). 
Die Brandverfiherungsanftalt hielt man einer wefentlichen Ver— 
beflerung bedürftig; flatt der einheitlichen (gleichen) Verſiche— 
rungsgebühr für ſämmtliche Gebäude wollte der Kleine Rath 
diefe in drei Klaſſen eintheilen, von ver erften 4, von ber 
zweiten 8, von der dritten 15 Kreuzer vom Hundert Gulden 
des Schagungswerthes erheben laſſen; zu dieſem Behuf brachte 
er ein ganz neued Brandverficherungsgejeg an den Großen Rath 
ein; nach gründlicher Durdberathung dieſes Geſetzesvorſchlages 
war auf deffen Genehmigung nicht zu rechnen; der Kleine Rath 
309 ihn deßhalb zurüd (Juni 1829). Je mehr und mehr wurden 
die MWaltungen der Gewinnſucht ver Holzhändler geopfert; die 
jem Nacıtheil zu begegnen, verordnete der Große Rath turd 
Geſetz, daß das Holz in Gemeinde, Korporations- und Holz 
gerechtigfeitöwaldungen weder in Maſſe verkauft, noch für den 
Verkauf theilweife oder in Maſſe geichlagen werben dürfe; aud) 
die Abholzung von Privatwaltungen (zum Berfauf des Holzes 
außer den Kanton) wurde ähnlicher Beichränfung unterworfen; 
das Geſetz bezeichnete die forftwirthichaftlihen Vorausſetzungen, 
unter welchen in vorfommenven Fällen die Bewilligung zum 
Holzſchlag ertheilt werben möge (7. Dezember 1327). So war 
der Grund zu einer Forftordnung gelegt, Im Kreife der Res 
gierung ftrebte man eine ſolche wirflih an; Regierungsrath Falf 
beauftragte den Forftverwalter der Stadt St. Gallen, Michael 
Rietmann, mit Abfaffung einer allgemeinen „Forftorganifation“ ; 
Rietmann entſprach mit Geſchick; Karl Kafthofer von Bern bes 
lobte den ihm mitgetheilten Entwurf und begutachtete ihn über- 
hin ausführlih. Im Mai 1830 übergab das Departement des 
Innern dem kurz zuvor gewählten Forftinfpektor Joh. Joſ. Keel, 
von Rebftein, diefe Vorarbeiten zur Würdigung, nad; Ermeffen 
auch zur felbftftänvigen und förderlihen Abfafjung der Forftord- 
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nung. „In der Abficht, das Fifchereiregal für den Kanton nutz⸗ 
bringend zu maden*, wurde das Recht des Filchfanges in den 
Seen, Flüffen und Bächen des Kantons zu verpachten befchloffen 
(1827).) Im Bezirf Utznach wurden durch die Betriebfamfeit 
des Bergbaufundigen Auguft Könlein mächtige Braunfohlenlager 
zu Tage geförtert. Der Große Rath unterließ regalifche An- 
ſprüche auf diefelben zu machen, ftellte aber die Ausbeutung 
jener Bergwerfe und den Verkehr mit tem aus denfelben ge: 
wonnenen Brennmaterial unter polizeiliche Leitung und Aufficht 
(1829). Die innere und weftlihe Schweiz, müde der Verlurfte, 
welche in Folge des Guldenfußes der Verkehr mit den Münzen 
der öftlihen Kantone für jene herbeiführte, verbot fie alle. St. 
Gallen im Verein mit feinen Münz-Alliirten, Scaffhaufen, 
Appenzell und Thurgau, erklärte dann alle Münzen der inneren 
und Weftihweiz außer Kurs (1826). Mit dem allmäligen 
Steigen der Ausgaben in den Gemeinden und da ohnehin ver 
ökonomische Theil ihrer Verwaltung viel zu wünſchen ließ, regelte 
der Große Rath durch Gejeg vie Erhebung und WVertheilung ver 
Kreis: und Gemeindefteuern wejentlih wie folgt: Von dem 
Kreife waren die Koften für das unmittelbare Mitglied des 
Großen Rathes, für die Landjäger und für die Verhaftlofale 
zu tragen; fie wurten auf die betheiligten politiihen Gemeinden 
verlegt, fal8 der Kreis aus mehr ald einer Gemeinde beftant. 
Solche Kreisfteuern und die Steuern der politiichen Gemeinden 
wurden zu drei Viertheilen auf das Vermögen, zu einem Bier 
theil auf die Haushaltungen verlegt. Gleiche Beitimmung für 
allfällige Drtögemeindefteuern. Sehr zweckmäßig wurde aud 
die Erhebung ter Steuern für die Bebürfniffe ver Pfarrgemein- 
ben geordnet; Anderes mehr. Das Beſte am ganzen Gefep 

4) Einer Gefellfchaft in Zürich bewilligte die Regierung, in Gafchleiren 
im WVättifer:Thal ein Bergwerk für Gewinnung von Schwefelfies zu er 
öffnen; die Gefellfchaft verwendete eine bedeutende Eumme und erhielt fpäter 
eine ausfchließliche Konzeffion auf 40 Jahre, gegen Erlegung von 5 Prozent 
des Reinertrage® an die Staatöfafje; die Kongeffion betraf jenes Bergwerk 
in Gafchleiren fowohl als ein anderes im „Knappenkopf“ für Gewinnung 
von Kupfer und Silber:Fallerz (1827). 


— 541 — 


war die Vorſchrift, daß ohne Verzug zur Tilgung aller alten 
Schulden, in angemeſſenen Raten, geſchritten, jährlich bezüglich 
aller Gemeindeausgaben „ſauberer Tiſch“ gemacht werden ſoll. 
Beides war ein dringendes Erforderniß zur Erzielung eines ge— 
ordneten und erſprießlichen Haushaltes in den Gemeinden (23. 
Dezember 1825). Ueber das Niederlaſſungsweſen war noch 
immer fein Geſetz zu Stande gekommen; inzwiſchen regelte ver 
Kleine Rath das vasherige Verfahren dur eine neue Verord— 
nung; für Schweizer wurde zehnjährige, für Ausländer zwei— 
jährige Bewilligung ertheilt, für jene gegen billige Taxe; bie 
Befugniß der Gemeinden, die ſich Meldenten aufzunehmen oder 
nicht, blieb aufrecht. Im Juni 1830 beantragte die Regie— 
rung wiederholt und eindringlichft, im Intereſſe der freien Nieder: 
laffung der Schweizer, den endlichen Beitritt des Kantons zum 
früher erwähnten eidgenöfliihen Nieverlaflungsfonfordate; ein 
Neunerausſchuß wurde zur Prüfung des Vorſchlages ernannt; 
dabei hatte es vorläufig fein Bewenden. Der Kanton erflärte 
dagegem den Beitritt zu dem zwiſchen der Schweiz und Franf- 
reich abgeichlofjenen Niederlaffungsvertrage (1827). Es war 
dieß möglih, da diefer Vertrag die beitretenden Kantone zu 
Mehrerem nicht verpflichtete, al dazu, die Franzojen in Bezug 
auf Niederlafung und Gewerbsausübung auf dem nämlichen 
Fuße zu behandeln, wie es die Angehörigen der andern Kans 
tone find. Mit dem Königreich Sardinien ſchloß die Mehrheit 
der Kantone ebenfalls einen Niederlafjungsvertrag, und zwar 
auf Grundlage des eidgenöſſiſchen Konkordats über Nieder: 
lafjung. Nur in Folge mühfeliger Sonderunterhandlung mit 
der ſardiniſchen Geſandtſchaft in ver Schweiz gelang es der 
Regierung von St. Gallen, die Aufnahme unter die Kontra: 
henten in der begünftigenden Weiſe zu erhalten, daß fie farbi- 
nischen Unterthanen nicht befjeres Necht gewähren müffe ald den 
Eitgenoffen (1827). Auch dem eidgenöfftihen Vertrage mit 
Franfreih über verichiedene nachbarliche, gerichtliche und poli- 
zeiliche Verhältniſſe (Vollziehung gerichtliher Urtheile, Forum 
in Rechtsſachen, Berfahren in Fallimentsfällen und Anderes) 
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trat der Stand St. Gallen bei; eben ſo jenem mit Oeſterreich 
über die Auslieferung von Verbrechern (1828). Ein Handels— 
vertrag zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und Württemberg ſicherte 
jener herabgeſetzte Zölle und andere Erleichterungen zu; dieſelben 
famen ſelbſtverſtändlich auch St. Gallen zu Gunften (1825). 
Als Württemberg einfeitig von dieſem Vertrage zurüdtrat und 
mit Baiern eine Zollunion abichloß, machte eine eidgenöfftiche 
Konferenz, an welcher aud St. Gallen fih betheiligte, Anftalten 
zur Abwehr; ed Famen fogar Sperrmaßnahmen zur Eprade 
(Einfuhrverbot gegen württembergiiched Korn und Sa), um 
Württemberg zur Einhaltung billiger Verhältniffe zu zwingen; 
e8 blieb indefjen bei dem bloßen Reten und in St. Gallen er- 
Ihraf man über die eigenen retorfionsluftigen Inſtruktionen 
(1828). 

Die Verhantlungen mit Defterreib über vie Rheinwuhr- 
anftände bei St. Margarethen wurden wieder aufgenommen an 
einer Zufammenfunft in Rheine (10. Zuli 1826); Hauptge: 
geuftand ter Erörterung: der gerade Auslauf des Rheins in 
den Bodenfee, vom „Eſelſchwanz“ abwärts, oder aber ver durch 
den öfterreichifchen Ingenieur eventuell in Antrag gebrachte ge 
rade Durchſtich durch das St. Margaretherfeld; der für Et. 
Ballen anweſende Ingenieur Hegner ftellte den legtern, für Ret- 
tung St. Galliſcher Sntereffen, ald nothwendig in Ausfict. 
Aus der Konferenz ging der Auftrag an den Faiferliden Inge: 
nieur Duile hervor, ein techniſches Gutachten für vollftändige 
Stromregulirung abzugeben. Wenige Monate nachher Hatte 
Duile ſolches zu Papier gebracht. Es umfaßte die ganze Rhein: 
linie von der Tiecbtenfteinichen Grenze bis hinab an den Boden: 
jee und ließ an Großartigfeit der Auffaffung des Gegenftandes 
nicht8 zu wünſchen. Die Löfung der nächſten Streitfrage unter 
halb tea Monfteins fuchte er im geraden Durcftih tes Et. 
Margarethersfeldes, ohne alle Rüdfiht auf MWohnhäufer und 
Boden, die dadurch auf das rechte Ufer zu liegen gefommen 
wären (16. Dezember 1826). Die Hauptverhandlung drehte 
fih von dann an um tiefes Gutachten und deffen zur Eprade 
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gekommene Abänderungen. Zwiſchen hinein kam auf öſterreichi— 
ſchen Vorſchlag das ſogenannte „Rheinwuhrbau-Proviſorium“ 
zu Stande, d. h. ein Vertrag, der alle künftigen Wuhrbauten 
von dem Einverſtändniß beidſeitiger Ufergemeinden und Behör— 
den abhängig, dadurch dem Jahrhunderte langen Wuhrkrieg der 
beidſeitigen Gemeinden ein Ende machte, auch behufs ver Aus— 
führung die Grundvorfchriften für die künftigen Wuhrbauten 
feſtſetzte. So war für die driugendfte Noth geforgt; die Regie— 
rung von St. Gallen zollte der öfterreichifhen Behörte warmen 
Dank für ihren Vorſchlag, trat bei und ordnete den Vollzug an 
(1827). Ueber die Hauptſache, die allgemeine Rheinforreftion 
nemlich, erhob ſich längerer Briefwechfel zwiſchen beidfeitigen 
Behörden. Ueber ven Duile'ſchen Plan holte die Regierung 
das Gutachten Hegner's ein; obwohl das legtere verſchiedene 
Abänderungen vorſchlug, diente es ihr doch wenig zum Troft, 
ta auch Hegner auf den Et. Margarether Durchſtich, wenn 
auch in etwas von ter fehnurgeraten Linie abweichend, abftellte 
(1828). Auch der Hofbaurath in Wien verlangte energiſches 
Eingreifen im unterften Nheingebiet, und zwar, im Gegenfaß 
zu oben erwähntem Durchftich, mittelft direkter Ableitung des 
Rheins durch das Niederriet; fah dagegen den Korreftionsplan 
im Ganzen als zu tief greifend und Foftipielig au, die Ausfüh— 
rung felöft mit Gefahren verbunden. Immerhin wollte Defter- 
reich vorgehen. Die Kreisbehörde in Bregenz drängte wieder— 
holt die Regierung von St. Gallen um eingehende Antwort. 
Dadurd in Verlegenheit geſetzt und unfhlüffig, wid die Re- 
gierung, fo lang fie konnte, aus, und entſchuldigte ſich mit ber 
Nothwendigkeit neuer technifcher Unterfuchungen von ihrer Seite. 
Dem Vorort gab fie, im Anſchluß an frühere Korrefpondenzen, 
Kenntniß vom Stande der Dinge und erhielt Anweifung, falls 
die Territoriafrechte der Schweiz gefährdet würden, ihm zu ber 
richten, damit er folhe im Einverftändnig mit ter Kantonal- 
regierung wahren könne. Endlich erfolgte eine St. Galliſche 
Antwort an Defterreih, die einer völligen Ablehnung der Rheins 
forreftion im Ganzen gleich kam, ſich auch ten befondern in 
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Anregung gebraten Durchftichprojeften bei St. Margarethen 
wiberfegte, wejentlich ver Erhaltung des Statusquo das Wort 
ſprach, für defien Handhabung die Negierung gegenüber ver 
Bundesbehörde verantwortlich fei, und das Heil für beibfeitige 
Gebiete vom Fortbeftand des Wuhrbau:Proviforiums erwarten 
wollte, das zu dieſem Behuf in bleibenden Vertrag umgewandelt 
werben könne (28. Mai 1830). So waren, zum lebhaften 
Bedauern ver öfterreiciichen Regierung, adhtjährige Bemühungen 
fruchtlos gemacht. 

Der Scholbergpaß war in neuer Linie geöffnet; dieſe Unter— 
nehmung heiſchte Vollendung nach Oben und Unten, von Rheineck 
bis oberhalb Ragatz an der Kantonsgrenze bei Spigereck. Vom 
Großen Rath war fie bereits befchloffen. Meßmer lebte mod; 
er fchritt zur Ausführung. Er beabfichtigte eine geratlinigte 
Straße aus der Gegend von Widnau über Krießern gen Ober: 
riet, Gleiches aus der Gegend von Saleg nach Buchs. Im 
Mervenbergijchen blieb er Sieger; im Rheinthal unterlag er. 
Hier verordnete Die Regierung (April 1825) die Ausführung 
der nöthigen Korreftionen von Ortſchaft zu Ortſchaft über Heers 
brud nach Altftätten, von dort hinweg eine beinahe ganz neue 
Linie nad Oberriet. Große Opfer waren dadurch den Ge: 
meinden auferlegt, an venen fie lange zu tragen hatten; ver 
Staat leiftete nichts für die Ausführung ald Papier und Dinte. 
Abweichend fam die Staatskaſſe im Merbenbergijchen mit 
15,000 Gl. zu Hülfe, da das Sumpfland bei Forſteck bejon- 
ders Eojtipielige Bauten veranlaßte. Nach mehrjährigen An— 
ftirengungen war das Werk vollendet, auf der fünfzehn Stunden 
langen Linie eine ſolide Straße von 22 Fuß Kronenbreite her— 
geftellt. 

So war das Oberland mit Alt-St. Gallen zu einem 
Ganzen verbunden; der Kanton hatte vortheilhafte Konfurrenz 
mit der deutſchen Straße jenſeits des Rheines eröffnet; regels 
mäßige Frachtfuhren vermittelten, über St. Galliiches Gebiet, 
den Verkehr mit Graubünden, und von bort mit Stalien über 
die BündnersGebirgsftraßen hin und ber. Aber noch fanden 
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Thur⸗ und NRheingebiet getrennt fich gegenüber; der Verkehr 
zwifchen diefen war auf einen mühfeligen Saumpfab über Wild» 
haus beichränft. Toggenburg erkannte dad Bedürfniß einer 
Kunftftraße. Ihrem Bau ging die Korreftion an. der „Burg“ 
unterhalb Alt-St. Johann voran, gewiffermaßen als Zeichen, 
was energifcher Wille ohne irgend welche Dazmwilchenfunft des 
Staates vermöge. Einflußreihe Männer ftellten fihb an die 
Spige jener größeren Unternehmung, fo Appellationsrichter 
Kappler und Militärfommandant Schwander, beide von Watts 
wol, auch Bernhard Kuhn in Wildhaus; unten im Rheingebiet 
Kreisammann Hardegger in Gams und Poſthalter Paravizin 
Hilti in Buchs. Im Juni 1827 bewilligte der ſonſt fo haus- 
häfterifche Große Rath den mit eindringlicher Botſchaft gefor- 
berten Staatsbeitrag von 25,000 Gl. Den Reft der im Ganzen 
auf 45,000 Gl. berechneten Koften hatten Wildhaus und Game 
zu beftreiten. Mehrmalige Augenſcheine von Regierungskom⸗ 
mifjären förderten das Werf und leiteten nöthige Entfcheide über 
den definitiven Bauplan ein. Kühn wurde die Straße durch 
die Symi⸗Schlucht hinab gebaut; dieſe ſchwierigſte Abtheilung 
hatte Richard Lanicca in Aktord genommen. Im Sommer von 
1830. war fie nahezu vollendet, und bald. nachher Fonnte ver 
öfterreichifche Ingenieur Alois Negreli zur Prüfung und Bes 
urtheilung der Bauleiftungen berufen werden. Die gleichen 
Männer, welde dieſes Hauptwerk angeregt hatten, betrieben 
weiter eine unerläßliche allgemeine Straßenforreftion von Wild- 
haus abwärts bis Lichtenfteig, inbegriffen die Seitenlinte über 
den Hummelwald nah Riden in der Richtung nah dem Linths 
gebiet. Ein Regierungsbeihluß ordnete das Ganze; die Straße 
mußte mindeftend auf die Normalbreite von 18 Fuß erweitert, 
die vielen Steigungen auf 7 Prozent herabgebradht werben; 
den politiihen Gemeinden ward die Baupflicht überbunden, ber 
Bau unter Auffiht einer befonderen Direftionsfommilfton ges 
ſtellt (Beſchluß vom 8. Mai 1828), wie eine foldhe für den 
Straßenbau zwiſchen Wildhaus und Gams verordnet war. Ein 


Jahr fpäter wurde der Korreftionsbau auf die Gemeinde Lichten- 
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ſteig und das untere Toggenburg ausgedehnt, in den zwei Rich— 
tungen über Lütisburg und Oberglatt bis Goßau, dann links 
der Thur über Bütſchwyl bis an die thurgauiſche Grenze bei 
Rickenbach (3. Auguſt 1829). Maßgebend waren die Haupt⸗ 
vorſchriften für den Bau im oberen Toggenburg auch für jenen 
in den unteren Gebieten. Von nun an waren die meiſten 
Toggenburger Gemeinden mehrere Jahre lang mit Ausführung 
der koſtſpieligen, theilweiſe auch techniſch ſchwierigen Bauten in 
Anſpruch genommen. Für die Straße von Wattwyl über Wild⸗ 
haus nach Haag und Werdenberg hatte die Staatsbehörde an 
der Tagſatzung von 1829 die Erhebung eines Weggeldes er- 
wirkt, für deſſen Bezug und Vertheilung unter die Baugemein- 
den die Regierung im Auguft 1830 ausführliche Anordnungen traf. 

An die Toggenburgerbauten jchloß fich der von ber Ge- 
meinde Rapperſchwyl betriebene Bau einer Straße von dort aus 
über Eſchenbach und St. Gallenfappel bis Riden an. Die Be- 
börden ver Stadt wollten dieſe zum Stapelplag machen, dadurch 
ihren Verkehr heben. Zu biefem Zwecke war die Verbeſſerung 
des Hafens erforderlich und die Herftellung einer ſolchen Straßen 
linie, welde die Stadt in deren unmittelbaren Bereich ziehe; 
damald ging nemlich die Straße von Schmerifon nach Kem- 
praten und weiter in den Kanton Zürich. bei dem obern Thor 
der Stabt vorbei; dieſe jelbft war abgejchnitten. Solchem Uebel- 
ftand abzuhbelfen entftand ver Plan, eine direft in die Stadt 
führende Straße mit dem Hafen in Verbindung zu jegen und 
folhe in erwähnter Weife nad ‚oben bis Ricken zu führen; die 
alte Straße außerhalb Rapperſchwyl jollte gefchloffen ‚werben, 
Posten und anderes Fuhrwerk den Weg, beziehungsmweile Ums- 
weg, durch die Stadt machen. Das Projekt fand Beifall bei 
dem -Kleinen Rath (Beichlüfe vom 3. und 17. Mai. 1827, 
18. September 1328). Die Stabt lieferte einen ftarfen Geld⸗ 
beitrag für die Ausführung,: das Uebrige beftritten die Gemein: 
den Jona, Eſchenbach und St. Gallenfappel. Bei Anlaß eines 
an der Tagſatzung geftellten Weggelvsbegehrend auch für. diefe 
neue Hauptftraße wurde die Schließung. der alten Straßenftrede 
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außerhalb Rapperſchwyl feitend der Stände: Zürich und Glarus 
angefochten; die St. Galliſche Geſandtſchaft aber drang gleich» 
wohl mit-dem Begehren durch (1829). Erft im Laufe der Zeit 
föhnten fid) die fouveränen —— mit der obligaten Durch⸗ 
fahrt durch die Stadt aus. 

Gegenſtand viel wichtigerer Grörterangen zwiſchen St. Gal- 
fen und den Nahbarfantonen war das Borhaben Graubünden’s, 
fib von Chur aus mit Glarus und Züri in leichteften Ver 
fehr zu ſetzen. Zwei feiner Alpenpäfle, Splügen und Bern- 
hardin, waren durch Kunftbauten fahrbar gemacht; dieſe Tranfit- 
linien möglihft ergiebig ‘zu machen, beantragte die Regierung 
von Graubünden, tim Einverftändnig mit Glarus und‘ Zürich, 
den Bau einer Straße längs vem linken Ufer des Wallenſee's. 
St. Gallen lehnte beharrlich ab, zuerft 1824, und auf wieder⸗ 
holtes Begehren. am 6. Dftober 1826; es "biete Feine Hand, 
lautete legtere Antwort, und wollte man das. Unternehmen felbft 
ohne Zuthun von St: Gallen ausführen, fo würde es bemjelben 
auf feinem Gebiete feine Folge geben, d. h. den Batı nicht 
von ftatten gehen laſſen; die ‚gewerbliche -Eriftenz von Wallen- 
ftadt und Weſen jei auf. dem Spiel. Einige Zeit nachher ließ 
die Regierung fih von Ingenieur Lanicca ein Gutachten über 
einen alfäligen Straßenbau am rechten ‘Ufer des Wallenſees 
geben, für den Fall, daß endlich Doch in die direfte Landver⸗ 
bindung eingerwilliget werben ‚müßte. | 

Der Thätigkeit, welde, abgelehen vom alas Fall, 
der technischen Verbefjerungver Verkehrslinien gewidmet wurde, 
ftellte fich jene für Regulirung des Zollweſens zur Seite. An 
Zaglagungen und Ständefonferenzen waren endlich durchgreifende 
Revifionsvorihläge zu Stande’ gekommen. St. Gallen war ge 
neigt zur Mitwirkung, ſelbſt zur Herabjegung namentlich der 
Tranfitgebühren (Yunt 1830). Aber Alles: zerfchlug ſich ob der 
Berjhiedenheit der Meimmgen und Intereſſen der Kantone. 

Die jeltenen und zugleich geringen Verwendungen aus ber 
Staatöfaffe für öffentliche: Unternehmungen und Anftalten jeder 
Art machten den kantonalen Haushalt leiht. Das Recdhnungs- 
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jahr 1828 auf 1829 verzeigte eine Staatsausgabe von 186,686 Gl. 
39 Kr., der Rechnungsabſchluß auf 31. März 1830 eine folce 
von 155,373 Gl. 38 Kr. Ein Theil der Militärausgaben, 
welche die Militärkfaffe aus eigenen Einfünften (Militärfteuern 
u. dgl.) beftritt, iſt jedoch in obiger Summe nicht inbegriffen. 
Die legte direfte Steuer diefer Periode wurde, zu 1 vom Taus 
fend, für das Rechnungsjahr 1829 auf 30 erhoben; das Budget 
für 1830 auf 1831 madte den Bezug einer direkten Steuer 
nicht mehr nöthig; der Große Rath beichloß daher für das legt: 
angeführte Rechnungsjahr nur die Erhebung der üblichen mittel 
baren Abgaben; ver Ausfall wurde durch einen Zuſchuß von 
30,000 Gl. aus dem Salzfond gedeckt. Mit 31. März 1830 
war die ganze feit 1813 erwachjene Staatsſchuld getilgt. Am 
1. April 1830 betrug ber Salzfond 155,048, vie Hülfskaſſe 
21,828, der Kantonalarmenfond 45,278, ter Bürgerreditätaren- 
fond 37,615, dad Bermögen ver Brandverficherungsanftalt 
27,516 Gulden. Das unmittelbare Staatövermögen (inbegriffen 
den Saljfond) betrug damald 510,679 Gl., mit Hinzurehnung 
von nicht zinsdtragenden Domänen und Effekten ohne Werthung 
im Ganzen 811,029 Gl., die Separatfonde für milde Zwecke 
und Achnliches umgerechnet. Gegenſtand der Sorgen war für 
den Großen Rath nur die Milttärverwaltung. Sie hielt auf 
Glanz. Im Jahr 1826 wurde eine zweite große Heerſchau, 
abermal auf dem Breitfeld bei Goßau, gehalten; gefammte Res 
jerve, mit Zuzug jüngerer Mannſchaft mehr denn breitaufend 
Mann, war da vereiniget und gewann den Beifall des eid- 
genöſſiſchen Inſpektors Oberſt Gaudenz v. Salis⸗Seewis, wie 
früher bei ähnlichem Anlaß der erſte Auszug; aber jede dieſer 
beiden Totalinſpektionen hatte 11 bis 12,000 Gl. gekoſtet. Bet 
der ſtaatswirthſchaftlichen Kommiffton kam die Vermuthung auf, 
daß die wirklichen Milizleiſtungen des Kantons weiter gingen, 
als ſeine Verpflichtungen gegen die Eidgenoſſenſchaft. Mit dem 
Stand des Militärrechnungsweſens war fie ebenfalls nicht be- 
friediget.. Wirkliche oder vermuthete Mebelftände führten zu einer 
aligemeinen Prüfung dieſes Berwaltungszweiges ſeitens des 
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Kleinen Rathes. Nach Zuratheziehung einer gemiſchten Koms 
miffion von Staatdmännern und Militärerperten brachte er eine 
Reihe von „Orundbeftimmungen einer künftigen Militärverfaffung 
des Kantons” an den Großen Rath ein, welche materielle Ver⸗ 
beflerungen des Militärweiend wie eine geordnete und haus» 
hälteriihe Mitttärverwaltung im Auge hatten, von der ſtaats⸗ 
wirthſchaftlichen Kommiſſion geprüft, dann vom Großen Rathe 
durchberathen wurden (Ende 1829). So waren die Grundlagen 
zu einem neuen verbefierten Militärgeieg gefchaffen, die jedoch 
noch längere Zeit der wirklichen Ausführung harrten. Nah dem 
aud ferner in Anwendung gebliebenen Gejeg von 1818 war 
der Militäraufwand -für das Jahr 1830 zu 43,050 Gl. vor 
berechnet. Ä 
In politifcher Beziehung wuchs die Verftimmung, im Kan 
ton St. Gallen wie anderwärts. Bom Volke hörte man :freis 
lih wenig; aber die. „Herren“ waren uneins. Die ftaatswirth- 
ſchaftliche Kommiffion, ald deren tonangebendes Mitglied, nad 
dem Hinfchied Zaver Gmür’s, fid bald der reve- und feder⸗ 
gewanbte MüllersFriedberg, Sohn, erkennen ließ, wurde in ber 
Prüfung der Staatöverwaltung, in Hinweijung auf Mängel 
und Gebrechen derfelben, je länger je einſchneidender; bie Be- 
richte jenes Mitgliedes waren inhaltſchwer; bei ihrer Belefung 
herrſchte gewöhnlih tiefes Stillſchweigen im Saale, welches 
ſchon allein. genügte, die angefochtene Stellung der Regierung 
gegenüber dem Großen Rath und. jeinen befondern Beauftragten 
zu Tennzeichnen. So war eine wirklihe Oppoſition vorhanden, 
die Mitglieder. der ftaatswirthicbaftlichen Kommiffion deren Kern. 
Ihr Haupt war, umwiverfprochen, der: jhon genannte Bericht: 
erftatter; ihm der nächte an Einfluß und Anſehen der. St. Gab 
liſche Bezirfögerichtspräjident Karl v. Gonzenbach, ein Mann 
von allgemeiner Bildung, zugleih vol Würde und Liebend- 
würbigfeit im Umgang und im Amt; ohne alle. Parteiorganis 
fation, von der man. zu jener Zeit glüdlicherweife nichts wußte, 
ſchloß fi eine nicht geringe Zahl anderer angejchener Männer 
an, von denen zu nennen: Daniel Steinmanı und Joh, Konrad‘ 
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Bärlocher, ‚beide von St. Gallen; auch G. 2. Steinlin nor 
da, Sohn des Alt-Bürgermeifters; die. Toggenburger Appellar 
tionsrichter Wirth von Lichtenfteig und Kappler von Wattwpl, 
jener einer ber beften und fjcharffinnigften Köpfe des Großen 
Rathes, Kappler ihm nicht viel nachſtehend; ver Kreisammann 
J. N. Zündt von Altftätten, befreundet mit Müller-Friepberg 
Sohn, einer ber. ausgezeichnetften Beamteten bed: Rheinthales; 
Joſeph Schaffhaufer von Andwyl, gewiffenhaft und ernft im 
Urtheil über die Gebrechen der Verwaltung, darum auch regel- 
mäßig in die ftaatswirthfchaftlihe Kommilfion gewählt; der 
Unabhängigen waren noch manche andere Aeltere. Dem Haupte 
der O:ppofition, Müller- Friedberg Sohn, ftand fein Bater, der 
greife Landammann, mit der ihm eigenen Zähigfeit entgegen, jo 
daß er in die fatale. Stellung gerieth, mehr für Säumniffe und 
Fehler Anderer, als für eigene, einftehen zu müſſen. Solder 
Oppoſition der älteren reiheten fich allmälig mehrere der jüngeren 
Mitglieder an: Baumgartner, Stabler, Auderegg, jpäter Wil- 
beim Näff, und Dr. Ehr. Er. Feld; den Vortritt nahmen je— 
weilen die Männer der ſtaatswirthſchaftlichen Kommiſſion. Nach⸗ 
bem biefe mehr denn zwanzig Jahre lang. füh auf Wüuſche und 
Empfehlungen beichränft hatte, mar. fie der jo unfruchtbaren. 
Rolle ſatt; ſie glaubte ſich auch zu emticheidenden Anträgen be- 
fügt, d. h. zu Borichlägen,: welde im Großen Rath zu fürm- 
licher Abftimmung- zu.bringen, dann, falls fie. von jenem ange- 
nommen werben, dem Kleinen Rath als maßgebend zur Beach⸗ 
tung und Bolkiehung zu überbinden ſeien; ed war dieß tie 
Uebertragung eines wichtigen Stüdes der. Initiative auf den 
Großen Rath (Dezember 1826). Darüber erhob. fih Streitz 
man wollte alte Bepächtigfeit nicht jogleich aufgeben. Die Auf: 
gabe wurde zu gemeinfamer Berathuug zwiſchen dem Kleinen: 
Rath und der ftaatswirthichaftlihen Kommiſſion gewieſen. Der 
„Iperrende : Antagonismus”, wie Müller⸗Friedberg Sohn das 
Syſtem feines Vaters bezeichnete, mußte nachgeben; jene Kom⸗ 
milfion wurde berechtiget, über beliebige Gegenftände auf bes 
flimmte Beichlüffe des. Großen Rathes anzutragen, wonach dann 
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die Diskuſſion zuerſt über ihren Rapport im Allgemeinen, dann 
über ihre beſonderen Anträge (Poſtulate) zu. folgen habe. Aus⸗ 
geichloffen hievon waren Beſchwerden über Verfaſſungsverletzung 
oder Gefährdung geſetzlicher Rechte; für ſolche Fälle, jo wurde 
verordnet, ſei vor Allem die Berichterftattung des Kleinen Rathes 
einzuholen; wegen ftreitiger Einbringung von Geſetzesvorſchlägen 
wurde an. die befannte Vorfchrift der Berfaffung verwieſen 
(1827). Das: BVerorbnete wurde Nachtrag zum Reglement des 
Großen Rathes.: So entftand das Recht zu Einbringung von 
Poftulaten, wie. es jeither. vierzig . Fahre lang ununterbrochen 
in Anwendung; gefegt wurde: Der Große Rath hatte ſich 
wenigftend einen Anfang von Selbftftändigfeit errungen. Er 
verordnete fpäter auch die Einbringung eines jährlichen: Büdgets⸗ 
vorschlaged, und zwar auf jene Spätherbftfigung, die dem be- 
treffenden Rechnungsjahr vorangehe (16. Dezember 1829). Eben 
anf viefe Seſſion waren von ver flaatswirtbfchaftlihen Kom- 
miffion nicht weniger als. ſechszehn Poftulate, von denen mehrere 
wichtige, eingebracht worden. Ein Zeichen nöthiger Selbftftändig- 
feit gab der: Große Rath aub, indem er vie Entwürfe zu dem 
Inftruftionen für die Geſandtſchaft zur Tagfagung zur Begut⸗ 
achtung an befondere Kommilfionen wies, in die er auch nicht 
ein Mitglied ver Regierung wählte. Ungeachtet: dieſer wichtigen 
Veränderungen in der gegenfeitigen Stellung der oberften Landes⸗ 
behörden und der theilweilen: Emanzipation des Großen Rathes 
von überwiggendem Regierungdeinfluß trat Befriedigung. doch 
nicht ein. In Folge vielfeitiger Verſtimmung, fei ed über den 
Geſchäftsgang, ſei es über den ganzen Stand der Dinge, ber 
Ichloß der Große Rath eine allgemeine NRevifion feines Regle- 
ments (Juni 1830), führte fie aber nicht mehr aus. 

Wie im Großen Rath erfprießliche Regſamkeit eintrat, fo 
ward. es lebendiger auch außer demſelben. Der fchweizerifchen 
Preſſe, ange Jahre auf wenige Hauptzeitungen bejchränft, gejellten 
fi neue Organe der Deffentlichkeit bei, in der öftlichen Schweiz 
die „Appenzeller Zeitung” in Trogen, der „Freimüthige“ in St. 
Gallen, diefer von Dr.: Anton Henne von Sargans herandges 
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geben, dem Nachfolger Baumgartner’d in der Verwaltung ber 
Staatsardire. Baumgartner ald Mitglied der oberften Landes; 
behörde wohl befugt, ſchrieb mit Ausführlichkeit und Nennung 
der Redner, die Verhandlungen des Großen Rathes und brachte 
folhe im zwei größeren Heften 1829 und Ende 1830 gebrudt 
zur Kenntniß des Volkes. Im Kanton St. Gallen ſowohl ala 
außerhalb deſſelben wurden fie beifällig aufgenommen. Aud 
ber „Hreimüthige“ berichtete über tie. Großrathsverhandlungen 
mit Ramensnennungen. Im Frühjahr 1828 veröffentlichte 
Baumgartner dur Mittheilung an Ufteri zu Handen der Neuen 
Zürder Zeitung die St. Galliihe Staatörechnung, nachdem er 
diefelbe im Einverſtaͤndniß mit tem Kantondfaffter in zeigbare 
Form gebradt hatte. So war tas Syſtem der. Geheimthuerei 
gebroden, nicht bloß für den Kanton St. Gallen, ſondern auch 
für die übrige Schweiz. Der Regierung war all das unge 
nehm. Müller-Frievberg veranlaßte Anfangs Januar 1830 eine 
Berathung. Man ſprach von Konfisfation (des damals erfcies 
nenen erften Heftes ber „Verhandlungen u. f. w.“) und von 
vorjorgliden Maßnahmen für die Zufumft; vderlei unterblieb. 
Im Zuni nachhin aber brachte die Regierung bei dem Großen 
Rath, deſſen Eröffnung eben wegen biefer Angelegenheit mit 
Spannung entgegengefehen worden, einen Dekretsvorſchlag ein, 
durch welchen .die Herausgabe der Großrathöverhandblungen vers 
ſchiedenen Bedingungen und Beichränfungen unterworfen wurde. 
Es wollte die Regierung durch den Vorſchlag verhindern: bie 
volftändige gefchichtliche Mittheilung der Berhandlungen; al 
fällige Beurtheilung des Ganges oder ter Refultate der Ber 
handlungen; die Veröffentlichung ohne Nennung des Berfaflerd; 
die Mittheilung an nicht-⸗St. Galliſche Redaktionen; mit einem 
Wort: es wollte. der Deffentlichkeit ein ſtarker Riegel vorgeſcho⸗ 
ben werben (14. Juni 1830). Diefes Sperranfinnen wurde 
vielfah angegriffen mit Anträgen auf Tagesordnung; knapp 
brachten es die. Gegner der Tegtern zur Ueberweiſung an einen 
Ausſchuß. Müllersrieddberg Sohn wurde an die Spige ber 
Kommilfton geftellt, auch Baumgartner im dieſelbe gewählt. Die 
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Kommilfion hat nie Bericht erftattet; denn die Ereigniffe wuch⸗ 
fen bald ver Regierung und der Dppofition allzumal über ven 
Kopf; Baumgartner jchrieb und veröffentlichte gegen Ende 1830 
ungehindert dad zweite Heft der „Verhandlungen“, von denen 
Ihon oben die Rebe geweien. Der ſprechenden Oppofition im 
Großen Rathe ftand eine ftille im Volke zur Seite; es waren 
die Demofraten von 1798, 1802. und 1814, vielfach mit ihren 
Plänen und Wünfchen unterlegen, mande auch perfönlich ver 
legt. Ihr Grol wartete mur auf einen Anlaß fich Luft zu mas 
hen. Im St. Galliihen Volk war überhaupt zu jener Zeit 
eine wirkliche Anhänglichkeit an Verfaſſung und Regierung nicht 
vorhanden. Die Palliativen, welche die Oppofition der Regies 
rung abrang, vermochten die Kluft: zwiſchen dieſer und dem Bolt 
nicht auszufüllen. Die Dreier⸗Geſandtſchaft, Müller-Frienberg 
(Bater), Karl v. Gonzenbach und Baumgartner, wanderte in 
altgewohnter Weiſe an die orbentlihe Tagſatzung von 1830 
nad. Bern. Ende Juli ftürzte der Aufftand in Paris Karl 
den X. von Franfreih und mit ihm die Herrichaft der ältern 
Bourbone. An die Stelle des vertriebenen Königs von Frank: 
reich und Navarra trat Ludwig Philipp von Orleans, das Haupt 
ber jüngeren Linie jenes Herrſchergeſchlechtes, König der Fran⸗ 
zofen genannt; von dann an herrichte im Nachbarland das Bürs 
gerfönigthum, der Orleanismus, ein Mittelving zwiſchen Mon: 
archie und Republik, etwas Karrifatur von beiden, Das Er 
eigniß zündete wie ein Blig durch ganz Europa. Ob ſich alte 
Koalitions⸗ und Legitimitätsfriege erneuern follen oder nicht, 
das war fofort die Frage, welche die Völfer je nah ihren Mei- 
nungen und Neigungen bewegte. Eben während ver Tage des 
Bolksaufftandes in Paris berieth die Tagfagung, in pflichtiger 
Sorge für die fapitulirten Regimenter in Frankreich, im Sinne 
der Milderung einen neuen Straffoder für biefelben. Als dann 
die Kunde von der PBarifer Revolution und ihrer Ergebnifie 
in bie fchmeizerifhe Bundesſtadt gelangte, beeilten ſich die Füh— 
rer des Vorortes und die übrigen Häupter deſſen, was man 
damals die fchweizerifche Ariftofratie nannte, die Tagfagung zu 
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ſchließen, damit nicht die ſchweizeriſche Oppoſition im Kreiſe 
der Tagſatzung ſelbſt an die Zügel der eidgenöſſiſchen Geſchäfts— 
leitung greifen könne (6. Auguſt). Den heimfehrenden „Tags 
herren“ folgte bald das ſchweizeriſche Kriensvolf von Frankreich 
ber; die ſechs Negimenter hatten fein Strafgefegbuch mehr nö⸗ 
thig; ihre in den Tagen der Umwälzung abermals bemiefene 
Treue an Eid und Pfliht galt bei den Franzofen nicht als 
Empfehlung für fie; fie wurden insgefammt nad) Befangon be 
fehliget, dort Tigentlirt; im Laufe Septembers langten die St. 
Galliſchen Offiziere und übrige Mannſchaft zahlreich wieder im 
Kanton an. Das war ein mahnendes Zeichen, daß eine ganz 
neue Zeit eingetreten. Solches fühlte man in der ganzen Schweiz; 
Regenten und Bolf der Kantone harrten geſpannt auf die mei- 
tere Entwidlung der Dinge. Bern und Genoffen ſuchten den 
drohenden Sturm fo gut möglich zu beſchwichtigen, aber in bie 
Autorität des herrſchenden Syftems war ſchon manche Brefche 
durch Rede und Schrift geichofien worden. Tag um Tag wurde 
die fchmweizerifche Oppofttionspreffe einfchneidender, rüdfichtölofer. 
Magiftraten und Inftitutfonen wurden mit Ungeftüm angegriffen. 
In St. Gallen, wo Anfangs Juni trog aller politiſcher Auf- 
regung Niemanden eingefallen wäre auf grundfäßliche Abaͤnde⸗ 
rung ber Staatsorduung anzutragen, fing man allmälig an von 
Berfaffungsrevifion zu fprechen, jo auch anderwärts; doch ver 
hielt man fib im Allgemeinen mehr beobachtend als handelnd. 
Staatöveränderungen aber im Sinne der Beichränfung der Re 
gierungsgewalt, und das war’d, was angeftrebt wurde, treten 
erft ein, wenn ernfte Rufe an das Wolf gelangen; mit der Ex: 
zählung derſelben wird der dritte Band dieſes Geſchichtwerkes 
beginnen. 

Wir ftehen an der Pforte der Demokratie, und begrüßen 
ihre Eröffnung ſchon zum Voraus. 
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Berichtigungen. 


Zeile 20; ftatt „acht Kreiſe“ Lies: fieben Kreife. 


" 


6 von unten; ftatt „des nachhin u. f. w. aufgebrungenen 
Einheitsſyſtemes“ Ties: an das nachhin u. f. w. aufge: 
drungene Einheitsſyſtem. 

5 von unten; ftatt „aller fruchtlofen Verſuche“ Lied: an 
alle fruchtloſen Verſuche. 

4; ſtatt „vom 19. Juni“ lies: vom 17. Juni. 

3; ſtatt „Stiftungswaldungen“ lies: Stiftswaldungen. 

10; ſtatt „Faſtnachthuns“ lies: Faſtnachthuhns. 

22; ſtatt „Konferenzverſammlungen“ lies: Konferenzver⸗ 
handlungen. 

17; ſtatt „die Verwendung“ lied: die Verwendungen. 
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